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Vorrede* 


Oeit  etwa  zwanzig  Jahren  ist  eine  beträchtliche 
^  Anzahl  von  mir  rerfafster  Aufsätze  grölstentheils 

^  in   der  Allgemeinen   Preufsischen  Staatszeitung, 

Q  theils  auch  in  der  Medizinischen  Zeitung  abge- 

druckt worden,  welche  der  Verein  für  Heilkunde 
im  Preufsischen  Staate  seit  1832  herausgiebt;  auch 
hat  die  Königliche  Akademie  der  Wissenschaften 
zu  Berlin  einige  der  Arbeiten,  welche  ich  als  or- 
dentliches Mitglied  ihr  vorlegte,  der  Auftiahme 
in  ihre  Abhandlungen  würdig  gefunden.  Achtbare 
Stimmen  äufserten  mir  wiederholt  den  Wunsch, 
dafs  ich  eine  Sammlung  dieser  zerstreuten  Auf- 
sätze veranstalten  möchte,  und  die  Akademie  er- 
theilte  mir  die  Erlaubnils,  fiir  dieselbe  auch  die 
bereits  in  ihre  Abhandlungen  au%enommenen  zu 
benutzen.  Jenem  Wunsche  zu  genügen,  könnte 
ich  mich  jedoch  nicht  entschliefsen ;  Einigesirin 
diesen  Aufeätzen  hatte  wohl  überhaupt  nur  ein 
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vorübergehendes  Zeitinteressse;  Vieles  darin  be- 
steht ans  Wiederholungen,  welche  für  die  mei- 
sten Zeitungsleser  Bedürfnifs  sind,  die  Blätter  aus 
frühem  Jahren  nicht  aufbewahren;  und  fast  Al- 
les bedurfte  für  den  bleibenden  Zweck  einer 
Sammlung  einer  strengem  Auswahl  oder  doch 
wenigstens  einer  treffendem  Anordnung.  Daher 
sind  diese  Aufsätze  nur  als  Material  zu  den  seit 
vier  Jahren  von  mir  herausgegebenen  Schriften 
benutzt  worden;  was  aufserdem  der  Erhaltung 
noch  werth  schien,  ist  in  die  kleinen  Schriften 
aufgenommen,  mit  deren  Sammlung  ich  hier,  den 
Mahnungen  der  Altersschwäche  folgend,  meine 
Laufbahn  als  Schrifbteller  beschliefse. 

Drei  dies^  Aufsätze  beziehen  sich  auf  Be- 
völkerungsverhältnisse« Der  erste  derselben  ent- 
hält eine  ganz  neu  ausgearbeitete  Vergleichung 
der  im  Jahre  1841  im  Preufsischen  Staate  vor- 
gekommenen Geburten,  Trauungen  und  Todes- 
fälle mit  den  ähnlichen  Ereignissen  des  Zeitraums 
von  1816  bis  1840.  Der  zweite  und  dritte  be- 
handelt Aufgaben,  welche  die  politische  Arithme- 
tik zu  lösen  versucht  mit  Benutzung  zweier  der 
Akademie  der  Wissenschaften  vorgelegten  Ab- 
handlungen über  denselben  Gegenstand. 

Die  sechs  folgenden  Aufsätze  beziehen  sich 
auf  die  Unterrichtsanstalten  zunächst  des  Preußi- 
schen Staats.  Die  Betrachtungen,  welche  Herr 
Medizinalrath  Lorinser  zum  Schutze  der  Ge- 
sundheit auf  den  Schulen  im  ersten  Stücke 


der  Medizinischen  Zeitung  für  1836  au&tellte, 
veranlafsten  mich  damals  zm*  öffentlichen  Aeulse- 
rung  von  Bemerkungen,  welche  weiter  ausführ- 
ten, was  dort  nur  angedeutet  wurde.  Lorin* 
ser  regte  damals  vielseitigen  Widerspruch  auf, 
und  ich  konnte  davon  auch  nicht  unberührt  blei- 
ben ;  indessen  haben  sich  meine  üeberzeugungeu 
seitdem  nicht  wesentlich  verändert.  Ich  habe 
jetzt  mit  Benutzung  jener  frühern  Arbeiten  den 
Gegenstand  noch  mehr  ins  Einzelne  gehend  be- 
handelt, und  aufserdem  beigefiigt,  was  meine  Er- 
fahrungen als  akademischer  Lehrer  und  eine  viel- 
jährige Theilnahme  an  Staatsprüfungen  mir  auch 
in  Bezug  auf  den  Universitätsunterricht  als  For- 
derung der  Zeit  erscheinen  liefsen. 

Zahlenangaben  über  die  Verhältnisse  der  Ju- 
denschaft im  Preufsischen  Staate  enthalten  bereits 
frühere  Aufsätze  in  der  Staatszeitung.  Den  neue- 
sten Zustand  in  dieser  Beziehung  ergiebt  ein  Auf- 
satz in  No.  141  und  142  derselben  vom  Jahre 
1842,  dem  Bemerkungen  über  ihre  gewerblichen 
Verhältnisse  in  No.  194  und  195  folgten.  Die 
zum  Theil  sehr  leidenschaftlichen  Entgegnungen, 
welche  hierdurch  aufgeregt  wurden,  haben  mich 
nicht  veranlafst,  meine  Üeberzeugungeu  zu  än- 
dern, und  die  beiden  hier  zu  einem  Ganzen  ver- 
einigten Aufsätze  haben  auCser  einer  gänzlich  um^ 
gestalteten  Anordnung  weniger  Abänderungen  als 
irgend  andere  meiner  früher  hier  benutzten  Ar- 
beiten erlitten. 
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Ueber  die  staatswirthscbaftlichen  und  sittli- 
chen Wirkungen  des  Brantweinbrennens  und 
Brantweinverbrauchs  habe  ich  niemals  früher  et- 
was öffentlich  geäufsert.  Auch  erhielt  ich  erst 
vor  drei  Jahren  eine  besondere  Veranlassung,  de- 
ren Beschaffenheit  in  Bezug  auf  den  Preufeischen 
Staat  mit  den  Mitteln  zu  prüfen,  welche  mir  die 
Sammlungen  des  statistischen  Bureaus  darboten. 
Hieraus  ist  der  elfte  Aufsatz  in  der  vorliegenden 
Sammlung  hervorgegangen,  welcher  hier  als  eine 
durchaus  neue  Arbeit  erscheint. 

Das  zwölfte  und  letzte  Stück  dieser  Samm- 
lung ist  dagegen  der  unveränderte  Abdruck  ei- 
nes Aufsatzes  über  die  wahre  Natur  und  Beschaf- 
fenheit der  Renten  aus  Boden  und  Kapital,  wel- 
cher bereits  am  20sten  Oktober  1836  in  einer 
Gesammtsitzung  der  Königlichen  Akademie  der 
Wissenschaften  zu  Berlin  vorgelesen,  und  auch 
in  deren  Abhandlungen  von  gedachtem  Jahre  auf- 
genommen wurde.  Mit  diesem  Bande  der  aka- 
demischen Schriften  kam  zugleich  eine  sehr  kleine 
Zahl  einzelner  Abdrücke  dieses  Aulsatzes  in  Um- 
lauf. Auch  habe  ich  die  darin  vorgetragenen  Ge- 
danken und  Einiges  auszugsweise  sogar  wörtlich 
in  meiner  Schrift  —  „das  Verhältnifs  der 
Staatsgewalt  zu  den  Vorstellungen  ihrer 
Untergebenen  1842"  —  benutzt.  Dessenun- 
geachtet hat  sich  durch  wiederholte  Nachfragen 
nach  den  vorerwähnten  längst  vergriffenen  be- 
^ondern  Abdrücken  ein  Bedürfnifs  weiterer  Ver- 
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breitung  gezeigt,  und  ich  habe  um  sa  weniger 
Anstand  genommen,  demselben  durch  Aufnahme 
in  gegenwärtige  Sammlung  zu  genügen,  ab  es 
jetzt  vielleicht  besonders  an  der  Zeit  sein  dürfte, 
wiederholt  darauf  hinzuweisen,  dafs  der  wirksam- 
ste Schutz  der  Eigenthumsrechte  eben  in  der  all- 
gemeinsten Anerkennung  und  Anwendung  der- 
jenigen Begriffe  liegt,  auf  deren  verkehrte  Deu- 
tung sich  der  Unsinn  des  Kommunismus  stützt 
Der  ewig  wahre  Satz  findet  auch  hier  seine  Be- 
stätigung,  dafs  eben  der  Mifsbrauch  des  Schön- 
sten, Edelsten  und  Heiligsten  das  Häfslichste, 
Schändfichste  und  Verruchteste  erzeugt. 

Möge  dieser  Sammlung  eine  wohlwollende 
Beachtung  der  redlichen  Absichten  des  Verfassers 
nicht  versagt  werden,  der  nur  Materialien  zu 
selbststandigen  gründlichen  ürtheilen  darreichen 
wollte.  Es  sei  vergönnt,  hierbei  in  Erinnerung 
zu  bringen,  dafs  in  Beziehung  auf  einige  der 
wichtigsten  Lebensverhältnisse  Vorstellungen  be- 
stehen, welchen  es  bisher  nicht  glückte,  diejenige 
Meinung  fiir  sich  ^u  gewinnen,  die  von  der  Ta- 
geslitteratur  als  öffentliche  bezeichnet  wird, 
dals  aber  diese  Vorstellungen  dessenungeachtet 
tief  in  der  üeberzeugung  einer  bei  weitem  über- 
wiegenden Mehrheit  achtbarer,  verständiger  und 
erfahrner  Männer  haften,  und  dafs  ebendeswe- 
gen die  Gesetzgebung  und  die  Sitten  sich  in 
solchen  Beziehungen  in  einer  ganz  andern  Rich- 
tung bewegen,  als  jene  Litteratur  denselben  an- 
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zuweisen  versucht  lusofeni  solche  Vorstellun- 
gen auch  in  einigen  der  Schriften  leitend  waren, 
welche  diese  Sammlung  enthält,  wird  dieselbe  al- 
lerdings Aristofs  geben,  welchen  ich  doch  so  weit 
zu  mildern  mich  bestrebte,  als  es  mir  ohne  Ver- 
letzung höherer  Pflichten  möglich  erschien. 

Berlin,  den  Isten  September  1843. 
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Im  Kalendeijahre  1841  sind  nach  den  voUstSnAg  ein- 
gegangenen Bevölkerungslisten  in  sänimtlicben  acht  Pro- 
vinzen des  Preufsischen  Staats 

geboren  worden  Kinder 591,505 

dagegen  gestorben 415,256 

neue  Ehen  geschlossen 136,188. 

Das  Militär  ist  in  diesen  Zahlen  überall  mit  einbe- 
g^ffen;  auch  sind  die  Todtgebornen  sowohl  unter  den 
Gehörnen  als  unter  den  Gestorbenen  enthalten.  Die 
siaatswirthschaftlithe  Bedeutung  dieser  Zahlen  gdit  her- 
vor aus  der  Yergleichung  derselben  mit  den  Ergebnis- 
sen der  vorhergegangenen  Jahre. 

Der  Preufsische  Staat  erhielt  wesentlich  seinen  ^tzi- 
gen  Umfang  im  Jahre  1816.  Seitdem  ist  nur  das  Für- 
stenthum  Lichtenberg  durch  Ankauf  im  Jahre  1834  hin- 
zugekommen; seine  Bevölkerung  verhält  sich  jedoch  zu 
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der  Einwohnerzahl  des  ganzen  Staats  in  runden  Sum- 
men nur  wie  eins  zu  vierhundert,  und  ist  demnach 
viel  zu  unbedeutend,  um  einen  erheblichen  Einflufs  auf 
allgemeine  Uebersichten  in  dem  hier  bezeichneten  Um- 
fange zu  äufsern.  Mit  Einschlufs  des  Jahres  1816  sind 
die  jährlichen  Bevölkerungslisten  für  den  ganzen  Preu- 
fsischen  Staat  bis  zum  obengenannten  Jahre  vollständig 
bei  dem  statistischen  Bureau  gesammelt,  und  durch  spä- 
tere Berichtigungen  ergänzt,  die  jedoch  nur  selten  und 
in  sehr  geringem  Umfange  nöthig  wurden ;  sie  ergeben 
fttr  die  acht  Provinzen  desselben  nachstehend  verzeich- 
nete Zahlen  für  die  Gehörnen  und  Gestorbenen.  Da 
)me  diese  stets  überstiegen,  so  verblieb  jährlidi  ein 
nadistehend  gleichfalls  angegebener  üeberschufs.  Hier- 
nach waren 

in  den  Jahren  Gebomc       Gestorbene     Üeberschufs 

1816 448,052  287,101  160,951 

181?  ...  .  .  454,609  307,035  147,574 

1818 463,852  313,983  149,869 

1819 492,799  334,483  158,316 

1820 484,398  296,909  187,489 

1821 504,161  287,573  216,588 

1822 50;^962  314,524  188,488 

1823 498,686  318,899  179,787 

1824 505,338  318,520  186,818 

1825 523,653  327,354  196,29» 

ims  .....  525,623  355,132  170,491 

1827  ;  .  .  .  .  490,675  365,585  125,09fr 

1828 499,507  372,880  126^627 

188»  .  .  .  .  .  495^483  388,255  107,228 

1830  .  .  .  .  .  497,241  390,702  106,539 

1831  •  .  ;  .  .  .    490,562  462,^65   27,897 
"  Latus  7,877,601  5,441,600  2,436,001 
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Transport  7,«77,60l  5,441,600  2^436,001 

1832 481,973  421,138  60,84» 

1833  .     .  537,474  413,894  123,580 

1834  .     .     .     .     .  556,642  424,013  132,629 

1835 533,215  380,943  152,272 

1836 550,622  375,588  175,034 

1837  .     ....  557,893  438,603  119,290 

1838 566,400  391^990  173,410 

1839  .     .     .     .     .         574,974     430^098     144,876 

1840  .     .    .    :    .         587,275     418,624     168,651 

1841  .     .     .     :     .         591,505     415,256     176,249 

Während  dieser  26  Jahre 
zusammeugenommen  .     13,415,574  9,552,737  3,862,837. 

Unter  übrigens  gleichen  Umständen  ^würden  die* Zah- 
len der  Gehörnen  mid  Gestorbenen  mit  der  Anzahl  der 
Einwohner  überhaupt  steigen  oder  fallen.  Dies  gesdiiebt 
nun  allerdings  nicht,  wegen  der  Abwedbselungen,  w«ldic 
die  veränderliche  Besc^afCenfaeit  der  "Witterung,  des  Er* 
träges  der  Erndten,  des  Erwerbes  aus  den  Erzeugnisseü 
des  Kunstfleifsee  und  der  Bediufnisse  der  Regierung  auch 
hierin  erzeugen;  indessen  bleibt  d«ieben  der  Einflufs 
der  Volkszahl  doch  unverkennbar,  und  auch  im  Preufsi- 
sehen  Stifte  mehrten  sich  ^  Gebomen  und  die  Gestor^ 
benen  mit  der  )ähriich  steigenden  Bevölkerung  in  so  weit^ 
als  nidit  in  einzelnen  Jahren  der  Einflufs  besonderer  Er-* 
eigttisse  überwog.  ■ 

Bis  zum' Jahre  182S  wurden  die  Bewohner  des  Preu* 
fsischen  Staats  'jährlich,  seitdem  aber  nur  am  Ende  )e^ 
des  dritten  Jahres  gezählt.  Nachstehende  Zahlen  sisii 
das  Ergebnifs  dieser  Zählungen  von  drdi  zu  drei  Jähe- 
ren, ebenfalls  mit  deb  nachträgliche  Verbesserungen^ 
wdche  doch  nur  >in  Bezug  auf  die  Zählung  zu  Ende  det 
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Jahres  1840  erheblich  traren.    Hiemadi  wurden  gefun- 
den am  Ende  der  Jahre: 

1816 10,849,031 

1819 10,981,934 

1822 11,664,133 

1825 12,256,725 

1828 12,726,110 

1831 13,038,960 

1834 13,509,927 

1837 14,098,125 

1840 14,928,501. 

Diese  Zählungen  sind  nicht  in  gleichem  MaaCse  zu- 
verlässig. INe  Meinung,  dafs  doch  wohl  Abgaben  oder 
Leistungen  nach  Yerhältnifs  der  Einwohnerzahl  vertheilt 
werden  könnten,  konnte  Vorsteher  der  Ortsgemeinden 
früher  wohl  veranlassen,  die  Zahl  der  Einwohner  gerin- 
ger anzugeben,  als  sie  wirklich  war.  Anstalten,  welche 
wegen  besonderer  Vorrechte  der  polizeilichen  Aufsicht 
der  Ortsbehörden  nicht  untergeben  sind,  wurden  zuwei- 
len audi  bei  der  Zählung  der  Ortseinwohner  übersehen. 
Endlich  suchen  auch  wohl  Personen  sich  der  obrigkeit- 
lidien  KenntniCs  von  ihrem  Aufenthalte  im  Lande  ge- 
flissentlidi  zu  entziehen,  weil  sie  über  ihre  Berechti- 
gung dazu  oder  ihren  Erwerb  sich  nidit  hinreichend 
auszuweisen  vermögen.  Indessen  hat  doch  auch  die  fort- 
schreitende Bildung  strengere  Begriffe  von  der  Verpflich- 
tung, wahr  und  zuverlässig  zusein,  in  Umlauf  gebracht; 
es  ist  allgemeiner  erkannt  worden,  daCs  richtige  Ver- 
zeidbiisse  der  Einwohner  auch  für  die  Verhältnisse  der 
Ortsgemeinden  sehr  nützlich  werden;  Erfahrung  und 
Uebung  haben  das  Verfahren  bei  den  Zählungen  Über- 
sichtlicher gemacht,  und  das  Entdecken  der  begangeneu 
Fehler  erleichtert.    Besonders  sind  die  Zählungen  voU- 
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ständiger  geivorden,  «eitdera  im  Jahre  1820  auf  dem 
Lande  und  in  den  kleinen  Städten  die  Klassensteuer  ein- 
geführt  wurde,  weldie  richtige  Yerzeidinisse  der  Ein- 
wohoer  bedingt.  Es  wird  daher  gemeinhin  bei  statisti- 
schen Arbeiten,  welche  von  der  Zahl  der  Elinwohner  zu 
Ende  des  Jahres  1819  ausgehen,  statt  des  Torstehend 
verzeichneten  Ergebnisses  der  am  Ende  des.  Jahres  1819 
vollzogenen  Zählung  das  Ei^ebnifs  der  Zählung  zu  Ende 
des  Jahres  1820  mit  Abzug  des  im  Laufe  des  Jahres 
1820  durch  den  Ueberschufs  der  Gebomen  entstande- 
nen Zuwachses  gebrauch^  weil  letzteres  sich  der  wirk- 
lich vorhanden  gewesenen  Anzahl  wahrscheinlidi  mehr 
annähert.  Nach  den  vorstehenden  Angaben  betrug  die 
Einwohnerzahl 

zu  Ende  des  Jahres  1840 14,928,501 

^^en  zu  Ende  des  Jahres  1816  nur  .    10,349,031 
Hiemach  hatten  sich  die  Einwohne  in-- 
iK^alb  dieses  Zritranms  von  24  Jahr^i 

vermehrt  um  .    •    •    ; 4,579,470 

Der  Zuwadis  durdi  dem  Ueb^rsdiufs 
d^  Gebomen  betrug  dagegra  während 
desselben  Zeitraums  nur  ......      3,525^637 

indem  der  vorstehend  angegebene  Zu- 
wachs im  Laufe  der  beid^a  Jahre  1816 
und  1841  hier  nicht  in  Anrechnung  kom- 
men kann,  weil  er  aufseriialb  des  hier 
betraditeten  Zeitraums  liegt. . 

Hiernach  bleiben  noch  üfcrig  .  .  ""^  1,053,833, 
welche  nur  entweder  durch  Berichtigung  der  am  Ende 
des  \Jabres  1816  vollzogenen  Zählung,  oder  durch  den 
UeberscfauCB  der  Eiawandening  über  die  Auswand^xm- 
g^i  hinzugekommen  sein  können.  Sehr  wahrscheinlich 
haben  b^e  Ursadien,  bei  w<ritem  ilb^wi^end  aber  die 


iHttere  *  Mfifzm  getflrkL  Es  kcmimeB  aäuiiuch  auf  die- 
jeüige  Yermefarubg  der  Eüirwoiuier^  Tvelcke  sich  mtht 
durch*  den  Ueb^rsdiufs  der  .Geboroea  uadiweiseii  lOisty 
id  deB^  dreajälu^igen  Zeiträoinen 


vom  AnfHDg 
<!«&  Jahres 

1817 
1820 
1823 
1826 
1829 
1832 
1835 
1838 


bis  zu  ^ndc 
des  Jalure^ 

1819  , 

1822 

1825 

1828.  , 

1831 

1834 

1837 

1840 


Summe  wie  vorhia 


177,144 

89,684 

29,688 

47,177 

71,186 

153,913 

141,602 

343,439 


1,053,833. 


fa  dem  ersten  Jabrzefant  nach  dar  Wiederiiarstel- 
lung  des  Friedens  fand  Mdi  waUrsdietnUch  gar  kein, 
oder  wenigstens  bar  ein  ganz  anerheMieher  Uebersdkufs 
del*  Eii&itanderungen.  Familien,,  welche  während  der 
französischen,  bergbchen  «md  wrestfäliichea  Yer^altung 
aus  Frankreich  und  Belgien  ih  dve  ^nresdichen  Provinzen 
gi^itogtsi  waren,  gingen  in  ihr  Vaterland  wieder  zurück. 
Familienverbindungen  und  Dieeostr^rhäitnisse  veraidafs- 
ten  auch  wohl  ein  Yertieketai  aus  ändern  neuen  Erwer- 
bungen in  Gebiete,  welche  Tormak  die  gemekisthaftliehe 
Heimath,  jetzt  .ab^rAu^and  waren.  Die  VeHnehrang 
der  Einwohnerzahl  von  266,828,  welche  nach  vtxrstehen- 
den  Angaben,  aufser  dem  Zuwachse  durch  den  lieber- 
sehu£8  der  G^bomäa  in  den  sedis  Jahren  1817  bis  mit 
1622  erfolgte,  war  hiemadi  wafarechdnlieh  nur  eine 
sdietttbai-er;  sie  entstaiid  näniiah  daduivh^  dafe  Personen^ 
wdyie  zu.'&ide.  des  Jahres  1816  bereits  im  Prea&ischea 
Staate  wohntw,  in  ^r  damals  von  mehrentbeils'neiian^ 


ge^elltien  Bekürdeu  widil  nur  sehr  ^jBvrolbtänäig^  voll^ 
zogeneU  ZSlhluiig  übergangen,  bei  dei^  nacbfoigeod«!  da*- 
inals  noeh  )ähiüch^3  ZttUongen  aber  nadi  und  nach  anf^ 
gefunden,  und  in  die  Yerzeichni^e  der  Einwohb^TaM 
aofgenbimiien  ^wurdeki.  Bcii  dieser  Atmhhnie  wiüd  indiss- 
sett  schon  rorau8g«s6tzt,  daCs  die  erste  Zählut^  die  Zahl 
der  Einwohner  um  mehr  als  ein  Yierzigtheii,  oder 
dritt^aib  pro  Cent  zu  gering  angegeben  hatte,  und 
dies  ist  ein  so  groCscr  Fehler,  dafs  es  die  Grenzen  der 
Wahrscheinlichkeit  übersteigen  dürfte,  wenn  ein  noch 
gTöfserer  Termudiet  werden  sollte.  Die  Versiehnflig'von 
787,005,  weldie  nach  von^hendcra^  Angdben  in  dea  acht- 
zehn Jähren  1823  bis  «ut  1840  aufeer  dem  Zuwadise 
durdi  den.  Ueberschufs  der  G^bornen  bemerkt  wurdet 
enthält  auch  diejen^en  35,256,  wdche  dureh.den  An^ 
kauf  des  Fürsteothums  Licht^iberg  in  Jahre  1834  dem 
Preufsisdien  Staate  attwudiseh.  I)ie  nach  Abzug  der^ 
adben  noch  verbleibetid«n  7dl,749  ktooen  dagegen  we^ 
sentlich  nur  durch  einen  UebeIrsdiufB  der  Einwanderun- 
gen über  die  Auswanderungen  entstanden  sein.  Es  ist 
hierbei  weniger  an  ein  Anziebeit  ganzer  Famflien  -^  oIk 
woM  auch  dieses  zuweilen  rorkommen  dürfte'  -<-  ate  YJkh 
mehr  daran  zu  denken,  dafs  junge  Leute,  wekbe  nsoh 
voHendeter  Eriä^ung  lolmende  Besdhftftigung,  oder  avdi 
nur  ferneren  Unterricht  auber  ihrem  Geburtsorte  tu- 
chen,  sich  deslmlb  in  den  Preufsi^sdien  Staat  begebn^ 
^ne  bestimmtai  Yorsats,  sidi  darm  niedermdassen,  da& 
sie  darin  finden,  was  sie  sochlen,  durch  die  gefundenen 
-Vortb^e  ziubi  langem  Verweilen  bewogen,  uuTek-merkt 
einheiniiseh  werden,  und  sich  en<ttich  fesf  niederiassen. 
AHerdiags  veriiert  der  BtteuCs.  Slaat  adch  jähciicb  Eib^^ 
wohner^  auf  gieicke  Weise  und  selbst  dhirdi  Auswaoidem 
ganzer  Famili^i;  alleift  nach  «den  vorsteh^iden  Ergeb- 
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nifaeii  der  ZShkuigeii  wird  dieser  Verlust  durch  jenen 
Gewinn  dodi  so  weit  überwogen,  daCs  zuletzt  der  i^or- 
stehend  angegebene  Uebersdiuls  Ton  mehr  als  drei 
Viertheilen  einer  Million  im  laäife  der  letzten  acht- 
zehn Jahre  yerblieben  ist.  Dafs  dieser  Uebersdiufs  in 
den  einzelnen  dreijährigen  Zeiträumen  allmählig  steigend 
WUT,  wird  dadurch  sdir  erklärlidi,  dafs^die  günstigen 
ErCahrungen,  welche  die  frühem  Einwanderer  maditen^ 
eine  naheliegende  Veranlassung  für  ihre  Landsleute  wnr* 
den,  ihnen  nachzufolgen.  So  stieg  in  den  drei  Trien- 
nien  ron  1823  bis  1831  der  Gewinn  durch  den  Ueber- 
schufs  der  Einwanderungen  ii|  runden  Zahlen  von  fast 
30,000  zunädist  auf  47,000,  und  dann  auf  71,000.  Die 
letztere  Zahl  Würde  gewife  noch  erheblich  gröfser  er- 
scheinen, wenn  nicht  die  Schrecken  der  im  Jahre  1831 
auch  in  den  Preufs.  Staat  eingedrungenen  asiatischen 
Cholera  viele  Bewohner  desselben  veranlafst  hätten,  in 
benachbarte  davon  freigebltebene  Länder  zu  flüchten. 
Ihre  Abwesenheit  am  Ende  des  Jahres  1831  verminderte 
das  Elrgebnifs  der  damals  vollzogenen  Zählui^;  ihre  Rück- 
kehr im  folgenden  Jahre  vermehrte  dagegen  den  sidi  im 
folgenden  Triennium  ergebenden  Ueberschufs  der  Ein- 
wanderungen, welcher  hierdurch  und  durch  die  hinzu- 
gdLommene  Bevölkerung  des  Fürstentbums  Liditenberg 
für  die  Jahre  1832  bis  mit  1834  in  runder  Zahl  auf 
beinahe  154,000  stieg.  Dieses  Ereignifs  hat  demnach 
den  Uebersdiufs  der  Einwanderungen  für  1829  bis  1831 
um  ebensoviel  scheinbar  vermindert  als  es  denselben  fQr 
1832  bis  1834  scheinbar  vermdirt.  Aber  auch  mit  die- 
ser aufserordentlichen  Vermehrung  betrug  der  hier  be- 
trachteterZuwacbs  in  den  Ji^en  1832  bis  mit  1834  dodi 
eigex^äi^h  nur  118,657,  iiklem  er  nur  durch  die  während 
desselboi  Zcatraums  hinzugekominetien  35,256  Einwoh- 


ner  des  Fürstenthums  Liditenbei^  auf  die  ob«a  wmgege- 
bene  Zahl  Ton  153,913  erhöht  wurde.  Diese  in  nmd^ 
Zahl  nicht  Tolle  119,000  Übei^tteg'  nun  schon  der  Zvb- 
wachs  durch  den  Uebersc&ufs  der  Einwanderun^n  in  dem 
nächstfolgenden  dreijährigen  Zeiträume,  indem  derselbe 
in  runder  Zahl  noch  nidit  ganz  142,000  betrug.  Auf* 
fallend  erscheint  endlich  die  besonders  grofse  Vermeh- 
rung durch  den  Ueberschu(s  der  Einwanderungen  in  den 
Jahren  1838  bis  mit  1840,  wdfJie  noch  ttber  343,000 
stieg.  Es  ist  hierin  allerdings  etwas  Scheinbares.  Ob* 
wohl  nämlich  während  des  ganzen  hier  betrai^tet^i  yier- 
undzwanzigjährigen  Zeitraums  die  Sorgfalt  fortwährend 
zunahm,  womit  die  Zählungen  angestellt  wurden,  so  blieb 
doch  das  ErgebniCs  derselben  in  Folge  der  weiter  oben 
angeführten  Veranlassungen  immer  noch  unter  der  Wirk- 
lichkeit, wenn  es  sich  derselben  auch  fortsdu*eitend  nä* 
herte.  Die  Personen,  welche  nodi  immer  bei  den  Auf- 
nahmen der  Einwohnerzahl  übersehen  wurden,  waren 
nach  vorstehenden  Bemerkungen  wenigstens  in  der  bei 
weitem  fiberwiegenden  Mehrzahl  nicht  eben  solche,  die 
sdion  bei  der  ersten  Zählung  im  Lande  rorhanden  ge* 
wesen,  sondern  vielmehr  solche,  weldie  seitdem  erst  ein- 
gewandert waren.  Zur  VervoUständigimg  dar  Zählun- 
gen wurden  schon  in  den  vorletzten  Triennien  von  eini- 
gen Ortsobrigkeiten  namentliche  Verzeichnisse  d^  Orts- 
einwohner au%enommen;  aber  erst  bei  der  Zählung  zu 
Ende  des  Jahres  1840  wurde  dieses  Verfediren  im  Um- 
fange des  ganzen  Staates  angewandt.  Hieraus  entstand 
nun  bei  dieser  letzten  Zählung  eine  viel  gröfsere  Annä- 
herung an  den  wirklichen  Bestand,  als  früher  erreicht 
werden  konnte,  und  in  dem  anscheinend  auffallend  gro* 
fsen  Udberschusse  der  Einwanderungen  für  den  letzten 
dreijährigen  Zeitraum  ist  nicht  blofs  der  wirklich  wäh- 
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ttnd  imswM^n  enftftsndeAe^  bei  d^m  rai^cfaeti  Fm-tsdiiito 
der  Geiverbsamkeit  unverkeiiiibar  besonders  >betrikiitüeb^ 
Ueberseh«^,  soodem  auch  diejenig^e  Yennehrun^  enttiat- 
ten,  weldie  bei*eite  in  den  voiiergegangenen  Ja&ren  auf 
gfeidie'  Weise  entstandien,  aber  wegen  des  unTöUkom- 
menen  Verfahrens  bei  den  Zißtlungen  noch  nicht  in  die^ 
edben  aufgenommen  worden  war,  und  fetzt  erst  naeh^ 
träglich  in  Anrechnung-  kam.  Das  Ergpebnifs  der  Zäh^ 
tttBg  iJa  Ende  des  Jahres  1840  nähert  sidb  hiernach  mc^r, 
als  irgend  eines  der  frühem  Zahlungen,  der-wirkUeh 
vorhandenen  EinwoiRierzahl;  aber  an  eine  unbedingte 
Richtigkeit  desselben  zu  glauben,  verbeut  die  Besdiafv 
fenheit.  eines  Geschäftes,  wobei  gewifs  weit  mehr,  als 
B wanzig  Tausend  mit  polizeilicher  Aufsicht  beauf^ 
tragte  Personen  von  sehr  verschiedener  Bildung  und  Ge- 
sinnung wirksam  sein  müssen.  Der  Unsicherheit,  welche 
hieraus  entsieht,  ist  durch  menschliche  Yorsi<^  nicht  ab* 
Euhelfen.  Würde  durchschnittlich  bei  der  Zählung  von 
irau send  Personen  nur  eine  übersehen^  so  würden  bei 
einer  Bevölkerung  von  fui^zehn  Millionen  Menschen, 
wie  sie  dtr  Preu£sisihe  Staat  am  Ertde  des  Jahres  1840 
beinahe  besatfs,  doch  scbon  fünfzehn  Tausend  Ein^ 
wohneY  weniger  angegeben,  als  wirklich  vorhaaiden  wa- 
ren. So  grofs  diese  Unsicherheit  auch  Denen  erschei- 
nen düH'te,  weldie  nicht  gewohnt  sind,  Zahlenverhält- 
nisse richtig  aufzufassen,  so  würden  doch  Anordnungen^ 
wodurdi  eine  noch  gröfsere  Annäherung  an  die  Wirk- 
lichkeit hervcnrgebraiiht  werden  sollte,  lachst  wahrschein- 
lich nur  sehr  nachthdlig  auf  die  Zuvetiäissigkeit  der  Zäh- 
lungen wirken.  Ein  F^ler  von  nur  einem  Tau sen d- 
theile  bleibt  bei  diesem  Gegenstande  für  )ede  einzelne 
Oiftsdiaft,  und  selbst  für  jeden  landräthlichen  Krei&  in 
potfzeäidier  und  gewerblichem  Beziehung  so  ganz  uner^ 
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heblich,  dais  die  gewifs  sehr  mühsamen  Bestrebüngfen, 
denselben  zu  vermeiden,  durch  den  möglichen  Erfolg- 
nicht  belohnt  werden,  und  das  Mifsverhältnifs  zwiscben 
dem  Zwecke  und  den  Mitteln,  ihn  zu  erreichen,  allzu 
stark  hervortritt,  um  dem  Andringen  auf  gröfsere  Ge- 
nauigkeit in  den  Zählungen  nicht  den  Anschein  einer 
unnützen  Belästigung  zu  geben.  Indem  die  Meinung 
sich  verbreitet,  dafs  Unnützes  gefordert  werde,  wird  aber 
der  Glauben  an  die  ^Wichtigkeit  einer  sorgfältigen  Zäh- 
lung ersdiüttert,  und  iler  gute  Wille  gelähmt,  wotnit 
verständige  und  rechtliche  Ortsobrigkeiten  das  Mögliche 
hierin  zu  leisten  versuchen.  Bei  befangenen  Gemüthem 
tritt  auch  wohl  eine  Aengstlichkeit  ein,  welche  lefcht* 
Do})pelzählungen  veranlassen  kann.  Um  jedenfalls  nicht 
durch  Auslassungen  zu -fehlen,  nehmen  sie  wohl  tn  ihre 
Zähhingen  auf,  was  in  die  Listen  anderer  Behörden  'ge- 
hört, sich  aber  zufällig  im  Bereidie  ihrer  Aufsieht  be- 
findet. So  werden  mit  einem  gröfseren  Aufwände  '^on 
Kräften  die  Zählungen  nur  unzuverlässiger,  wenn  das 
Bestreben  nach  deren  Vervollkommnung  nicht  durch'  ei- 
nen wahrhaft  praktischen  Blick  geleitet  wird. 

Nächit  der  Anzahl  der  jährlich  Gehörnen  und  Ge- 
storbenen giebt  auch  die  Zahl  der  jährlich  neugeschlos- 
senen  Ehen  einen  unentbehrlichen  Anhalt  bei  Betrach- 
tungen über  die  Ursachen  und  Folgen  des  Steigens  oder 
Sinkend  der  Bevölkerung.  Auch  hier  werden  nur  durch 
Vergleidiung  ganzer  Reihen  von  Jahren  wahrhaft  nütz- 
liche Kenntnisse  erworben.  In  demselben  Bereiche,  wor^ 
aaf  sich  die  vorstdienden  Nan^riehten  vta  G«bomen  und 
Gesloi^ben^  beziehen,  wiyrden  neue  Ehen  gescUossen 
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in  «Wu  Jalir«!! 

1816 117,448 

1817 112,305 

1818 111,484 

1819 111,084 

1820  . 109,625 

1821 106,000 

1822 106,160 

1823 102,247 

1824 107,472 

1825 112,171 

1826 111,999 

1827 106,270 

1828 104,788 

1829 108,627 

1830 110,534 

1831 98,673 

1832 127,217 

1833 130,540 

1834    ... 129,818 

1835 123,953 

1836 125,391 

1837 128,022 

1838 123,644 

1939 .       128,676 

1840  . 132,281 

1841  ... .       136,188 

In  diesen  26  Jahren  zusammengenonunen  3,022,617. 

Die  wirklich  bestehenden  Ehen  werden  im  Preofei- 
echen  Staate  bei  jedex  a%eiBeiBen  Zahlung  der  Einwoh- 
ner und  zwar  dei^estalt  aufgenonnnen,  dafs  die  Zahl 
der  Männer  und  der  Frauen,  weldie  zur  Zeit  der  Zäh- 
lung in  der  Ehe  leben,  besonders  verzeichnet  wird.   Die 
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Zahl  der  Terehlichten  Frauen  wird  hierbei  stet«  etwas 
grOlser  befanden,  als  die  Zahl  der  verehUditeD  Miimer; 
dies  ist  auch  den  ^eirtAnlichen  LebensrerfaHltiiiBseii  gua, 
angemessen.  Denn  in  denjenigen  Fällen,  worin  Ehe- 
leute ohne  gest^eden  zu  sein,  doch  zur  Zeit  der  Zah- 
lung nicht  beisainnien  wohnen,  befindet  sich  der  Mana 
—  beispielsweise  als  Seefahrer  oder  reisender  Handek- 
mann  —  öfter  autser  Landes,  während  die  Frau  seine 
Rückkehr  in  die  Heitnath  oft  Jakre  lang  erwarten  ninfs. 
Audi  Terschweigen  wohl  oft  MSnner,  dafa  sie  Terheira- 
thet  sind,  am  leichter  in  Dienste  genommen  zu  werden; 
aber  schwerlich  ^schiebt  dieses  jemals  von  EYaueu. 

In  der  Eke  lebend  wurden  gezäUt  am  Ende  der 
Jahre 


1816  . 

.  1,802,486 

1,828,813 

1819  . 

.  1,965,677 

1,968,775 

1822  . 

.  2,072,525 

2,078,001 

1825  . 

.  2,162,169 

2,167,592 

1828  . 

.  2,218,226 

2,222,649 

1831  . 

.  2,208,953 

2,211,729 

2,776 

1834  . 

.  2,278,760 

2,284,390 

5,630 

1837  . 

.  2,354,453 

2,362,445 

7,992 

1840  . 

.  2,464,552 

2,474,177 

9,625. 

Die  GrO&e  des  hier  hervorgehobenen  Untersdiiedes 
in  den  für  beide  Geschlechter  gefundenen  Zahlen  h&i^ 
wesentlich  ab  von  Begebenheiten  und  LebensverbSltnis- 
aen,  weiche  veranlassen,  dafs  Männer  zeitweise  von  ihren 
Frauen  entfenit  leben.  Am  Ende  des  Jahres  1816  war 
ein  sehr  beträchdicher  Theil  des  Preufeischen  Heeres 
noch  nicht  in  seine  Friedens- Gamieonen  zurffickgekehr^ 
■oodem  theils  in  dea  westlichen  Provinzen,  theils  selbst 
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BOek  aa(  französiBcb«m  Gebiete  zarfidk^eMteben.  Bie 
ZaU  der  vfirehelicfatea  MäDner,  welche  sidh  darunter  be- 
fanden, ist  damals  Uberiiaapt  niclit  verzeichnet  worden, 
woh)  aber  wnrden  ihre  zurückgelasseueti  Frauen  in  die 
Listen  der  Ortsobrigleiten  »u^enomraen.  Bei  den  fol- 
genden ZShlongen  wurde  die  ZabI  der  Terehlichten  Män- 
ner im  Heere  stets  TidlstSndig;  angegeben,  auch  wenn 
ein  Tbeil  desselben  sich  zar  Zeit  der  Zahlung;,  wie  na- 
mentlich im  Jahre  1S31,  nicht  in  seinen  gewöhnlichen 
Garnisonen  befand.  Die  Minderzitbl  der  MSnner  wird 
daher  in  den  folgenden  Jahren  faauptsSchlicfa  durch  die 
Lebhaftigkeit  des  Gewerbbetriebes  besttmmt,  welcher 
M&nner  veranlafst,  zeitweise  Erwerb  aufser  ihrem  Wohn- 
orte zu  Sueben.  Daher  zeigt  sich  die  Mehrzahl  der  ver- 
heiratheten  Frauen  bei  weitem  am  geringsten  am  Ende 
I,  wo  die  Schrecken  der  asiatischen  Cho- 
hr  in  den  östlichen  und  mittlern  Provin- 
lähmten.  Schon  die  nächst  vorhergehen- 
irten  zu  den  minder  günstigen,  wie  wei- 
n  werden  soll,  und  es  ist  deshalb  auch 
ler  Frauen  schon  am  Ende  des  Jahres 
1828  kleiner  als  bei  der  nächst  vorhergegangenen  Zäh- 
lung. Nach  dem  Jahre  1831  erholte  sich  die  Bevölke- 
rung sdmell  von  dem  Schrecken,  welchen  das  erste  Auf- 
treten der  neuen  Seuche  verbreitet  hatte;  ihre  "Wieder- 
kehr im  Jahre  1837  störte  die  Gewerbsamkeit  nicht; 
diese  machte  .vielmehr,  besonders  seit  1834,  sehr  schnelle 
Fortschritte,  und  daraus  erklSrt  sich  audi  die  zunehmende 
UeberzabI  der  vereUiiJkten  Frau^  am  Ende  der  Jahre 
1837  und  1840.  Die  Zahl  der  stehenden  Ehen  war  von 
drei  zu  drei  JahraA  immerfort  im  Znnehmen.  Die  Zäh- 
Ituig  am  Ende  des  Jahres  1831  madit  idlein  hiervon 
eine,  äoA  auch  nnr  scheinbare,  AusuiAme.  Es  ist  schon 
oben  bemerkt  werden,  dafs  zur  Zeit  der  damals  vollzo- 
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gen^i  Zählung  ungewbhnlidi  Tiel  Personen  ihren  Wohn- 
art verlassen  und  sich  aufser  Landes  begebes  hatien^ 
um  der  Cholera  zu  entgehen»  Dieses  waren  houptsädb- 
lich  wobthabende  Familien,  und  die  Yermindernng  der 
Einwohnerzahl  hierdurch  zeigte  sich  deshalb  besonders 
stark  bei  der  Anzahl  der  ELheteute.  Hierm  kam,  daft 
die  YoUziehung  vieler  bereits  verabredeten  Ehebündmsse 
während  dieser  Schreckenszett  aufgeschoben,  und  ako  iai 
Laufe  des  Jahres  1831  weniger  neue  Jßhen  geschlössen 
wurden,  während  gleichzeitig  die  Seuche  mehr  Ek^i  auf- 
löste,  als  dies  sonst  gewöhnlich  durch  Todesfälle  ge^ 
schiebt. 

Nach  den  vorstehenden  Bemerkungen  wik'd  die  Zahl 
der  wirklich  vorhandenen  Ehen  voUstSindiger  durch  die 
Zahl  der  in  der  Ehe  Idbenden  Frauen,  als  durch  die  Zahl 
der  verehlichten  Männer  bezeii^et.  Bei  folgenden  Be^ 
tradhtungen  wird  deshalb  nur  die  Zahl  der  verehliditeh 
Frauen  angewandt.  In  den  vier  und  zwanzig  Jahren 
vom  Anfange  des  Jahres  1817  bis  zum  End^  d^s  Jah« 
res  1840  waren 

überhaupt  neue  Ehen  geschlossen  worden    2,767,991- 

Am  Anfang  des  Jahres  1817  bestanden 
aber  im  Preufs.  Staate  Eheü  nach  der  Z£^h- 
lung  zu  Ende  des  Jahi^s  1816  .    .     .     .  .  1,828,81^ 

Wäre  ins&wischen  die  Zahl  der  stdben»    . 
den  Ehen  nicht  &rdi  Sterbefälle  imd  Scfaei-   . 
dungeu  vermin^rt  worden,  so  würden  am 
Ende  des  Jahres  1840  deren  vorhanden  ge-        • 

wese&  sein 4,596)804' 

Die  Zählung  zu  Ende  des  Jahres  1840 
ei^ab  deren  aber  nur    .     .  ' .     .     .     .     •    2,474,li77' 
E$  sind  also  iü  diesen  24  Jahren  durch  ? 

Sterbefätte  und  ScbeidungiSB  Ehea  au%e-' 
löst  worden 2,122,627. 
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Wahrscheinlich  ist  die  Zahl  der  in  diesem  Zeiträume 
an%eiÖ9toi  Elhen  etwas  geringer,  weil  am  Ende  des  Jah- 
res 1816  auch  die  Zahl  der^nigen  Militärehen  nicht  an- 
gegeben ist,  worin  beide  Theile  auch  damals  schon  bei- 
sammen in  ihren  gewöhnlichen  Gamisonorten  wohnten. 
Indessen  beträgt  der  Fdiler,  welcher  hieraus  entstehen 
kamt,  wahrscheinlich  nicht  über  3  pro  Cent  der  vorste- 
henden Zahl;  denn  noch  am  Ende  des  Jahres  1819  be- 
stimden  überhaupt  nur  17,156  Müitärehen,  und  von  die- 
sen war  gewifs  ein  grofeer  Theil  erst  seit  wiederher- 
gestdltem  Frieden  geschlossen.  Die  bei  dem  statisti- 
schen Bureau  vorliandenen  Nachrichten  enthalten  nur 
unvollständge  Bruchstücke  Über  die  Zahl  der  durch 
Scheidung  aufgelösten  Ehen;  die  deshalb  angestellten 
Prozesse  «ddigen  einem  groCsen  Theile  nach  nicht  durch 
wirkliche  Scheidung;  selbst  rechtskräftig  erkannte  Schei- 
dungen gedeihen  vielleicht  nicht  zur  wirklichen  Vollzie- 
hung, und  es  bleiben  daher  Angaben  der  Anzahl  erfolg- 
ter Ehescheidungen  immer  unsicher.  Wahrscheinlich 
trennt  der  Tod  im  Durchschnitte  für  den  ganzen  Staat 
wenigstens  vierzigmal  mehr  Ehen,  als  richterliches  Er- 
kenntnifs. 

In  dem  hier  betraditet^i  24)ährigen  Zeiträume  hatte 
sich  nach  vorstehenden  Angaben  die  Zahl  der  Einwoh- 
ner von  10,349,031  auf  14,928,601,  die  Zahl  der  stehen- 
den Ehen  dagegen  von  1,828,813  auf  2,474,177  vermehrt; 
erstere  demnadiin  demYerhäknisse  wie  10,000  zu  14,425, 
oder  um  44^  pro  Cent;  letztere  dagegen  nur  in  dem  Ver- 
hältnisse wie  10,000  zu  13,529,  oder  nahe  um  35^  pro 
Cent.  Vorausgesetzt,  dats  der  Fehler,  weldier  in  bei- 
den Beziehungen  in  der  Zählung  zu  Ende  des  Jahres 
1816  liegt,  sich  ungefthr  ausgleidit,  bestände  hiemach 
ein  Unterschied  von  neun  pro  Cent  zwischen  beiden 

Ver- 
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Vermehruiigsverhältnissen,  oder  die  Vermehrung  der  ste- 
henden Ehen  betrüge  nur  beinahe  vier  Fünftheile 
von  demjenigen,  was  sie  sein  würde,  wenn  sie  gleich- 
förmig mit  der  Vermehrung  der  Volkszahl,  fortgeschrit- 
ten wäre.  Von  der  Gesammtzahl  der  Einwohner  war 
zu  Anfange  des  Jahres  1817  etwas  über,  und  am  Ende 
des* Jahres  1840  sehr  wenig  unter  einem  Drittheil 
Terheirathet;  nämlich  auf  10,000  Lebende  dort  3534,  hier 
3316.  Von  den  am  Ende  des  Jahres  1840  überhaupt 
gezählten  Einwohnern  hatten  nur  9,099,562  das  sechs- 
zehute  Lebensjahr  bereits  vollendet.  Da  sich  junge  Män- 
ner gewifs  nie,  Jungfrauen  aber  doch  audi  nur  in  äu- 
fserst  seltenen  Fällen  vor  Vollendung  des  sechszehnten 
Lebensjahres  yerheirathen ,  so  ergiebt  sidi,  dafs  unter 
überhaupt  vorhandenen  10,000  über  sechszehnjährigen 
Einwohnern  damals  5438,  oder  beinahe  sechs  Elftheile 
verehlicht  lebten. 

Wenn  untersucht  werden  soll,  wie  sich  die  Zahl 
der  in  dem  hier  betrachteten  24jährjgen  Zieitraume  ge- 
schlossenen Ehen  zu  den  gleichzeitig  ehelich  gebomen 
Kindern  verhält,  so  wird  von  der  oben  angegebenen  Zahl 
sämmtlicher  Neugebornen  zunächst  die  Zahl  der  unehe- 
lichen Kinder  abzuziehen  sein.  Unehelich  wurden  ge^ 
boren  in  den  Jahren 

1816    ......      33,388 

1817 33,629 

1818    ......      31,142 

1819 34,125 

1820  ......      33,875 

1821  ......      35,570 

1822  ......      86,288 

1823  .....     .      35,325 

Latus    273,342 
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mM  ■  I  I  

Transport  279,342 

1824 35,159 

1825 36,933 

1K26  ......  36,913 

1827 33,402 

1828 32,259 

1829 31,937 

1830 33,26a 

1831  ......  35,106 

1832 32,258 

1833 37,551 

1834 40,750 

1835 37,999 

1836 38,162 

1837 39^501 

1838 39,774 

1839 39,919 

1840 40,948 

1841 42,129 

Summe    .    .    937,302. 

Die  ZaU  der  unehelidi  Gebornen  hat  sicbhieriKK^ 
im  Laufe  diet^  26  Jahre  zwar  vennehrt,  und  stand  ün 
letzten  derselben  am  höchsten;  aber  diese  Yermehning 
ist  doch  nicht  so  beträchtlich,  als  die  gleichzeitige  Zu- 
nahme der  Bevölkerung.  Die  kleinste  Zahl  der  unehe- 
lich Gebornen  fällt  nicht  auf  das  erste,  sondern  auf  das 
dritte  der  vorstehend  verzeichneten  Jahre ;  aber  wenn 
auch  diese  kleinste  Zahl  mit  der  gröfsten  verglichen 
ivirdy  so  ergiebt  sich  doch  nur  eine  yermehning  in  dem 
Verhältnisse  von  10,000  zu  13,528,  wogegen  oben  be- 
reits berechnet  wurde,  dafs  sich  die  Yolkszahl  vom  An* 
fange  des  Jahres  1817   bis  zum  Ende  des  Jahres  1840 
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in  dem  Verhältnisse  vrie  10,000  zu  14,435  yennelirte. 
Im  Durchschnitte  sämmtUcher  26  Jahre  befanden  sicA 
unter  hundert  Tausend  Neugebornen  0987  uneheliche 
Kinder,  also  sehr  nahe,  doch  nidit  g^nz  sieben  Pro- 
zent. In  den  einzelnen  Jahren  ist  dies  Verhaltnifs  theils 
kleiner,  theils  gröfser,  doch  immer  nicht  erheblieh  yer- 
sdiieden.  So  befanden  sich  unter  100,000  Neugebomen 
im  Jahre  1818  nur  6713,  im  Jahre  1841  ^gegen  7122 
Uneheliche.  Hiemach  waren  die  unehelichen  Kinder  in 
den  einzelnen  Jahren  des  hier  betraditeten  Zeitraums 
mindestens  6^^,  und  hödistens  7|  pro  Cent  der  Neuge^ 
bomen.  Ehelich  geboren  wurden  in  diesem  Zeiträume 
Überhaupt  12,478,273.  Wird  diese  Zahl  mit  den  gleich- 
zeitig geschlossenen  3,022,617  neuen  Ehen  vei^licheD, 
so  kommen  durchschnittlich  auf  10,000  Ehen  41,282  Kin- 
der, das  ist  nahe  auf  acht  Ehen  33  Kinder.  Die  Zahl 
der  neugeschlossenen  Ehen  hängt  mit  der  Zahl  der  in 
demselben  oder  auch  in  dem  näcdistfolgenden  Jahre  ge- 
bornen  Kinder  keinesweges  so  zusammen,  dafs  aus  dem 
Steigen  oder  Fallen  der  erstem  auf  das  Steigen  oder 
Fallen  der  letztem  auch  nur  lAit  Wahrscheinlichkeit  zu 
s<Mie{sen  wäre;  aber  die  Zufälligkeiten,  welche  dieVolK 
ziehung  gesuchter^  oder  sogar  schon  Terabredeter  Ehe- 
bündnisse bald  besc^eunigen,  bald  verzügem,  gleichen 
sich  doch  in  einar  beträchtlichen  Reihe  von  Jahren  so 
weit  aus,  dafs  ausder  Yergleichung  der  Anzahl  neuer 
E%en  mit  der  Anzahl  der  gleidizeitig  Neugebomen  ein 
hinlänglich  begründeter  ScUufs  auf  die  Zahl  der  Kinder 
zu  ziehen  ist,  welche  durchschnitdich  aus  einer  Ehe  zu 
hoffen  sind.  So  höchst  rerschieden  diese  Zahl  auch  lA 
einzelnen  Familien  ist,  so  zeigt  sich  doch  im  Durch- 
sdittitte  der  verschiedenen  Reihen  von  Jahren  und  Volks- 
massen im  neuern  christlichen  Europa  eine  merkwürdig^ 
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<;leichheit  hieriD^  indeiii  fast  überall  weni^  Ittefar  als  vier 
Kinder  durcbßchiiltilich  auf  eine  Ehe  koimnen. 

Aus  den  voratdiend^i  Betrachtungen  ergiebt  sich 
zunXchBty  d£^  die  Zahl  der  im  Jahre  1841  neugesdilos- 
senen  Ehen  und  neugebornen  Kinder  die  gröfseste  von 
allen  denjenigen  ist,  welche  seit  den  26  Jahren  vorge- 
kommen  sind,  seitdem  der  Preufsische  Staat  in  seinem 
jettigen  Um&nge  besteht  Die  nächst  gröfsere  Zahl  fär 
beides  &Ut  auf  das  unmittelbar  vorhergehende  Jahr  1840; 
weit^  rückwärts  folgen  die  Zahleu  für  die  einzelnen 
Jahre  steigend  und  fallend  nach  den  Zeitverhältnissen. 
Eine  verhältniCsmäC^ig  für  die  gleichzeitige  Einwohner* 
zahl  ungewöhnlidi  gro£se  Zahl  neuer  Ehen  wurde  im 
Laufe  des  Jahres  1816  geschlossen;  es  kam  damals  durclv 
schnitdich  auf  88  Lebende  ein  neues  Ehepaar.  Hierauf 
sank  die  Zahl  der  vollzogenen  Trauungen  jährlich,  wäh* 
rend'die  Yolkszahl  doch  beträchtlich  stieg.  Im  Jahre 
1821  heirathete  schon  unter  110  Lebenden  nur  ein  Paar. 
"Während  der  inzwischen  verflossenen  sechs  Jahre  war 
die  Zahl  der  Gehörnen  steigend,  die  Zahl  der  Gestor- 
benen  dagegen  fallend  gewesen;  doch  macht  das  Jahr 
1820  in  $0  fern  eine  Ausnalmie,  als  die  Zahl  der  Ge- 
hörnen di^rin  geringer  blieb,  als  im  nächstvorhergehen- 
den, aber  die  Zahl  der  Gestorbenen  auch  etwas  kleiner 
war,  als  im  nächstfolgenden.  Unter  solchen  Verhältnis- 
sen mu&te  sich  der  Zuwachs  durch  den  Ueberschufs  der 
Gebomen  jährlich  vermehren,  und  er  stieg  wirklich  von 
147,574  im  Jahre  1817  auf  216,588  im  Jahre  1821.  Die 
ser  Zuwachs  ist  bei  weitem  der  gröfste,  welcher  sich  in 
irgend  einem  einpcelnen  der  hier  betrachteten  26  Jahre 
ergiebt;  in  keinem  andern  hat  er  auch  niu:  jiOO,000  er- 
reicht, namentlich  blieb  er  im  nächstvor^ngegangenen 
um  29,000,  und  im  nachfolgenden  ym  2^000  geringer. 
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Wiederholte  PrüFongen  haben  nur  bestfttigt,  dftfs  dieser 
auffallenden  Erschlinnng  durchaus  k^in  Irrdram  zum 
Grunde  liegt;  sie  geht  allein  aus  einem  besonders  gün- 
stigen Verhältnisse  der  Gebomen  geg&i  die  Gestorbe- 
neÄ  herror,  wek^e  sidh  iiahe  wie  sieben  äu  vier  rer- 
hielten. 

Ungeaehtet  der  günstigen  LebensrethUltnisse,  weldie 
diese  geringe  Sterblichkeit  yerbanden  mit  einer  beträdii- 
lichen  Anzahl  von  Geburten  anzeigt,  hob  sich  die  Zahl 
der  neuen  Ehen  damals  doch  nidit  erheblich;  sie  ging 
im  Jahre  1623  sogar  his  auf  102,347  herab,  und  es  hei- 
rathete  darnach  in  diesem  Jahre  nur  ein  Paar  Ton  114 
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zu  Anfang  desselben  Lebenden.  Das  Andenken  ani  die 
wirthsdiafüichen  Verhältnisse  der  Jahre  1824  und  1925 
haftete  länger,  als  ein  Jafarzehent  nachher  noch  im  G^ 
däehtniss^  derjenigen  Zeitgenossen,  deren  Familienglück 
von  dem  Betrage  der  Bodenrenten  abhängt.  Eine  Wohi- 
feilheit  des  Ge^eides,  dessen  Preis  noch  unter  die  Hälfte 
der  gewohnten  Mittelpreise  herabsank,  ward  durdi  eine 
Stockung  im  Welthand^  ^th  einer  Reihefolge  von  rei- 
dien  Emdten  lierbeigeföhrt.  Sie  begünstigte  das  Ent- 
stehen neuer  Haushaltungen  unter  den  Arbeiterfamilieu, 
ward  auch  durch  eme  gröfsere  Zahl  Neugebomer  kennt- 
lich, und  hat  vi^farscheinlich  eine  nachhaltige  Verbesse« 
rung  ^des  Viehstammes  dadurch  herbeigeföhrt,  dafs  bei 
dem  geringen  Wertfce  des  Getreides  mehr  Kömer  ztir 
Fütterung  verwandt  wurden,  als  sonst  wirthsc^aftliph  er* 
sdbien.  Aber  sie  stürzte  die  meisten  Land^rthe  in  gro&e 
Verlegenheit;  Pächter  konnten  den  Pachtzins,  Erbpäch- 
ter den  Kanon,  Eigenthümer  die  Zinsen  der  duf  äi^fin 
Gütern  haftenden  Kapitale  nicht  aufbringen;  'wo  die 
Gunst  der  frühem  Jahre  zu  raschen  Unterni^miingto 
v^eiieitet  hatte,  brauen  Konkurse  aus ^  selbst  vol^chti- 
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gere  Wirthe  bednrfteD  Nachsieht ,  uod  auch  die  wohl- 
habendsten waran  zu  gro&er  BeBcbrftikiiD^  des  gewohub- 
ten  Aufwttodea  genöthigt.  Das  trurde  bald  ischmerzlidi 
voa  Allen  empfunden ,  wekhe  dieser  Aufwand  nährt. 
Uoerwartet  blieb  aus  der  Absatz  von  Maitenal-^  und  Fa- 
brikwaaren,  die  Bestellung  von  Handwerkerarbeiten,  der 
Bedarf  an  Diensten  für  die  Bequemlidikeit  und  Annehm- 
lichkeit d^  LebepSy  worauf  die  "Wirthsdiaften  der  Ge^ 
werbtreibenden  eingerichtet  waren«  Hierdurdi  yerlor 
auch  der  niedere  Arbeiterstamm  die  ßioherheit  lehnen- 
den Erwerbes;  und  der  Leichtigkeit,  neue  Haushaltun- 
gen bei  niedrigen  Preisen  der  Lebensmittel  zu  grüadai, 
folgte  bald  empfindliche  Nahrnngslosigkeit.  Die  Zahl 
der  neuen  Ehen,  welche  sich  im  Jahre  1825  Über  112,000 
^hoben  hatte,  und  im  folgenden  Jahre  sehr  nahe  auf 
diesi^r  Hohe  blieb,  sank  schon  im  Jahre  1828 'noch  un- 
t^  105,000  herab,  und  eribob  sidi  noch  selbst  im  Jahre 
1830  nur  wenig  über  110,500.  Die  Zahl  der  Gebomen 
überstieg  in  den  Jahren  1825  und  1826  dm  Ei^ebni£s 
der  nächste  orfaergegangenen  Jahre  last  imi  20,000,  und 
sank  in  den  darauf  folgenden  Js^en  im  mittein  Durch- 
schnitte fast  um  30,000  herab.  Die  Zahl  der  Gestorbe- 
nen war  schon  vom  Jahre  1825  ab  in  ununterbro<jie- 
nem  Steigen:  in  den  beiden  ersten  Jahren  wohl  nur  in 
Folge  der  plt^tzlich  zun^menden  Zahl  der  Geburten, 
welche  wegen  der  grofsen  SterbHdikeit  der  Neugebor- 
uen  auch  unter  günstigen  Umständen  eine  Vermehrung 
der X^estorbenen  erzeugt.  In  den. folgenden  Jahren  ent- 
stand dagegen  die  Zunahme  der  SterbeföUe  bei  sehr  yer- 
minderter  Zahl  der  Geburten  nur  durch  die  Noth,  worin 
die  g^ofse  Masse  des  Volks  sidi  besonders  in  d&n  öst- 
lichen und  mittlem,  hmiptsächlich  Ackeribau  treibenden 
Provinzen  befand,  und  welche. «um.Theil  poch  durcb.be- 
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s<mdere  Unfälle  ^  naunenilidi  Ueberäidvireniiiiiiiigeii  und 
Mi&emdten,  vennciurt  wurde.  Der  Zuwachs  durch  den 
IJeberschufs  der  Gebomen  venninderte  fiich  imter  die- 
sen Verhältnissen  stufenwdse  beträchtlich:  nachdem  er 
durch  die  sdhnelle  Ziuotafanie  der  Neugebomen  im  Jahre 
1825  nodi  auf  etwas  Über  196^000  erkükJt  worden  war^ 
sank  er  schon  im  folgenden  Jahre  uUs  fast  26,000,  im 
nächstfolgende  noch  weiter  um  mehr  ak  45,000^  und 
f^ner  so  weit  herab,  dafs  er  im  Jahre  1830  nur  noch 
wenig  Über  106,500,  also  noch  nicht  die  Hälfte  dess» 
betrug,  was  er  im  Jahre  1821  gewesen  war. 

In  solchen  Ya'bältoissen  fand  das  Jahr  1831  die  Be^ 
Tölkerung  des  Preu&ischen  Staats ;  die  Chokra,  seit  eini- 
g^Et  Jahren  vom  Indus  her  durch  Persien  und  Vorder- 
asien  langsam  gegen  Europa  henrnzidiend,  erreichte  im 
Mai  des^ben.Danzig,  und  am  Ende  des  August  Ber- 
lin. Obwohl  in  einigen  kleinen  Städten  jenseits  der 
Weichsel  ein  Drittheil  sämmtlidier  Einwohner  von  die- 
ser Seuche  befallen  wurde,  und  ein  Sedbsth»!  ders^ben 
daran  starb,  so  blieben  doch  ihre  Wirkungen  im  Gan- 
zen so  gering,  dafs  nidit  mehr  als  ,3^647  nadi  d^i  0mt- 
lidien  Angaben  der  Regierungen  bis  zum  Sdilusse  des 
genannten  Jahres  in  allen  damals  day<m  b^all^ien  Thel^ 
len  des  Preufsischen  Staats  Opfer  derselben  wurden.  Im 
AUgemeinen  haftete  sie  und  wurde  sehr  Tcrderblich,  wo 
die  Sterblidbkeit  auch  aufiserdem  besonders  erhebUdh  war, 
ging  dagegen  leicht  vorüber,  wo  der  Cresundheitszustand 
aufserdem  sich  nicht  ungünstig  zeigte.  Aber  das  Jahr 
1831  war  auch  im  Allgemeinen,  und  ganz  abgesehen  vou 
den  AVirkungen  der  asiatisdien  Cholera  der  mensi^ti; 
eben  GesuncHieit  besoaders  nachtheilig.  Werden  tou 
den  darin 
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öbeiiiaupt  Gestorbeam ;    462^665 

die  Cholera -Leichen  '  naeh  rcn-herfger  An- 
gabe mit .      32,647 

abgezogen,  so  bleiben  no<^ 430,018, 

welche  andern  Todesursachen  erlagen.  Auch  diese  letz- 
tere  Zahl  ist  nodi  um  fast  40,000  gröfs^r,  als  die  Zahl 
der  im  nichstyorhergegangenen  Jahre  1830  Gestorbe- 
neu,  obwohl  auch  ^ehon  diese  letztere  Zahl  die  Zahl  al^ 
1er  Sterbefülle  der  seit  1816  vorhergegangenen  Jahre 
fibersteigt.  Die  Wirkungen  der  Furcht  vor  Ansteckung 
wurden  wabrscheinlidb  der  Bevölkerung  v^derhlidier 
als  die  Seuche  selbst;  sie  veranlafst^i  Hemmungen  des 
Verkehrs,  Ausgaben  für  Schutzmittel  und  Eüthalten  von 
sonst  gewohnten  Genüssen,  welche  sömmtlich  dazu  bei- 
trugen, den  Erwerb  zu  veAümmem  und  das  Anstellen 
neuer  l^ushaltungen  zu  hindern.  Daher  hat  dfcses  Jahr 
die  geringste  Anzahl  neuer  Ehen  während  des  ganzen 
26|fihrigen  Zeitraumes,  nSmlich  nur  98,673,  odei-  ein 
neues  Ehepaar  auf  132  gleichzeitig  Lebende.  Auf  die 
ZaU  d^  Gehörnen  konnten  die  Ereignisse  des  Jahres 
1831  erst  im  folgenden  Jahre  ihren  Eiuflufs  äufsem;  in^ 
dessen  war  doch  auch  schon  im  Jahre  1831  die  Zähl 
der  Gehörnen  eriiebtich  gmnger,  als  in  den  drei  nädist- 
vorhergegangenen  Jahren,  wo  dodi  die  vorstehend  be- 
schriebenen Verhältnisse  des  Zeitraumes  zwisdien«1826 
uftd  1830  dieselbe  schon  sehr  vermindert  hatte.  In  Folge 
dieser  Minderzahl  der  Gehörnen  bei  der  grofsen  Ver- 
mehrung der  Sterbefälle  entstand  in  einem  grofsen  Theile 
des  Staats  ein  Uebergewicht  der  letztem,  und  nur  da- 
durch ^  dafs  in  den  westlichen  Provinzen  dte  Zahl  der 
Gebomen  die  SterbefäUe  noch  beträchtlich  Überwog,  bil- 
dete sich  im  Ganzen  ein  Zuwachs  durch  den  Ueberschufs 
der  Gebomea,  jedoch  nur  von  nicht  ganz  28,000,  das 


ist  TOil  wenig  mehr,  als  einem  Viert-keile  des  Zu«- 
yrach^es  in  den  nächstvoiiiergegangenenv  der  Bevölke- 
rung sdion  sehr  ungünstigen  Jahren. 

Erst  am  Ende  des  Januar  1832  erlosch  die  CIk^ 
lera  in  Berlin,  aber  sie  durchzog  noch  während  des  fol- 
gende Frühjahrs  und  Sommers  die  mittlem  Provinzen 
des  Staats,  und  war  im  August  und  Septembc^r  nodi  be- 
sonders wirksam  im  mittlem  Schlesien.  Die  Zahl  ihrer 
Opfer  im  Jahre  1832  ist  nicht  vollständig  aufgezeidmet; 
doch  war  sie  im  Ganzen  gewifs  viel  geringer  als  im 
nächstvorhergegangenen  Jahre.  Allein  die  nähere  Be- 
kanntschaft mit  dieser  Seuche  hatte  die  Furcht  vor  An- 
steckung so  sehr  vermindert,  dafs  Erwerb  und  Genufs 
nur  noch  wenig  gestört  wur^.  Am  klarsten  zeigt  sidi 
dies  dadurch,  daCs  die  Heirathen,  deren  Vollziehung  die 
gewerblichen  Verhältnisse  dess  Jahres  1831  verzögert  hat- 
ten, im  Jahre  1832  unbedenklich  nachgeholt  wurden. 
Hierdurch  wudis  in  diesem  Jahre  die  Zahl  der  neuen 
Ehen  auf  mehr  als  127,000,  und  überstieg  um  betnahe 
10,000  die  gröfste  Zahl  derselben,  welche  in  irgend  ^- 
nem  einzelnen  Jahre  seit  1816  bis  dahiit  vorgekommen 
war.  Die  Zahl  der  Gestorbenen  verminderte  sich  auch 
um  mehr  als  40,000;  und  obwohl  die  Zahl  der  Gehör- 
nen in  Folge  des  Einflusses  des  vorhergegangenen  Jah^ 
res  sich  noch  erheblich  verminderte,  und  kleiner  als  in 
irgend  einem  einzelnen  Jahre  seit  1810  blieb,  so  wuchs 
bierdivch  doch  der  Ueberschufs  der  Gebomen  im  Jahre 
1832  auf  beinahe  61,000  heran.  In  den  nächstfolgenden 
vier  Jahren  war  dieser  Ueberschufs  fortwährend  in  Zu- 
nahme, und  überstieg  im  Jahre  1836  schon  175,000.  Im 
Ganzen,  obwohl  nicht  so  regelmäfsig,  mehrten  sich  die 
Geburt^i  und  minderten  sich  die  Todesfälle.  Die  Zahl 
der  neuen  Ehen  war  im  Jahre  1833  sogar  noch  gröfser 
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als  im  uächfttvorberg^egaiigeneii;  sie  minderte  sich  zwm* 
in  den  nachfolgenden  Jabrei^  dodi  blieb  sie  nodi  in^« 
roer  ansehnlicher,  ab  in  jedem  einzdnen  Jahre  vor  1832« 
Im  Allgemeinen  ist  eine  Zunahme  der  Beyölk»*ang  in 
diesen  vier  Jahren  dorch  ein  Yerhältnifs  der  Gebomen 
zu  den  Gestorbenen  erzeugt  worden,  welches,  wenn  auch 
abwechselnd  gestaltet,  doch  niemak  die  Grenzen  des  Ge- 
wöhnltdien  tihersdmtt. 

Im  Jahre  1837  kehrte  die  asiatische  Cholera  nodi 
einmal  in  den  Preufsiscben  Staat  zurück,  sie  verweilte 
kürzer  darin,  ward  aber  in  dieser  kurzen  Zeit  um  so 
sdineller  töddich.  Allein  sie  war  nirgend  mehr  von  den 
Schrecken  begleitet,  welche  sie  im  Jahre  1831  so  t^- 
derblieh  gemacht  hatten;  derVerkdir  blieb  durchaus  un-^ 
gehemmt,  und  die  gewohnteq  Lebensgenüsse  gröfsten- 
theils  ungestört.  Angst  und  Kummer  mehrten  nicht  den 
Einflufs  der  Krankheiten  und  der  Altersschwädien ;  die 
Zahl  der  Sterbefälle  blieb  daher  auch  im  Jahre  1837 
um  24,000  unter  deren  Anzahl  im  Jahre  1831.  Wie  we^ 
nig  Besorgnisse  wegen  des  Gredeihens  neuer  Haushalttm- 
gen  herrschten,'  ei^ebt  sich  aus  der  Anzahl  neuer  Ehen, 
welche  gegen  die  beiden  uädistrorhergegangenen  Jahre 
sogar  beträchtlich  wuchs.  Unter  solchen  Yerhältoissen 
blieb  auch  der  Zuwachs  durch  den  Uebersdiufs  der  Ge^ 
bomen  der  so  sehr  vermehrten  Sterblidikeit  ungeachtet 
doch  über  viennal  stärker  als  im  Jahre  1831.  Auf  die 
Zahl  d^  Gehörnen  äufserte  diese  "Wiederkehr  der  Cho- 
lera durdiaus  keinen  Einflufis;  sie  war  schon  in  diesem 
Jahre  selbst  gröfser.  als  in  irgend  einem  der  seit  1816 
vorhergegangenen,  nahm  im  nächstfolgenden  Jahre  noch 
um  mehr  als  10,000  zu,  und  wuchs  seitdem  )ährlidi  bis 
1841  in  solchem  Maafse,  dafs  sie  zuletzt  591,000  noch 
übexstieg.     Das  Jahr  1838  war  der  menschlicben  Ge- 
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sumHieit  besonders  günstig;  die  Zahl  der  St^l^filUe  ward 
um  37,000  geringer,  und  der  Zuwachs  durdi.den  Ueber- 
schufs  der  Gebomen  stieg  wieder  fast  um  ebensoviel, 
als  er  im  Jahre  1837  gefallen  war.  Dagegen  war  das 
Jahr  1839  durdi  eine  groCse  Zahl  d^  Sterbefidle  aus- 
gezeidbnet.  Es  herrschten  in  demselben  sehr  ausgebrei- 
tet bösartige.  Masern,  welche  die  Zahl  der  im  kindlidieB 
und  jugendlichen  Alter  Gestorbenen  aufs^x>rdeBtlich  Ter* 
mdirten.  Hierzu  kam  die  Strenge  und  lange  Dauer  des 
Winters  Ton  18||,  der  nadt  einer  schon  vorai^egange^ 
neu  ungenügenden  Emdte  die  HofEnung  auf  ^e  he&* 
sere,  besonders  in  den  ösüichen  Provinzen  empfindlich 
täuschte. 

Die  Jahre  1640  und  1841  tragen  in  Bezug  auf  die 
BevdlkerungSYerfaältnisse  unzweiCdhafte  Anzekhea  eines 
kräftigen  Fortschritts.  Die  Zahl  der  neuoi  Ehen  und 
der  Gebomen  war  schon  im  Jahr  1840  gröber  als  in 
irgend  einem  der  Jahre,  seitdem  der  PreuCsisdve  Staat 
wesentlich  in  seinem  jetzigen  Umfange  bestell.  Das 
Jahr  1841  hat  dasselbe  jedoch  in  beiden  Beziehungen 
noch  übertroffen.  Die  Zahl  der  Gestorbenen  stand  in 
bdden  Jahren  fast  in  gleidiem  Yeiitältnisse  gegen  die 
Zahl  der  Gebomen;  gegen  1000  Grebome  betrug  die^ 
selbe  im  letzten  Jahre  702,  und  im  nädistvorhergegan- 
gfenen  713.  In  Folge  dieses  anscheinend  nii^t  sehr  er- 
heblichen Unterschiedes  ist  indessen  dbch  der  Zuwachs 
durdi  den  Ueberschufs  der  Gebomen  im  Jnhre  1841 
nodi  auf  etwas  über  176,000  gestiegen,  während  er  im 
Jahre  1840  nur  etwas  über  168^000  betrug.  Im  Allge- 
m^nen  batte  das  Jahr  1841  auf  hundert  Tausend 
zu  Anfang  desselb^i  Ld:»ende 


Neug:eborne  3962 

Gestorbene 2782 


Folglich  Zuwachs  durch  den  Ueberschufs  der 

GeboraeD 1180 

und  Deugescblossene  Ehen 912. 

Der  Zuwachs  betrag  hiemach  oodi  etwas  über  1^ 
»ber  nicht  voll  li  pro  Cent  der  Lebeodeo.  Es  warde 
geboren  Einer  nnter  25,  uad  es  starb  Einer  von  36 
glelchzMtig  Lebeaden;  von  beinahe  110  Lebenden  hei- 
rathete  ein  Paar.  Diese  Zahlen  drUck^i  das  VeibSlt- 
nib  nicht  ganz  so  scharf  aus,  als  die  vorstehend  gege- 
benen; aber  sie  bezeichnen  dasselbe  anschaulicher,  und 
sind  in  sofern  nicht  Überflüssig.  Audt  ist  darin  nichts 
besonders  AufTallcndes ;  tUr  Durchsdinitte  aus  grofscn 
Volksmass«!  und  in  Jahren  des  ruhigen  FortstJireitens 
sind  sie  tOr  das  ganze  mittlere  Europa  ziemlich  nahe  wahr. 
Au^r  'dem  Zuwachse  durch  den  Ueberschufs  der 
Gebomen  erhielt  die  Bevölkeniug  des  Preul^ischen  Staats 
wahrend  des  hier  betrachteten  Zeitraums  noch  eine  Yer- 
'  ndhmng  Ton  wahrscheinlich  drei  Viertel  Millionen, 
deren  Beschaffenheit  weiter  oben  näher  bezeichnet  ist. 
Dieser  Gewinn  erbSlt  eine  besondere  Bedeutung  dadurdi, 
dnfs  die  bei  weitem  Oberwiegende  Mehrzahl  der  von  Au- 
fsen  Anziehenden  aus  jungen  Leuten  im  kräftigsten  Le- 
bensalter besteht,  deren  Arbeit  das  Einkommen  der  Na- 
tion erhöht,  während  die  Kosten  ihrer  Erziehung  die- 
selbe nidit  belästigt  haben.  Die  Gesetzgebiug  des  Pren- 
bischen  Staats  gestattet  im  Allgemeinen  für  An-  und 
Abgehen  fast  die  gleiche  Freiheit.  Dieses  Uebergewicht 
der  Einwanderungen  ist  demnach  nur  das  natUrlidie  Er- 
gebnifs  einer  unbefangenen  öffentliche  Meinung.'  Allen 
menschlichen  Anstalten  haften  Uovollkommenheiten  an,  - 
obwohl  in  sehr  Terschiedeuem  Maafse;  das  Urtheil  Über 
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dieses  Maafs  wird  dadurch  besonders  unsicher^  daCs  an- 
erzogene Gewohnheiten  und  Meinungen,  welche  ganze 
Generationen  auf  einander  fortpflanzen,  hier  allgemein 
und  unvermeidlich  der  unbefangenen  Prüfung  entgegen- 
treten. Mit  der  Zunahme  der  Bildung  wachsen  die  An- 
forderungen an  die  Staaten;  deshalb  sdieinen  die  Män- 
gel sich  zu  Ycrmehren,  während  sie  wirklich  abnehmen* 
Die  wahrhaft  in  den  Völkern  herrschende  Meinung  spridi^ 
sich  weniger  zuverlässig  in  Zeitmngen  und  Flugschriften, 
als  im  geselligen  und  gewerblichen  Leben  aus.  'Wel- 
ches Urtheil  über  das  Maafs  der  Unvollkommenheiten, 
womit  auch  der  Preufsische  Staat  noch  behaftet  ist,  sich 
auch  Jedermann  nach  seiner  Stellung  im  Leben  bildeu 
in(^e,  so  dürfte  doch  nicht  verkannt  werden,  dafs  in 
dem  bemerkten  Uebergewichte  der  Einwanderungen  sidi 
ein  günstiges  ZeugniCs  der  öffentlichen  Meinung  über 
ihn  offenbart. 


"    i 
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Üeber  die  Besorgnisse,  welche  die  Zunahme  der 

Bevölkerung  erregt 


MJis  zum  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  stand  die 
Sorge  für  Zunahme  der  Bevölkening  oben  an  unter 
den  Pflichteh  der  Staatswirthe.  Bedenken  ward  zuwei- 
len nur  geäufsert  über  die  Wahl  der  Mittel,  die  Volks- 
zahl zu  vennebren;  insbesondere  über  Anwerbung  un- 
zuverlässiger Ausländer  zur  Verstärkung  der  Heere,  über 
das  Anlocken  fremder  Ansiedler  durch  kostbare  Unter- 
Stützungen,  und  Über  die  mittelbare  Begünstigung  des 
unehelichen  Beischlafs  durdi  Milderung  der  Folgen  des- 
selben für  die  Mütter.  Aber  der  Grundsatz  stand  fest, 
das  Entstehen  neuer  Haushaltungen  müsse  nach  Möglich- 
keit begünstigt.  Abbauen  neuer  Ackerhöfe  durch*  Theil- 
barkeit  des  Bodens  befördert,  Anstellen  neuer  Gewerbe 
durch  Gewerbefreiheit  erleichtert  werden.  Die  Schraa- 
ken,  welche  Grund-,  Gemeinde-,  Zunft-  und  Familien- 
rechte der  unbedingten  Anwendung  dieses  Grundsatzes 
entgegenstellten,  galten  für  Erzeugnisse  von  UnvoUkom- 
menheiten,  womit  das  gesellige  Leben  im  Staate  noch 
behaftet  wäre,  und  welche  zwar  mit  Schonung,  aber  auch 
mit  Beharrlichkeit  vertilgt  werden  müfsten.  Die  Regie- 
rungen   wollten    allerdings  nicht  blofs  eine  zahlreiche. 
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sondern  auch  eine  kräftige  und  thatige  Berölkening. 
Aber  *—  meinten  sie  — -  Thätigkeit  finde  sidi  sdion,  wo 
Jeder  tüchtig*  arbeiten  müsse,  seinen  Unteriialt  zu  ver- 
dienen; Fleifs  und  Sparsamkeit  gründe  Wohlstand  in  der 
grofsen  Masse  des  Volks;  die  Tielen  Steuer-Gro sehen 
brächten  mehr,  als  die  wenigen  Steuer-Thaler;  zu- 
letzt entscheide  Mannschaft  und  Geld  Über  die  Macht 
der  Staaten  —  eine  Macht,  deren  Aufgabe  wiederum  nur 
Eh*öffnung  neuer  Erwerbsquellen,  Sprengen  der  Hemm* 
ketten,  welche  fremde  Eifersucht  der  Thätigkeit  des  Volks 
anlegte,  und  Erweiterung  des  freien  Schaffen»  und  Wir* 
kens  sein  sollte,  so  weit  mensdiliche  Kräfte  reichen. 

Während  der  Donner  der  britischen  Geschütze  auf 
allen  Meeren  vom  Aufgange  bis  zum  Niedergange  ein 
Uebergewicht  verkündete,  welches  als  Lohn  für  Beach- 
tung .dieser  Lehren  erschien,  ward  den  Briten  in  ihrer 
reichen  Heimath  die  Armentaxe  so  lästig,  dafs  leiste 
Zweifel  an  der  Glückseligkeit  einer  unbegrenzten  Volks- 
Vermehrung  entstanden.  Aber  die  öffentliche  Meinung 
wollte  sich  des  uralten  Glaubens  so  leicht  nicht  entäu^ 
fsern,  und  Malthus,  der  soldie  Zweifel  im  Jahre  1798 
in  einer  Flugschrift  aussprach,  mufste  bald  darauf  ein 
Buch  von  zwei  Bänden  schreiben,  um  Ansichten  zu  ver- 
theidigen,  deren  kühne  Neuheit  hier  empörte,  dort  blen- 
dete, überall  aufregte.  Als  He  gewisch  im  Jahre  1806 
dieses  Werk  aus  der  dritten  Auflage,  die  seitdem  schon 
nothwendig  geworden  war,  ins  Deutsche  übertrug,  war 
er  noch  genöthigt,  demselben  einen  behelmten  Prolog 
vorzusetzen,  und  mit  einem  Auszuge  aus  der  Vertiieidi- 
gungsschrift  zu  schliefsen,  die  Malthus  selbst  noch  die- 
ser dritten  Auflage  seines  Buches  anhängte,  weil  es  bis 
dahin  fortwährend  ein  Stein  des  Anstofses  geblieben  war. 
Seitdem  reichte  schön  ein  Viertelfahrhiindert  hin,  den 
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Stand  der  Meieung^en  ^äozlieli  zu  verändern.  Malthus 
Warnungen  sind  nidit  nur  fast  allgemein  gebilligt,  son- 
dern Yon  einigen  aeiir  laut  gewordenen  Stimmen  so  weit 
tiberboten  worden,  dafs  die  neue  Weisheit  endlieh  sidi 
des  Grauens  vor  ihren  eigenen  Foirtschriften  nicht  mehr 
erwehren  konnte.  Indem  es  gleich  unniöglich  bUd>,  eben- 
sowohl der  neuen  als  der  alten  Lehre  einen  imbedingr 
ten  Einflufs  auf  die  Gesetzgebung  zu  gestatten,  bildeten 
sich  im  Gewerbs-  und  Geschäftsleben  Ueberzeugungen 
aus,  weichen  noch  immer  Worte  zu  mangeln  scheinen, 
um,  über  allen  Einwand  erhaben,  auszuspredien,  was  aLs 
klares  und  unabweisliches  Bedürfnifs  en^&mden  wIiyI. 
Dafs  die  Regierungen  sich  bisher  vergeblich  abmfihten, 
zu  folgerecht  aus  einem  Grundsatze  entwickelten  und 
vollständig  durchgeführten  Anordnungen  über  Theilbar* 
keit  des  Bodens,  Berechtigung  zum  Gewerbbetrieb,  Heir 
mathsrechte  und  Armenwesen  zu  gelangen,  während  doch 
d^i^  dringendsten  Bedürfnissen  hierin  meist  eben  so  ver- 
ständig als  wohlwollend  abgeholfen  wird,  das  verschul- 
det hauptsächlich  nur  ein  Mifstrauen,  welches  die  itiügr 
lieben  Deutungen  ganz  allgemein  ausgesprodiener  Re- 
geln ängstlich  tiberwacht. 

Malthus  hat  nie  verkannt,  da&  die  Macht  der  Staa- 
ten bedingt  werde  durch  die  Kraft  ihrer  Bevölkerung 
und  durch  die  Weisheit,  womit  ihre  Regierungen  diese 
Kraft  gebrauchen;  auch  damit  ist  er  einverstanden,  dal^ 
diese  Kraft  ebensowohl  in  der  Anzahl,  als  in  der  Be- 
schaffenheit des  Volkes  liege.  Er  ist  femer  von  der 
Ueberzeugung  durchdrungen,  dafs  durch  ein  bestimmtes 
Maafs  von  äufsern  Gtitern  auch  nur  ein  bestimnites  Maafs 
von  Menschenkraft  unterhalten  werden  kann.  Das  Höch- 
ste, was  äufsere  Güter  in  solcher  Beziehung  zu  leisten 
vermögen,  ist  erreicht^  sobald  die  Anzahl  der.Mensdien 

nicht 
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nicht'  weiter  anfvrachien  laiin ,  icAme  mehr  .KtdG^  .4lurGh 
ihre  rvencingerte  Beschaffenheit,  zu  verlieren» .  als  duodi 
Ihre  yermefarie  AjDizaU  gewonnen  wird.   MaUhus  über- 
sah letn^wegeS)  dafs  der  Unterhalt  des  Meugschen  nid^ 
allein  rem  seiner  Ausstattung  mit  bereits  vorhandenen 
Gütern,  sondern  auch  von  den  körperlichen  und  geisflir 
gen  Kräften  abhängt,  womit  er  dieselben  zu  benutzen  vevr 
ma^.     Er  nimmt  sogar  eine  Fähigkeit  des  MenschengCh 
schlechts  an,  die  Mittel  zu  seinem  Unterhalte  zu  rermeti- 
ren,  £ejede  zur  Zeit  angebbare  Grenze  übersteigt    Rie- 
ben dieser  steht  nun  dessen  Fähigkeit,  sich  durch  einen 
Ueberscdiufs  der  Geburten  über  die  Todesfälle  deir  Zahl 
nach  zu  yermehren,   und  für  diese  Ycrmebrung  sind;  in 
elneitt  gegebenen  Kulturstande  zweierlei  Grenzen  denk- 
bar:  die  eine,  wobei  das  höchste  Maafs  Ton  mensciJi- 
dien  Kräften  Entwickelt,  die  andere,  wobei  die  höchcite 
Zahl  von  Menschen  unterhalten  wird.    Dafs  nur  die  erst- 
genannte   dieser  beiden  Grenzeü  zu  erreichen  gesucht 
w^erden  müsse,  ist  aufser  Zweifel.    Das  Unterscheidende 
in  Malthus  Vortrage  besteht  aber  darin,   dafs  er  an- 
nimmt,  ein  Naturgesetz  selbst  treibe  das  Menschenge- 
schlecht über  diese  Grenze  hinaus  zur  Vermehrung  bis 
dahin^  wo  die  Möglichkeit,  der  yorhandenen  Anzahl  Un^ 
terhalt  zu  schaffen,  aUfbört,  und  die  peinlichsten  Entbeh- 
rungen  die  Fähigkeit  der  menschüchien  Natur,  sie  zu  er- 
dulden, übersteigen.   2ki  dieser  Annahme  gelangt  er  durch 
eine  ^igenthümlicfae  Vorstellung  Won  dem  Naturgeset?:e, 
welchen^:  die  Fortschritte  unterliegen,  die  das  Menschen- 
geschlecht in.  der  Vermehrung  einerseits  Seiner  Z^h  ^ft- 
derseits.  seiner  Unterhaltsmittel  macht. 

Es  ist  an  isich  ganz  naturgesmäfs,  dafs  4ie  Anzahl 
der  Ftaueo,  die  gei^ären  kjömäk^i,  jxnt  der  Bevölkerung 
überhaupt  zuniknmt,  dafs  also  in  dem  Wachsthume  der 
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Veik^zahl  sdÜst  etü  Gru&d  tur  Besdileanigiin^  ctiesies 
WadisllHiines  Ikgt.  Soweit  störende  Vertittitxiisse  die 
Wirkungen  der  Natcrrgesette  faieiin  nidiit^  ändevn,  wird 
£e  Yermehru/ig'  hiernadi  in  einer  geoinetnsdien  Reihe 
fortsdireiten,  wie  bei  einem  Kapitale,  wozu  tennmlidi 
die  Zinsen  gesdbia^en  werd^i.  Es  ist  selbst  gew§hn^ 
lichy  das  jährlidie  Maafe  dieses  Fortschreitens,  eben  wie 
bei  zinsbar  belegten  Geldern,  in  Proceoten  anzugeben. 
Der  Erfahrung  nach  betrügt  die  Yermehrung  der  Men- 
sdbenza^l  im  mitdern  Europa  jetzt  )ährlidi  'im  Durchr- 
sehnitte  zwisdien  ein  und  anderthalb  pro  C^lt;  im 
ersteh  Falle  wird  auf  hundert  gleichzeitig  Lebende  jtäkjs- 
lich  Einer  mehr  geboren,  als  dagegen  stirbt.  Es  wen- 
den beispielsweise  auf  Hundert  Vier  geboren,  während 
nur  Drei  sterben,  wonach  auf  25  Lebende  eine  Ge^ 
burt,  und  auf  33|  Lebende  ein  Todesfall  komml  Btei 
einer  Vermehrung  von  anderthalb  pro  Cent  werddÄ 
auf  200  Lebende  |öhrlich  drei  mehr  geboren,  als.  da- 
gegen sterben ;  das  würde  beispielsweise  geschehen,  weim 
auch  auf  25  Lebende  Einer  geboren  wfirde,  aber  erst 
von  40  Lebenden  Einer  stürbe. 

In  den  Erfahrungen  unserer  Zeit  kommen  jedoch 
allerdings  auch  Fälle  vor,'  worin  die  Vermehrung  ifn 
Burchschnitte  einer  Reihe  vdn  Jahren  mehr  als  ander<^ 
halb,  oder  weniger  ab  ein  pro  CiHit  jihrlidi  beträgt. 
Das  Mehr  hat  seine  Grenze  in  der  menschlichoi  Natur; 
es  wird  beschränkt  durch  das  VerhältnUs  der  Anzahl 
von  Frauen  im  gebärungsfähigen  Alter  zu  der  Gesämmt- 
zahl  der  Bevölkerung,  durch  den  Zeitraum,  welcher  zwi^ 
sehen  zwei  Geburten  mindestens  veriliefsen  muCs,  und 
durch  d^i  geringsten  Grad  der  Sterblichkeit,  welcher 
im  AUgemdnen  noch  wahrsdieinlicfa  erscheint.  In  dein 
Zustande,  worin  ^is  mittlere  Europa  ^eh  heut  befindet, 
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Ut  es  kmiUi  denkbar»  duf«  es  sich  anhdbtead  auf  dr^i 
pro  Cmi  steUea  ktoiie.  In  diesem  FoUe  iflfardbu  fibiv 
Ucb  im  Diirchsdimi^  taf  100  Dreiimfibi*  g>eboreo,  als 
däge^n  sterben^  was  beispielsweise  g^^ch$be,  wtena  iHif 
20  Lebdode  eine  Geburt^  ai«{  50  Lebeade  ab^r  mir  ein 
Todesfall  kfime.  Das  Erstere  ist  sehr  mögUeh,  das  LetsEr 
tere  aber  imter  dea  g^eawärtig  bestebeoden  Lebeas- 
yerbätaiisseii  damit  Dich^  wohl  zu  Ter^if  en.  Der  Mensdb 
leidet  in  der  Geburt  so  sehr,  uod  die  Scbw$<^e  der  frü^ 
her^t  Kio^beit  ist  so  vielea  GeCibreti  ^mges^t,  da(| 
hfi  diier  -■  so  glro&en  Anzahl  w^m  Geburten,  als  hier  TWf 
ausgese^t  wird,  die  SterbUebkeil  auch  bei  di^  sorgsam- 
sten Pfl^e  der  Kinder  nid^  m  ^^^ring"  werden  kmm» 
als  hier  angenMvnen  werden  mu&»  Die  Zahl  der  |ftbp- 
liehen  Geburten  ist  ^war  durcsh  Naturgesetze  nielM:  eben 
auf  F  a  n  f  Ton  100-  gleichzeitig  LeJl>enden  beschränkt  Di« 
Frauen  in  dem  Lebensalter  zwischen  dem  Anfange  des 
siebzebnlien  und  dem  Epde  des  fünf  und  vierzigsten  Jah- 
lf«fi  sind  nahe  ein  Fünf tb eil  der  gesammten  Volkszabl^ 
und.es  konnte  deoinach  die  mögliche  Zahl  der  Gebur- 
ten sogar  bi9  auf  Zehn  von  hundert  gleichzeitig  Leben* 
den  steigen.  Allein  der  Zustand  des  Lebens  unt^r  ge- 
bildeten YiUkern  gestattet  nicht,  bei  diesen  Betaraditun- 
gen  ein  .YerbältiiLtfs  d^r  Anzahl  der  ^  Geburten  zu  der 
2Mil  der  gleidizeitig ,  Lebenden  ap^ianehmen,  das  in  der 
Vielen  Freiheit  eines  dadurch  noeh  nicht  beschränkten 
Lebens  «wohl  correiehbar  isl;.  Sind  fludi  Beispiele  vorr 
banden,  dafs  in  ä^nn  bevölkerten  Lande^theilen  der  eu- 
ropäischen Staaten  in  einzelnen  gUn^tige^  Jahren  schon 
auf  aehtzehfi  Lebend^  dnrchsduMttlich  eine  Geburt 
kam^ .  $Q  mind^n  doch  auch  hier  weniger  günstige  Zei- 
ten ..die  Zahl  der  Gebomen  in  solchem  Maa&e,  dais  ein^ 
gi^feird  %ßb\  derselbe«,  als  Fünf  von  himd^t  Leben^ 
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den  Air  ein  mittleres  Ergebni£&  der  Jahresdurcbsdmitte 
nidit  anzünehnen  ist.  Erreichten  die  Menschen,  nadi- 
dem  die  'Wehen  'ihrer  Gebart  überstanden  sind,  durck- 
8<^itdieh  ein  Alter  von  siebzig^  Jahren,  und  stürbe  in 
nmd  atf  den  Folgen  derCreburt  bis  zur  Vollendung  des 
ersten  Lebenswahres  nur  ein  Siebentheil  aUer  Neu-, 
gehörnten,  so  würden,  wenn  diese  ein  Zwanzigtheil 
der  gleichzeitig  Lebenden  sind,  jährlich  ^f^  der  gesamm- 
ten  Mensdienzahl,  das  ist  von  46|  Lebenden  Einer  ster- 
ben. Die  vorstehend  vorausgesetzten  Sterblichkeitsver^ 
bältnisse  sind  ausgezeiclffiet  günstige,  und  es  ergiebt  sieb 
hieraus,  da(s  bei  der  Annahme  von  zwei  )äfarlidien  To- 
desfällen auf  hundert  Lebende  schon  die  Grenze  der 
Wahrscheinlichkeit  berührt  wird.  Allerdings  mangelt  es 
nicht  an  Nachrichten,  wonach  in  einigen  Gegienden  der 
Schweiz,  des  Nordens  von  Grofsbritaniiien  und  der  skan- 
dinavischen Halbinsel  ei%t  von  mehr  als  f«inf%ig  Ein- 
wohnern Einer  jährlich  ini  Durchschnitte  gestorben  ist. 
Hier  ist  aber  die  Zahl  der  Geburten  sehr  viel  kleiner, 
als  ein  Zwanzigtheil  der  Lebenden;  betrlige  sie  ^ 
derselben,  welches  eine  für  diese  Gegenden  sehr  gün- 
stige Annahme  ist,  so  würden  unter  übrigens  vorstehen- 
den Yoraussetzüngen  jährlich  ^f^  der  gesammten  Yolks- 
zahl  sterben,  das  ist  Einer  von  51}|  Lebenden.  Zu  die- 
sen Betrachtungen  kommt  noch,  dafs  Männer  aus  den 
vorstehend  bezeichneten  Lähdern  sehr  oft  im  mittlem 
Lebensalter  Erwerb  tofser  ihrem  Vaterlande  suchen,  wo- 
gegen fast  niemals  Einwanderung  in  dieselben  von  frem^ 
den  Ansiedlern  vorkommt.  Hierdurch  vermindert  siöfa 
die  Zahl  der  Gestorbenen  in  den  Kirchenbüdiern  ihres 
Geburtsorts,  aber  nicht  die  Zahl  der  darin  verzeichneten 
Gebomen,  und  das  Sterblichkeitsverhältniüs  solcher  Ort- 
schaften erscheint  hiernach  günstiger,  als  es  wirklich  ist. 
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Bie-Y^^minderang^  iks  Wackediumi  der  Bdrölke^ 
rimg^  du^ch  den  Ueberschufs  der  Grebomea  über  did 
gleichzeitige  Gestorbenen  hat  dagegen  keine  natttriidie 
Grenzen.  Zwar  lehrt  £6  Erfahrung,  dafs  überall,  wo 
der  Mensch  bareits  feste  Wohnsitze  gewonnea  bat/  und 
kein  besonderes  Mifi^geschiek  seinen  Leb«nsunt0rfaak  yer- 
kümmert^  oder  sein  Leben  dureh  Seuchen  und  gewaltsa- 
men Tod  verkürzt,  die  Zahl  der  Geburten  gröfser  ist, 
als  die  ZaU  der  TodesfiftUe;  aber  eine  .Nothwendigkeit> 
cbfs  die  Zahl  der  Gdburten  nicht  unter  einem  gewissen 
Yerhttltnisse  zu  der  Anzahl  der  Lebenden  bleibe,  läfst 
sich  kdnesweges  eben  so  unbedingt  ans  der  menscUi- 
cheii  Natur  sdbst  nachweisen,  als  es  erwdsfich  ist,  daOs 
jene  ein  gewisses  Yerhäteoifs  zu  dveser  nicht,  übersteigien' 
k^ne.  Abgesehen  von  allen  Umständen  ^  weldie  die 
2iahl  der  Todesfälle  mehren  oder^mindern,  beisteht  dem^ 
nach  schon  wegen  dieser  Unsicherheit  in  Bezug  auf  die 
Zahl  der  Gebjarten  keine  Grenze  für  die  kleinste  ZaUL 
ihres  Ueberschusses  über  die  Gestorbenen.  Narch  dem 
Ztistande  des  Lebend  in  den  gebildeten  Staaten  ist  es 
jedoch  sehr  wehig,  wönn  (äeser  Ueberschufs  jährlidi  ^  im 
Durchschnitte  nur  ein  halbes  pro  Cent  beträgt,  wel- 
ches beispielsweise  geschehen  würde,  wenn  von  zwei- 
hnndejTt  Lebenden  jähriich  Fünf  geboren  würden  und 
Vier  stürben.  Eine  Sterblichkeit;  die  von  fünfzig  Le- 
benden Jährlich  nur  Einen  hinweg  nimmt,  ist  bei  so 
geringer  Anzahl  der  Geburten  wahrscheinlidi;  aber  es 
müssen  entweder  sehr  viele  Menschen  den  Genufs  des 
häuslichen  Lebens  in  der  Ehe  entbehren,  oder  die  Ehen 
ganz  ungewöhnlich  unfruchtbar  sein,  wenn  von  vierzig 
Lebenden  jährlich  nur  Einer  geboren  werden  soll,  wie 
hier  vorausgesetzt  wird.  Nimmt  man  aber  eine  gröfsere 
Anzahl  der  Geburten  an,   so  müfste  bei  so  geringem' 
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F49rl8chreiten  der  Yoftszabl  Ae  gewöhnlich  Sterklicb- 
kc9t  belaräcfadicfa  steigen,  und  bei  mä&igfen  ADnahmen 
für  die  Zahl  der  €rebiirten  schon  einen  Umfang  errri- 
dien,  den  sie  bei  gebildeten  Y(dkem  nur  daiin  einnimmt, 
wenn  Seuchen  sie  heimsueheh.  Werden  auf  Zweihun-« 
dert  Sechs  geboren,  während  Fünf  sterben^  sa  kooMot 
eine  Geburt  auf  33^  and  ein  Todesfall  auf  40  Lebende; 
Sterben  tmter  Zweihundert  Sechs,  während  Sieben 
geboren  wenden,  so  stirbt  sclum  von  33|  Einer,  w^^ 
rend  auf  28^  Einer  geboren  wird.  Würden  endlich 
auf  Zweihundert  Acht  geboren  gegen  Sieben  gleidk- 
zeitig  Sterbende,  so  käme  auf  25  eine  Geburt,  imd 
schon  auf  28^  ein  TodesfalL  Unter  allen  diesen  Yer^ 
hältnissen  bliebe  der  Ueberschufs  ein  halbes  pro  Cent; 
aber  es  ist  keines  darunter,  worin  mtkt  entweder  die 
Zidü  der  Geburten  oder  die  Zahl  der  Todesfälle  sich 
minder  günstig  zu  der  Zahl  der  Lebenden  verik^t,  ids 
in  gewöhnlidien  Jahren  im  mittlem  Europa  fiürjetzt  ^^ 
wartet  werden  darf. 

Es  fällt  demnach  für  die  gdbildeten  Völker  unseres 
Zeitalters  der  jährliche  Zuwachs  durch  den  Ueberschufs 
der  Gebomen  über  £e  gleichzeitig  Gestorbenen  im 
Durchschnitte  zwischen  ein  halbes  und. drei  pro  Cent. 
Ferner  ergiebt  die  Rechnung  von  Zinsen  liuf  Zinsen, 
dafs  eine  Verdoppelung  der  vorhandenen  Volkszahl  er- 
folgen würde  bei  einem  jährlichen  Zuwachse  von 
^  pro  Cent  in  138,9797,       oder  nahe       139    Jahren 

1  »       »in    69,6697,         »        »  69|       » 
IJ    w       »in  .46^ss,          »        »  46|      » 

2  »       »     in    35,0988,  oder  wenig  über    35        » 
2^    »       »     in    28,0710,       oder  nahe        2%$     » 

3  M       »in   23,4408,  »        »    >        23^^^     » 
Nach  demselbeD  Gesetze  fortschreitend  würde  sodunn^er^ 
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folg^a:  die  Yervierfachung  —  aimltch  di«  Y erdoppelilBg 
der  Verdoppelung  -^  in  den  EweUach  80  langen  Zdt- 
räumen;  die  Yerachtfadiung  •—  oder  die  Verdopptolang 
der  Yervierfachuilg  *-^  in  den  dreifach  so  langen;  die 
Yersecbssebn£g^hung  —  oder  die  Yerdoppeluog  der  Yetr 
acMfachung  —  in  den  yierfacben.  Man  gerUth  auf  diet 
ser  Bahn  bald  auf  Ergebnisse,  die  'weit  Ailes  überbi^ 
ten^  vras  die  ausschweifendste  Einbildungskraft  irgend 
noch  zu  erfassen  Termag.  Der  Zeitraum  von  1842  Jabf 
ren,  welchen  die  Zeitrechnung  der  abendländisdien  Kir- 
che seit  Christi  Geburt  umfaist^  enthält  noch  fetwas  mehr 
als  das  DrdzebnCaehe  des  Zeitraums  von .  189  Jahren» 
welcher  selbst  anter  der  Yoraussettung,  dafs  der  lähr* 
liehe  Zuwachs  n«r  ein  halbes  pro  Cent  betrage^  die 
Verdoppelung  der  votliandenea  Yolkszahl  erzeugt.  Es 
würde  sich  demnach,  wenn  während  eines  so  langen 
Zeitraums  keine  Störung  dieses  langsamen  Fortschritt 
tes  eingetreten  wäre,  die  Verdoppelung  während  desisel-^ 
ben  dreizehnmal  wiederholt ,  das  ist  yom  Zwei-  auf 
das  Yier-,  Acht-  und  Sechszehnfache  immerfort  nach  Po- 
tenzen der  Zwei  steigend,  <tte  dreizehnte  Potenz  dieser 
Zahl  erreicht  haben.  Diese  beträgt  8192.,  Es  würde 
demn«^  ein  Land,  das  zur  Zeit  Ton  . Christi  Geburt 
eine  Million  IVlenschen  enthielt,  fetzt,  selbst  bei  so  ge-^ 
ringem  jährlichen  Zuwachse/  8192  Millionen,  das  ist  sehr 
viel  mehr  Einwohner  enthalten,  als  man  ziu*  Zeit,  freir 
lieh  sehr,  ins  Ungewisse  hin,  für  4en  ganze»  Erdbodcan 
anziHiehmen.wagt  Ein  soldies  Ejrgebnifs  bedarf  keiner 
Erörterung  seiner  Unstatthaftigkeit'  .Aber  Beispiele  ei- 
ner Verdoppelung  der  Einwohnerzahl  innerhalb  des  Zeit- 
rtfuu^s  von  weniger  als  einem  Jahrhundert  kommien  vor 
in  dem  angebautesten  Theite  von  Europa,  namentlich  im 
liiritischet»  Reiche;  und  eine  Verdoppelung  der  Verd<^^ 
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pelung,  oder  eine  VemeHachtmg;  der  weilsm  Eimroh^ 
Der  der  nordainerikaniecben  Freiitaatca  seit  daa  Pariser 
Frieden  von  1783,  Trorin  Grofsbritannien  ihre  Selbst- 
Btttndig;keit  anerkannte,  mulis  auch  ohne  Rücksicht  auf 
die  beträchtlichen  Einwanderungen  für  den  seitdem  ver- 
flossenen  Zeitraum  von  beinahe  60  Jahren  zogeGtandeD 
werden.  Die  Möglichkeit  einer  Verdoppelung  der  Volks- 
zahl, welche  jetzt  das  mittlere  Europa  bewohnt,  in  dem 
kurzen  Zeiträume  von  60  bis  70  Jahren,  läfst  sich  kei- 
nesweges  bezweifeln,  und  am  Ende  desselben  ersdieint 
die  Auseidit  auf  mie  Wiederholung  demselben,  das  ist: 
auf  eine  Verrierfachung  des  gegenwärtigen  Bestandes, 
in  ungeßhr  der  .gleidten  Anzahl  von  Jahren.  Dieses  ist 
rflllig  hinreichend,  die  Gemüther  mit  Harren  und  Furcht 
der  Dinge  zu  erfüllen,  die  da  kommen  sollen  auf  Erden, 
wenn  es  neben  das  Gesetz  gestellt  wird,  das  Malthus 
für  die  möglichen  Fortschritte  in  der  Vermdirnng  der 
Unterhaltsmittel  annimmt 

Diese  Vermehrung  soll  in  einer  aiitfimetischen  Reihe 
ersten  Ranges  fortschreiten,  das  ist  in  gleichen  Zeiträu- 
men um  gleich  viel,  nicht  wie  bei  der  geometrischen 
Reihe  um  gleichvielmal.    WSchst  also  beispielsweise 
die  Zahl  der  Einwohner  jährlich  um  ein  pro  Cent,   so 
konnte  zwar  die  Erzeugung  von  Nahrung  und  allen  an- 
dern  Unter haltsmitte In   Jährlich    ebenfalls    um   ein   pro 
Cent  wachsen,   aber  nicht  um  ein  pro  Cent  der  7cde6- 
mal  vorjahrigen  Anzahl,  sondern  nur  um  ein  pro  Cent 
estandes,  der  am  Anfange  des  Zeitraumes  vorhan- 
»ar,   dessen  Fortschritte  an  Bevülkerung  und  Ün- 
tsmitteln  gleichzeitig  in  Betrachtung  kommen.    Die 
shrung  solcher  Mittel  würde  nach   dieser  Ansicht 
BO  fortschreiten,  wie  die  Vermehrung  eines  Kapi- 
ftua  die  Zinsen  davon  zwar  gesammelt,  aber  nicht 
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wieder  zimbar  bd^  werden*  ;  JKädi  diesetia  Beiqpidie 
würde  also  die  VensekruDg  der  Unt^haksmittel  in  €9} 
Jahren  nur  6^  pro  Cent  betragen,  w&hrend  dieYenneb- 
rang  der  Menscbenzahl  in  demiselben  Zeltraumef  schon 
100  pro  Cent  erreichte. •  Selbst  angenommen,  dais  del" 
jährliche  Zuwuchs  der  Unterhabun^smittel  anfönglich  gr(^ 
fser  sei;  als  der  erstjährlkhe  Zuwachs  der  EinwoJiQet* 
zahl^  so  würde  dennoch^  'wenn  audi  ij^ter,  eia  Znl^ 
punkt  eintreten,  'worin  die  Bevölkerung  sehnetter  zvh 
nähme,  als  die  Büttd  sie  zu  nähren.  Wüdisen  beispiels* 
weise  die  Mittel  zum  Unterhalte  der  BeTülkeruug  jählh 
lieh  um  auderdialb  pro  Cent  in .  aridimetiscber  Reihe^ 
Während  die  Zahl  der  Einwohner  sich  )Mlirfidi  zwar  nur 
um  ein  pro  Cent;  abär  ii^  gepmetrisdher  Reihe  verr 
mehrte,  sO  hättei  nach  60|  Jahren  jene  Mittel  sidi  unA 
imderthalbmal  W^i,  d.  L  um  104^  pvo  Cent  des  anföng* 
liehen  Betrages  vermehrt,  während  die  Yolkszalül  skh 
verdoppdLt  hätte,  das  ist  nur  um  100  pro  Cent  gewacht 
sen  wäre.  Aber  in  den  nächstfolgenden  1  Jahren  wütde 
der  Zuwachs: der  BevMkerung  sehr  bald  den  ZuwAdis 
an  Unterhaltsmi#eltt  überwi^en,  und  am  £nde  eines 
zweimal  ^^  das  ist  1395  jährigen  Zeitraumes  würde  diii 
Yolkszahl  sich  schon  vervierfadit,  also  um  300  pro  Gent 
des  er^en  Bestandes  vermehrt  haben,  während 'die  Un^ 
terhaksmittel  «ich  mir  we&ig  mdhr  als  verdoppelt,  uod 
also  nur  um  139|  pro  Ceait  zugeHoaimen  hätten.  Uebet- 
dies  kann  das  Procent,  um  welches  die  Mittel  zum  Un-r 
tei^alte  der  Bevölkerung  jährlich  in  arithmetisdber  Reihe 
wachsen,  nicht  sehr  viel  gröCser  sein,  als  das  pa-o  C!^^ 
worin  die  Yolkszahl  jährlich  in  geometrischer  Reäe:  zu* 
nimmt.  Denn  es  würde  sich  bald  in  den  ersten  Jahren 
des  hier  betrachteten  Zeitraumes  ein  üeberfluCs  von  Unr 
terfaaltungsmitlcln  anhäufen,  der  entweder  eine  schnettere 
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Zanahnie  der  Bevölkerung  oder  eiae  Abnahme  der  Be- 
triebsaiiftkeity  womit  sie  U&teriialtsiaittel  erwirbt,  bewir« 
ken,  also  ^edenfails  beide  Procent -Zahlen  ein«ider  Dä^ 
her  bringen  würde.  Wtidise  beispielsweise  die  Beydl- 
kepimg  in  geometrischer  Reihe  jährlich  um  ein,  der  Er- 
werb des  Unteriialts  fiir  «Beselbe  in  arithmetischer  Reihe 
dagegen  jährlidi  um  zwei  pro  Cent:  so  hätte  nach  60| 
Jahren  die  Zahl  der  Eanwohner  um  100,  der  Erwerb 
an  Unterhaltsmitteln  fikr  dieselben  aber  um  139}  pro 
Cent  zugenommen.  Allein  schon  lange  vor  dem  Ende 
dieses  Zeitraumes  würde  dei*  zunächst  entstandene  Ueber^ 
fluCs  an  Unterhaltsmitteln  das  Leben  der  Bevölkerung 
SO'  sehr  eiieicbtert  haben,  dafs  entweder  ihre  Vermehr 
rung  stärker  ab  ein  pro  Cent^  oder  ihre  Betriebsam^ 
keit  schwächer  geworden,  und  nicht  mehr  «Ue  voraus* 
gesetzte  Zunahme  des  Erwerbes  von  zwei  pro  Cent 
jährlich  erarbeitet  wäre.  Bei  den  von  Malthus  ange* 
nommenen  Verhältnissen  zwisdien  der  Zunahme  der  Be*- 
völkerung  und  den  Unterhaltungsaitteln  müfste  hiernach 
nothwendig  in'  einer  nicht  sehr  fernen  Zeit  ein  Zustand 
rintreten,  worin  der  Elrwerb  des  unai^ehrlichea  Unter- 
halts immer  schwerer,  und  der  Mangel  endlidi  sodrük- 
kend  wt^rde,  dafs  die  Noth  eine  Entsittlichung  erzeugte, 
worin  "das  elende  Menschengeschledit  sich  selbst  auf* 
K^e,  bis  die  späiiicben  Ueberreste  desselben,  welche 
der  sittlidien  Söndflndi  zu  entrinnen  vermöchten,  wie- 
derum Raum  gewännen,  einen. Kreislauf  von  anföngli- 
ohem  Ueberfkwse,  nachmals  zureichendem  Bedarf,  und 
slpät^em  Verarmen  bis  zum  wiederholten  Umstürze  zu 
beginnen. 

Aber  weder  die  Natur  der  Dinge  selbst,  noch  die 
vorfiandenen  Erfahrungen  recfatf^igen  eisus  solche  An- 
mAine.    Mit  den  Fortscfamtten  des  Menschen  in  der  Herr* 
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sdüft  ülier  dfe  AuCBemvelt  vrftchst  ftudi  sein  Veitid|pett; 
dictee  Hemckift  zu  erweitern;  fede  ESntdeckuBg^  )ecte 
Er&iduiig  wird  die  Grundiag^e  neuer  Eroberudgea  in 
emem  Gebiete,  das  mmer  uneriBefsUeher  erscbeint,  je 
weket  der  Meaedi  darin  vordräigt«  INe  Madit  des  Me»- 
adiengesdiiechts  über  die  Natur  ninmit  nicht  allein  zu 
extensiv  mit  der  Y^lksziU,  sosdom  audi  intensiT  mit 
ihrer  Bildung,  und  ist  daher  auch  ein  Kapital,  das  inrdk 
Zuschlag  der  Zinsen  wächst.  Hungersnoth  und  die  Set»* 
dhea  in  ihrem  Grefolge  wurden  nicht  häufiger,  sondern 
seltener  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung.  In  Uei^ 
nen  Landstrichen,  Gebirgsthfilem  und  Inseln  kann  eine 
sdinelle  ZuniAme  der  Volkszahl  Zufuhr  aus  der  Feme, 
und  bis  diese  gesidiert  wird,  harte  EntbehruDgeo,  otat 
wo  sie  nicht  möglich  ist,  Auswanderungen  auCQÖtbigeii( 
weil  der  enge  Raum  auch  die  Freiheit  in  der  Wahl 
neuer  Mittd,  dem  Boden  Nahrung  abzugewinnen,  be- 
schränkt Aber  die  grofsen  selbstständigen  Staaten  ert 
bauen  überall  ihre  Nahrung  selbst,  und  die  Landwirtbe 
haben  niemals  dringender  Abwendung  der  Zufuhr  T^n 
Aufsen  verlangt,  als  eben  seitdem  die  Yolkszahl  so  rei- 
fsend wächst.  Der  eigentliche  Niederrhein,  das  ebene 
Land  zu  beiden  Seiten  des  Rheins  nordwärts  der  EiCel 
und  des  Westerwaldes  mit  fast  adittausend  Menschen  *) 
auf  der  geographischen  Quadratmeile,  erbdut  nicht  nur 
das  Getreide,  dessen  seine  Bevölkerung  bedarf,  sondern 
versorgt  noch  jährlich  das  benachbaite  unfruchtbare  €re«- 
birge,  und  führt  in  guten  Jahren  selbst  noch  Getreid» 


.  *)  Die  Rn^erangffbeoEirki}.  Dflsselderf,  Ctßn  und  Aadeo,  mit 
Ausnahme  der  Kreise  Waldbröl,  Sieg,  Rheinbach,  Schieiden,  ])lontj> 
joie,  Eapen  und  Malmedy,  enthielten  nach  der  Zählung  zu  Ende  des 
Jahres  1840  mit  Einschlufs  des  Militairs  durchschnittlich  7868  Hen- 
scImiii  auf  der  gsogr.  Qaadratmale.       ^  •  • 
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nach  Holland  aue.  Dtaiuk^  liegen  au6h  in  diesem  didit 
bewolmten  Lande  nocb  beträchtiidie  Strecken  eines  Bo^ 
dens  wü^te,  der  wobl  des  Anbaues  jfthig  ist,  weil  Ka- 
pitale bisher  immer  noch  vorAeilhafter  in  den  fabrim^ 
nenden  Grewerben  angelegt*  werden.  Der  Kreis  SdBB- 
gcn^.  einer  der  bevölkertsten  und  gewerbihätigsten  <fie^ 
ses  Landesthetlsy  hatte  nach  der  im  Jahre  1836  von  dem 
Hegierui^srathe  Ton  Yiebahn  herausgegebenen  Starti^ 
etak  und  Topographie  des  Regierungsbezirks  Düsseldorf 
nntbr  überhaupt  114,952  Morgen  Bddenfläche  76115  Mor- 
gen Halden  und  Oeden,  und  der  ganze  ^vorgenannte  Re^ 
gierungsbezirk,  der  dicbCfoeTülkertste  «des  Preußischen 
Staats,  runter  überhaupt  2,112^7  Morgen  Bodehflädie 
210^65  Morgen  gleidirar  Art  In  letzterm  bestand  atso 
Iveioahe  ein  Zehntheil,  und  in  ersterm  doch  noch  meinr 
tils  ein  Sechszehnäieil  des  Landes:  aus  Oeden  und  Hal- 
den. Die  Prondnzen  Ost-  und  Westflandern ^  wel^e 
beim  Ausbruche  der  belgisdien  Unruhen  im  Jahre  1880 
auf  112^44  geogr.  QM.  1,297,654,  also  durchschnittlich 
11,490  Einwohner  auf  :der  geogr.  QM.  hatten,  bedürfen 
so  wenig  einer  Getreidezufuhr  in  gewöhnlichen  Jahren, 
dafs  sie  vielmehr  weiland  den  nördlichen  Tfaeil  der  Nie- 
derlände  mit  Getreide  Tersehen  balf^.  Dieses  HoUand 
endlich  sdbst,  das  nur,  weil  es  grofsentheils  Wiesen- 
boden ist,  bisher  tegelmäfsig  Getreide  einführte,  hat 
nicht  nur  längst  aufgehört,  der  jährliche  Abnehmer  des 
Ueberschusses  an  Roggen  zu  sein,  den  Polen  sfonst  in 
die  Ostseehäfen  sandte,  sondern  begann  seit  18S5  sogar 
die  Getreidezufuhr  zu  belasten,  weil  sein  Ackerbau  sich 
gedrückt  füUte  durch  die  niedrigen  Getreidepreise.  Als 
Grofsbritannien  in  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts 
i^ngefähr  halb  so  viel  Einwohner  hatte,  als  jetzt,  hob 
seine  Regierung  zwar  die  Prämien  auf,  womit  die  Aus-» 
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fiiiir  dcb  Getreides  yvär  begün^t%l  worden,  üad  ^ab  dai> 
gegen  die  Einfuhr  desselben  frei.  Seit  dem  letzten 
Kri^e  madh^  dagegen  das  britische  Zollsystem  die  6e^ 
treideeinfiihr  bei  gewöhnlichen  Ernten  t^ttmöglieh^  niid 
wiis  auch  für  die  Yertoderung  dieses  Systems  sprechet 
»lochte,  es  hat  jedenfalls  den  Beweis  durch  die  That  gei- 
führt,  dafs  Grofsbritanniens  Regierung  die  verdoppelte 
Bevölkerung  in  guten  Jahren  diirch  eigenen  Anbau  näb^ 
ren  zu  können  vermeinte.  • 

Diese  und  ähnliche  Thatsachen,  welche  noch  leidlt 
aus  dem  Zustande  fast  aller  europäischea  Sitaaten  zu  ent* 
nehmen  wären,  sollen  nur  ei^eisai,  dafs  die  AimahHie^ 
vrorauf  Malthus  seine  Besorgnisse  gründete,  #ein  WiUk 
kürlich  ist,  keinesweges  aber  soU  behauptet  werden,  >def 
Boden  könne  hinreichenden  Unterhalt  »für  jede  Menschem 
zahl  erzeugen,  womit  die  Einbildungskraft  ihn  fiir.  di^ 
Zukunft  bevölkert.  Die  einfache  "Wahrheit  ist  nur,  daK 
bisher  in  keinem  grofsen  selbsts^ndigen  Staate  die  Be*- 
völkerung  deshalb  zu  wadisen  aufhörte,  weil  e^  uii> 
möglidb  wurde,  den  Unterhalt  fiir  dieselbe  dem  eig^neh 
Böden  abzugewinnen.  Wenn  die  grofse  Masse  desYolki 
in  einigen  dichtbevölkerten  Ländern  darbt  und  in  Elend 
v^sinkt,  so  entsteht  das  keinesweges  aus  der  Unm<(g* 
lidikeit,  hfidäng^idie  Nahrung  für  die^lbe  zu  ei^bauen^ 
sondern  nur  aus  ihrem  UnrernH^en,  die  Nahrungsmi<9k. 
mittel,  welche  erzeugt  werde»  könnten,  o<Aer  wohl, gar 
wirklich  i^chon  erzeugt  und  vorrälbig  sind;  für  den  Preb 
zu  kaufen,  der  dafßr  gefordert  wird.  Noeh  irnJahine 
i8S4  sandte  Irland  seinen  reichen  Ueberfluis  an  Weizen 
und  Gerste  nach  Altengland  zu  derselben  Eeit,  wo'Ul^- 
tefrer  Mangel  unter  seiner  zahlreichen  dürftigen  BevöK 
ketung  herrschte,  weil  das  einzige  Nahrungsmittel,  da^ 
sie  no^^h  zu  bezahlen  vennag,  die^Kartoffd^  fest  gAni^ 
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Udi  Hiifaraiheii  war;  and  währeod  London  irlBchte  G6^ 
treide  gem&chlich  Terzebrte»  sammelten  seine  Bewohnt 
inSde  Beiträge,  nm  den  Greueln  einer  Hnngersnoth  i* 
Irlimd  Tontube^ugen.  Zu  der  Zeit,  wo  Malthus  seine 
Lebre  veröffentlichte,  das  ist  im  Anfange  dieses  Jabiv- 
bunderts,  galt  eine  Berdlkerung  von  drei  Tausend 
Mensehen  auf  der  geogr.  Quadratmeile  für  die  gröbte^ 
Welche  ein  groCses  Land  im  mittleren  Europa  aus  eige- 
nem Erbau  noch  eben  ernähren  könnte.  Seitdem  wur^ 
den  theils  ToHständigere  Zählungen  ang^tellt,  und  die 
M^isdienzahl'  gröfser  gefunden,  als  sie  bisher  bekannt 
war,  theils  hat  auch  wirklich  die  Yolkszahl  sich  etßt 
seitdem  beträchtlich  vermehrt,  weil  der  Zustand  dersel- 
ben sieb  mit  der  mildem  Behandlung  der  untern  Sl^ndje 
bedeutend  verbesserte;  und  es  wird  jetzt  willig  zugege- 
ben,  dafs  im  Durchschnitt  wohl  auch  Nahrung  für  secb« 
Tausend  Menschen  auf  der  Quadratmeile  gefoatit  weirdei) 
könnte,  wenn  nur  Kapital  genug  vorhanden  wUre,  um 
den  Anbau  des  Bodens  so  weit  zu  verecbln.  Nicht  über 
die  Unmöglichkeit,'  mdir  Getreide  zu  bauen,  wird  ge^ 
klagt,  sondern  über  die  Unmöglichkeit,  das  erbaute  m 
lohnenden  Preisen  abzusetzen;  und  kräftige  Landwirthfe 
erweitern  den  Anbau  von  Handelsgilwäßhsen,  Ocfipflan- 
zen,  Tabak  und  Putterkräutern,  vaA  den  Bodep  höhet 
3»!  nutsen,  als  es  der  tä^cb  wadisenden  Yqlkszabt  un- 
geachtet durch  Getreidebau  möglich  bleibt«  So  w«nig 
ein  solcher  Erfolg  vor  vierzig  Jahren  auch  nur  g^abnet 
wurde,  so.  wenig  vermögen  wir  jetzt  zuahnen>  wie  siqb 
das  Leben  in  den  nächsten. vierzig  Jahren  gestalten  wird 
Wir  mQs^en  als  möglidi  ansehen,  daf&.  binnen  diesem 
Zeitraums  die  Bevölkenmtg  sich  wieder  um  fünfzig  pcro 
Ont  venwdirien  kann,  wie  sich  dieselbe  seit  d«n  Aur 
fange  des  jetzigen  Jahrhunderts,  3chwer«r  Kriege  uä^ 
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gieachtei;,  wirklich  v«niiehri  faät  'T¥ir  sehm  anch  jefett 
eben  so  wenig  ein,  wie  «der  Untertialt  für  diese  Ver^ 
m^rung  der  Yolkszahl  za  gewinnen  sei,  als  wir  Tor 
vierzig  Jahren  einsahen,  wie  der  Unterhalt  für  die  jetsot 
Torhandoie  M^iBchenzafal  besdiafft  werden  könne.  Ab^* 
alle  Erfahrungen,  welche  ein  unbefangener  Blick  auf  das 
Leben  darbeut,  ergeben,  dafs  bis  jetzt  die  Yermehrung 
der  Volkszahl  nur  Verbesserungen  des  Zustandes  der 
Völker  zur  Folge  hatte,  und  berechtigen  daher  zu  dem 
Vertrauen,  dafs  auch  die  künftigen  Generation«a  giei'^ 
eben  Vortheil  aus  den  Fortschrittea  der  Be^rölkerung  zii 
ziehen  wissen  werden» 

Ein  unbefangener  Blick  auf  dae  Leben!  — >  Dem 
allerdings  ertönen  bittere  Klagen  über  sinkenden  WohU 
stand  und  reifsende .  Zunahme  der  V<»*amiung^  welchis 
den  schneidendsten  Gegensatz  mit  der  unverkennbaren 
Erschdnung  bilden,  dafs  in  Städten  und  Dörfern  an  die 
Stelle  baufälliger,  enger  und  ungesunder  Hüiten  jähr- 
lieh  mehr  neue,  geräumige  und  bequeme  Wohnungen 
treten,  dafs  die  Viehheerden  sich  vermehren  und  beson^ 
ders  veredeln,  dafe  der  Adierbau  kräftiger  und  verstau-^ 
diger  betrieben  wird,  da(s  die  Zahl  der  Kunststrafsen 
)äirlicfa  zunimmt,  dafs  ein  Aufwand,  der  Millionen  er-^ 
fordeH^  rron'dem  Unteitnehmmi  nicht  abschreckt^  die  Vor« 
tkeile  leichterer  Verbindungen  durch  Eisenbahnen  und 
Lokomotiven  immeor  häufige  In  einem  noch  vor  Kurzem 
ungeahhdien  Maafse  zu  steigern,  dafs  alle  Anstalten  fü» 
die  Sidierheit,  Bequemlichkeit  und  Annehmlicfakeit  dm 
Lebens  steh  im  schnellen  Fortsehreiten  verbessarn,  dafa 
endlich  zu  jeder  neuen  grofsartig^n  Untearnlehmung,  wel** 
€kt  Gewinn  verspridit,  Aktieakä«ifer  sich  drängen^  v»d 
da£s  in  ziristragknden,  auf  Inhaber  gestellten  Papteren 
Stimmen  bebgt  sind,  die  jede  Vorstellung  voä  vorhaö- 
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denem  verKig^bareii  Kapitiil^  tibersteil^eiiy  weldld  die 
k^mtnifsreich^ten  Mätmir  ni«*  6Tst  vor  funfeig  Jabren 
ton  dem  Betrage  derselb^i  hattbh.  Diesen  Erscheüiktn- 
gen  werden  indefs  drei  allerdings  auofa  gans^  imleugbare 
Tliieitsacben  entgegengestellt,  iilöilidi:  die  ZaDabnie '  der 
Allsprüche  auf  Unterdtützuug  für  Menschen,  weldie  sich 
selbst  hioreichenden  Uhtierhalt  nidit  zu  sdbaffen  venaö^- 
gen;  •— ^  das  Sinken  des  Einkonmens  aus  Kapiiälbesitz; 
"— •  die  \vachsende  Schwiefrigkeit,  hinlänglidies  Auskom- 
men zu  finden.  Diese  drei  Thatsachm  beweisen  jedoch 
bei  gründUcher  Erwägung  der  Verhältnisse,  woraus  sie 
hervorgehen,  ganz  etwas  Anderes  als  fortschreitende  Yer^ 
armung,  und  stellen  den  Schlufs  auf  Zunahme  des  ^Wohl- 
standes aus  fenen  Erscheinubgen  so  wenig  als  blo&e 
Täuschung  dar,  dafs  sie  vielmehr  niir:  zu  iles^en*  Bestä^ 
tigung  dienen«  '  • 

Es.  ist  eine  Grundbedingung  aller  Fortscbrftte  de^ 
Wohlstandes  und  der  Bildung,  dafs  Jeder,  der  Erwi^fbs^ 
mittel  besitzt,  diese  so  hoch  als  kmner  möglich  benu^, 
und  der  Mensch  verfolgt  diesen  allgemeinen  Zweck  um 
so  emsiger  und  wirksamer,  )e  mehr  Bildung  er  bereite 
erworben  hat,  und  je  richtiger  er  demnach  seine  Stel* 
lung  im  Leben  beurtheilt.  In  dieser  Beziehung  besteht 
ein/Uebergewicfa^  auf  Seiten  der  höhergebildeten  Stände, 
welches  eine  natürliche  Vormundschaft?  über  die  minder- 
gebildeten begründet,  auf  deren  riecHicher  Führung  das 
Gedeihen  der  im  Staatsverbande  lebenden  Völker  be- 
ruht Es  sei  ferne,  die  gewöhnlichen  Kkgön  tu  wie- 
derholen^ dafs  diese  Vormundschaft  mcht  imiber  redfich 
geführt  worden;  wo*  diese  Klagen  gegrühdet  sind,  ha- 
hes&  unverständige  Voraiihidel-  sich  selbst  nodi  mehr  ge^ 
schadet  als  ihren  Mündeln.  Hindern  Täuächmigen  d^ 
Selbstsucht  noth  viele  Lohnherren,  dieses  anzuerkennen, 
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so  bleibt  dagegen  ufiNrerkennbar,  dafs  di^xaUreiche  Kksse 
der  Htfidarbeiter  die  Ansprüche,  welche  sie  machen  darf, 
inzwischen  riditiger  würdigen  lernte.  Ganz  abgesehen 
Ton  unstatthaften  Forderungen  —  einer  natürlichen  Folge 
noch  unzureidien<kr  Bildung  — »  verlangt  die  verständi- 
gere Mdbrheit  des  Arbeiterstammes  mit  Recht  so  viel 
Lebensbedarf  und  Lebensgenufs,  als  auf  der  zeitigen  Kul- 
turstufe zur  Führung  eines  wahrhaft .  menschlichen  Le- 
bens gehört;  Beides  muCs  gewährt  werden,  wenn  so  viel 
und  so  gute  Arbeit  verrichtet  werden  soll,  als  dieser 
Theil  der  Bevölkerung  zu  schaffen  vermag.  Jedodi  ist 
mehrenth^ls  die  Bildung  noch  nidit  so  weit  vorgesehrit- 
ten, dafs  die  Mittel,  diesen  Lebensbedarf  und  Lebens- 
genufs  zu  kaufen,  unbesdiränkt  zur  freien  Verfügung 
der  Arbeiter  gestellt  werden  dürften.  Von  dem,  womit 
der  Antheil,  welchen  sie  an  der  Erzeugung  neuer  Werthe 
durdi  Verwendung  ihrer  Arbeitskräfte  haben ,  wirklidi 
bezahlt  werden  sollte,  bleibt  unter  der  Benennung  Ar- 
beitslohn gewöhnlich  nur  in  ihren  Händen  zurück,  was 
für  den  unentbehrlidien  Bedarf  des  Tages  hinreicht;  aber 
was  sie  davon  aufsparen  sollten  für  aufserordentliche 
Ausgaben  zum  Uebertragen  von  Unfällen,  zufälligem  oder 
periodischem  Ausbleiben  gewohnten  Erwerbes,  Krank- 
heiten, Alterschwäche,  —  was  sie  verwenden  sollten  zur 
Erziehung,  zum  Unterridit  und  zur  Ausstattung  ihrer 
Kinder,  —  grofsentheils  ihre  Beiträge  zur  Unterhaltung 
der  Gemeinde-  und  Staatsanstalten,  deren  Früchte  sie 
nicht  minder  als  ihre  Lohnherren  geniefsen  —  das  alles 
wird  von  den  höher  gebildeten  Ständen  aufserdem  auf- 
gebracht, und  trägt  einem  grofsen  Theile  nach  die  Be- 
nennung eines  Beitrages  zur  Armenpflege.  Es  ändert 
das  Verhältnifs  nicht  wesentlich,  dafs  keinesw^es  blofs 
diejenigen  zu  solcher  Armenpflege^  beitragen,  weldie  die 
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Arbeiter  uninltieibar  anstellen,  sondern  auch  diejenigen, 
^Teiche  das  Erzeügnifs  ihrer  Arbeit  verbranchea,  nnd 
ebendeshalb  mit  Recht  zur  Annenkasse  steuern,  weil  sie 
eben  des  geringen  Arbeitslohnes  wegen  ihren  Bedarf  auch 
wohlfeiler  kaufen.  Allerdings  wird  nicht  jede  milde  Gabe 
2U  solcher  Armenpflege  verwandt,  aber  streng  gerechnet 
gewifs  der  bei  weitem  gröfste  Theil  dessen,  was  aus  öf- 
fentlichen und  PriTatkassen  als  Armenunterstützung  ge- 
zahlt wird.  Es  ist  der  menschlichen  Eitelkeit  wohl  nadi- 
zusehen,  dafs  die  gebildeten  Stände  als  aus  ihrem  Eigene 
thum  freiwillig  herg^eben  betrachten,  was  in  der  That 
nichts  Anderes  ist,  als  schuldige  und  nöthwendige  Er- 
gänzung  wohlverdienten  Arbeitslohnes:  nur  ist  daraus 
keine  Zunahme  der  Verarmung  zu  folgern,  dafs  diese 
sogenannten  Unterstützungen  in  dem  Maadse  wachsen, 
worin  der  Verbrauch  von  unzureichend  bezahlter  Arbeit 
wächst,  theils  weil  bei  zunehmender  Wohlhabenheit  mehr 
Arbeiten  und  Dienste  gebraucht,  theils  weil  bei  zundi- 
inende*  Bildung  die  Ansprüche  des  Arbeiterstamihes  auf 
Lebensbedarf  und  Lebensgenufs  richtiger  gewürdigt  wer* 
den.  Wäre  der  Arbeiterstand  schon  gebildet  genug,  sein 
gebührendes  Einkommen  selbstständig  zu  verwalten,  so 
wäre  Malth US  Vorschlag,  alle  gesetzliche  Verpflichtung 
zur  Unterhaltung  der  Armen  aufzuheben,  sehr  verstau- 
,  dig:  denn  |ede  redliche  Vormundschaft  mufs  allerdings 
dahin  trachten,  den  Mündel  zur  Selbstständigkeit  heran- 
zuziehen ;  es  würde  dann  die  Nothwendigkeit,  viele  und 
gute  Arbeit  »1  erhalten,  die  Zahlung. eines  zureichenden 
Arbeitslohnes  erzwingen.  Aber  von  dieser  Bildungsstufe 
sind  wir  noch  weit  entfernt,  und  es  kann  nur  mittelst 
einer  richtigea  Einsicht  in  die  Natur  des  Armenwesens 
dahin  gewirkt  werden,  den  Arbeiter  fortschreitend  zur 
h(dieren  Selbstständigkeit  heranzubilden.    Wollten  wir 
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alle  UotcäfstStxungeQ  durdi  eine  ^^eg^elte  öffeniliehe  Ar- 
Baeopflege  sofort  eifiziehea,  und  alle  diejenigen,  vrekhe 
deren  bedfirfed,  für  unnütze  lästige  Koatgänger  erklä- 
ren: so  würde  bald  ein  gänzlich  unhaltbarer  Zustand  ent- 
stehen, welcher  die  höher  gebildeten  und  wohlhabenden 
Stände  mit  grofsen  Kosten  und  bitterem  Ungemach  dar- 
über bdehren  würde,  wie  Viele  nur  deswegen  ab  Arme 
erscheinen,  weil  die  Frucht  ihrer  Arbeit  noch  nicht  toU- 
ständig  zu  ikrer  freieii  Verfügung  gestellt  werden  will 
und  darf. 

Es  ist  noibwendig,  dafs  derjenige,  welcher  seinen 
Naturfonds  oder  seinen  Vorrath  zur  Verrichtung  yon  Ar- 
beiten daran  hergiebt,  einen  Theil  der  Früchte  dieser 
Arbeiten  erhalte:  denn  in  dem  Einkommen,  welches  dar- 
aus entsteht^  und  hier  mit  dem  Namen  Rente  bezeicl\net 
werden  mag,  liegt  allein  der  Reiz,  Naturfonds  und  Vor* 
rath  auch  über  die  Grenzen  der  Benutzung  durch  eigene 
Arbeitskraft  hinaus  zu  erhalten  und  aufisubewahren.  In- 
dem das  Menschengeschlecht  immer  mehr  Naturfonds  un- 
ter seine  Herrschaft  bringen  und  benutzen,  und  immer 
mehr  Vorräthe  sammeln  und  aufbewahren  lernt,  müiste 
Beides,  sowie  es  häufiger  wird,  auch  wohlfeiler  werden, 
wenn  nickt  die  Nachfrage  nach  Arbeiten,  zu  deren  Ver- 
richtung Naturfonds  und  Vorrath  gehört,  auch  mit  der 
Bevölkerung  und  Wohlhabenheit  wüchse.  Insofern  er- 
höhter Reiz,  Beides  zur  Benutzung  zu  bringen,  die  Macht 
des  Menschen  über  äufsere  Güter  zu  erweitern  strebt, 
und  insofern  wirksame  Nachfrage  nach  Arbeit  die  Mög- 
lichkeit sie  zu  bezahlen  —  also  Wohlstand  -—  voraus- 
setzt: insofern  mag  ein  Steigen  des  Rentesatzes  —  bei 
Kapitalen  beispielsweise  des  Zinsfufses  —  im  ersten  Auf- 
schwünge der  Gewerbsamkeit  für  ein  günstiges  Ereig- 
nifft.  gdten.   Wird  mehr  erarbeitet,  so  kann  unter  übri- 
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g'ens  gleichen  UmstSnden  auch  eine  höhere  Miethe  für 
den  Naturfonds  und  die  Yorräthe  gezahlt  werden,  weiche 
der  Unternehmer  solcher  Arbeiten  zur  Förderung  der- 
selben anleiht  Aber  hohe  Rentesätze  verleiten  auch 
Viele,  die  Kraft  genug  zur  Arbeit  hätten,  sich  derselben 
zu  entziehen,  und  bei  geringem  Kapital-  oder  Grunde 
besitze  ein  müfsiges  Rentenirerleben  zu  führen.  Der  Ge- 
sammtheit  des  Volkes  entgeht  hierdurch  nidit  allein  der 
"Werdi  aller  Arbeiten,  welcAe  solche  im  Müfsiggange  ver- 
geudete Kräfte  verrichten  könnten,  sondern  es  bildet  sidi 
auch  in  ihr  eine  Menschenklasse,  deren  Stellung  Wohl- 
stand und  Sittlichkeit  ernsten  Gefahren  aussetzt.  Diese 
kleinen  Rentenirer  versinken  leicht  in  Armuth  und  Elend, 
wenn  der  hohe  Rentesatz  fällt,  worauf  allein  die  Mög- 
lichkeit ihres  Bestehens  sich  gründet.  Selbst  diejenigen 
unter  ihnen,  denen  alsdann  noch  ein  npthdürftigea  Aus- 
kommen bleibt;  werden  doch  schmerzlich  berührt  durch 
die  Nothwendigkeit,  gewohnten,  nun  zu  kostbar  gewor- 
denen Genüssen  zu  entsagen.  So  entstehen  bittere  und 
allerdings  gerechte  Klagen  über  Verarmung,  und  im  Ge- 
folge derselben  steigende  Versuchung  zur  Unsittlichkeit, 
wenn  der  Rentesatz  sinkt.  Gleichwohl  können  hohe 
Rentesätze  nur  dann  anhaltend  fortdauern,  so  lange  das 
Verhältnifs  der  Nachfrage  zum  Anerbieten  für  Naturfohds 
und  Kapital  unverändert  bleibt.  Das  aber  ist  wenig- 
stens in  Bezug  auf  letztere  kaum  möglich,  wo  Sicher* 
heit  und  Freiheit  für  rechtlichen  Gewerbbetrieb  besteht: 
denn  nur  die  Herrschaft  der  Willkür  und  der  Monopole 
kann  den  Zug  der  Kapitale  dahin  aufhalten,  wo  sich  ein 
hoher  Zinsfufs  eingestellt  hat,  und  einige  Ausdauer  ver- 
spricht; dieses  Zuströmen  bringt  ihn  jedoch  fast  immer 
herab.  Ein  Fabrik-  oder  Handelsgeschäft,  welches  den 
Aktien  -Inhabern  hohe  Dividenden  abwirft,  regt  bald  eine 
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Mitbewerbung;  auf,  -welche  den  R^htesatz  herabddkkl. 
Selbst  wo  Mitbewerbung  unmöglich  bleibt ,  geniefsen 
ntuc  Diejenigen  die  hohe  Rente,  welche  die  Aktien  aus 
erster  Hand  empfingen;  bei  jedem  Ankaufe  werden  sie 
im  Yerhältnifs  des  höheren  Ertrages  auch  höher  bezahlt, 
und  es  sind  alsdann  selbst  grofse  Verluste  möglich,  wenn 
später  die  Gewerbsamkeit  sich  neue  Bahnen  bricht  und 
die  .Benutzung  älterer  Anstalten  sdimälert.  So  machten 
in  Grofsbritanniea  neue  Kanäle,  über  Berg  und  Thal, 
kühn  auf  geradem  Wege  geführt,  ältere  unnütz,  welche 
den  natürlichen  Hindernissen  auf  weiten  Umwegen  aus- 
widien.  So  verschwindet  der  Verkehr  von  Chausseen, 
weil  die  Eisenbahn  schneller  und  wohlfeiler  zum  Ziele 
führt.  Hohe  Rent^i  von  Landgütern  entstehen  zuwei- 
len durch  auswärtigen  Ankauf  der  Bodenfrucht,  und  sin- 
ken um  so  unrettbarer,  je  weniger  ein  sicherer  inländi- 
scher Absatz  vorbereitet  ist,  wenn  diese  wandelbare  Be- 
günstigung aufhört.  Sehr  oft  beruht  die  Möglichkeit^ 
dem  Ausländer  annehmliche  Preise  zu  stellen,  und  dabei 
dennoch  eine  hohe  Rente  zu  beziehen,  auf  dem  Nieder- 
halten des  Arbeitslohnes.  Dabei  gewöhnt  der  Arbeiter- 
stamm sich  leicht  an  eine  schlaffe  Genügsamkeit,  und  ver- 
lernt eine  Verbesserung  seines  Zustandes  durch  erhöhte 
Thätigkeit  zu  erringen.  In  solchem  Falle  bleibt  das  Land 
wesentlich  arm,  ungeachtet  beträchtlicher  Zuflüsse  von 
Aufsen,  weil  die  grofse  Masse  des  Volks  nur  so  viel 
arbeitet,  als  eben  hinreicht,  ein  armseliges  Leben  zu  fri- 
sten. Regt  endlich  ein  neuer  Erwerbszweig  die  schlum- 
mernde Kraft  der  Bevölkerung  auf,  steigt  der  Lohnsatz 
mit  der  erwachten  Thätigkeit,  so  verarmen  diejenigen 
Grundherren  und  Fabrikunternehmer,  deren  Wohlstand 
bisher  auf  der  Entwöhnung  der  Arbeiter  von  höheren 
Forderungen  an  das  Leben  beruhte.  Der  steigende  Werth 
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aufblühenden  Ortschaften  hat  Einige  oftmals  schnell  be- 
reichert, doch  nur  auf  Kosten  derjenigen,  welche  die 
Zinsen  des  Kaufpreises  durch  ihre  Arbeit  erwerben  niufs- 
ten.  Die  Yertheurung  gewerblidier  Anlagen  und  des 
Lebensgenusses,  welche  aus  der  Stiftung  solcher  Renten 
hervorgeht,  ist  jedenfalls  ein  Nachtheil,  den  der  schein- 
bare Gewinn  des  Rentenirers  nicht  vergütet.  Es  ist  viel- 
mehr, abgesehen  von  ganz  aufserordentlichen  Ereignis- 
sen, ein  Zeichen  des  Fortschreitens  zum  allgemeinern 
und  dauerhaftem  Wohlstande,  als  des  Yerarmens,  wenn 
der  Rentesatz  in  solchen  Fällen  sinkt,  obwohl  die  Ver- 
luste des  gewohnten  Einkommens  die  Rentenirer  empfind- 
lich treffen,  und  selbst  auf  den  Wohlstand  zahlreicher 
Arbeiterklassen  störend  einwirken,  welche  der  Aufwand 
und  Verkehr  dieser  Rentenirer  bisher  ernährte.  Die 
wahre  Besserung  erwächst  im  Besitze  der  äufseren  Gü- 
ter nicht  minder,  als  im  Reiche  der  Sittlidikeit,  sehr  oft 
aus  Trübsalen.  Je  blinder  die  ^cherheit  war,  womit 
die  leicht  bethörte  Selbstsucht  lockenden  Gewinn  auf 
Abwegen  verfolgte,  desto  tiefer  ist  die  Entmuthigung, 
welche  der  endlichen  Enttäuschung  folgt;  aber  sie  darf 
uns  nicht  verleiten,  die  Morgenröthe  besserer  Tage  für 
einen  Widerschein  zerstörender  Brände  zu  halten. 

Dafs  es  der  Mittelmäfsigkeit  schwerer  wird,  beque- 
mes Auskommen  ohne  dauernde  Anstrengung  zu  errei- 
dien,  berührt  allerdings  die  zahlreiche  Klasse  der  Mit- 
telmäfsigen  sehr  schmerzlich,  und  erzeugt  sehr  verbrei- 
tete Klagen  über  Mangel  an  Gelegenheit  zu  rechtlichem 
Erwerbe  und  Schmälerung  des  Lebensgenusses  durch 
übermäfsige  Mitbewerbung.  Es  ist  zu  natürlich,  dafs 
der  Mensch  sein  eigenes  Verdienst  und  seinen  Anspruch 
an  das  Leben  höher  anschlägt,  als  seine  Genossen  ihm 
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zagestefaen  wolleo,  als  dafs  nic^t  zu  allen  Züten  Ahn- 
lidie  Klagen  geführt  worden  wären*  Biese  Klagen  wur- 
den Tormals  mehr  beachtet  als  jetzt,  und  es  gehört  nur 
wenig  Kenntniis  der  altem  Verfassungen  der  yerschie- 
denen  Stände  Tom  Ritter  bis  zum  Lastträger  dazu^  um 
die  Ueberzeugung  zu  gewinnen«  wie  viel  mehr  Tormals 
gesdiehen,  um  die  Mitbewerbung  zu  beschränken  und 
den  Bevorrechteten  jeder  Klasse  ihren  Besitzstand  zu  si- 
chern. Anordnungen  in  diesem  Geiste  begünstigen  die 
Einen  auf  Kosten  der  Andern ,  und  das  Urtheil  Über 
ihren  Werth  ist  deshalb  nothwendig  getheilt?  entschei- 
den kann  hier  nur  die  Rücksicht  auf  Beförderung  der 
öffentlichen  Wohlfahrt.  Die  Freiheit  der  Bewerbung 
fcN'dert  jede  Kraft  auf,  sidi  im  Kampfe  zu  versuchcoy 
und  sofern  die  höhere  sittliche  Kraft  siegt,  ist  der  Ge- 
winn für  das  Gemeinwohl  unzweifelhaft.  Aber  nicht 
alle  Kräfte,  wodurch  —  sei  es  audi  nur  zeitlich  und  vor- 
übergehend — •  ein  Sieg  in  dem  Kampfe  um  Erwerb  oder 
Genufs  errungen  wird,  sind  sittliche.  Wo  die  Wahr- 
scheinlichkeit überwiegt,  dafs  unsittliche  Kräfte  vorwal- 
tend wirksam  sein  werden,  wird  es  Pflicht,  die  Freiheit 
der  Mitbewerbung  so  weit  zu  beschränken,  dafs  dem  Be- 
dürfnifs  zwar  möglichst  abgeholfen,  unsitdichen  Mitteln, 
dasselbe  zu  befiriecfigen,  aber  der  Zutritt  verwehrt  werde. 
Diese  Wahrheiten  sind  zwar  nicht  überall  anerkannt^ 
wo  die  Schulen  um  Grundsätze  streiten,  aber  in  allge- 
meiner Aditung  und  Wirksamkeit  im  Leben  gebildeter 
Völker  und  würdig  verwalteter  Staaten.  Hier  besteht 
nii^end  weder  eine  unbedingte  Freiheit  der  Mitbewer- 
bung für  jedes  Gesphäft,  noch  ein  unbedingtes  Ausschlie- 
&en  derselben.  Was  die  Schulen  unter  den  Beneninun- 
gen  Gewerbefreiheit  und  G«werbezwang  als  Gegensätze 
behandeln,  sind  im  Leben  nur  dem  Grade  nach  verschie- 
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dene  Formen  der  zidässigen  MitbewerlraDg.  Es  bezeich- 
net demnach  Vertrauen  auf  die  Zunahme  der  Sittlidikeit, 
wenn  die  Mitbewerbung  in  Gewerben  und  Geschäften 
erweitert  wird,  und  aus  dieser  Ansicht  ist  es  jedenfalls 
ein  günstiges  Zeichen  der  Zeit,  dafs  die  Regierungen 
sich  im  Allgemeinen  zur  Befreiung  von  bisher  bestan- 
denen Geschäfts-  und  G^werbsbeschrlnkungen  hinnei- 
gen* Wäre,  fortgerissen  durch  d^i  Drang  ungewöhur 
Heb  bewegter  Zeiten,  das  Vertrauen  hierin  irgendwo  T<wr- 
eilig  erweitert  worden,  so  wird  es  allerdings  Nieder  be- 
schränkt werden  müssen;  aber  die  Grenze  dieser  Be- 
schränkung^! darf  eben  so  wenig  von  den  Anträgen  De- 
rer, welche  die  Mitbewerbung  scheuen,  als  von  den  Wün- 
schen Derer,  welche  sie  für  jeden  Preis  suchen,  sondern 
allein  Ton  der  unbefangen^i  Elrwägung  des  allgemeinen 
^Wohles  abhäng^i. 

Nicht  allein  Verarmung,  sondern  audi  Verminderung 
der  mittleren  Dauer  des  menschlichen  Lebens  soll  aus 
den  Fortschritten  der  Berölkerung  hervorgehen.  Mal- 
thus  hat  diesen  Satz  auf  die  Bahn  gebracht,  und  mit 
mehr  Mäfsigung,  als  einige  seiner  Nachfolger  verthei- 
digt.  Sein  Vortrag  ist  auch  hier,  wie  überall,  nicht  so- 
wohl wider  die  Zunahme  der  Volkszahl,  als  vielmebir 
wider  die  gewöhnlichen  Mittel,  sie  zu  befördern,  gerich- 
tet. Seine  Gedanken  richtig  aufzufassen  und  zu  wür- 
digen, dürften  folgende  Erläuterungen  dienen.  Das  Le- 
bensalter, welches  die  Gestorbenen  erreiditen,  wird  in 
der  Regel  sorgfältig  in  die  Kirchenbücher  oder  Civil- 
register,  die  zur  Bekundung  der  Sterbefälle  geführt  wer* 
den,  eingetragen.  Es  erfordert  daher  nur  mechanischen 
Fleifs,  um  die  Summe  von  Jahren  zu  finden,  welche 
sämmtlidie  während  eines  bestimmten  Zeitraums  und  in 
einem  bestimmten  Bezirke  Grestorbene  zusammengenom- 
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men  gelebt  hliben;  Wird  cBese  Summe  dorch  die  ZaU 
dieser  Gestorbenen  dividirt,  so  ergiebt  der  Quotient» 
wie  viel  Jahre  darchschnittlidt:  Einer  derselben  lebte, 
Ist  der  Bezirk  weit,  und  der  Zeitraum  lang  genug,  dafs 
die  Zufälle,  welche  die  einzelnen  Todesfälle  begleiten, 
sich^  gegen  einander  ausbleichen  können,  so  kann  das 
Ergebnifs  dieses  Verfahrens  für  die  mittlere  Lebensdauer 
der  Gre^ammtheit  der  Einwohner  unter  den  gegebenen 
2ieit-  und  -Ortsyerhältnissen  angenommen  werden.  E^ 
wird  höher  oder  niedriger  ausfallen,  je  nachdem  die 
Stunme  der  von  den  Verstorbenen  verlebten  Jahre  für 
die  gleiche  Zahl  von  Sterbefällen  gröfser  oder  kleiner 
wird.  Sterben  von  der  gleichen  Anzahl  Lebender  jähr- 
lich gleich  Viele,  so  kann  die  Summe  der  Jahre,  welche 
diese  Gestorbenen  zusammengenommen  durchlebten,  doch 
eine  sehr  versdiiedene  sein,  je  nachdem  ein  gröfserer 
oder  kleinerer  Theil  der  Gestorbenen  in  der  Kindheit, 
im  mittlem  Lebensalter  o^er  hochbejahrt  gestorben  ist. 
Unter  übrigens  gleichen  Umständen  wird  dies  von  der 
Zahl  der  Personen  abhängen,  welche  jeder  einzelnen 
Klasse  des  Lebensalters  angehören.  Je  gröfser  unter 
der  gleichen  Einwohnerzahl  die  Zahl  der  Kinder  ist, 
desto  gröfser  wird  unter  übrigens  gleichen  Sterblich« 
keitsbedingungen  bei  der  gleidien  Anzahl  der  G«stor* 
benen  auch  die  Zahl  der  darunter  befindlichen  Kinder- 
leichen, desto  kleiner  folglich  die  Summe  der  Jahre, 
welche  die  G^sammtheit  der  Gestorbenen  durchlebte. 
Das  Verhältnifs  der  in  jeder  Altersklasse  lebenden  Zahl 
zu  der  Gesammtzahl  der  Lebenden  hängt  abefr  wesent- 
lidi  davon  ab,  wie  die  Zahl  der  Sterbenden  sich  zu  der 
Anzahl  der  gleichzeitig  G^bomen  verhält.  Sdion  ein- 
mal ist  in  diesem  Aufsatze  bemerkt  worden,  dafs  ein 
gleicher  Fortschritt  der  Bevölkerung  bei  sehr  verschie- 
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ietken  VerhälnisBen  der  G^rteti  xmA  Todesfelk  geg^en 
die  Zahl  der  gletdizeitig  Lebenden  bestehen  köime.  So 
Tfird  beispielsweise  die  jährliche  Zonahttie  jedenfalls  ein 
pro  Cent  betragen^  wenn  auf  hundert  Lebende  dürch- 
schniltlidi  Fünf  geboren  werden  und  Vier  sterben.  Vier 
geboren  werden  und  Drei  sterben,  Drei  geboren  wer- 
den und  Zwei  sterben.  Im  ersten  Falle  stirbt  Ton  25, 
im  andern  Ton  33},  im  dritten  von  50  gleidizeitig  Le- 
benden jedes  Alters  im  Durchschnitte  jährlidi  Einer. 
Diese  grofse  Verschiedenheit  hat  nach  der  vorstehenden 
Voraussetzung  keinen  Einflufs  auf  <fie  Zahl  der  gleich- 
zeitig Lebenden:  denn  diese  Zahl  wird  in  eben  dem  Ver- 
hältnisse durch  die  Geburten  ergänzt,  worin  sie  durdi 
die  Todesfälle  Verlust  erleidet.  Aber  ihr  Einflufs  ist 
sehr  bedeutend  auf  das  Verhältnifs  der  Altersklassen  un- 
ter den  gleichzeitig  Lebenden.  Je  schneller  die  Gehör- 
nen wieder  absterben,  desto  kleiner  kann  die  Zahl  Der- 
jenigen sein,  welche  ein  höheres  Alter  erreichen,  desto 
mehr  Menschen  werden  also  schon  in  der  Kindheit  oder 
doch  überhaupt  in  den  früheren  Lebensjahren  sterben, 
desto  kleiner  wird  also  die  Summe  der  von  der  gleichen 
Anzahl  Gestorbener  durchlebten  Jahre,  und  desto  kürzer 
folglich  die  nach  vorstehender  Angabe  gefundene  mitt- 
lere Lebensdauer.  Zur  Erläuterung  der  vorstehenden 
Betrachtungen  ist  am  Schlüsse  dieses  Aufsatzes  ein  Bei- 
spiel beigefügt,  welches  aus  den  im  Jahre  1841  im  Preu- 
fsischen  Staate  vorgekommenen  Erfahrungen  entnommen 
wurde.  / 

Im  Allgemeinen  erscheint  in  staatswirthschaftlicher 
Beziehung  dasjenige  Verhältnifs  am  vorlJieilhaftesten, 
worin  der  gleiche  Fortschritt  durch  die  mindeste  Zahl 
von  Gehörnen  und  Gestorbenen  erreicht  wird,  das  ist, 
worin  unter  übrigens  gleichen  Umständen  die  mittlere 
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Lebensdauer  am  längsten  ist.  Offenbar  besteht  alsdann 
ein  kleinerer  Theil  des  Volks  aus  Kindern,  welche  noch 
Unterhalt,  Erziehung'  und  Pflege  bedürfen,  ohne  gleich- 
zeitig durch  ihre  Arbeit  eine  hinlängliche  Vergütung  da- 
für zu  leisten.  Der  Aufwand,  welchen  die  Nation  auf 
den  Ersatz  der  Gestorbenen  und  auf  Erzeugung  des  jähr- 
lichen Zuwachses  machen  mnfs,  ist  daher  ein  geringerer, 
und  dieses  ist  unstreitig  ein  sehr  erheblicher  Gewinn. 
Nachtheilig  könnte  ein  solches  Verhältnifs  nur  in  so  fem 
werden,  als  es  eine  widernatürliche  Seltenheit  der  Elhen, 
oder  eine  widernatürliche  Unfruchtbarkeit  derselben  vor- 
aussetzte. Jedermann  hat  Anspruch  auf  das  Glück  des 
häuslichen  Lebens.  Auch  hat  die  Verspätung  der  Ehen 
über  ein  gewisses  Maafs  hinaus  ebensowohl  Nachtheile, 
als  eheliche  Verbindungen  vor  den  Jahren,  worin  Kör- 
per und  Greist  die  volle  Reife  gewonnen  haben.  Die 
Jahre,  worin  der  Mensch  Lehre,  Rath,  Warnung  und 
Trost  bedarf,  um  zur  selbstständigen  sittlichen  Ausbil- 
dung zu  gelangen,  reichen  weit  über  die  Kindheit  hin- 
aus: selbst  nach  gänzlich  vollendeter  Erziehung  behält 
der  Beistand  der  Eltern  grofsen  AVerth,  namentlich  bei 
der  Anstellung  einer  eigenen  Wirthschaft,  und  bi&  das 
häusliche  Glück  des  neuen  Paares  befestigt  ist.  Ver- 
spätete Ehen  hinterlassen  aber  meist  unversorgte,  oft  so- 
gar  noch  unerzogene  Kinder.  Dafs  jährlich  nur  Drei 
auf  hundert  Lebende  geboren  werden,  dürfte  schon  das 
Aeufserste  sein,  was  in  den  Verhältnissen  eines  grofsen, 
kräftigen  und  gewerbthätigen  Volks  mit  billigen  Anfor- 
derungen auf  Familienglück  noch  zu  vereinigen  sein 
möchte.  Dabei  kommt  auf  6  bis  7  stehende  Ehen  jähr- 
lich ein  Kind,  je  nachdem  18  bis  21  stehende  Ehen  auf 
hundert  Lebende  angenommen  werden.  Beides  sind  Ver- 
hältnisse, welche  nothwendig  schon  ein  Verschieben  der 
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YerheiralluiDg  von  Seiteu  des  mäDnlichen  Gesdiledits  bis 
durdisduüttlich  jenseits  des  dreifsigsten  Lebensjahres  be- 
dingen. Eline  Sterblichkeit,  welche  erheblich  weniger 
als  ein  Funfzigtheil  der  Lebenden  jedes  Alters  und  Stan- 
des zusarnmengenomnien  jährlich  beträgt,  liegt,  wie  be- 
reits oben  nachgewiesen  worden,  aufser  den  Grenzen 
der  Wahrscheinlichkeit,  und  dürfte  höchstens  vorkom- 
men unter  ganz  besonderen  Verhältnissen  einzelner  Ort- 
schaften und  Gegenden,  welche  niemals  in  grofsen,  wahr- 
haft selbstständigen  Staaten  allgemein  werden  können. 
Au  Nachrichten,  welche  dieser  Bemerkung  entgegenste- 
hen, wird  die  Kritik  ihr  Amt  nicht  leicht  fruchtlos  ver- 
walten. Dieses  vorausgesetzt,  und  drei  Geburten  jähr- 
lich auf  hundert  Lebende  als  das  Kleinste  angenommen, 
besteht  kein  Widerspruch  zwischen  der  Annahme  jener 
möglichst  kleinsten  Sterblichkeit,  und  eines  jährlichen 
Zuwachses  von  mehr  als  einem  pro  Cent,  so  lange  nur 
die  Sterblichkeit  unter  den  Kindern  abnimmt,  während 
die  Zahl  der  Geburten  sich  mehrt.  So  müfste  durch- 
schnittlich auf  28|,  25,  22|  und  20  gleichzeitig  Lebende 
Einer  geboren  werden,  wenn  die  Yolkszahl  bei  nur 
einem  Todesfalle  auf  50  Lebende  jährlich  um  IJ,  2,  2^ 
und  3  pro  Cent  wachsen  sollte.  Ist  es  unerläfslich,  für 
alle  die  Sterbefälle,  welche  auch  unter  den  glücklichsten 
Verhältnissen  durch  Erschöpfung  der  Lebenskräfte  nach 
überstandener  Schwäche  der  Kindheit  entstehen,  wenig- 
stens js  ^^^  Lebenden  jährlich  im  Durchschnitte  anzu- 
nehmen, so  bleibt  bei  der  Voraussetzung,  da£s  überhaupt 
nur  §f  der  Lebenden  jährlich  stirbt,  nur  ^  für  dieje- 
nigen jährlichen  Verminderungen  der  Volkszahl  übrig, 
welche  die  Sdiwädien  der  Kindheit  veranlassen.  Als- 
dann aber  sterben  vor  Vollendung  der  Kinderjahre  in 
Folge  dieser  Sdiwächen  jährlich  im  Durchschnitte  ^\,  ^, 


&1 

h  n*  n*  ^^^  i^^  ™^^  geringer  Aburetcbmig  m  den  bei- 
den ersten  Fällen  im  Weniger,  in  den  beiden  letzten 
im  Mehr  Zf  h  h  h  i  ^^^  j^hrlidi  im  Durchsdinitte  G^ 
bornen.  Die  ersten  beiden  dieser  Verhältnisse  bestehen 
der  Erfahrung  nach  wirklich  unter  denjenigen  günstigen 
Umständen,  worin  die  gesammte  Sterblichkeit  auf  ^^^  der 
Lebend^i  jährlich  im  Durchschnitte  anzunehmen  ist.  Das 
dritte  —  nämlich  ^  —  ist  schon  oben  als  das  kleinste 
bezeichnet  worden,  was  auf  unserer  Bildungsstufe  noch 
fär  statthaft  zu  achten  ist.  Aber  in  der  Natur  des  Men- 
schen liegt  nidits,  was  auch  die  beiden  letzten  nodi  klei» 
nem  fär  unerreichbar  zu  halten  nöthigte,  und  es  ist  we- 
nigstens sehr  wahrsc^inlich,  dafs  sie  wirklich  vorkom- 
men, wo  bei  sorgenfreiem  Leben  Leichtigkeit  besteht, 
mit  dem^Maafse  von  Arbeit,  weldies  die  mensdilichen 
Körper-  und  Geisteskräfte  nur  entwickelt  und  übt,  aber 
nicht  aufreibt,  einen  Ueberflufs  an  gesunder  Nahrung, 
Kleidung  und  Wohnung  zu  gewinnen.  Die  reifsend 
schnelle  Yermehrung  der  Ansiedlerfamilien  in  einigen 
durch  die  Natur,  Yerfassungs-  und  Sittenverhältnisse  be- 
sonders begünstigten  Kolonien  sind  wenigstens  nur  un- 
ter dieser  Bedingung  erklärlidi.  Hiemadi  ist  nicht  nur 
der  jetzt  in  den  gebildeten  Staaten  des  mittleren  Eu- 
ropa gewöhnliche  jährliche  Zuwachs,  sondern  selbst  ein 
beträditlich  gröCserer  noch  immer  möglich,  ohne  sdldie 
Zunahme  der  Sterblichkeit,  bei  welcher  die  iladi  dem  vor* 
stehend  beschriebenen  Verfahren  berechnete  mittlere  Le- 
bensdauer sich  mindern  würde. 

Malthus  verkennt  zwar  die  Vortheile  keinesweges, 
welche  von  einer  Zunahme  der  Bevölkerung  abhängen; 
er  verkennt  nicht,  dafis  dem  Naturfonds  durch  wirksamere 
Bearbeitung  mehr  Erzeugnisse  abgewonnen  und  diese 
für*  das  Menschengeschlecht  nutzbarer  gemacht  werden 
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kdQnen^  und  dftCs  die  Fruchibarldit  der  Arbeiten  unter 
%]mgeuB  gleichen  Umstihaden  mit  der  Zähl  der  Arbditer 
wächst.  Aber  in  Folge  der  Voraussetzung,  dafs  die  Y^* 
mehrung  der  Menschen  nach  einem  geometrischen  und 
der  Unterhaltsmittel  in  einem  arithmetischen  Verhälfnisse 
fortschreite,  kann  er  die  Besorgnifs  nicht  aufgeben,  dafs 
die  Nachtheile  einer  Zunahme  der  Bevölkerung  bald  ihre 
Yorthdle  überwiegen  dürften.  Er  dringt  daher  auf  £r^ 
mä£sigung  der  nach  seiner  Ansidit  allzuschnellen  Fort- 
sehritte der  Bevölkenmg  bis  dahin,  dafs  di^elbe  nicht 
schneller  zunehme  als  die  Unterhaltsmittel.  Unbedenk- 
lich und  gefahrlos  erscheint  ihm  in  dieser  Beziehung  nur 
die  Sorge  für  Verlängerung  der  Dauer  des  mensdilichen 
Lebens.  Diese  Verlängerung  wird  nämlidi  am  kräftig- 
ten dadurch  bewirkt,  dafs  die  Mittel  zur  Entwickelung, 
Stärkung  und  Erhaltung  der  körperlichen  und  geistigen 
Kräfte  des  Menschen  vermehrt  und  jederzeit  in  solidem 
Maafse  dargeboten  werden,  als  er  zum  zweckmäCsigen 
Gebrauche  derselben  durch  seine  Bildung  bereits  befä- 
higt ist.  Eine  Vermehrung  der  Vblkszahl  durch  Erzeu- 
gung von  Kindern  ersdieint  ihin  hiemach  nur  in  so  weit 
zulässig,  als  sie  der  Erfüllung  der  Bedingungen,  wovon 
die  möglichste  VerlängeruDg  des  menschlichen  Lebens 
abhängt,  nicht  hemmend  entgegen  tritt,  das  ist,  als  sie 
fiir  Ernährung  und  Erziehung  der  erzeugten  Kindar  nicht 
Unterhaltsmittel  in  Anspruch  nimmt,  welche  frudktbarer 
für  die  Erhaltung  der  bereits  vorhandenen  Einwohner 
und  zur  Verbesserung  ihres  Zustandes  verwandt  werden 
könnten.  Es  ist  eine  sehr  verständige,  aus  euier  edlen 
Auffassung  der  Lebensverhältnisse  hervorgehende  Forde- 
rung, dafs  die  Güter,  worüber  ein  Volk  zu  verfügen 
vermag,  zunächst  zur  unmittelbaren  Verbesserung  des 
Zustandes  seiner  bereits  vorhandenen  Mitglieder  zu  \er* 
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wenden  sind.  Allerdings  entsteht  em  groCser  Theil  des 
Elends  unter  den  gebildeten  Völkern  aus  uinrorsichtlg 
geschlossenen  und  geführten  Ehen,  namendich  audi  aus 
dem  rücksichtslosen  Erzeugen  von  Kindern,  weldie  zu 
kräftigen  und  sittlichen  Menschen  aufzuziehen  den  El- 
tern hinreichende  Mittel  mangeln.  Daraus  aber  folgt  keir 
nesweges,  dafs  die  Völker  glücklicher  sind,  und  nament- 
lich eines  langem,  kräftigtem  Lebens  geniefsen,  wenn 
überhaupt  unter  ihnen  weniger  Kinder  erzeugt  werden, 
sondern  nur,  dafs  dem  Unverstände,  der  Unsittlichkeit 
and  der  Trägheit  abgeholfen  werden  müsse,  weldie  das 
häusliche  Leben  vergiften.  Der  Ehestsind  hat  neben  sei* 
nen  Sorgen  auch  seine  Freuden;  die  Ehe  ist  überhaupt 
ein  naturgemäfser  Zustand,  und  so  w^t  die  Beobaditun- 
gen  hierin  reichen,  leben  Verehlidite  im  Durcfasdmkte 
Linger  als  Unverehlidite.  Um  so  mehr  läCst  es  sich  kei* 
nesweges  rechtfertigen,  wenn  den  gebildeten  und  wohl* 
habenden  Ständen  wohlfeilere  Arbeit  dadurch  verschafft 
werden  will,  dafs  dem  Arbeiterstamme  die  Erlaubnifs  zu 
heirathen  erschwert  werden  soll,  weil  der  Th^  des.  Ar- 
beitslohnes, der  ihm  zu  freier  Verfügung  ausgezahlt  wird, 
nicht  hinreicht,  seinß  Kinder  zu  erziehen,  und  deshalb 
eine  Ergänzung  dieses  Lohnes  durdi  Unterhaltung  von 
Freiscteden  und  durch  Zuschüsse  unter  dem  Titel  von 
Almosen  nothwendig  wird.  Der  Arbeiterstamm  hat  eben 
sowohl  ein  Anredit  auf  die  Freuden  des  häusKeh^i  ehe-» 
liehen  Lebei^,  als  die  gebildeten  Stände;  die  Verthei^ 
lung  der  Früdite  redlicher  luid  verständig  geleiteter  Ar- 
beiten ist  nur  dann  gerecht,  wenn  sie  dieses  Anrecht 
beachtet.  Die  Gesetzgebung  weiser  und  kräftiger  Re^ 
gierungen  kann  nicht  dahin  gerichtet  sein,  dasselbe  zu 
Gunsten  Derer  zu  schmtiiem,  die  —  wie  hoch  sie  auch 
ihre  Bildung  seUbst  anschlagen  möchten,  —  dodi  die  wah- 
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ren  Lebensrcrhältnisse  nodi  immer  zu  sehr  verkennen, 
um  gerecht  gegen  den  bei  weitem  überwiegend  gröfs- 
ten  Theil  ihrer  eigenen  Nation  zu  sein.^ 

Der  gegründetste  Theil  der  Klagen  über  unvorsich- 
tige Yermehrong  einer  Yolksklasse,  der  es  an  Sidierheit 
fär  zureichenden  Erwerb  mangelt,  entsteht  eben  durch 
das  Verfahren  Derjenigen,  welche  diese  Klagen  am  lau- 
testen erheben,  und  am  geflissendsten  geltend  machen, 
wie  viel  sie  sdbst  zur  Milderung  des.  daraus  entstehen- 
den Elendes  beitragen.  Indem  nicht  Männer  allein  Ar- 
beiten aufser  dem  Bereidie  ihrer  Wohnung  verrichten, 
sondern  eine  ganze  Bevölkerung  jedes  Geschlechts  und 
Alters  bis  zum  fünQährigen  Kinde  herab,  Theil  daran 
nimmt,  entsteht  eine  Verminderung  des  Arbeitslohnes  bcu 
grofsen  Unterndunungen  nicht  nut  in  Fabriken,  sondern 
^Ibst  bei  fabrikmäfstg  betriebener  Landwirthschaft,  di6 
Gewinne  für  den  Unternehmer  möglich  macht,  weldie 
bei  den  gewölmlich  bestehenden  Preisen  der  Erzeugnisse 
aufserdem  nicht  erreichbar  sind.  Aber  indem  in  Fami- 
lien, welche  solchergestalt  ihren  Unterhalt  gewinnen,  der 
Mann  aufhört  der  Ernährer  d^selben  zu  sein,  bildet 
sich  ein  hrilloser  Zustand,  der  die  Familienbande  löst 
und  der  Sittlichkeit  in  der  grofsen  Masse  des  Volkes 
ihre  zuverlässigste  Stütze  entzieht.  Kaum  den  Kinder- 
jahren entwachsen,  arbeiten  hier  junge  Leute  beiderlei 
Geschlechts  täglich  neben  einander;  jedes  von  ihnen  ge- 
winnt unabhängig  von  dem  andern  den  nothdürftigen 
Unterhalt  von  Woche  zu  Woche.  So  begründet  sich 
sehr  leicht  die  Meinung,  dafs  an  Erwerb  nichts  zu  ver- 
lieren, an  Freiheit  und  Annehmlichkeit  des  Lebens  aber 
wohl  zu  gewinnen  sei,  wenn  sie  den  Mahnungen  des 
Geschlechtstriebes  folgen  und  einander  heirathen.  Nir- 
gend werden  in  soldier  Allgemeinheit  Ehen  in  einem  so 

frü- 
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frühen  Lebensalter  geschlossen,  als  eb^n  unter  dieser  Ar- 
beiterklasse. Die  Lohnherren  haben  keine  Veranlassung, 
dieselben  zu  hindern ;  verheirathete  Leute  sind  ihnen  je- 
denfalls sicherer  als  unverheirathete.  Erziehung  und  Un- 
terhalt der  Kinder  erregt  auch  weniger  Bedenken  wi- 
der ihre  Vermehrung ,  als  in  Familien,  die  noch  in  ab- 
geschlossener Häuslichkeit  leben;  milde  Gaben  helfen  aus 
dem  Wochenbette,  und  sobald  die  Kinder  des  Gebrau-* 
ches  ihrer  Gliedmafsen  und  Sinne  mächtig  sind,  finden 
sie  Beschäftigung  unter  Aufsicht  und  einem  für  ihre  klei- 
nen Bedürfiiisse  hinreidienden  Lohne  der  Fabrik.  Ob 
diese  Beschäftigung  sie  für  ein  selbstständiges  Leben 
aufser  der  Fabrik  vorbereitet,  daran  denken  Eltern  nicht, 
die  sich  der  Sorgen  für  die  2Uikunft  ihrer  Kinder  ent- 
ledigt glauben  9  sobald  sie  dieselben  in  der  Fabrik  un^ 
tergebracht  haben.  Durch  Grewohnheit  an  solche  Le- 
bensverhältnisse gefesselt,  lebt  die  Gesammtheit  dieser 
Menschen  nur  in  der  Gegenwart.  Der  Gedanke,  daüs 
der  Lohnherr  aufhören  könne  zu  zahlen,  und  die  Fabrik 
eingehen  könne,  beunruhigt  sie  eben  so  wenig,  als  der 
Gedanke,  dafs  sie  doch  einmal  sterben  müssen.  Das 
Eine  wie  das  Andere  erscheint  ihnen  als  ein  Schicksal, 
dem  sich  Jeder  unterwerfen  mufs,  den  es  trifft.  Wel- 
ches  Uebermaafs  von  körperlidiem  und  sittlichem  Elende 
nicht  das  Leben  dieser  Verblendeten  allein,  sondern  dus 
gesammte  Gemeinwesen  bedroht,  worin  dieselben  ein  we- 
sentlicher Theil  der  Bevölkerung  sind,  das  lehren  un- 
zählige Beispiele  allzu  anschaulich,  als  dafs  irgend  ein 
unbefangener  Mann  von  Geist  und  Herz  es  übersehen 
könnte.  Hier  holte  Malthus  seine  Besorgnisse,  und 
hier  werden  sie  noch  täglich  bestätigt.  Aber  das  Uebel 
liegt  nicht  darin,  dafs  der  Menschen  zu  viel  wurden, 
sondern  darin,  dafs  die  Gewerbsamkeit  auf  diesen  Abweg 
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gerieth./'Es  m^  sehr  sdiwer  seitky  hier  zu  bessern,  ohne 
das  Zeitalter  in  seinen  glänzenden  gewerblichen  Fort- 
schritten zu  hemmen;  aber  so  gewifs  das  Menschenge- 
schlecht in  seinen  gebildeten  Staaten  lernen  mufste,  sich 
ohne  die  Sklaven  des  klassischen  Alterthums  und  ohne 
die  Hörigkeit  der  Erbunterthanen  des  Mittelalters  zu 
behelfen,  so  gewifs  wird  auch  die  neue  Welt  noch  ler- 
nen müssen,  einen  noch  höheren  Aufschwung  der  Ge^ 
.werbsamkeit  ohne  Zerstörung  des  Familienlebens  und 
des  häuslichen  Glückes  ihrer  Arbeiter  zu  gewinnen.  Da- 
hin  zu  gelangen  ist  die  schwerste,  aber  auch  dringendste 
Aufgabe  für  die  Gesetzgebung  unserer  Tage.  Diese  zu 
lösen  ist  das  Zeitalter  berufen,  nicht  aber  sich  in  Be- 
sorgnissen  abzumühen,  wohin  die  fortschreitende  Ver- 
mehrung der  Mensdien  unter  dem  Schutze  der  gegen- 
wärtigen Bildung  nach  einem  Jahrhunderte  führen  könne. 
Wer  unter  uns  hatte  nur  vor  sechszig  Jahren  eine  Vor- 
stellung von  dem,  was  heute  an  der  Tagesordnung  ist! 
Selbst  Diejenigen,  weldie  bereits  in  vollem  Gebrauch 
der  Auffassungs-  und  Urtheilskraft  diesen  Zeitraum  durch- 
lebten, bedürfen  besonderer  Anregungen,  um  sich  des- 
sen klar  bewufst  zu  werden,  was  sich  seitdem  um  sie 
her  verändert  hat. 


Nachtrag. 

Es  soll  nach  Seite  57  durch  ein  aus  den  neuesten 
Erfahrungen  im  Preufs.  Staate  entnommenes  Beispiel  das 
daselbst  angegebene  Verfahren  bei  Berechnung  der  mitt- 
leren Lebensdauer  erläutert  werden.  Hierzu  sind  nadi- 
stehend  die  bei  dem  statistischen  Bureau  zu  Berlin  ein- 
gekommeuen  Nachrichten  von  dem  Lebensalter  der  im 
Kalenderjahre  1841  in  den  Regierungsbezirken  Oppeln 
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und  Müaster  Gestorben^i  ^lusgewfthlt  word^i,  weil  diese 
Landesthdle  dardiscfanittlieh  seit  eiaer  Reihe  von  26 
Jahren  eben  in  Bezug  auf  die  Fortschritte  der  Bevölke- 
rung am  meisten  verachiedenartige  Verhältnisse  haben. 
Die  Zahl  der  Geburten  ebensowohl  als  die  der  Sterbe- 
föUe  ist  im  YerhSltniCs  gegen  die  Zahl  der  Lebenden, 
wenn  auch  nidit  in  allen  einzelnen  Jahren,  so  doch 
schon  im  Durchschnitte  nur  sechsjähriger  Zeiträume  in 
Oppeln  die  gröfste,  in  Münster  die  kleinste,  welche  noch 
überhaupt  in  irgend  einem  Regierungsbezirke  des  PreuCs. 
Staates  vorkommt.  In  Folge  dieser  Eigenschaft  ist  der 
jähiüche  Zuwachs  durch  den  Uebersdiufs  der  Gebomen, 
über  die  Gestorbenen  in  Münster  fast  immer  der  klein- 
ste, in  Oppeln  aber  wenigstens  einer  der  grölsten  von 
allen  in  den  gleichnamigen  Verwaltungsbezirken  im  Preu- 
fsischen  Staate  beobachteten.  Die  Summe  der  Anzahl 
Jahre,  welche  die  während  eines  Jahres  Gestorbenen 
zusammengenommen  durchlebt  habai,  unmittelbar  aus 
den  Kirchenbüchern  auszuziehen,  würde  zwar  eine  rein 
medianische,  aber  höchst  mühsame  Beschäftigung  sein,, 
welche  den  Pfarrern  nicht  imzumuthen  ist,  und  deren 
Ergebnifs  auch  änfserst  unsicher  bliebe,  weil  Ermüdung 
und  Ueberdrufis  dabei  unvermeidlich  ist.  Diese  Summe 
kann  daher  nur  annähernd  aus  den  bei  dan  statistischen 
Bureau  eingehenden  Tabellen  berechnet  werden.  Diese 
geben  jedoch  das  Lebensalter,  welches  die  Verstorbenen 
erreichten,  nur  nach  durch  das  Formular  vorgeschriebe- 
nen Altersklassen,  worin  sodann  eine  Mittelzahl  für  das 
Lebensalter,  welches  die  darin  Verstorbenen  erreichten, 
nach  Wahrscheinlidikeit  anzunehmen  ist.  So  fCir  die 
nadi  der  C^burt  vor  Vollendung  des  ersten  Lebensjak- 
res  Gestorbenen  durchschnitdich  ein  vierteljähriges 
Alter,  weil  die  Sterblichkeit  der  Neugebornen  bald  nach 
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der  Gebart  am  gröfsten  ist,  so  daCs  ungefähr  die  Hälfte 
der  vor  Vollendung  des  ersten  Lebensjahres  Gestorbe- 
nen schon  innerhalb  des  ersten  Vierteljahres  stirbt.  Fer- 
ner für  die  innerhalb  des  zweiten  und  drittai  Lebens- 
jahres Gestorbenen  durchschnittlich  ein  Alter  von  If  Jah- 
ren, weil  auch  hier  noch  die  Sterblidikeit  im  zweiten 
Jahre  erheblich  gröfser  ist,  als  im  drittai.  Für  die  fol- 
genden Zeiträume  hat  die  Voraussetzung  hinreichend  ge- 
ßchienen,  dafs  die  darin  Verstorbenen  durchschnittlich 
bis  zur  Mitte  derselben  gelebt  hätten.  So  für  das  vierte 
und  fünfte  Lebensjahr  ein  Durchschnittsalter  von  vier 
Jahren,  für  das  sechste  und  siebente  ein  Durchschnitts- 
alter von  sechs  Jahren,  für  das  achte,  neunte  und  zehnte 
ein  Durchschnittsalter  von  neuntehalb  Jahren.  Nach  die- 
ser Voraussetzung  schreitet  die  Rechnung  fort  bis  zu 
denjenigen,  welche  über  neunzigjährig  gestorben  sind; 
für  diese  ist  allerdings  sehr  willkürlich  durchschnittlicb 
ein  Lebensalter  von  93|  Jahren  als  erreicht  angenom- 
men worden,  da  die  Meisten  derselben  doch  nur  wenige 
Jahre  über  das  neunzigste  hinaus  gelebt  haben  dürften, 
wenn  auch  Einzelne  zuweilen  selbst  das  hundertste- Le- 
bensjahr noch  überschreiten.  Solchergestalt  ergiebt  sich 
nach  V^ahrscheinlichkeit  annähernd  die  Summe  der  Le- 
hensjahre, welche  die  in  den  Regierungsbezirken  Oppeln 
und  Münster  im  Kalenderjahre  1841  Gestorbenen  zusam« 
mengenommen  erreidbten.  Der  Quotient,  welcher  durch 
Division  dieser  Summe  durch  die  Zahl  der  Verstorbenen 
geftmden  wird,  bezeichnet  nun  die  mittlere  Lebensdauer, 
doch  allerdings  nur  nach  der  Erfahrung  eines  einzelnen 
Jahres.  Dieses  Jahr  gehört  indessen  zu  den  mittleren, 
und  ist  durch  kein  besonderes  Ereignifs  in  Bezug  auf 
die  Sterblichkeitsverhältnisse  ausgezeichnet  Es  kann  da- 
her das  Ergebnifs  der  nachstehenden  Rechnung  als  eine 
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braudibare  Annäherung  zu  dem  angesehen  werden,  was 
eine  Fortsetzung  derselben  für  etwa  noch  fünf  zunächst 
vorhergegangene  Jahre  ergeben  möchte,  wenn  ein  arith- 
metisches Mittel  aus  den  sechs  gefundenen  Quotienten 
gefunden  würde.  Eine  solche  Rechnung  für  noch  wei- 
ter rückwärtsliegende  Jahre  anzustellen,  dürfte  um  so 
mehr  bedenklich  erscheinen,  weil  dieselbe  sodann  eine 
ganze  Reihefolge  besonders  ungünstiger  Jahre  neben  we- 
nigen günstigen  enthalten,  und  demnach  keinen  Anhalt 
für  allgemeinere  Betrachtungen  gewähren  dürfte. 
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Lebensalter  der  im  Jahre  1841  YerstorbeneD , 


welches  dieselben 

nach  einer  wahr- 

in  welchem  dieselben  nach  den  bei  dem  statistischen 
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ZaU  der  im  Jahre  1841  Gestor- 

Anzahl  der  Jahre,  welche  die  6e- 
1-                                              1  • 

n**'ntfkyi 

storb«nen  zusammengenommeQ  hier- 

IfCUCU 

nach  gelebt  haben, 

im 

im 

im 

im 

Regierungsbezirk 

Regierungsbezirk 

Regierungsbezirk 

RegSenmgsbeDrk 

Oppeln. 

Münster. 

Oppeln. 

Münster. 

7,220 

1,677 

1,805 

419 

3,253 

964 

5,422 

1,607 

975 

36»^ 

3,800 

1,448 

492 

176-j 

2,952 

1,056 

406 

224 

3,451 

1,906 

398 

233-) 

37<r 

4,776 

2,796 

610 

10,370 

6,392 

643 

348 

14,467 

7,831 

590 

309 

16,225 

8,497 

577 

305 

18,752 

9,912 

640 

326 

24,000 

12,225 

782 

368 

33,235 

15,640 

733 

296 

34,817 

14,060 

.    836 

387 

43,890 

20,317 

_839 

367 

48,242 

21,102 

1,099 

531 

68,687 

33,187 

873 

545 

58,927 

36,787 

881 

619 

63,872 

44,878 

676 

474 

52,390 

36,737 

436 

293 

35,970 

24,173 

218 

122 

19,075 

10,675 

126 

70 

11,781 

6,545 

23,303 

9,372 

576,906 

318,190 

\ 
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Das  in  beiden  Regierimg^sbezirken  stehende  Miiitair  ist 
in  der  vorstehenden  Zahl  der  Gestorbenen  miteinbe- 
griffen; sie  enthält  jedoch  nur  die  nach  der  Geburt  Ge- 
storbenen, da  die  Todtgebomen,  welche  mithin  gar  nicht 
als  Lebende  mitgezählt  werden  konnten,  der  hier  ge- 
führten Rechnung  durchaus  fremd  bleiben.  Aus  der  Yer- 
gleichung  dieser  Zahl  der  Gestorbenen  mit  der  Summe 
der  von  ihnen  durchlebten  Jahre  ergiebt  sidi  eine  mitt- 
lere Lebensdauer 

für  den  Regierungsbezirk  Oppeln  von  sehr 

wenig  über 24|  Jahren, 

für   den  Regierungsbezirk  Münster  von 

beinahe  34,  oder  genauer  ....  33^  Jahren. 
Es  ist  hiemach  ein  Unterschied  von  mehr  als  9  Jahren 
zwisdien  der  mittlem  Lebensdauer  in  diesen  beiden  Re- 
gierungsbezirken. Dasselbe  Verfahren  auf  die  sämmtli- 
chen  im  Jahre  1841  im  Preufs.  Staate  Gestorbenen  an- 
gewandt, ergiebt  für  dieselben  eine  mittlere  Lebensdauer 
von  26||  Jahren.  Im  Regierungsbezirke  Oppeln  wur- 
den im  Jahre  1841 

lebend  geboren 39,611 

dagegen  starben  mit  Ausschlufs  der  Todt- 

gebornen 23,303 

es  verblieb  also  Ueberschufs 16,308. 

Da  am  Ende  des  Jahres   1840  gezählt  worden  waren 

Einwohner 906,010, 

so  kamen  daselbst  durchschnittlich  auf  hundert  Tausend 
Lebende : 

Lebendgeborne 4,372 

nach  der  Geburt  Gestorbene 2,572 

folglich  Zuwachs  durch  den  Ueberschufs  der 

Erstem 1,800. 

Dagegen  wurden  im  Regierungsbezirke  Münster  gleich- 
zeitig 
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lebend  geboren 12,791 

nach  der  Geburt  starben 9,372 

verblieb  also  Ueberschufs 3,419. 

Am  Ende  des  Jahres  1840  wurden  im  Regierungsbezirk 

Münster  gezählt  Einwohner 411,249 

es    kamen    hiernach    auf  hundert   Tausend   Einwohner 
durchschnittlich: 

Lebendgebome 3,110 

nach  der  Geburt  Gestorbene     ....  2,279 

folglich  Zuwachs  durch  den  Ueberschufs  der 

Erstem 831. 

Der  Unterschied  in  den  Bevölkerungsverhältnissen 
dieser  beiden  Theile  des  Preufs.  Staats  besteht  hier  nicht 
allein  in  der  langsamem  oder  schnellem  Zunahme  der 
Volkszahl,  welche  bei  Oppeln  1|,  bei  Münster  dagegen 
noch  nicht  ganz  |  pro  Cent  in  dem  hier  betrachteten 
Jahre  betrug,  sondern  auch  wesentlich  darin,  dafs  die- 
ses Ergebnifs  in  Oppeln  mit  einer  verhältnifsmäfsig  sehr 
viel  gröfsem  Anzahl  von  Geburten  und  Todesfällen  er- 
reicht wurde,  als  in  Münster.  Es  kam  nämlich  in  Op- 
peln schon  auf  22,  in  Münster  erst  auf  31  Lebende  eine 
Geburt;  dagegen  aber  auch  in  ersterem  schon  auf  37, 
in  letzterem  erst  auf  42  Lebende  ein  Todesfall.  In 
Oppeln  ist  hiernach  das  menschlidie  Leben  durchschnitt- 
lich eine  schneller  vorübergehende  Begebenheit  als  in 
Münster;  von  der  gleidien  Anzahl  Lebender  sterben 
dort  Jährlich  mehr,  aber  der  Ersatz  für  diesen  Verlust 
erfolgt  audi  durdi  eine  gröfsere  Zahl  Neugeborner.  Hier- 
aus entsteht  nun  auch  eine  sehr  wesentlich  verschiedene 
Zusammensetzung  der  Gesammtheit  des  Volks  nach  sei- 
nen verschiedenen  Altersklassen.  In  Folge  der  zu  Ende 
des  Jahres  1840  vollzogenen  Zählung  hatte  unter  hun- 
dert Tausend  Einwohnern  überhaupt  durchsdinittlich 
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W  ^i^-^^—     ■  ■  HB  ■ 

Oppela  Munster 

Kinder  beiderlei  Geschlechts  bis 

zur  YoUendung^  des  siebenten 

Jahres 22,125       17,480 

femer  vom  Anfange  des  achten 

bis  zur  Vollendung  des  sechs- 

zehnten  Lebensjahres  .  .  .  21,015  17,658 
Personen    beiderlei    Geschlechts 

Yom  Anfange   des  17ten   bis 

zur  Vollendung  des  45sten  Le- 
bensjahres   41,507       43,924 

Desgleidien    vom    Anfange    des 

46sten  bis  zum  Ende  des  60- 

sten  Lebensjahres  ....  10,558  12,331 
Desgleichen  über  60jährige    .     .        4,795        8,607 

Summe     .     100,000     100,000. 

Unter  der  gleichen  Anzahl  Menschen  hat  hiemach 
Oppeln  erheblich  mehr  Untersechszehnjährige  als  Mün- 
ster; gegen  Fünf  in  letzterem  kommen  noch  etwas  über 
Sechs  in  ersterem.  Am  gröfsten  ist  der  Unterschied 
in  der  eigentlichen  Kindheit  vor  der  Vollendung  des 
siebenten  Jahres,  wo  gegen  vier  Kinder  in  Münster 
noch  etwas  über  fünf  in  Oppeln  sind.  Im  körperlich 
kräftigsten  Lebensalter  vom  Anfange  des  17ten  bis  zur 
Vollendung  des  45sten  Jahres  liegt  das  Uebergewicht 
schon  auf  der  Seite  des  Regierungsbezirks  Münster;  doch 
ist  der  Unterschied  hier  bei  weitem  geringer ,  als  bei 
dem  jugendlichen  Alter.  Auf  dieser  Stufe  des  Lebens 
stehen  gegen  18  in  Münster  nur  17  in  Oppeln.  Merk- 
würdig bleibt 'es,  dafs  bei  den  Männern  eben  mit  dem 
Uebertritte  von  der  Dienstpflicht  im  stehenden  Heere 
zur  Landwehr  das  Uebergewicht  auf  Seiten  des  Regie- 
riuigsbezirks  Münster  zunächst  auffallend  hervortritt.  Un- 
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ter  hundert  Tausend  gleichzeitig  Lebenden  befanden  sich 
iiämlidi 

in  Oppeln     in  Muntlcr 

Männer  vom  Anfange  des  17ten  bis 

zum  vollendeten  20sten  Jahre      3,803        3,833 

—  vom  Anf.  des  2l8ten  bis  zum 

vollendet.  25sten  Jahre  .     .     .       4,064         4,021 

—  vom  Anf.  des  26sten  bis  zum 

vollendeten  32sten  Jahre    .     .      4,781        5,390 

—  vom  Anf.  des  33sten  bis  zum 

vollendeten  39sten  Jahre    .     .      3,943        4,654 

—  vom  Anf.  des  40sten  bis  zum 

vollendeten  45sten  Jahre    .    .      3,592        3,646 


20,183      21,544. 

Nach  den  Preuisischen  Gesetzen  fängt  die  MUitairpflidi- 
tigkeit  mit  dem  20st^i  Lebensjahre  an,  obwohl  auch 
schon  Jünglinge  nadi  vollendetem  17ten  Jahre  als  Frei- 
willige zum  Militairdienste  zugelassen  werden,  wenn  sie 
dann  schon  dazu  hinlängliche  Körperkraft  erlangt  ha-> 
ben.  In  Friedenszeiten  dauert  sodann  die  Verpfliditung 
zum  Dienst  im  stehenden  Heere  fünf,  im  ersten  Auf- 
gebote der  Landwehr  sieben,  und  im  zweiten  eben- 
falls sieben  Jahre,  so  dafs  mit  der  Vollendung  des 
398ten  Lebensjahres  die  gänzliche  Entlassung  erfolgt. 
Wie  viel  zu  der  ebenbemerkten  Erscheinung  beitragen 
möchte^  dafs  Männer  während  der  Dienstpflichdgkeit 
zum  stehenden  Heere  sich  bei  Regimentern  aufser  den 
Grenzen  des  Regierungsbezirks  befinden,  dem  sie  durch 
ihre  Geburt  angehören,  ist  aus  den  bei  dem  statistischeq 
Bureau  vorliegenden  Nachrichten  nicht  nachzuweisen, 
Audi  ergiebt  sidi  aus  denselben  nicht,  ob  in  Bezug  auf 
das  weibliche  Gescbledit  der  Unterschied  in  den  Ver- 
hältnissen beider  Regierungsbezirke    auch  eben  so  aus- 
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gezeichnet  mit  dem  26sten  Lebensjahre  eintritt;  denn 
die  Tabellen  enthalten  keine  Unterabtheilungen  für  die 
Frauen  in  dem  Lebensalter  zwischen  dem  Anfange  des 
17ten  und  dem  Ende  des  45sten  Jahres.  Es  sind  dieses 
die  Grenzen  für  den  Zeitraum,  worin  die  Frauen  fähig 
sind,  Kinder  zu  gebären ;  und  Münster  hat  hier  ein  Ueber- 
gewicht,  indem  sich  durchschnittlich  unter  hundert  Tau- 
send Einwohnern  befanden  Frauen  in  diesem  Lebensalter 

im  Regierungsbezirk  Oppeln 21,324 

im  Regierungsbezirk  Münster 22,380. 

Die  Minderzahl  der  Geburten,  wodurch  Münster  gegen 
Oppeln  sich  so  bedeutend  auszeichnet,  beruht  hiernach 
keinesweges  auf  einer  verhältnifsmäfsigen  Minderzahl  von 
Frauen  in  gebärungsfähigem  Lebensalter.  Für  den  spä- 
teren Theil  der  mittleren  Lebensjahre,  nämlich  für  den 
Zeitraum  vom  Anfange  des  46sten  bis  zur  Vollendung 
des  60sten  Jahres,  tritt  das  Uebergewicht  des  Regie- 
rungsbezirks Münster  schon  viel  bedeutender  hervor,  als 
für  den  vorstehend  betrachteten  früheren  Zeitraum  des 
mittleren  Lebensalters.  Es  hat  nämlich  unter  der  glei- 
chen Einwohnerzahl  Münster  sieben,  Oppeln  dagegen 
nur  sechs  hierher  gehörige  Personen.  Sehr  auffallend 
zeigt  sidi  endlich  dieses  Uebergewicht  unter  den  Ueber- 
sechszig)ährigen,  indem  unter  der  gleidien  Anzahl  Ein- 
wohner durdischnittlich  in  Oppeln  Fünf,  in  Münster 
dagegen  Neun  die  Vollendung  des  60sten  Jahres  be- 
reits überlebt  hatten. 

Uebersichtlich  zusammengestellt  ergiebt  sich  aus  den 
vorstehenden  Betrachtungen,  dafs  sich  die  Bevölkerung 
des  Regierungsbezirks  Oppdn  in  so  fern  in  einem  nach- 
dieiligern  Verbältnisse  befindet,  als  die  gleidie  Anzahl 
Einwohner  dort  durch  ihre  Arbeiten  mehr  Kindern  Un- 
terhalt und  Erziehung  verschaffen  mufs,  als  im  Regie- 
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rungsbezirk  Münster.  Aber  die  Zahl  der  Menschen  im 
körperlich  kräftigsten  Lebensalter  ist  in  beiden  Landes- 
theilen  verhältnifsmäfsig  nur  wehig  verschieden,  obwohl 
sich  hier  schon  ein  Uebergewicht  zu  Gunsten  Münsters' 
zeigt.  Erst  in  demjenigen  Theile  des  mittleren  Lebens- 
alters, worin  Uebung  und  Erfahrung  bereits  ersetzen 
mufs,  was  an  ausdauernder  Kraft  sich  schon  zu  mindern 
beginnt,  wird  dieses  Uebergewicht  erheblicher,  aber  nicht 
in  solchem  Maafse,  dafs  nicht  dennoch  bezweifelt  wer- 
den könnte,  ob  der  Regierungsbezirk  Münster  nicht  end- 
lich noch  dadurch  im  Nachtheile  bleibe,  dafs  er  —  we- 
nigstens so  weit  es  auf  Erwerb  durch  körperliche  Ar- 
beit ankommt  —  fast  noch  einmal  soviel  altersschwache 
Leute  zu  verpflegen  hat,  als  unter  einer  gleichen  Men- 
schenzahl  der  Regierungsbezirk  Oppeln. 


Üeber    die  Versuche,    die    mittlere  Dauer   des 

menschlichen  Lebens   sowohl  von    der  Geburt, 

.ils  vom  Eintritte  in  besondere  Alterstufen  ab 

zu  berechnen. 


in  der  letzten  Hulfte  des  Mittelalters  erfüllten  die  Klö- 
ster der  wohlhabenden  und  minder  strengen  Orden  ne- 
ben andern  Zwecken  auch  den  sehr  anständiger  und  si- 
cherer Versorgungsanstalten.  Reiche  Leute,  zaghaft  auf 
das  Leben  blickend,  erkauften  gern  ihre  Aufnahme  darein 
durch  ansehnliche  Geschenke,  oft  gesteigert  bis  zur  Hin- 
gabe ihres  ganzen  Vermögens.  Beide  Theile  rechneten 
nicht  genau  bei  solchem  Geschäfte;  die  frommen  An- 
stalten waren  auch  milde;  das  Gewicht  des  Beispiels, 
die  Verdienstlichkeit  des  Opfers  glichen  aus,  was  unzu- 
Teichead  oder  überflüssig  erscheinen  konnte.  Als  die 
Klöster  vor  der  Reformation  verschwanden,  und  aucb 
wo  diese  Wurzel  zu  fassen  nicht  vermochte,  doch  der 
Glauben  an  die  Verdienstlichkeit  des  Klosterlebens  mäch- 
tig erschüttert  wurde,  ersetzten  Leibrentenverträge,  ob- 
wohl nur  unvollständig,  diesen  Theil  der  klösterlichen 
Wirksamkeit.  Anleihen  auf  Leibrenten  besitzen  einen 
sicheren  Tilgungsfond  in  der  Sterblichkeit  der  Rente- 
nirer,  und  die  Aussicht,  grofses  Einkommen  im  höheren 
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Alter  durdi  mäfsige  Einlagen  in  Tontinen  zu  erkanfen, 
reizt  die  Spielsucht.  Beides  machte  Leibrentengeschäfte 
bald  sehr  beliebt.  Hoffoung  auf  Geldgewinn  ward  aber 
nun  der  vorherrschende  Beweggrund  dazu,  und  eine  rich- 
tige Würdigung  der  wahrscheinlichen  Dauer  des  mensch- 
lichen Lebens  um  so  mehr  die  nothwendige  Grundlage 
seiner  Bedingungen.  So  begann  zunächst  in  den  geld- 
reichsten der  Länder,  welche  die  Reformation  durch- 
drungen hatte,  in  den  vereinigten  Niederlanden  und  in 
England,  das  Bedürfnifs  gründlicher  Untersuchungen  über 
die  wahrscheinliche  Dauer  des  menschlichen  Lebens  in 
den  verschiedenen  Alterstufen  fühlbar  zu  werden.  Frank- 
reich, obwohl  der  eindringenden  Reformation  sich  bald 
vneder  verschliefsend,  nahm  doch  das  Leibrentensjstem 
in  weiter  Ausdehnung  auf,  da  die  Sitten  wohl  die  Nei- 
gung zum  mtifsigen  Rentenirerleben,  aber  keinesweges 
Sehnsucht  nach  klösterlicher  Abgeschiedenheit  begünstig- 
ten. Die  Regierung  eröffnete  grofse  Anleihen  auf  Leit- 
renten, und  die  Finanzkunst  rang  mit  dem  Sdiarfsinne 
spekulirender  Kapitalisten  um  die  gewinnreichste  Be- 
nutzung der  Sterblichkeitsgesetze.  Während  die  poli- 
tischen Rechner  des  Generalkontroleurs  der  Finanzen 
neue  Pläne  zu  sparsameren  Anleihen  auf  Leibrenten 
durch  Benutzung  der  Erfahrungen  zu  begründen '  ver- 
suchten, welche  die  Kirchenbücher  der  Hauptstadt  dar- 
boten, vertrauten  Genfer  Spekulanten  ihre  Millionen 
der  tiberwiegenden  Lebenskraft  gesunder  Hirtenknabe» 
aus  dem  Berner  Oberlande,  die  sorgfältig  erwählt  au& 
Familien,  worin  das  Erreichen  des  achtzigsten  und  neun- 
zigsten Lebensjahres  seit  Menschengedenken  hergebracht 
war,  in  höchster  Sittenreinheit  erzogen,  väterlich  ge- 
schützt gegen  die  Gefahren  des  Mangels  wie  des  Ueber* 
flusses,  der  Anstrengung  wie  der  Verzärtelung,  die  Na- 


menträger  nngtjheurer  Renten   wurden,  welche  Gesell- 
schaften von  Aktionären  auf  ihr  Leben  bei  der  franzö- 
sischen Regierung  erkauften.    Deutsche  Regierungen  wa- 
ren damals  noch  weit  entfernt,  zu  solchen  Unternehmun- 
gen anzuregen.    Im  siebzehnten  Jahrhundert,  und  selbst 
noch  in   der  ersten  Hälfte  des.  achtzehnten  bestand  ihr 
Schuldenwesen  aus  Anleihen  auf  einfache  Verschreibun^ 
gen,  kündbar  nach  bestimmter  Frist  von  beiden  Theilen, 
unter  Gewähr  der  Stände  oder  gegen  Verpfändung  von 
Kammereinkünften,    zuweilen    selbst    nur   gegen  Faust- 
pfand.    Der  Handelsstand  beschäftigte  sein  Kapital  im 
"Waarenhandel    und  bedurfte  selbst  dabei  mehrentheils 
ausländischer  Vorschüsse.      Die    wenigen    Kapitalisten, 
welche  geneigt  sein  konnten,  ihr  Glück  in  Leibrenten 
imd  Tontinen  zu  versuchen,   fanden  ausreichende  Gele- 
genheit dazu  im  benachbarten  Holland.    Kein  nahes  Geld- 
ittteresse  zog  demnach  in  Deutschland  zu  wissenschaft- 
lichen Untersuchungen  über   die  wahrscheinliche  Dauer 
des  menschlichen  Lebens;  doch  edlere  Beweggründe  führ- 
ten auch  deutschen  Geist  und  Fleifs  auf  solche  Forschun- 
gen.   Der  britische  Scharfsinn  versuchte  der  geoffenbar- 
ten Religion  in  der  anschaulichen  Erkenntnifs  der  gro- 
fsen  Ordnung  der  Natur  eine  neue  Stütze  zu  verschaf- 
fen,  deren  sie  wider  die  Angriffe  zu  bedürfen  schien, 
wozu  der  gallische  Witz  das  erwachende  Studium  der 
Naturwissenschaften  mifsbrauchte.     Diese  Versuche  fan- 
den  eine  lebhafte  Theilnahme  in  Deutschland,  woraus 
die  phjsiko-theologische  Schule  hervorging,  die  mit  der 
strengsten  Anhänglichkeit  an  die  Dogmatik  des  Zeital- 
ters   einen    beträchtlichen   Grad    naturwissenschaftlicher 
Bildung  verband,  und  mit  würdiger  Gesinnung,  wenn 
auch  nicht  immer  mit  gleichem  Geschick,   zur  Verthei- 
digung  ihrer  Lehren  benutzte. 

Auf 
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Auf  diesem  Bod^i  eatstand  auch  das  berübinte  Werk: 
„Die  göttliche  Ordnung  in  den  Veränderungen 
des  menschlichen  Geschlechts  aus  der  Geburt, 
Tod  und  Fortpflanzung  desselben*',  das  die  Grund- 
lage der  politisdien  Arithmetik  in  Deutschland  gewor- 
den, und  obwohl  es  seine  Säkularfeier  bereits  überlebte, 
doch  noch  nicht  ganz  veraltet  ist.  Der  Verfasser  des- 
selben, Johann  Peter  Süfsmilch,  im  Jahre  1707  zu 
Zehlendorf  bei  Berlin  geboren,  erlangte  durch  den  Wi- 
derstreit seiner  Neigungen  mit  der  Bestimmung,  welche 
seine  wohlhabenden  Eltern  ihm  zu  geben  versuchten, 
frühe  die  Vielseitigkeit  der  Bildung,  welche  sein  Buch 
aus  den  verschiedensten  Ansiditen  für  die  Zeitgenossen 
anziehend  und  lehrreich  machte,  und  ihm  noch  jetzt  die 
Achtung  der  Nachwelt  eiiiält.  Angeborene  Neigung  zu 
den  Naturwissenschaften,  genährt  durch  einen  geistes- 
verwandten Lehrer,  den  Konrektor  Frisch,  und  das  im 
Jahre  1723  zur  Bildung  von  Militairärzten  errichtete 
Institut,  liefs  ihn  schon  als  Schüler  des  Berlinischen 
Gymnasiums  beträchtliche  Kenntnisse  in  der  Botanik  und 
x\natomie,  freilich  auf  Kosten  der  Sprachstudien,  erwer> 
ben.  Die  Eltern,  nach  deren  AVunsch  er  die  Rechte 
Studiren  sollte,  hielten  endlich  für  räthlich,  ihn  Anregun- 
gen zu  entziehen,  welche  so  entfernt  von  dieser  Bestim- 
mung lagen,  und  übergaben  ihn  der  lateinisdien  Schule 
des  Waisenhauses  zu  Halle,  wo  jedoch  der  Geist  des 
älteren  Franke  ihn  um  so  leichter  für  die  Theologie 
gewann,  als  diesem  Geiste  die  phjsico-theologische  Rich- 
tung keinesweges  fremd  war.  Der  grofse  Einflufsbe- 
riihmter  Gottesgelehrten  auf  das  öffentliche  Leben  jener 
Zeit  beruhigte  endlich  auch  die  Eltern  darüber,  dafs  ihr 
Sohn  das  theolopsche  Studium  dem  juristischen  vqrzog, 
und  ihre  Wirksamkdit  erseheint  später  darauf  gerichtet, 
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ihm  frühe  Varbindungen  mit  aiige^faeneii  Staabmähnern 
zu  verscbäffen.  Deshalb  wahrscheinlich'  ward  er  bild 
der  anfangs  gewählten  Laufbahn  imaVademischen  Lehru 
aknte .  c^nominen  und  nach  Berlin  •  zurückberufen.  lua 
25sten  Lebensjahre  trat  er  hier  als  Erzieher  in  das  Haus^ 
des  Feldiuarschalls  vonKalkstein,  der  ihm  vier  Jahre 
später  die  Feldprcdigerstelle  bei  seinem  Regimentc  ver- 
Ueh.  Dieses  nahe.  Verhältnifs  zu  einem  Militafr  vom 
höchsten  Range  und  ausgezeichnetem  Einflüsse  war  ganz 
geeignet,  seiner  Bildung*  auch  eine  politische  Riditung 
zu  geben,  welche  sich  mit  der  theologischen  und  natur- 
wissenschaftlichen imiig*st  verband»  Die  frühe  Frucht 
dieser  Verbindung  ist  das  vorbenannte  Werk,  dessen 
erste  Ausgabe  im  Jahre  1741  erschien.  Sie  schliefst  mit 
der  Bemerkung,  dafs.ein  Anfaahg,  der  beigefügt  werdeä 
sollte,  wegbleiben  müsse,  weil  das  Regiment  eben  na<A 
Schlesien  aufbreche.  Vorrede  und  Zueignung  an  den 
grofsen  König  sind  zu  Sdiweidnitz  und  auf  <leui  Mar- 
sche geschrieben,  nur  dreizehn  Tage  vor  der  Schlacht 
Bei  MoUwitz,  Friedrichs  Elistling.  Sdiriften  von  sol- 
chem Einflüsse  auf  ihr  Zeitalter  werden  nur  dann  ganz 
verstanden  und  riditig  gewürdigt,  wenn  lebendig  erkannt 
wird,  wie  der  Geist  sich  bildete,  der  ihnen  inwohnt; 
und  ^o  mag  dann  nicht  kleinlich  erscheinen,  wenn  hier 
Begebenheken  erzählt  wui^deo,  die  Hunderten  gleichmä^ 
fsig  widerfahren,  doch  spurlos  für  ihre  Bildung  vorüber-» 
gehen.  Die  Wahrheiten,  welche  Süfsmilch  in  seinem 
Werke  vortrug,  waren  neu,  wenigstens  auf  deutsdier 
Zunge,  jedenfalls  neu  in  dieser  besondern  Anwendung' 
auf  den  Preufs.  Staat;  dennoch  regten  sie  an  ohne  zu 
veHetzen,  weil  sie  gleichzeitig  den  Begriffen  des  Zeit- 
alters huldigien,  dem  unbedingte  Mehrung  der  Einwoh^ 
nerzahl  noch  für  den  wichtigsten  Zweck  der  Staats wirth- 


83  . 

sckaft  ^alt.  Der  dllgeineine  Bcif^U  ttug  dem  Verfasser 
ttiäke  Frucht;  schon  im  Jahre  1742  ward  er  an  des  be- 
rühmten Reinbeck 's  Stelle  zum  Propst  an  d^r  Petri«- 
kirdie  zu  Berlin  berufen,  und  die  königliche  Akademie 
der  Wissenschaften  ehrte  auch  das  vaterländische  Ver- 
dienst durch  seine  Aufnahme  unter  ihre  ordentlichen  Mit- 
glieder. Erst  ZTvanzig  Jahre  später,  im  Jahre  1761,  be- 
sorgte Stifs milch  eine  zweite  sehr  Tcrmehrte  Auflage 
seines  Werkes  in  zwei  Bänden,  der  bei  dem  allgemei- 
nen Interesse  für  die  politische  Rechenkunst,  das  nach 
dem  Hubertsburger  Frieden  auch  im  nördlichen  Deatsch- 
land  erwachte,  schon  im  Jahre  1765  eine  dritte  folgen 
mufste.  Süfsmilch  starb  bereits  im  Jahre  1767.  Acht 
Jahre  nach  seinem  Tode  erschien  eine  vierte  Auflag-e 
unter  Aufeicht  des  Predigers  zu  Lebus,  Christian  Ja* 
kob  Baumann,  welcher  im  folgenden  Jahre  noch  ei- 
nen dritten  Band  beifügte,  der  Anmerkungen  und  Zu^ 
Sätze  nach  der  Reihefolge  der  Kapitel  der  beiden  ersten 
Bände  mit  besonderer  Anwendung  auf  Sterbe-,  Heiratlis- 
und  Wittwenkassen  enthält.  Unternehmungen  solcher 
Art  waren  damals  in  Deutschland  an  der  Tagesordnung*^ 
und  der  allgemdne  Gegenstand  des  G^spr^hs.  Dies 
gab  Veranlassung  zu  einer  zweiten  besonderen  Aufiag<i 
dieses  dritten  Theils,  die  Baumann  noch  bearbeitet 
hatte,  deren  Abdruck  er  aber  nicht  mehr  erlebte;  sie  er- 
schien im  Jahre  1787  unter  Aufsicht  Hausen 's,  damals 
Professor  an  der  Universität  zu  Frankfurt.  Beider  Na^ 
men  sind  Jetzt  verklungen,  obwohl  in  ihrem  Vaterlande 
ihr  Einflufs  auf  die  Jugendbildung  jener  Zeit,  und  da- 
mit auf  die  Geistesrichtiing  der  jetit  erst  ganz  eriöschen^ 
den  Generation  sehr  erheblich  war. 

Süfsmilch  und  Baumann  mufsten  sich  nodt  mit 
sehr  mangelhaften  Nachrichten  behelfen«    So  lange  nodi 
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keine  besondere  C^itralanstalt  darüber  bält^  dafs  die 
Zählung-,  Geburt»-,  Trauungs-  und  Sterbelisten  nadi 
einer  gleichförmigen  Vorschrift  aufgenommen  und  Töllr 
ständig  eingesandt  werden,  empfängt  die  Regierung  in 
grofsen  Staaten  keine  Reihefolge  von  zuverlässigen  Nach- 
richten dieser  Art  ohne  erheblii^e  Lücken.  Bei  soldien 
Tabellensammlungen  wirken  in  erster  Instanz  buchstäb- 
lich Tausende  von  örtlichen  Behörden,  die  keinesweges 
gleiches  Pflichtgefühl  und  gleiche  Begriffe  t<hi  deita  Nutzen 
solcher  Aufnahmen  haben.  Es  gehört  schon  eine  sehr 
allgemeine  Verbreitung  geistiger  und  sittlicher  BilAmg 
dazu,  um  einer  zweckmäfsigen  und  gewissenhaften  Auf- 
nahme der  örtlichen  Listen  versichert  zu  sein,  welche 
dodi  die  Grundlage  des  ganzen  VTerkes  bildet.  Häu- 
fung der  Kontrolen  vermehrt  nur  die  Unlust  vielfältig 
beschäftigter  B^örden,  und  erzeugt  höchstens  ein  Stre- 
ben nach  dem  äu£sem  Anscheine  der  Richtigkeit,  das 
durch  die  Täuschungen,  wozu  es  verleitet,  Uebel  nur 
ärger  macht.  Daher  bleibt  es  unmöglich,  aus  jedem 
Lande  und  in  jedem  Zeitalter  gleich  zuverlässige  Grund- 
lagen der  politischen  Aridimetik  zu  erhalten.  Im  Preu- 
fsischen  Staate  ist  es  jetzt  schon  in  scdchem  Maafse  zum 
Ehrenpunkt  geworden,  Nachrichten  für  die  Regierung 
mit  Sorgfalt  aufzunehmen  und  mit  Einsicht  zusammen- 
zustellen, dafs  die  seltenen  Ausnahmen  bald  entdeckt, 
und  die  Fehler,  wozu  sie  Anbfs  geben  könnten,  leicht 
vermieden  werden.  In  allem  Zählbaren  giebt  es  eine 
Grenze  der  nutzbaren  Genauigkeit,  worüber  hinauf  Zu- 
verlässigkeit zu  verlangen  nicht  ein  Gewinn,  sondern 
nur  eine  Kraftvergeudung  ist.  Audi  giebt  es  neben  der 
äufseren  Glaubwürdigkeit,  die  auf  amtlicher  Zusicherung 
beruht,  eine  innere,  die  erkannt  wird  durch  das  nicht 
selten  überraschende  Zusammentreffen  der  Folgerungen 
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aus  ganz  verscbiedeiiartigeii  YordersXtz^fi.  Diese  Glaob- 
Würdigkeit  erprobt  sich  auch  an  den  Nadbriditen,  wel^ 
che  )etzt  im  Preufs.  Staate  gesammelt  werden,  und  be-^ 
ruhigt  über  den  Eii^ufs  unentdedit  gebliebener  Verse- 
hen, weldie —  wo  solche  Bürgsdiaft  für  die  Kichtigkeit 
im  Allgemeinen  besteht  —  nur  innerhalb  der  Grenzen 
dessen  bleiben  können,  was  für  d^i  Gebraudi,  der  yea 
den  Nachrichten  gemadit  werden  will,  unerheblich  ist. 
Das  Ergebnifs  der  Sammlungen  des  Preufs.  statistischen 
Bureaus,  beruhend  auf  solchen  Grundbgen,  tritt  bei  den 
folgenden  Untersuchungen  über  die  wahrsdieinlii^e  mitt- 
lere Lebensdauer  an  die  Stelle  der  dürftigen  Nachrich- 
ten, womit  die  politische  Aritimietik  sich  noch  in  der 
letzten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  in  Deutschland 
behelfen  mufste. 

Grofs  und  Klein  sind  überhaupt  nur  relative  Be- 
griffe. Auch  die  Zahl  der  Todesfälle,  welche  während 
eines  bestimmten  Zeitraums  unter  einer  bekannten  An- 
zay  von  Mensch^i  vorkommen,  kann  nur  grofs  oder 
klein  genannt  werden  in  Bezug  auf  ein  Maafs  der  Sterb- 
lichkeit, das  als  Regel  gedacht  wird.  Durchschnitte  aus 
einer  Reihe  von  Jahren  sind  offenbar  ungenügend,  auch 
wenn  es  darauf  ankäme,  diese  Regel  für  ein  Land  und 
ein  Zeitalter  au&ufinden.  Denn  Durchschnitte  aus  sehr 
nahe  an  einander  liegenden  Reihen  von  Jahren  geben 
schon  sehr  Yerschiedenes  wegen  des  grofsen  Einflusses 
der  nach  keinem  bisher  erkannten  Gesetze  wiederkeh- 
renden Seuchen.  Im  Preufsischen  Staate  starben  von 
einer  Million  Lebender 

in  den  sieben  Jahren  1819  bis  mit  1825  jähr- 
lich im  Durchschnitt 26,913 

in  den  sieben  Jahren  1826  bis  mit  1832  aber    31,063. 
Welche  von  diesen  beiden  so  bedeutend  verschiedenen 
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ist  der  Durcbscimitt  aus  alien  vierzehn  Jahren  1819  bis 
mit  1632  sidi^er,  wekber  29,118  jährlich  Gestorbene 
aul  eine  Million  Lebender  giebt?  Wer  bürgt  dafür,  dafs 
der  Durchschnitt  aus  den  nl&chstfolgenden  vierzehn  Jah-< 
ren  nicht  noch  weit  mehr  davon  abweiche,  als  im  vori- 
gen Beispiel  der  Durchschnitt  aus  den  zweiten  siebai 
Jahren  vom  Durchschnitte  aus  den  ersten  sieben?  Es 
lohnt  daher  wohl  des  Versuches,  ein  Maafs  der  Sterb- 
lidikeil  aus  allgemeinern  Gründen  aufzusuchen. 

Eine  ehrwürdige  uralte  Urkunde  sagt:  „Des  Men- 
sdien  Leben  w&hret  siebzig  Jahr,  wenn's  hoch  kommt 
achtzig.^'  Homer's  achtzigjähriger  Priamus  ist  ein  hin- 
fälliger Greis,  in  wehrlose  Schwäche  versunken  unter 
der  Last  seiner  Jahre.  Die  Vermuthung,  dafs  ein  Mensch, 
desisen  Lebensdauer  unbekannt  ist,  siebzig  Jahr  alt  ge- 
worden sei,  ist  aus  dem  Munde  der  öffentlichen  Mei- 
nung in  die  Gesetzbüdier,  namentlich:  auch  in  das  Preu- 
fsische  Allgemeine  Landrecht  Th.  I.  Tit.  I.  §  38.  über^ 
gegangen.  So  weit  zuverlässige  Nachrichten  von  der 
gewöhnlidien  Dauer  mensdilichen  Lebens  vorhanden  sind, 
stimmen  die  entferntesten  Zeitalter  mit  der  Meinung  un- 
serer Tage  überein,  dieselbe  zwischen  siebzig  und  acht- 
zig Jahre  zu  setzen.  Alle  Sterbelisten  ergeben  eine 
schnelle  Verminderung  der  Uebersiebzigjährigeo,  welche 
den  Tod  zwischen  dem  siebzigsten  und  achtzigsten  Le- 
bensjahre zur  Regel,  das  Uebertreten  des  letzteren  zur 
Ausnahme  machen.  Stürbe  Niemand  anders  als  aus  Al- 
tersschwäche, so  würden  demnach  von  einer  Million  Le- 
bender jährlich  12,500  bis  14,286  sterben. 

Aber  auch  die  Schwäche  der  Kindheit  ist  eine  ganz 
naÜTGrliche  Ursache  des  Todes.  Schon  in  der  Geburt 
selbst  leidet  der  Mensch  eo  viel,  dafs  alle  Fortschritte 
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der  Eütbiadmi^skuust  nicht  T^enndgeii,^  das  Menscben^ 
geschlecht  dieser  Erstlinge  des  Tributs,  den  es  seiner 
Sterblichkeit  zahlt,  gßnzlich  zu  entheben.  Die  jährlich 
bei  dem  statistischen  Bureau  eingehenden  Listen  von 
den  im  ganzen  UmCaoge  des  Preufsischen  Staats  Gebor< 
uen  und  Gestorbenen  ergeben  für  den  Zeitraum,  seit 
welchem  er  wesentlich  in  seinem  jetzigen  Umfange  bcf 
steht,  das  ist  seit  dem  Anfange  des  Jahres  1816  bis  zun 
Sdblusse  des  Jahres  1841,  für  diese  im  Laufe  des  Jah- 
res 1842  angestdlten  Betrachtungen  nachstehend  ver* 
zeidmetes  zuverlässiges  Material.  In  diesem  26)ährigen 
Zeiträume 

wurden  übeifhaupt  ehelidi  geboren    •     .     12,478,271 
darunter  waresi  todt  Geborne   ....  416,760 

überlebten  die  Geburt  abo  nur     .     «     .     12,061,511. 
Ferner  starben  lebend  Geborne  vor  Voll- 
endung des  ersten  Lebensjahre^    .     .       2,059,676^ 
nach   deren  Abzüge  noch  übrig  blieben     10,001,835. 
Hiernach   sind   von    einer  Million  ehelich  geboroet 
Kinder 

todt  zur  Welt  gekommen 33,399 

nach  der  (xeburt,  im  ersten  Lebensjahre 

gestorben  ..........  165,061 

und  also  nach  Vollendung  desselben  nur 

noch  übrig  geblieben 801,540 

Summe  "!  1,000^)00. 
Oder  es  war  von  den  ehdich  Gebomen  sehr  nahe  ein 
Dreifsigtheil  schon  vor  und  in  der  Geburt  gestor- 
ben,  und  noch  etwas,  aber  sehr  wenig  über  ein  Sechs- 
theil derselben  hatte  zwar  die  Geburt,  aber  das  erste 
Lebensjahr  nicht  überlebt,  so  dafs  also  überhaupt  bei- 
nahe ein  Fünftheil  aller  Gebomen  schon  vor  Vollen- 
dung des   ersten  Jahres  für  die  Bevölkerung  wiederum 
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verloren  Yfxr.  Der  PreaCsische  Staat  zeiduiet  sich  durdi 
eine  woUgeordnete  Medizinal  ^Polizei  unter  den  größe- 
ren eorop&isclien  Reidien  yortbeilhaft  aus,  und  nament- 
lich ist  eine  bedeutende  Yenninderung  dieser  grofsen 
Sterblichkeit  unter  den  Neugebomen  von  einer  weiteren 
Ausbildung  des  Hebammen -Unterrichts  und  der  Entbin- 
dungsanstalten im  Allgemeinen  kaum  noch  zu  hoffen,  ob- 
wohl gern  anerkannt  wird,  dafs  auch  hier  ein  Streben 
nacä  Verbesserungen  in  einzelnen  örtlichen  Verhältnis- 
sen sehr  dring^id  ersdbeinen,  und  übeiiiaupt  niemals 
ganz  entbehritch  sein  dürfte.  Aber  ganz  aufser  Zwei^ 
fei  bt  es,  dafs  die  Zahl  der  Todtgebomen  und  der  in 
der  frühsten  Kindheit  Gestorbenen  noch  beträchtlich  ab- 
nehmen würde,  wenn  gewerbliche  und  wirthschaftliche 
Verhältnisse  mehr  Schonung  und  bessere  Pflege  der 
Schwangeren  und  Säugenden  gestatteten,  als  es  bei  der 
Lebensweise  der  Arbeiterfamilien,  das  ist  der  gröfsten 
Masse  des  Volks,  zur  Zeit  noch  möglich  bleibt.  Die 
Fragen  der  Juden  sind  in  der  Regel  weder  bei  dem 
Feldbaue  noch  in  Fabriken  beschäftigt,  und  verrichten 
gewöhnlich  nur  in  so  weit  Arbeiten  aufser  ihrer  AVoh- 
nung,  als  sie  die  Männer  beim  Handel  im  Umherziehen 
begleiten.  In  Folge  der  gröfseren  Aufmerksamkeit  auf 
Erhaltung  der  Leibesfrucht  vor  und  nach  der  Geburt, 
welche  hierdurch  möglich  wird,  hatten  die  Juden  im 
Preufsischen  Staate  während  der  achtzehn  Jahre,  die 
zwischen  den  beiden  Zählungen  zu  E^de  der  Jahre  1823 
und  1840  li^en, 

überhaupt  Neugeborne 107,690 

darunter  Todtgeborne 2,724 

lebend  kamen  also  zur  Welt 104,966. 

Davon  starben  vor  Vollendung  des  ersten 

Lebensjahres 13,941 

und  blieben  also  noch  übrig 91,025. 
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Hiernach  kamen  in  diesem  Zeiträume  darchschnittUck  auf 
hundert  Tausend  Neugebome 

Todtgebome 2,524 

nach  der  Geburt  im  ersten  Lebensjahre  Ge- 
storbene     12,935 

Sie  verloren  also  von  sämmtlichen  Neuge- 
bomen vor  Vollendimg  des  ersten  Le- 

b^isjahres  überhaupt 15,459 

und  blieben  demnach  nodi  übrig-.     .     .     .       84,541 

Summe  .  100,000. 
Die  unehelich  €^bomen  sind  hier  nicht  abgesondert 
indessen  ist  ihre  Anzahl  bei  den  Juden  durchsc^ittlich 
sehr  viel  geringer  als  bei  den  Christen,  und  es  würde 
ihre  Absonderung  bei  überhaupt  so  kleinen  Zahlen  kei- 
uen  mit  Sicherheit  anzugebenden  Unterschied  in  der  nach- 
stehenden Vergleichung  begTündet  haben.  Nach  den  vor- 
stehenden Berechnungen  verloren  nämlich  die  Christen 
von  hundert  Tausend  ehelich  Neugebomen 

Todtgeborne 3,840 

nach  der  Geburt  im  ersten  Lebensjahre      .       16,506 
überhaupt  also  vor  Vollendung  des  ersten 

Lebensjahres 19,846 

und  blieben  also  nur  noch  übrig  .     .     .  80,154 

Summe  .  100,000. 
Während  demnach  die  Christen  von  ihren  ehelichen  Ge- 
burten nahe  ^q  schon  in  der  Geburt,  und  hierauf  im  er- 
sten Lebensjahre  noch  J,  überhaupt  also  vor  Vollendung 
des  ersten  Lebensjahres  beinahe  |  aller  ehelich  Neu- 
gebornen  verloren,  hatten  die  Juden  bei  ihren  sämmtli^ 
chen  Neugebomeo  nur  einen  Verlust  von  wenig  über 
2q  durch  Todtgeborne,  und  nach  der  Geburt  im  ersten 
Lebensjahre  von  etwas  mehr  als  |  oder  nahe  /j,  folg- 
lich überhaupt  vor  vollendetem  ersten  Lebensjahre  von 
sehr  wenig  über  jg.     Diese  Vergleichung  würde  sogar 
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noch  etwas  naditheiliger  flu*  die  Christen  aufifallen,  wenn 
bei  denselben  sämmtliche  Geburten,  mithin  auch  die  un- 
ehelichen, in  Rechnung  gebracht  worden  wären,  da  bei 
diesen  die  Zahl  der  Todtgebornen  und  der .  im  ersten 
Lebensjahre  Gestorbenen  aus  bekannten  Gründen  sehr 
viel  gröfser  ist,  als  biri  den  ehelichen,  und  dieselben  im 
Preufsischen  Staate  durchschnittlich  doch  beinahe  ein 
Yierzehntheil  sämmtlicher  Neugebornen  sind. 

Unverkennbar  hat  in  den  letzten  fünfzig  Jahrai  sich 
der  Zustand  der  unteren  Yolksklasscn  bedeutend  verbes- 
sert. Dieses  verdanken  wir  den  Fortschritten  des  Zeit- 
alters in  echter  Bildung;  indem  wir  derselben  auch  fer- 
ner vertrauen,  erscheint  die  Hoffnung  nicht  grundlos, 
dafs  der  grofsen  Masse  des  Volks  ebendieselbe  Sorg* 
falt  und  Pflege  der  Schwangern  und  Säugenden  mi)g- 
lieh  worden  dürfe,  welche  wir  jetzt  bei  den  Juden  wahr- 
nehmen, die  gegenwärtig  bis  zur  Vollendung  des  ersten 
Lebensjahres  von  ihren  Neugebornen  nur  eine  Zahl  ver- 
lieren, welche  fast  mitten  zwischen  ein  Sechstheil 
und  ein  Siebentheil  fällt.  Es  nüthigt  sogar  nichts, 
einen  solchen  Zustand  als  das  Höchste  anzunehmen,  das 
noch  erreichbar  ist,  und  es  darf  vielleicht  als  möglich 
geachtet  werden,  dafs  der  Verlust  an  Neugebornen  vor 
Vollendung  des  ersten  Lebensjahres  bis  auf  ein  vol- 
les Siebentheil  zu  vermindern  sei.  Aber  ein  wenig- 
stens noch  so  beträchtlicher  Verlust  an  Neugebornen 
scheint  doch  ebensowohl,  als  überhaupt  ein  gewisses  Le- 
bensziel, durch  Naturgesetze  bedingt  zu  sein.  Dies^ 
wird  besonders  dadurch  kenntlich  ,^  dafs  in  den  Natur- 
gesetzen selbst,  welchen  die  Fortpflanzttng  des  Mensdien- 
geschlechts  unterworfen  ist,  auch  eine  Vergütung  der 
Nachtheile  liegt,  die  daraus  hervorgehen,  dafs  die  We- 
hen der  Geburt  nicht  gleichförmig  auf  Kinder  beiderlei 
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GescUeehts  Wirken.  So  wie  das  mäDiiliche  Geschlecbt 
überhaupt  im  Durchschnitte  körperlich  grölser  ist,  ab 
das  weibliche,  so  sind  auch  schon  unter  den  Neugebor- 
nen  durchschnittlich  die  Knaben  grbiser  als  die  Mäd- 
dien,  und  werden  daher  unter  übrigens  gleidien  Um- 
ständen mit  gröfserer  Anstarengung  zur  Welt  gefördert. 
Daher  werden  von  der  gleichen  Anzahl  Kinder  beider- 
lei Ges<Meehts  beträchtlich  mehr  Knaben  todtgeboren; 
selbst  unter  denjenigen,  welche  die  Geburt  überstehen^ 
bleibt  es  noch  kenntlich,  dafs  sie  m^r  dadurch  litten^ 
und  es  unterliegen  daher  auch  nach  der  Geburt  die  Kna^ 
ben  öfter  als  die  Mädchen  dep  Schwächen  der  Kindheit; 
Der  Unterschied  ist  natürliclf  am  gröfsten  in  den  ersten 
Wochen,  aber  noch  weit  hinaus  merklich,  und  beson- 
ders im  ersten  Lebensjahre  nodi  sehr  beträchtlich,  ob^ 
wohl  sdion  geringer,  als  bei  den  Todtgeboraen.  Nach 
den  Erfahrungen,  welche  sidi  aus  den  Geburts*-  und 
Sterbelisten  des  Preufsischen  Staats  ergeben,  wurde»  id 
den  Jahren  1816  bis  mit  1841 

Knaben  '  Madchen 

überhaupt  ehelich  geboren  6,423,979  6,054,292 

darunter  waren  Todtgeborne  240,893  175,867 

überlebten  also  die  Geburt  .  6,183,086  5^878,425 
davon  starben  ferner  im  ersten 

Lebensjahre  ....  .  1,142,023  917,653 
und  vollendeten  also  das  erste 

Lebensjahr  i^r  .     .     .     .  5,041,063  4,960,772, 

Hieraus  ergiebt  sich  zunächst,  dafs  durchschnittlich  von 
einer  Million  ehelich  neugeborner  Knaben 

todtgeboren  wurden     .     .     . 37,500 

nach  der  Geburt  im  ersten  Lebensjahre  starben     177,774 
also  vor  Vollendung  des  ersten  Lebensjah- 
res wieder  verioren  wurden-     ..   .     .     .     21^274; 
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Von  einef  Million  ehelich  neugeborner  Mädchen  wor- 
den dagegen  durchschnittlich  nur 

todtgeboren 29,048 

und  starben  nach  der  Geburt  im  ersten  Le- 
bensjahre .     .     .     • 151,571 

also  wurden  überhaupt  vor  Vollendung  des 

ersten  Lebensjahres  wieder  Terloren  .  180,619. 
Für  die  nächstfolgenden  Lebensjahre  kann  eine  Abson- 
derung der  ehelich  Gehörnen  von  den  Unehelichen  nicht 
mehr  erfolgen,  weil  die  bei  dem  statistisdien  Bureau 
eingehenden  Tabellen  die  dazu  nödiigen  Nachrichten 
nicht  enthalten.  Auch  erscheint  sie  schon  deshalb  über- 
flüssig, weil  die  Ursachen,  treldie  die  gröfsere  Sterblich- 
keit der  unehelichen  Kinder  veranlassen,  dodi  hauptsäch- 
lich nur  während  der  Schwangersdiaft  und  bei  der  Pflege 
der  Säuglinge  wirksam  sind.  In  dem  hier  betrachteten 
sechsundzwanzigiährigen  Zeiträume  starben  aber  inner- 
halb des  Preufsischen  Staats 

Knaben  Mädchen 

im  2ten  und  3ten  Lebensjahre  .     571,297       541,235 
-    4ten    »     5ten  -  .    228,111      223,239 

»    6ten    »>     7ten  »»  .     127,185       123,586. 

Diese  Zahlen  sind  nicht  geradehin  als  aus  den  während  die- 
ses Zeitraums  Gehörnen  entnommen  zu  betrachten,  da  der 
Fehler,  welcher  hierbei  begangen  wird,  mit  der  Zahl  der 
Lebensjahre  zunimmt,  und  beispielsweise  Kinder,  welche 
vor  Vollendung  des  siebenten  Lebensjahres  im  Laufe  des 
Kalenderjahres  1816  gestorben  sind,  schon  im  Laufe 
des  Jahres  1809  geboren  sein  können;  so  wie  wahr- 
scheinlich von  den  Kindern,  welche  im  Laufe  des  Jah- 
res  1841  geboren  sind,  noch  einige  nicht  voll  rieben- 
jährig  erst  im  Laufe  des  Kalenderjahres  1848  sterben 
werden.      Indessen    mögen    diese    Zahlen    doch    immer 
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noch  als  Anhaltpunkte  bei  nachstehenden  Betrachtung^eu 
dienen. 

^Wenn  nach  Torstehenden  Angaben 
von  einer  Million  Knaben  37,500,  von 
einer  Million  Mädchen  aber  nur  29,048 
todtgeboren  wurden,  so  verhalten  sich 
unter  der  gleichen  Anzahl  Neugebor- 
ner  beiderlei  Geschlechts  die  Todtg;e- 
bornen  gegen  einander  wie      .     .     .     1000  zu  1291. 

Unter  den  gleichen  Bedingungen 
verhielten  sich  die  zwar  lebend  Ge- 
hörnen, aber  noch  im  ersten  Lebens- 
jahre Gestorbenen  dergestalt,  dafs  ge- 
gen 151,571  Mädchen  177,774  Knaben 

starben,  das  ist  wie 1000  za  1173, 

Ohne  Rücl^icht  auf  die  nicht  voll- 
.  ständige  Gleichartigkeit  der  Zahlen 
folgt  ferner  aus  den  vorstehenden  An- 
gaben, da£s  im  zweiten  und  dritten 
'  Lebensjdb*e  sich  die  Zahl  der  Sterbe- 
fälle  unter  beiden  Geschlechtern  ver- 
hielt wie 1000  zu  1036. 

Desgleichen  im  vierten  und  fünf- 
ten Lebensjahre  wie 1000  zu  1022« 

Endlich  im  sechsten  und  siebenten 

Lebenswahre  wie      .     ; 1000  ivl  1029. 

Es  zeigt  sich  hier  ganz  klar,  wie  der  Unterschied  der 
Sterblichkeit  zwischen  den  Kindern  beiderlei  Geschlechts 
mit  dem  Lebensalter  abnimmt  ^  welches  dieselben  errei^ 
dien,  und  wie  demnach  es  sich  ganz  eigentlich  heraus- 
stellt, dafs  die  Gewalt,  welche  sie  durch  den  Akt  der 
Geburt  seilet  erleiden,  wo  nicht  die  einzige ^  so  doch 
gewifs  die  wirksamste  der  Ursachen  dieses  Unterschie- 
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des  ist.  Derselbe  scheint  sieb  jedodi  nur  bis  gegen  das 
fünfte  Lebensjahr  hin  zu  erstrecken;  wenigstens  reicht 
in  der  vorstehenden  Darstellung  die  Reihefolge  der  Ab- 
nahmen nur  bis  dahin.  Für  die  späteren  Lebensjahre 
begründen  den  Unterschied  in  der  Sterblichkeit  beider 
Geschlechter  Umstände ,  deren  Betrachtung  nicht  hier- 
her gehört. 

Wenn  auch  die  sittliche  Natur  des  Menschen  die 
Monogamie  bedingt^  so  foIg*t  doch  daraus  noch  keines- 
weges  die  Nothwendigkeit  einer  ganz  gleichen'  Zahl  der 
Menschen  beiderlei  Geschlechts  im  zeugungsfähigen  Le- 
bensalter. Wenn  aber  einige  Verschiedenheit  dieser  Zah- 
len bestehen  sollte,  so  sdieint  doch  das  Uebergewicht 
der  Zahl  nicht  in  dem  weiblichen,  sondern  in  dem  männ- 
lichen Geschlechte  liegen  zu  müssen,  weil  die  Gefahren, 
welchen  das  Leben  des  Mannes  als  Ernährer  und  Be- 
schützer der  Familie  ausgesetzt  ist,  doch  drohender  und 
anhaltender  erscheineu,  als  die  Gefährdung  des  Lebens 
der  Frauen  durch  die  Schwangerschaften  und  Geburten. 
Wenn  aber  in  Folge  eines  Natui^esetzes*  nur  eben  so 
viel  Knaben  wie  Mädchen  erzeugt  würden,  so  würde 
Wegen  des  g^fseren  Verlustes,  welchen  erstere  in  und 
bald  nach  der  Geburt  nothwendig  erleiden,  das  Ueber- 
gewicht der  Zahl  auf  Seiten  der  Frauen  sein.  Ein  sol- 
ches offenbar  ungünstiges  Verhältnifs  wird  jedoch  durch 
ein  ganz  allgemeines  Naturgesetz  verhütet,  wonach  ganz 
allgemein  in  der  Ehe  gegen  hundert  Mädchen- sehr 
nahe  an  106  Knaben  erzeugt  werden.  Die  Zahl  der 
im  Preufsischen  Staate  in  den  hier  betrachteten  26  Jah- 
ren ehelich  erzeugten  Knaben  und  Mädchen  wurde  b«^ 
reits  oben  angegeben,  und  es  folgt  aus  derselben,  dafs 
überhaupt  gegen  100  Tausend  Mädchen  106,106  Kna^ 
ben  geboren  wurden.    Dieses  Naturgesetz  bestätigt  sich 
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iricjit  blofs  in  einem  Durchschnitte  ans  einer  so  langen 
Reihe  won  Jahren,  sondern  selbst  in  viel  kürzeren  2^iti 
räumen,  und  sogar  in  einzelnen  Jahren,  wenn  nur  dii 
Zahl  der  Menschen,  auf  deren  Geburten  es  angt>wendet 
wird,  grofs  genug  ist,  um  den  Einflufs  der  einzelnen 
Persönlichkeiten  auszugleichen.  Insbesondere  ergiebt 
sich,  dafs  im  Preufsischen  Staate  geboren  wurden  ge- 
gen hundert  Tausend  Mädchen 

Knaben 

im  Laufe  des  Kalenderjahres  1816       .     .     .  105,846 

im  Durchschnitte  der  6  Jahre  1817  bis  mit  1822  106,098 

«   6     »     1823    »    >>    1828  106,126 

>.  »  n   6     n     1829  «    >»    1834  106,208 

»6     «      1885  »    n    1840  106,010 

im  Kalenderjahre  1841 106,262» 

Der  Ueberschufs  der  Knaben  beträgt  hier  fast  immer 
etwas  mehr  als  sechs,  und  im  letzten  Jahre  sogar  noch 
über  6|  pro  Cent,  und  nur  im  Jahre  1816  blieb  er  auf 
wenig  mehr  als  5|  pro  Cent  stehen.  Gewöhnlich  wird 
nur  ein  Uebergewicht  der  Zahl  der  Knaben  von  ung-e- 
fähr  5  pro  Cent  angegeben;  dies  entsteht  jedoch  da- 
durch, dafs  bei  der  Berechnung  die  unehelich  erzeugten 
Kinder  nicht  von  den  ehelichen  abgesondert  sind.  Beif 
den  unehelich  gebornen  Kindern  ist  nämlich  nach  einer 
sehr  weit  verbreiteten  Erfahrung  das  Uebergewicht  der 
Anzzdil  erzeugter  Knaben'  bedeutend  geringer,  als  bei? 
den  ehelichen.  Im  Preufsischen  Staate  wurden  während 
der  hier  betrachteten  26  Jahre  unehelich  geboren 

Knaben 476,256 

Mädchen .     .     461,046 

uneheliche  Kinder  überhaupt     .     .     937,302. 
Hieraus  ergiebt  sich,  dafs  gegen  100  Tausend  Mädchen 
geboren  wurden  103,299  Knaben,  oder  dafs  ein  Ueber- 
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gewicht  TOD  nur  sehr  nahe  Sf^  pro  Cent  auf  Seiten  d^ 
Knaben  bestand.  Auch  in  einzehien  Kalenderjahren  und 
Durchschnitten  aus  ktlrzeren  ZeitrSuuien  bestätigt  sich 
diese  Wahrnehmung.  Namentlich  ergiebt  sich  aus  den 
bei  dem  statistisdien  Bureau  vorliegenden  Nachrichten, 
dafs  im  Preufsischen  Staate  unehelich  geboren  wurden 
gegen  zehn  Tausend  Mäddien 

Knaben 

Im  Kalenderjahre  1816 10,232 

im  Durchschnitte  der  6  Jahre  1817  bis  mit  1822  10,249 

>»  »>  «   6     «     1823  >»    »    1828  10,315 

H   6     »     1829  *•    »    1834  10,339 

»   6     »     1835  »    »    1840  10,418 

im  Kalenderjahre  1841 10,342. 

Bei  Betrachtung  der  Naturgesetze,  welchen  die  Fort- 
pflanzung des  Menschengeschlechts  unterworfen  ist,  muCstc 
jedoch  abgesondert  werden,  was  nur  als  Störung  dersel- 
ben durch  unsittliche  Handlungen  anzusehen  ist.  Die 
Vergütung  von  sechs  pro  Cent  auf  den  Verlust  an 
Knaben,  welchen  ihr  besonderes  Verhältnifs  bei  der  Ge- 
burt verursacht,  reicht  der  Elrfahrung  nach  vollkommen 
aus,  um  am  Ende  des  ersten  Lebensjahres  noch  ein  klei- 
nes Uebergewicht  in  der  Anzahl  des  mSnnlichen  Ge-<^ 
schlecbts  übrig  zu  lassen.  Im  Preufsischen  Staate  blie- 
ben von  den  in  dem  hier  betrachteten  Zeiträume  ehe- 
lich erzeugten  Kindern  nach  Vollendung  des  ersten  Le- 
bensjahres noch  übrig 

Knaben 5,041,063 

Mädchen     . 4,960,772 

■   I     ■■■■■     ■         ■■■^■■■^ 

von  ersteren  also  noch  mehr    .     .         80,291. 
Es  waren  also  gegen  100,000  Mädchen  noch  101,618 
Knaben  vorhanden,  und  es  blieb  demnach  noch  ein  Ueber- 
gevFicht  der  letzteren  von  nicht  ganz  1|  pro  Cent    Eine 

Ver- 
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Yergütttüg  von  nur  wmiig;  Üb^r  3  |>rO  Gent  wire  dem- 
nach offenbar  uns^ureictoid  gew<i8en,  wenn  auch  der 
Verlust  an  Todt^eboiteea  und  im  ersten  Lebensjahre  Ge- 
storbenen nicht  durch  die  ungünstigen  Umstände  Ter>^ 
mehrt  worden  wätc^  welche  bei  dem  grdbten  Theile  der 
unehelichen  Geburten  obwalten. 

Als  nach  Naturgesetzen  noth wendige  Todesursa- 
chen sind  demnach  die  Schwächen  ebensowohl  des  ho- 
hen Alters  als  der  frühsten  Kindheit  anzusehen.  Alles 
was  aufserdem  Todesfälle  bewirkt,  beruht  auf  besondern 
Begebenheiien,  welche  theils  von  au(seigewdhnlichen  Na^ 
turereignissen,  Iheilsvon  menschlichen  Handlungen  am- 
gehen.  Für  das  natürliche  Lebensziel  kann  mit  Wahr-^ 
schetnlichkeit  das  75ste  Lebensjdbr  als  aritluiietisebes  Mit- 
tel zwischen  dem  TOsten  und  SOsten  angenommen  wer- 
den, zwischen  welchen  nach  einer  bereits  oben  vorger' 
tragenen  Bemerkung  dasselbe  yermulhlich  liegt  Nach 
sehr  allgemeinen  Erfahrungen  ist  ferner  in  deüYerhält- 
nissen  der  gebildeten  Völker  jährlich  eine  Geburt  auf 
20  bis  30  Lebende  wahrscheinlidi,  j6  nachdem  VS^ohl- 
stand  und  Sitte  das  Sdilie&^i  neuer  Ehen  mehr  oder 
weniger  begünstigt.  Wird  auch  hier  die  Mittelzahly  abo 
auf  25  Lebende  jährlich  eine  Geburt,  als  wahrschein- 
lich angenommen,  und  soll  ferner  durch  Verbesserung 
des  Zustandes  der  unteren  Volksklassen  der  Verlust  in 
Folge  dessen,  was  die  Kinder  durch  die  Geburt  selbst 
erleiden,  auf  ein  Siebenthell  beschränkt. werden:  so 
würde  diese  Todesursache  jährlich  ^^  der  Lebenden  w^t^ 
nehmen.  Ueberiidupt  werden  hiernach  in  Folge  von  NaM 
turgesetzen  73  und  ^,  das  ist  zusanuuengenonmien  ^^ 
der  Lebenden  jährlich  sterben,  das  ist  Einer  von  einer 
Anzahl  Lebender,  wekhe  mitten  zwischen  52  und  53 
ftUt.    Diese  Zahlen  sind  hiernach  die  natürliche  Grenze 
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der  miitl ereil  Lejbensdauer,  nSmlich  so  vierstahdeii, 
dafe,  sofern  n«r  die  beiden  hier  bezekhneten  Todosnr- 
Sachen  urirksam  wXren,  der  Dorchsdinitt  aus  dem  Le- 
bensalter, welches  alle  einzelnen  Mitglieder  eines  Volkes 
ausammeugenonmien  erreichen,  in  Jahren  ausgedrückt, 
52^  sein  würde.  In  soweit  nun  dieser  Durchschnitt  für 
irgend  einen  Zeitraum  und  irgend  ein  Volk  durch  Yer- 
gieidiung  der  Zahl  der  Lebenden  mit  d^  Zahl  der  Ge- 
storbenen berechnet,  eine  geringere  Anzahl  Jahre  für 
4lienktlere  Lebensdauer  ergiebt,  in  soweit  sind  auch 
»eben  den  beiden  natürlichen  Tode£%irsachen  noeh  an« 
der«  wirksam  geworden,  welche  im  Gegensatze  gegen 
)ene.  auf  Naturgesetzen  beruhende,  mithin  nothwen- 
dige,  als  zufällige  zu  bezeichnen  sind»  Im  Pr^ifei- 
sehen  Staate  ergiebt  das  arithmetische  Mittel  aus  de» 
neun  zwischen  1S16  und  1841  am  Ende  )ede&  dritten 
Jahres  vollzogenen  allgemeinen  Einwohnerzähbingen  eine 
mittlere  Yolkszahl  für  diesen  26)Shrigen  Zeitraum 

woh   ^     .     . 12,617,050. 

Während   dieses  Zeitraumes  starbeä 
in  demselben  mit  Einsc&lnfs-  der  Todtge- 

bocnen  überhawpt 0,552,737 

also  jähiiich  im  Durchsefanitte  .     .     .     ^         367,414. 

Wird  nun  die  mittlere  Yolkszahl  durch 
diese  Mittelzahl  der  jährlichen  Todesfälle 
£vidirt)  so  wird  für  die  mitdere  Lebens- 
dauer in  Jahren  gefunden     .     •     .     .     •  34,3^, 
oder  sehr  wenig  über  34|^  Jahr;-  das  ist:  die  mitdere  Le^ 
bedsdaaer  wäre  liiemaeh  beinahe/  dQch  nodi  nicht  ganz, 
zwei    Drittheile    der|enigen    gewesen,    welche  von 
noth wendigen  und  deshalb   unvermeidlichen  Tode«^ 
ursadien  abhängt,   oder  es  faätted  im  Durchschnitib  un^ 
günstigfe  Naturereignisse   und'  menschliche  Handlungen 
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das  L'ebai  uBg^efäir  um  eiaBrittbail  sejaer  qalstbrli- 
eben  Daaer  verkürzte  Uay^rken«ib9r  ist,  da&  ia  de^ 
hier  gefiibrten  R«ohB«iigen  sehr  Vieles  auf  unsichereik 
Anüahmen  beruht;  indessen  werden  sie  doch  als  Ntiie^ 
rungen  ungeffibr  einen  Begriff  davon  geben  ^  wie  weit 
der  MejB^ch  auf  seiner  zeitigen  Bildungsstufe  audi  in 
Bezug  auf  die  LebenadaMiger  von  einem  freilich  niemals 
gans&  XU  erreichenden  Ideale  ^furöckbleibt. 

Indem  BerechmtBgen  der  mittlren  Lebensdauer  f&r 
wissenschaldidbe  oder  gewerbliche  Zwecke  verbucht  ^er- 
den, eiitstebt  zunSchat  die  Frage,  wekhe  Zeürdume  da^^ 
bei.  zum. Grunde  zu  liegen  sind;  In  einem  räumUcfa  ben 
stiidnit^a  Bezirke»  einer  Provinz,  einem  Staate,  ist  dies 
Zahl  der  Gestorbenen  in  einzelnen  unmittelbar  auf  ein-^ 
ander  folgenden  Jahr^i  auch  beträchtlich  versdiLeden. 
So  weil  indefs  die$e  Verscbledenheit  nur  auf  zofilUijgeii 
und  wechselnden  Urstacben  beruht,  dürfte  man  h€^€% 
den  ungleicbartigm  Einflufs  dieser  Zufälligkeiten  dadurch« 
auszugleichen,  dafs  man  die  Re<Anung  für  eine  Reih« 
auf  einander  folgender  Jahre  führte,  und  den  Durchschnitl^ 
ans  den  gefundenen  Quotienten  z9ge ;  oder  kürzer,  dafsr 
man  mit  dem  ein|ährigen  arithmetischen  Mittel  aus  der 
Zahl  d6r  in  einer  Reihe  von  Jahren  Gestorbenen  in  die 
während  demselben  Zeitraums  durchscbnittUch  voiiiaudene 
Einwohnerzahl  dividirte.  Je  I$ng^  die^  Rdbe  der  hierzu 
gebrauchten  Jahre  ist,  de^to  mehr  WahrscheinUehkeit 
beisteht,  dafsi  der  EinHufb.  der  zufäUigen  Ereignisse:  wk- 
lieh  ausg^lgUchan  w^de*;  aber  desto  mehr  wächst  aucli 
der  Einflufs  der  allmählig  Cortscbreitende»  Yeränderu^ 
gen  in  BiUun^^  Sitten»  Verfassung*,  Boden  und  Kliman, 
]>ie$er  EinfluCiä  i^t  nicht  in  demselben,  Sinne,  wie  der 
Wechsdi  d^r  Witterung,  der  Erndten,  der  besonderen 
Krankheitsformen,  als  zufällig  zu  betrachten;  er  ^rkt 
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viehnehr  vtMi  gewissen  gescbichtlkh  beteicbneteo  Wende- 
punkten ab  langsam  aber  dauernd  in  einerlei  Riditong 
fort,  und  er2cfugt  Umgestaltungen  In  alkn  Lebensverhalt- 
nissen, deren  Bedeutung  oft  vei^annt  wird,  weil  sie  eben 
alhnUblfg  entstehen.  Man  ist  daher  genöilrigt,  die  Jah- 
resreihen, woraus  der  vorerwähnte  Durchschnttt  gezo- 
gen wißrden  soll,  so  kurz  anzunehmen,  als  es  die  Noth- 
wendigkeit,  den  Einflufs  der  gewöhnlichsten  Zufälligkei- 
ten auszuschliefsen,  nur  irgend  gestattet.  Denn  nur  in 
so  fem,  als  die  Veränderungen  in  dem  Einflüsse  jener 
die  Lebensverhältnisse  umgestaltenden  Ea^eignisse  für  un- 
erheblich anzusehen  sind,  werden  diese  Durchschnitte 
für  die  folgenden  Betrachtungen  braudibi^.  Der  Glau- 
ben an  siebenjährige  Abwechselungen  der  Witterung 
ist  uralt  und  sehr  verbrettet.  Er  mag  allerdings  mit 
astrologisdien  Grillen^  mit  den  sogenannten  hieben  al- 
t^n  Planeten,  zusammenhängen,  auch  mag  ihn  Erfahrung 
dft  genug  widerlegen;  aber  ungefähre  siebenjäh- 
rige Perioden  sind  im  menschlichen  Leben  tbeilweise 
ünvei'kennbar  und  selbst  in  die  Gesetzgebung  aufg^som-- 
men.  Es  scheint  daher  -^  wenigstens  bis  bessere  Gründe 
gefunden  werden  —  statthaft,  der  Wahl  von  Zeili^äumen 
für  die  hier  erforderlichen  Durchschnitte  üiucb  siebenjäb^ 
rige  Perioden  unterzulegen.  Mit  vierzehnjährigen  Durdi- 
schnitten  würde  man  zwei  solche  siebenjährige  Perioden^ 
eine  günstige  und  eine  ungünstige,  umfassen^  und  dodd 
nicht  befürchten  dürfen,  dafs  sidi  inzwischen  schon  sehr 
ei^c^licbe  Veränderungen  durch  die  vorhin  bezeichne^ 
ten  dauernd  wirksamen  Ereignisse  erzeugt  hätten,  vor- 
ausgesetzt nämlich,  dafe  kein  weltgeschichtlich  merkwür- 
diger Wendepunkt  eben  in  diese  vierzehn  Jahre  fiele. 
Das  rtiätige  Leben  eines  Mannes  lunfbfst  ungefähr  das 
Dreifache   eines  vierzehnjährigen  Zeitraums,  -^  die   42 


Jahre  iimi  2l8ten>  Üb  ^sl«n^  a<kr  bal^plU^cirt^sUe^voin 
288tea  bis  TOsten  LebemjiAre;  -^  uud  es  irdrUioCst  in 
den  meisten  FlsM^n  wenigstens  ein  DrittbeiL  jdie3es  2ieit- 
raums,  ehe  beträdrtlieher  Erfolg  Ton  seiner  Wirksam- 
keit sichtbar  ^vrird.  Sehr  gern  -vrird zugestanden,  dafs 
in  der  Annahme  vierzehnjähriger  D.urchschnittsperiodeu 
sehr  viel  Willkür  liegt;  mir  möchtet  sich  wohl  bewth^ 
ren,  dals  erheUich  kürzere  oder  längere  Zeitr&unie  wer 
sentlidieu  Bedenken  ausgesettt  sind.  .; 

Im  Preufsischen  St^^te  werden  nur^  von  drei  zu  «bei 
Jahren  Zählungen  stomitlicber  Einwohner  votgenomm^ii 
es  sind  daher  hier,  sfatt  der  vierzehn|ähtigeB,  dreimal 
fünf-,  das  ist  funfi^ehnjähnge  Zeiträume  für  Durchschnitte 
zu  wählen,  wobei  es  siuf  Ergebnisse  der  ZlUilungen  au^ 
kommt.  Diese  Zählungen  si^d  hier  seitJEUnfilkrnng  der 
Klassensteuer  —  einer  Persooensteuer  auf  .dem  : Lande 
und  in  den  kleiden  Städten  —  das  ist  seit  1920,.  bodeu^ 
tend  zuverlässiger  geworden.  Die  nächstfolgend^!.  Jahre 
bis  1^6  sind  durch  eine  verhältnifsmäfsig  geringe  Sterb- 
lichkeit und  schnelle  Zunahme  (]er  YolksfEahl  eben  so 
sehr  als  günstige  bezeichnet,  als  die  folgenden  bis  üb^r 
das  Jahr  1832  hinaus  besonders  durch  verheerende  Seu^ 
eben  und  ungewöhnliche  Hemmungen  des  Verkehrs  als 
ungünstige.  Es  waren  daher  allerdings  gute  Gründe  votr 
banden,  den  fun&ehnjähdgen  Zeitraum  vom  Anfange  des 
Jahres  1620  bis  zum  Ende  des  Jahres  1834  als  Grund- 
lage von  Berechnungen  der  mittleren  Lebensdauer  zu 
wählen,  welche  für  den  Preufsischen  Staat  theils  im  Gan- 
zen, theils  nadi  verschiedenen  Abtbeihingen  desselben 
angestellt  wurden.  Das  arithmetische  Mittel  aus  den 
sechs  Zählungen,  zwischen  welchen  diese  fünfzehn  Jahre 
liegen,  ist 

an  Einwohnern  überhaupt 12,374,265. 
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Wakrend  dieses  Zdiraiuoes  «larWn  .    .  ~     5,457,909 
ako  )ährii(^  Im  Dttrchschiiitte        .    .    .         363,814. 

Die  mitllere  Einwohnerzahl,  mit  dem 
)ihrliehen  Durdisehnitte  der  Gestorbe* 
nen  diTidirt,   ergiebt  eine  mittlere  Le- 

hensdmier  ron .    •     .  34^oi26^ 

oder  sehr  nahe  34^  Jahren,  das  ist  um  ein  Geringe« 
kürzer,  als  die  T<H^fehend  aus  dem  2G)äbrigen  Zeiträume 
Ton  1816  bis  mit  1841  berechnete.  Für  Wissenschaft 
li<^  oder  gewerbliche  Zwecke,  besonders  auch  ftk*  An- 
leihen Mtf  Leibrenten,  Wittwenkassen  nnd  andere  Yer- 
sorgungsanstalten  wird  jedoch  die  mitdere  Dauer  des 
menschlichen  Lebens  nicht  aliein  von  dessen  Anfange^ 
sondern  auch  von  jedem  andern  Zeitpunkte  desselben 
ab'gesudit>  wovon  eine  lebenslängliche  Rente  zu  lau* 
fen  anfilngt.  Sie  wäre  ganz  auf  gleiche  Weise  zu  be* 
redmen,  wenn  die  Zahl  der  Lebenden  jedes  Alters  und 
das  Leb«[isalter,  welches  alle  Verstorbenen  erreichten^ 
bekannt  wäre.  Das  letztere  geben  die  Kirchenbücher 
mit  hinreichender  Ausfühiiidikeit,  aber  die  Nachriditen 
von  ersterem  sind  nur  sehr  spärlidi  vorhanden.  Im  Preu- 
fsisdien  Staate  wurde  früher  nur  besonders  verzeichnet^ 
wie  viel  Untervierz^njährige  und  UebersecAszigjährige 
skh  bei  jeder  allgemeinen  Volkszählung  vorfanden.  Die 
bei  dem  statistischen  Bureau  jährlich  eingehenden  Tabel- 
len ergeben  dagegen  das  Lebensaher  der  Gestorbenen 
abgesondert  litir  die)enigen,  welche  starben 
a)  vor  Voll^nddng  des  ersten  I^ebensjahres, 
hy  nach  demselben,  i^er  vor Vollend;  des  3ten  Lebensj., 
c)      »  »  j»      »         »  »    5ten       *> 

df^     M  ^ '  »      n         i>  .       »     7ten       >* 

e)      *>  >*  H      n  »  M  lOten 

f^y     »    *        »  »      »         n      ■    i»  14ten       ** 
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und  so  w^ter  Fcm  fünf  zu  f^^  Jahren  bis  zur  VoUen- 
düng;  des  neunzigsten; 

endlich  auch  me  Yjele  erst  üb^tie«inaii^ähr%  starben. 
Hiernach  war'  nur  die  inittlere  Ldb<3nsdauer  yoa  der  Ge^ 
burt^  Yom  Anfange  des  fonfzdinten,  und  vom  Anfange 
des  einundseebszigsten  Lebensjahres  an  zu  bereiten, 
Aufserdem :  kannte  noch  aus  den  vorhandenen  Angaben 
die  Zahl  d^enigen  unter  den  Lebenden  annähernd  ge^ 
funden  werden,  welche  noch  untm'einjährig  sind.  Be- 
kaiant  ist  nämÜch  die  Zahl  der  jährlich  Gebomen.  Wä* 
ren  diese  sämmtlich  am  ersten  Tage  des  Kalenderjahren 
geboren,  so  würden  am  Letzten  Tage  desselben  uoch 
alle  Diejenigen  davon  übrig  sein,  welche  nicht  'inzwi-' 
sehen  unterein  jährig  geworben  6ind.  Stürben  m  Lauft 
des  Jahres  täglich  gleidi  Viele  untereii^ährig,  so  würde 
sich  ergeben,  wie  viele  Untereinjährige  in  der  Mitte  des 
Jahres  lebten,  wenn  man  von  den  Geborqen  dib  Hälfte 
der  im  Laufe  des  Jahtes  davon  Sterbenden  abzöge.  Aber 
die  Sterblichkeit  der  Kinder  im  ersten  Lebensjahre  ist 
uiunittelbar  nach  der  Geburt  am  gröfeten,  und  vermin- 
dert sich  sodann  fortschreitend  mit  dem  zunehmenden 
L^ensalter.  Soweit  Erfahrungen  hierin  reichen,  dürfte 
die  Annahme  als  Näherung  gestattet  sein,  dafs  im  er^ 
steh  Yi^eljahre  eben  so  viel  Kinder  sterben,  als  in 
den  folgenden  drei  Vierteljahren.  Allgemeiner  ausge- 
sprochen, wäre  hiernach  das  Gesetz  für  die  Sterblich- 
keit im  ersten  Lebensjahre,  dafe  überhaupt  von  den  in 
jedem  Theile  dieses  Jahres  Sterbenden  die  Hälfte  in 
dem  ersten  Viertel  dieses  Theiles  stirbt,  aUo  bei- 
spielsweise von  den  in  den  ersten  vier  Wochen  Ster- 
benden die  Hälfte  Jn  der  ersten  Woche,    Unter  die- 
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ser  Voraussetzan^  erhidl  man  die  ZaU  der  Kmcier,  welche 
die  erste  Httlfte  des  Jahres  überleben,  wenn  man  zwei 
Drittheile  der  untereinjährig  Gestorbenen  von  den  le- 
bend Gehörnen  abzieht.  Diese  Zahl  ist  nun  annähernd 
die  Zahl  der  gleichzeitig  uhterein)ährig  Lebenden.  Bei 
Berechnungen  der  mittleren  Lebensdauer  kann  andi  die 
Verschiedenheit  beider  Geschlechter  nicht  unbeachtet 
bleiben.  Es  ist  bereits  oben  bemerkt  worden,  dafs  un- 
ter der  gleichen  Anzahl  Knaben  und  Mädchen  in  der 
frühesten  Kindheit  beträchtlich  mehr  von  jenen  sterben, 
als  Ton  diesen;  daher  wird,  von  der  Geburt  ab  gerech- 
net, unter  übrigens  gleichen  Umständen  die  mittlere  Le- 
bensdauer bei  dem  männlichen  Greschlechte  stets  etwas 
geringer  gefunden,  als  bei  dem  weiblichen.  Die  Gefah- 
ren, welchen  das  Leben  der  Männer  durch  gewerbliche 
Besdiäftiguttgeti  ausgesetzt  wird^  gleichen  sich  vielleicht 
gegen  diejenigen  aus,  welchen  die  Frauen  in  Folge  der 
Schwangerschaften  und  Entbindungen  unterliegen.  Aber 
die  Macht  der  Leidenschaften  wirkt  wahrscheinlich  zer- 
störender auf  das  männliche  Geschlecht  als  auf  das  weib- 
liche, und  es  wird  daher  auch  für  das  höhere  Lebens- 
alter die  mittlere  4)auer  der  nodi  übrigen  Lebensjahre 
für  die  Frauen  gewöhnlich  etwas  gröfser  gefunden,  als 
fQr  die  Männer.  Bei  den  vorstehenden,  vorläufig  nur 
beispidsweise  versuchten  Berechnungen  waren  von  der 
Zahl  der  Gestorbenen  die  darin  enthaltenen  Todtgebor- 
neu  nicht  abgezogen;  ftir  genauere  Berechnungen  mufs 
dies  jedoch  geschehen,  da  die  Todtgebomen  nicht  zu 
Denjenigen  gehören,  welche  während  eines  gegebenen 
Zeitraumes  von  einer  bekannten  Anzahl  Lebender  ge- 
storben sind. 

Dieses  vorausgesetzt  ergeben  sich  nunmehr  für  den 
vorstehend  bezeichneten  fünfzehnjährigen  Zeitraum  1820 
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bis  mit  1834  and  fKr  deo  ^anaen  Umfang  dot  Preufe. 
Staats  folgende  Berechnungen  der  mfttleren  LeWnsdaueri 

MännHch  WciUich 

Das  arithmetische  Mittel  der 
sechs  Zählungen,  zwischen  wel- 
che der  hier  betrachtete  Zeit- 
raum fällt,  ergiebt  Einwohner    6,148,168     6,226,097 

Während  dieses  Zeitraumes 
starben 2,814,742    2,642,467 

Davon  sind  jedoch  abzuzie- 
hen die  darunter  begriffenen 
Todtgebomen  mit      ....       147,705       109,363 

Es  kommen  also  hier  nur 
in  Anrechnung  Gestorbene     .     2,667,037     2,533,104 

Der  einjährige  Durchschnitt 
der  Gestorbenen  ist  das  Funf- 
zehntheil  hiervon  mit     .     .     .        177,803        168,874. 

4 

Das  vorstehende  Mittel  der  Einwohnerzahl  dividirt  durch 
diese  Mittelzahl  der  Gestorbenen  giebt  für  die  mittlere 
Lebensdauer  von  der  Geburt  ab 

Jahre •  34,579  36,888 

oder  wenn  der  zehntheilige 
Bruch  in  Tage  verwandelt 
wird 34J.211T.  36J.317T. 

Die  mittlere  Lebensdauer  ist  hiemach  fih*  das  weiUiche 
Geschlecht  von  der  Gebart  ab  um  2  Jahre  106  Tage 
länger,  als  für  das  männliche.  Beide  Zahlen  sind  hier 
gröfser,  als  die  vorhin  ohne  Beachtung  des  Geschle^Ats- 
nnterschiedes  berechnete,  weil  hier  die  Todlgebomen 
aus  dem  Divisor  weggeblieben  sind« 

Für  die  mittlere  Lebensdauer  Derjenigen,  welche 
die  Gefahren  des  ersten  Lebensjahres  überstanden  ha- 
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ben,  nad/siek  eben  am  Anfange  des  sneiten*  befinden, 
ergiebt  sMIi  folgencle  Berechnung. 

Männlicli  Weiblich 

Geboren  wurden  während 
dieser  fünfzehn  Jahre     .     .     .     3,906,544    3,686,473 

Davon  gehen  ab  die   hier 
nicht  in  Anrechnung  kommen- 
den Todtgebomen  mit  .     .     .       147,705       109,363 
nach  deren  Abzüge  bleiben  le- 
bend Gebome  ......     3,758,839    3,577,110. 

Davon  starben  gleichzeitig       715,284       581,540 

Hiervon  kommen  jedoch 
nach  den  vorstehenden  Betrach- 
tungen nur  zwei  Drittheile 
in  Abzug,  wenn  die  Zahl  der 
lebenden  Einjährigen  gefunden 
werden  solL  Diese  zwei  Drit- 
theile betragen       ....  476,856       387,693 

Diese  abgezogen  von  den 
lebend  Gehörnen,  geben  die 
Zahl  der  lebenden  Einjährigen 
mit 3,281,983    3,189,417 

Diese  Zahlen  mit  15  divi- 
dirt  ergebe  für  den  hier  be- 
trachteten Zeitraum  die  mittlere 
Durchfidinittszahl  derg^idizei- 
tig  lebenden  Uütereinjährigra  .       218,799       212,628 

Diese  abgezogen  von  der 
Duröhschnittszahl  der  gesamm- 

ten  Einwohner,  welche  war   .     6,148,168    6,226,097 
lassen  übrig  die  Durchschnitts- 
zahl der  Uebereinjährigen  .     .     5,920,369    6,013,469. 

Die  in  dem  funfeehnjähri- 


im 


Hlmitkli         Wcibticii 


gen  Zeiträume  Gestorbenen  bc- 
trugen  hach  Abzug  der  To4t- 
gebornen  überhaupt  ....    %667,037    2,533>10i 

Hieryop  geh^n  ab  die  im 
Laufe  des  ersten  Lebensjahres 
(iestorbenen  mit   .    .    •     •  715,284       581,540 

Nach  deren  Abzöge  bleiben 
die  übereinjährig  Gestorbenen 
mit 1,951,753    1,951,564. 

Die  einjährige  Durchschnitts- 
zahl dieser  Verstorbenen  ist  ein 
FunfzehntheU  hjierron  mit  .    .       130,117        130,104 

Wird  hiermit  die  yprhin  ge- 
fundene Durfdi^dmittszahl  der 
gleichzeitig  lebenden  Ueberein- 
jahtigefi  dividirt,  welche  vor- 
stehend gelinden  würfle  zu  •  5,929,369  6,013,469 
so  ergiebt  sich  die  mittlere  Le- 
bensdauer vom  Anfange  des 
zweiten  Lebensjahres  an  in 

Jahren  mit 45,«7o  46,2ao 

oder 45J.208T.    46J.80T. 

Es  ergiebt  sich  hieraus,  dafs  die  Hoffnung  zu  leben  be- 
trächtlich wäd^st,  nachdem  die  Gefahren  des  ersten  Le- 
bensjahres überstanden  sind,  nämlich 

bei  dem  männlichen  Geschlecht  um  10  Jahre  362  Tage 
oder  nahe  11  Jahre, 

bei  dem  weiblichen  Geschlecfate  um  9  Jahre  128  Tage 

oder  nodi  etwas  über  9  Jahre  4  Monate. 

Die  Zunahme  dieser  Hof&iung  ist  bei  dem  weiblidien 

GescUkchte  nicht  6o  grofs  als  bei  dem  männlichen,  weil 

die  Grefahr  geringer  war,  welche  dasselbe  zu  übersteheni 
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hatte.  Die  mitdere  Lebensdauer  ist  hiemach  (Ür  beide 
Geschlechter  minder  ungleich  geworden;  der  Unterschied 
beträgt  nämlich  nur  noch  237  Tage  oder  nicht  ganz 
8  Monate.  Hätte  man  den  Unterschied  beider  G^chlech- 
ter  bei  Führung  dieser  Rechnung  nicht  beachtet ,  son- 
dern nur  die  Zahl  aller  lebenden  Uebereinjährigen  mit 
der  Zahl  aller  nach  Vollendung  des  ersten  Lebensfabres 
jährlich  im  Durchschnitte  Gestorbenen  verglichen,  so 
würde  man  für  die  mittlere  Lebensdauer  vom  Eintritt 
in  das  zweite  Jahr  ab  45,895- Jahre  oder  45  Jahre  327 
Tage  erhalten  haben. 

Bei  der  vorstehenden  Berechnung  der  mittleren  Le- 
bensdauer vom  Anfange  des  zweiten  Lebensjahres  ab 
ist  vorausgesetzt  worden,  dafs  Diejenigen,  welche  zwar 
nach  der  Geburt,  jedoch  noch  vor  Vollendung  des  er- 
sten Lebensjahres  starben,  in  denselben  funizehn  Jahren 
geboren  wurden,  worin  sie  gestorben  sind.  Diese  Vor- 
aussetzung ist  nicht  durchaus  richtig.  Es  sind  Kinder, 
welche  bereits  im  Jahre  1819  geboren  waren,  zwar  vor 
Vollendung  ihres  ersten  Lebensjahres,  aber  doch  erst 
nach  dem  Anfange  des  Jahres  1820  gestorben.  Aber 
es  sind  auch  Kinder,  welche  noch  im  Laufe  des  Jahres 
1834  geboren  waren,  zwar  auch  vor  Vollendung  des  er- 
sten Lebensjahres,  aber  dennoch  erst  nach  dem  Anfange 
des  Jahres  1835  gestorben.  Die  Fehler,  welche  aus  die- 
sen beiden  Verhältnissen  entstehen,  gleichen  sich  gegen^ 
seitig,  -^  weil  sie  entgegengesetzte  Wirkungen  hervorr 
bringen  —  wenn  auch  nicht  vollständig,  doch  so  weit 
aus,  dafs  bei  dem  Gebrauche  fünfzehnjähriger  Durch- 
schnitte das  ErgebniCs  der  Rechnung  noch  nicht  um  das 
Hunderttheil  eines  Jahres  dadurch  verändert  werden  kann. 
Es  wäre  jedoch  eitles  Gepränge,  wenn  bei  Berechniuigen 
der  mittleren  Lebensdauer  eine  gröfs^e  Genauigkeit,  als 
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etwa  bis  auf  Monate  gesucht  werden  wollte ;  denn  es 
bleibt  stets  eine  bedeutende  Unsicherheit  in  der  Voraus- 
Setzung,  dafs  Zufälligkeiten  sich  im  Durchschnitte  aus 
einer  Reihe  Ton  einzelnen  Erfahrungen  vollständig  aus- 
gleichen, und  doch  beruht  auf  dieser  Voraussetzung  we- 
sentlich das  Ergebnifs  dieser  Rechniuigen. 

In  Folge  der  sechs  Zählungen,  zwisdien  welchen 
der  hier  betrachtete  Zeitraum  vom  Anfange  des  Jahres 
1820  bis  zum  Ende  des  Jahres  1834  liegt,  ergicbt  sich, 
für  beide  G^chlechter  besonders,  nämlidi 


die  Zahl  derjenigen  Ein- 
wohner des  Preufs.  Staats,  wel- 
che das  vierzehnte  Lebensjahr 
noch  nicht  vollendet  hatten, 
diurchsdinittlich  auf  .... 

Werden  diese  von  der  be- 
reits oben  angegebenen  Durch- 
schnittszahl sätnmtlicher  gleich- 
zeitig lebender  Einwohner,  wel- 

die  betrug 

abgezogen,  so  bleiben  übrig  für 
die  gleichzeitig  lebenden  lieber- 
vierzefaüfährigen 

Werden  femer  von  den  im 
Laufe  dieser  fünfzehn  Jahre 
nadi  der  Greburt  Grestorbenen 
abgezogen  die  daranter  begrif- 
fenen antervienselui|ährig  Ge- 
storbenen        4 

so  bleiben  f&r  die  übervierzehn- 

jalmg  Gestorbenen  noch  übrig 

Daraus  ergiebt  sidi  mittelst 


Männlich 


Weiblich 


2,233,855    2,20e^778 


6,148,168    6^226,097 


3,914,313    4,017,31* 


2,667,037    2,533^104 


1,351,659    1,192,451 
1,315,378    1,340,653 
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der  DiTision  mit  15  der  einjäh- 
rige Durchschnitt  dieser  Ver- 


MSoulicIi         WeibUcb 


storbenen  mit 87,692         89,377. 

Indem  die  Durchschnitts- 
zahl aller  gleichzeitig  lebenden 
Ueberrierzehnjährigen  mit  die- 
ser Durchschnittszahl  der  über- 
vierzehnjährigen  Gestorbenen 
dividirt  wird,  ergiebt  sich  die 
mittlere  Lebensdauer  vom  Ein- 
tritte in  das  fünfzehnte  Le- 
bensjahr ab  mit  Jahren  .  .  44,637  44,948 
oder 44J.233T.  44J.346T. 

Wird  die  gleiche  Rechnung  ohne  Beachtutig  dcfs  Un- 
terscbkdes  der  GeacUechter  gefuhrt,  sq  ergiebt  sich  für 
Diejenigen,  welche  das  vierzehnte  Lebensjahr  vollendet 
haben  und  eben  in  das  fünfzehnte  eintreten,  eine  mitt- 
lere Lebensdauer  von  44,794  Jahreb,  oder  44  Jahren '290 
Tagen,  das  ist  nicht  ganz  44  Jahren  10  Monaten.  Der 
Untersciiied  in  der  mittleren  Lebensdauer  beider  Ge- 
schlechter beträgt  hier  nur  113  Tage ,  alsQ  noch  wfeni- 
ger  als  bei  der  mittleren  Ldl>ensdaitei'  yOBS^  AtilaAge  des 
z!weiten  Lebei^gjahres  ab,  weil  noch  ßine  fernere.  Aus- 
gleichung durch  die  v^schiedene  Sterbliobk^t  beider 
Geschlechter  besonders  im  zweitea  ui^  dritten  Lebens- 
jahre erfolgt.  UebeJrhanpt  aber  ist  die  ZAl  derrjalw-e, 
welche  der  Mensch  beim.  Eintritte  ia  das  fttnizebnte  Jahr 
noch  zu  durchleben  hoffen  dat'f,  üat  wenig;  geringer,  als 
diejenige,:  worauf*  er  bereits  beim  Eintritte  in  das  zweite 
Lebensjahr  hoffen  durfte*  Die  dreizehn  Jfthee,  wlMlurch 
e^  iütltiHcheii  >^eil6r  im  Ldiieti  vorrüdUe,  hätten  seine 
Hoffnung  auf  Lebensdauer  um-  ^«a  .fio.viel  mindern  sol- 
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len;  aber  das  Glück,  womit  er  die  audi  noch  nadi  VoU- 
enduog  des  ersten  Liebensjahres  fortdauernden  ScbwS- 
eben  der  früberen  Kindbeit  und  die  gewöhnlichtai  Kin- 
derkrankbeiten  -überstand,  bat  dagegen  seine  Hoffiinngen 
auf  Lebensdauer  aucb  fast  um  eben  so  viel  rermehrt. 
Hiernaeb  darf  also,  wer  das  Tierzdmte  Lebensfabr  TcAen- 
det  bat,  dnrcbsrbnittlicb  Ifoffen,  überhaupt  ein  Lebens- 
alter von  beinabe  59  Jabren,  namlidi  14  Jahrai  und 
44  Jabren  10  Monaten  zusammengenommen,  zu  errei- 
eben.  Die  Wirkung^  aller  sittlicfaen  und  phjstsdieii 
U^bel,  welcbe  bei  dem  jetzigm  Zustande  der  gdMldeten 
Völker  nocb  auf  de^  groCsea  Masse  derseifcca  laste«!, 
verkürzen  bien»di  das  meoschfidbe  LeiwD  Jmdbsckaitt- 
lieb  etwa  um  16  Mbre,  wem  75  Jabre,  wie  wrifter  aheg 
geechab,  tar  das  naturlidie  Ldbensikl 
deod.  Die  Venninderug  dieses  V^lustes  an 
bangt  ab  vm  den  Fortscfaritt»  jn  SiuKcfakeit  and  Wohl- 
stand nicbt  bl^  der  vomigsweise  sogettHnten  g^lde* 
ten  Stände,  sondern  vomeliinficb  der  gratsea  tlbme  des 
Volkes,  auf  deren  Gedeiben  wesentttdi  die  Madil  der 
Staaten  und  das  Btefl  des  MenscÜcfigesebledits  beruht 

In  dem  hier  betbMifateten  faiifedinf>hrigen  Zeitratme 
starbc^i  nach  VoUendnng  des  sechszigsi^i  Lchctojahres 

MSDnUdi  Wciblidi 

In  jedem  Inerauf  folgenden  Le- 
bensalter überhaupt  ....       575,677       601,6^* 
ialso   in  einem  Jahre  dorcb^ 

sebnitdidi 38,978         40,M6 

Im  Durchschnitte  der  sechs 
Z9hl«igen,  zwisrten  weiche 
dieser  f ui^tebnjahrige  Zeitramn 
tük,  wurden  g^mden  Ueber- 
seebssagjdmge .  380,555      ^2,959. 
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Manolidi         Weiblich 

Werden  diese  Zahlen  für 
^  die  gleichzeitig  übersechszig- 
}äbrig  Lebenden  mit  der  ein- 
jährigen Durchschnittszahl  der 
übersechszigjährig  Verstorbe- 
>nen  dividirt,  so  ergeben  sich 
für  die  mittlere  Lebensdaaer 
nach  eben  ToIIendetem  sechs- 

zigsten  Lebensjahre  npch  Jahre  9,9m  9,797 

oder 9J.334T.   9J.291T., 

so  AsS&  «tennach  auch  hier  die  mittlere  Lebensdauer  für 
beide  Gesdhlechter  nur  wänig,  nämlich  nur  um  43  Tage, 
Tterschieden  ist,  und  z\var  erscheint  die  Lebensdauer  des 
männlichen  Geschlechts  hier  etwas  gröfser,  als  die  de$ 
weibUcben,  ivtiirend  in  den  vorstehend  beredmeten  Ai- 
teirsablhieiliingen:  das  umgekehrte  YerhtiltniCs  bestand. 
Der  Unterschied  ist  jedoch  ^q  gering,  daiJs  er  wohl  nur 
als  zufilSig.  anzusehen  ist;:  indessen. bestätigt  «ich  doch 
)(MlenfaUs  die  Meinung  nicht,  däfs  die  Frauen  öfter  als 
die  Mänlier  ein  hohes  Ldieosalter  erreichen.  Diese  Mai^ 
nung.  scheint  hauptsächlich  auf  Erfahrungen  zu  beruhen, 
welche  deoi  Kreisle  der  höheren  Stände  enln^nunen  wur« 
den,  wo;*in  4er. Ehrgeiz  bis  in  das  späteste  Lebensalter 
an  dem  Leben  der  Männer  nagt,  und  das  bittlere  Ge- 
fQhl  verfehlter  Zwecke,  vereitelter  Lebenspläne  und  er- 
littener Zurücksetzungen  den  Frieden  des  höheren  Al- 
ters unbefangen. zu  geniefsen  nicht  gestattet.  Dergröfste 
Theil  der  Frauen  in  den  höheren  Ständen .  ist  solchen 
verzehrenden  Leidenschaffj^n  viel  weniger  zugänglich ;  vsie 
leben  im  späten  Wittwenstande  melufentheits  in  anstän- 
diger Zurückgezogenheit,  behandelt  mit  der  Achtung  and 
Sdsomuig,  weldife  der  edleren  Sitte  ihres  Slalides  ,ange- 

mes- 
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messen  ist.  Ganz  anders  verhält  es  sich  in  den  unteren 
Ständen.  Hier  finden  oft  hochbejahrte  Männer  ungeach- 
tet des  Schi^indens  ihrer  Leibeskräfte  noch  einen  hin- 
reichenden Unterhalt  durch  Anstellungen,  wobei  es  haupt- 
sächlich auf  Zuverlässigkeit  und  Erfahrung  ankommt,  und 
nicht  selten  werden  sie  dieser  Eigenschaften  wegen  selbst 
jüngeren  Männern  vorgezogen.  Alte  Frauen  sind  dage- 
gen in  den  unteren  Volksklassen  öfter  ein  Gegenstand 
rohen  Gespöttes,  und  verkümmern  unter  der  Last  unge- 
nügend lohnender  Arbeiten.  Würde  die  vorstehende  Be- 
rechnung ohne  Beachtung  des  Unterschiedes  beider  Ge- 
schlechter geführt,  so  fände  man  für  die  mittlere  Lebens- 
dauer nach  Vollendung  des  seehszigsten  Jahres  9  Jahre 
312  Tage  oder  beinahe  9  Jahre  10^  Monat,  das  ist:  Wer 
das  sechszigste  Jahr  zurückgelegt  hat,  darf  durchschnitt- 
lich hoffen,  das  siebzigte  noch  beinahe  zu  erreidien. 

Es  zeigt  sich  allerdings  nicht  nur  in  Rücksicht  auf 
Leibrentengeschäfte,  Wittwenkassen  und  andere  Versor- 
gungsanstalten,  sondern  auch  auf  Staats wirthschaftliche 
und  wissenschaftliche  Zwecke  sehr  klar  das  Bedürfhifs, 
ähnliche  Berechnungen,  wenn  auch  nicht  für  jedes  ein- 
zelne Lebensjahr,  so  doch  für  näher  an  einander  liegende 
Alterstufen,  als  die  vorstehenden  anzustellen.  Allein  die 
statistischen  Tabellen  der  grüfseren  europäischen  Staa- 
ten enthalten  bis  jetzt  nicht  hinreichendes  Material  dazu. 
Es  fehlt  vornehmlich  an  Zählungen  der  Einwohner  nach 
mehrfachen  Abstufungen  des  Lebensalters.  In  den  Jah- 
ren der  Kindheit  wird  das  Lebensalter  meist  richtig  an- 
gegeben; auch  belehrt  der  Augenschein  so  weit  dar- 
über, dafs  unrichtige  Angaben  nur  innerhalb  enger  Gren- 
zen unbemerkt  bleiben  können.  Hier  hat  daher  bis  jetzt 
nur  die  Rücksicht  auf  möglichste  Vereinfachung  des  Ta- 
bellenwesens von  dem  Erfordern  genauerer  Altersanga- 
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ben  abgehalteD.  Indefs  werden  seit  dem  Jahre  1837  die 
Kinder  unter  fünf  Jahren ,  diejenig^en,  welche  im  sechs- 
ten und  siebenten  Lebensjahre  stehen,  und  die,  welche 
nach  überschrittenem  siebenten  Jahre  das  vierzehnte  hoch 
üidit  vollendet  haben,  abgesondert  gezählt.  Für  das  Le- 
bensalter,  worin  der  förmliche  Schulunterricht  beginnen 
soll,  wurde  der  Eintritt  früher  in  das  achte,  jetzt  ge- 
wöhnlicher schon  in  das  sechste  Lebensjahr  als  Regel 
angenommen.  Die  vorstehend  bezeichneten  Altersklas- 
sen haben  mit  Bezug  hierauf  den  Zweck,  die  Zahl  der 
schulfähigen  Kinder  zu  finden.  Nadi  dem  Ekide  der  Kind- 
heit werden  unbescheinigte  Angaben  des  Lebensalters  in 
dem  Maafse  unsicherer,  je  weiter  dasselbe  fortschreitet 
Eitelkeit  und  die  Hoffoung,  leichter  ein  Unterkommen 
in  Privatdiensten  oder  durch  Heirathen  zu  finden,  er- 
zeugen sehr  oft  den  AYunsch  für  jünger  zu  gelten,  und 
das  äufsere  Ansehen  erleichtert  solche  Täuschungen  öf- 
ter, als  es  sie  erschwert.  Bejahrte  Menschen  aus  den 
niederen  Ständen  suchen  umgekehrt  Theilnahme  dadurch 
aufzuregen,  dafs  sie  ihr  Lebensalter  höher  angeben,  als 
es  wirklich  ist.  Das  Vorlegen  bescheinigter  Altersanga- 
ben bei  jeder  Einwohnerzählung  allgemein  zu  fordern, 
würde  zur  Zeit  noch  auf  unbesiegbare  Schwierigkeiten 
fuhren,  obwohl  Einwohnerverzeichnisse  nach  Lebensalter, 
Religion,  Stand  und  Gewerbe  sehr  wesentliche  Hülfsmit- 
tel  für  polizeiliche  Zwecke  sind,  und  deshalb  bei  jeder 
Ortsgiemeinde  geführt  werden  sollten.  Wäre  mit  Sicher- 
heit anzunehmen,  dafs  Ortsbehörden  bei  Vollziehung  der 
dreijährigen  Zählungen  jedesmal  die  früheren  Aufnahmen 
sorgßiltig  mit  den  gegenwärtigen  verglichen,  so  wür- 
den absichtlich  unrichtige  Angaben  des  Lebensalters  meh- 
rentheils  entdeckt,  und  wegen  der  hieraus  folgenden  Be- 
schämung vermieden   oder  wenigstens  sehr  beschränkt 
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werden.  Allein  auch  unter  dieser  Voraussetzung  ist  eine 
beträchtliche  Vervielfältigung  der  in  den  Tabellen  an- 
zugebenden Alterstufen  zu  vermeiden,  weil  die  Zählun- 
gen um  so  lästiger  für  die  Ortsbehörden,  und  daher  sehr 
leicht  auch  um  so  vernachlässigter  werden,  Je  weitläuf- 
tiger  das  Formular  dazu  gestaltet  ist.  In  Folge  dieser 
Betrachtungen  ist  seit  der  Zählung  am  Ende  des  Jahres 
1837  für  den  Zeitraum  von  Ende  der  Kindheit  bis  zum 
Anfang  des  Alters  nur  noch  eine  Zwischenstufe,  nämlich 
das  45ste  Lebensjahr  für  beide  Geschlechter  in  die  For- 
mulare der  Zählungslisten  aufgenommen  worden.  Wie- 
fern noch  aufserdem  Zählungen  in  Bezug  auf  Steuer- 
oder Militairverhältnisse  für  besondere  Altersklassen  an- 
geordnet sind,  gehört  nicht  hierher,  weil  davon  kein  Ge- 
brauch für  Berechnungen  des  mittleren  Lebensalters  ge- 
macht werden  kann.  Der  nur  dreijährige  Zeitraum,  wel- 
cher zwischen  den  beiden  Zählungen  zu  Ende  der  Jahre 
1837  und  1840  liegt,  igt  allerdings  zu  kurz,  um  hinrei- 
chend zuverlässige  Durchschnittsberedmungen  darauf  zu 
gründen;  indessen  sind  dieselben  als  Näherungen  doch 
nicht  ganz  unbrauchbar.  Auch  erscheint  es  statthaft,  zu 
den  Durchschnittsberechnungen  für  die  Gestorbenen  noch 
ein  Jahr  unmittelbar  vor  der  ersten,  und  ein  Jahr  un- 
mittelbar nach  der  zweiten  Zählung  zu  Hülfe  zu  neh- 
men, so  dafs  überhaupt  der  einjährige  Durchschnitt  aus 
fünfjährigen  Sterbelisien  gezogen  wird.  Für  den  ge- 
sammten  Preufsischen  Staat  ergiebt  das  arithmetische  Mit- 
tel aus  den  beiden  Einwohnerzählungen  zu  Ende  der 
Jahre  1837  und  1840  nachstehende  Zahlen: 
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IMlännlich 


Weiblich 


Kinder  yon  der  GebuVt 
bis  zur  VoIIenduiig  des  5ten 
Lebensjahres 

Ferner  im  6ten  und  7ten 
Lebensjahre  stehend  .... 

Dann  vom  Anfange  des  8ten 
bis  zur  Vollendung  des  14ten 
Lebensjahres 

Personen  vom  Eintritte 
in  das  15te  bis  zur  Vollendung 
des  45sten  Jahres      .... 

Femer  vom  Eintritte  in  das 
46ste  bis  zur  Vollendung  des 
60sten  Jahres 

Uebersechszigjährige      .     . 

Also  von  allen  Lebensaltern 
zusammengenommen  .     .     .     « 

In  den  fünf  Kalenderjahren 
1837  bis  mit  1841  wurden  nach 
Abzug  der  Todtgebornen,  also 
lebend  geboren 

Dagegen  starben  in  demsel- 
ben Zeiträume  nach  der  Ge- 
burt, jedoch  vor  Vollendung 
des  ersten  Lebensjahres      .     . 

Zwei  Drittheile  dieser 
Anzahl  yon  €^torfoenen  be- 
tragen      .: ^ 


1,090,780     1,075,715 


367,860       366,195 


1,081,853     1,051,474 


3,477,300    3,441,760 


799,108   887,012 
427,001   447,255 

7,243,902  7,269,411. 


1,417,394  1,351,709 


280,598       228,625 


187,065       152,417 


Nach  dem  weiter  oben'  ge- 
rechtfertigten Verfahren  wird 
die  Zahl  der  gleichzeitig  im  er- 
sten    Lebensjahre     stehenden 
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Mannlicb  Weiblich 


Kinder  gefunden,  wenn  zwei 
Drittheile  der  in  demselben 
Gestorbenen  von  den  lebend 

Gebornen  abgezogen  werden  ,  1,230,329  1,199,202 
und  der  Rest  durch  die  Zahl 
der  zur  Berechnung  gezogenen 
Kalenderjahre,  hier  also  mit 
fünf,  dividirt  wird.  So  er- 
giebt  sich  die  Durchschnitts- 
zahl der  gleichzeitig  Lebenden 
Untereinjährigen  mit      .     .     .       246,066       239,858 

Diese  Zahl  abgezogen  von 
der  Durchschnittszahl  sämmtli- 
cher   Lebender,    welche    nach 

vorstehender  Angabe  betrug  .     7,243,902     7,269,411 
läfst  übrig  die  Durchschnitts- 
zahl der  gleichzeitig  lebenden 
Uebereinjährigen   ....         6,997,836     7,029,553. 

In    den    hier   b^rachteten 

fünfKalenderjahren  starben  zu-        

sammengenommen : 

nach  der  Geburt,  jedoch  vor 
Vollendung  des  5ten  Lebensj.       463,146       405,768 

im  6ten  und  7ten  Lebens- 
jahre             26,113         25,507 

nach  dem  Eintritte  in  das 
8te,  aber  vor  Vollendung  des 
14ten  Lebensjahres    ,     •     .     .         40,410         42,070 

vom  Eintritte  in  das  15te, 
aber  vor  Vollendung  des  45- 

sten  Lebensjahres       ....        175,645       173,'613 

Latus     .  705,314       646,958 
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Männlicli  Weiblich 

Transport    .     .       705^14       646^58 

vom  Eintritte  in  das  46ste, 
aber  vor  Vollendung  des  GOsten 
Lebe08|ahres 109,918       106,775 

übersechszigjährig     .     .  202,622       215,040 

Summe  aller  nach  der  Ge- 
burt Gestorbenen 1,017,854       968,773. 

Die  vorstehenden  Zahlen  der  Gestorbenen  sind  noch 
durch  fünf  zu  dividiren,  um  die  einjährigen  Durch- 
schnittszahlen zu  erhalten.  Wird  nun  mit  diesen  und 
mit  der  vorstehend  angegebenen  Durchschnittszahl  der 
in  jeder  Altersklasse  gleichzeitig  Lebenden  die  Rechnung 
eben  so,  wie  weiter  oben  für  den  fünfzehnjährigen  Zeit- 
raum 1820  bis  mit  1834  geführt,  so  ergiebt  sich  die 
mittlere  Lebensdauer  für  die  nachstehend  benannten  Al- 
tersklassen folgendermafsen  : 

ManDÜch  W^'cibHrli 

Von    der    Geburt    ab 

Jahre 35,584  37,519 

oder 35J.  213T.  37J.  189T. 

Vom  Anf.  des  zwei- 
ten Lebensjahres  ab   •     •  47,46o  47,48? 
oder. 47J.  168T.  47J.  178T. 

Vom  Eintritte  in  das 

sechste  Lebensjahr  ab  .  55,463  55,oo6 

oder 55J.  169T.  55J.  2T. 

Vom  Eintritte  in  das 

achte  Lebensjahr  ab  .     .  54,723  54,909 

oder. .  54J.  264T.  54J.  76T. 

Vom  Eintritte   in   das 

fünfzehnte  Lebensj.  ab  48,i7a  48,aot 

oder.    .......  48J.  63T.  48J.  73T. 
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Vom  Eintritte   in   das 

46ste  Lebensjahr  ab    .     .  19,6i5  20,7sa 

oder 19J.  224T.  20J.  266T. 

Vom  Eintritte  in  das 

61ste  Lebensjahr  ab    .     .  10,33?  10,399 

oder lOJ.  196T.  lOJ.  146T. 

Soweit  die  vorstehend  berechneten  Zahlen  mit  den  äh»« 
lieh  gefiifarten  Berechnung^en  für  den  fonfzehnjähri^ea 
Zeitraum  von  1820  bis  mit  1834  zu  vergleidien  sind, 
erscheint  durchgän^g  die  gefundene  Lebensdauer  grö« 
fser,  und  besonders  ist  der  Unterschied  für  den  Zeit- 
raum vom  15ten  Lebensjahre  an  sehr  bedeutend.  Auch 
ist  der  Untersclued  gröfser  bei  dem  mttnnlidien,  als  bei 
dem  weiblichen  Geschlechte.  Eine  Veranlassung  hierzu 
liegt  gewifs  darin,  dafs  die  Zählungen  fortschreitend  voll* 
ständiger  werden,  und  dafs  besonders  am  Ende  des  Jah- 
res 1840  viele  Personen  in  die  Listen  aufgenommen  wur* 
den,  weldie  früher  theils  übersehen  worden  waren,  theik 
ihr  Dasein  der  polizeilichen  Kenntnifsnahme  absichtlich 
entzogen  hatten.  Diese  wohl  durdigängig  noch  nidit 
ansässigen  Personen  gehören  hauptsächlich  dem  mittle- 
ren Lebensalter  an,  und  auch  wohl  öfter  dan  männli* 
chen  Geschlechte  als  dem  weiblichen.  Noch  wesendi- 
eher  wirkt  aber  wahrscheinlidi  der  in  den  gegenwär- 
tigen Friedensjahren  jährlich  zunehmende  UeberschuCä 
der  Einwanderungen,  welcher  die  im  kräftigsten  Lebens- 
alter stehenden  Einwohner  fortwährend  beträchtlich  ver- 
mehrt, ohne  die  Zahl  der  Gestorbenen  vorerst  erheblich 
zu  erhöhen.  Etwas  mag  endlidi  zu  dem  bemerkten  Un^ 
terschiede  beitragen,  dafs  der  vorerwähnte  fünfzehnjäh- 
rige Zeitraum  aufiser  dem  Cholerajahre  1831  noch  we^ 
nigsteus  vier,  der  menschlichen  Gesundhdt  besonders  in 


Jt20 

den  östiiehen  Provinzen  sehr  ungünstige  Jahre  hatte, 
wogegen  in  den  fünQährigen  Zeitraum  nur  die  im  Jahre 
1837  auf  kurze  Zeit  wiederkehrende  asiatische  Cholera 
fällt.  Sowohl  diese  Seuche  selbst,  als  auch  das  Faul- 
fieber der  vorhergegangenen  ungünstigen  Jahre  wurde 
hauptsächlich  den  Menschen  im  mittleren  Lebensalter  ver- 
derblich. Allerdings  lassen  sich  hier  nur  Andeutungen 
und  Vermudiung^i  statt  in  Zahlen  bestimmbarer  Anga- 
ben aufstellen;  indessen  zeigen  solche  Betrachtungen 
dod),  wie  wenig  das  ErgebniCs  solcher  Redinungen  für 
ein  feststehendes  Maafs  der  Sterblichkeit  anzusehen  ist. 

Sterbelisten  mit  Angabe  des  Alters,  weldhes  die  Ge- 
storbenen erreichten,  wurden  bereits  seit  Jahrhunderten 
bei  den  christlichen  Kirchen  der  gebildeten  Völker  ge- 
führt, und  Auszüge  daraus  sind  besonders  in  den  gro- 
fsen  Städten  schon  seit  einer  langen  Reihe  von  Jahren 
jährlich  öffentlich  bekannt  gemacht  worden.  Von  den 
kleinen  Städten  und  noch  mehr  von  den  Dorfgemeinden 
ist  weniger  in  dieser  Beziehung  öffentlich  bekannt  wor- 
den, und  erst  in  sehr  neuen  Zeiten  erscheinen  amtliche 
Angaben  von  der  Zahl  der  jährlich  Verstorbenen  nach 
Altersklassen  geordnet  für  die  Gesammtheit  der  Bevöl- 
kerung ^ofser  LandestheUe  und  selbst  ansehnlicher  Staa- 
ten. Auch  bei  diesen  bleibt  es  oft  zweifelhaft,  ob  ne- 
ben den  zur  herrschenden  Kirche  gehörigen,  auch  die 
Kirchenbücher  anderer  Glaubensgenossen  vollständig  be- 
nutzt worden  sind,  und  ob  die  Nachrichten  aus  einzel- 
nen Kirchspielen  nidit  durch  Saumseligkeit,  Krankheit 
oder  Todesfälle  der  Pfänder  verspätet  und  bei  der  Auf- 
stellung der  summarischen  Uebersicht  für  den  ganzen 
Staat  ausgelassen  sind.  Polizeiliche  Zählungen  sämmt- 
lieber  Einwohner  wurden  dagegen  früher  nur  höchst 
selten,  und  nur  in  Folge  ganz  besonderer  Veranlassun- 
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gen  veranstaltet.  Häufig  lag  in  diesen  Yeranlassangeii 
selbst  ein  Beweggrund,  dieselben  unvollständig  zu  volt» 
ziehen,  bebpielsweise  Mrenii  Abgaben  oder  Naturallei- 
stungen nach  der  Einwohnerzahl  vertheilt  werden  soll- 
ten>  und  demnach  für  die  Vorstände  der  Ortsgemeinden 
eine  Versuchung  bestand,  die  Zahl  der  Einwohner  ge- 
ringer anzugeben,  als  sie  wirklich  war.  Häu^  blieben 
auch  die  Zählungen  unvollständig,  weil  Anstalten,  wels- 
che nicht  unter  Aufsicht  der  örtlichen  Polizeibehörden 
standen,  dabei  übergangen  wurden.  Gewöhnlich  war 
auch  das  im  Dienst  stehende  Militair  darin  nicht  mü 
einbegriffen.  Ueberdies  ward  aus  dem  Ergebnisse  die- 
ser Zählimgen  mehrentfaeils  ein  Staatsgeheimnifis  gemacht, 
eben  weil  nicht  bekannt  werden  sollte,  was  das  Land 
an  Mannschaft  oder  Geld  aufzubringen  vermöge.  Pe- 
riodisch wiederkehrende  Zählungen  der  Einwohner  mit 
hinlänglicher  Sorgfalt  für  ihre  Richtigkeit  gehören  gröCB- 
tentheils  erst  dem  neunzehnten  Jahrhundert  an;  wenig- 
stens ward  es  erst  in  diesem  gewöhnlich,  ihr  ErgebniCs 
zu  veröffentlichen.  Aber  selbst  diese  Zählungen  erge- 
ben mehrentheils  nur  die  G^sammtzahl  aller  Einwohner, 
oder  unterscheiden  doch  nur  sehr  wenig  Altersklassen, 
mehrentheils  nur  Kinder  und  sehr  bejahrte  Leute.  Für 
die  politische  Rechenkunst,  so  weit  sie  die  mittlere  Dai^r 
des  menschlichen  Lebens  für  die  verschiedenen  Alters- 
stufen zu  finden  trachtet,  mufste  man  sich  daher  mit  den 
Verzeichnissen  der  Gestorbenen  ohne  Vergleichung  der- 
selben mit  wirklichen  Volkszählungen  zu  behelfen  su^ 
chen.  Unter  der  Voraussetzung,  dafs  die  Bevölkerung 
sich  wesentlich  in  einem  Beharrungszustande  befinde, 
das  ist:  dafs  durchschnittlich  in  längeren  Zeiträumen  un- 
gefähr eben  so  viel  geboren  werden,  als  sterben,  und 
dafs  auch  die  Zufälligkeiten,   welche  nur  einzelnen  AI- 
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lersklasseu  zuweilen  besonders  verderblich  werden,  sich 
in  solchen  Durchschnitten  geg;en  einander  ausbleichen, 
beut  sich  für  solche  Berechnungen  folgendes  Verfah- 
ren dar. 

Offenbar  kommt  es  bei  solchen  Berechnungen  auf 
die  Zahl  Derjenigen  gar  nidit  an,  welche  länger  als  hun- 
dert Jahre  leben;  es  ist  daher  ohne  erheblidie  Fehler 
anzunehmen,  dafs  von  den  im  Jahre  1742  Gebomen, 
jetzt  wo  dieses  geschrieben  wird,  das  ist:  im  Jahre  1842, 
Keiner  mehr  vorhanden  ist.  Gleichzeitig  werden  von 
den  im  Jahre  1743  Gebomen  Diejenigen  noch  übrig 
sein,  welche  das  99ste  Lebensjahr  vollendet  haben,  und 
eben  im  lOOsten  stehen.  Ferner  werden  von  Denjeni- 
gen, welche  im  Jahre  1744  geboren  wurden,  noch  übrig 
sein  Diejenigen,  welche  das  98ste  Jahr  vollendet  haben 
und  im  99sten  stehen.  So  geht  das  nach  der  Reihe 
Jahr  für  Jahr  fort,  bis  endlich  von  Denen,  welche  im 
Jahre  1841  geboren  sind,  noch  alle  Diejenigen  leben, 
die  nicht  bereits  im  Laufe  ihres  ersten  Lebensjahres  star- 
ben. Das  ganze  Volk  ist  nun  zusammengesetzt  aus  den 
im  Jahre  1842  von  allen  während  dieses  hundertjähri- 
gen Zeitraums  Gehörnen  und  jetzt  noch  übrig  Gebliebe- 
nen, im  ersten,  zweiten,  dritten  u.  s.  f.  bis  986ten,  99sten 
wbA  lOOsten  Lebensjahre  Stehenden.  Befände  sich  die 
Bevölkerung  im  Beharrungszustande,  so  würden  in  den 
hier  betrachteten  100  Jahren  eben  so  Viele  gestorben 
als  geboren  sein,  und  die  einjährige  Durchschnittszahl 
der  Gestorbenen  wäre  demnach  auch  die  einjährige  Durch- 
schnittszahl der  Gehörnen.  Bei  vorausgesetztem  Behar- 
rungszustande wäre  man  beredbtigt,  statt  der  in  den  ein- 
zelnen Jahren  vorkommenden  Zahl  der  Gehörnen  und 
Gestorbenen,  durchgängig  diese  Durchschnittszahl  anzu- 
wenden.   Ebenso  würde  man  statt  der  in  jedem  einzel- 
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nen  Jahre  iin  ersten,  zweiten,  dritten  u.  s.  w.  bis  SSsten, 
996ten  und  lOOsten  Lebensjahre  wirklich  Gestorbenen 
die  Durchsdinittszahlen  aller  Derjenigen  anwende»  kön* 
nen,  welche  während  des  hier  betrachteten  100)ährigen 
Zeitraums  in  den  ebengenannten  Lebensaltem  starben» 
Zieht  man  nun  von  der  Durchschnittszahl  aller  Gestar^ 
benen  die  Durchschnit^zahl  aller  im  Laufe  des  ersten 
Leben^ahres  Verstorbenen  ab,  so  bleibt  übrig,  was  nadb 
Verlauf  eines  Jahres  von  den  darin  Gebomen  noch  am 
Leben  ist.  Wird  von  diesem  Reste  die  Durchschnitts^ 
zahl  der  im  zweiten  Lebensjahre  Gestorbenen  abgezo« 
gen,  so  bleiben  Diejenigen  übrig,  welche  von  der  Durch« 
schnittszahl  der  Gehörnen  das  zweite  Lebensjahr  über« 
sdiritten  haben.  Indem  auf  gleiche  Weise  für  sämmt- 
liche  hier  betrachtete  100  Jahre  verfahren  wird,  erhäh 
man  die  DurchschnUtszahlen  Derjenigen,  welche  von  dem 
Erzeugnisse  eines  jeden  dieser  Jahre  am  Ende  dieses 
Zeitraums  noch  lebend  vorhanden  sind,  also  in  dem  hier 
gegebenen  Beispiele:  wie  Viele  im  Jahre  1842  von  den 
im  Jahre  1743,  1744,  1745  u.  s.  w.  fort  bis  1841  Ge- 
bornen,  und  zwar  von  jedem  einzelnen  dieser  hundert 
Jahrgänge  insbesondere,  unter  der  Voraussetzung  übrig 
sein  würden,  dafs  die  angewandten  Durchschnittszahlen 
alle  zufälligen  Unterschiede  günstiger  und  ungünstiger 
Jahre  vollständig  ausgleidhen.  So  wird  das  Material  ge- 
schaffen, dessen  man  sich  bei  Berechnung  der  mittleren 
Lebensdauer  allgemein  bedient;  jedoch  werden  dazu  ge- 
wöhnlich nur  Durchschnitte  aus  kürzeren,  höchstens  drei« 
fsigjäbrigen  Zeiträumen  gebraucht,  theils  weil  es  über- 
haupt schwer  ist,  hinreichend  zuverlässige,  nach  dem  Le« 
bensalter  geordnete  Nachrichten  von  der  Anzahl  der  in 
einem  bestimmten  Bezirke  Gestorbenen  für  längere  Jah« 
resreihen  ununterbrochen  zu  bekommen,  theils  weil  dodi 
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audi  gefühlt  wurde,  dafs  die  Voraussetzung  eines  Behar^ 
mngszustandes  der  Bevölkerung  in  dem  Maafse  unzu- 
llbssiger  wird,  worin  die  Zeiträume  länger  werden,  wo^ 
für  dieselbe  gelten  soll.  Das  Alter,  welches  die  Gestor- 
benen erreichten,  wird,  besonders  in  Tabellen,  welche 
grofse  Länder  umfassen,  auch  nicht  für  jedes  einzelne 
Lebensjahr  insbesondere,  sondern  gemeinhin  nach  Ab- 
stufungen angegeben,  welche  mehr  als  ein  Jahr  um- 
fassen, beispielsweise  von  fünf  zu  fünf  Jahren.  Hier 
mufs  nun  durch  Interpoliren  geholfen  werden,  indem 
man  nach  Wahrscheinlichk^t  die  für  mehrere  Jahre  ge- 
gebene Summe  auf  jedes  einzelne  Jahr  vertheilt.  I>as 
führt  auf  Versuche,  Formeln  für  die  Gestalt  der  Reihe 
zu  finden,  worin  die  Sterblidikeit  von  jedem  Jahre  zu 
dem  nächstfolgenden  durch  alle  Lebensalter  hindurch 
fällt  und  steigt.  Das  besonders  im  frühesten  und  im 
spätesten  Lebensalter  anscheinend  ziemlich  regelmäfsige 
Fallen  und  Steigen  der  Sterblichkeit  verleitet  leicht,  von 
solchen  Versuchen  einen  günstigen  Erfolg  zu  hoffen. 
Aber  ungeachtet  alles  Aufwandes  von  Kenntnifs  und 
Fleifs  wurden  bis  jetzt  doch  nur  Bruchstücke  gefunden, 
die  nicht  für  ein  ganzes  Menschenleben  in  Zusammen-« 
hang  zu  bringen  sind,  und  audi  in  der  Anwendung  auf 
ein  anderen  Zeiträumen  und  anderen  Ländern  zubehöri- 
ges Material  sich  als  unstatthaft  erweisen,  folglich  jeden- 
falls kein  allgemeines  Sterblichkeitsgesetz  auch  nicht  einst 
für  das  g-egenwärtige  Zeitalter  und  für  den  Bildungszu- 
stand des  christliehen  Europa's  darstellen. 

Im  Allgemeinen  gestattet  sdion  das  Material,  wel- 
dies  den  Durchschnitten,  sowohl  für  längere  als  für  kür- 
zere Zeiträume,  zum  Grunde  liegt,  durchaus  nidit  eine 
Behandlung,  welche  den  Beharrungszustand  voraussetzt. 
Die  Menschen,  welche  jetzt  im  Jahre  1842  übersiebzig- 
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jährig  sind,  wurden  sämmtlicb  vor  dem  Jahre  1772  ge* 
boren,  das  ist:  in  einer  Zeit,  wo  die  Länder,  woraus 
jetzt  der  Preufs.  Staat  besteht,  wahrscheinlich  noch  bei 
weitem  nicht  zwei  Drittheile  ihrer  jetzigen  Bevölke- 
rung hatten.  Wären  damals  im  Durchschnitte  jährlich 
eben  so  viel  Menschen  geboren  worden,  als  jetzt,  so 
würden  bei  übrigens  durchaus  gleichen  Verhältnissen 
jetzt  wenigstens  um  die  Hälfte  mehr  Uebersiebzigjährige 
vorhanden  sein,  als  wirklich  gegenwärtig  unter  uns  le- 
ben. Das  Volk,  wie  dasselbe  jetzt  aus  einzelnen  Al- 
tersklassen zusammengesetzt  ist,  enthält  sehr  viel  weni« 
ger  alte  Leute,  als  es  bei  vorausgesetztem  Beharrungen 
zustande  unter  übrigens  durdiaus  gleichen  Umständen 
enthalten  würde.  Ueberdies  haben  Begebenheiten,  wel* 
che  keinesweges  als  periodisch  wiederkehrend  anzusdien 
sind,  einen  mächtigen  Einflufs  auf  die  Zahl,  weldie  von 
den  in  gewissen  Zeiträumen  Gehörnen  im  mittleren  Le- 
bensalter  noch  übrig  bleibt,  und  die  Spuren  dieses  Ein^ 
Süsses  verschwinden  nur  erst  ganz  mit  dem  Aussterben 
derjenigen  Jahrgänge  von  Gehörnen,  welche  sie  betra^ 
fen.  So  haben  beispielsweise  in  den  Jahren  1813,  1814 
und  1815  die  Feldzüge  vor  dem  Feinde  und  wohl  noch 
mehr  in  den  Lazarethen  eine  grofse  Anzahl  junger  Män^ 
ner  zwischen  dem  17ten  bis  25sten  Lebensjahre  hingen 
rafft,  das  ist:  Diejenigen,  welche  während  der  zehn  Jahre 
1788  bis  1799  geboren  waren,  bei  weitem  stärker  ver- 
mindert, als  es  nach  einem  allgemeinen  Naturgesetze  ge-* 
srdiehen  wäre.  Hieraus  folgi,  dafis  jetzt  noch  im  Jahre 
1842  unter  den  im  Preufsischen  Staate  Lebenden  weni- 
ger Männer,  welche  zwischen  dem  44sten  und  54stea 
Lebensjahre  stehen,  vorhanden  sein  können,  als  nach 
allgemeinen  Naturgesetzen  sich  darunter  befind^i  wür- 
den, wenn  dieser  mit  grofsem  Aufwände  von  Mensehenr; 
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leben  geführte  Krieg  aicht  in  solcher  Allgemeinheit  die 
mir  eben  waffenfähig  gewordenen  Jünglinge  in  den 
Kaoipf  geführt  hätte.  Eine  der  Ursachen  der  seit  etwa 
40  Jahren  offenbar  verminderten  Sterblichkeit  im  kind- 
lidien  Lebensalter  liegt  unverkennbar  auch  in  der  Ein- 
führung der  Schutzpocken.  In  Folge  derselben  werden 
die  jetzt  im  Jahre  1842  in  einem  Lebensalter  von  35 
bis  40  Jahren  Stehenden,  das  ist:  zwischen  1802  und 
1807  Gehörnen,  die  Zahl  der  im  55sten  bis  60sten  Le- 
bensjahre Stehenden,  das  ist:  zwischen  1782  und  1787 
Gehörnen,  in  einem  höheren  Maafse  übertreffen,  als  es 
nach  allgemeinen  Naturgesetzen  und  bei  ungestörtem 
Gange  der  Sterblichkdt  geschehen  sein  würde.  Jenen 
sind  nämlich  gewifs  dem  bei  weitem  gröfsten  Theile 
nach  die  Schutzpocken  eingeimpft  worden;  diese  hatten 
dagegen,  als  dieselben  eingeführt  wurden^  schon  sämmt- 
lieh  die  Jahre  der  Kindheit  zurückgelegt,  und  ihre  Rei- 
hen waren  bereits  durch  die  natürlichen  Pocken  gelich- 
tet. Soweit  Umwandlungen  der  von  den  Regierungen 
befolgten  Yerwaltung^syst-eme  die  Lebensverhältnisse  zahl- 
reicher Klassen  der  Einwohner  wesentlich  verändern,  wer- 
den dieselben  audi  in  Bezug  auf  die  Sterblichkeit  nidit 
wirkungslos  bleiben,  obwohl  es  unmöglich  ist,  ihren  Ein- 
flufs  in  bestimmten  Zahlen  nachzuweisen.  So  darf  zwar 
nidit  verkannt,  kann  aber  doch  nicht  bestimmt  angege- 
ben werden,  was  die  Aufhebung  der  Erbunterthänigkeit, 
das  Ablösen  der  Frohndienste,  die  grofse  Veränderung 
in  der  Behandlung  des  Soldatenstandes  auch  in  Bezug 
auf  die  Sterblichkeitsverhältnisse  verändert  hat.  Es  ist 
einleuchtend,  dafs  Veränderungen  in  der  Lebensweise 
auch  Veränderungen  im  Gange  der  Sterblichkeit  erzeu- 
gen; aber  eben  so  wie  diese  Veränderungen  sich  all- 
mählig  einschleichen,  und  eben  deshalb  ihrer  endlichen 
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allgemeinen  Verbreitung-  ungeachtet  doch  kaum  bemerkt 
werden,  schleichen  ihnen  auch  ihre  günstigen  ode  un^ 
günstigen  Einflüsse  auf  die  Sterblichkeitsverhältnisse  so 
wenig  bemerkbar  nach,  dafs  die  Zeiträume,  worin  sie 
beträchtlich  wurden,  nicht  bestimmt  in  Jahren  anzuge- 
ben sind.  Dafs  Branntwein  und  Kaffee  an  die  Stelle 
des  Bieres  traten,  dafs  die  Verbreitung*  der  Kartoffeln 
die  Speiseordnung  der  grofsen  Masse  des  Volks  gänz- 
lich veränderte,  dafs  in  dem  Gange  der  häuslichen  Er- 
ziehung eine  bis  in  die  Hütten  des  Arbeiterstammes  hin- 
abreichende sehr  verschiedenartige  Verwandlung  vorging, 
das  alles  ist  gewifs  auch  auf  die  Sterblichkeit  von  er- 
heblichem Einflüsse  gewesen,  ohne  dafs  €s  jedoch  mög- 
lich wäre,  Zeit  und  Maafs  dafür  nachzuweisen.  Solche 
Betrachtungen  scheinen  kaum  noch  einen  Zweifel  dar- 
über aufkommen  zu  lassen,  dafs  es  ein  eitles  Unterneh- 
men ist,  aus  den  Sterbelisten  die  Gestalt  der  Reihe  her- 
ausfinden zu  wollen,  wonach,  allgemeinen  Naturgesetzen 
folgend,  die  Sterblichkeit  auf  der  Bildungsstufe  der  jetzt 
in  Europa  bestehenden  christlichen  Staaten  von  Jahr  zu 
Jahr  mit  dem  Lebensalter  abnimmt  und  wächst. 

Wie  grofs  der  Einflufs  ist,  welchen  örtliche,  kli- 
matische, wirthschaftliche  und  sittliche  Verhältnisse  auf 
die  mittlere  Dauer  des  menschlichen  Lebens  ausüben,  er- 
geben Berechnungen  derselben,  welche  für  einzelne  Lan- 
destheile  mit  eben  denselben  Materialien  angestellt  wor- 
den sind,  woraus  vorstehend  die  mittlere  Lehensdauer 
durchschnittlich  für  den  ganzen  Preufsisclien  Staat  be- 
rechnet wurde.  Zur  Erleichterung  des  Vergleichens  möge 
hier  zunächst  zusammengestellt  werden,  was  die  weiter 
oben  für  jedes  einzelne  Lebensalter  abgesondert  ange- 
stellten Berechnungen  ergaben.  Hiernach  war  in  der 
Gesammtbeit  des  Preufsischen  Staats  und  für  den  Zeit- 
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räum  vom  Anfange  des  Jahres  1820  bis  zum  Ende  des 
Jahres  1834  die  mittlere  Lebensdauer  durchschnittlich 
folgende: 

Männlich  Weiblich 

Jahre       Tage  Jahre        Tage 

Von  der  Geburt  ab       .     .     34       211         36       317 

Vom  Anfange  des  zweiten 

Lebensjahres  ab  ...     45      208        46        80 

Vom  Eintritte  in  das  fünf- 
zehnte Lebensjahr  ab   .     44       233         44       346 

Nach  eben  vollendet,  sechs- 

zigsten  Lebensjahre      .       9       334  9       291. 

In  den  Provinzen  Preufsen  und  Posen,  und  in  dem  süd- 
östlichen Theile  Schlesiens  von  polnisch  Wartenberg  bis 
Leobschütz,  steht  die  mittlere  Lebensdauer  fast  durch- 
gängig unter  der  vorstehend  angegebenen  Durchschnitts- 
zahl. Nur  der  deutsche  Theil  des  Ermelandes  in  den 
Kreisen  Braunsberg,  Heilsberg  und  Rössel  macht  hier- 
von eine  erhebliche  Ausnahme,  indem  die  mittlere  Le- 
bensdauer in  denselben  von  der  Geburt  und  vom  An- 
fange des  zweiten  Lebensjahres  ab  der  mittleren  Durch- 
schnittszahl für  den  ganzen  Staat  nahe  kommt,  vom  An- 
fange des  fünfzehnten  und  des  61sten  Lebensjahres  ab 
aber  dieselbe  bedeutend  übersteigt.  Die  Rechnung  er- 
giebt  nämlich  für  diesen  Landestheil: 

Männlich 
Jahre       Tage 


Von  der  Geburt  ab       .     .     34         70 

Vom  Anfange  des  zweiten 

Lebensjahres  ab  ...     45      280        45       128 

Vom  Anfange  des  fünfzehn- 
ten Jahres  ab      ...     50       163         47       271 

Nach  eben  vollendet,  sechs- 

zigsten  Jahre  ....     10        80         10         99. 

Be- 


129 

Besonders  niedrig*  steht  dagegen  die  mittlere  Lebensdauer 
innerhalb  des  vorstehend  bezeichneten  grofsen  Landes- 
theiles  in  den  an  der  untern  Weichsel  zu  beiden  Seiten 
derselben  gelegenen  Kreisen  Stargard,  Stuhm,  Marien- 
werder, Graudenz,  Schwetz,  Kulm  und  Thom,  für  wel- 
che die  Rechnung  folgende  Zahlen  ergiiebt: 

Männlich  Weiblich 

Jahre       Tage         Jahre       Tage 

Von  der  Geburt  ab       .     .     24       119        25      256 

Vom  Anfang  des    zweiten 

Lebensjahres  ab  ...     30      283        31       303 

Vom  Anfang  des  fünfzehn- 
ten Jahres  ab      ...     31       130        32      256 

Vom   Anfange  des  61sten 

Lebensjahres  ....       7       310  7       128. 

Die  mittlere  Lebensdauer  ist  demnach  hier  von  der  Ge- 
burt ab  durch  alle  Lebensalter  hindurch  nur  beinahe 
zwei  Drittheile,  oder  im  hohen  Alter  wenig  mehr 
von  demjenigen,  was  für  den  ganzen  Staat  durchschnitt- 
lich gefunden  wurde.  Die  bevölkertsten  Theile  der  hier 
genannten  Kreise,  die  Niederungen  längs  der  Weichsel, 
enthalten  viel  stehende  Gewässer,  leiden  auch  bei  Deich- 
brüchen durch  Ueberschwemmungen,  sind  deshalb  tödtU- 
chen  Faulfiebern  besonders  ausgesetzt^  und  wahrschein- 
lich der  ungesundeste  Theil  des  Preufsischen  Staats.  Al- 
lerdings wirken  die  gleichen  Ursachen  auch,  und  selbst 
noch  stärker  in  den  am  Ausflusse  der  Weichsel  und  ih- 
res Nebenarmes,  der  Nogat,  liegenden  Kreisen  Danzig, 
Marienburg  und  Elbing;  aber  die  Wohlhabenheit,  wel- 
che Handel  und  Gewerbe  von  den  hier  liegenden  an- 
sehnlichen Städten  aus  auf  die  ganze  Umgegend  verbrei- 
ten, wirkt  diesen  verderblichen  Einflüssen  der  örtlichen 
Lage  so  kräftig  entgegen,  dafs  sich  die  mittlere  Lebens- 
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dauer  hier  zwar  noch  immer  erheblich  unter  den  Durch- 
schnitt für  den  ganzen  Staat,  doch  beträchtlich  höher, 
als  für  die  zunächst  stromauf  darauf  folgenden  Gegen- 
den des  Weichsel- Thaies  stellt.  Die  Rechnung  ergiebt 
nämlich  för  diese  drei  Kreise 

Männlich  WcIbllcK 

Jalire      Tage  Jahre       Tage 

Von  der  Geburt  ab       .     .     28         52         31       104 

Vom  Anfange  des  zweiten 

Jahres  ab    .....    36       159        39      200 

Vom  Anfange  des  fünfzehn- 
ten Jahres  ab      ...     36      318        40      289 

Vom  Anfange  des  61sten 

Jahres 9        39  9      123. 

Mit  der  zunehmenden  Wohlhabenheit  verbessert  sich  be- 
sonders die  Lage  des  weiblichen  Geschlechts;  dieses  zeigt 
sich  auch  hier  durch  eine  stärkere  Erhöhung  seiner  mitt- 
lem Lebensdauer  vom  15ten  Lebensjahre  ab  und  bis  in 
das  späteste  Alter.  Nächst  den  Weichselgegenden  von 
Stargard  aufwärts  bis  Thorn  zeichnet  sich  besonders  der 
südöstliche  Theil  Oberschlesiens  durch  ein  schnelles  Ver- 
welken der  Blüthen  des  menschlichen  Lebens  aus.  Für 
die  Kreise  Oppeln,  Grofs-Strehlitz,  Kosel,  Tost,  Beuthen, 
Plefs  und  Rybnik  ergiebt  die  Rechnung  folgende  Zah- 
len für  die  mittlere  Lebensdauer: 

Männlich  W^clblich 

Jahre      Tage  Jahre       Tage 

Von  der  Geburt  ab      .     .    25      245        27      222 

Vom  Anfange  des  zweiten 

Jahres  ab 34      282        35      157 

Vom  Anfange  des  fünfzehn- 
ten Jahres  ab      ...    37       115        36      209 

Vom  Anfange  des  61sten 

Lebensjahres  ....       6      224  6        40. 
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Für  das  übersecliszigjährige  Alter  ist  die  mittlere  Le- 
bensdauer hier  sogar  die  l^leiuste,  welche  für  irgend  ei- 
nen Theil  des  Preufsischen  Staats  aus  den  hier  ange- 
wandten Materialien  gefunden  wurde.  Bedeutend  l>e8- 
ser  gestalten  die  Lebensverhältnisse  sich  schon  in  dem 
mittlem  und  nördlichen  Theile  Schlesiens  mit  Inbegriff 
des  Preufsischen  Theiles  der  Oberldusitz.  Zwar  steht 
auch  hier  die  mittlere  Lebensdauer  von  der  Geburt  ab 
in  vielen  Kreisen  noch  niedriger,  als  durchschnittlich  im 
ganzen  Staate;  dieses  beruht  jedoch  nur  auf  einer  be- 
sonders grofsen  Sterblichkeit  der  Kinder  im  ersten  Le- 
bensjahre. Sobald  dieser  gefährliche  Zeitraum  überstan- 
den ist,  hebt  sich  die  mittlere  Lebensdauer  schon  vom 
Anfange  des  zweiten  Jahres  ab  mehrentheils  über  den 
Durchschnitt  für  den  ganzen  Staat.  Für  die  acht  Kreise 
Neumarkt,  Wohlau,  Militsch,  Trebnitz,  Oels,  Breslau, 
Ohlau  und  Brieg,  welche  ganz  in  der  Ebene  liegen  und 
die  Hauptstadt  der  Provinz  umfassen,  ergiebt  die  Rech- 
nung folgende  Zahlen  für  die  mittlere  Lebensdauer: 

Männlich  Weiblich 

Jahre      Tage         Jahre       Tage 

Von  der  Gebart  ab       .     .     32       180        35      348 

Vom  Anfange  des  zweiten 

Lebensjahres  ab  .     .     .46      156        48       139 

Vom  Anfange  des  fünfzehn- 
ten Lebensjahres  ab     .     46         64         47       276 

Vom  Anfange   des  61sten 

Lebensjahres  ab  ...       9        69  9      208. 

In  der  fruchtbaren  Gegend  von  Liegnitz  verlängert  sich 
die  Hoffnung  zu  leben  noch  beträchtlich,  und  in  den 
Kreisen  Bunzlau  und  Görlitz  erreicht  dieselbe  vom  zwei- 
ten Lebensjahre  ab  eine  so  bedeutende  Höhe,  dafs  diese 
G^end  nur  in  Beziehung  auf  das  untereinjährige,  und 
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auf  das  übersechszi^ührig^e  Lebensalter  den  durch  die 
Länge  der  mittleren  Lebensdauer  besonders  ausgezeicb- 
neten  Theilen  des  Preufsischen  Staates  nachsteht.  Die 
Rechnung  ergiebt  nämlich  für  diese  beiden  Kreise  Fol- 
gendes : 

Mannlich  WeiWJch 

Jahre      Tage  Jahre       Tage 

Von  der  Geburt  ab      .     .     37       280        41       245 

Vom  Anfange  des  zweiten 

Lebensjahres  ab  ...     59         27         59       112 

Vom  Anfange  des  fünfzehn- 
ten Lebensjahres  ab     .     52       124         51       265 

Vom  Anfange  des  61sten 

Lebensjahres  ab  ...     10         57  9       161. 

In  der  Provinz  Brandenburg  und  in  dem  zunächst  an- 
grenzenden Theile  der  Provinz  Sachsen  stellen  sich  die 
Lebeusverhältnisi^e  im  Allgemeinen  noch  etwas  günstiger, 
als  in  dem  gröfsten  Theile  des  mittlem  und  nördlichen 
Schlesiens,  und  besonders  vortheilhaft  erscheinen  diesel- 
ben in  der  dazu  gehörigen  Niederlausitz,  obwohl  sie  für 
die  Periode  vom  zweiten  Lebensjahre  ab  das  ausgezeich- 
nete Verhältnifs  der  Kreise  Bunzlau  und  Görlitz  nicht 
ganz  erreichen.  Die  Stadt  Berlin  mit  ihren  nächsten 
Umgebungen  vereinigt  auf  einer  Quadratmeile  weit  über 
300,000  Einwohner,  und  ihre  Bevölkerung  befindet  sich 
schon  deshalb  in  einer  so  ganz  eigenthümlichen  Lage, 
dafs  eine  Vergleichung  dieser  Stadt  mit  andern  Landes- 
theilen  in  Bezug  auf  die  mittlere  Lebensdauer  ihrer  Be- 
wohner schon  deshalb  unzulässig  erscheint.  Indessen 
gleichen  entgegengesetzt  wirkende  Lebensverhältnisse 
sich  hier  so  vollständig  aus,  dafs  die  Berechnung  der 
mittlem  Lebensdauer  für  Berlin  nur  wenig  von  dem  Er- 
gebnisse dieser  Rechnung  abweicht,  welches  weiter  oben 
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durdischnittlich  für  den  ganzen  Staat  gefunden  wurde. 
Es  war  nämlich  für  den  Zeitraum  von  1820  bis  mit  1834 
die  mittlere  Lebensdauer  in  Berlin: 

MäDülich  WelbUch 

Jahre      Tage  Jalurc       Tage 

Von  der  Geburt  ab      ..    33      245        35      311 

Vom  Anfange  des  zweiten 

Lebensjahres  ab  ...     44      284        46      345 

Vom  Anfange  des  fünfzehn- 
ten Lebensjahres  ab      .     46      268        50        13 

Vom  Anfange   des  61sten 

Lebensjahres  ab  .     .     .     10      188        11       143. 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterworfen  sein^  dafs  bei  der 
grofsen  Sterblichkeit  der  Kinder  in  den  grofsen  Städten 
überhaupt,  und  der  beträchtlichen  Anzahl  der  uneheli« 
dien  insbesondere,  die  mittlere  Lebensdauer  der  Neuge^ 
bomen  und  Einjährigen  in  Berlin  sich  sehr  viel  weiter 
unter  den  Durchschnitt  für  den  ganzen  Staat  stellen 
müfste,  wenn  die  Zahl  der  Lebenden  nicht  aufserordent- 
lich  durch  Anzöglinge  vergröfsert  würde,  welche  nicht 
in  Berlin  geboren  sind.  Unterrichts-  und  gewerbliche 
Anstalten,  Hoffnung  auf  lohnenden  Erwerb  im  Gesinde- 
dienste, als  Handwerksgehülfe  oder  auch  nur  als  Tage- 
löhner bei  dem  Bauwesen  und  in  den  Fabriken  ziehen 
eine  grofse  Anzahl  junger  Leute  nach  Berlin,  und  ein 
grofser  Theil  derselben  verläfst  dasselbe  schon  wieder, 
ehe  das  höhere  Alter  und  mit  demselben  die  natürliche 
Zunahme  der  Sterblichkeit  eintritt.  Ein  beträchtlicher 
Theil  der  Bevölkerung  dieser  Stadt  verlebt  hiemach 
darin  nur  diejenigen  Jahre  des  menschlichen  Lebens, 
worin  Todesfälle  am  seltensten  vorkommen,  und  dieselbe 
erscheint  hierdurch  weit  gesünder,  als  sie  es  wirklich  in 
Bezug  auf  diejenigen  ist,   welche  das  ganze  Leben  von 
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der  Greburt  bis  zum  höchsten  Alter  darin  zubringpen. 
Berlin  enthält  hiernächst  eine  sehr  ^ofse  Zahl  von  Per- 
sonen, welche  sich  im  Besitze  einer  Rente  aus  Kapital- 
zinsen oder  einer  lebenslänglichen  Pension  in  den  Ru- 
hestand begeben  haben,  und  hier,  selbst  grofsentheils 
bei  beschränktem  Einkommen,  doch  gemächlicher  und  an- 
genehmer leben,  als  es  entfernt  von  grofsstädtischen  Ver- 
hältnissen möglich  ist.  Solche  Rentner  erreichen  ge- 
wöhnlich ein  hohes  Alter,  und  deshalb  stellt  sich  nament- 
lieh  in  Berlin  die  mittlere  Lebensdauer  der  Uebersechs- 
zigjährigen  sehr  ansehnlich.  Besonders  leben  hier  viele 
Wittwen  in  den  ebenbezeichneten  Verhältnissen,  und 
deshalb  ergiebt  die  Rechnung  besonders  eine  höhere  Le- 
bensdauer für  die  späteren  Jahre  des  weiblichen  Ge- 
sdilechts.  Endlich  darf  nicht  unbemerkt  bleiben,  dafs 
den  verderblichen  Folgen  des  grofsstädtischen  Luxus  ge- 
genüber die  grofse  Leichtigkeit  .ärztlicher  Hülfe,  und 
die  höhere  Sorgfalt  für  das  Armenwesen  der  gröfsem 
Sterblichkeit  entgegenwirkt,  welche  jener  erzeugen  würde. 
Die  Provinz  Pommern  hat  besonders  günstige  Le- 
bensverhältnisse für  alle  Altersklassen.  Namentlich  zeich- 
net sich  der  Landestheil  hierin  aus,  welcher  die  Kreise 
Greifenberg,  Kamin,  Naugard  und  Regen walde  enthält. 
Hier  ist  die  mittlere  Lebensdauer: 

Manqlich  Weiblich 

Jahre      Tage         Jahre       Tage 

Von  der  Geburt  ab       .     .     42        56        44       147 

Vom  Anfange  des  zweiten 

Lebensjahres  ab       .     .     54       112         54      338 

Vom  Anfange  des  fünfzehn- 
ten Lebensjahres  ab     .53      202  .      53      299 

Vom  Anfange  des  61sten 

Lebensjahres  ab       .     .     11       116         11         74. 
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Hier  ist  idbo  das  Leben  von  der  Kindheit  ab  nügeftlhr 
um  ein  Fünftheil  län^r  als  im  ganzen  Staate  durch- 
sdinittlich.  Minder  günstige  Verhältnisse  hat  allerdings 
besonders  die  Gregend  von  Stettin;  dodi  steht  die  mitt- 
lere Lebensdauer  auch  dort  nodh  über  dem  Durchschnitte 
für  den  ganzen  Staat,  mit  Ausnahme  der  Lebensdauer 
des  männlichen  Oeschle^tes  nach  vollendeter  Kindheit, 
aber  vor  dem  Eintritte  des  hOhern  Lebensalters.  Ob  der 
Einflufs  einer  beträchtlichen  Rhederei  sich  hierin  wirk- 
sam zeigt,  ist  wenigstens  mnthmafslich  anzudeuten.  la 
dem  übrigen  alten  und  neuen  Vorpommern  steht  die  mitt- 
lere Lebensdauer  schon  wieder  durchgängig  und  beträcht- 
lich über  dem  Durchschnitte  für  den  ganzen  Staat. 

Auch  in  der  Provinz  Sadisen  steht  die  mittlere  Le* 
bensdauer  fast  allgemein  höher  als  im  Durchschnitte  des 
ganzen  Staates.  Besonders  günstig  stellt  sich  dieses  Ver- 
hältnifs  in  den  Kreisen  Langensalza,  Wcifsensce  und  Er- 
furt.    Hier  beträgt  die  mittlere  Lebensdauer 

MSnnticIi  WeJbKch 

Jahre      Tage  Jalirc       Tage 

Von  der  Geburt  ab  .  .  41  297  41  64 
Vom  Anfange  des  zweiten 

Lebensjahres  ab  ...  56  146  51  211 
Vom   Anfange    des    15ten 

Lebensjahres  ab  .  .  54  188  48  274 
Vom  Anfange  des  61sten 

Lebensjahres  ab  ...     11       180         10       160. 

Auffallend  ist  hier  die  verhältnifsmäfeig  so  sehr  viel  ge- 
ringere Lebensdauer  des  weiblichen  Geschlechts.  Die 
Gegend  ist  eine  der  fruchtbarsten  und  bevölkertsten  des 
ganzen  Staats;  aufser  dem  beträchtlichen  Feld-  und  Gar- 
tenbau besitzt  sie  auch  ansehnliche  Fabriken.  Es  fehlt 
zur  Zeit  noch  an  bestätigten  Beobachtungen,   um  nach- 
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zuweisen,  was  eigendich  diesen  Unterschied  erzeuge* 
Die  Veranlassung  dazu  niuCs  jedenfalls  in  den  Sitten  oder 
in  der  Lebensweise  des  weiblichen  Greschlechts  in  der 
grofsen  Masse  der  untern  Yolksklassen  liegen.  Auch 
sdieint  dieselbe  sich  über  einen  gröCsem  Theil  der  Pro- 
vinz,  als  die  vorstehend  benannten  drei  Kreise  zu  ver- 
breiten; denn  die  Lebensdauer  des  weiblichai  Geschlechts 
stellt  sich,  wenn  auch  minder  auffallend,  doch  auch  in 
andern  Kreisen  weniger  günstig,  als  es  in  Yergleichung 
gegen  die  Lebensdauer  des  männlichen  Geschlechts  er- 
wartet werden  dürfte.  Angestrengtere  Theilnahme  an 
den  häuslichen  Arbeiten  einerseits,  und  Leichtsinn  in  Be- 
zug auf  aufsererehelichen  Umgang  beider  Geschlechter 
andrerseits  können  hier  wirksam  sein.  Anerkannt  ist 
in  jener  Beziehung  der  allgemeine  Sinn  für  Ordnung 
und  Reinlichkeit  im  Hauswesen,  und  üi  dieser  die  ver- 
hältnifsmäfsig  grofse  Zahl  der  unehelich  Gehörnen  in 
der  Provinz  Sachsen. 

Der  unmittelbar  an  der  Weser  gelegene  Theil  der 
Provinz  Westphalen  unterscheidet  sich  in  Bezug  auf  die 
Lebensdauer  sehr  wesentlich  von  den  an  der  Ems  und 
untern  Lippe  gelegenen  Gegenden.  In  ersterm  ergiebt 
die  Rechnung  dafür  Zahlen,  welche  theils  nur  wenig 
über,  theils  sogar  noch  unter  dem  mittlem  Durchschnitte 
für  den  Preufsischen  Staat  stehen;  in  letztern  zeigt  sich 
dagegen  die  mittlere  Lebensdauer  beträchtlich  gröfser. 
Beispielsweise  war  für  den  hier  betrachteten  fünfzehn- 
jährigen Zeitraum  in  den  Kreisen  Paderborn ,  Brackel, 
Höxter  und  Büren  die  mittlere  Lebensdauer 
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MSmiUeh  WetbUdi 

Jahre      Tage         Jahre       Tage 

Von  der  Geburt  ab       .     .     36        88        36      199 

Vom  Anfange  des  zweiten 

Lebensjahres  ab  ...     44      314         42      318 

Vom  Anfange  des  fünfzehn- 
ten Lebensjahres  ab     .    .42      193        42        24 

Vom  Anfange  des   61  sten 

Lebensjahres  ab       ..       9      221  9        37. 

Gleichzeitig  war  dieselbe  dagegen  in  den  Kreisen  Teck* 
lenburgy  Warendor^  Beckum,  Lüdinghausen  und  Mänster 

Mannhch  Weibh'ch 

Jahre      Tage  Jahre       Tage 

Von  der  Geburt  ab      .     .     44         14        43      364 

Vom  Anfange  des  zweiten 

Lebensjahres  ab  ...     53      247         50      252 

Vom  Anfange  des  fünfzehn- 
ten Lebensjahres  ab     .     48      341         46      204 . 

Vom  Anfange   des  61  sten 

Lebensjahres  ab  .     .     .     11       273         11         39. 

Bei  dieser  erheblichen  Verschiedenheit  der  mittlem  Le- 
bensdauer im  Allgemeinen  zeigt  sidbi  doch  in  den  hier^ 
her  gehörigen  Landestheilen  in  sofern  eine  merkwürdige 
Aehnlichkeit  der  Verhältnisse,  dafs  die  mittlere  Lebens^ 
dauer  vom  Anfange  des  fun&ehnten  Jahres  ab  minder 
beträchtlich  ist,  als  die  Länge  derselben  Ton  der  Geburt 
ab  erwarten  liefs,  und  dafs  dieselbe  nach  ToUendeter 
Kindheit  für  das  weibliche  Gesdilecht  niedriger  ausfällt 
als  fiiir  das  männliche.  Es  mag  dahingestellt  bleiben,  in 
wiefern  diese  Erscheinung  dadurch  zu  erklären  isi^  dafs 
in  den  hier  bezeidmeten  Landestheilen  das  Grundeigen- 
thum  durch  Herkommen  und  Sitte  untheilbar  wurde,  und 
den  jungem  Greschwistern  nur  übrig  bleibt,    Gesinde- 
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dienste  bei  dem  Sdtern  Bruder  zu  verrichten,  dem  das 
Erbe  ungetheilt  zugefallen  ist.  Das  weibliche  Geschlecht 
hat  unter  solchen  Verhältnissen  noch  weniger  Aussicht, 
zu  selbstständigem  Erwerbe  zu  gelangen,  als  das  männ- 
liche, und  leidet  daher  mehr  von  den  Mühseligkeiten  ei- 
ner abhängigen  Stellung. 

In  der  Rheinprovinz  mit  Einschlnfs  der  unmittelbar 
an  dieselbe  grenzenden  fabrikreichen  Kreise  der  Graf- 
schaft Mark  wechseln  die  Verhältnisse  der  Lebensdauer 
zwar  sehr  mannigfaltig,  doch  steht  dieselbe  gröfstentheils 
über  dem  mittlernDurchschnitt  für  den  Preufäischen  Staat, 
und  erhebt  sich  sogar  in  dem  südlichen  Theile  an  der 
Mosel,  Saar  und  Nahe  so  beträchtlich,  dafs  sie  nur  in 
den  Zahlen  für  einzelne  Altersklassen  von  einigen  an- 
dern Gegenden  desselben  übertroffen  wird,  im  Ganzen 
aber  als  das  Höchste  erscheint,  was  überhaupt  darin  vor- 
kommt. Am  ungünstigsten  erscheinen  die  Lebensverhält- 
nisse auf  dem  grofsentheils  unfruchtbaren  Gebirgsrücken, 
welcher  die  Provinz  fast  in  der  Mitte  von  Osten  nach 
Westen  ziehend  durchschneidet,  und  auf  dem  rechten 
Rbeiaufer  der  Westerwald,  auf  dem  linken  die  Eiffel 
genannt  wird.  Beispielsweise  war  hier  in  den  Kreisen 
Altenkirchen,  Waldbröl,  Gummersbach,  Siegkrets,  Müfal-^ 
beim  und  Wipperfurt  die  mittlere  Lebensdauer 

Mannlich  Weiblich 

Jahre       Tage         Jahre       Tage 

Von  der  Geburt  ab      .    .    37       141        37      255 

Vom  Anfange  des  zweiten 

Lebensjahres 46      207         44         78 

Vom  Anfange  des  fünfzehn- 
ten Lebensjahres      .     .44       132        42        62 

Vom  Anfange  des  61sten 

Lebensjahres    ....       9       150  8      286; 
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Auffallend  ist  auch  hier  die  beträchtlich  geringere  he- 
bensdauer  des  weiblichen  Geschlechts.  Sehr  viel  besser 
stellen  sich  die  Lebensverhältnisse  nordwärts  dieses  Ge- 
birgszuges in  dem  fabrikreichsten  und  dichtbevölkertsten 
Theile  des  Preufschen  Staats.  Beispielsweise  wird  hier 
das  Ergebnifs  der  Rechnung  angeführt  für  die  in  der 
Mitte  dieses  Landstrichs  gelegenen  Kreise  Bergheim, 
Euskirchen,  Bonn,  Köln,  Grevenbroich,  Gladbach,  Kem- 
pen, Krefeld  und  Neufs.  Die  mittlere  Lebensdauer  war 
darin  : 

Männlidi  Weiblich 

Jahre      Tage  Jahre      Ta^e 

Von  der  Geburt  ab       .     .     39        71        39      208' 

Vom  Anfange  des  zweiten 

Lebensjahres  ab  ...     50        75         49        23 

Vom  Anfange  des  fünfzehn- 
ten Lebensjahres  ab     .     47       158         46       357 ; 

Vom  Anfange   des  61sten 

Lebensjahres  ab  ...     11       139         11         49C! 

Bie  Betriebsamkeit  vermehrt  hier  die  Mittel,  Unterhalt 
zu  gewinnen,  in  einem  solchen  Maafse,  dafs  die  Stiwie- 
rigkeiten  dadurch  überwogen  werden,  welche  die  dichte^ 
noch  immer  wachsende  Bevölkerung  dem  Bestrdben,  Er-* 
werb  zu  finden,  en^egen  zu  setzen  scheint.  Besonders 
hoch  steht  —  wie  bereits  vorhin  erwähnt  wurde  — •  dia 
Lebensdauer  südwärts  der  Eiffel,  namentlich  stellt  die^ 
selbe  sich  für  den  hier  betrachteten  Zeitraum  am.Süd^ 
ende  der  Provinz  in  den  Kreisen  Trier,  SaaAurg, 
Merzig,  Saarlouis,  Saarbrücken  und  Ottweiler  folgender^ 
maafsen : 
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Männlidi  Welbluli 


Jahre      Tage  Jahre       Tage 

Von  der  Geburt  ab  .  .  43  204  45  248 
Vom  Anfange  des  zweiten 

Lebensjahres  ab  ...  58  160  57  172 
Vom  Anfange  des  fünfzehn* 

ten  Lebensjahres  ab  .  56  89  54  307 
Vom  Anfange  des  61sten 

Lebensjahres  ab  ...     12        38         11      356. 

Eine  gleiche  mittlere  Lebensdauer  zeigt  sich  mit  weni- 
ger Abänderung  auch  in  den  nächst  angrenzenden  Krei* 
sen  Kreuzuachy  Simmern,  Kochem,  Zell,  Bemkastell  und 
Wittlich,  so  dafs  Überhaupt  in  diesem  beträchtlichen  hau- 
destheile  die  mittlere  Lebensdauer  ungefähr  um  ein 
Viertheil  höher  ist,  als  im  Durchschnitt  für  den  gan- 
zen Staat.  Südwärts  der  Eiffel  ist  die  Bevölkerung 
zwar  minder  dicht,  als  nordwärts  derselben,  aber  doch 
noch  ansehnlicher  als  im  gröfsten  Theile  aller  übrigen 
Provinzen  des  Staats.  Namentlich  beträgt  dieselbe  in 
den  Kreisen  längs  der  Mosel,  Nahe  und  Saar  durchgän- 
jgig  nahe  an  4000,  und  steigt  zum  Tbeil  bis  über  5000 
Einwohner  auf  der  Quadratroeile;  Es  besteht  also  die 
gröfste  mittlere  Lebensdauer  im  Preufsischen  Staate  bei 
einer  schon  sehr  ansehnlichen  Bevölkerung,  und  zwar 
bei  vollkommen  freier  Theilbarkeit  des  Bodens,  welche 
hier  bis  zur  widersinnigsten  Zersplitterung  getrieben 
wird. 

F(ir  Wittwenkassen  und  andere  VersorgungsanstaK 
ten  wird  die  mittlere  Leb^isdauer  in  den  verschiedenen 
Altersklassen  nicht  sowohl  für  die  Gesammtheit  des  Vol- 
kes durchschnittlich,  als  vielmehr  nur  für  den  gebildetem 
Theil  desselben,  und  wohl  gar  nur  für  einzelne  Stände, 
als  Geistliche,  Schulmänner,  Aerzte,  Justiz-  und  Ver- 
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waltungsbeamte  gesudit.  Die  Nachrichten,  weldie  von 
der  Lebensdauer  solcher  einzelnen  Klassen  der  Einwoh^ 
ner  einzuziehen  sind,  reichen  —  wie  vieler  Fleifs  auch 
auf  deren  Sammlung  gewendet  werde  —  doch  bei  wei- 
tem nicht  hin,  um  mittelst  eines  Durchschnittes  daraua 
die  zahllosen  und  mannigfaltigen  Einflüsse  auszuschlie« 
fsen,  welche  die  Lebensdauer  zufällig  verkürzen  odet 
auch  verlängern.  Was  an  Erfahrungen  aus  dem  Ge- 
schäftsbetriebe solcher  Anstalten  entnommen  wird,  die 
schon  lange  bestehen  und  über  einen  weiten  Kreis  von 
Theilnehmern  verbreitet  sind,  das  gewährt  so  wenig  eio 
Material,  Erwartungen  fiir  die  Zukunft  darauf  zu  bauen^ 
dafs  es  vielmehr  nur  anschaulich  darstelll^  welchen  Ein« 
flufs  hier  Begebenheiten  äufsi^rn,  die  nicht  periodisch 
wiederkehren,  und  daher  ganz  aufser  dem  Kreise  einer 
Durchschnittsberechnung  liegen.  Um  unter  allen  Umh 
ständen  auszureichen,  müssen  unter  den  sehr  verschie^ 
denartigen  Ergebnissen  der  durchaus  auf  unsichem  Grün^ 
den  ruhenden  Berechnungen  diejenigen  ausgewählt  wer-* 
den,  wonach  die  Lebensdauer  am  niedrigsten  ausfällt; 
aber  hierdurcli  werden  die  Beiträge  und  Einkaufsgelder 
für  gew(^hnliche  Zeiten  tibermäfisig  erhöht,  den  Unterneh- 
mern solcher  Anstalten  unbillige  Gewinne  zugetbeilt^  u&<i 
die  Vortheile  gröfstentheils  verkümmert^  vrelche  Verlas-» 
s«nen  und  HülCsbedür&igen  daraus  erwachsen  soUten« 
"Werden  dagegen  Einkaufsgelder  und  Beiträge  nur  in 
dem  Maafse  gefordert,  welches  in  gewöhnlichen  Zeitea 
ausreichend  erscheint,  so  bleibt  die  Besorgnifs,  dafs  soU 
che  Yersorgungsanstalten  gerade  in  den  Zeiten  zahlungs^ 
unfähig  werden  können,  worin  auf  deren  Unterstützung 
am  meisten  vertraut  werden  mufs,  nämlich  in  Zeiten  all^ 
gemeiner  Lidndeskalamitäten,  wie  Krieg  und  Seuchen^ 
wo  sonst  benutzte  Hülfsquellen  durchaus  versiegen-    Sol- 
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che  Betraditung^en  haben  auf  Versorgungsanstalten  ge- 
führt,  welche  zwar  durch  hohe  Beiträge  oder  Einkaufs- 
gelder möglichst  sicher  gestellt  sind,  aber  den  lieber- 
schufs,  der  in  gewöhnlichen  Jahren  daraus  entsteht,  nicht 
als  Gewinn  der  Unternehmer,  sondern  als  gemeinschaft^ 
liches  Eigenthum  der  Beitragenden  behandeln.  Dieses 
Eigentum  bildet  zunächst  einen  Rückhalt  für  die  ganz 
anfser  aller  Beredinung  liegenden  Unfälle;  was  davon 
hierzu  nicht  gebraucht  wird,  wird  den  Theilnehmem  als 
Abschlagszahlung  auf  ihre  Beiträge  gutgeschrieben  und 
erleichtert  die  Theilnahme  an  der  Anstalt,  ohne  ihre 
Sicherheit  zu  gefährden.  Wohlwollende  Regierungen 
können  sich  aber  auch  veranlafst  finden,  Yersorgungs- 
stnstalten  der  Staats-  und  Gemeindediener  auf  Beiträge 
zu  gründen,  welche  nur  wahrscheinlich  für  das  gewöhn- 
lidie  Bedürfnifs  ausreichen.  Die  Zuschüsse,  welche  dann 
bei  aufserordentlichen  Unfällen  nöthig  werden,  um  den 
Verpflichtungen  gegen  die  Theilnehmer  zu  genügen,  er- 
fordern doch  gemeinhin  nur  mäfsige  Verwendungen, 
"v^enn  Aeselben  gleich  bei  dem  Entstehen  einer  Unzu- 
länglichkeit vollständig  ausreichend  gegeben,  und  nicht 
-^  wie  wohl  aus  schlechtberechneter  Sparsamkeit  gesche- 
hen könnte  —  erst  dann  bewillig  werden,  wenn  alte 
Erspamifs  der  Anstalt  erschöpft,  und  das  Vertrauen  auf 
dieselbe  durch  verzögerte  oder  verkürzte  Zahlungen  der 
Pensionen  oder  Renten  bereits  erschüttert  ist.  Jeden^ 
falls  wird  mit  solchen  Opfern  die  Freudigkeit  in  Be- 
rufsgeschäften nie  zu  treuer  erkauft,  welche  die  natür- 
liche Folge  des  Bewufstseins  ist,  dafs  die  Wittwen  und 
Waisen  des  Beamten  nicht  darben  werden,  der  bei  treuer 
Sorge  für  Erfüllung  seiner  Dienstpflichten  Rücksichten 
auf  Privaterwerb  verschmäht.  Hülfsmittel,  wie  die  bei- 
den vorstehend  bezeichneten,  sind  allein  geeignet,   den 
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edelsten  und  wirksamsten  Mitgliedern  der  staatsbfii^er- 
liehen  Gesellschaft  die  Vortheile  von  Yersorgungsan- 
stalten  durch  Rentenankauf  dauernd  zu  erhalten,  wäh* 
rend  die  Yerdienstlichkeit  der  Berechnungen ,  wodurch 
das  Bestehen  derselben  gesichert  werden  soll,  mehr  in 
der  wohlwollenden  Absidbt,  und  in  der  Sorgfalt,  womit 
sie  geführt  werden,  ak  in  ihrem  Erfolge  zu  suchen  sein 
dürfte. 


üebersicht 

des  Zahlenyerh«iltnisses  der  schulfähigen  Kinder 
zu  denjenigen,  welche  wirklich  Unterricht  in  öf- 
fentlichen Schulen  erhalten.  Nach  den  Ergebnis- 
sen der  am  Ende  des  Jahres  1840  im  Preufei- 
schen  Staate  aufgenommenen  Kirchen-  und  Schul- 

tabelle. 


W  as  des  Geistes  ist,  darf  auch  nur  geistig  gerichtet 
werden.  Die  Macht  des  Verstandes  und  die  Kraft  des 
Gemüths  ist  nicht  nach  irgend  einem  sinnlichen  Maafse 
zu  messen,  noch  abgestuft  nach  Zahlenverhältnissen  dar- 
zustellen; aber  ihre  Wirkungen  auf  die  Aufsenwelt  wer- 
den grofsentheils  mefsbar  oder  zählbar,  und  an  diesen 
Früchten  soll  man  sie  auch  erkennen,  unbeschadet  jeder 
hohem  Ansicht  und  Würdigung.  Jeder  Staatsverband 
bedingt  eine  Stufe  der  Bildung,  welche  die  Gesamrotheit 
seiner  Mitglieder  mindestens  erreicht  haben  mufs,  in  sol- 
cher Allgemeinheit,  dafs  Ausnahmen  davon  nur  in  soweit 
statthaft  sind,  als  die  Schwächen  der  Kindheit  oder  kör- 
perliche Gebrechen  dieselben  unvermeidlich  machen.  Von 
dem  Umfange  und  der  Höhe  dieser  Bildung  hängt  die 
Macht  der  Staaten  noch  wesentlicher  ab,  als  von  der 

Masse 
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Masse  körperlicher  Kräfte  und  äofserer  Güter,  worüber 
dieselben  gebieten.  Anstalten,  wodurch  das  Volk  in  sei- 
ner Gesammtheit  nicht  nur  in  der  bereits  erreichten  Bil- 
dung erhalten,  sondern  auch  in  verständiger  Ueberein- 
stimmung  mit  seinen  Mitteln  und  Zwecken  weiter  auf- 
wärts gefördert  wird,  gehören  hiemach  zu  den  dringend- 
sten Bedürfnissen  der  Regierungen.  Der  Geist,  weldier 
diese  Bildungsanstalten  belebt,  verbürgt  allerdings  nur 
allein  ihre  wohlthätige  Wirksamkeit;  aber  vorausgesetzt, 
dafs  dessen  Richtung  im  Allgemeinen  echter  Menschen- 
bildung förderlich  sei,  wird  der  Umfang,  worin  diesel- 
ben benutzt  werden,  dodi  auch  zur  Begründung  eines 
Urtheils  über  ihren  Erfolg  dienen.  So  rechtfertigen  sich 
Uebersichten  von  dem  Verhältnisse  zwischen  der  Anzahl 
der  überhaupt  im  schulfähigen  Alter  stehenden,  und  der 
die  Schulen  wirklich  besuchenden  Kinder.  Eine  solche 
Uebereicht  wird  nachstehend  für  denjenigen  Zustand  ge- 
geben, worin  sich  der  Preufsische  Staat  mit  Ausschlufs 
des  Fürstenthums  Neufchatel  nach  den  am  Ende  des  Jah- 
res 1840  für  das  statistische  Bureau  angenommenen  Ta- 
bellen befand. 

Als  schulfähig  werden  hier  dem  Lebensalter  nach 
betrachtet  die  Kinder  beiderlei  Geschlechts,  welche  das 
sechste  Lebensjahr  angetreten,  das  vierzehnte  jedoch  noch 
nicht  ganz  vollendet  haben.  Früher  ward  der  Anfang 
des  schulfähigen  Alters  um  zwei  Jahre  später,  nämlich 
erst  nach  Vollendung  des  siebenten  Jahres  angenommen, 
und  noch  jetzt  scheint  in  den  untern  Volksklassen  in 
Gegenden,  wo  die  Wohlthätigkeit  eines  frühen  Unter- 
richts noch  nicht  allgemein  anerkannt  ist,  und  wo  zum 
Theil  die  Schulanstalten  noch  unzureichend  für  das  Be- 
dürfnifs  sind,  der  regelmäfsige  Schulbesuch  vor  dem  An- 
fange des  achten  Jahres  mehr  die  Frucht  einer  beson- 
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dem  Sorgfalt,  als  einer  strengen  Verpflichtung*  zu  sein. 
I)er  Preufsische  Staat  enthielt  am  Ende  des  Jahres  1840 
überhaupt  Kinder  beiderlei  Greschledits 

im  6ten  und  7ten  Lebensjahre  stehend    .       737,169 
vom  Eintritte  in  das  8te,  bis  zur  Vollen- 
dung des  14ten  Lebensjahres     .     .     .     2,167,268 
zusammen  vom  Anfange  des  6ten  bis  zum 

Schlüsse  des  14ten  Jahres  ....  2,904,437. 
Diejenigen  Kinder,  deren  Schulfähigkeit  dem  Lebensal- 
ter nach  noch  zweifelhaft  erscheinen  kann,  sind  daher 
noch  etwas  über  ein  Viertheil  der  sämmtlichen  hier  als 
schulfähig  betrachteten.  Nur  auf  öffentliche  Schulen 
allein  beziehen  sich  die  nachstehenden  Zahlen ;  denn  nur 
von  diesen  ist  die  Zahl  der  Schüler  in  den  aufgenom- 
menen Tabellen  angegeben.  Auch  geht  der  Privatun- 
terricht, welcher  in  Familienkreisen  ertheilt  wird,  durch 
so  viele  Abstufungen  allmählig  in  Privatschulen  über, 
dafs  es  unmöglich  bleibt,  hier  eine  feste  Grenze  zu  zie- 
hen. Ausgeschlossen  sind  ferner  von  nachstehenden  Be- 
trachtungen alle  die  sogenannten  "Warte-  und  Spielschu- 
len, welche  sich  mit  Kindern  im  vierten  und  fünften  Le- 
bensjahre beschäftigen.  Obwohl  deren  höchst  wohlthä- 
tiger  Einflufs  immer  allgemeiner  die  gerechte  Würdi- 
gung erhält,  und  in  Folge  derselben  sich  die  Zahl  die- 
ser Anstalten  schnell  vermehrt:  so  wird  ihr  Bestehen 
doch  nur  bei  dichter  und  wohlhabender  Bevölkerung 
möglich,  auch  ist  dasselbe  bis  jetzt  noch  grofsendieils 
von  Privatvereinen  und  freiwilligen  Beiträgen  abhängig. 
Endlich  sind  auch  in  nachstehende  Berechnung  nicht  auf- 
genommen Bildungsanstalten  für  besondere  Zwecke,  de- 
ren Schüler  zwar  einem  beträchtlichen  Theile  nach  das 
vierzehnte  Jahr  schon  weit  überschritten  haben,  während 
ein  anderer  Theil  derselben  jedoch  auch  noch  unter  dem- 
selben steht.  Es  gehören  hierher  insbesondere  die  Gymna- 
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sieü  undProgymnasieDy  deren  eigentücher  Zweck  Vorberei- 
tung zur  wissenschaftlichen  Bildung  ist,  obwohl  in  ihren 
untern  und  mittlem  Klassen  sich  auch  viele  Schüler  be- 
finden, welche  nur  einen  erweiterten  Unterricht  suchen^ 
ohne  dodi  auf  Vorbereitung  zu  Beschäftigungen  An- 
spruch zu  machen,  welche  mehr  als  eine  höhere  Ausbil- 
dung der  allgemeinen  Elementarkenntnisse  fordern.  Eine 
besondere  Betrachtung  dieser  einflufsreichen  Lehranstal- 
ten bleibt  weiterhin  vorbehalten. 

Der  Schulunterricht,  welcher  als  allgemeines  Bil- 
i  dungsmittel  ertheilt  wird,  bezieht  sich  vornehmlich  auf 
drei  Gegenstände,  nämlich  auf  die  Fähigkeit,  Mittheilun- 
gen  von  Gedanken  und  Begriffen  anzunehmen  und  zu 
geben,  dann  auf  das  Vermögen,  das  VerhältniCs  sinnli- 
cher Eindrücke  gleicher  Art  mit  einander  zu  vergleichen, 
und  endlich  auf  Ausbildung  und  Stärkung  des  Rechts- 
und Pflichtgefühls.  In  erster  Beziehung  lernt  das  Kind 
reden  und  Gesprochenes  verstehen,  ferner  auch  lesen 
_und  schreiben ;  in  zweiter  Beziehung  wird  am  allgemein- 
sten das  Rechnen  gelehrt  und  eingeübt,  es  gehört  aber 
audi  dahin  der  ganze  Vorrath  an  mathematischen,  und 
zur  Natur-,  Länder-  und  Völkerkunde  gehörigen  Kennt- 
nissen, welcher  aufser  dem  Gebiete  des  strengwissen- 
schaftlichen Unterrichts  durch  Ueberlieferung  und  An- 
schauung erlangt  wird ;  in  dritter  erwächst  auf  der  Grund- 
lage religiöser  Vorstellungen  das  allgemeine  Sittengesetz 
zu  solcher  Kraft  der  Ueberzeugung,  dafs  den  Menschen 
sein  Gewissen  tu.  dessen  Befolgung  nöthigt.  Was  von 
diesem  gesammten  Unterrichte  das  Eigenthum  jedes  zur 
Selbstständigkeit  herangebildeten  Menschen  sein  sollte, 
das  fällt  in  den  Bereich  der  Elementarschule,  deren  Ge- 
biet sich  demnach  mit  der  Bildung  erweitert,  welcher 
das  Volk  bedarf,   um   seine  Stellung  im  Leben  zu  be- 
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haupten  und  zu  verbessern.  Auch  abgesehen  von  den 
besondem  Gewerbs-  und  Standesbedürfnissen,  erfordern 
die  verschiedenen  Abstufungen  des  Vermögens,  über  8u- 
fsere  Güter  und  menschliche  Kräfte  zu  verfugen,  auch 
ein  verschiedenes  Maafs  der  vorstehend  bezeichneten  all- 
gemeinen Bildung,  folglich  auch  Unterrichtsanstalten, 
welche  minder  oder  mehr  hierin  fördern.  Gewöhnlich 
werden  diejenigen,  welchen  am  meisten  hierin  zu  leisten 
obliegt,  mit  der  Benennung  Mittelschulen  oder  auch  Bür- 
gerschulen bezeichnet,  während  dem  Ueberreste  die  Be- 
nennung Elementarschule  verbleibt.  Bei  dem  Namen 
Mittelschule  wird  an  einen  Uebergang  von  der  blo- 
fsen  Ueberlieferung  zum  wissenschaftlichen  Vortrage  ge- 
dacht, welchen  die  damit  bezeichneten  Anstalten  vermit- 
teln; die  Benennung  Bürgerschule  bezieht  sich  aber 
darauf,  dafs  Anstalten  dieser  Art  doch  nur  für  das  Be- 
dürfnifs  durch  Besitz  und  Naturgaben  besonders  begün- 
stigter Schüler  bestehen,  daher  nicht  in  jeder  Gemeinde, 
sondern  nur  entweder  in  besonders  zahlreichen  und 
wohlhabenden,  oder  doch  wenigstens  in  den  Mittelpunk- 
ten des  Verkehrs  vieler  kleinen  Gemeinden,  welches  meist 
Städte  sind,  errichtet  werden  können.  Elementar-  und 
Mittelschulen  sind  demnach  ebensowenig  durch  eine  feste 
Grenze  geschieden,  als  die  grofse  Masse  des  Volks  von 
den  sogenannten  gebildeten  Ständen;  beides  geht  all- 
mählig  in  einander  über,  und  %vie  verschiedenartig  auch 
das  Höchste  und  Niedrigste  sein  mag,  so  hängt  die 
Grenzbestimmung  doch  immer  nur  von  willkürlich  an- 
genommenen Merkmalen  ab. 

In  den  Tabellenwerken,  welche  für  das  statistische 
Bureau  des  Preufsischen  Staats  aufgestellt  werden,  scheint 
der  Begriff  einer  Mittelschule  ziemlich  eng  aufgefafst; 
es  gehören  dazu  für  Kinder  beider  Geschlechter  zusam- 
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mengenommen  njur  685  Anstalten  aut  2601  Lehrern  und 
Lehrerinnen^  und  85,545  Zöglingen;  wogegen  der  Ele* 
mentarschule  23,323  Anstalten  mit  28,507  Lehrern  und 
Lehrerinnen  und  2,224,239  Schülern  beiderlei  Geschlechts 
beigezählt  sind«  Hiernach  ist  unter  35  hierhergehdrigen 
Unterrichtsanstalten  nur  eine  Mittelschule;  aber  diese 
sind  stärker  besucht,  als  die  Elementarschulen.  Es  kom- 
men nämlich  durchschnittlidb  auf  eine  Mittelschule  125, 
auf  eine  Elementarschule  dagegen  95  Kinder.  Noch  grö- 
fser  ist  der  Unterschied  in  der  Besetzung  mit  Lehrern. 
Den  Elementarschulen  steht  in  der  Regel  nur  ein  Leh- 
rer vor,  nur  in  wenigen  besonders  zahlreich  besuchten 
ist  nach  ein  zweiter  Lehrer  fest  angestellt;  öfter  ist  al- 
terssdiwachen  Lehrern  noch  zeitweise  ein  Gehülfe  bei- 
geordnet, und  das  Bedürfhifs,  den  Mädchen  besondern 
Schul -Unterricht  in  weiblichen  Arbeiten  ertheileu  zu  las- 
sen, ist  nur  in  einigen  Landestheilen  lebhaft  gefühlt  wor- 
den, ventiuthlich  weil  in  andern  dieser  Theil  des  Unter- 
richts der  häuslichen  Erziehung  überlassen  werden  konnte. 
Ueberhaupt  kommen  hiernadi  in  den  Elementarschulen 
durchschnittlich  80  Lernende  auf  eine  lehrende  Person, 
und  dieses  Verhältnifs  ergiebt  schon,  dafs  der  Unterricht 
für  die  einzelnen  Abtheilungen  der  Kinder  nur  sehr  be- 
schränkt sein  kann,  indem  hier  Kinder  vom  Anfange  des 
sechsten  bis  zur  Vollendung  des  vierzehnten  Jahres 
gröfstentheils  Tom  Kennen  der  Buchstaben  bis  zum  le- 
serlichen und  nothdürftig  orthographischen  Schreiben  ge- 
bracht werden  sollen.  Sehr  viel  günstiger  sind  die  Mit- 
telschulen bestellt;  beide  Geschlechter  werden  hier  fast 
durchgängig  in  besondern  Anstalten  oder  doch  Klassen- 
abtheilungen  unterrichtet.  Mit  Einschlufs  des  nur  zeit- 
weise angestellten  Hülfspersonals  kommen  durchschnitt- 
lich drei  bis  vier  Lehrer  oder  Lehrerinnen  auf  eine 
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Anstalt,  uud  auf  33  Lernende  eine  lehrende  Person. 
Ueberdies  haben  die  Kinder,  welche  die  Mittelschulen 
besuchen,  durch  Warteschulen  oder  häusliche  Erziehung 
gemeinhin  schon  eine  Vorbildung  erlangt,  weldie  den 
meisten  derjenigen  fehlt,  die  der  Elementarschule  über- 
geben werden. 

Die  ganze  Zahl  der  schulfähigen  Kinder  ist  bereits 
oben  zu  2,904,437  angegeben;  sie  bilden  demnach  sehr 
nahe  ein  Fünft  heil  der  gesammten  Einwohnerzahl, 
welche  am  Ende  des  Jahres  1840  14,928,501  betrug,  in- 
dem durchschnittlich  1945  Kinder  im  sdiulfähigen  Alter 
auf  10,000  Einwohner  kommen.  Von  diesen  ^eniefsen 
in  öffentlichen  Elementar-  und  Mittelschulen  nach  den 
vorliegenden  Tabellen  Unterricht  2,309,784,  das  ist  auf 
100  Tausend  durchschnittlich  79,526,  oder  sehr  nahe 
vier  Fünft  heile.  Hieraus  ist  jedoch  keinesweges  zu 
folgern,  dafs  ein  Fünftheil  der  Kinder  ohne  Unterricht 
aufwächst.  Zwar  ändert  sich  das  Verhältnifs  der  schul* 
fähigen  Kinder  zu  den  in  öffentlichen  Schulen  wirklich 
Unterricht  empfangenden  nicht  bedeutend,  wenn  auch 
noch  auf  diejenigen  Rücksicht  genommen  wird,  welche 
in  den  untern  Klassen  der  Gymnasien  bis  Tertia  ein- 
schliefslich,  in  den  Progymnasieh  und  in  andern  von  un- 
tervierzehnjährigen Knaben  besuchten  höhern  Lehranstal- 
ten Unterricht  empfangen.  Nach  den  vorliegenden  Ta- 
bellen beträgt  nämlich: 

die  Zahl  sämmtlicher  Gymnasiasten     .     .  23,158 
wovon  jedoch  für  die  beiden  obersten  Klas- 
sen, deren  Schüler  in  der  Regel  übervier- 
zehnjährig sind,  abgehen 6,134 

nach  deren  Abzug  bleiben 17,024. 

Ferner  befanden  sich  in  den  Progym- 
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nasien^  und  ähnlichen,  wenn  auch  anders 
benannten,  in  den  Tabellen  hierzu  gerech- 
neten Anstalten 1,605 

Endlich  Enthielten  99  höhere  Bürger- 
schulen noch  Knaben 12,669 


so  dafs  überhaupt  noch 31,298 

zu  den 2,309,784 

Kindern  hinzukommen,  weldie  die  Elemen- 
tar- und  Mittelschulen  besuchen,  und  also 
überhaupt  öffentlichen  Unterricht  vor  Voll- 
endung des  vierzehnten  Lebensjahres  er- 
halten      .    2,341,082, 

Diese  Zahl  mit  der  vorhin  angegebenen  Summe  aller 
im  schulfähigen  Alter  stehenden  Kinder  verglichen,  er- 
giebt,  dafs  von  100  Tausend  derselben  durchschnittlich 
80,604,  also  dodi  auch  nur  wenig  über  vier  Fünf- 
theile in  öffentlichen  Schulen  unterrichtet  werden,  in- 
dem das  hier  betrachtete  Yerhältnifs  sich  durch  die  vorr 
stehend  zugezogenen  Lehranstalten  doch  nur  um  wenig 
über  1  pro  Cent  günstiger  stellt.  Wahrscheinlich  ist 
auch^von  dem  Privatunterrichte  keine  gröfsere  Einwir- 
kung auf  die  Zahl  der  Unterricht  empfangenden  Kinder 
zu  erwarten.  Denn  wie  gewöhnlich  es  auch  ist,  dafs  ge- 
bildete und  wohlhabende  Eltern  Hauslehrer  für  ihre  Kin^ 
der  annehmen,  wenn  an  ihrem  Wohnorte  nur  Elemen«^ 
tarschulen  bestehen,  so  ist  die  Zahl  solcher  Familien  im 
Verhältnisse  gegen  die  grofse  Masse  des  Volks  doch  so 
wenig. beträchtlich,  dafs  wahrscheinlich  nicht  viel  mehr 
Kinder  durch  Hauslehrer  gebildet  werden,  als  nach  vor- 
stehender Berechnung  die  Gymnasien  und  höhern  Bür- 
g^erschulen  enthalten.  Dagegen  ändert  sich  das  Verhält^ 
nifs  der  schulfähigen  Kinder  zu  denen,  welche  wirklich 
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die  Schulen  besuchen,  sehr  wesentlich  dadurch,  dafs  in 
sehr  vielen  Fällen  die  Kinder  erst  nach  vollendetem  sie- 
beuten  Jahre  für  schulfähig  geachtet  werden.  Nach  der  ^ 
Zählung  zu  Ende  des  Jahres  1840  bestand  über  ein  Yier- 
theil  aller  schulfähigen  Kinder  aus  solchen,  weldhe  zwar 
das  fünfte  Jahr  überschritten,  das  siebente  aber  noch 
nicht  vollendet  hatten.  In  diesem  zarten  Alter  werden 
viele  Kinder  noch  nicht  zur  Schule  geschickt,  besonders 
wenn  dieselbe  —  wie  es  häufig,  namentlich  in  den  min- 
der dichtbevölkerten  Landestheilen  vorkommt  —  von  der 
Wohnung  der  Eltern  entlegen  ist,  und  überhaupt  wird 
auf  den  Schulbesuch  vor  dem  siebenten  Jahre  wegen  der 
mannigfaltigen  Schwächen  der  frühern  Kindheit  minder 
strenge  gehalten.  Bliebe  nur  die  Hälfte  der  Kinder  in 
diesem  Lebensalter  für  schulfähig  zu  achten,  so  würde 
sich  ergeben,  dafs  mehr  als  neun  Zehntheile  aller 
schulfähigen  Kinder  wirklich  öffentliche  Schulen  besu- 
chen. Ueberhaupt  wachsen  im  Preufsischen  Staate  ge- 
wifs  nur  noch  sehr  wenig  Kinder  ganz  ohne  Schul-  oder 
denselben  ersetzenden  Privatunterricht  auf,  und  der  Ab- 
gang eines  Zehntheils,  welcher  vorstehend  noch  als  wahr- 
scheinlich angenommen  wurde,  beruht  nicht  sowohl  dar- 
auf, dafs  ein  Zehntheil  der  Kinder  gar  keinen  Schulun- 
terricht erhielte,  als  vielmehr  darauf,  dafs  ein  beträcht- 
licher Theil  der  Kinder  nur  während  eines  Theiles  der 
mindestens  sieben  Schuljahre  die  Schule  wirklich  be- 
sucht. Die  Feldarbeiten  geben  weniger  Anlafs  dazu,  als 
die  Fabriken,  indem  jene  die  Hülfe  der  Kinder  nur  in 
gewissen  Jahreszeiten  in  Anspruch  nehmen,  während 
diese  den  Vortheil,  Arbeitslohn  durch  wohlfeile  Kinder- 
arbeit zu  sparen,  mehrentheils  das  ganze  Jahr  hindurch 
benutzen  können.  Uebersehen  darf  bei  solchen  Betradi- 
tungen  im  Allgemeinen  nicht  werden,  dafs  der  Aufwand, 
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welchen  die  Völker  für  den  Schulunterridit  der  Kinder 
machen,  theils  unmittelbar  beträchtliche  Verwendungen 
zur  Unterhaltung  der  Lehranstalten  erfordert,  theils  mit- 
telbar dadurdi  kostbar  wird,  dafs  er  die  Benutzung  der 
Kinder  als  Arbeitsgehtilfen  vermindert.  Sollen  Elemen- 
tarschulen das  Bedürfaifs  des  Unterrichts  soweit  hinrei- 
chend befriedigen,  als  es  unter  den  gebildeten  Völkern 
unsers  Zeitalters  für  nothwendig  erachtet  wird,  so  kann 
der  Aufwand,  welcher  auf  ein  schulfähiges  Kind  in  die- 
ser Beziehung  )ährlich  zu  machen  ist,  gewifs  nicht  unter 
dritte  halb  Thaler  geschätzt  werden.  Dies  giebt  näm- 
lich für  eine  Schulanstalt,  worin  ein  Lehrer  80  Kinder 
unterrichtet,  nur  200  Thaler,  welches  für  die  Verzinsung 
der  Baukosten  und  für  die  laufende  Unterhaltung  des 
Schulhauses,  für  Unterhalt  des  Lehrers  in  baarem  Gelde 
und  Naturalien,  für  Anschaffung  von  Lehrmitteln  und 
Erwärmung  des  Unterrichtslokals  offenbar  eine  höchst 
bescheidene  Forderung  ist.  Unter  Völkern,  welche 
menschUdie  Arbeitskräfte  zu  nutzen  verstehen,  wird  die 
Arbeit  eines  Kindes  in  dem  Alter  vom  Anfange  des  ach- 
ten bis  zur  Vollendung  des  vierzehnten  Lebenswahres  bei 
mäfsigen  Anforderungen  im  Durchschnitte  wohl  den  W"erth 
eines  Silbergroschens  täglich  haben,  folglich  in  den 
300  Arbeitstagen  des  Jahres  zehn  Thaler  einbringen. 
W^erden  indessen  in  Rücksicht  auf  Verhinderungen  durch 
Kinderkrankheiten  und  mannigfaltige  Zufälle  nur  zwei 
Drittheile  dieser  Summe  als  Verlust  angenommen,  wel- 
cher durch  anhaltende  Benutzung  des  Schulunterrichts 
entsteht:  so  würden  doch  immer  für  die  2|  Millionen 
Kinder  in  dem  hier  bezeichneten  Lebensalter,  welche  der 
Preufsisclie  Staat  am  Ende  des  Jahres  1840  enthielt, 
14|  Millionen  Thaler  als  jährlicher  Verlust  an  Arbeits- 
ertrag in  Rechnung  zu  bringen  sein.     Der  Schulunter- 
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ridit  selbst  aber  für  2^  Millionen  überhaupt  schulfähiger 
Kinder  zu  2|  Thalem  für  jedes  derselben  würde  7j  Millio^ 
nen  Thaler  kosten.  Die  Gesanuntheit  der  Einwohner 
des  Preufsischen  Staats  würde  demnach  <beils  an  dem 
unmittelbaren  Aufwände,  theils  an  verlorner  Nutzung 
den  Elementarunterricht  der  Kinder  mit  noch  über  21| 
Millionen  Thaler  jährlich  erkaufen,  wenn  derselbe  den 
Forderungen  des  Zeitalters  gemäfs  ertheilt  werden  sollte, 
und  menschliche  Arbeitskraft  überall  den  hier  vorausge-- 
setzten  Ertrag  gäbe.  Wie  weit  auch  die  Wirklichkeit 
hinter  diesem  Ansdilage  noch  zurückbleiben  mag,  so 
bleibt  dodi  unverkennbar,  dafs  die  Gewährung  des  Ele- 
mentarunterrichts eine  der  beträchtlichsten  Ausgaben  d^ 
Völker  ist.  Allerdings  wird  dieser  Aufwand  überreich- 
lich vei^tet  durdi  die  Früchte,  welche  derselbe  trägt; 
indessen  erfordert  der  Vorschufs,  welcher  auf  die  Saat 
in  Hoffnung  der  Ernte  auch  hier  gemacht  werden  mufs, 
doch  Mittel,  welche  bei  den  mannigfaltigen  Anforderun- 
gen an  den  Ertrag  der  Arbeiten  des  Volks  nur  mühsam 
aufzubringen  sind,  und  es  wird  daher  sehr  erklärlich, 
dafs  in  LandesÜieilen,  worin  der  Ertrag  der  menschli- 
chen Arbeit  durchschnittlich  noch  sehr  gering  ist,  die 
jScbulanstalten  für  die  grofse  Masse  des  Volks  auch  noch 
/sehr  unzureichend  sind. 

Im  Preufsischen  Staate  zeichnet  sich  besonders  die 
Provinz  Sadisen  durch  reichlich  dargebotenen  und  be- 
nutzten Volksunterricht  aus.  Von  10  Tausend  Kindern, 
welche  das  sechste  Lebensjahr  angetreten,  das  vierzehnte 
aber  noch  nicht  vollendet  haben,  erhalten  in  den  Ele- 
mentar- und  Mittelschulen  wirklich  Unterricht 

im  Regierungs- Bezirk  Merseburg  ....  9,306 
H  u  u  Magdeburg  ....  9,190 
M  «  «       Erfurt 9,003 
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ako  dnrcbgfingig  über  nennZehnlheile.  Der  Unter-* 
ridit  vertheilt  sidi  auf  beide  Geschlediter  so  gleicbföiH 
mig,  dafs  sogar  noch  ein  kleines  Uebergewtcht  auf  Sei^ 
ten  der  Mädchen  ist,  welches  wohl  nur  dadurch  entste- 
hen kann,  dafs  die  Knaben ,  weldie  in  Gymnasien  und 
andern  hohem  Lehranstalten  unterrichtet  werden ,  hier 
nidit  mit  in  Redmung  gebracht  sind.  Diesdbe  ergiebt 
nämlich  auf  10  Tausend  sdiulfähige  durchschnittlich  die 
Schule  wirklich  besuchende  Kinder 

Knabfd         Mädch^i 

im  Regierungs- Bezirk  Merseburg  .     9^279    ^    9,333 
«  «  a       Magdeburg      9,186        9,274 

i<  u  n       Erfurt    .     .     8,932        9,077. 

Der  nächst  angrenzende  beträchtlidie  Theil  des  PreuCsi* 
sehen  Staats,  welcher  Mittel-  und  Niedersdilesien,  die 
Provinz  Brandenburg  und  den  mittlem  Theil  der  Provinz 
Pommern  zu  beiden  Seiten  der  Oder  umfafst,  steht  doch 
auch  in  Rücksidit  auf  den  Besuch  der  Elementar-  und 
Mittelschulen  über  dem  Durchschnitt  für  den  ganzen 
Staat.  Auf  10  Tausend  schulfähige  Kinder  besuchten 
nämlich  hier  im  Durchschnitte  di^e  Schulanstalten  wirklidi 
im  Regierungs-Bezirk  Potsdam  <^e  Berlin      8,877 

«       Liegnitz 8,564 

Breslau 8,543 

ii       Frankfurt     ....    8,339 

Stettin 8,063. 

Der  Unterricht  vertheilte  sich  hier  fast  gleichförmig  un- 
ter beide  Geschlechter,  so  dafs  der  geringe  Unterschied, 
welchen  die  Rechnung  ergiebt,  fast  nur  als  zufilllig  an- 
zusehen ist.  Nur  im  Regierungs-B^rke  Potsdam  er- 
giebt sich  wahrscheinlich  aus  dem  vorbemerkten  Grunde 
nur  ein    etwas    erheblicheres   Uebergewicht  auf  Seiten 
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der  Mfiddien.  Es  besuchten  nämlich,  den  GescUeditem 
nadi  getrennt,  von  10  Tausend  schiilfähig;en  Kindern 
die  Schule  wirklich: 

Knaben         MSdchcn 

im  Reg'ierungS'Bezirke  Potsdam  ohne 

Berlin 8,828        8,928 

im  Regierungs- Bezirk  Liegnitz      .    8^604        8,524 

Breslau  .     .     8,549        8,536 
Frankfurt   .     8,290        8,388 
«  «        Stettin    .     .     8,087         8,041. 

Die  Stadt  Berlin  ist  wegen  ihrer  eigenthümlichen  Ver- 
hältnisse von  den  vorstehenden  Berechnungen  ausge- 
schlossen worden.  Die  Sorgfalt,  welche  die  stadtisdien 
Behörden  der  Verbreitung  und  Verbesserung  des  Unter- 
richts für  alle  Klassen  der  Einwohner  widmen,  und  die 
Bereitwilligkeit,  womit  der  ansehnliche  Aufwand  dafür 
fortwährend  noch  erhöht  wird,  verdienen  die  rühmlichste 
Anerkennung.  Gleichwohl  ergiebt  noch  die  Zählung  zu 
Ende  des  Jahres  1840  ein  so  sehr  ungünstiges  Verhält- 
nifs  des  Besuchs  der  Elementar-  und  Mittelsdiulen  zu 
der  Anzahl  der  Kinder  im  sdiulfahigen  Alter,  dafs  Ber- 
lin in  dieser  Beziehung  niedriger  steht,  als  irgend  ein 
Regierungs- Bezirk  des  Preufeischen  Staats ^  Bromberg 
allein  ausgenommen.  Die  Stadt  mit  ihrem  Weichbilde 
enthielt  nämlich  nach  der  polizeilichen  Zählung  zu  Ende 
des  Jahres  1840  vom  Eintritte  in  das  sechste  bis  zur 
Vollendung  des  vierzehnten  Lebensjahres 

Knaben 26,042 

Mädchen 25,396 

Kinder  überhaupt      . .     51,438. 

Davon  besuchten  die  Elementar-^  und  Mittelsdiulen  wirk- 
lich: 
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Knaben 14,023 

Mädchen 14,907 

Kinder  überhaupt 28,930. 

Yon  10  Tausend  Sdiulfähigeu  besuchten  demnach  durch- 
schnittlich die  genannten  Schulen  wirklidi  nur 

Knaben 5,385 

Mädchen • 5,870 

Kinder  überhaupt 5,624. 

Es  benutzten  also  nur  neun  Sechszehntheile  aller 
schulfähigen  Kinder,  das  ist:  ivenig  über  die  Hälfte  den 
dargebotenen  Schulunterricht  wirklich.  Dieses  sehr  un- 
günstige Ergebnifs  ist  jedoch  zum  Theil  nur  ein  schein- 
bares. Der  Theil  der  untervierzehn)ährigen  Knaben, 
welcher  in  d&ot  Gymnasien  und  hi^ren  Bürgerschulen 
Unterricht  empfängt,  ist  in  Berlin  "^erhältnifsmäfsig  be- 
trächtlich. Es  besuchten  nämlich  Knaben 
die  Gymnasien  mit  Ausschlufs  der  beiden  obe- 
ren Klassen "     1,325 

die  höheren  Büi^erschulen 2,248 

zusammengenommen   .     .      3,573 
treten  diese  noch  zu  denjenigen     .     «    «     •     14,023 
welche  die  Elementar-  und  Mittelschulen  be- 
suchen, 

so  benutzen  den  öffentlichen  Unterricht  über- 
haupt Knaben 17,596 

das  ist  von  10  Tausend  Schulfähigen  durch- 
schnittlich  6,757- 

das  sind  doch  fj  oder  noch  etwas  über  zwei  Drit- 
theile. Zwar  ersdieint  auch  dieses  Verhältnifs  um  so 
mehr  noch  ungünstig,  als  dasselbe  nur  allein  die  Kinder 
männlichen  Geschlechts  betriflft,  und  das  Ergebnifs  für 
beide  Geschlechter  zusammengenommen  nur  in  soweit 
geändert  mrd,  dafs  mit  Hinzurechnung  der  Knaben,  wel- 
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che  in  Gymnasien  und  höhern  Bürgerschulen  Unterricht 
empfangen,  von  10  Tausend  überhaupt  schulfähigen  Kin- 
dern nur  6319  die  Schulen  wirklich  besuchen,  das  ist 
nahe  ^^^  oder  eine  Zahl,  welche  zwischen  |  und  |  fällt. 
Indessen  ist  noch  zu  erwägen,  dafs  Berlin  auch  noch 
viele  und  zum  Theil  ansehnliche  Privatschulen  besitzt, 
und  dafs  auch  die  Töchter  der  gebildeten  Stände  gro- 
fsentheils  Privatunterricht  im  elterlichen  Hause  selbst 
empfangen,  wodurch  sich  insbesondere  der  Nachtheil  aus- 
gleicht, worin  das  weibliche  Geschlecht  nach  vorstehen- 
den Berechnungen  in  Bezug  auf  Unterridht  zu  stehen 
scheint.  Aber  der  Einflufs  eben  dieser  mindernden  Ver- 
hältnisse darf  doch  nicht  übersehen  Fassen,  dafs  Berlin 
keinesweges  von  den  Nachtheilen  verschont  bleibt,  wel- 
che die  Benutzung  von  Kinderarbeiten  in  den  Fabriken 
erzeugt.  Verhindert  dieser  verderbliche  Mifsbrauch  auch 
den  Schulbesuch  nicht  gänzlich,  so  kürzt  er  denselben 
doch  beträchtlich  ab,  und  mindert  dadurch  die  Zahl  der 
gleichzeitig  die  Schule  besuchenden  Kinder. 

In  den  westlichen  Provinzen  des  Preufsischen  Staats 
wiederholt  sich  dieselbe  Erscheinung.  Es  benutzten  näm- 
lich den  öffentlichen  Unterricht  in  den  Elementar-  imd 
Mittelschulen  von  10  Tausend  Kindern  beider  Geschlech- 
ter  durchschnittlich: 

im  Regierungs -Bezirk  Koblenz 8,985 

Münster 8,409 

•c  «  «       Arnsberg      ...     *    8,396 

«       Aadien 8,041 

H  n        Düsseldorf   ....     8,036 


^  n  n       Köln 7,987 

H  u  H       Minden     .....     7,819 

Trier 7,811. 

Hiet  steht  der  Regierungs-Bezirk  Koblenz  weit  voran; 
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er  schliefst  sich  in  Bezug  auf  den  Schulbesodi  nnniit- 
telbar  an  die  Provinz  Sachsen,  und  übertnfft  hierin  noch 
den  Regierungs -Bezirk  Potsdam;  aber  die  Bewohner  die- 
ses Landesfheils  sind  auch  fast  ganz  auf  Ackerbau,  Vieh- 
zttdit,  Weinbau  und  den  Betrieb  solcher  Gewerbe  an- 
gewiesen, wobei  Kinder  kaum  irgend  Beschäftigung  fin* 
den.  Dabei  erleichtert  die  verhältnifsmäfsig  dichte  Be- 
völkerung gemeinnützige  Anstalten  und  namentlich  audi 
das  Anlegen  von  Elementarschulen  sehr  viel  mehr,  als 
in  der  Provinz  Brandenburg  und  im  nördlichen  Theile 
der  Provinz  Sachsen.  Das  Münsterland  erfreut  sich  die- 
ses Yortheils  nicht  in  gleichem  Maafse,  doch  befinden 
sich  auch  hier  fast  gar  keine  Fabriken,  welche  Kinder- 
arbeit gebrauchen,  und  es  steht  demnach  in  Bezug  auf 
den  Schulbesuch  noch  höher,  als  alle  andern  gewerbrei- 
ehern  und  dichter  bevölkerten  Regierungs -Bezirke  der 
beiden  westlichen  Provinzen,  und  auch  gegen  den  vor- 
stehend bezeichneten  mitdern  Theil  des  Preufsiscfaen 
Staats  noch  über  den  Regierungsbezirken  Frankfurt  und 
Stettin.  Die  drei  bei  weitem  am  dichtesten  bevölkerten, 
unmittelbar  aneinander  gelegenen  Regierungsbezirke  Düsn 
seldorf,  Köln  und  Aachen  enthalten  dagegen  zahlreiche 
Fabrikaulagen,  wobei  Kinderarbeit  vielfach  benutzt  wirdj 
daher  erreichen  sie  dieser  dichten  Bevölkerung  und  des 
hohen  Grades  von  Wohlstand  ungeachtet  nicht  viel  mehr 
als  den  mittlem  Durchschnitt  für  den  ganzen  Staat  in 
dem  Verhältnisse  der  Schulfähigkeit  gegen  den  Schulbe- 
such. Der  Regierungs -Bezirk  Arnsberg  hat  nur  in  sei- 
ner westlichen  Hälfte  eine  gleich  bedeutende  Fabrikation, 
in  der  östlichen  ist  der  Ackerbau  vorherrschend,  daher 
stellt  sich  das  Verhältnifs  der  öffentlichen  Schulanstalten 
hier  auch  eriieblich  günstiger.  Der  Regierungs -Bezirk 
Minden    besteht   aus    ganz   verschiedenartigen   Theilen, 
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worin  eben  so  verscfaiedeuartige,  der  Theil&ahme  am  all- 
gemeinen Schulunterricht  minder  günstige  Yerhältnisse 
-wirksam  geworden  sind,  und  die  Benutzung  desselben 
noch  unter  den  mittlem  Durchschnitt  für  den  ganzen 
Staat  herabgedrückt  haben.  Dasselbe  gilt  auch  von  dem 
am  entgegengesetzten  südlichen  Ende  der  beiden  west- 
lichen Provinzen  liegenden  Regierungs-Bezirke  Trier. 
Wie  verschieden  auch  die  beiden  letztgenannten  Regie- 
rungsbezirke in  jeder  andern  Beziehung  sein  mögen,  so 
kommen  sie  doch  darin  überein,  dafs  in  beiden  nur  sehr 
wenig  über  78  pro  Cent  der  schulfähigen  Kinder  die 
Sdiulen  wirklich  besuchen.  Der  Durchschnitt  für  den 
ganzen  Regierungs- Bezirk  wird  hier  vornehmlich  durch 
den  Einflufs  derjenigen  Gegenden  herabgesetzt,  worin 
unter  den  frühern  Regierungen  sehr  wenig  Sorgfalt  auf 
den  Unterricht  des  Volks  verwendet  wurde,  und  worin 
die  ländlichen  Gemeinden  allzuann  sind,  um  eine  schnelle 
Verbesserung  dieses  versäumten  Zustandes  zu  gestatten; 
der  südliche  Theil  des  Regierungs -Bezirks  Minden  und 
der  nordwestliche  des  Regierungs-Bezirks  Trier  schei- 
nen sich  namentlich  in  dieser  Lage  zu  befinden.  Das 
Verhältnifs,  worin  die  beiden  Geschlechter  insbesondere 
an  dem  Schulunterrichte  Theil  nehmen,  ist  nur  in  den 
Regierungs-Bezirken  Aachen  und  Köln  auffallend  ver- 
schieden. Es  besuchten  nämlich  von  10  Tausend  Schul- 
fähigen im  erstem  8,322  Knaben  gegen  nur  7,748  Mäd- 
chen, und  im  letztern  8,099  gegen  7,868  Mädchen  die 
Elementar-  und  Mittelschulen.  Ob  dies  seinen  Grund 
darin  hat,  dafs  mehr  Mädchen  als  Knaben  bei  Fabrikar- 
beiten gebraucht  werden,  oder  ob  darin,  dafs  die  Mäd- 
chen überhaupt  sich  dem  Schulunterrichte  früher  entzie- 
hen, mufs  einer  nähern  Prüfung  anheim  gestellt  bleiben. 
Am  ungünstigsten  und  durchgängig  unter  dem  mitt- 
lem 
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lern  Durchschnitte  fßr  den  ganzen  Staat  steht  das  Yer- 
hSltni£s  des  Sdhulbesuchs  zu  der  Schulfilhigkeit  in  den 
beiden  östlichen  Provinzen  des  Preufsischen  Staats,  wel- 
chen auch  Hinterpommern  und  Oberschlesien  in  mehr- 
facher Beziehung  anzuschliefsen  ist.  Es  benutzten  näm- 
lich den  Unterricht  in  den  Elementar-  und  Mittelschu- 
len von  10  Tausend  schulfähigen  Kindern  durdbsdmitt- 
lieh: 

im  Regierungs- Bezirk  Oppeln 7,935 

Königsberg  ....     7,467 
Gumbinnen  ....     7,414 

Köslin 7,286 

Posen 6,752 

Danzig 6,749 

Marienwerder  .  .  .  6,569 
Bromberg  .  *  .  .  5,601. 
Diese  acht  Regierungs -Bezirke  bilden  an  der  Ostseite 
des  Preufsischen  Staats  eine  zusammenhängende  Flädie 
von  2,216  geogr.  Quadrat-Meilen,  worauf  am  Ende  des 
Jahres  1840  4,843,000  Einwohner  lebten;  sie  enthalten 
demnach  mehr  als  zwei  Fünft  heile  des  Staatsgebie- 
tes, und  beinahe  ein  Drittheil  seiner  Bewohner.  Der 
Regierungs -Bezirk  Köslin,  der  westwärts  der  W"eidisel 
gelegene  Theil  der  Regierungs -Bezirke  Danzig  und  Ma- 
rienwerder und  der  Regierungs -Bezirk  Bromberg  bilden 
zusammengenommen  denjenigen  Theil  des  Preufsischen 
Staats,  welcher  die  mindestdichte  Bevölkerung  enthält. 
Besser,  doch  auch  nur  schwach  bevölkert  ist  der  grö- 
fsere,  ostwärts  der  Weichsel  gelegene  Theil  der  Pro- 
vinz Preufsen,  und  noch  dichter  ist  die  Bevölkerung 
des  Regierungs -Bezirks  Posen;  indessen  steht  die  Be- 
völkerung in  allen  diesen  Landestheilen  noch  erheblich 
unter  dem  mittlem  Durchschnitte  für  den  ganzen  Staat. 
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Oberschlesien  erhebt  sich  dagegen  schon  bedeutend  über 
denselben  y  und  nimmt  besonders  durch  den  lebhaft  be- 
triebenen Bergbau  schnell  an  Wohlhabenheit  zu.  Dem- 
gemäfis  ist  auch  die  Benutzung  des  Schulunterrichts  hier 
so  weit  vorgeschritten  y  dafe  sie  dem  mittlem  Durch- 
schnitte für  den  ganzen  Staat  sehr  nahe  kommt.  Be- 
trächtlich ungünstiger  steht  in  dieser  Beziehung  schon 
Ostpreufsen,  in  dessen  beiden  Regierungs- Bezirken  noch 
nicht  ganz  drei  Yiert heile  der  schulfähigen  Kinder 
die  Elementar-  und  Mittelschulen  -wirklich  besuchen;  in- 
dessen erscheint  der  Schulbesuch  hier  wohl  deshalb  nur 
so  gering,  weil  derselbe  in  Folge  wirthschaftlicher  und 
klimatischer  Verhältnisse  auf  dem  Lande  wohl  gröfsten- 
theils  erst  mit  dem  vollendeten  siebenten  Jahre  be- 
ginnt. Im  Regierungs -Bezirk  Danzig  besuchen  |J,  oder 
nur  wenig  über  zwei  Drittheile  der  schulfähigen  Kinder 
wirklich  die  Elementar-  und  Mittelschulen.  Das  scheint 
wenig  in  Bezug  auf  die  Wohlhabenheit  und  stärkere 
Bewohnung  der  Kreise  Danzig,  Elbing  und  Marienburg; 
aber  der  Durchschnitt  für  den  ganzen  Regierungs -Bez. 
stellt  sich  in  solchem  Maafse  niedrig  in  Folge  der  gerin- 
gen Bevölkerung  der  auf  dem  linken  Weichselufer  gele- 
genen vier  Kreise  Neustadt,  Stargard,  Karthaus  und  Beh- 
rendt wovon  besonders  die  beiden  letztem  zu  dem  ödesten 
und  ärmsten  Theile  des  PreuCs.  Staats  gehören.  Noch  un- 
ter zwei  Drittheilen  der  schulfähigen  Kinder  steht  der 
Schulbesuch  im  Regierungs -Bez.  Marienwerder;  dieses 
Ergebnifs  entsteht  zunächst  durch. den  EinfluCs  der  Kreise 
Konitz  und  Schlochau,  welche  mit  den  beiden  letztge- 
nannten Kreisen  des  Regierungs -Bezirks  Danzig  in  glei- 
chem Verhältnisse  sind.  Ueberdies  sind  auch  die  Kreise 
Krone  und  Kamin  an  der  südwestlichen,  und  die  Kreise 
Strafsburg  und  Löbau  an  der  südöstlichen  Grenze  des 
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Regiernngs -Bezirks  sdiwach  bevölkert,  und  in  wirA- 
schaftlicher  Beziehung  wenig  begünstigt.  Der  Schulbe* 
such  mufs  sich  daher  hier  fast  ganz  auf  die  ttbersieben- 
)ährigen  Kinder  beschränken,  und  auch  bei  diesen  hin- 
dert die  Entlegenheit  des  Schulhauses  und  das  wirf^* 
schaftliche  Bedtirfnifs  der  Eltern  theilweise  den  Schul- 
besuch. Bedeutend  besser  als  in  den  beiden  -vrestpreu- 
fsischen  Regierungs- Bezirken  stellt  sich  der  Schulbe^ 
such  im  Regierungs -Bezirk  Köslin,  wo  zwar  ebenfalls 
besonders  in  den  vom.  Ostseestrande  entfernten  Gegen- 
den und  namentlich  im  Kreise  Rummelsburg  und  in  der 
Herrschaft  Bütow  die  Bevölkerung  sehr  schwach  und  der 
Ertrag  der  Arbeiten  sehr  gering  ist,  doch  aber,  da  die- 
ser Landestheil,  gleich  Ostpreufsen,  der  Pflege  einer  für 
den  Volksunterricht  besorgten  Regierung  schon  seit  zwei 
Jahrhunderten  geniefst,  beinahe  drei  Viert  heile  der 
schulfähigen  Kinder  den  Sdbulunterricht  wirklich  benutzen. 
In  der  Provinz  Posen  hat  erst  seit  einem  Viertel -Jahr- 
hunderte kräftig  und  mit  Erfolg  für  den  Volksunterricht 
gewirkt  werden  können.  Die  dichtere  Bevölkerung  des 
Regierungs -Bezirks  Posen  hat  die  Bemühungen  der  Re- 
gierung hierin  unterstützt,  und  es  besuchen  jetzt  hier 
ebenso,  wie  im  Regierungs-Bezirke  Danzig,  bereits  mehr 
als  zwei  Drittheile  der  schulfähigen  Kinder  wirklich  die 
Schule.  Im  Regierungs -Bezirk  Bromberg  war  bei  glei- 
cher Sorgfalt  der  Schulbesuch  doch  nur  erst  auf  etwas 
über  die  Hälfte  der  schulfähigen  Kinder  gestiegen,  und 
hatte  {^  derselben  noch  nicht  ganz  erreicht,  vorzüglich 
wohl  nur  deshalb,  weil  hi^r  die  minder  dichte  Bevölke- 
rung und  theilweise  auch  die  Armuth  der  Einwohner 
das  Entstehen  hinreichend  naher  Schulanstalten  erschwerte. 
Endlich  ist  hier  noch  der  besondern  Verhältnisse  des  Re- 
gierungs-Bezirks  Stralsund  zu  gedenken,  welcher  durch 
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~i  I  ^  ^ 

den  nächstanliegenden  Regierungs- Bezirk  Stettin  von  der 
eben  betraditeten  Ländermasse  getrennt  wird^  und  der 
Anzahl  seiner  Einwohner  nach  bei  weitem  der  kleinste 
des  Preufsischen  Staates  ist  Die  Bevölkerung  desselben 
ist  gleichwohl  dichter,  als  in  irgend  einem  andern  Theile 
der  Provinz^i  Brandenburg  und  Pommern,  und  der  An- 
bau eines  reidien  Bodens  die  Hauptbeschäftigung  der 
wohlhabenden  Einwohner.  Zwar  erst  seit  1816  zum 
Preufsischen  Staate  gehörig,  hat  doch  auch  früher  hier 
schon  eine  Verfassung  bestanden,  welche  der  sittlichen 
Erziehung  förderlich  war.  Unter  diesen  Umständen  mufis 
es  unerwartet  ersdieinen,  dafs  von  10  Tausend  sdiulfä- 
higen  Kindern  durchschnittlich  hier  nur  6,620  die  Schu- 
len wirklich  besuchen,  und  also  der  Schulbesuch  noch 
nicht  ganz  zwei  Drittheile  der  schulfähigen  Kinder  um- 
fsSst.  Wahrsdieinlich  hat  an  diesem  Ergebnisse  den  we- 
sentlichsten Antlieil  ein  Beharren  auf  den  Vorstellungen 
einer  Zeit,  worin  die  Benutzung  des  Schulunterrichts  auf 
weniger  Jahre  beschränkt  wurde,  weil  eine  längere  Dauer 
desselben  für  die  Bedürfnisse  des  Volkes  entbehrlich, 
und  für  die  praktische  Bildung  des  Arbeiterstammes  so- 
gar nachtheilig  erschien. 


Zahlen  Verhältnisse 
der  Gymnasien,  Progymnasien  und  höhern  Bür- 
gerschulen im  Preußischen  Staate  von  1831  bis 

mit  1841. 


£j\kr  YorbereituDg  für  den  wissenschaftlichen  Untierricht 
bestanden  vormals  in  allen  groCsen  und  mittlem,  und 
selbst  in  den  ansehnlichsten  unter  den  kleinen  Städten, 
sogenannte  lateinische  Schulen,  welchen  diese  Benennung 
beigelegt  wurde,  weil  der  wesentlidiste  Theil  des  Unter- 
richts im  Erlernen  der  lateinischen  Sprache  bestand,  wo- 
bei die  Fertigkeit,  grammatisch  richtig  Latein  zu  spre- 
chen und  zu  schreiben,  als  höchstes  Ziel  vorschwebte, 
da  der  Besitz  derselben  für  Jeden,  welcher  auf  wissen- 
schaftliche Bildung  Anspruch  machte,  ganz  unentbehr- 
lich erschien.  Die  Gymnasien  unseres  Zeitalters  stellen 
noch  dieselbe  Forderung  an  ihre  zur  Universität  abge- 
henden Schüler;  aber  es  wird  neben  derselben  und  ei- 
gentlich als  höhere  Bildungsstufe  Bekanntschaft  mit  dem 
Geiste  der  ausgezeichnetesten  Schriftsteller  des  klassi- 
schen Alterthums,  also  nicht  blos  der  Römischen,  son- 
dern auch  der  Griechischen,  deshalb  auch  grammatische 
Kenntoifs  der  griechischen  Sprache,  neben  diesen  beiden 
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auch  noch  das  Vemiögen,  neuere  Sprachen,  besonders 
die  französische y  wenig^stens  zu  verstehen,  sich  in  der 
Mutterspra/che  sdiriftlich  und  mündlich,  rein,  klar  und 
mit  Geschmack  auszudrücken,  und  aufserdem  noch  ein 
beträchtlicher  Vorrath  von  geschichtlichen,  mathemati- 
schen und  naturwissenschaftlichen  Kenntnissen  verlangt. 
Um  diesen  Erfordernissen  möglichst  zu  gentigen,  sind 
die  Gymnasien  weitläuftige  und  deshalb  auch  kostbare 
Anstalten  geworden,  es  konnte  daher  nur  ein  Theil  der 
vormaligen  lateinischen  Schulen  in  vollständige  Gymna- 
sien umgebildet  werden.  Am  Ende  des  Jahres  1840  ent- 
hielt der  Preufsiscfae  Staat  114  Gymnasien,  wovon  sich 
befanden 

in  der  Provinz  Ostpreufsen 8 

«     «  «        Westpreufsen 6 

i<     tt  «        Posen 5 

«     w  «        Brandenburg 18 

u     «  u        Pommern 7 

«I     «  «        Schlesien 20 

<t     «  «        Sachsen 21 

H     «  «        Westphalen 11 

«     «    Rheinprovinz *     .     18 

Zusammen  also     .     .     .  114. 
Hierzu  treten  noch   die  wissenschaftlichen 
Bildungsanstalten   zu  Meseritz  im  Begierungs- 
Bez.  Posen  u.  zu  Niesky  in  der  Oberlausitz  2 

welche  beide  in  der  Kirchen-  und  Schul- 
tabelle für  1840  unter  den  Gymnasien  aufge- 
führt, doch  aber  für  minder  allgemeine  Unter- 
richtszwecke bestimmt  sind.  

Hierdurch  erhöht  sich  in  gedachter  Tabelle 
die  Zahl  der  Gymnasien  auf 116* 
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Nach  derselben  Tabelle  waren  in  diesen  116  Gymnasien 
am  Ende  des  Jahres  1840  Schüler,  und  zwar: 

in  Ostpreufsen 1,750 

«  Westpreufsen 1,353 

«  Posen .       1.571 

«  Brandenburg 4,142 

c(  Pommern 1,586 

«  Schlesien   .     * 4,401 

«r  Sadisen 3,335 

«  Westphalen 1,798 

(c  Rheinprovinz 3,222 

Im  ganzen  Staate  zusammen  also  .  23,158. 
Wird  diese  Schülerzahl  verglichen  mit  der  gleichzeitig 
aufgenommeneu  Anzahl  sämmtlicher  Einwohner,  so  er- 
giebt  sich  folgendes  Verhältnifs :  Es  kam  nämlich  durch- 
schnittlich auf  100  Tausend  Einwohner  in  den  einzelnen 
Provinzen  nachstehend  benannte  Anzahl  von  Gymnasial- 
schülern : 

Brandenburg 223 

Sachsen 204 

Schlesien 154 

Pommern  .......     150 

Westpreufsen 148 

Westphalen 130 

Posen 127 

Ostpreufsen 126 

Rheinprovinz 124 

Im  ganzen  Staate  .  .  166. 
Nur  zwei  Provinzen  erheben  sich  in  dieser  Zusammen- 
stellung über  den  mittlem  Durchschnitt  für  den  ganzen 
Staat,  beide  jedoch  sehr  bedeutend,  nämlich  Brandenburg 
fast  bis  auf  das  Anderthalbfache,  und  Sachsen  beinahe 
in  dem  Verhältnisse  wie  vier  zu  drei.     Schlesien  steht 
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dem  mittlem  Durchschnitte  so  nahe,  dafs  der  Unterschied 
durchaus  unbedeutend  und  nur  zufällig  erscheint.  Pom- 
mern und  Westpreufsen  stehen  nur  wenig  niedriger. 
Erheblicher  ist  schon  der  Unterschied  in  Westphalen; 
noch  etwas  bedeutender  in  Posen,  Ostpreufsen  und  der 
Rheinprovinz,  deren  Yerhältnifs  in  dieser  Beziehung  sehr 
nahe  dasselbe  ist.  Indessen  steht  die  Schülerzahl  dieser 
Provinzen  viel  weniger  unter  dem  mittlem  Durchschnitte 
für  den  ganzen  Staat,  als  Brandenburg  und  Sachsen  über 
demselben  stehen.  Die  niedrigste  Schülerzahl,  nämlich 
die  für  die  Rheinprovinz,  ist  doch  noch  vier  Fünftheile 
des  gedachten  Durchschnitts«  Aus  allen  diesen  Yerglei- 
chungen  geht  eigentlich  nur  hervor,  dafs  in  dem  Ver- 
hältnisse der  Einwohnerzahl  zu  der  Anzahl  der  Gjm- 
nasialschüler  durchaus  kein  Maafs  für  das  Bestreben  nach 
höherer  geistiger  Bildung  liegt.  Der  Gjmnasialunter- 
richt  ist  zwar  ein  sehr  gewöhnliches,  aber  nicht  das  ein- 
zige Mittel  sie  zu  erlangen,  und  wo  viel  Gymnasien  be- 
stehen, sind  auch  die  untern  Klassen  derselben  mit  Schü- 
lern angefüllt,  welche  sie  nur  als  Mittelschule  benutzen, 
und  gar  nicht  daran  denken,  die  Bildung,  welche  sie 
darin  erhalten,  durch  Unterricht  in  den  obern  Klassen 
zu  vervollständigen. 

In  den  von  den  Provinzial- Schulkollegien  bei  dem 
Königlichen  Ministerium  der  geistlichen,  Unterrichts-  und 
Medizinalangelegenheiten  eingehenden  Verzeichnissen  ist 
für  die  darin  aufgeführten  114  Gymnasien  die  Zahl  der 
Schüler  im  Winterhalbjahre  1840/'l  nach  den  einzelnen  ^ 
Klassen  folgendennaCBen  angegeben: 
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In  der  arsten  Klasse 2,577 

«     «    zweiten     « 3,557 

in  diesen  beiden  Klassen  zusammen- 
genommen also 6,134 

In  der  dritten  Klasse 4,491 

«     «    vierten      a 4,334  ^ 

«     «    fünften      « 4,127 

in  der  sechsten  und  etwanigen  sie- 
benten      3,152 

also  in  diesen  untern  Klassen  zusam- 
mengenommen    16,104 

überhaupt  ako  Gjmnasialschüler      .  22,238. 

Dieses  Verzeichnifs  enthält  hiernach  920  Schüler  weni- 
ger als  die  Kirchen-  und  Schultabelle  ergiebt;  dies  hat 
zum  Theil  seinen  Grund  darin,  dafid  die  Schülerzahl  der 
Anstalten  zu  Meseritz  und  Niesky  nicht  darin  aufgenom- 
men ist,  theils  und  Tomehmlich  aber  darin,  dafs  die  Auf- 
nahme für  beiderlei  Angaben  nicht  vollkommen  gleich** 
zeitig  war,  auch  nicht  ganz  nach  einerlei  Ansichten  voll- 
zogen ist.  [Namentlich  sind  in  der  bei  dem  Ministerium 
eingereichten  Angabe  die  am  Schlüsse  des  Winterhal- 
benjahres zur  Universität  entlassenen  Schüler  bei  den 
meisten  Gymnasien  bereits  abgezogen,  auch  sind  darin 
die  einem  Gymnasium  zugehörigen  Elementarklassen  nicht 
mithalten. 

Die  untern  Klassen  der  Gymnasien  bis  Tertia  ein- 
schliefslich  werden,  wie  bereits  bemerkt  worden  ist,  auch 
von  vielen  Schülern  besucht,  die  weder  für  die  akade^ 
mischen  Studien,  noch  auch  für  solche  Beschäftigungen 
bestinmat  sind,  wobei  als  Vorbereitung  der  Gymnasial- 
unterricht in  den  höhern  Klassen  ausdrücklich  erfordert 
wird ;  dagegen  treten  audi  in  die  höhern  Gymnasialklas- 
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sen  viele  Schüler  aus  Privatunterricht  oder  auch  aus  an- 
dern Bildung^anstalten  ein,  ohne  vorher  die  untern  Gym- 
nasialklassen besucht  zu  haben.  Daher  erhalten  sich  die 
beiden  obem  Klassen  so  zahlreich,  wie  es  vorstehend 
angegeben  worden,  obwohl  der  gröfsere  Theil  der  Schü- 
ler schon  aus  Tertia,  oder  selbst  Quarta  zum  mechani- 
schen Erlernen  von  Gewerben  übergeht.  Für  den  Ein- 
tritt in  das  Militair  mit  Aussicht  auf  Beförderung  zum 
Oberoffizier  und  für  die  Aufnahme  in  die  besondern  Vor- 
bereitungsanstalten des  Staats,  für  das  Bauwesen,  den 
Bergbau  und  andere  von  Beamten  betriebene,  technische 
Geschäfte,  sowie  auch  für  den  höhern  Subalternen-Dienst 
in  den  Sekretariaten  und  Registraturen  wird  nach  all- 
gemeinen Vorschriften  die  Nachweisung  des  Besitzes  der- 
jenigen Kenntnisse  gefordert,  welche  zur  Aufnahme  in 
die  erste  Gymnasialklasse  befähigen  würden.  Auch  wird 
diese  Bildungsstufe  sehr  oft  von  Jünglingen  gesucht,  wel- 
che sich  der  Landwirthschaft,  dem  Grofshandel  oder  den 
schönen  Künsten  widmen,  daher  geht  auch  ein  beträcht- 
licher Theil  der  Zöglinge  der  beiden  obern  Gymnasial- 
klassen nicht  zu  den  Universitätsstudien  über.  Ungeach- 
tet die  Bevölkerung  des  Preufsischen  Staats  in  dem  letz- 
ten Jahrzehnt  bedeutend  stieg,  hat  die  Zahl  der  Gymna- 
sialschüler überhaupt  und  namentlich  auch  in  den  obern 
Klassen  nicht  allein -^sich  nicht  gleichmäfsig  vermehrt, 
sondern  vielmehr  sidi  noch  vermindert;  ebendasselbe 
zeigt  sich  auch  in  Bezug  auf  den  Abgang  zur  Univer- 
sität, und  zu  andern  Beschäftigungen.  Einwohner  wur- 
den überhaupt  gezäWt 

am  Ende  des  Jahres  1831 13,038,960 

«       1840    ....     .     14,928,501 

ihre  Zahl  vermehrte  sich  demnach  in  die- 
sen neun  Jahren  um       1,889,541 

oder  um 14,49, 
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das  ist  sehr  nahe  14^  pro  Cent  des  Bestandes  von  1831. 
Die  Gesanuntzahl  der  Gjmnasialschüler  stand  dagegen 
in  den  Winterhalben)ahren  seit  1831  folgendermaafsen 
sowohl  in  diesen  Anstalten  überhaupt  als  in  den  beiden 
obersten  Klassen  derselben  insbesondere: 


Oamoler 

Ueberhaupt 

■n  Sekunda 

in  Prima 

1831/J    .     . 

.     .     23,502 

3,298 

2,737 

1832/3    .     . 

.     .    24,133 

3,408 

2,584 

1833/4     .     .     . 

.     24,173 

3,303 

2,389 

1834/5    .     .     . 

.     23,972 

3,240 

2,611 

1835/6    .     .     , 

,     .    23,932 

3,310 

2,653 

1836/7     .     . 

.     .     23,340 

3,467 

2,573 

1837/8    .     .     , 

.     .     22,615 

3,393 

2,500 

1838/9         .     . 

.     21,984 

3,520 

2,465 

1839/40  .     . 

.     .    21,946 

3,509 

2,505 

1840/*41  .     . 

.     .     22,238 

3,557 

2,577 

1841/42  .     . 

.     .     22,668 

3,539 

2,620. 

Die  Schülerzahl  in  dem  Winterhalbenjahre  1831/2  kann 
in  sofern  nicht  zur  Grundlage  von  Betrachtungen  über 
den  Gjmnasialbesuch  dienen,  als  sie  in  einen  besonders 
ungünstigen  Zeitraum  fällt,  nämlich  in  die  Monate,  worin 
die  Schrecken,  welche  die  damals  noch  neue  Cholera 
verbreitete,  eben  am  wirksamsten  waren.  Sie  hielten 
gewifs  manchen  Familienvater  ab,  seine  Kinder  in  ein 
Gymnasium  aufser  seinem  Wohnorte  zu  senden,  oder 
zur  Universität  übergehen  zu  lassen,  wenn  sie  auf  dem 
Gymnasium  dazu  hinlänglich  vorbereitet  waren,  daher 
war  in  diesem  halben  Jahre  die  Gesammtzahl  der  Gym- 
nasialschüler niedrig,  die  Zahl  der  Primaner  aber  ansehn- 
licher als  in  jedem  der  folgenden  zehn  Jahre.  Erst  im 
Winterhalbenjahre  1833/'4  erreichte  die  Gesammtzahl  der 
Gymnasialschüler  den  höchsten  Stand,  welchen  sie  in  den 
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vorstehend  verzeichneten  elf  Jahren  eingenommen  hat- 
ten; seitdem  sank  dieselbe  jährlich  bis  zum  Jahre  1839/40^ 
wo  sie  nur  noch  90^  pro  Cen<^  oder  wenig  über  ^s  der 
vorerwähnten  höchsten  Zahl  betrug.  In  den  zwei  nächst« 
folgenden  Jahren  trat  wiederum  ein  jährliches  Steigen 
ein;  indessen  erhob  sich  die  Schülerzahl  dadurch  doch 
nur  auf  93|  pro  Cent  'der  im  Jahre  1833/'4  vorhande- 
nen; es  hatte  sich  denmach  die  Gesammtzahl  der  Gjm- 
nasialschüler  um  6|  pro  Cent  vermindert,  während  die 
Zahl  der  Einwohner  um  14^  pro  Cent  gewachsen  war. 
Die  Gymnasien  enthalten  hiernach  jetzt  etwa  ein  Fünf- 
theil weniger  Schüler,  als  sie  wahrscheinlich  enthalten 
würden,  wenn  die  Verhältnisse  in  dieser  Beziehung  wäh- 
rend des  letzten  Jahrzehnts  unverändert  geblieben  wä- 
ren. In  der  Schülerzahl  der  beiden  obern  Gjmnasial- 
klassen  ist  eine  so  beträchtliche  Verminderung  nicht  be- 
merklich; die  Zahl  der  Sekundaner  ist  mit  einigen  Schwan- 
kungen auf  und  ab  gewachsen,  und  in  den  beiden  letz- 
ten Jahren  am  höchsten.  Abgesehen  von  den  besondern 
Verhältnissen  des  Jahres  1831/!2  hat  sich  die  Zahl  der 
Primaner  so  wenig  vermindert,  dafs  auch  hier  nur  an 
ein  zufälliges  Schwanken  zu  denken  ist.  Die  Gründe 
der  vorstehend  bemerkten  Erscheinungen  dürften  sich 
leichter  auffinden  lassen,  wenn  auch  noch  das  Zahlen- 
verhältnifs  der  jährlich  von  den  Gymnasien  theils  zur 
Universität,  theils  aufserdem  abgehenden  Schüler  beach- 
tet wird.  War  es  bisher  hinreichend,  den  Besuch  der 
Gymnasien  blos  für  die  Wintersemester  anzugeben ,  wo 
derselbe  gewöhnlich  etwas  stärker  ist,,  als  in  den  Som- 
mersemestern: so  mufis  jetzt  dagegen,  wo  die  Gesammt- 
heit  des  Abgangs  darzustellen  ist,  der  Abgang  für  das 
ganze  Jahr  in  Anrechnung  kommen.  Das  Schuljahr  wird 
hierbei  so  genommen,  dafs   es  beispielsweise  für  1831 
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mit  Ostern  dieses  Jahres  beginnt,  und  mit  Ostern  1832 
endigt.  Dies  vorausgesetzt,  ergeben  nun  die  Ministerial- 
Listen  folgenden  Abgang  von  den  Gymnasien: 

zur  Universität  Aufserdem 

1831 1,306  5,031 

1832 1,322  4,643 

1833 1,191  4,874 

1834 1,052  4,938 

1835 942  5,006 

1836 1,160  4,907 

1837  .....  1,048  5,037 

1838 1,051  4,591 

1839 1,047  4,401 

1840 958  4,439 

1841  ....     .  1,073  4,395 
Von  allen  elf  Jahren  zu- 
sammengenommen    .  12,150  52,262. 

Die  zur  Universität  Entlassenen  betragen  hiernach  noch 
nicht  ganz  ein  Fünftheil  des  sämmilidien  Abgangs; 
zu  den  übrigen  mehr  als  vier  Fünft  heilen  gehören 
nun  zwar  auch  diejenigen,  welche  blos  aus  einem  Gym- 
nasium in  eine  andere  Schulanstält  übergehen,  sowie  auch 
die  wenigen,  welche  während  der  Schuljahre  sterben; 
aber  der  bei  weitem  gröfste  Theil  des  Abgangs  aufser 
den  zur  Universität  Entlassenen  besteht  doch  aus  sol- 
dien,  -welche  theils  aus  den  untern  Klassen  zu  Gewer- 
ben, theils  aus  den  obem  zur  Vorbereitung  für  die  tech- 
nischen Äbtheilungen  der  Staatsverwaltung,  für  das  Mi- 
litair,  die  Landwirthschaft  oder  den  Grofshandel  über- 
gehen, und  es  wird  hieraus  klar,  wie  mächtig  der  Ein- 
flufs  der  Gymnasien  auch  in  dieser  Beziehung  auf  das 
Leben  ist.  Die  Zahl  der  zur  Universität  Entlassenen 
hat  sich  in  den  hier  betraditeten  elf  Jahren  merkwürdig 
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yerSndert.  Sie  betrug  in  den  beiden  ersten  Jahren,  wel- 
djte  doch  durch  die  damals  herrschende  Seuche  so  sehr 
ungünstig  für  alle  Fortschritte,  auch  der  Bildung  ivur- 
den,  noch  über  1,300,  und  fiel  alsdann  schnell  im  Jahre 

1833  um  mehr  als  100  herab;  seitdem  stand  sie  mit  be- 
deutenden Schwankungen  auf-  und  abwärts  zwischen 
1160  und  942  im  mittlem  Durchschnitte  der  acht  Jahre 

1834  bis  mit  1841  auf  1041.  Es  ergiebt  sich  hieraus 
im  Allgemeinen  eine  beträchtliche  Verminderung  der  auf 
Universitäten  Studirenden,  welche  weiterhin  besonders 
zu  betrachten  sein  dürfte.  Die  Zahl  der  aufserdem  Ab- 
gegangenen stand  in  den  ersten  acht  Jahren  mit  beträcht- 
lichen Schwankungen  zwischen  wenig  unter  4,600,  und 
wenig  über  5,000,  fiel  aber  in  den  letzten  drei  Jahren 
auf  wenig  über  oder  unter  4,400  herab.  Der  Grund 
dieser  Erscheinung  liegt  unverkennbar  in  dem  fortschrei- 
tenden Aufkommen  von  Schulanstalten,  worin  ein  höhe- 
rer, zum  Theil  selbst  wissenschaftlich  geordneter  Unter- 
richt ertheilt  wird,  welchem  jedoch  nicht  die  klassische 
Lit^atur  zur  Grundlage  dient.  Es  mag  einer  abgeson- 
derten Betrachtung  vorbehalten  bleiben,  Ursachen  und 
Folgen  dieser  wesentlich  veränderten  Richtung  der  hö- 
hern Bildung  darzustellen;  hier  ist  nur  ihr  Entstehen 
thatsächlich  anzuführen.  Schon  vor  sechszig  Jahren  zeigte 
sich  im  Schulwesen,  namentlich  auch  des  PreuCsischen 
Staats,  eine  Richtung  auf  sogenannte. Realschulen,  worin 
das  Studium  der  klassischen  Litteratur,  und  besonders 
die  Kenntnifs  der  lateinischen  Sprache  zwar  nicht  aus- 
geschlossen, doch  nicht  die  wesentlichste  Grundlage  des 
Unterrichts  war.  Später  ward  jedoch  diese  Richtung, 
als  oberflächliche  Bildung  allzusehr  begünstigend,  gröfs- 
tentheils  wieder  aufgegeben;  der  Gjmnasialunterricht 
trat  als  allein  gründlich  wieder  hervor,  und  wurde  nur 
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reichlicher  mit  einer  Zuthat  von  Mathematik ,  Naturwis- 
senschaften und  neuern  Sprachen  ausgestattet,  um  neben- 
her auch  denjenigen  Zwecken  zu  genügen,  welchen  die 
Realschulen  zunächst  gewidmet  waren.  Aber  die  neueste 
Zeit  sdieint  diesen  Ersatz  doch  nicht  genügend  zu  fin> 
den,  und  es  entstehen  seitdem  immer  mehr  Schulanstal- 
ten, welche  noch  bestimmter  als  die  alten  Realschulen 
die  klassische  Litteratur  ausschliefsen,  oder  doch  nur  auf 
das  Verstehen  leichter  lateinischer  Schriftsteller  beschrän- 
ken, während  sie  desto  ausführlicheren  Unterricht  in 
demjenigen  ertheilen,  was  vorstehend  eben  nur  als  Zu- 
that zum  Gjmnasialunterichte  bezeichnet  wurde. 

Es  ist  zu  bedauern,  dafs  die  bei  den  Centralbehör- 
den  über  diese  mehrentheils  höhere  Bürgerschulen,  auch 
wohl  » Gewerbeschulen «  benannten  Anstalten  aus  frü- 
heren Jahren  geführten  Tabellen  durchgängig  unvollstän^ 
dig  geblieben  sind.  Erst  die  zu  Ende  des  Jahres  1840  auf- 
genommene Kirchen-  undjSchultabelle  giebt,  so  weit  es 
durch  blofse  Zahlen  geschehen  kann,  eine  befriedigende 
Uebersicht  von  dem  Zustande,  worin  sich  dieselben  da- 
mals befanden.     Nach  dieser  waren 

in  den  Provinzen  höhere  Bürgerschulen    mit  Schülern 

Ostpreufsen    . 
Westpreufsen 
Posen    .     . 
Brandenburg 
Pommern  . 
Schlesien   . 
Sachsen 
Westphalen 
Rheinprovinz 

Im  ganzen  Staate 
Das  Bedürfnifs  eines  solchen  Unterrichts  scheint  beson* 


.   5 

897 

8 

1,235 

.   5 

872 

.  17 

3,843 

6 

647 

.   7 

1,042 

6 

1,037 

.  11 

605 

.  34 

2,491 

.  99 

12,669. 
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ders  lebhaft  in  der  Provinz  Brandenburg*  empfunden  zu 
werden,  wie  sich  aus  der  bedeutenden  Anzahl  der  Schü- 
ler ergiebt,  welche  die  17  höheren  Bürgerschulen  der- 
selben besuchen,  so  dafs  durchschnittlich  auf  jede  226 
Zöglinge  kommen.  Auch  Westpreufsen  hat  mit  Rück- 
sidit  auf  seine  viel  geringere  Bevölkerung  eine  beträcht- 
liche Anzahl  solcher  Anstalten,  welche  doch  noch  durch- 
scbnittlidi  von  je  154  Schülern  benutzt  werden.  Ost- 
preufsen  hat  bei  bedeutend  gröfserer  Einwohnerzahl  nur 
fünf  höhere  Bürgerschulen,  obwohl  durchschnittlich  von 
je  179  Schülern  besucht.  Die  Provinz  Posen  steht  in 
Bezug  auf  Anzahl  der  hierhergehörigen  Anstalten  Ost- 
preufsen  ganz  gleich,  und  an  Schülerzahl  demselben  sehr 
nahe;  hierin  ist  ein  rühmliches  Zeugnifs  für  die  Fort- 
schritte der  Bildung  in  dieser  von  ihrer  frühern  Ver- 
waltung so  sehr  versäumten  Provinz  enthalten.  Die 
Provinzen  Schlesien  und  Sachsen  haben  fast  die  gleiche 
Anzahl  von  höheren  Bürgerschulen  mit  der  im  Ganzen 
fast  gleichen  Schülerzahl,  obwohl  Sachsen  nur  zwei  Drit- 
theile der  Einwohnerzahl  hat,  welche  Schlesien  enthält, 
und  in  jenem  auch  die  Zahl  der  Gymnasialschüler  ver- 
hältnifsmäfsig  beträchtlich  gröfser  ist,  als  in  diesem.  Pom- 
mern enthält  nur  etwa  drelAchttheile  der  Einwohner 
Schlesiens,  es  hat  aber  fast  eben  so  viel  höhere  Bürger- 
schulen, doch  mit  einer  beträchtlich  geringeren  Schüler- 
zahl; es  kommen  nämlich  durchschnittlich  in  Schlesien 
149,  in  Pommern  dagegen  nur  108  Schüler  auf  eine  der- 
selben. In  den  beiden  westlichen  Provinzen  ist  die  Zahl 
der  höhern  Bürgerschulen  sehr  bedeutend;  die  Rhein- 
provinz allein  enthält  über  ein  Drittheil  der  im  ganzen 
Staate  bestehenden,  und  Westphalen  beinahe  doppelt 
soviel  als  Sachsen.  Aber  der  reichlich  dargebotene  Un- 
terricht wird  zur  Zeit  nur  noch  spärlich  benutzt;  auf 

eine 
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eine  Anstalt  durchschnittlich  kamen  in  der  Rheinpro- 
vinz 73,  in  Westphalen  aber  sogar  nur  55  Sdiüler.  Dies 
ist  um  so  bemerkenswertfaer,  als  auch  in  Rücksicht  des 
Besuchs  der  Gymnasien  die  Rheinprovinz  auf  der  nie- 
drigsten Stufe  des  Preufsischen  Staats,  und  Westphalen 
nur  wenig  höher  steht.  In  diesen  gröfstentheils  vor- 
züglich gewerbreichen  Provinzen  scheint  demnach  das 
Bedürfnif«  eines  hohem  Unterrichts  im  Kreise  der  Ge- 
T^erbtreibenden  noch  nicht  in  solchem  Maafse  empfun- 
den zu  werden,  als  es  der  Umfang  ihres  Verkehrs  und 
Wohlstandes  wohl  erwarten  läfst.  Indem  die  Schüler 
der  höhern  Bürgerschulen  mit  der  fortschreitenden  Ver- 
besserung dieser  Anstalten  auch  höhere  Stufen  der  geisti- 
gen Ausbildung  erreichen,  kann  ihrem  Unterrichte  in  Be- 
zug auf  Vorbereitung  zum  Staatsdienste,  für  die  techni- 
schen Verwaltungszweige  und  für  den  Militairdienst  auch 
amtlich  eben  die  Wirksamkeit  zugestanden  werden,  wel- 
che dem  Gymnasialuuterrichte  in  beiden  obem  Klassen 
beigelegt  ist.  Dadurch  wird  sich  allmählig  die  Zahl  Der- 
jenigen vermindern,  welche  diesen  Grad  der  Bildung  bis- 
her noch  auf  Gymnasien  suchten.  Bisher  war  diese  ZahL 
noch  beträchtlich;  die  beiden  obern  Klassen  der  Gym- 
nasien enthielten  zusammen  in  den  letzten  drei  Jahren 
noch  immer  mehr  als  sechs  Tausend  Schüler,  während 
jährlich  nur  wenig  über  oder  unter  Tausend  zur  Uni- 
versität entlassen  wurden.  Da  die  Schüler  in  diesen  bei- 
den obem  Klassen  durchschnittlich  wohl  nur  etwa  vier- 
tehalb oder  höchstens  vier  Jahre  verweilen,  so  wird  der 
Abgang  jährlich  im  Durchschnitte  zwischen  1500  und 
1700  betragen,  also  doch  noch  mehr  als  ein  Drittheil 
der  Abgehenden  sich  nicht  den  Universitätsstudien,  son- 
dern denjenigen  Beschäftigungen  widmen,  wozu  die  ho- 
hem Bürgerschulen  bei  vollständiger  Ausbildung  für  ih- 

12 
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ren  Zweck  ebenfalls  hinläDglich  vorzubereiten  vermögen. 
Mit  der  Erweiterung  und  Verbreitung  dieser  Anstalten 
wächst  aber  auch  für  diejenigen  Klassen  der  bürgerli- 
chen Gesellschaft,  welche  nur  bis  zum  vierzehnten  Le- 
bensjahre Schulunterricht  benutzen  können,  die  Möglich- 
keit, sich  weiter  und  zweckmäfsiger  auszubilden,  als  es 
in  den  Mittelschulen  und  in  den  untern  Klassen  der 
Gymnasien  geschehen  kann,  indem  der  Unterricht  in  je- 
nen zu  beschränkt  bleibt,  während  er  in  diesen  auf  Kennt- 
nisse ausgedehnt  vrird,  welche  gänzlich  aufser  dem  Be- 
reiche der  Bedürfnisse  dieser  sehr  zahlreichen  und  für 
die  Gewerbsamkeit  besonders  bedeutenden  Abtheilung 
der  Einwohner  liegen. 

Die  Kirchen-  und  Schultabelle  für  1840  enthält  un- 
ter der  Ueberschrift  »  Progymnasien  «  noch  eine  Nachweis 
sung  von  30  Anstalten,  welche  doch  nur  schwach  besucht 
sind,  indem  sie  zusammengenommen  nur  1605  Schüler  ent- 
halten, deren  also  durchschnittlich  53  auf  eine  Anstalt  kom- 
men. Unter  der  Benennung  Progymnasien  werden  zunächst 
Schulen  verstanden,  welche  zum  Besuche  der  obern  Klas- 
sen eines  Gymnasiums  vorbereiten,  indem  sie  wesentlich 
aus  den  untern  Gymnasialklassen  bestehen;  aber  viele 
der  unter  dieser  Benennung  hier  aufgestellten  Schulen 
geben  eine  solche  Vorbereitung  nur  sehr  wenigen  ihrer 
Schüler,  gleichsam  nur  als  Ausnahmen,  während  sie  haupt- 
sädilich  darauf  gerichtet  sind,  für  den  Eintritt  in  das 
gewerbliche  Leben  besser  als  die  Mittelschulen  auszu- 
statten, ohne  doch  die  vollständigere  Ausbildung  durch 
höhere  Bürgerschulen  zu  erreichen.  Mehrentheils  dürf- 
ten sie  dadurch  entstanden  sein,  dafs  es  an  Mitteln  fehlte, 
vormalige  lateinische  Stadtschulen  oder  Unterrichtsan- 
stalten bei  besondern  Stiftungen  zu  vollständigen  Gym- 
nasien zu  erheben,   oder  zu  höhern  Bürgerschulen  um- 
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zuschaffen.  Die  meisten  dieser  Anstalten  enthalten  die 
westlichen  Provinzen,  nämlich  die  Rheinprovinz  zehn 
mit  433,  und  Westphalen  sieben  mit  316  Schülern. 
Die  Provinzen  Sachsen,  Schlesien,  Brandenburg  und  Pom- 
mern enthalten  deren  jede  zwei  mit  beziehungsweise 
153,  125,  78  und  118  Schülern.  In  der  Provinz  Po- 
sen befand  sich  ein  Progymnasium  zu  Trzemesno,  wel- 
ches jedoch  schon  vor  1840  in  ein  vollständiges  Gym- 
nasium  umgebildet  wurde,  jetzt  hat  dieser  Landestheil 
keine  solche  Anstalt;  indessen  besteht  bereits  in  Kro- 
toschin  eine  zu  den  hier  betrachteten  Unterrichtsanstal- 
ten wahrscheinlich  gehörige  Schule,  worüber,  sowie  auch 
über  andere  eben  im  Entstehen  begriffene  höhere  Lehr- 
anstalten fürjetzt  noch  bestimmtere  Nachrichten  mangeln. 
In  Preufsen  befinden  sich  dagegen  noch  vier  im  Ke- 
gierungs -Bezirk  Königsberg  mit  285,  und  eine  im  Re- 
gierungs- Bezirk  Marienwerder  mit  97  Schülern. 
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Uebersicht 

der  Senriinarien  zur  Bildung  von  Elementarschul- 
lehrern im  Preufsischen  Staate.  —  Nach  der  zu 
Ende  des  Jahres  1840  aufgenommenen  Kirchen- 

und  Schultabelle. 


öo  gewifs  die  Macht  der  Staaten,  neben  der  unerläfs- 
lieben  Ausstattung  mit  materiellen  Gütern,  auf  der  gei- 
stigen Kraft  des  Volks,  namentlicb  auf  dem  Verstände, 
womit  es  seine  Stellung  im  Leben  auffafst,  und  auf  sei- 
ner sittlichen  Zuverlässigkeit  beruht,  und  so  gewifs  der 
Unterricht  in  den  Elementarschulen,  wenn  auch  nicht 
das  einzige,  doch  eines  der  wesentlichsten  Erfordernisse 
zur  allgemeinen  Verbreitung  einer  solchen  echten  Bil- 
dung ist:  so  gewifs  gehören  auch  Seminarien  zur  Bil- 
dung der  Lehrer  für  diese  Schulen  zu  den  unentbehr- 
lichsten Bedürfnissen  und  zu  den  einflufsreichsten  An- 
stalten einer  wohlgeordneten  Staatsverwaltung.  Auch 
für  den  Preufsischen  Staat  sind  die  Zeiten  endlich  vor- 
über, worin  Handwerkergesellen,  besonders  die  Dorf- 
schneider, den  Elementarschulunterricht  neben  ihrem  Ge- 
werbe trieben,  alternden  Bedienten  und  Militairinvaliden 
Elementarschulen  als  Versorgungsstellen  übertragen  wur- 
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den,  auch  wohl  sittlich  wenig  zuverlässige  Leute  mit 
halber  Bildung  in  Ermangelung  eines  bessern  Unterkom- 
mens sich  dem  Volksunterrichte  zuwandten.  Erkannt 
wurde  zwar  seit  mehr  als  einem  Jahrhunderte  das  Un- 
statthafte eines  solchen  Zustandes,  es  wurden  längst  ein- 
zelne Schulstellen  mit  würdig  vorbereiteten  Lehrern  be- 
setzt und  anständig  für  deren  Bedürfhifs  ausgestattet; 
aber  neben  diesen  seltenen  Ausnahmen  erhielt  sich  fort- 
während dieses  traurige  Yerhältnifs  des  Elementarschul^- 
unterrichts,  theils  weil  ungeachtet  der  oft  angerühmten 
Wohlhabenheit  der  sogenannten  guten  alten  Zeit  die 
Mittel  zum  Unterhalte  besserer  Lehrer  noch  nicht  aufzu- 
finden waren,  theils  und  vomehmlich  weil  die  Gewohn- 
heit das  sittliche  Gefühl  gegen  das  Empörende  einer  solr 
eben  Vernachlässigung  abgestumpft  hatte.  Noch  vor 
fünfzig  Jahren  war  in  ansehnlichen  Provinzen  der  Schul- 
meister amtlich  darauf  angewiesen,  der  Unzulänglichkeit 
seines  Biensteinkommens  durch  den  Betrieb  eines  Hand- 
werks und  wohl  gar  durch  Tagelöhnerarbeiten  während 
der  Emdtezeit  abzuhelfen.  Das  Zeitalter  ist  seitdem 
auch  hierin  mächtig  fortgeschritten,  und  die  Spuren  je> 
nes  schmachvollen  Zustandes  sind,  wenn  auch  noch  nicht 
ganz  vertilgt,  doch  dem  Verschwinden  nahe.  Allerdings . 
ist  das  Bedürfnifs  bedeutend.  Der  PreuCsische  Staat  hat 
bereits  mehr  als  24,000  festangestellte  Elementarschul- 
lehrer; er  bedarf  derselben  wahrscheinlich  noch  beträcht- 
lich mehr,  damit  die  Schulen  in  dichtbewohnten  Gegen- 
den für  zweckmäfsigen  Unterricht  nicht  zu  sehr  über- 
füllt, in  dünnbewohnten  für  den  Besuch  in  der  frühem 
Kindheit  nicht  allzu  entlegen  bleiben.  V^enn  15  Millio- 
nen Einwohner  auch  nur  30,000  Schullehrer  bedürften, 
so  haben  doch  500  Menschen  oder  100  Familien  eine 
Lehrerfamilie  zu  unterhalten,  und  es  kommen  auf  einen 
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Lehrer  nicht  weniger  als  100  schulfähige  Kinder,  da  diese 
nach  den  Ergebnissen  der  neusten  Volkszählungen  ein 
Ftinftheil  der  ganzen  BeTölkerung  sind.  So  lange  der 
grofsen  Masse  des  Volks  von  den  Früchten  ihrer  Arbeit 
nur  soviel  zugetheilt  ivird,  als  ihr  nothdtirftiger  Unter- 
halt erfordert,  darf  ein  erheblicher  Beitrag  zu  den  Kosten 
des  Unterrichts  ihrer  Kinder  von  ihr  nidit  erwartet  wer- 
den. Aber  diejenigen,  welche  für  Bodenrente,  Zinsen 
von  Kapital,  und  Gewinn  aus  gewerblichen  Unterneh- 
mungen den  gröfsten  Theil  dieser  Früchte  beziehn,  sind 
um  so  mehr  zur  Uebemahme  dieser  Kosten  verpflichtet, 
als  ihr  Einkommen  wesentlich  von  dem  Verstände  und 
der  Gesittung  des  Arbeiterstammes  abhängt,  und  selbst 
die  Sicherheit  für  Leben  und  Eigenthum,  deren  sie  ge- 
niefsen,  kräftiger,  als  es  Polizeianstalten  allein  vermögen, 
durch  die  Sittlichkeit  des  Volkes  verbürgt  wird.  Von 
dieser  Ansicht  aus  bezahlen  die  höhern,  wohlhabaiden 
und  gebildeten  Stände  nur  eine  dringende  Schuld,  in- 
dem sie  durch  Steuern  und  Vermächtnisse  den  Regierun- 
gen und  den  Vorständen  der  Gemeinden  die  Mittel  ge- 
währen, den  Unterricht  für  die  Kinder  des  Volks  zu  ver- 
bessern. Dies  geschieht  einerseits,  indem  Anstalten  zur 
Bildung  von  Lehrern  für  Elementarschulen  erriditet  und 
hinlänglich  ausgestattet  werden,  und  andrerseits,  ind^m 
diesen  Lehrern  ein  anständiger  Unterhalt  gesichert  wird. 
Was  in  letzter  Beziehung  geschieht,  liegt  aufser  dem 
Bereiche  der  gegenwärtigen  Betrachtungen;  in  erster  aber 
ist  anzuführen,  wie  viele  Seminarien  für  Elementarschul- 
lehrer jede  Provinz  des  Pr^ufsisdien  Staats  besitzt,  wie 
viel  Zöglinge  darin  Bildung  erhalten,  und  wie  sich  die 
Zahl  derselben  zu  der  Anzahl  der  zu  besetzenden  Leh- 
rerstellen verhält.  Nach  der  zu  Ende  des  Jahres  1840 
aufgenommenen  Kirchen >  und  Sdiultabelle  befanden  sich: 
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in  den  Provinzen 

Ostpreufsen  . 

Westpreufsen 

Posen       .     . 

Brandenburg 

Pommern 

Schlesien 

Sachsen    .     . 

Westphalen 

Rheinprovinz 

Im  ganzen  Staate 


Senoinarien  mit 

für  Eleroeraentarschullelircr    Zöglingen 


4 

4 
6 
4 
6 
4 
9 
4 
5 


247 
208 
336 
324 
177 
585 
346 
231 
267 


46         2721. 

Die  Yergleichung  mit  der  Anzahl  gleichzeitig  vorhandner 
mit  fester  Anstellang  versehner  Elementarlehrer  ergiebt 
nun  folgendes  Yerhältnifs  dieser  Stellen  zu  den  dafür 
in  den  Provinzialseminarien  unterrichteten  Zöglingen: 

und  darchschnitllicb  ge- 
waren  fest  angestellte       gen   je   1000  derselben 


in  den  Provinzen           j 

glementarschuilehrer 

Seminarien  •  Zdglinj 

OslpreuCsen      .     . 

2,617 

94 

Westpreufsen  .     , 

1,703 

122 

Posen      .     .     .     . 

1,823 
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Brandenburg    .     . 

3,420 

95 

Pommern     .     .     . 

2,507 

71 

Schlesien     .     .     . 

3,708 

158 

Sachsen  .     .     .     . 

3,291 

105 

Westphalen     .     , 

1,794 

128 

Rheinprovinz    . 

3,465 

77 

Im  ganzen  Staate    24,328  112. 

Die  Provinzen  sind  hiemach  sehr  ungleichförmig  mit  An- 
stalten zur  Bildung  von  Elementarschullehrern  versehen. 
Könnten  dreifsig  Jahre  durchschnittlich  für  die  Dienst- 
zeit eines  fest  augestellten  Lehrers,  und  drei  Jahre  für 
die  Vorbereitungszeit  im  Seminarium  gerechnet  werden, 
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so  wäre  die  Zahl  der  Seminaristen  eben  hinreichend, 
wenn  sie  ein  Zehnt  heil  der  vorhandenen,  fest  besol- 
deten Lehrerstellen  betrüge,  das  ist  wenn  in  vorstehen- 
der Yergleichung  100  Seminaristen  durchschnittlich  auf 
1000  Lehrerstellen  kämen.  Auf  etwas  mehr  als  diese 
Zahl  wäre  wohl  zu  rechnen,  da  später  sich  zeigender 
Mangel  an  geistiger  oder  sittlicher  Bildungsfähigkeit, 
vorkommende  Veranlassung  zum  Uebertritte  in  andere 
Lebensverhältnisse  und  mancherlei  Zufälligkeiten,  doch 
stets  noch  einigen  Abgang  unter  den  Zöglingen  erzeu- 
gen werden.  Hiernach  erscheint  der  Durchschnitt  für 
den  ganzen  Staat  ungefähr  dem  Bedürfnisse  genügend, 
und  insbesondere  Posen,  Schlesien,  Westpreufsen  und 
Westphalen  überreichlich,  Sachsen  nothdürftig,  Branden- 
burg, Ostpreufsen,  die  ßheinprovinz  und  Pommern  aber 
unzureichend  mit  Seminaristen  versorgt.  Aber  abgese- 
hen davon,  dafs  die  vorstehende  Schätzung  der  durch- 
schnittlichen Dienstzeit  eines  Elementarschullehrers  auf 
sehr  unsicherm  Grunde  beruht,  kommt  noch  in  Erwä- 
gung, dafs  einerseits  die  Vorbereitungszeit  gröfstentheils 
auf  zwei  Jahre  beschränkt  ist,  und  in  dieser  Beziehung 
der  Bedarf  an  Seminaristen  geringer  wird,  und  dafs  an- 
drerseits die  Nothwendigkeit,  neue  Schulen  anzulegen, 
oder  Klassenabtheilungen  in  überfüllten  einzurichten,  folg- 
lich die  Zahl  der  Lehrerstellen  zu  vermehren,  in  vielen 
Landestheilen  unverkennbar  hervortritt,  und  demnach 
nicht  blos  für  die  Besetzung  erledigter,  sondern  auch 
neuer  Stellen  Seminaristen  gesucht  werden.  Nach  letz- 
ter Bemerkung  verschwindet  der  Anschein  einer  Ueber- 
zahl  von  Seminaristen  für  die  Provinz  Posen,  und  wohl 
auch  für  Westpreufsen  und  Westphalen.  Aber  auch 
da,  wo  die  Stiftung  neuer  Lehrerstellen  für  Jetzt  nicht 
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nothwendig  erscheint,  kann  eine  Ueberzahl  von  Semi- 
naristen doch  sehr  nützlich  werden,  um  dieselben  als 
Hülfslehrer  neben  den  minder  befähigten  Schuhnännem 
zu  verwenden,  welche  noch  aus  der  frühern  Zeit  übrig 
geblieben  sind.  Nach  der  Kirchen-  und  Schultabelle  für 
1840  sind  neben  den  24,328  fest  angestellten  Elementar- 
schullehrern noch  2620  Hülfslehrer  angesetzt^  gewifs 
gröfstentheils,  um  die  Nachtheile  zu  vermindern,  welche 
daraus  entstehen,  dafs  altersschwach  gewordene  oder 
überhaupt  nicht  gehörig  befähigte  Lehrer  vorerst  noch 
nicht  in  Ruhestand  gesetzt  werden  können.  Die  Semi- 
narien  selbst  sind  ihrer  Einrichtung  nach  sehr  verschie- 
den, wie  sich  schon  aus  der  sehr  verschiedenen  Zahl 
ihrer  Zöglinge  ergiebt.  Es  kommen  durchschnittlich  auf 
ein  Seminarium  in  Schlesien  146,  in  Pommern  dagegen 
nur  30  Zöglinge.  Der  Unterricht  wird  überall  unent- 
geltlich ertheilt;  gemeinhin  sind  damit  noch  Erleichte- 
rungen des  Unterhalts  durch  freie  Wohnung,  Freitische 
und  kleine  Stipendien  verbunden,  aber  nur  ejnem  Theile 
der  Seminaristen  wird  vollständiger  Unterhalt  während 
der .  ganzen  Vorbereitungszeit  gewährt.  Da  nur  sehr 
arme  junge  Leute  sich  diesem,  im  günstigsten  Falle  doch 
nur  bei  sehr  mäfsigen  Ansprüchen  hinreichend  lohnen- 
den Berufe  widmen,  und  hauptsächlich  nur  wegen  der 
Schwierigkeit,  Unterhalt  für  dieselben  zu  finden,  die 
Lehrzeit  mehrentheils  auf  zwei  Jahre  beschränkt  wer- 
den mufs,  so  bleibt  eine  reichere  Ausstattung  der  mehr- 
sten  Seminarien  noch  ein  sehr  einleuchtendes  Bedürfnifs,  " 
damit  allen  durch  Geist  und  Gesittung  hinlänglich  be- 
fähigten Zöglingen  eine  völlig  kostenfreie  dreijährige 
Vorbereitungszeit  bewilligt  werden  könnte.  Ob  eine 
jährliche  Mehrverwendung  von  Einhundert  und  fünf- 
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zig  Tausend  Thalern  dazu  hinreidiend  wäre,  mufs  sach- 
kundiger Prüfung  anheimgestellt  bleiben;  wahrscheinlich 
erscheint  aus  allgemeiner  Ansicht  nur,  dafs  dem  wahren 
Bedürfiiisse  mit  einer  für  die  Kräfte  des  PreuCsischen 
Staats  nicht  unerschwinglichen  Verwendung  zu  genügen 
sein  dürfte. 


üebersicht 

der  auf  den  sämmtlichen  Universitäten  des  Preu- 
fsischen  Staats  vom  Sommersemester  1820  bis 
zum  Wintersemester  1839/40  Studirenden.  Mit 
Bemerkungen  über  das  Verhältnifs  derselben  zu 

den  Bedürfnissen  der  Zeit. 


JtLntstanden  auch  die  Vereine  von  Meistern  in  Wissen- 
schaft und  Kunst,  woraus  unsere  Universitäten  hervor- 
gingen, ganz  ohne  Zuthun  der  Regierungen;  sammelte 
nur  das  Verlangen  nach  wissenschaftlicher  Bildung  Schü« 
1er  um  dieselben;  wurden  sie  nur  erhalten  durch  den 
Erwerb,  welchen  der  Ehrensold  für  ertheilten  Unterricht 
gewährte,  und  nur  fortgepflanzt  durch  Aufnahme  neuer 
Meister,  welchen  der  Verein  nach  eigenem  Ermessen  die 
Befiignifs  zu  lehren  verlieh:  so  befanden  sich  diese  rei- 
nen Privatanstalten  doch  im  Bereiche  der  Staatsgewalt. 
Soweit  diese  damals  den  Rechtszustand  aufrecht  zu  hal- 
ten vermochte,  waren  auch  sie  geschützt  wider  gewalt- 
same Verletzung  ihrer  Personen  und  ihres  Eigenthums; 
aber  nur  durch  dieses  Band  an  den  Staat  geknüpft,  hat- 
ten sie  gegen  denselben  nur  diejenigen  allgemeinen  Ver- 
pfliditungen,  welche  der  Gesammtheit  seiner  Untergebe- 
nen obliegen.     Die  Regierungen  erwarben  jedoch  ein 
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näheres  Recht  auf  Erg^ebenheit  und  bereitwillige  Wirk- 
samkeit für  Staatszwecke,  als  sie*  diese  Vereine  mit  be- 
sondem  Vorrechten  beliehen  und  mit  Einkommen  aus 
öffentlichem  Eig;enthume  ausstatteten.  Blieb  auch  eine 
Körperschaft,  welche  Wissenschaft  und  Kunst  blos  um 
ihrer  selbst  willen  pflegte,  der  wesentlichste  Bestand- 
theil  dieser  Anstalten,  so  wurden  doch  damit  noch  an- 
dere verbunden,  wodurch  auf  den  Grund  der  allge- 
meinen Bildung,  welche  jener  Unterricht  verlieh,  die 
besondere  für  den  Dienst  der  Kirche,  des  Staats  und 
des  Gemeinwesens  gefördert  werden  sollte.  Das  An- 
denken an  diesen  Ursprung  der  Universitäten  ist  nicht 
nur  durch  den  Geist,  welcher  sie  noch  in  unseren  Ta- 
gen von  andern  höhern  Lehranstalten  unterscheidet,  son- 
dern auch  selbst  durch  äufsere  Formen  mehr  oder  min- 
der kenntlich  erhalten  worden.  Noch  lebt  in  der  Er- 
innerung der  altern  Zeltgenossen  die  Verfassung  einiger 
noch  vor  der  Reformation  gestifteten  Universitäten,  wo- 
nach die  Verwaltung  aller  gemeinsamen  Angelegenhei- 
ten derselben,  besonders  die  Besetzung  des  Rektorats 
und  des  akademischen  Gerichts,  nicht  von  den  vier  Fa- 
kultäten, welche  die  durch  die  Regierung  angestellten 
Professoren  bilden,  sondern  von  einer  Körperschaft  aus- 
ging, die  aus  magistris  nostris  bestand.  Dieses  waren 
Männer,  welche  den  Grad  eines  Doktors  der  Philoso- 
phie und  Magisters  der  freien  Künste  herkömmlidi  er- 
langt, und  das  Recht,  der  Universität  als  Lehrer  anzu- 
gehören, durch  eine  Disputation  erworben  hatten.  Die 
Regierung  hatte  keinen  unmittelbaren  Einflufs  auf  ihre 
Annahme,  wohl  aber  konnten  die  von  derselben  ange- 
stellten Professoren  nur  in  so  fem  an  der  Universitäts- 
verwaltung Theil  nehmen,  als  sie  bereits  magistri  nostri 
waren,  oder  noch  nachträglich  auf  verfassungsmäfsigem 
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Wege  wurden.  Nicht  nach  der  Wissenschaft,  welche 
sie  lehrten,  in  Fakultäten,  sondern  nach  detn  Lande,  dem 
sie  durch  Geburt  angehörten ,  in  Nationen  theilte  sich 
die  Körperschaft  dieser  Magister.  So  bestand  dieselbe 
beispielsweise  in  Leipzig  aus  Meifsnern,  Sachsen,  Fran- 
ken und  Polen;  einer  dieser  vier  Nationen  mufste  sich 
jedes  Mitglied  der  Universität  anschliefsen,  und  die  Län- 
der des  Erdbodens  waren  demgemäfs  unter  dieselben 
vertheilt.  Die  Zeit  hat  diese  Formen  zerbrodien,  aber 
die  Aufgabe  noch  nicht  gelöst,  wie  der  Geist,  weldier 
ihnen  inwohnte,  mit  den  Bedürfoissen  der  Gegenwart 
zu  befreunden  sei.  Darüber,  was  Universitäten  den  Völ- 
kern und  ihren  Regierungen  gegenwärtig  sind,  herrscht 
eine  Verschiedenheit  der  Ansichten,  welche  —  wie  viel 
auch  darüber  geschrieben  wurde  —  noch  weit  von  ei- 
ner Ausgleichung  entfernt  ist.  Hier  mag  als  ein  sehr 
untergeordifeter  Beitrag  zur  Verständigung  darüber  nur 
das  Zahlenverhältnifs  derer  angegeben  und  besprochen 
werden,  die  seit  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  den  Un- 
terricht auf  den  Preufsischen  Universitäten  durch  förm- 
liche akademische  Studien  benutzten.  Es  beziehen  sich 
nämlich  die  nachstehenden  Zahlen  nur  auf  immatrikulirte 
Studenten,  welche  nach  vorgängiger  Gymnasialbildung 
durch  ein  drei-  bis  vierjähriges  Studium  einer  Fakul- 
tätswissenschaft sich  zum  Eintritte  in  Lebensverhältnisse 
geschickt  machen,  wozu  Vorbereitung  hierdurch  herkömm- 
lich erfordert  wird,  nicht  aber  auf  die  fortwährend  wach- 
sende Zahl  derjenigen,  welche  nur  einzelne  Vorträge  der 
Universitätslehrer  zur  Erweiterung  ihrer  Kenntnisse,  meh- 
rentheils  für  technische  Zwecke,  benutzen. 

Im  Preufsischen  Staate  bestehen  seit  der  Stiftung 
der  Rheinischen  Friedrich  Wilhelms-Universität  im  Jahre 
1818  sechs  vollständige  Universitäten  mit  den  üblidien 
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▼ier  Fakultäten 9  zu  Berlin ,  Bonn,  Breslau,  Greifswald, 
Halle  und  Königsberg,  nebst  der  Akademie  zu  Münster, 
welche  nur  zwei  Fakultäten,  die  theologische  und  phi- 
losophische, hat.  In  diesen  sieben  Lehranstalten  zusam- 
mengenommen studirten 


in  ita  Semetttm 

Inländer 

Ausländer 

Überhaupt 

Sommer 

1820          .    , 

.     .     2450 

694 

3144 

Winter 

1820/1 

.     .     2639 

743 

3382 

Sommer 

1821 

.     .     2697 

710 

3407 

Winter 

1821/2      . 

.     .     2876 

748 

3624 

Sommer 

1822          .     . 

.     .    2986 

727 

3713 

Winter 

1822/a      .     . 

.    3260 

857 

4117 

Sommer 

1823          .     . 

.     3357 

790 

4147 

Winter 

1823/4      .     , 

.    3598 

896 

4494 

Sommer 

1824 

.    .    3608 

807 

4415 

Winter 

1824/5      .     , 

.    4018 

947 

4965 

S<Hnmer 

1825          .     . 

.     .     4242 

902 

5144 

Winter 

1825/S      . 

.     4432 

1020 

5452 

Sommer 

1826          .    . 

.     4496 

1016 

5512 

Winter 

1826/7      .     , 

,     .     4587 

1069 

5656 

Sommer 

1827          .    . 

.    4666 

1037 

5703 

Winter 

1827/8      .     , 

.    4804 

1150 

5954 

Sommer 

1828          .    , 

.     .    4843 

978 

5821 

Winter 

1828/9      .     . 

.    4952 

1190 

6142 

Sommer 

1829          .     , 

.    4912 

1159 

6071 

Winter 

1829/30    .     . 

.    4949 

1211 

6160 

Sommer 

1830          .     . 

.    4845 

1107 

5952 

Winter 

1830/1      .     . 

.    4953 

1134 

6087 

Sommer 

1831          .    . 

.     4755 

1025 

5780 

Winter 

1831/2      .     . 

.    4611 

788 

5399 

Sommer 

1832          .     . 

.    4582 

697 

5279 

Winter 

1832/3      .     . 

.     4585 

793 

5378 

Sommer 

1833          .     . 

.     4455 

850 

5305 
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in  den  Semestern 

Inländer 

Amiander 

Überhaupt 

Winter  1833/4 

.     .     4592 

943 

5535 

Sommer  1834           .     . 

.     .     4338 

893 

52^1 

W^inter  1834/5      .     , 

.     4223 

841 

50^4 

Souiuer  1835          .     . 

.     3939 

752 

4691 

W^inter  1835/S      .     . 

.     3852 

845 

4697 

Sommer  1836          .     . 

.     3740 

792 

4532 

Winter   1836/7      .     , 

,     .     3760 

785 

4545 

Sommer  1837          .     . 

.     .     3684 

730 

4414 

Winter  1837/3      .     , 

,     .     3754 

751 

4505 

Sommer  1838          .     . 

.     3687 

793 

4480 

Winter  1838/9      .     . 

,     .     3809 

829 

4638 

Sommer  1839          .     . 

.     .     3579 

746 

4325 

Winter   1839/40    . 

.     .     3672 

791 

4463. 

Der  Preufsische  Staat  endüelt  Einwohner  aller  Stände 
und  jedes  Alters 

nach  der  zu  Ende  des  Jahres  1840  poli- 
zeilich aufgenommenen  Zählung  mit 
den     nachträglichen    Verbesserungen 

derselben 14,928,501 

nach  einer  zu  Ende  des  Jahres  1820  we- 
gen der  gleichzeitig  eingeführten  Klas- 
sensteuer besonders  berichtigten  po- 
lizeilichen Zählung      .....     .     11,272,482 

Hiernach  hatte  sich  in .  diesen  zwanzig 
Jahren  die  Zahl  der  Einwohner  ver- 
mehrt um       3,656,019 

das  ist:  in  dem  VeAältnisse  wie  100,000  zu  132,433, 
oder  sehr  nahe  um  32||  pro  Cent  der  anfänglichen  Zahl. 
Die  vorstehende  Uebersicht  der  während  fast  des  gleichen 
zwanzigjährigen  Zeitraums  auf  sämmtlichen  Preufsischen 
Universitäten  studirenden  Inländer  ergiebt  für  den  mitt- 
leren Durchschnitt  aus  den  beiden  ersten  Semestern  2545. 
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Wäre  diese  Zahl  dem  damals  vorhandenen  Bedürfnisse 
genügend  gewesen,  und  hätte  sich  dieses  während  des 
folgenden  zwanzigjährigen  Zeitraums  nur  in  dem  Ver- 
hältnisse verändert,  worin  die  Volkszahl  überhaupt  wuchs, 
so  würden  am  Ende  dieses  Zeitraums  3370  Studirende 
dem  inländischen  Bedürfnisse  gleichmäfsig  genügt  haben. 
Das  arithmetische  Mittel  aus  dem  Winter-  und  Sommer- 
semester des  letzten  vorstehend  verzeichneten  Jahres  er- 
giebt  aber  3626 ^  das  ist:  256  oder  nahe  7^  pro  Cent 
mehr.  Eine  solche  Vermehrung  kann  auch  um  so  we- 
niger übermäfsig  erscheinen,  als  in  dem  hier  betrachte- 
ten zwanzigjährigen  Zeiträume  nicht  nur  die  Volkszahl, 
sondern  unverkennbar  auch  Wohlstand  und  Bildung, 
und  mit  ihnen  das  Bedürfnifs  wissenschaftlich  gebildeter 
Mitbürger  gewachsen  ist.  Die  Vergleichung  der  Anzahl 
der  Studirenden  an  den  beiden  Endpunkten  des  zwan- 
zigjährigen Z^traums  deutet  hiemach  auf  kein  auffallen- 
des Ergebnifs  während  desselben.  Gleichwohl  ist  darin 
eine  sehr  auffallende  Veränderung  in  der  Anzahl  der 
Studirenden  vorgekommen;  sie  wuchs  nämlich  vom  Jahre 
1820  ab  sehr  viel  schneller,  als  die  Gesammtbevölkerung 
des  Staats,  und  war  nach  acht  Jahren  im  Mittel  aus  dem 
Sommer  1828  und  dem  darauf  folgenden  Wintersemester 
1828/9  bis  auf  4893  oder  in  runder  Zahl  nahe  an  4900 
gestiegen,  das  ist:  eine  Vermehrung,  welche  noch  über 
92  pro  Cent  beträgt,  und  also  der  Verdoppelung  nahe 
kommt.  In  ungefähr  derselben  Höhe  erhielt  sich  die 
Zahl  der  Studirenden  des  Inlandes  noch  in  den  beiden 
folgenden  Jahren,  und  begann  sodann  schnell  zu  sinken. 
Anfänglich  schien  nur  der  Schrecken,  welchen  das  erste 
Auftreten  der  asiatischen  Cholera  im  Jahre  1831  ver-' 
breitete,  auch  hierauf  einen  entmuthigenden  Einflufs  aus- 
geübt zu  haben;  aber  auch  in  den  nächstfolgenden  Jah- 
ren 
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ren  ward  mit  einigen  Schwankungen  auf  und  ab  im  Gan- 
zen ein  fortgesetztes  Sinken  der  Zahl  der  Studirenden 
bemerklich.  Werden,  um  den  Einflufs  dieser  blos  zu- 
fälligen Schwankungen  auszusdiliefsen,  Durchschnitte  aus 
je  sechs  zunächst  auf  einander  folgenden  Semestern  mit 
einander  yerglichen,  so  ergiebt  sich  folgende  Zahlenreihe : 
Arithmetisches  Mittel  aus  den  Jahren 

1828,  29,  30 4909 

1831,  32,  33      . 4597 

1834,  35,  36      . 3975 

1837,  38,  39 3698. 

In  dieser  Reihe  von  zwölf  Jahren  ist  ein  Sinken  der 
Anzahl  der  studirenden  Inländer  nahe  in  dem  Verhält- 
nis^e  von  vier  auf  drei  ganz  unverkennbar.  Der 
Grund  dieser  Ersdieinung  ist.  keinesweges  blos  in  Ver- 
hältnissen zu  suchen,  welche  dem  Preufsischen  Staate 
besonders  eigen  sind;  denn  die  Zahl  der  auf  Preufsischen 
Universitäten  studirenden  Ausländer  hat  sich  gleidizei- 
tig  fast  auf  gleiche  Weise  verändert.  Sie  betrug  im 
Durchschnitte  aus  dem  Sommer-  und  Wintersemester 
1820  nur  erst  718,  und  stieg  hierauf  fortwährend,  so 
dafs  im  Durchschnitte  der  beiden  Semester  des  Jahres 
1828  schon  1084  Ausländer  auf  Preufs.  Universitäten 
studirten.  Auf  dieser  Höhe  erhielt  sich  dieselbe  nicht 
allein  in  den  beiden  folgenden  Jahren,  sondern  sie  stieg 
sogar  noch  etwas,  und  namentlich  im  Durchschnitte  der 
beiden  Semester  des  Jahres  1830  auf  1120.  Seitdem 
sank  dieselbe  wieder  mit  einigen  Schwankungen  auf  und 
ab,  so  dafs  sie  in  dem  letzten  Jahre  des  hier  betrachte- 
ten Zeitraums  im  Durchschnitte  beider  Semester  auf  768 
stand.  Abgesehen  von  den  Zufälligkeiten,  wodurch  ein- 
zelne Fremdlinge  bewogen  werden,  den  Unterricht  auf 
Preufs.  Universitäten  zu  benutzen,   führen  hauptsächlich 
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zwei  Verhältnisse  denselben  AuslSnder  zu.  Die  minder 
mächtigen  deutschen  Bundesstaaten  können  nicht  füglich 
eigene  akademische  Lehranstalten  besitzen;  ihre  Bewoh- 
ner sind  daher  genöthig-t,  den  Universitätsunterricht,  des- 
sen sie  bedürfen,  auf  benachbarten  Hochschulen  zu  su- 
chen. So  vertheilen  sich  namentlich  die  Qanseaten,  Ol- 
denburger, Braunschweiger,  Anhaltiner  u.  s.  w.  aufser 
Göttingen  und  Leipzig  auch  auf  die  nächsten  Preufs. 
Universitäten;  aufserdem  vervollständigen  ihre  wissen- 
schaftliche Bildung  öfter  noch  auf  denselben  auch  die 
Bewohner  solcher  Länder,  welche  zwar  eigene  Univer- 
sitäten, doch  nidit  in  dem  Umfange  an  Lehrmitteln  be- 
sitzen, womit  die  gröfseren  deutschen  Lehranstalten  aus- 
gestattet sind.  In  solchem  Verhältnisse  befinden  ßich 
nicht  nur  Rufsland  und  Polen,  sondern  auch  Mecklen- 
burg und  Holstein.  Zwar  besuchen  dagegen  auch  Ein- 
gebome  der  Preufs.  Staaten  auswärtige  Universitäten, 
besonders  Heidelberg  und  Göttingen;  doch  ist  die  Zahl 
derselben  viel  geringer,  als  die  Zahl  der  Ausländer  auf 
den  Preufs.  Hochschulen ;  auch  war  während  eines  Theils 
des  hier  betrachteten  Zeitraums  der  Besuch  auswärtiger 
Universitäten  durch  Verordnungen  beschränkt.  Ein  in 
weitem  Umfange  wirksamer  Grund  zu  der  schnellen  Ver- 
mehrung der  Studirenden  in  dem  ersten  der  beiden  hier 
betrachteten  Jahrzehnte  scheint  in  der  Auft'egung  der 
Geister  zu  liegen,  welche  der  Wiederherstellung  des  all- 
gemeinen Friedens  folgte.  Geistiger  Erhebung  verdankte 
Deutschland  vornehmlich  die  wiedererrungene  Selbststän- 
digkeit. Nachdem  ihre  Wirksamkeit  gegen  äufsere  Feinde 
aufgehört  hatte,  richtete  dieselbe  sich  auf  Verbesserung 
des  innern  Zustandes,  woraus  zunächst  ein  Bestreben, 
sich  dem  höhern  Staatsdienste  zu  widmen,  und  durch 
wissenschaftlichen  Unterricht  sich  zu  demselben  auszu- 
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bilden,  hervorging;.  In  Folge  des  vielfachen  Wechsels 
der  Landesherrsch|iften  während  der  Revolutionskriege 
und  bald  nach  denselben  wat*en  wirklich  schnellere  Be- 
förderungen im  Staatsdienste  vorgekommen ,  als  in  ge-i 
wohnlichen  Zeiten.  Diese  Beispiele  belebten  die  Hoff- 
nungen noch  mehr,  und  es  bedurfte  bitterer  Erfahrun- 
gen, um  nach  einem  Jahrzehnt  endlich  der  Ueberzeu- 
gung  von  dem  grofsen  Mi&verhältnisse  zwischen  dem 
Bedarf  an  besoldeten  Staatsdiensten,  und  den  Bewer- 
bungen um  dieselben  Raum  zu  verschaffen.  Nachdem 
dieses  endlich  geschehen  war,  sank  die  Zahl  der  Studi- 
rendeu  wieder  auf  ein  Maafs  herab,  welches  wenigstens 
nicht  weit  von  dem  wirklichen  Bedarf  entfernt  sein  durfte. 
Vollkommen  klar  hat  sich  dieser  Gang  der  Verän- 
derungen in  der  Zahl  der  Studirenden  bei  der  juristi- 
schen Fakultät  gezeigt,  welche  zunächst  für  die  hohem 
Stufen  im  Dienste  der  Staatsverwaltung  vorbereitet.  Na- 
mentlich studirten  auf  sämmtlichen  Preufs.  Universitä- 
ten zusammengenommen  die  Rechte: 

in  den  Semestern 

Sommer  1820 
Winter  1820/1 
Sommer  1821 
Winter  1821/2 
Sommer  1822 
Winter  1822/3 
Sommer  1823 
Winter  1823/4 
Sommer  1824 
Winter   1824/B 
Sommer  1825 
Winter  1825/6 
Sommer  1826 


InISnder 

A.iisl5nder 

Summe 

779 

159 

938 

832 

142 

974 

894 

168 

1062 

913 

181 

1094- 

961 

157 

1118 

1030 

167 

1197 

1035 

117 

1152 

1107 

146 

1253 

1167 

126 

1293 

1358 

167 

1525 

1421 

149 

1570 

1440 

167 

1607 

1400 

157 
13» 

1557 

196 


in  den  Semestern 

IniSnder 

Ausländer 

Suinme 

Winter  1826/7 

.     .     1436 

147 

1583 

Sommer  1827 

.    .'  1426 

144 

1570 

Winter  1827/B      . 

.    .    1396 

163 

1559 

Sommer  1828 

.     .     1401 

120 

1521 

Winter  1828/9      . 

.    .    1451 

190 

1641 

Sommer  1829 

.    .     1381 

219 

1600 

Winter  1829/30    . 

.     .     1377 

251 

1628 

Sommer  1830 

.    .    1330 

203 

1533 

Winter  1830/1      . 

.     .    1333 

240 

1573 

Sommer  1831 

.    .     1256 

222 

1478 

Winter  1831/2      . 

.     .     1172 

151 

1323 

Sommer  1832 

.     .     1159 

131 

1290 

Winter  1832/3      .     , 

.     .     1204 

164 

1368 

Sommer  1833          .    . 

.     .     1186 

204 

1390 

Winter  1833/4      .    . 

,     .     1254 

246 

1500 

Sommer  1834          .     . 

,     .     1115 

211 

1326 

Winter  1834/5      .    . 

.     .     1040 

201 

1241 

Sommer  1835          .     . 

,      935 

171 

1106 

Winter   1835/6      .     . 

.      897 

190 

1087 

Sommer  1836          .     . 

876 

174 

1050 

Winter  1836/7      .     . 

.      822 

176 

998 

Sommer  1837          .    . 

816 

148 

964 

Winter  1837/8      .    . 

.    .      834 

150 

984 

Sommer  1838          .     . 

862 

182    ' 

1044 

Winter  1838/9      .    . 

.      879 

191 

1070 

Somnier  1839          .    . 

804 

176 

980 

Winter  1839/40     .    . 

.      850 

190 

1040. 

Die  Zahl  der  Inländer,  welche  die  Recli^e  studirten, 
stieg  hiemach  noch  viel  schneller ,  aber  nicht  ganz  so 
beträchtlich,  als  die  Zahl  der  Studirenden  überhaupt; 
sie  erreichte  bereits  nach  fünf  Jahren  eine  Yermehrung 
von  beinahe  77^  pro  Cent,  oder  erhöhte  sich  nahe  in 
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dem  YerhSltnisse  von  9  zu  16;  auf  dieser  Stufe  erhiek 
sie  sich  fast  sechs  Jahre,  und  sank  nur  erst  dann  mit 
einigen  Schwankungen ,  jedoch  viel  mehr  herab ,  als  sie 
nach  Yerhältnifs  der  inzwisdien  gewachsenen  Bevölke- 
rung hätte  fallen  sollen.  Wenn  nämlich  in  dem  hier 
betrachteten  zwanzig)ährigen  Zeiträume,  wie  bereits  oben 
berechnet  wurde,  die  Zahl  der  Einwohner  um  32i§  pro 
Cent  stieg,  so  hätte  der  mittlere  Durchschnitt  der  An- 
zahl der  Rechtsbeflissenen  aus  beiden  Semestern  des  Jah- 
res 1820,  weldier  806  war,  sich  auf  1067  eriiöhen  müs- 
sen: er  stand  jedoch  im  Jahre  1839  nur  auf  827.  Es 
sdieint  hieraus  hervorzugehen,  dafs  die  Zahl  der  Stu- 
direnden  in  der  Juristenfakultät  schon  im  Jahre  1820 
den  dauernden  Bedarf  überstieg,  und  es  ist  auch  wohl 
wahrscheinlich,  dafs  gleich  nach  wiederhergestelltem  Frie- 
den die  damals  besonders  schnellen  Beförderungen  in 
richterlichen  und  Yerwaltungsämtern  sogleich  zu  stärke- 
rem Betriebe  des  Studiums  der  Rechtswissenschaft  an- 
regten; es  mangelt  indessen  an  hinreichenden  Nadirich- 
ten  aus  den  Jahren  1816  bis  1819,  um  dies  in  bestimm- 
ten Zahlen  nachzuweisen.  Wie  sich  in  dem  zweiten  der 
hier  betrachteten  Jahrzehnte,  abgesehen  von  zufidligen 
Schwankungen,  die  Yerminderung  stufenweise  gestaltete, 
ergeben  folgende  Durchschnitte  aus  je  sechs  auf  einan- 
der folgenden  Semestern^ 

Arithmetisches  Mittel  der  die  Rechte  stu- 
direnden  Inländer 

in  den  Jahren  1828,  29,  30    ...     .    1379 
*•     >»         »        1831,  32,  33    ...    .     1205 

1834,  35,  36    ...    .      947 
1837,  38,  39    ...    ,      841. 
Bei  durchgängig  dreijähriger  Studienzeit  würden  hier- 
nach fürjetzt  jährlich  im  Durdhschnitte  280  Kandidaten 
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des  Rechts  von  den  Universitäten  zur  praktischen  Aas> 
biidung  gröfstentheils  in  die  juristische  Auskultatur  über- 
gehen. Ob  dieses  dem  Bedürfnisse  genüge,  bleibt  durch 
eine  Yergleichung  dieser  Zahl  mit  der  Anzahl  der  fest 
angestellten  und  besoldeten  Staats-  und  Konmiunalbeam- 
ten,  von  weldien  eine  wissenschaftliche  Kenntnifs  der 
Rechte  gefordert  wird,  und  der  auskömmlich  beschäftig- 
ten Anwalte  und  Notarien,  doch  keinesweges  zu  bestim- 
men. Das  Studium  der  Reditswissenschaft  ist  die  ge- 
wöhnlichste Vorbereitung  nicht  nur  für  die  Rechtspflege, 
sondern  audi  für  die  höheren  Stellen  in  der  Polizei-  und 
Finanzverwaltung,  und  selbst  im  Ministerium  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten.  Es  wird  überdies  immer  ge- 
wöhnlicher, dafs  die  Söhne  der  Rittergutsbesitzer  die 
Rechte  studiren,  auch  in  der  Auskultatur  und  im  Re- 
ferendariate  praktische  Geschäftskenntnifs  zu  erlangen 
suchen,  ohne  doch  auf  Erwerb  ihres  Unterhalts  durch 
Theilnahme  an  der  Rechtspflege  jemals  Anspruch  zu  ma- 
chen. Diese  suchen  sich  vielmehr  hierdurch  den  Kreis- 
eingesessenen zur  Wahl  als  Landräthe  zu  empfehlen,  und 
übeiiiaupt  einen  wirkssmiem  Einflufs  auf  Kreis-  und  stän- 
dische Yerhältnisse  zu  behaupten.  Wird  die  mittlere 
Dauer  des  Geschäftslebens  eines  für  den  öffentlichen 
Dienst  mit  wissenschaftlichen  Kenntnissen  ausgestatteten 
Mannes  auf  dreifsig  Jahre  geschätzt,  so  würden  jene  280 
Kandidaten  zur  Ergänzung  eines  Personals  von  8^00 
Männern  ausreichen.  Allein  auch  in  dieser  Annahme 
liegt  eine  Willkührlichkeit,  welche  nicht  gestattet^  darauf 
irgend  ein  entscheidendes  Urtheil  zu  gründen.  Um  in- 
dessen doch  eine  Vorstellung  von  dem  bei  der  Justiz 
beschäftigten  Personal  zu  gewinnen,  wird  hier  nachste- 
hender Auszug  aus  Starkes  Beiträg^i  zur  Kenntnifs  der 
bestehenden  Gerichtsverfassung  und  der  neusten  Justiz- 
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Verwaltung  im  Preufs.  Staate  beigefiigt.     Danach  befan- 
den sich  im  Preufsischen  Staate 

A.   Bei  königlichen  und  aus  Staatsfonds 
unterhaltenen  Gerichten 

a)  an  etatsmäfsigen  Beamten 

1.  bei  Obergerichten 

Präsidenten 68 

Räthe  und  Assessoren    •     .       545 

2.  bei  Inquisitoriaten,  Kreisju- 
stizkommissionen und  Unter- 
gerichten 

Richter 1731 


fr)  an  nicht  etatsmäfsigen,  jedoch  re- 
munerirten  Richtern 

1.  bei  Obergerichten  —  Richter         50 

2.  bei  Inquisitoriaten,  Kreisju- 
stizkommissionen und  Unter- 
gerichten       179 


2344 
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Ueberhaupt  unter  dieser  Abtheilung  besoldete     2573. 

B.   Bei  Privatgerichteu 

a)  nur  bei  denselben  Richter     .     .       546 

b)  bei  königlichen  und  zugleich  Pri- 
vatgerichten  desgleichen      .     .     .       449 

995 
C   Justizkommissarien,  Advokaten,  An- 
walte, Procnratoren,  Notarien  u.  s.  w.       .     .      1547 


Ueberhaupt  Personen  in  der  Justizver- 
waltung, deren  Stellung  ein  wissenschaftliches 
Studium  der  Rechte  bedingt,  und  welche  ent- 
weder aus  Staats-  und  Privatfonds  besoldet, 
oder  zu  remunerirten  Geschäften  befugt  sind,      5115. 
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Aufserdem  waren  in  der  Justizverwaltung 
noch  unbesoldet  beschäftigt 

1.  bei  Obergerichten  Richter   .       121 

2.  bei  Inquisitoriaten,  Kreisju- 
stizkonunissionen  und  Unter^ 
gerichten  desgleichen    ...         47 

168 

femer:  Referendarien 1411 

Auskultatoren 954 


Überhaupt  .  .  2533. 
Zu  den  vorstehend  verzeichneten,  einen  mehr  oder  min- 
der angemessenen  Erwerb  gewährenden  5115  Stellen 
tritt  nun  wohl  in  der  Justizverwaltung  noch  eine  be- 
trächtliche Anzahl,  wozu  zwar  ein  wissenschaftliches  Stu- 
dium der  Rechte  nicht  ganz  unbedingt  erfordert  wird, 
welche  jedoch  nicht  selten  mit  Männern  besetzt  werden, 
die  vollständige  Universitätsstudien  machten,  aber  nach- 
mals eine  Anstellung  als  besoldete  Subalternen  dem  lan- 
gem Harren  auf  eine  Richterstelle  vorzogen.  Hierdurch 
wird  es  sehr  wahrscheinlich,  dafs  im  Bereidie  der  Ju- 
stizverwaltung selbst  ungefähr  bestehen  möchten  zwei 
Drittheile  derjenigen  8400  Stellen,  zu  deren  Ergänzung 
nach  den  vorstehenden,  allerdings  höchst  unsichern  An- 
nahmen diejenigen  280  Kandidaten  der  Rechte  hinrei- 
chen würden,  welche  jetzt  jährlich  von  den  inländischen 
Universitäten  abgehen.  Sehr  viel  unsidierer  bleibt  ein 
Urtheil  darüber,  ob  das  dritte  Drittheil  dieser  Kandida- 
ten ein  angemessenes  Unterkommen  in  der  Polizei-  und 
Finanzverwaltung,  und  überhaupt  in  denjenigen  Staats- 
und Konmiunaldiensten  finden  dürfte,  wozu  aufserhalb 
der  Rechtspflege  wissensdiaftlich  gebildete  Juristen  ge- 
braucht werden.  Die  Zahl  der  hierher  gehörigen  be- 
soldeten Stellen,  wozu  wissenschaftliche  Kenntnifs  der 
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Rechte  als  Grundbedingung  erfordert  wird,  ist  wahr- 
scheinßch  bei  weitem  noch  nicht  auf  800  anzuschlagen; 
aber  es  wird  immer  gewöhnlicher,  sich  durch  das  Uni- 
versitätsstudium  in  der  Juristenfakultät  und  durch  die 
Auskultatur,  selbst  wohl  auch  noch  durch  das  Referen- 
dariat  auch  zu  solchen  Stellen  vorzubereiten,  wozu  die- 
ser Gang  der  Bildung  nicht  unbedingt  erfordert  wird. 
Unter  diesen  Umständen  können  nur  fortgesetzte  Erfah- 
rungen entscheiden,  ob  eine  fernere  Verminderung  der 
in  der  juristischen  Fakultät  auf  den  Preufsischen  Uni- 
versitäten^ studirenden  Inländer  noch  erwünscht  erschei- 
nen könnte.  Die  Zahl  der  auf  Preufs.  Universitäten  die 
Rechte  studirenden  Ausländer  ist  zwar  im  Allgemeinen 
auch  in  der  Mitte  des  hier  betrachteten  Zeitraums  am 
stärksten  gewesen,  und  in  der  neuesten  Zeit  wieder, 
doch  bei  weitem  nicht  bis  auf  den  anfänglichen  Stand- 
punkt, herabgesunken.  Der  Einflufs,  welchen  zufällige 
Begebenheiten  und  die  Persönlichkeit  der  Lehrer  auf 
den  Ruf  der  einzelnen  Lehranstalten  hatten,  war  indes- 
sen jso  erheblich,  dafs  immerfort  in  den  einzelnen  Se- 
mestern sehr  beträchtliche  Schwankungen  vorkamen.  Nur 
Durchschnitte  aus  einer  Reihe  von  Semestern  gewähren 
einigermafsen  einen  haltbaren  Ueberblick.  Durchschnitt- 
lich studirten  Ausländer  auf  Preufsischen  Universitäten 
die  Rechte: 

in  d.  zehn  Semestern  der  Jahre  1820  bis  mit  1824  153 
in  den  sechs  Semestern  der  Jahre  1825,  26,  27  .  154 
>>     »       «  «  »       »      1828,29,30    .    204 

>i     »       »  »  »       »      1831, 32, 33    ,     186 

»     «       «  »  »       n      1834,35,36    .     187 

«     »       »  »  *>       «»      1837,38,39    ,     173. 

Diese  Zahlen  nehmen  in  dem  Verhältnisse  von  sehr  nahe 
3  zu  4  zu,  und  von  diesem  Standpunkte  sinken  sie  wie- 
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der  in  dem  Yerhältaisse  wie  11  gegen  13,  ohne  dafs 
für  diese  Veränderungen  im  Ailgemeinen  genugthuende 
Gründe  anzugeben  wären. 

Die  sechs  vollständigen  Uniyersitäten  des  Staats  ha- 
b^i  durchgängig  eine  theologische  Fakultät  eyangeli- 
sehen  Glaubensbekenntnisses;  aufser  denselben  besteht 
in  Breslau  und  Bonn  auch  noch  eine  theologische  Fa- 
kultät zur  Bildung  römisdi -katholischer  Geistlidicn,  und 
die  theologische  Fakultät  der  akademischen  Lehranstalt 
zu  Münster  ist  aussdiliefslich  für  diesen  Zweck  bestimmt. 
In  den  sechs  erstgenannten  evangelischen  Fakultäten 
befanden  sich  zusammengenommen  immatrikulirte  Stu- 
dirende : 

in  den  Semestern 

Sommer  1820 
Winter  1820/1 
Sommer  1821 
Winter  1821/2 
Sommer  1822 
Winter  1822/3 
Sommer  1823 
Winter  1823/4 
Sommer  1824 
Winter  1824y^ 
Sommer  1825 
Winter  1825/6 
Sommer  1826 
Winter  1826/7 
Sommer  1827 
Winter  1827/8 
Sommer  1828 
Winter  1828/"9 
Sommer  1^^ 


nlSndcr 

AnslÜnder 

SniDine 

741 

112 

853 

775 

117 

892 

778 

123 

901 

883 

140 

1023 

944 

162 

1106 

947 

209 

1156 

1023 

251 

1274 

1074 

293 

1367 

1058 

280 

1338 

1162 

304 

1466 

1242 

297 

1539 

1318 

356 

1674 

1422 

376 

1798 

1406 

390 

1796 

1465 

391 

1856 

1533 

418 

1951 

1636 

430 

2066 

1666 

470 

2136 

1753 

443 

2196 
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io  den  Semestern 

laländer 

AuslSoder 

Summe 

Winter  1829/30    .     .     .     1766 

426 

2192 

Sommer  1830 

1748 

395 

2143 

^Vinter  1830/1 

1791 

412 

2203 

Sommer  1831 

.     1687 

361 

2048 

Winter  1831/2 

1607 

267 

1874 

Sommer  1832 

1528 
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1734 

"Winter  1832/3 

1484 

246 

1730 

Sonuner  1833 

,     1455 

263 

1718 

Winter  1833/4 

,     1397 

282 

1679 

Sommer  1834 

.     1375 

257 

1632 

Winter  1834/5 

.     1319 

243 

1562 

Sommer  1835 

1211 

200 

1411 

Winter  1835/6 

.     1157 

240 

1397 

Sommer  1836 

,     1071 

215 

1286 

Winter  1836/7 

,     1040 

198 

1238 

Sommer  1837 

.     1007 

196 

1203 

Winter  1837/8 

993 

194 

1187 

Sommer  1838 

.      977 

209 

1186 

Winter  1838/9 

.     1012 

209 

1221 

Sommer  1839 

.      968 

192 

1160 

Winter  1839/40 

.      958 

194 

1152. 

Die  Yerg^leichuDg  des  ersten  der  hier  betrachteten  zwan- 
zig Jahre  mit  dem  letzten  ergiebt  sowohl  bei  den  In« 
ländern  als  bei  den  Ausländern  eine  Vermehrung.  Diese 
beträgt  jedoch  bei  den  Inländern  nicbt  einmal  so  Tiel, 
als  die  Zunahme  der  Bevölkerung  überhaupt;  dieselbe 
wai^  nämlich,  wie  bereits  oben  angeführt  worden,  32|§ 
pro  Cent.  Hiernach  hätte  das  arithmetische  Mittel  aus 
dem  Sommer-  und  Wintersemester  des  ersten  Jahres, 
welches  758  war,  sich  bis  auf  1003  erhöhen  sollen,  aber 
es  ist  aus  dem  Sommer-  und  Wintersemester  des  letz^ 
ten  Jahres  nur  9$3.    Hei  den  Ausländern  war  das  aritb-* 
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metische  Mittel  aus  den  beiden  ersten  Semestern  114, 
aus  den  beiden  letzten  dagegen  193;  diese  Zunahme  war 
also  sehr  viel  bedeutender  als  bei  den  Inländern,  näm- 
lich sogar  beinahe  70  pro  Cent.  Es  wiederholt  sich 
hier,  und  zwar  sowohl  bei  den  Inländern  als  bei  den 
Ausländem  9  die  bei  den  Studirenden  in  der  Juristen- 
fakultät schon  bemerkte  Erscheinung,  nämlich  ein  schnel- 
les Steigen  bis  Über  das  erste  Jahrzehnt  -hinaus,  und 
hiernach  wieder  ein  fortschreitendes  Sinken  bis  an  das 
Ende  des  hier  betrachteten  Zeitraums.  Das  Steigen  ist 
hier  noch  viel  bedeutender«,  als  in  der  juristischen  Fa- 
kultät; es  erhob  sich  nämlich  die  Zahl  der  evangelischen 
Inländer,  welche  Theologie  studirten,  von  741  im  Som- 
mer 1820  bis  auf  1791  im  Winter  1830/1,  das  ist:  in 
einem  noch  gröfsem  Verhältnisse  als  5  zu  12.  Bei  den 
auf  Preufsischen  Universitäten  Theologie  studirenden 
evangelischen  Ausländern  waren  die  Zahlenveränderun- 
gen verhältnifsmäCsig  noch  viel  bedeutender:  die  Zahl 
der  Studirenden  stieg  hier  von  112  im  Sommer  1820 
auf  470  im  Winter  1828/19,  das  ist:  auf  mehr  als  das 
Vierfache.  In  der  Hiat  zeigte  sidi  unmittelbar  nach  dem 
Kriege  ein  Mangel  an  evangelischen  Kandidaten  der  Theo- 
logie; die  Studirenden  in  dieser  Fakultät  waren  im  Jahre 
1813  gleich  allen  übrigen  Altersgenossen  aus  den  gebil- 
deten Ständen  als  Freiwillige  mit  zu  Felde  gezogen,  und 
kamen  als  Oberoffiziere  aus  den  Feidzttgen  zurück.  Von 
den  Studirenden  in  der  juristischen  und  medizinischen 
Fakultät,  welche  sich  im  gleichen  Falle  befanden,  tr&ten 
viele  nach  wiederhergestelltem  Frieden  aus  dem  Kriegs- 
dienste in  ihre  frühere  Laufbahn  zurück.  Den  Theolö- 
gen sdiien  es  weniger  anständig,  das  Portd^epee  und 
die  Schärpe  mit  dem  Priesterkleide  zu  vertauschen;  sie 
blieben  groCsentheib  in  Militair,  oder  fanden  in  Folge 
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ihrer  allgcmeineii  Bildung  Stellen  in  der  Polizei-  und 
Finanzverwaltung.  Da  nun  überdies  die  Kandidaten  der 
Theologie  sich  nach  beendigten  Universitätsjahren  durch 
Ertheilung  von  Unterricht  einen  Erwerb  verschaffen  kön- 
nen, -während  Juristen  und  Mediziner  sich  in  einer  tin^ 
belohnten  Praxis  abmühen ,  und  es  daher  auch  jungen 
Männern  ohne  Vermögen  viel  leichter  wird  Theologie 
als  die  Rechte  oder  die  Arzneiwissenschaft  zu  studiren, 
so  mehrte  sich  bei  der  Aussicht  auf  schnelle  Beförde- 
rung zu  Pfarrstellen  in  Folge  des  Mangels  an  Kandida- 
ten die  Zahl  der  Theologie  Studirenden  sehr  schnell  im 
ganzen  nördlichen  Deutschland  weit  über  das  gewöhn- 
liche Bedürfnifs.  Als  endlich  nach  einem  Jahrzehnt  das 
Uebermaafs  hierin  bemerklich  wurde,  und  die  Aussich- 
ten auf  Anstellung  sich  entfernter  zeigten,  mufste  sich 
auch  die  Zahl  der  Theologie  Studirenden  wieder  ver- 
mindern. Wahrscheinlich  würde  dies  noch  schneller  und 
beträchtlicher  geschehen  sein,  wenn  nicht  bei  der  fort- 
schreitenden Vermehrung  der  Unterrichtsanstalten  für  die 
gebildeten  Stände  fortwihrend  viele  Kandidaten  der  Theo- 
logie zu  Lehrerstellen  in  den  Gymnasien  und  hohem 
Bürgerschulen  übergingen.  Nach  der  Kirchen-  und  Schul- 
tabelle für  das  Jahr  1840  befanden  sich  damals  5791  or- 
dinirte  Prediger  unter  den  sämmtlichen  evangelischen 
Glaubensgenossen  des  Preufsischen  Staats.  Wäre  die 
Dienstzeit  derselben  durchschnittlich  auf  drei£sig  Jahre 
zu  schätzen,  so  würden  jährlich  193  Predigerstellen  er- 
ledigt, und  also  bei  dreijährigem  Studium  600  Studi- 
rende  in  sämmtlichen  sechs  evangelisch- theologischen  Fa- 
kultäten dem  Bedürfnisse  genügen.  Indessen  ist  wegen 
des  Abganges  zu  Lehrerstellen  und  zuweilen  auch  in 
andere  Lebensverhältnisse  nicht  so  genau  zu  rechnen, 
und  eine  Durchschnittszahl  von  800  wahrscheinlich  noch 
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nicht  ÜbemiSfsig«    In  Bezug  auf  das  Audand  mangeln  die 
Grundlagen  zur  Bildung  eines  ähnlichen  Ueberschlages. 

In  den  drei  theologisdien  Fakultäten  des  Preufsi- 
schen  Staats,  welche  zur  Bildung  römisch-katholischer 
Priester  bestimmt  sind,  studirten: 

m  den  Semestern 


Sommer 
Winter 
Sommer 
Winter 
Sommer 
Winter 
Sommer 
Winter 
Sommer 
Winter 
Sommer 
Winter 
Sommer 
Winter 
Sommer 
Winter 
Sommer 
Winter 
Sommer 
Winter 
Sommer 
Winter 
Sommer 
Winter 
Sommer 
Winter 
Sommer 


820 
820/1 
821 
821/2 

822 

822/3 

823 

823/4 

824 

824/5 

825 

825/6 

826 

826/7 

827 

827/8 

828 

828/9 

829 

829/30 

830 

830/1 

831 

831/2 

832 

832/3 

833 


Inländer 

Ausländer 

Summ 

168 

88 

256 

172 

92 

264 

213 

114 

327 

180 

86 

266 

213 

89 

302 

293 

112 

405 

339 

106 

445 

400 

115 

515 

438 

108 

546 

503 

138 

641 

568 

139 

707 

616 

147 

763 

670 

150 

820 

72i 

isa 

878 

751 

150 

901 

721 

167 

888 

684 

142 

826 

693 

176 

869 

710 

171 

881 

688 

165 

853 

671 

152 

823 

650 

105 

755 

647 

99 

746 

633 

79 

712 

643 

80 

723 

621 

59 

680 

585 

52 

637 
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in  den  Setnestem 

loISnder 

Ausländer 

SuiBiae 

Winter   1833/4       .     , 

,     .     590 

50 

640 

Sommer  1834          .     . 

.     .     543 

46 

589 

Winter  1834/5      .     . 

,     .     513 

50 

563 

Sommer  1835          .     . 

.     .     468 

41 

509 

Winter  1835/6      .     , 

,     .     443 

45 

488 

Sommer  1836          .     . 

.    422 

39 

461 

Winter   1836/7      .     . 

.    414 

36 

450 

Sommer  1837 

.     401 

36 

437 

Winter  1837/8      .     . 

,    .    418 

37 

455 

Sommer  1838          .     . 

.    380 

31 

411 

Winter   1838/9      .     . 

.    .    416 

29 

445 

Sommer  1839          .     . 

,    .    371 

25 

396 

Winter   1839/40    . 

.    .    414 

26 

440. 

Auch  hier  wiederholt*  sich  also  das  schnelle  Steigen  der 
Anzahl  der  Studirenden  im  ersten  Jahrzehnt,  und  das 
Sinken  derselben,  welches  bis  zum  Ende  des  hier  be- 
zeichneten Zeitraumes  im  Fortschreiten  bleibt;  nament- 
lich stieg  die  Zahl  der  Inländer  von  168  im  Sommer- 
semester 1820  auf  751  im  Sommer  1827,  das  ist:  sehr 
nahe  auf  das  Fttnftehalbfache,  und  fiel  dann  wieder  auf 
371  im  Sommer  1839  herab.  Die  Zahl  der  Ausländer 
erhob  sich  von  88  im  Sommer  1820  mit  einigem  Schwan- 
ken bis  auf  176  oder  gerade  das  Doppelte  im  Winter 
1828/9,  und  fiel  sodann  selbst  noch  weit  unter  die  an- 
fängliche Zahl,  nämlich  bis  auf  25  im  Sommer  1839; 
indessen  sind  doch  hier  Verhältnisse  zu  beachten,  wel- 
che sich  wesentlich  von  dem  Zustande  des  theologischen 
Studiums  der  evangelischen  Glaubensgenossen  unterschei- 
den. Bei  diesen  wird  zur  Anstellung  als  ordinirter  Pre- 
diger ein  dreijähriges  Universitätsstudium  allgemein  er- 
fordert; in  der  römisch-katholischen  Kirche  können  da- 
gegen auch  Personen  die  Priesterweihe  empfangen,  und 
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als  Pfarrer  angestellt  werden*  welche  nadi  vorgäugigein 
Gymnasialunterrichi  in  den  bischöflichen  Seminarien  mit 
Einschlufs  des  CoUegü  Ho^iani  zu  Braunsberg  für  das 
geistliche  Lehramt  ausgebildet  sind,  und  theils  gar  kein, 
theils  doch  ein  viel  kürzeres  Universitätsstudium  gemacht 
haben.  Eine  Yergleichung  der  Anzahl  derjenigen  rö- 
misdi- katholischen  Glaubensgenossen,  welche  auf  Uni- 
versitäten Theologie  studiren,  mit  der  Anzahl  der  Pfarr- 
stellen ergiebt  daher  keine  Uebersicht  des  Verhältnisses 
'  der  Bewerbung  zu  dem  Bedarf.  Nach  der  am  Ende  des 
Jahres  1840  aufgenommenen  Kirdien-  und  Schultabelle 
befanden  sich  bei  den  katholischen  Kirchen  im  Preuüsi- 
sehen  Staate 

Pfarrer 3539 

Kaplane  und  Yikarien      .     .     .     1992 

zusammen  .  5531. 
In  dieser  Zahl  sind  jedoch  nicht  mit  einbegriffen  die  Klo- 
stergeistlichen, welche  die  Priesterweihe  empfangen  ha- 
ben, und  diejenigen  Mitglieder  der  höhern  Geistlichkeit, 
welchen  keine  Seelsorge  obliegt;  dagegen  steht  aber  auch 
ein  beträchtlicher  Theil  der  Kaplane,  wenn  auch  nicht 
in  Bezug  auf  Amtsbefugnisse,  so  doch  in  Bezug  auf  eine 
feste  Stellung  im  Leben,  beinahe  in  eben  den  Verhältnis- 
sen, worin  sich  in  der  evangelischen  Kirdie  die  Kateche- 
ten und  ähnliche  nicht  ordinirte  Religionslehrer  befin- 
den, das  ist:  in  einer  Lage,  welche  nur  den  Uebergang 
von  der  Kandidatur  zum  auskömmlich  dotirten  Lehramte 
bildet  GBchen  sich  diese  Unterschiede  im  Mehr  und 
Weniger  ungefähr  aus,  so  würde  der  Bedarf  an  Kan- 
didaten zur  Besetzung  der  geistlichen  Stellen  in  der.ka- 
1;holischen  Kirche  des  Preufs.  Staats  nicht  viel  geringer 
sein,  als  in  der  evangelischen,  und  es  würden  bei  durch- 
gängig dreijährigem  Universitätsstudium,  mit  Rücksicht 

auf 
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auf  die  Lehrerstellen  in  den  katholischen  Gymnasien  und 
höhern  Lehranstalten,  jedenfalls  mehr  als  sechshundert  In- 
länder sich  dem  Studium  der  Theologie  in  den  drei  ka- 
tholischen Fakultäten  der  Preufsischen  Universitäten  wid- 
men müssen.  So  bedeutend  war  die  Zahl  dieser  Studi- 
renden  aber  nur  während  eines  Theiles  des  hier  betrach- 
teten Zeitraums,  woraus  sich  indessen  nicht  nothwendig 
ein  Mangel  an  Kandidaten  zur  Besetzung  der  geistlichen 
Stellen  in  der  katholischen  Kirche,  sondern  nur  ergiebt, 
wie  viel  auf  die  Bildung  in  den  Seminarien  gerechnet 
werden  mufs,  wenn  ein  solcher  Mangel  nicht  eintreten 
soll.  Diejenigen  Zöglinge  der  katholischen  Gymnasien, 
welche  sich  dem  geistlichen  Stande  widmen,  kommen 
mehrentheils  so  frühe  schon  in  nähere  Berührung  mit 
besondern  kirchlichen  Verrichtungen,  dafs  wahrschein- 
lich nicht  Viele  derselben  unter  die  Freiwilligen  des 
Jahres  1813  eingetreten  sind.  Unmittelbar  nach  dem 
Frieden  konnte  deshalb  auch  in  der  deutschen  katholi- 
schen Kirche  kein  Mangel  an  Kandidaten  aus  eben  den 
Ursachen  eintreten,  welche  denselben  unter  den  evange- 
lischen Glaubensgenossen  zur  Folge  hatten.  Das  schnelle 
Steigen  der  anfänglich  sehr  geringen  Anzahl  Derjenigen, 
welche  Theologie  in  den  katholischen  Fakultäten  der 
Preufs.  Universitäten  studirten,  hat  daher  auch  seinen 
Grund  nicht  sowohl  darin,  dafs  sich  damals  überhaupt 
mehr  Inländer  als  früher  dem  geistlichen  Stande  zuge- 
wandt hätten,  als  vielmehr  darin,  dafs  erleuchtete  Bi- 
schöfe von  den  Kandidaten  des  Priesterstandes  ein  voll- 
ständiges Universitätsstudium  forderten.  Hierdurch  er- 
hielt sich  über  zehn  Jahre  lang  die  Zahl  der  Studiren- 
den  in  den  katholischen  Fakultäten  der  Universitäten 
über F'ünfhundert,  das  ist:  auf  mehr  als  dem  Dreifachen 
der  im  Jahre  1820  vorhandenen  Anzahl.    Eine  beträcht- 

14 


210 

liehe  und  bis  zum  Ende  des  hier  betrachteten  Zeitraums 
fortschreitende  Verminderung  trat  erst  seit  dem  Jahre 
1834  ein,  wo  der  Frieden  zwischen  der  Staatsverwal- 
tung und  der  römisch-katholischen  Kirche  gestört,  und 
ein  MiCstrauen  gegen  den  Einflufs  der  Universitäten  auf 
die  Gesinnungen  der  Kandidaten  des  geistlichen  Standes 
geweckt  wurde.  Seitdem  scheint  das  Universitätsstudium 
derselben  wenigstens  der  Zeit  nach  beschränkt,  und  der 
Bildung  durch  die  bischöflichen  Seminare  wieder  mehr 
Raum  gegeben  zu  werden.  Doch  wird  auch  geklagt, 
dafis  die  Neigung,  sich  dem  geistlichen  Stande  zu  wid- 
men, in  der  katholischen  Kirche  des  Preufs.  Staats  über- 
haupt abnehme,  und  ein  Mangel  an  tüchtigen  Kandida- 
ten für  die  Seelsorge  wirklich  schon  bemerkt  werde. 
Kein  norddeutscher  Staat  aufiser  Preufseu  hat  auf  seineu 
Universitäten  eine  theologische  Fakultät  römisch-katho- 
lischen Glaubensbekenntnisses;  viele  derselben  erhielten 
jedoch  mit  Antheilen  an  den  säkularisirten  Bisthümern 
und  Abteien  katholische  Unterthanen,  deren  Geistlich- 
keit, soweit  sie  eines  Universitätsstudiums  bedurfte,  das- 
selbe nun  zunächst  auf  Preufsischen  Universitäten  suchte. 
Auch  studirten  vor  der  Trennung  Belgiens  von  den  Nie- 
derlanden nicht  wenig  Katholiken  aus  diesen  Ländern 
Theologie  in  Bonn  und  Münster.  Die  kirchlichen  Wir- 
ren haben  auch  dieses  Yerhältnifs  in  solchem  Maafsä 
verändert,  daCs  die  Zahl  der  Ausländer  in  den  katholi- 
sdien  Fakultäten  der  Preufs.  Universitäten  seit  1833  weit 
imter  die  Zahl  herabgesunken  ist,  welche  sich  schon  im 
Jalire  1820  daselbst  befand. 

In  dem  hier  betrachteten  Zeiträume  befanden  sich 
in  den  medizinischen  Fakultäten  der  sechs  vollständigen 
Preufs.  Universitäten  als  immatrikulirte  Studirende: 
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in  den  Semestern 

Inländer 

Ausländer 

Summe 

Sommer 

1820          .    . 

.     .    398 

231 

629 

Winter 

1820/1      . 

.     .     412 

255 

667 

Sommer 

1821 

.408 

212 

620 

Winter 

1821/2      .     , 

,     .     421 

223 

644 

Sommer 

1822          .     , 

,    .    412 

204 

616 

Winter 

1822y"3      .    , 

,    .    447 

222 

669 

Sommer 

1823          .     , 

.    441 

202 

643 

Winter 

1823/4       .     , 

.    463 

211 

674 

Sommer 

1824          .     , 

.    444 

177 

621 

Winter 

1824/5      ,     . 

,    .    475 

208 

683 

Sommer 

1825          ,     . 

.    493 

204 

697 

Winter 

1825/6      .    . 

,    493 

221 

714 

Sommer 

1826          .    , 

.    467 

197 

664 

W^inter 

1826/7      .     , 

.     .    466 

227 

693 

Sommer 

1827          ,     . 

.     462 

209 

671 

Winter 

1827/8      •     . 

.    .    498 

233 

731 

Sommer 

1828          .    , 

.     462 

157 

619 

Winter 

1828/9      .    . 

.     484 

206 

690 

Sommer 

1829          .     , 

.     .     468 

194 

662 

Winter 

1829/30    .     . 

.    482 

210 

692 

Sommer 

1830          .     . 

,     .     496 

197 

693 

Winter 

1830/1       . 

,     .     503 

204 

707 

Sommer 

1831          .     . 

.    521 

182 

703 

Winter 

1831/2      .     . 

.    529 

159 

688 

Sommer 

1832          .     . 

.    552 

167 

719 

Winter 

1832/3      .     , 

.    574 

193 

767 

Sommer 

1833          .     , 

.    591 

186 

777 

Winter 

1833/4       .     , 

,    .    700 

215 

915 

Sommer 

1834          .     . 

,     .    704 

223 

927 

Winter 

1834/5      . 

,    .    691 

210 

901 

Sommer 

1835          .     , 

.     .    683 

204 

887 

Winter 

1835/6      . 

.    .    663    ■ 

214 
14« 

877 
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io  Aen  Semestern 

loländer 

AuslSnder 

Summe 

Sommer  1836          .     . 

.     .     710 

200 

910 

Winter  1836/7       . 

.     .     722 

185 

907 

Sommer  1837          .     . 

.     .     727 

181 

908 

Winter  1837/8      .     , 

,     .     719 

196 

915 

Sommer  1838          .     . 

,     .     722 

187 

909 

Winter   1838/9      . 

.     .     735 

193 

928 

Sommer  1839          .     . 

.     .     723 

174 

897 

Winter   1839/40     . 

,     .     721 

196 

917. 

Hier  zeigen  sich  in  den  Veränderungen  der  Anzahl  stu- 
dirender  Inländer  durchaus  ganz  andere  Verhältnisse,  als 
bei  den  Juristen  und  Theologen.  Die  Zahl  derselben 
stieg  nicht  schnell  im  ersten  Jahrzehnt  über  das  wahr- 
scheinliche Bedürfnifs,  um  im  zweiten  wieder  fortschrei- 
tend bis  in  die  neueste  Zeit  zu  sinken,  sondern  sie  blieb 
fortwährend  im  Steigen.  Werden  Durchschnitte  aus  )e 
sechs  auf  einander  folgenden  Semestern  gebildet,  um  die 
zubilligen  Schwankungen  der  einzelnen  halben  Jahre  aus- 
zuschliefsen,  so  ergiebt  sich  für  den  ganzen  zwanzigjäh- 
rigen Zeitraum  ein  fortgesetztes  Steigen.  Es  studirten 
nändich  Inländer  Medizin  im  Durchschnitte  der  Jahre: 

1820,  21,  22  ...  .  416 
1823,  24,  25  ....  468 
1826,  27,  28  ...  .  473 
1829,  30,  31  ...  .  500 
1832,  33,  34  ...  .  635 
1835,  36,  37  ....  704 
1838,  39  ....     725. 

Hier  zeigt  sich  ein  Steigen  ohne  Unterbrechung,  doch 
mit  der  Eigenthümlichkeit,  dafs  in  dem  dreijährigen  Zeit- 
räume 1832,  33,  34  eine  sehr  viel  schnellere  Zunahme 
vorkommt,  als  in  allen  vorhergehenden  oder  folgenden 
Zeiträumen.     Diese  Zunahme  zeigte  sich  fast  gleichför- 
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mig  und  gleichzeitig  auf  allen  sechs  Preufs.  Unitersitä- 
ten,  und  zwar  war  eie  nicht  eine  vorübergehende  Er- 
scheinung, sondern  sie  wurde  die  Grundlage  des  wie- 
derum wie  früher  zwar  langsamen,  aber  anhaltenden  Fort- 
schreitens. Der  Zeitraum,  worein  dieselbe  fällt,  folgt  un- 
mittelbar auf  die  Jahre,  worin  die  asiatische  Cholera 
zuerst  den  Preufs.  Staat  erreichte;  er  fällt  aber  auch 
mit  den  Jahren  zusammen,  worin  die  Zahl  der  Studi- 
renden  in  den  juristischen  und  in  den  evangelisch-theo- 
logischen Fakultäten  bedeutend  zu  sinken  begann.  Hat 
nun  jene  Seuche  aufmerksamer  auf  die  Nothwendigkeit 
gemacht,  dem  armem  und  ungebildetem  Theile  der  Na- 
tion ärztliche  Hülfe  reidilicher  als  vormals  angedeihen 
zu  lassen,  und  deshalb  auch  in  den  kleinsten  Städten 
und  selbst  in  wohlhabenden  Dörfern  wissenschaftlich  ge- 
bildete Aerzte  anzusetzen?  —  Oder  haben  junge  Män- 
ner, welche  sich  überhaupt  wissenschaftlichen  Beschäfti- 
gungen hingeben  wollten,  das  Studium  der  Heilkunde 
deshalb  öfter  gewählt,  weil  ihnen  das  Uebermaafs  der 
Bewerbung  die  Theologie  und  Jurisprudenz  verleidete? 
Oder  haben  beide  Yeranlassungen  gemeinschaftlich  und 
vielleicht  noch  andere  unbekannte  gewirkt,  um  eine  Er- 
scheinung hervorzubringen,  welche  thatsäcblich  aufBcr 
Zweifel,  bisher  aber  noch  nicht  genugthuend  erklärt  ist? 
Nach  der  am  Ende  des  Jahres  1840  aufgenommenen  Sa- 
nitätstabelle enthielt  der  Preufsische  Staat  * 
zur  medizinischen  Praxis  berechtigte  Civilärzte  2511 
zur  Civil -Praxis  berechtigte  Militairärzte  .  .  313 
also  jedenfalls  durch  vollständige  Universitäts- 
studien gebildete  Aerzte 282i. 

Dürfte  hier  auch  durdischnittlich  eine  dreifsigjährige 
Dauer  der  medizinischen  Praxis  angenonrnnien  werden,  so 
würden  zum  Ersatz  mit  Rücksicht  auf  zufälligen  aufBer- 
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ordentlichen  Abgang  jährlich  ungefähr  100  Kandidaten, 
und  weil  das  medizinische  Studium  auf  Universitäten 
jetzt  durchgängig  ein  Tierjähriges  ist,  400  Medizin  stu- 
dirende  Inländer  hinreichen,  den  gegenwärtigen  Zustand 
fortdauernd  zu  unterhalten.  Aber  es  ist  unzweifelhaft, 
dafs  es  dem  bei  weitem  gröfsten  Theile  der  Nation  noch 
«ehr  an  ärztlicher  Hülfe  mangelt.  Wäre  die  vorerwähnte 
Zahl  von  Aerzten  gleichförmig  über  den  ganzen  Staat 
vertheilt,  so  würde  dem  Flächenraume  nach  auf  zwei 
Quadratmeilen,  und  der  Bevölkerung  nach  auf  5300  Men- 
schen oder  ungefähr  1000  Familien  ein  Arzt  kommen. 
Möchte  dies  auch  wirklich  genügend  erscheinen,  so  ist 
doch  zu  bedenken,  dafs  statt  der  vorausgesetzten  gleich- 
förmigen Yertheilung  der  Aerzte  eine  sehr  ungleichför- 
mige besteht.  Nach  der  vorerwähnten  Sanitätstabelle 
enthielt  die  Stadt  Berlin  allein  286  zur  Civil -Praxis  be- 
rechtigte Civil-  und  Militairärzte,  das  ist:  über  ein  Zehn- 
theil des  hier  in  Betracht  gekommenen  ärztlichen  Per- 
sonals, während  es  nur  nahe  ^^  der  Bevölkerung  des 
Staats  in  sich  begriff.  In  Berlin  kommt  schon  auf  1155 
Einwohner  durchschnittlich  ein  wissenschaftlich  gebilde- 
ter Arzt.  Der  Regierungs-Bezirk  Köln  hat  dagegen  ei- 
nen nur  erst  auf  3044  Einwohner,  obwohl  er  nächst 
Berlin  am  reichsten  mit  Aerzten  versehen  ist.  Im  All- 
gemeinen befinden  sich  im  Verhältnisse  gegen  die  Be- 
völkerung die  meisten  Aerzte  in  den  dichter  bewohnten 
westlichen  Provinzen,  jedoch  mit  Ausnahme  des  Regie- 
rungs -Bezirks  Trier,  der  erst  auf  8253  Einwohner  ei- 
nen Arzt  besitzt.  Namentlich  kam  ein  Arzt  im  Reg,- 
Bezirk  Münster  auf  3427,  im  Reg. -Bezirk  Düsseldorf 
auf  3698,  im  Reg. -Bezirk  Arnsberg  auf  4079,  im  Reg.- 
Bezirk  Aachen  auf  4534,  im  Reg. -Bezirk  Koblenz  auf 
4784,  und  im  Reg. -Bezirk  Minden  auf  5322  darin  Le- 
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bende.  Auch  die  Provinz  Sachsen  hat  in  ihren  vielen 
ansehnlichen  und  wohlhabenden  Mittelstädten  verfaältnifs- 
mäfsig  noch  eine  vrahrscheinlich  hinreichende  Zahl  von 
Aerzten;  es  kommen  auf  einen  derselben  im  Reg. -Be- 
zirk Merseburg  3929,  im  Reg. -Bezirk  Erfurt  4390  und 
im  Reg.-Bezirk  Magdeburg  4491  flinwohner.  Der  kleine, 
aber  wohlhabende  Reg.-Bezirk  Stralsund  hatte  noch  ei- 
nen Arzt  auf  3973  Einwohner.  Schlesien,  obwohl  dich- 
ter bevölkert  als  die  Provinz  Sachsen,  hat  bei  der  grö- 
fsern  Dürftigkeit  der  untern  Volksklasisen  verhältnifs- 
mäfsig  weniger  Aerzte;  der  Reg.-Bezirk  Breslau  hat  ver- 
möge des  Uebergewichts  dieser  zweiten  Stadt  des  Staa- 
tes noch  einen  auf  5396,  Liegnitz  aber  erst  auf  7485, 
und  Oppeln  nur  auf  9152  Einwohner.  Obwohl  die  Pro- 
vinz Brandenburg  besonders  nach  Abzug  des  Ueberge- 
wichts, welches  ihr  die  Bevölkerung  von  Berlin  ver- 
schafft, sehr  viel  dünner  bewohnt  ist,  als  Schlesien,  so 
befindet  sich  wegen  der  verhältnifsmäfsig  betröchtlichen 
städtischen  Bevölkerung  doch  im  Reg.-Bezirk  Potsdam 
ohne  Berlin  auf  5692,  und  im  Reg.-Bezirk  Frankfurt 
auf  6524  Einwohner  ein  vnssensdiaftlich  gebildeter  Arztl 
Ein  ähnliches  Yerhältnifs  besteht  auch  in  dem  mittlem 
Theile  der  Provinz  Pommern,  nämlich  im  Reg.-Bezirk 
Stettin,  der  einen  Arzt  auf  5659  Einwohner  hat.  Bei 
weitem  am  unzureichendsten  mit  Aerzten  »versehen  sind 
die  beiden  östlichen  Provinzen  des  Staats  nebst  Hinter- 
pommern.  In  Folge  des  Einflusses  der  grofsen  Städte 
kommt  noch  ein  Arzt  im  Reg.-Bezirk  Danzig  auf  7052, 
im  Reg.-Bezirk  Königsberg  auf  7805,  im  Reg.-Bezirk 
Posen  auf  8249  Einwohner;  dagegen  hat  nur  erst  einen 
wissenschaftlich  gebildeten  Arzt  der  Reg.-Bezirk  Brom- 
berg auf  9975,  der  Reg.-Bezirk  Köslin  auf  10,084,  der 
Reg.-Bezirk  Marienwerder  auf  11,950,  und  der  Reg.- 
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Gumbinnen  sog^  erst  auf  18,680  Einwohner.  In  dünn* 
bewohnten  Gegenden,  wo  Gewerbsamkeit  und  Verkehr 
noch  auf  einer  verhöltnifsmäfsig  niedrigen  Stufe  stehen, 
sind  wenig  Menschen  wohlhabend  genug,  ärztliche  Hülfe 
so  zu  bezahlen,  dafs  ein  wissenschaftlich  gebildeter  Arzt 
sich  anständig  belohnt  finden  kann.  Den  Nachtheilen, 
welche  hieraus  entstehen,  soll  einigermafsen  dadurch  ab- 
geholfen werden,  dafs  den  Civil- Wundärzten  erster  Klasse 
auch  die  Behandlung  innerer  Krankheiten  an  Orten  ge- 
stattet wird,  wo  noch  kein  Arzt  ansässig  geworden  ist. 
Aber  nach  Angabe  der  Sanitätstabelle  befanden  sich  de- 
ren im  ganzen  Staate  nur  586;  sie  waren  überdies  kei- 
nesweges  so  vertheilt,  dafs  sie  dem  Mangel  au  Aerzten 
wesentlich  abhelfen  konnten.  Gleichzeitig  hatte  der  Staat 
zwar  auch  noch  1394  Civil -Wundärzte  zweiter  Klasse, 
aber  die  Praxis  derselben  ist  unbedingt  auf  äufsere 
Krankheiten  und  Verletzungen  beschränkt.  Unter  sol- 
chen Verhältnissen  ist  zwar  diejenige  Vermehrung  der 
wissenschaftlich  gebildeten  Aerzte,  welche  nothwendig 
aus  der  jetzt  bestehenden  Anzahl  der  Studirenden  her- 
vorgeht, dem  Bedürfnisse,  aber  freilich  nicht  den  Mit- 
teln, demselben  abzuhelfen,  angemessen;  sie  kann  viel- 
mehr nur  in  sofern  wohlthätig  wirken,  als  es  möglich 
wird,  ihnen  anständigen  Unterhalt  zu  verschaffen,  ohne 
doch  der  zahlreichen  schlecht  belohnten  Arbeiterklasse 
Zahlungen,  anzumuthen,  welche  sie  von  ihrem  jetzigen 
Einkommen  nicht  zu  leisten  vermag. 

Die  medizinischen  Fakultäten  der  Preufs.  Universi- 
täten haben  unter  ihren  Zuhörern  verhältnifsmäfsig  viel 
Ausländer;  sie  bildeten  früher  oft  mehr  als  ein  Drit- 
theil, und  jetzt  noch,  bei  sehr  vermehrter  Anzahl  der 
Inländer,  doch  noch  ein  Fünftheil  der  sämmtlichen  Me- 
dizin Studirenden.      Die  Veränderungen   in  ihrer  Zahl 
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scheinen  jedoch  hauptsächlich  von  dem  Rufe  einzelner 
Lehrer  oder  Krankenanstalten  abzuhängen;  ihr  mannig- 
faltiger Wechsel  giebt  daher  keinen  Stoff  zu  Betrach- 
tungen, welche  sich  auf  staatswirthschaftliche  oder  sitt- 
liche Verhältnisse  beziehen. 

Die  Zeiten  sind  noch  im  Andenken  der  altern  Zeit- 
genossen, worin  in  der  Regel  jeder  Studirende  der  theo- 
logischen, juristischen  oder  medizinischen  Fakultät  ange- 
hörte. Zwar  benutzten  sie  sämmtlich,  und  zum  Theil  in 
ausgedehnterem  Maafse  als  jet^t,  den  philologischen,  ge- 
schichtlichen, philosophischen,  mathematischen  und  na- 
turwissenschaftlichen Unterricht,  welchen  die  philosophi- 
sche Fakultät  als  Grundlage  alles  wahrhaft  wissenschaft- 
lichen Studiums  darbeut;  aber  sie  sprachen  gleich  beim 
Beginn  ihres  Universitätslebens  den  Vorsatz  aus,  von 
dieser  Vorbereitung  für  das  Studiren  in  einer  der  drei 
obern  Fakultäten  Gebrauch  zu  machen.  Die  Lehrerstel- 
len in  Gymnasien  und  andern  ansehnlichen  Stadtschulen 
wurden  damals  durchgängig  mit  Kandidaten  der  Theo- 
logie besetzt,  und  zwar  nicht  blos  mit  solchen,  welche 
sie  nur  als  Zwischenstationen  zum  Uebergange  in  kirch- 
liche Würden  betrachteten,  sondern  sehr,  häufig  auch 
mit  Männern,  welche  neben  Beachtung  der  nun  einmal 
üblichen  Form,  Theologie  zu  studiren,  sich  doch  mit  be- 
sonderer Vorliebe  der  klassischen  Litteratur,  der  Ge- 
schichte, der  Mathematik  oder  Physik  gewidmet  hatten, 
und  weit  entfernt  waren,  sich  jemals  um  ein  Predigtamt 
zu  bewerben.  Nicht  blos  die  Gerichtshöfe,  sondern  auch 
die  hohem  Behörden  für  die  Verwaltung  der  Finanzen 
und  der  Polizei  wurden  in  der  Regel  mit  Juristen  be- 
setzt; wo  damit  nicht  auszureichen  war,  traten  Techni- 
ker mit  blofser  Gymnasialbildung  als  Domainenverwal- 
ter,  Forstmänner,   Baumeister  und  Fabrikkommissarien 
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ein.  Selbst  die  Wenigen,  welche  kein  öffentliches  Amt, 
keinen  Erwerb  aus  juristischer  oder  medizinischer  Praxis, 
sondern  nur  allein  höhere  Bildung  auf  Universitäten 
suchten,  liefsen  sich  als  Juristen  oder  Mediziner  imma- 
trikuliren.  Diese  Verhältnisse  haben  sich  in  den  letzten 
fünfzig  Jahren  sehr  wesentlich  verändert.  Wenn  auch 
noch  fortwährend  Kandidaten  der  Theologie  in  Schul- 
ämter, und  Kandidaten  der  Rechte  in  die  Finanz-  und 
Polizeibehörden  eintreten,  so  wächst  doch  fortwährend 
die  Zahl  Derjenigen,  welche  sich  gleich  beim  Eintritte 
zur  Universität  dem  Lehrerstande  in  den  höhern  Bil- 
dungsanstalten, den  zwar  allgemein,  aber  wirklich  sehr 
unpassend  sogenannten  Kameralwissenschaften,  oder  auch 
nur  technischen,  jedoch  durch  wissenschaftliche  Bildung 
veredelten  Geschäften  widmen,  und  deshalb  kein  Bedürf- 
nifs  empfinden,  sich  bei  einer  der  drei  obern  Fakultäten 
immatrikuliren  zu  lassen,  zumal  die  Benutzung  einzelner 
Lehrvorträge  in  denselben  ihnen  dennoch  eröffnet  bleibt. 
Gegenwärtig  ist  ein  beträchtlicher  Theil  der  Studiren- 
den  nur  allein  der  philosophischen  Fakultät  angehörig, 
wie  besonders  für  die  letzten  zwanzig  Jahre  die  nach- 
stehende Uebersicht  ergiebt.  Auf  den  sechs  Preufs.  Uni- 
versitäten und  der  akademischen  Lehranstalt  zu  Münster 
stndirten  in  der  philosophischen  Fakultät: 


in  den  Semestern 

Tnländcr 

Ausländer 

^umrne 

Sommer  1820 

.     .     364 

104 

468 

Winter  1820/1      . 

.     .     448 

137 

585 

Sommer  1821 

.    .    404 

93 

497 

Winter  1821/2      . 

.    .    479 

118 

597                  1 

Sommer  1822 

.     .     456 

115 

571 

Winter  1822/3      . 

.     .     543 

147 

690 

Sommer  1823 

.     .     51ft 

114 

633 

Winter   1823/4       . 

.     .     554 

131 

685 
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m  den  Semestern 

Inländer 

Auslander 

Summe 

Sommer  ] 

L824 

.     501 

116 

617 

Winter   ] 

1824/5      . 

.    .    520 

130 

650 

Sommer  ] 

1825          .     . 

,     .    518 

113 

631 

Winter   ] 

1825/6      . 

.     .     565 

129 

694 

Sommer  ] 

L826          .     . 

.     537 

136 

673 

Winter   ] 

L826/7      .    , 

,     .     551 

156 

707 

Sommer  ] 

L827          .    . 

.     .     562 

143 

705 

Winter  ] 

L827/8      .     , 

,     .    656 

169 

'  825 

Sommer  ] 

1828          .     . 

.     .    660 

129 

789 

Winter   ] 

L828/9      .    . 

.     658 

148 

806 

Sommer  1 

L829          .     , 

.     600 

132 

732 

Winter  ] 

1829/30    .     . 

.     .    636 

159 

795 

Sommer  ] 

L830          .     . 

.     .    600 

160 

760 

Winter   ] 

1830/1      . 

.     .     676 

173 

849 

Sommer  1 

1831          .     . 

.     .    644 

161 

805 

Winter  ] 

L831/2      .     , 

.    670 

132 

802 

Sommer  1 

L832          .     , 

,     .     700 

113 

813 

Winter   ] 

L832/3      .     , 

,     .     702 

131 

833 

Sommer  ] 

1833          .    . 

,     .    638 

145 

783 

Winter   ] 

L833/4       .    . 

.     651 

150 

801 

Sommer  ^ 

L834          .     . 

.     .    601 

156 

757 

Winter   ] 

L834/5      ,    , 

,     .     660 

137 

797 

Sommer  ] 

L835 

,     .     642 

136 

778 

Winter   ] 

L835/6      . 

.     .    692 

156 

848 

Sommer  1 

1836          .    . 

.    661 

164 

825 

Winter  ] 

L836/7      .     . 

.     .     762 

190 

952 

Sommer  ] 

L837          .     . 

,     .     733 

169 

902 

Winter   ] 

L837/8      .     , 

,     .     790 

174 

964 

Sommer  ] 

1838          .     . 

.     .     746 

184 

930 

Winter   1 

1838/9      .     . 

,     .     767 

207 

974 

Sommer  ] 

1839          .     . 

.     .     713 

179 

892 

Winter  ] 

L839/40     . 

.     .     729 

185 

914. 
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Uebersichtlich  folgt  schon  aus  diesen  Angaben,  daCs,  ab- 
gesehen von  den  zufälligen  Schwankungen  in  einzelnen 
'  Semestern,  die  Zahl  der  in  der  philosophischen  Fakul- 
tät studirenden  Inländer  während  des  hier  betrachteten 
zwanzigjährigen  Zeitraums  fortschreitend  im  Steigen  war. 
Deutlicher  zeigen  dies  noch  Durchschnitte  aus  je  sechs 
zunächst  auf  einander  folgenden  Semestern,  indem  sie 
blos  zufällige  Veränderungen  ausschliefsen.  Es  studir- 
ten  nämlich  in  der  philosophischen  Fakultät  auf  Preufs. 
Universitäten  durchschnittlich  Inländer: 

in  den  Jahren  1820,  21,  22     ....     449 

1823,  24,  25  ...  .  529 
1826,  27,  28  ....  604 
1829,  30,  31  ....  638 
1832,  33,  34  ...  .  659 
1835,  36,  37  ....  713 
»     "         »       1838,  39  ....    739. 

Die  Zahl  der  Einwohner  des  Preufs.  Staats  vermehrte 
sich  gleichzeitig  um  32||  pro  Cent.  Wäre  die  Zahl  der 
in  der  philosophischen  Fakultät  studirenden  Inländer  nur 
gleichmäfsig  gestiegen,  so  wäre  sie  von  449  auf  595 
angewachsen;  aber  der  letzte  der  vorstehend  verzeich- 
neten Durchschnitte  beträgt  739,  das  ist:  144  mehr.  In 
der  That  wächst  auch  das  Bedtirfhifs  einer  wissenschaft- 
lichen Bildung  aufser  den  Grenzen  der  drei  obern  Fa- 
kultäten nicht  blos  mit  der  Bevölkerung,  sondern  auch 
mit  der  allgemeinen  Bildung.  Die  Zahl  der  Gymnasien 
und  besonders  der  höhern  Bürgerschulen  mehrt  sich  fort- 
schreitend, und  die  bereits  bestehenden  Anstalten  dieser 
Art  erweitern  mit  ihrem  Unterrichte  auch  ihr  Lehrer- 
personal. Wissenschaftlidie  Bildung  wird  immer  mehr 
Bedürfhifs  für  Männer,  welche  auch  aufser  dem  Kreise 
der  Fäkultätsgelehrten  in  ständischen.  Kommunal-  und 
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gewerblichen  Verhältnissen  mehr  als  das  Gewöhnliche 
leisten  wollen.  Von  dieser  Ansicht  aus  erscheint  die 
bemerkte  Zunahme  der  Studirenden  in  der  philosophi-i^ 
sehen  Fakultät  sogar  nur  mäfsig,  und  wahrscheinlich 
würde  sich  dieselbe  noch  beträchtlicher  darstellen,  wenn 
nicht  fortwährend  Männer,  welche  der  äufsern  Form  ihrer 
Studien  nach  einer  der  drei  obern  Fakultäten  angehö- 
ren, sich  auch  jetzt  noch  nidit  selten  Beschäftigungen 
widmeten,  welche  wesentlich  aufser  dem  Bereiche  der- 
selben liegen.  Ein  grofser  Theil  Derjenigen,  welche 
jetzt  in  den  Gymnasien  klassische  Litteratur,  oder  in 
den  höheren  Bürgerschulen  Naturwissenschaften  lehren, 
war  in  den  Universitätslisten  den  Studirenden  der  Theo- 
logie oder  der  Medizin  beigezählt,  und  Viele,  welche 
jetzt  ständische  und  Kommunalämter  verwalten,  gehör- 
ten zur  juristischen  Fakultät;  hierunter  befinden  sich  so- 
gar besonders  ausgezeichnete  Lehrer  und  Beamte.  Wird 
es  auch  einerseits  mit  sehr  einleuchtenden  Gründen  em- 
pfohlen, Sprachen,  Geschichte,  Mathematik  und  Natur- 
wissenschaften frei  von  jeder  Rücksicht  auf  Anwendung 
in  der  Theologie,  Jurisprudenz  oder  Medizin  zu  studi- 
ren,  so  dürften  doch  mehr  Beispiele  vorhanden  sein, 
dafs  solche  Rücksichten  der  Erwerbung  gründlicher  all- 
gemeiner Kenntnisse  und  einer  höhern  unbefangenem 
Würdigung  derselben  keinesweges  schadeten,  als  dafs 
ein  frühes  Verzichten  auf  alle  Verbindung  mit  jenen  Fa- 
kultätswissenschaften wahrhaft  fruchtbar  für  die  Wissen- 
schaft selbst  geworden  wäre.  Dafs  Letzteres  allerdings 
auch,  und  selbst  in  ausgezeichnetem  Maafse  geschehen 
ist,  soll  hiermit  nicht  geleugnet  werden. 

Aus  der  vorstehenden  Darstellung  der  Zahlenver- 
häl^sse  der  Studirenden  in  den  einzelnen  Fakultäten 
unserer  Universitäten   dürfte  sich  endlich  überzeugend 
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ergeben,  dafs  Besorgnisse  wegen  einer  Ueberzahl  der 
gegenwärtig  Studirenden  nicht  mehr  gegründet  erschei- 
nen, obwohl  noch  vor  etwa  einem  Jahrzehnt  gerechte 
Veranlassung  dazu  in  Bezug  auf  Juristen  und  evan- 
gelische Theologen  vorhanden  war.  Allerdings  würden 
für  einen  ferneren  dreijährigen  Zeitraum  fortgesetzte 
Nachrichten  sehr  geeignet  sein,  dieser  Ueberzeugung 
sicheren  Eingang  zu  verschaffen;  allein  bei  der  Abfas- 
sung der  gegenwärtigen  Betrachtungen  sind  die  Nach- 
richten über  den  Besuch  der  Preufsischen  Landesuniver- 
sitäten erst  bis  zum  Schlüsse  des  Sommerhalbenjahres 
1842  vollständig  eingegangen,  und  die  nächste  Volks- 
zählung wird  erst  am  Schlüsse  des  Jahres  1843  —  in 
dessen  erster  Hälfte  dieses  niedergeschrieben  wird  — 
vollzogen.  Auch  werden  alsdann  erst  neue  Kirchen-, 
Schul-  und  Sanitätstabellen  aufgenommen,  und  dadurch 
die  Veränderungen  in  der  Zahl  des  geistlichen  und  ärzt- 
lichen Personals  bekannt.  Um  indessen  für  den  hier 
vorliegenden  Zweck  noch  so  viel  zu  benutzen,  als  die 
bei  dem  statistischen  Bureau  gegenwärtig  vorhandenen 
Nachrichten  gestatten,  folgen  hier  noch  nachstehende  Be- 
merkungen. Es  studirten  auf  sämmtlichen  Universitäten 
des  Preufs.  Staats: 

Inländer  Auslander  Summe 


im  Sommeriialbenjahre  1840: 

■ 

in    den   evangelisch  -  theolo- 

■ 

gischen  Fakultäten  .     •     • 

940 

203 

1143 

in    den   römisch  -  katholisch 

theologischen  Fakultäten  . 

405 

27 

432 

in  den  juristischen  Fakult.  . 

806 

151 

957 

in  den  medizinischen  Fak.  . 

718 

204 

922 

in  den  philosoph.  Fakult.    . 

684 

172 

856 

überhaupt    •     . 

3553 

757 

4310. 

2S3 

Inläodcr  Ausländer  Surome 

Im  Wintersemester  ISiOfl: 

in  den  evang.  theol.  Fakult.  .  898  220  1118 
in  den  römisch-kathol.  theol. 

Fakultäten      .....  408         24  432 

in  den  juristischen  Fakult.  .  818  185  1003. 

in  den  medizinischen  Fak.    .  694  211  905 

in  den  philosoph.  Fakult.     .  722  191  913 

überhaupt     .     .  3540  831  4371. 

Im  Sommersemester  1841: 

in  den  evang.  theol.  Fakult.  .  871  225  1096 
in  den  römisch-kathol.  theol. 

Fakultäten 395        20  415 

in  den  juristischen  Fakult.  .  808  166  974 

in  den  medizinischen  Fak.  .  702  169  871 

in  den  philosoph.  Fakult.     .  750  185  935 

überhaupt    .     .  3526  765  4291. 

Im  Wintersemester  1841/2: 

in  den  evang.  theol.  Fakult  .  877  255  1 132 
in  den  römisch-kathol.  theol. 

Fakultäten      .....  420        27  447 

in  den  juristischen  Fakult.  .  809  229  1038 

in  den  medizinischen  Fak.   .  681  164  845 

in  den  philosoph.  Fakult.     .  815  207  1022 

Überhaupt    .     .  3602  882  4484. 

Im  Sommersemester  1842: 

in  den  evang.  theol.  Fakult.  .  851  235  1086 
in  den  römisch-kathol.  theol. 

Fakultäten 406        29  435 

in  den  juristischen  Fakult.  .  794  208  1002 

in  den  medizinischen  Fak.   .  676  151  827 

in  den  philosoph.  Fakult.     .  840  189  1029 

Überhaupt    .     .  3567  812  4379. 
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Wird  nun  zu  vorstehenden  Angaben  noch  hinzugefügt, 
was  bereits  weiter  oben  für  das  Wintersemester  1839/^0 
verzeichnet  ist,  so  können  Durchschnitte  für  sechs  auf 
einander  folgende  Semester,  nämlich  vom  Anfange  des 
Herbstes  1839  bis  zum  Schlüsse  des  Sommers  1842  be- 
rechnet werden.  Die  Zusammenstellung  derselben  mit 
den  weiter  oben  angeführten  Ergebnissen  der  Durch- 
schnitte aus  den  sechs  halben  Jahren  vom  Anfange  des 
Sommers  1837  bis  zum  Schlufs  des  Winters  1840,  und 
ferner  aus  den  sechs  halben  Jahren  vom  Anfange  des 
Sommers  1834  bis  zum  Schlüsse  des  Winters  1837  er- 
folgt nun  sowohl  für  Inländer  als  für  Ausländer  nach- 
stehend zur  Erleichterung  der  Uebersicht,  wie  sich,  so 
weit  die  neuesten  Nachrichten  reichen,  die  Zahl  der  Stu- 
direnden  auf  den  Preufsischen  Universitäten  überhaupt 
geändert  hat. 

Es  studirten  gleichzeitig  Inländer  nach  den  Durch- 
schnitten aus  sechs  halben  Jahren 

V.Ostern  1834  v. Ostern  1837  v. Michael.  1039 
bis  dahin  1837  bis  dahin  1840    bis  dahin  1842 

in  d.  evang.  theol.  Fak.  1196  986  899 

in  d.  röm.-kath.  th.  Fak.  467  400  408 

in  den  juristischen  Fak.  947  841  814 

in  den  medizin.  Fakult  695  725  699 

in  den  philosoph.  Fak.  670 746 757 

überhaupt     .  3975  3698  3577. 

Desgleichen  studirten  Ausländer: 

in  d.  evang.  theol.  Fak.      226  199  222 

in  d.  röm.-kath.  th.  Fak.         43  31  26 

in  den  juristischen  Fak.       187  173  188 

in  den  medizin.  Fakult.      206  187  182 

in  den  philosoph.  Fak.       156  183  188 

überhaupt     .       818  773  806. 

Aus 
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Aus  den  varstehendeu  Zahlen  ergiebt  sich,  daCs  auch  in 
den  letzten  sechs  Halbenjahren  die  Zahl  der  studirenden 
Inländer  noch  immer  im  Abnehmen  -war;  doch  war  die 
Venninderung  sehr  viel  weniger  bedeutend  ak  in  den 
nächstvorherg^ehenden  sechs  Halbeujahren.  Die  Zahl  der 
studirenden  Inländer  sank  nämlich  in  den  beiden  letzten 
der  hier  betrachteten  Zeiträume  nur  um  121,  das  ist: 
um  3|  pro  Cent,  wogegen  sie  in  dem  vorletzten  Zeit- 
räume von  3975  auf  3698,  also  um  277  oder  beinahe 
um  7  pro  Cent  herabging.  Die  neueste  Verminderung 
entstand  I^auptsächlich  durch  die  fortdauernde  Abnahme 
der  Studirenden  in  den  evangelisch-theologischen  Fakul- 
täten, welche  durchschnittlidi  87  betrug,  wogegen  die 
Studirenden  in  den  juristischen  Fakultäten  sich  nur  noch 
um  27  vermindert  hatten;  die  letztere  Zahl  ist  so  ge- 
ring, dafs  die  Verminderung,  welche  dieselbe  bezeichnet, 
se^ir  leicht  blos  aus  ganz  zufälligen  Ursachen  entstanden 
sein  kann.  Bemerkenswerth  ist  noch,  dafs  die  Zahl  der 
Medizin  studirenden  Inländer,  welche  bis  zum  Jahre  1840 
immerfort  wuchs,  nun  auch  zum  Stehen  gekommen  ist, 
und  sogar  eine  kleine,  wahrscheinlich  blos  zufällige  Ver- 
minderung erlitten  hat,  indem  der  neueste  sechshalbjäh- 
rige Durchschnitt  nur  699  Medizin  studirende  Inländer 
ergiebt,  während  der  nächstvorhergehende  derselben  noch 
725  nachwies. 

Die  Zahl  der  auf  Preufsischen  Universitäten  studi- 
renden Ausländer  ist  in  den  letzten  sechs  Halbenjahren 
wiederum  etwas  gestiegen,  nämlich  in  Vergleichung  ge- 
gen den  uächstvorhergehenden  sechshalbjährigen  Zeit- 
raum von  773  auf  806,  also  doch  um  34.  Die  über- 
haupt nicht  bedeutende  Vermehrung  liegt  eben  da,  wo 
bei  den  Inländern  zunächst  die  Verminderung  vorkommt, 
nämlich  bei   den  evangelischen  Theologen  und  bei  den 

15 
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Jur&t^i,  kidem  erstere  um  23,  letztere  dagegen  um  15 
zuni^men.  Es  ist  indessen  bei  den  Veränderungen  in 
der  AnEahl  der  Ausländer  so  viel  Zufälliges,  namentlich 
von  dem  Rufe  einzelner  Docenten  Abhängiges,  dafs  alle 
Folgerungen,  weldie  daraus  gezogen  werden  möchten, 
sehr  unsicher  bleiben. 

tm  Allgemeinen  bestätigen  auch  diese  Betraditungen 
nur,  dafs  die  Besorgnisse,  welche  die  schnelle  Zunahme 
der  Studirenden  in  dem  Jahrzehnt  zwischen  1820  und 
1830  einflöiste,  jetzt  aller  Begründung  entbehren,  und 
geg^tüber  den  reifsenden  Fortschritten  der  Bevölkerung 
es  vielmehr  zweifelhaft  werden  könnte,  ob  die  gegen- 
wärtige Frequenz  der  Universitäten  für  das  Bedürfnifs 
des  nächsten  Jahrzehnts  noch  wirklich  ausreichend  sein 
dürfte. 


Betrachtungen 
über  die  gegenwärtige  Lage  des  hohem  Schul- 
unterrichts, und  die  Mittel,  denselben  für  die  Wis- 
senschaft und  das  Leben  fruchtbarer  zu  machen. 


Hiin  gewisses  Maafs  körperlicher  Kräfte  bleibt  allerdings 
unentbehrlich,  um  die  geistigen  geltend  zu  machen.  Geist 
und  Willenskraft  sind  unvermögend,  einen  Gulliver  in 
Brobdignack  an  die  Spitze  der  Verwaltung  zu  stellen. 
Den  Staaten  ergeht  es  hierin,  wie  den  Mensdben ;  ein  ge- 
wisses Maafs  physischer  Kraft,  ein  gewisser  Bestand  an 
Menschen  und  Naturfonds  mufs  in  ihrem  Besitze  sein, 
um  wahrhaft  selbstständig  den  Bedürfnissen  des  Zeital- 
ters zu  genügen.  Wenn  aber  dieses  Maafs  erfüllt  ist, 
tritt  das  üebergewicht  der  geistigen  Kräfte  siegreich 
hervor,  und  die  Macht  hängt  dann  ab  von  der  geistigen 
Bildung,  von  dem  klaren  Verstände,  von  dem  reinen  Wil- 
len der  grofsen  Masse.  Nur  darin,  dafs  in  dem  bei  wei- 
tem fiberwiegenden  Theile  des  Volks  der  Glaube  lebt, 
anerkannte  Pflicht  müsse  stets  erfüllt  werden  gewissens- 
halber, auch  wo  kein  menschlicher  Sinn  sieht  und  hört, 
kein  menschlicher  Arm  lohnt  und  straft;  nur  darin,  dafs 
die  Willenskraft  des  Volks  so  weit  erstarkt  ist,  um  die- 

15  ♦ 
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seil  Glauben  in  solcher  Allgemeinheit  thätig  zu  machen, 
dafs  Pflichtverletzungen  nur  Ausnahmen  werden:  nur 
darin,  und  nur  darin  allein  beruht  die  Möglichkeit,  dafs 
die  Freiheit  und  Würde  der  menschlichen  Natur,  dafs 
der  Abglanz  der  Gottheit  im  Menschen  überall  geachtet 
werden  kann,  und  dafs  wahrhaft  menschliche  Justiz  und 
Polizei  hinreichen,  die  Sicherheit,  Fülle  und  Anmuth  des 
Lebens  zu  schaffen,  worin  Psyche  ihre  Flügel  entfaltet, 
und  der  Mensch  jeden  Standes  seine  Bestimmung  zu 
ahnen  beginnt.  Nicht  blutige  Züchtigung,  nicht  gräfs- 
liches  Verstümmeln,  nicht  die  Schrecken  eines  qualvol- 
len Todes  vennögen  den  sittlichen  Zustand  zu  erzwin- 
gen, (fer  die  erste  Bedingung  eines  wahrhaft  menschli- 
chen Lebens  ist;  sie  bleiben  überall  nur  unzureichende 
Nothmittel;  —  ihrer  entbehren  lernen  bezeichnet  zu- 
nächst ein  Fortschreite  in  der  Erziehung  des  Menschen- 
geschlechts. 

Die  menschliche  Bildung  ist  die  Frucht  des  wech- 
jselseitigen  Unterrichts  in  einer  höhern  Bedeutung,  als 
der  Sprachgebrauch  diesen  W^orten  giebt.  Nicht  nur 
Kinder  lernen  von  einander;  wir  Alle  lernen,  indem  wir 
lehren.  So  gewifs  das  Volk  der  Lehre  und  Leitung  be- 
darf: so  gewifs  bedürfen  seine  Führer  der  Aditung  und 
des  Vertrauens,  welche  nicht  erzwungen,  sondern  nur 
verdient  werden  können.  So  gewifs  nur  Sufserst  sdten 
Naturen  im  gemeinen  Treiben  des  niedrigen  Lebens,  im 
täglichen  Ringen  um  Leibes -Nahrung  und  Nothdurft  die 
höhere  Weihe  in  Wissenschaft  oder  Kun$^,  und  dea 
makellosen  Adel  der  Gesinnung  zu  gewinnen  und  zu 
bewahren  vermögen:  so  gewifs  versinkt  in  den  höfaern 
Regionen  des  menschlichen  Lebais  die  Wissenschaft  in 
Hirngespinnste,.die  Kunst  in  Alfanzerei  und  die  Hoheit 
des  Gemüths  in  firedien  Uebermuth  oder  schaales  Empfin- 


dein,  vftxtn  nicht  ein  tüchtiger  Unterbau  von  gesundem 
Verstände,  unbefangenem  Gefühl  und  Ehrenhaftigkeit  im 
Volk  sie  hält  und  trägt.  Selbstsucht  und  Eitelkeit  iu 
den  höhern,  Beschränktheit  der  Ansichten  und  dumpfe 
Hingebung  in  den  niedem  Ständen  hindern  die  richtige 
Würdigung  dieser  Verhältnisse,  deren  anschauliche  Kennt- 
nifs  gleichwohl  die  Grundlage  jeder  wahrhaft  fruchtba- 
ren Anordnung  der  öffentlichen  Bildungsanstalten  ist. 
Von  der  Elementarschule  bis  zur  Akademie  der  Wissen- 
sdiaften  besteht  ein  inniger  Zusammenhang  dessen,  was 
und  wie  gelehrt  und  gelernt  werden  soll.  Jede  Ver- 
nachlässigung, jedes  Ueberschätzen  eines  Gliedes  dieser 
Reihe  wird  nicht  nur  diesem  allein,  sondern  auch  den 
Erfolgen  der  Bildung  auf  allen  andern  Stufen  verderb- 
lich. Allgemein  und  auf  allen  Stufen  der  Bildung  wi^d 
das  Erhalten  in  derselben  und  jeder  Fortschritt  darin 
wesentlich  abhängig  von  der  Fähigkeit  gegenseitiger  Mit- 
theilung, von  der  Gabe  der  Sprache,  von  der  Empfäng- 
lichkeit für  Belehrung  durch  das  gesprochene/Wort  und 
durch  das  geschriebene.  Dringt  jenes  schneller  ein  und 
lebendiger,  so  wird  dieses  fruchtbarer,  indem  die  Schran- 
ken des  Orts  und  der  Zeit  vor  ihm  sich  öffnen.  Hun- 
derte hören,  Millionen  lesen,  der  Spannenraum  des  thä- 
tig^i  Menschenlebens  gehört  der  Rede,  die  Jahrtausende 
der  Schrift.  Für  jede  Regierung  beruht  die  sicherste 
Bürgschaft,  dafs  ihre  wohlthätigen  Anordnungen  befolgt 
werden,  in  der  Fähigkeit  dfes  Geringsten  ihrer  Unter- 
gebenen, Mittheilungen  durch  Rede  und  Schrift  anzu- 
nehmen und  zu  geben.  Wie  zweifelhaft  bleibt  der 
Werth  einer  Vernehmung,  wenn  dem  Vernommenen  die 
Fähigkeit  mangelt,  klar  anzugeben,  was  als  seine  Aus- 
sage, als  sein  Antrag  niedergeschrieben  werden  soll; 
wie  wenig  ist  zu  hoffen  auf  Benutzung  der  beilsamsten 
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Anstalten,  wenn  Die,  wofür  sie  bestehen,  unemfpüinglicb 
sind  für  alle  Belehrung  über  ihren  wahren  Yortbeil! 
Sind  Quittungen,  Anerkenntnisse,  Verzichtleistongen  mehr 
als  leere  Formen,  wenn  dem  Aussteller  keine  klare  Ein- 
sidit  in  ihre  Bedeutung  inwohnt?  Solches  Bedenken 
kann  nicht  als  Ungebühr,  nicht  als  verletzendes  Mifs- 
trauen  erscheinen ;  es  tritt  yielmehr  um  so  wirksamer  im 
öffentlichen  und  Privatleben  hervor,  je  mehr  Gewicht 
auf  Sicherheit  und  Zuverlässigkeit  aller  Verhandlungen 
gelegt  wird.  Dürfte  die  Regierung  selbst  allen  ihren 
Organen  unbedingt  vertrauen,  so  würde  sie  dieselben 
nicht  verpfliditen,  ihren  Vortrag,  ihre  Berechnungen  mit 
solchen  Belägen  zu  rechtfertigen.  Wir  beten  täglich: 
„Führe  uns  nicht  in  Versuchung^  —  Auch  der  Starke 
hat  schwache  Augenblicke.  Der  verständige  Beamte  wird 
neben  dem  edekten  BewuOstsein  seiner  reinen  AbsicJit 
es  dankbar  anerkennen,  wenn  die  Bildung  der  grofsen 
Masse  des  Volks  ihn  den  böswilligen  Verdächtigungen 
enthebt,  welche  Die  verbreiten  möchten,  deren  unlaute- 
res Treiben  er  pflichtmäfsig  zügelt.  Wie  bereitwillig 
auch  Gerechtigkeit  und  Wohlwollen  gegen  den  Arbei- 
terstand bei  Grundherren,  Fabrikunternehraern  und  in 
gemächlichem  Genüsse  lebenden  Rentnern  vorausgesetzt 
wird,  so  bleibt  es  doch  für  beide  Theiie  gleich  wohU 
thätig,  dafs  der  Diener  vermöge  seiner  Bildung  der  kla- 
ren Ueberzeugung  fähig  ist,  ihm  werde  gebührender 
Lohn  für  seine  Dienste.    Dafs  Arbeiter  und  Lohnherren 
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einander  feindselig  gegenüberstehen,  wird  nur  verschul- 
det durch  den  Mangel  an  Einsicht,  dafs  dnerseits  der 
Werth  der  Arbeit  sich  vermindere,  wenn  die  Unzuläng- 
lidikeit  ihrer  Belohnung  den  Arbeiter  entmuthigt  oder 
entsittlicht,  und  dafs  andererseits  desto  mehr  Arbeit  be- 
gehrt und  gebraucht  wird,  je  wohlfeiler  dieselbe  zu  stel- 
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len  bt.  So  bewahrt  die  Bildung  der  Uotergebeneü  ihre 
Vorgesetzten  vor  den  Versuchungen  der  Selbstsucht  und 
des  Eigennutzes,  und  die  höheren  Stfinde  lernen  mit  der 
Zunahme  der  ihrigen  immer  klarer  erkennen,  wie  das 
Glück  ihres  Lebens  auf  Vernunft  und  Sittlichkeit  in  den 
untern  beruht.  Der  Umfang  der  Bildung  wird  allerdings 
bedingt  durch  die  Stellung  im  Leben,  und  mui^  dem- 
nach eben  so  verschieden  sein  als  diese :  aber  die  allge- 
meinen Grundlagen  echter  Bildung  dürfen  keinem  Stande 
mangeln.  Der  Knecht,  welcher  den  Herrn  übersieht,  ent- 
artet leicht  zum  Schmarotzer  und  Gauner;  und  der  Herr, 
welchem  der  Knecht  nur  als  lastbares  Thier  erscheinl^ 
vergifst  leicht  seine  Pflichten  gegen  den  Menschen.  Die 
Nachkommenschaft  der  Helden  des  klassischen  Alter> 
thums  entartete  unter  dem  Joche  siegtrunkener  Barba- 
ren zu  feilem  Gesindel,  und  die  glänzendste  Bildung 
der  höhern  Stände  dient  nur  zur  Uebertünebung  em- 
pörender Unsittlichkeit,  wo  die  niedern  das  willenlose 
"Werkzeug  ihrer  Gelüste  geblieben  sind. 

Die  Preufsische  Regierung  hat  sieb  das  Lob  einer 
ausgezeichneten  Sorgfalt  für  allgemeine  Volksbildung  er^ 
worben.  Diese  Grundlage  fördert  zugleich  die  höhere 
Bildung  durch  die  Zucht  der  öffentlichen  Meinung,  und 
durch  die  Nothwendigkeit,  Rang  und  Macht  über  die 
Geister  durch  geistige  Ueberlegenheit  zu  behaupten.  Die 
Regierung  hat  indefs  auch  hierin  ihren  Beruf  wohl  er- 
kannt, und  vielfältig  Anstalten  für  höhere  Bildung  mit 
Sorgfalt  un^  Freigebigkeit  ausgestattet.  Nicht  ohne 
Rückblick  auf  dieses  rühmlidie  Beispiel  möge  doch  hier 
aus  einer  allgemeineri>  Ansicht  aufgefafst  und  zur  Prü^ 
fung  vorgpelegt  werden,  was  :^ur  Förderung  echter  Bil- 
dung durch  Unterricht  in  öffentlichen  Anstalten  gesche- 
het) kann   und  soll.     Die  hödiste  Ausbildung,  die  wis* 
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seuscbaMic^  wie  die  künstlerische,  hat  drei  Bahnen  zu 
durchlaufen.  In  der  ersten  ersdieint  die  Selbstständig- 
keit gewöhnlicher  Menschen  noch  zu  wenig  entwickelt, 
tun  ihr  einen  überwiegenden  Einflufs  auf  den  Gang  der 
Bildung  einzuräumen;  Material  und  Fonn  des  Unter- 
richts ist  daher  vorgeschrieben,  und  wenn  auch  hier  die 
freie  Thfitigkeit  im  Schüler  beachtet  werden  will,  so 
bleibt  doch  vorherrschend  die  Regel,  welche  Bedürfnifs 
und  Erfahrung  begründen  und  behutsam  fortschreitend 
verbessern»  Das  ist  die  Schule  im  allgemeinsten  Sinne 
des  Worts.  Erstarkt  hierin  geht  der  Mensch  zur  zwei- 
ten Laufbahn  über.  Noch  bedarf  er  äufserer  Anlei- 
tung, aber  er  wählt  sie  frei.  Keine  Vorschrift  beschrilnkt 
hier  den  Unterricht;  frei  wird  dargeboten,  was  der  Geist 
erzeugt;  frei  wird  ausgewählt,  was  der  Geist  begehrt. 
Bas  ist  die  Universität  in  ihrer  reinsten  Bedeutung, 
welche  würdig  aufzufassen  und  wahrhaft  fruchtbar  zu 
machen,  eine  der  wichtigsten,  aber  auch  schwierigsten 
Au%aben  der  Staatsverwaltung  ist.  Endlich  lernt  des 
Führers  ganz  entbehren  und  Wissenschaft  und  Kunst 
fördern  der  reich  Begabte,  zunächst  in  sich,  durch  ei- 
gene Kraft.  Indem  die  Früchte  dieser  eigenthümlichen 
Bildung  auch  aufserhalb  kenntlich  und  ein  Gemein- 
gut Derer  werden,  die  sie  zu  nutzen  vermögen,  eröff- 
net sich  die  Akademie,  als  dritte  Laufbahn  in  unermefs- 
liehen  Räumen.  Wie  vielfache,  höchst  schwierige  und 
höchst  widbtige  und  folgenreiche  Fragen  auch  aufgeregt 
werden  mögen  über  die  Gestaltung  der  Schulen,  Uni- 
versitäten und  Akademien,  so  liegt  diesen  Anstalten  doch 
jedenfalls  ein  Zweck  zum  Grunde,  der  sich  mit  Leich< 
tigkeit  den  Bedürfnissen  )eder  Regierung  gebildeter  oder 
doch  bildungsfähiger  Staaten  anschliefst.  Es  ist  auf  je- 
der dieser  drei  Stufen  der  Entwickelung  und   Ausbil- 
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düng  des  Höchsten,  ^as  der  Mensch  besitzt,  —  seiner 
geistigen  Anlagen,  —  das  Aufregen  und  ErkrSftigen  zu 
solcher  Thätigkeit,  welche  den  Menschen  selbst  veredelt, 
und  eben  dadurch  fähiger  macht,  richtig  und  würdig  auf- 
gefafsten  Zwecken  der  Staatsverwaltung  wirksamer  zu 
dienen.  Aber  der  Einflufs  und  die  Theilnahme  der  Re- 
gierungen wird  in  jeder  dieser  drei  Laufbahnen  sich 
eben  so  verschieden  gestalten  müssen,  als  es  die  Stel*- 
lung  Derjenigen  ist,  welche  sich  darin  bewegen. 

Wo  Bildung  beginnen,  wo  sie  fortschreiten  soll  bis 
zum  Erreichen  bestimmter  Zwecke  für  die  Gewerbsam- 
keit  oder  audi  für  die  Gemeinde-  und  Staatsverwaltung, 
da  müssen  Schulen  sein.  Der  Verwaltung  dieser  An- 
stalten unter  Oberaufsicht  des  Staats  bleibt  anheimge- 
stellt zu  bestimmen,  was  und  wie  hier  gelehrt  werden 
soll.  Wer  hier  lehren  und  lernen  will,  mufs  sich  die- 
sen Vorschriften  unterwerfen;  seine  Thätigkeit  ist  nur 
frei,  so  weit  sie  mit  deren  Befolgung  vereinbar  bleibt 
So  wie  dem  gewerblichen,  dem  künstlerisdien,  dem  wis- 
senschaftlichen, selbst  dem  rein  auf  den  Genufs  geselli* 
ger  Verhältnisse  gewidmeten  Leben  ein  bestimmtes  Ge- 
schäft zur  Grundlage  dienen  mufs,  wenn  es  wahrhaft 
fruchtbar  werden  soll,  so  mufs  auch  schon  dem  kindli- 
chen und  jugendlichen  Alter  eine  bestimmte  Beschäfti- 
gung durch  den  Schulunterricht  aufgegeben  sein.  Aller- 
dings kann  der  Mensch  auf  keiner  Stufe  seiner  Entwik- 
kelung  unausgesetzt  einem  Geschäfte  leben,  ohne  da- 
durch in  Einseitigkeit  zu  verkümmern:  aber  die  Abwech- 
selung mufs  nur  Erholung,  nur  die  Würze,  nicht  die 
Speise  sein.  Audi  kann  und  mufs  sogar  dem  Ueber- 
gange  zu  neuen  Ansichten  'und  neuen  Verbindungen  ein 
Uebergang  zu  Gesdiäften  folgen,  welche  zuweilen  sehr 
entfernt  von  denjenigen  liegen,  deren  Verrichtung  bis- 
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her  des  Lebens  Aufgabe  war.  Arbeiten  in  sehr  verschie- 
dener Richtung  können  nicht  selten  sehr  zweckmäCsig 
einander  folgen,  aber  nicht  ohne  Vergeudung  von  Kräf- 
ten und  Grefftbrdung  des  Erfolgs  gleichzeitig  neben  ein- 
ander bestehen.  Soweit  es  nur  auf  Ausbildung  der  Fä- 
higkeit, Mittheilungen  zu  geben  und  zu  empfangen,  das 
ist:  auf  Unterricht  im  Lesen  und  Schreiben  ankoimiit, 
liegt  den  Schulen  ein  ganz  einfaches  Geschäft  ob.  Das 
Anregen  des  sittlichen  Bewufstseins  verbindet  sich  da- 
mit durch  die  Wahl  dessen,  was  gelesen  und  geschrie- 
ben wird,  und  folglich  auch  durchaus  verständlich  zu 
machen  ist,  weil  ohne  dies  alles  Lesen  und  Schreiben 
nur  ein  leeres  Formen wesen  bleibt,  und  jede  Mitthei- 
lung nur  soweit  einen  Werth  hat,  als  sie  Begriffe  über- 
trägt. So  verbindet  sich  die  sittliche  Bildung  auf  der 
Grundlage  religiöser  Vorstellungen  ganz  einfach  mit  dem 
Ellementarunterrichte  im  Lesen  und  Schreiben,  und  es 
kommt  nur  darauf  an,  das  Material  der  Uebung  hierin 
der  Fassungskraft  der  Schüler  und  dem  Bedürfnisse  des 
Zeitalters  angemessen  auszuwählen.  In  die  Verschieden- 
heit der  Ansichten,  welche  hierüber  besteht,  ist  hier 
nicht  einzugehen;  der  unbefangenen  Würdigung  dessen, 
was  die  bereits  erlangte  Bildung  der  grofsen  Massen  des 
Volkes  erfordert,  mufs  nur  Raum  gegeben,  der  Entwöh- 
nung von  irrigen  Ansichten  Zeit  gelassen,  und  der  na- 
törlichen  Entwickelung  der  Vernunft  und  des  sittlichen 
Gefühls  offene  Bahn  bereitet  werden.  Welche  Zuthat 
von  andern  im  gemeinen  Leben  nützlichen  Kenntnissen 
noch  dem  Elementarunterrichte  beizufügen  sei,  darüber 
entscheiden  örtliche  und  persönliche  Verhältnisse.  Es 
können  mancherlei  Belehrungen  über  Geschichte,  Län- 
der- und  Völkerkunde,  Erscheinungen  im  Reiche  der 
Natur,  Zahl  und  Maafs  damit  verbunden  werden,  welche 
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daruHi  nicht  minder  fruchtbar  sind,  weil  sie  nur  als  an- 
genehme Zugabe  neben  dem  vorstehend  bezeichneten 
Hauptgeschäfte  des  Yolksunterrichts  erscheinen. 

Wo  die  Fähigkeit,  Mittheilungen  durch  Wort  und 
Schrift  zu  geben  und  zu  empfangen,  so  weit  ausgebil- 
det ist,  dafs  Uebung  derselben  nicht  mehr  das  Haupt- 
geschäft des  Schülers  bleiben  kann,  bedarf  der  Schul- 
unterricht einer  andern  Grundlage.  Bei  dem  gebildet* 
sten  Volke  der  alten.  Welt,  den  Griechen,  war  dieses 
die  Mathematik.  Schon  die  Benennung  fAa&i^atgy  das 
ist:  Unterricht,  bezeichnet  diese  Bestimmung  dersel- 
ben. So  wie  der  zusammenhängende  Vortrag  der  Re* 
ligionslehren,  welcher  zur  Aufnahme  in  die  christlichen 
Gemeinden  vorbereitet,  noch  )ctzt  in  der  Sprache  des 
Volks  schlechthin  Unterricht  heifst,  weil  diese  Beleb* 
rung  als  Grundlage  der  Bildung  für  das  Leben  ange- 
sehen wird,  so  nannten  die  Griechen  vorzugsweise  Un- 
terricht, was  ihrer  Zeit  die  Grundlage  jeder  höhern 
Bildung  war.  Welche  Schärfe  des  Verstandes,  beson- 
ders Uebung  im  Auffassen  und  Verbinden  der  Begriffo 
fortschreitend  auf  dieser  Bahn  entwickelt  wurde,  davon 
zeugen  noch  heute  Euklid 's  Elemente  und  die  noch 
übrig  gebliebenen  Fragmente  der  Forschungen  nach  dei| 
Eigenschaften  der  Kegelschnitte,  der  Cisso'ide,  der  Con- 
choide,  der  Cykloide,  überhaupt  der  krummen  Linien 
höherer  Ordnung.  Als  endlich  das  Alterthum  unter  der 
Last  seiner  Unsittlichkeit  in  Geistesarmuth  und  Unwis- 
senheit versank,  schwand  auch  diese  Grundlage  des  Un» 
terrichts  aus  den  Bildungsanstalten.  Der  Wust  von  arm- 
seligen Spitzfuidigkeiten,  welcher  zunächst  an  seine  Stelle 
trat,  die  traurige  Geschichte  dieser  allgemeinen  Verir- 
rungen  des  menschlichen  Geistes,  mag  hier  unberührt 
bleiben.     Seiner  unverwüstlichen  Kraft  gelang  es  end- 
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lieh,  sich  demselben  zu  entwinden;  aber  die  verödete 
Gegenwart  gewährte  nodi  keine  gedeihliche  Nahrung 
für  Verstand  und  Gemüth:  sie  mufste  vorerst  noch  auf- 
gesucht werden  in  einer  »weitentlegenen  Vergangenheit. 
Indem  das  neue  Geschlecht  seine  Fackeln  entzündete  an 
den  ewigen  Lampen  in  den  geöffneten  Grüften  des  klas- 
sischen Alterthums,  war  noch  kein  Stoff  erfunden  wür- 
diger der  Aneignung  und  Ausbeutung  für  die  Bedürf- 
nisse des  Geistes,  als  das  Erbtheiji  an  Kenntnissen,  das 
mühsam  hervorgesucht  ward  aus  dem  Schutte,  den  ein 
Jahrtausend  darüber  anhäufte.  Das  Studium  der  übrig 
gebliebenen  Schriften  des  klassischen  Alterthums  ward 
hiernach  zunächst  die  Grundlage  der  höhern  Bildung; 
ein  tiefes. Eindringen  in  ihren  Sinn  erforderte  schon  al- 
lein genaue  Kenntnifs  der  Sprachen,  worin  sie  geschrie- 
ben waren.  Noch  tiefer  in  den  Bau  derselben  einzu- 
gehen, ward  unerläfslich,  als  nicht  allein  im  Inhalte  die- 
ser Schriften  Belehrung  gesucht,  sondern  auch  in  ihren 
Fonnen  Muster  für  jede  Gattung  des  Vortrags  gefun- 
den wurden.  Rom  lag  in  vielfacher  Beziehung  dem 
Abendlande  näher  als  Griechenland;  ein  grofser  Theil 
der  neuern  Sprachen  war  romanischen  Ursprungs.  Der 
Kirche  ward  die  Vulgata,  den  Rechtsgelehrten  die  Ge- 
setzsammlung Justinians  zunächst  die  Quelle  des  Wis- 
sens. So  wurde  das  Erlernen  des  Lateins  die  Grund- 
lage der  Anstalten  zur  Vorbereitung  für  höhere  Bildung, 
welche  deshalb  auch  die  Benennung  lateinische  Schu- 
len empfingen. 

Aber  das  neue  Geschlecht  war  bei  weitem  frucht* 
barer,  als  das  klassische  Alterdium.  Acht  Jahrhujiderte, 
in  deren  zweite  Hälfte  der  Anfang  der  christlidien  Zeit- 
rechnung fällt,  umschliefsen  ungefähr  den  Zeitraum,  wäh- 
rend dessen  in  den  Ländern,  welche,  das  mittelländische 
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Meer  uiBgürten,  das  g;ethan  und  gesclirieben  wurde,  des-^ 
sen  Auffassen  und  Durchschauen  in  allen  seinen  Einzeln« 
heiten  der  Geg^enstand  des  Studiums  ist,  worin  wir  noch 
heute  die  wesentlichste  Grundlage  aller  echten  Bildung 
verehren.  Nur  die  Hälfte  dieser  Zeit  —  kaum  vier  Jahr- 
hunderte —  ist  verflossen,  seit  der  Bücherdruck  mit  be- 
weglichen Lettern  erfunden  ward,  und  das  Kreuz  auf 
der  Sophienkirche  dem  halben  Monde  widi;  —  zwei  Be- 
gebenheiten, weiche  vornehmlich  den  Anfang  des  neuen 
Zeitalters  bezeichnen.  Aber  welche  Fülle  von  Entdek- 
kungen  und  Erfindungen  hat  seitdem  die  Wissenschaft 
und  das  Leben  bereichert!  Eine  neue  Welt  hat  sich 
aufgethan,  nicht  blos  jenseits  des  Oceans;  mitten  unter 
uns,  bis  tief  in  die  einfachsten  Verrichtungen  des  Haus- 
halts ist  Alles  neu  geworden.  Es  erscheint  in  der  An- 
sicht unseres  Zeitalters  unbegreiflich,  wie  das  klassisdie 
Alterthum  bei  so  hoher  Ausbildung  der  Empfänglichkeit 
für  sinnliche  Eindrücke,  bei  so  grofsem  Scharfsinne,  bei 
so  gewaltiger  Macht  über  ungeheure  Menschen-  und  Gü* 
termassen  —  doch  Erfindungen  nicht  machen  konnte 
wozu  die  Veranlassung  ihm  so  nahe  lag.  Die  Herren 
der  alten  Welt  versetzten  Obelisken  aus  den  Tempel- 
ballen Oberäjg^yptens  in  die  Belustigungsorte  Roms,  abei* 
sie  wagten  es  nicht,  neben  menschlichen  und  thieriscben 
Körperkräften  auch  Elementarkräfte  zur  Förderung  ihrer 
grofsen  Unternehmungen  aufzubieten.  Sind  wirklidi  Spu« 
ren  vorhanden,  dafs  explodirende  Massen,  ähnlich  dem 
Schiefspulver,  ihnen  nicht  gänzlich  unbekannt  waren,  sq 
trifft  der  Vorwurf  nur  um  so  schärfer,  dafs  sie  niemals 
versuchten,  Anwendungen  davon  auf  das  Leben  zu  mar 
eben.  Sehr  spät  und  sehr  vereinzelt  erschien^i  in  je- 
nem Zeiträume  Wassermühlen  in  der  rohesten  Gestalt; 
Windmühlen  kannten  sie  gar  uidit.    Sie  führten  meilen- 
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lange  'Wasserleitungen  auf  gewaltigen  Bogenstellungen 
über  Berg  und  Thal,  erbauten  ungeheure,  theils  un- 
terirdische Abzugskanille :  aber  das  wirksamste  Hülfsmit- 
tel  zur  Beförderung  der  Binnenschifffahrt,  die  Kammer- 
schleuse,  blieb  ihnen  unbekannt.  'Wahrlich  nur  einem 
Geschlechte,  das  Jahrhunderte  zur  Erfindung  des  Steig- 
bügeis  bedurfte,  war  es  möglich,  den  Bücherdruck  nicht 
zu  erfinden,  nachdem  es  längst  Stempel,  selbst  einzelne 
Buchstaben  aus  Metall  besafs,  um  Gefäfse  damit  zu  zeich- 
nen. In  der  That  ist  jetzt  durch  die  Naturwissenschaf- 
ten, die  angewandte  Mathematik,  die  Länder-  und  Völ- 
kerkunde ein  eben  so  reicher  als  würdiger  Stoff  zur 
Uebung  der  Geisteskräfte  gegeben,  welcher  dem  öffent- 
lichen und  dem  Privatleben  unseres  Zeitalters  sehr  viel 
näher  liegt,  als  die  Deutung  der  Ueberlieferungen  aus 
jener  seit  mehr  als  tausend  Jahren. entschwundenen  Welt. 
Es  mag  nicht  geleugnet  werden,  dafs  jener  Stoff,  zwar 
vidfach  für  Technik  und  Gewerbsamkeit  ausgebeutet, 
doch  immer  noch  sehr  viel  weniger  fruchtbar  gemadit 
worden  ist  für  allgemeine  Bildung,  als  derjemge,  wel* 
chen  die  Erklärung  der  griechischen  und  römischen  Klas- 
siker darbeut;  dasJiegt  aber  nidbt  in  der  Beschaffenheit 
jenes  Stoffes  selbst,  sondern  nur  darin,  dafs  bis  jetzt  bei 
weitem  weniger  geistige  Kraft  an  eine  solche  Benutzung 
desselben  gewandt  worden.  Auch  ist  es  unverkennbar, 
dafs  Niemand  auf  allgemeine  Bilckuig  in  ihrer  wahren 
Bedeutung  Anspruch  machen  kann,  dem  eine  klare  Ueber- 
sicht  und  eine  lebendige  Anschauung  des  Zustandes  der 
Wissenschaften  und  Künste,  der  Meinungen  und  Sitten, 
der  Staats-  und  Hansverwaltung  derjenigen  Völker  und 
Zeiten  mangelt,  welche  der  Begriff  des  klassischen  Al- 
terthums  bezeichnet.  Aber  es  ist  auch  gevrtfs,  dafs  Ei^ 
nige  diese  Kenntnifs  in  einem  MaaCse  besitzen,  welches 
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für  dos  öffenlliche  und  PriTatleben  in  den  achtbarsten 
Yeih^ltnissen  ToUkouimen  ausreicbt,  oEne  jemals  zu  der^ 
jenigen  Fertigkeit  im  Lesen  der  klassischen  Schriftstel- 
ler, und  zu  derjenigen  Sicherheit  im  Gebrauche  der  al- 
ten Sprachen  gekommen  zu  sein,  welche  der  ToUendete 
Gymnasialunterricht  bedingt,  und  die  noch  heute  als  un- 
erläfsliche  Yorbereitimg  für  ein  gründliches  Stadium  der 
sämmtlichen  Fakultätswissenschaften  gilt.  Sogar  ist  es 
keine  seltene  Erscheinung,  dafs  ganz  verkehrte  Vorstel- 
lungen Ton  dem  Zustande  des  klassischen  Alterthums 
bei  beträchtlicher  Kenntnifs  seiner  Litteratur  und  tiefer 
Einsicht  in  den  Bau  seiner  Sprachen  bestehen.  Dafs 
jede  wahrhaft  wissensdbaftliche  Bildung  durchaus  vor- 
bereitet und  gegründet  werden  müsse  auf  eine  solche 
Kenntnifs  der  römischen  und  griechischen  Litteratar,  auf 
eine  solche  Bekanntschaft  mit  der  Grammatik  beider  klas- 
sischen Sprachen,  und  auf  eine  solche  Fertigkeit  im  sdhrift- 
liehen  und  mündlichen  Gebrauche  des  Lateins  insbeson- 
dere, —  das  ist  so  fest  die  lebendige  Ueberzeugung 
höchst  achtbarer  und  gewichtiger  Männer,  das  bat  für 
sich  ein  so  grofses  Uebergewicht  der  Stimmen  Aller, 
welche  die  sogenannte  gelehrte  Bildung  empfingen,  das 
wird  so  bestimmt  in  den  Formen  unserer  Bildungs-  und 
Prüfungsanstalten  ausgesprochen,  dafs  nidit  ohne  sehr 
ernstes  Bedenken  und  ohne  bescheidenes  Mifstrauen  in 
die  eigene  Ansicht  eine  abweichende  Meinung  geäufsert 
werd^i  mag,  wie  sehr  auch  die  grofse  Mehrzahl  der  ge- 
bildeten Geschäfts-  und  Gewerbsleute  —  ja  es  darf  wohl 
gesagt  werden,  die  Stimme  der  Nation  —  dieselbe  un- 
terstützt. Aber  selbst  wenn  das  Aufkommen  einer  ab- 
weichenden  Meinung  hierin  durchaus  nic^t  gestattet  wer- 
den dürfte,  weil  ein  Verirren  in  jämmerliche  OberAä<^- 
lichkeit   und    ein    neuer  Verfall  der  Wissenschaft  und 


240 

Kunst  alsdann  nicht  mehr  abzmTenden  wäre:  so  würde 
dennoch  eine  sehr  wesentliche  Veränderung  in  der  Ver- 
fassung unserer  wissenschaftlichen  Bildungs-  und  Pdi- 
fungsanstalten  nicht  minder  unabweislich  erscheinen. 

Die  Torsteheüd  bezeichneten  lateinischen  Schulen  be- 
wirkten anfänglich  wenig  mehr,  als  eine  Bekanntschaft 
mit  der  Grammatik  der  lateinischen  Sprache,  und  eine 
Fertigkeit,  sich  in  derselben  schriftlich  und  mündlich  mit 
Sicherheit  gegen  Sprachfehler  auszudrücken.  Es  war  eine 
wesentliche  Verbesserung  dieses  Unterrichts,  dafs  die:be* 
rühmtesten  Schriftsteller  Roms  nicht  blos  um  der  Spra- 
che, sondern  auch  um  des  Inhalts  willen  gelesen  wur- 
den. Je  klarer  es  sich  hierbei  zeigte,  wie  viel  die  Rö- 
mer selbst  von  den  Griechen  erlernt  und  geborgt  hat- 
ten, desto  nothwendiger  erschien  auch  eine  Kenntnifs 
der  griechischen  Litteratur  zur  Vervollständigung  eines 
Studiums  des  klassischen  Alterthums.  Daneben  ward 
eine  tief  ins  Einzelne  gehende  IGiekanntscbaft  mit  der 
alten  Gesdiicfate  und  mit  den  religiösen,  staatsreditli- 
eben  und  sittlichen  Vorstellungen  der  Griechen  und  Rö« 
mer  ein  unentbehrliches  Hülfsmittel  zum  Verstehen  ihrer 
Schriften.  Je  tiefer  in  den  Geist  derselben  eingedmn- 
gen  wurde,  desto  mehr  erschien  der  Adel  der  Gesin- 
nungen, die  Klarheit  der  Auffassung,  die  W^afarheit  der 
Darstellung,  die  Würde  und  Anmuth  des  Vortrags  als 
Vorbild  für  Dichter,  Geschichtschreiber  und  Schriftstel- 
ler über  die  höchsten  Angelegenheiten  des  Lebens  als 
ein  Ideal,  aufgestellt  für  alle  Zeiten,  welchem  nacbzu* 
streben  das  würdigste  Ziel  der  begabtesten  Zeitgenos- 
sen r—  welchem  sich  möglichst  genähert  zu  haben  ihre 
schönste  Belohnung  sei.  Indem  d^r  Gymnasialunterricbt 
sich  dieser  Richtung  hingab,  blieb  dennoch  unverkenn- 
bar, dafs  eine  wenigstens  übersichtliche  Bekanntschaft 
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mit  den  Eiitdeckung^en  und  Erfindungen  des  neuen  Ge^ 
sdilechts  und  mit  dem  Zustande  der  Gregenwart,  wel- 
chen dieselben  erzeugten,  ein  ganz  unentbehrliches  Zu- 
behör vollendeter  allgemeiner  Bildung  ist.  So  lange  diese 
Vollendung  der  Universität  vorbehalten  blieb,  durfte  der 
Gjmnasialunterricbt  von  dem  neuen  Bildungsstoffe  nur 
so  viel  aufnehmen,  als  erforderlich  war,  auf  die  Bekannt- 
schaft damit  begierig  zu  machen,  welche  der  Vortrag 
der  Universitätslehrer  gewähren  sollte.  So  viel  aber 
konnte  dem  Schüler  in  wenigen  einzelnen  Stunden  als 
Abwechselung  und  Erholung  gegeben  werden,  ohne  der 
wesentlichen  Einheit  des  Unterrichts  zu  schaden,  dessen 
Grundjage  ebensowohl  als  nächstes  Ziel  das  Studium 
des  klassischen  Alterthums  blieb.  So  gestaltete  sich  das 
Verhältnifs  bis  in  die  Mitte  des  aditzehnten  Jahrhun- 
derts, wo  die  Fortschritte  der  Volksbildung  ein  Bedürf-^ 
nifs  erzeugten,  welchem  zu  genügen  das  Zeitalter  nicht 
verstand.  Aus  der  ungeschickten  Wahl  der  Mittel,  das^ 
selbe  zu  befriedigen,  gingen  Verunstaltungen  des  hohem 
Schulunterrichts  hervor,  deren  verderblicher  Einflufs  zwar 
erkannt  und  beklagt,  aber  noch  immer  nicht  so  kräftig 
gehemmt  wird,  als  es  die  Wissenschaft  und  das  Leben 
gleich  dringend  erfordert. 

War  auch  der  Gymnasialunterridit  ganz  eigentlich 
nur  bestimmt^  für  das  Universitätsstudium  vorzubereiten, 
so  benutzten  ihn  doch  auch  Knaben  und  Jünglinge,  de- 
ren Lebensberuf  keine  der  drei  obem  Fakultätswissen- 
Schäften  sein  sollte.  Wem  ein  Unterricht  nicht  genügte, 
dessen  Grundlage  blos  das  Ausbilden  des  Vermögeps 
war,  Mittheilungen  in  der  Muttersprache  zu^  geben  und 
aufzunehmen,  der  fand  in  üen  Gymnasien  allerdings  eiae 
sehr  wirksame  Anregung  zur  hohem  Entwickelung  sei- 
ner Geisteskräfte.    Das  Gedächtnifs  ward  geübt,  der  Ein- 
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bildiingskraft  ein  edler  Stoff  in  der  Herrlichkeit  der  al- 
ten Welt  gegeben,  der  Verstand  mit  Auffassen  und  Beur- 
theilen  von  Wort-  und  Sadiverhältnissen  lebhaft  beschäf- 
tigt, und  der  Geschmack  nach  grofsen  Mustern  ausgebil- 
det. Diese  reiche  Mitgift  nahmen  auch  Diejenigen  in  ihr 
Leben  mit,  welche  darin  von  den  erlernten  alten  Spra- 
chen selbst  keinen  Gebrauch  machen  konnten.  Mit  den 
Forderungen,  welche  bei  fortschreitender  allgemeiner 
Volksbildung  das  Zeitalter  an  Jeden  machte,  den  seine 
Wohlhabenheit  oder  sein  Einflufs  über  den  Handaipbei- 
ter  erhob,  mehrte  sich  auch  die  Zahl  dieser  Gymnasial- 
schüler; aber  eine  Veränderung  in  den  Grundlagen  des 
Unterrichts  ward  ihretwegen  nicht  nöthig,  so  lange  das 
Leben  nicht  mehr  von  der  Schule  forderte.  Indessen 
gnig'  voh  den  Entdeckungen  und  Erfindungen  des  neuen 
Geschlechts  immer  mehr  in  den  gemeinen  Verkehr  über. 
Jedermann  brauchte  Femgläser,  Barometer  und  Thermo- 
meter, Gewitterabieiter,  künstliche  Feuerzeuge  und  an- 
dere aus  Erfindungen  der  neuern  Zeit  hervorgegangene 
Geräthschaften;  die  Gewerbsamkeit  benutzte  Mechanik 
und  Chemie,  um  ihr  Erzeugnifs  zu  vervollkommnen,  und 
erreichte  hierin  sehr  bald  vortiin  gänzlich  Ungeahntes. 
Hierzu  kam  die  jährlich  wachsende  Ausdehnung  und  Er- 
leiditerung  des  Verkehrs  mit  entfernten  Ländern,  deren 
früher  nur  in  engen  Kreisen  gekanntes  Erzeugnifs  bald 
allgemeines  Bedürfnifs  wurde.  Die  Bekanntschaft  mit 
allen  diesen  Gegenständen,  die  sich  blos  aus  der  unmit- 
telbaren Anwendung  und  dem  täglichen  Gebrauche  der- 
selben ergab,  konnte  der  immerfort  steigenden  Anzahl 
Derjenigen  nicht  genügen,  welAe  auf  mehr  als  blofses 
Abrichten  für  die  gewöhnlichen  Geschäfte  des  Lebens 
Ansprudi  machen.  So  wuchs  das  allgemeine  Verlangen 
nach  naturwissenschaftlichen  Kenntnissen,  nach  Erlernung 
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neuerer  Sprachen,  nach  einer  erweiterten  L&nder-  und 
Völkerkunde.  Das  Gymnasium  konnte  zu  dessen  Be- 
friedigung nicht  mehr  blos  auf  die  Universität  verwei- 
sen, denn  der  gröCste  Theil  seiner  Schüler  war  gar  nicht 
gesonnen,  dieselbe  zu  besudien.  Wohl  erkennend,  wie 
sehr  seine  Grundlage  hierdurch  gefährdet  wurde,  schien 
es  ihm  doch  unvermeidlich,  den  lauten  Forderungen  ei- 
nes sehr  achtbaren  Theils  der  Zeitgenossen  nachzugeben, 
und  dem  strengen  Studium  des  klassischen  Alterthums 
auch  einen  Unterridit  in  den  ebenbenannten  Kenntnis- 
sen beizufügen.  Diese  Masse  der  verschiedenartigsten 
Lehrgegenstände  zu  gewältigen,  reichte  die  Zahl  der  Un- 
terrichtsstunden nidit  mehr  hin;  es  mufste  neben  densel- 
ben noch  so  viel  häusliche  Vorbereitung  und  Wieder- 
holung von  dem  Schüler  gefordert  werden,  als  bei  der 
ausdauerndsten  Anstrengung  nur  immer  noch  zu  leisten 
möglich  schien. 

Selbst  wenn  es  möglich  wäre,  mit  diesen  Hülfsmit- 
teln  noch  eben  sowohl  einen  gründlichen  Unterricht  in 
der  klassischen  Litteratur,  als  in  dem  neu  hinzugekom- 
menen Beisatze  von  Lehrgegenständen  zu  geben,  so  würde 
dennodi  schon  aus  diesem  Uebermaafse  der  Anforderun- 
gen ah  die  Schüler  ein  unermefslicher  Schaden  für  die 
Wissenschaft  und  für  das  Leben  hervorgehen.  Dieser 
besteht  in  der  verkümmerten,  wo  nidit  ganz  versäum- 
ten Ausbildung  der  eigenen  schaffenden  Geisteskraft, 
Es  mufs  zu  viel  in  den  Schüler  von  aufsen  hineingetra- 
gen werd^i,  und  er  mufs  so  viele  Kraft  aufwenden,  die- 
ses aufzufassen,  dafs  ihm  weder  Zeit  noch  Mutib  bleibt, 
um  in  freier  Thätigkeit  etwas  aus  sich  heraus  zu  erzeu- 
geii.  Geistreiche  Schulmänner  erkennen  dies  Uebel  zwar 
sehr  wohl,  und  suchen  das  Ausbilden  von  Innen  heraus, 
das  Entwickeln   durch  eigene  freie  Thätigkeit  möglichst 
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zu  befördern :  aber  ihre  redlichen  Bemühang;en  erlahmen 
unter  der  Last  der  Anforderungen,  welche  die  Meinung 
in  zwei  entgegengesetzten  Richtungen  an  sie  macht,  — 
hier,  indem  Alles  gelehrt  werden  soll,  was  im  Leben 
der  gebildeten  Stände  als  Bedarf  von  Kenntnissen  er- 
scheint, —  dort,  indem  die  klassische  Litteratur  ausge- 
bildeter und  umfangreicher  als  jemals  die  Grundlage  des 
Gymnasialnnterrichts  bleiben  soll.  Die  frühste  der  ver- 
derblichen Folgen  hiervon  ist,  dafs  sehr  viel  häufiger, 
als  es  sonst  geschehen  dürfte,  Knaben  ohne  innern  Be- 
ruf zum  Studiren  bestimmt  werden.  Die  geistigen  An- 
lagen der  Menschen  sind  dem  Grade  nach  noch  viel  ver- 
schiedener als  die  körperlichen.  Eltern  müssen  sich  end- 
lich darein  finden,  dafs  schwache  kränkliche  Kinder  zu 
Greschäften  nicht  taugen,  die  körperliche  Stärke  nebst 
fester  Gesundheit  erfordern;  aber  ihre  Vorliebe  will  un- 
gern daran  glauben,  dafs  ein  geliebter  Sohn  unfähig  zu 
Beschäftigungen  sei,  deren  glücklicher  Erfolg  von  einer 
wissenschaftlichen  Bildung  abhängt,  welche  nur  reich  be- 
gabte Geister  sich  anzueignen  vermögen.  Ihren  Irrthum 
nährt  eine  Richtung  der  Schule,  welche  der  Entwicke- 
lung  der  eigenen  schaffenden  Kraft  hemmend  entgegen- 
wirkt. Eben  durch  diese  Kraft  zeichnen  sich  jene  rei- 
cher begabten  Geister  frühe  sdion  unverkennbar  aus, 
während  sie  —  wo  nur  Auffassen  des  von  Aufsen  Dar- 
gebotenen gilt  —  häufig  selbst  hinter  den  Mittelmäfsi- 
gen  zurückbleiben,  weil  ihre  Lebhaftigkeit  sie  mehr  Zer- 
streuungen aussetzt.  So  wird  der  Glauben  unterhalten, 
dafs  dem  Fleifse,  dem  freilich  Vieles  möglich  wird, 
Alles  möglich  sei.  Je  mehr  mit  dem  fortschreitenden 
Lebensalter  der  Anspruch  an  die  freie  Thätigkeit  wädist, 
)e  mehr  alsdann  der  Unterschied  der  natürlichen  Anla- 
gen hervortritt,   um   so  mehr  wachsen   die  Mahnungen 
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der  Elteru  und  <ier  eigeoeu  früh  geweckten  Ehraucht, 
es  durch  verdoppelten  FleiCs  den  Kräftigem  gleich  zu 
tibun.  Manche  bezahlen  solches  Ueberspannen  mit  einem 
frühen  Tode,  Mehrere  mit  einem  siechen  Leben;  die  ver- 
meintlich Glücklichsten  schieben  sich  in  Lagen  hinauf 
worin  sie  der  Welt  und  sich  selbst  zur  Last  sind*  Stu- 
dirten  auch  heute  nidit  mehr  Minderbegabte  als  früher, 
so  wäre  doch  immer  noch  zu  bedauern,  dafs  die  Mittel, 
vorzügliche  Geistesanlagen  frühe  zu  erkennen,  nicht  mit 
den  Fortsdiritten  der  Bildung  zugenommen  haben.  Eine 
grofse  Masse  von  thörigem  und  selbst  gefährlichem  Trei< 
ben  würde  der  Welt  erspart  werden,  wenn  die  kräfti- 
gern Geister  früher  in  ihren  wahren  Beruf  eingeweiht 
werden  könnten.  Allein  derjenige  Nachtheil  ist  noch 
bei  weitem  gröfser,  welcher  dadurch  entsteht,  dafs  es 
der  übergrofsen  Schaar  der  Mittelmäfsigen  an  hinläng- 
licher Anregung  mangelt,  sich  durch  freie  Thätigkeit  von 
Innen  heraus  zu  bilden.  Je  schwächer  der  natürliche 
Trieb  zu  solcher  Thätigkeit  in  Diesen  ist,  desto  mehr 
bedarf  es  der  Au&nunterung  dazu;  und  wenn  dieselbe 
fehlt  in  den  Schuljahren,  so  erlischt  er  leicht  ganz  mit 
der  Morgenröthe  der  Jugend.  Sichtlich  nimmt  unter  den 
Beamten,  welche,  wo  nicht  durch  Universitätsstudien,  so 
doch  wenigstens  durch  hohem  Schulunterricht  vorberei- 
tet sein  sollen,  die  Fähigkeit  ab,  Geschäfte  nach  eigenem 
verständigen  Ennessen  zu  vollziehen,  —  zu  dagegen  das 
Bedürfoifs  genau  bestimmter  Vorschriften  für  alle  Ein- 
zelnheiten, welche  sonst  nur  den  rein  mechanisch  An- 
gelernten ertheilt  wurden,  während  die  wissenschaftlich 
Gebildeten  hinreichende  Anweisung  in  dem  ausgespro- 
chenen Grundsatze  fanden.  Daher  mehrentheils,  seltener 
dagegen  aus  der  Unvollkommenheit  der  allgemeinen  Ge- 
setze, entsteht  die  Nothwendigkeit  der  gehäuften  DeUa- 
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rationell  gesetzlidher  Vorschriften,  >felche  stets  nur  mn 
so  gewisser  wiederholter  Verbesserungen  bedürfen,  je 
mehr  sie  bezwecken,  die  selbstständige  Geistesthätigkeit 
der  Beamten  bei  der  Anwendung  der  Gesetze  auf  den 
Thatbestand  entbehrlich  zu  madien. 

Aber  diese  mit  der  Aufopferung  eines  wabriiaft 
fruchtbaren  Ausbildens  der  geistigen  und  körperlichen 
Kräfte  nur  zu  theuer  bezahlten  Anstrengungen  bleiben 
überdies  grOfstentheils  fruditlos:  es  wird  bei  solchem 
Treiben  unmöglich,  einen  gründlichen  Unterricht  in  der 
klassischen  Litteratur  mit  einem  gleich  gründlichen  in 
den  mannigfaltigen,  neu  hinzugekommenen  Lehrgegen- 
ständen zu  vereinigen.  Der  Mensch  kann  sehr.  Verschie- 
denartiges nach  einander,  aber  nicht  mit  einander 
gründlich  erlernen,  erworbene  Fertigkeiten  gehen  bei 
mangelnder  Anwendung  allmählig  ganz  verloren.  Das 
geschieht  beispielsweise  sehr  allgemein  mit  der  Fertig- 
keit, Latein  zu  sprechen  und  zu  schreiben,  welche  — 
wie  weit  es  auch  darin  auf  Gjmnasien  gebracht  wird 
—  nur  D^ijenigen  für  das  Leben  bleibt,  welche  wie  Fa- 
kultätsgelehrte oder  Schulmänner  sie  fortdauernd  anzu- 
wenden Veranlassung  haben.  Was  mit  dem  Gedächt- 
nisse« fest  genug  aufgefafst  worden  ist,  wird  freilich  spä- 
ter, und  vielleicht  niemals  ganz  vergessen;  aber  es 
bleibt  grOfstentheils  unfruchtbar  für  das  Leb^i,  wenn 
nidit  eine  Aneignung  durch  den  Verstand  hinzukommt. 
Sicheres  Eigenthum  des  Menschen  bleibt  immerdar  nur 
dasjeiiige,  was  er  selbstthätig  aus  sich  selbst  entwickelt 
hat.  Die  Schule  soll  der  Selbstthätigkeit  nur  zu  Hülfe 
kommen,  indem  sie  ausgewähltes  Material  dazu  darbeut, 
zur  fruchtbaren  Behandlung  desselben  anregt  und  von 
Vergeudung  der  Kraft  auf  Irrwegen  abhält.  Zu  sc^chem 
Aneignen  von  Kenntnissen  bedarf  der  Mensch  in  jedem 
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Lebensalter  unbefangener  Mufse,  welche  gestattet,  sieb 
einer  Richtung  ganz  hinzugeben.  Erholung  durch  ab- 
wechselnde Beschäftigung  wird  hierdurch  nicht  ausge- 
schlossen: aber  sie  mufs  die  Kraft,  welche  dem  Haupt- 
geschäft zugewandt  ist,  nur  stärken,  nicht  stören.  Je 
mehr  die  klassische  Litteratur  den  Geist  des  Gymnasial- 
schülers erfüllt,  desto  sicherer  bewahrt  er  in  ihr  einen 
Sdiatz  für  sein  ganzes  Leben.  Täglidi  sehen  wir  noch 
Geschäftsmänner  im  Ruhestande,  im  Frieden  des  höhern 
Alters  zurückkehren  zu  den  ^rofsen  Todten,  deren  Geist 
ihre  Jugend  in  sich  aufnahm.  Was  neben  dieser  Er- 
rungenschaft auf  den  Gymnasien  gelehrt  und  mit  dem 
Gedächtnisse  leidithin  aufgefafst,  selbst  wohl  mit  dem 
Verstände  oberflächlich  erkannt,  aber  nicht  durch  Selbst- 
thätigkeit  angeeig;net  wurde,  wird  dagegen  schnell  ver- 
gessen. Wird,  um  diesem  vorzubeugen,  der  Unterricht 
in  den  neuen  Lehrgegenständen  erweitert,  und  auf  die 
häuslichen  Arbeiten  der  Schüler  demselben  in  höherm 
Maafse  zugewandt,  so  kann  dies  nur  geschehen  auf  Ko- 
sten des  Unterrichts  in  der  klassischen  Litteratur,  wel- 
dier  endlidi  auch  hierdurch  ungenügend  wird,  um  einen 
dauernden  Einflufs  auf  das  Leben  auszuüben.  Dann  ver- 
liert der  Gymnasialunterricht  in  Ermangelung  einer  ein- 
fachen Grundlage  seine  ganze  Haltung,  und  sinkt  zu  ei- 
ner Uebertünchung  des  Mangels  an  selbstthätig  ange- 
eigneten Kenntnissen  durch  den  erborgten  Glanz  blos 
äufserlidi  angehefteter  herab.  Ein  grofser  Theil  desr 
sen,  was  die  Schüler  bei  ihrer  Entlassung  zur  Universi- 
tät noch  mit  Leichtigkeit  anzugeben  wissen,  verschwin- 
det sehr  bald  aus  ihrem  Gedächtnisse,  upd  bei  weitem 
die  Meisten  würden  keinesweges  das  Zeugnifs  der  Reife 
erhalten,  wenn  sie  am  Ende  ihrer  Universitätszeit  noch 
eine  Prüfung  gleich  derjenigen  zu  bestehen  hätten,  in 
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deren  Folge  sie  für  reif  zur  Universität  erklärt  wurden. 
Dieses  Uebel  nimmt  noch  gar  sebr  zu  in  den  f(dgenden 
Jahren  der  Vorübungen  zum  Geschäftsleben,  und  mit 
Ausnahme  Derjenigen,  die  sich  als  Kandidaten  mit  Schul- 
unterricht beschäftigen,  entsteht  bei  dem  gröfsten  Theile 
der  dnrdi  Universitätsstudien  gebildeten  Männer  ein  Ver- 
gessen der  Schulkenntnisse,  das  in  solchem  Maafse  ganz 
unglaublich  scheinen  würde,  wenn  es  leidige  Erfahrun- 
gen nicht  bestätigten.  Am  schlimmsten  steht  es  hierbei 
nicht  sowohl  um  die  klassische  Litteratur,  die  doch, 
selbst  bei  grofser  Verminderung  des  Aufwandes  von  Zeit 
und  Kraft  auf  dieselbe,  noch  immer  auf  Gymnasien  am 
besten  vorgetragen,  und  durch  mannigfaltige  UebiHigen, 
wenn  auch  ungenügend,  angeeignet  vdrd,  als  vielmehr 
um  neue  Geschidite,  Völker-  und  Länderkunde,  Mathe- 
matik und  Naturwissenschaften,  die  doch  —  wie  viel 
auch  dafür  auf  Gymnasien  geschieht  —  gemeinhin  we- 
niger zweckmäfsig  vorgetragen,  und  fast  immer  mehr 
blos  als  Nottzensammlung  mit  dem  G^dächtnifs  aufge- 
fafst,  als  in  einer  klaren  Uebersicht  durch  Verstand  und 
Einbildungskraft  angeeignet  werden.  Hierbei  ist  nun 
nicht  allein  verlorene  Zeit  zu  beklagen,  sondern  auch, 
dafs  die  seichte  Vielwisserei,  womit  ausgestattet  die  Zög- 
linge solcher  Gymnasien  die  Universität  betreten,  die- 
selben abhält,  durch  Benutzung  der  akademischen  Vor- 
lesungen gründlichere  Kenntnisse  von  den  oberflächlich 
aufgefafsten  Lehrgegenständen  zu  erwerben.  Der  Nach- 
theil, welcher  aus  dem  Vergessen  des  Schulunterrichts 
und  dem  Versäumen  einer  nachholenden  Belehrung  ent^ 
steht,  wird  dadurch  noch  vergröfsert,  dafs  er  ein  hehn- 
licher  Krebsschaden  ist;  der  Mann  sdiämt  sich  einzuge- 
stehen, dafs  so  wenig  von  den  Kenntnissen  in  ihm  übrig 
geblieben  ist,   welche   er  schon  auf  der  Schule  erlangt 
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ZU  haben  wähnte,  und  so  sucJit  er  den  Mangel  öfter  zu 
verstecken  als  zu  heben.  Das  erhält  den  Schuhnann  bei 
dem  Glauben,  daCs  auch  für  das  Leben  fruchtbar  werde, 
was  in  der  Abgangsprüfung  so  geläufig  erscheint 

Unter  solchen  Verhältnissen  darf  es  nicht  befrem- 
den, dafs  redlidie  und  kräftige  Gymnasialdirektoren  und 
Lehrer  das  Uebermaafs  der  Forderungen,  welche  das  Zeit- 
alter an  die  Schule  stellt,  als  eine,  w^m  auch  allerdings 
beschwerliche,  doch  ganz  unTermeidliche  Folge  der  im- 
merfort an  Umfang  und  Verbreitung  wachsenden  Bil- 
dung betrachten,  und  es  hiemach  zur  Aufgabe  ihres  Le- 
bens und  Wirkens  madien,  durdi  Benutzung  aller  Zeit 
und  Aufregung  aller  Kraft  ihrer  Schüler,  durch  eifriges 
Aufsuchen  der  auf  dem  kürzesten  Wege  zum  Ziele  f^ 
renden  Lehrformen  und  durdi  Herbeischaffen  möglichst 
vollkommener  Lehrmittel  diesen  Forderungen  zu  gen<^ 
gen.  Je  mehr  sie  des  gewissenhaftest^i  und  angestreng- 
testen Bestrebens  sich  in  dieser  Beziehung  bewufst  sind, 
desto  mehr  mufs  es  sie  verletzen,  wenn  dasselbe  den- 
noch für  unzureichend  geachtet,  und  der  Zustand,  wel^ 
dien  sie  dadurch  aufrecht  zu  halten  versuchen,  für  ei- 
nen verderblichen  und  unhaltbaren  erklärt  wird.  Noch 
ist  es  in  frischem  Andenken,  welcher  Aufregung  sidi  eine 
grofse  Zahl  der  würdigsten  und  geachtetsten  Schulmän- 
ner hingab,  als  am  Anfange  des  Jahres  1836  der  Re- 
gierungs-Medizinalrath  Dr.  Lorinser  zu  Oppeln  in  der 
medizinischen  Zeitung  des  Vereins  für  Heilkunde  in  Preu- 
fsen  den  grofsen  Nachtheil  hervorhob,  der  für  die  kör- 
perliche Entwickdiung  der  Jugend  zu  gesunden,  kräfti- 
gen Männern  durch  Ueberhäufung  mit  Lehrstunden  und 
häuslidien  Schularbeiten  entsteht.  Der  Anerkennung, 
welche  der  Aufsatz  des  Dr.  Lorinser  —  übersdhrie- 
ben  „Zum  Schutze  der  Gesundheit  in  den  Schulen"  — ^ 
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besonders  in  den  höchsten  Kreisen  der  Regierung  und 
des  Lebens  gefunden  hatte,  trat  die  Besorgnifs  gegen- 
über, dafs  die  klassische  Litteratur  fortan  nicht  mehr 
die  Grundlage  des  Gjmnasialunterrichts  bleiben,  dafs 
überhaupt  der  Ausbildung  für  ein  höheres  geistiges  Le- 
ben entsagt,  und  fernerhin  nur  ein  mechanisdies  Anler- 
nen und  Abrichten  für  Yerwaltungs-  oder  gewerbliche 
Zwecke  auf  Schulen  getrieben  werden  solle.  Dieser  Vor- 
stellung gemäfs  wurden  als  Widersacher  der  Erziehung 
des  Menschengeschlechts  für  seinen  höhern  Beruf  Die- 
jenigen behandelt,  welche  dieselbe  wahrhaft  zu  fördern 
glaubten,  indem  sie  auf  gleichmäfsige  Entwickelung  der 
körperlichen  Anlagen  neben  den  geistigen  drangen.  Konn- 
ten audi  die  nachtheiligen  Wirkungen  einer  Ueberhäu- 
futtg  mit  sehr  verschiedenartigen  Lehrgegenständen  und 
denmach  mit  übermäfsigen  Anforderungen  an  die  Gym- 
nasialschüler nicht  ganz  abgeleugnet  werden,  so  wurde 
doch  deip  Dr.  Lorinser  in  Rücksicht  auf  die  Darstel- 
lung dieser  Folgen  Uebertreibung  Schuld  gegeben,  und 
nachzuweisen  versucht,  dafs  es  nicht  einer  wesentlicheiL 
Reform  des  Gjmnasialunterrichts ,  sondern  nur  leichter 
Verbesserungen  desselben  bedürfe,  um  den  besorgten 
Nachtheilen  hinlänglich  vorzubeugen.  Aber  die  grofse 
Mehrzahl  der  Geschäfts-  und  Gewerbsleute  beharrte  bei 
der  Ueberzeugung,  dafs  eine  wahrhaft  brauchbare  Bil- 
dung für  das  Leben  durch  das  Treiben,  worein  die  Gym- 
nasien allmählig  gerathen  waren,  keinesweges  gefördert 
werde.  Das  üebel  wurde  von  ihnen  zwar  allgemein 
anpfunden,  aber  seine  Quelle  nidit  deutlich  erkannt,  und 
die  Heilmittel,  welche  dagegen  vorgeschlagen  wurden, 
erschienen  eben  deswegen  bei  gründlicher  Prüfung  theils 
unausführbar,  theils  sogar  verderblich.  Der  vorhin  be^ 
zeichnete  Mangel  an  Ausbildung  des  Vermögens,  in  freier 
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Thätigkeit  aus  eigener  Vernunft  und  Kraft  zu  schaffen 
und  zu  wirken,  wurde  zwar  nur  den  Wenigen  bemerk- 
bar, weldie  tief  in  den  Geist  der  Verwaltung  der  öf- 
fentiidien  Angelegenheiten  und  des  Betriebs  der  Ge- 
werbe einzudringen  vermochten.  Aber  zwei  Wahrneh- 
mungen stellten  sich  unverkennbar  audi  dem  minder  tief 
Blickenden  dar.  Ein  sehr  grofser  Theil  der  Gjmnasial- 
zöglinge,  und  häufig  die  Begabtesten  und  Flei&igsten 
unter  ihnen,  erschienen,  wenn  auch  nicht  schon  frühe 
körperlich  sdiwach,  doch  bald  nadi  der  Verflüditigung 
der  ersten  Jugendfrische  keiner  Ausdauer  fähig,  und 
schon  in  den  mittlem  Lebensjahren  erlahmt  unter  der 
Last  des  Lebens.  Es  zeigte  sich  ferner  bei  der  Behand- 
lung ernster  Aufgaben  im  Leben  ein  Mangel  an  Gründ- 
lichkeit, verbunden  mit  einer  hohen  Meinung  von  der 
erlangten  Bildung,  und  einan  in  Folge  derselben  sehr 
leicht  verletzbaren  Selbstgefühl.  Die  zunehmende  Zahl 
der  Pensionaire  im  Staats-  und  Kommunaldienste,  die 
vorherrschende  Neigung  im  gewerblichen  Privatleben, 
sich  als  müfsige  Rentner  zur  Ruhe  zu  setzen,  sobald 
die  Mittel  dazu  nothdürftig  gewonnen  sind,  die  Schaar 
der  Halbinvaliden  in  allen  Klassen  der  gebildeten  Stände, 
welche  mit  Hülfe  jährlicher  Badereisen  oder  Bimnnen- 
kuren  sich  in  kümmerlicher  Thätigkeit  fortfristen,  und 
der  schon  im  mittlem  Lebensalter  verwittweten  Fraoen 
—  das  Alles  spricht  klar  genug  für  die  Riditi^eit  der 
erstgenannten  Wahrnehmung.  Den  bündigsten  Bdbg 
für  die  zweite  giebt  die  Flutfa  der  Tagesblätter  in  ihren 
mit  selbstgefälliger  Zuversichtlidikeit  voi^getragenen  Be- 
sprechungen aller  Verhältnisse  des  öffentlidiien  Lebens, 
worin  mehrentheils  ein  kleiner  Kern  von  Wahrheit  sieb 
fruchtlos  veriiert  in  d^  Ueberschüttung  mit  bodenlosen 
Folgerungen  und  verniditenden  Uebertreibungen.   Min^ 
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der  öffentlich  hervoiia'eteiid,  aber  darum  nicht  minder  be- 
zeichnend ist  das  unruhige,  planlose  Treiben  im  Ge- 
sdiäfts-  und  Grewerbsleben,  und  der  überhandnehmende 
Mangel  einer  sidiem  Grundlage  der  Thätigkeit  fast  in 
jeder  Richtung  der  gebildeten  Stände.  Zwar  Tcrsiechteu 
in  jedem  Zeitalter  ausgezeidinete  Gelehrte  und  Staats- 
mönner  schon  in  den  mitdem  Jahren  des  Liebens;  zwar 
nützten  schon  vor  mehr  als  einem  Jahrhunderte  Zeitungs- 
schreiber die  Zerstückelung  des  deutschen  Bodens  unter 
Hunderten  von  halbsouverainen  Herren,  um  mit  leichtem 
Witze  lächerlich  zu  machen,  was  aufser  dem  Spannen- 
räume  des  Gebiets  hervorging,  worin  sie  geschürt  wur- 
den; aber  in  solchem  Umfange,  wie  beiderlei  Erschei- 
nungen sich  seit  den  letzten  dreifsig  oder  vierzig  Jah- 
ren darstellen,  kannte  Deutschland  dieselben  vormals 
nicht.  Die  Zjahl  der  Kurorte  hat  sich  seitdem  verzehn- 
facht, und  dennoch  bleiben  auch  die  altem  fortwährend 
stark  besucht.  Die  Zahl  der  wissensdiaftlich  gebildeten 
Aerzte  steigt  immerfort,  während  das  Volk  noch  immer 
unvermögend  bleibt,  ihre  Dienste  genügend  zu  belohnen, 
und  die  gebildeten  Stände  fortwährend  ihnen  Unterhalt 
verschaffen.  Ebenso  hat  die  Zahl  der  Tagesblätter  sich 
über  alle  frühern  Begriffe  von  der  Möglichkeit,  Absatz 
dafür  zu  finden,  nicht  nur  an  Anzahl,  sondern  audb  an 
Umfang  vermehrt,  und  bei  vielen  sind  stehende  Artikel 
geworden,  was  sonst  nur  sparsam  vorkonmaende  Würze 
war.  Je  sdhuldloser  die  Schulen  selbst  an  der  Richtung 
sind,  worein  die  Forderungen  des  Zeitalters  sie  dräng- 
ten, desto  trauriger  ist  die  Nothwendigkeit,  in  ihnen  den 
Grund  dieser  trostlosen  Erscheinungen  zu  suchen.  Aber 
e»  ist  nicht  die  Gleichzeitigkeit  der  Erscheinungen  allein, 
es  ist  der  innere  Zusammenhang  zwischen  Erziehung  und 
Leben,  welcher  diese  Nothwendigkeit  auflegt.     Mögen 
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noch  mancherlei  von  Aufsen  her  hinzugekommene  Anre- 
gungen die  vorstehend  bezeichneten  Uebel  schneller  ent- 
wickelt und  weiter  verbreitet  haben,  so  kann  doch  keine 
Täuschung  mehr  darüber  bestehen,  dafs  ihre  Grundlage 
sidi  wesentlich  in  der  Richtung  des  Unterrichts  befin- 
det, welchen  der  gröfste  Theil  der  gegenwärtig  in  den 
kräftigsten  Jahren  des  Lebens  stehenden  Zeitgenossen 
aus  den  gebildeten  Ständen  in  seiner  Jugend  empfing. 
Diese  Generation  eignet  sich  zwar  als  ihre  Schöpfung 
an,  was  in  der  Auferstehungsperiode  Deutsdilands  in 
dem  Jahrzehnt  1807  — 1817  geschah:  aber  es  sind  die 
Kinder  einer  frühem  Zeit,  und  soweit  sie  wissenschaft- 
lichen Schulunterricht  genossen  hatten,  die  Zöglinge  der 
Gymnasien  älterer  Form,  welche  dieses  Werk  vollbrach- 
ten. Der  Minister  vonSchrötter,  weldier  sdion  vor 
dem  Ausbruche  des  unglücklichen  Krieges  in  den  letz* 
ten  Jahren  des  achtzehnten  und  den  ersten  des  neun- 
zehnten Jahrhunderts  die  grofse  Veränderung  in  der  land- 
wirthschaftlidien  und  gewerblichen  Verfassung  des  Preu- 
fsischen  Staats  durch  Ablösung  der  Frohndienste  auf  den 
Domainen  in  Ost-  und  Westpreufsen,  und  des  Mühlen- 
zwanges, durch  Abschaffung  alles  Zunftzwanges  in  dem 
damaligen  Neu-Ostpreufsen,  durch  Hervorheben  des 
staatswirthschaftlichen  Zweckes  über  den  fiskalischen  in 
den  sechs  seiner  besondem  Aufsicht  untergebenen  alt- 
und  neupreufsischeu  Kameral  -  Departements  einleitete, 
war  schon  im  Jahre  1786  Major  in  einem  Preu£sisdiien 
Dragoner -Regimente.  Der  Ober -Präsident  v.  Auers- 
wald,  weldier  ihn  hierin  thätig  unterstützte,  und  dnen 
bedeutenden  Antheil  an  der  Umgestaltung  der  Preufs. 
Verwaltung  seit  1807  hatte,  war  schon  vor  dem  Ende 
des  achtzehnten  Jahrhunderts  Kammer -Präsident  in  Ma- 
rienwerder.    Der  Professor  Kraus,  dessen  staatswirth- 
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srhaftlidie  Vorlesungen  zu  Königsberg  so  viel  dazu  bei- 
trugen, den  Lehren  Adam  Shmits  unter  den  einflufs- 
reichsten  Staatsmännern  jener  Zeit  Eingang  zu  verschaf- 
fen, war  schon  1753  geboren.  Der  Freiherr  v.  Stein 
hatte  sich  schon  als  Ober -Präsident  in  den  Preufsisch- 
Westphälischen  Landestheilen  einen  ausgezeichneten  Ruf 
erworben,  als  er  im  Jahre  1805  zur  Leitung  des  Kom- 
merz* und  Accise- Departements  des  Preufs.  Staats  als 
Minister  berufen  wurde.  Der  Fürst  Hardenberg  war 
bereits  sechszig  Jahre  alt,  als  er  im  Jahre  1810  das  Amt 
eines  Staatskanzlers  übernahm.  Die  Mitglieder  der  Im- 
mediat- Kommission,  welche  nach  dem  Frieden  zu  Tilsit 
die  neue  Organisation  des  Preufs.  Staats  vorbereiteten 
und  späterhin  erfolgreich  zu  deren  Ausbildung  mitwirk- 
ten, der  Staatsminister  Wilhelm  v.  Humboldt,  und 
überhaupt  fast  alle  Diejenigen,  welche  damals  die  ober- 
sten Stellen  in  der  Verwaltung  einnahmen,  waren  zwar 
jünger,  aber  doch  fast  sämmtlich  vor  dem  Jahre  1770 
geboren.  Audi  die  grofse  Reform  im  Preufs.  Heere,  als 
deren  thätigster  Begründer  Scham  borst  verehrt  wer- 
den mufs,  ging  von  Männern  aus,  welche  damals  schon 
im  mittlem  Lebensalter  standen.  Näher  der  in  die  Sdiu- 
len  sich  eindrängenden  Ueberhäufiing  mit  Lehrgegenstän^ 
den  stehen  schon  die  Männer,  welche  während  des  Be- 
freiungskrieges nur  erst  in  untergeordneten  Verhältnis- 
sen thätig  waren.  Die  Jüngsten  von  ihnen,  damals  sieb- 
zehli-  bis  zwanzigjährig,  als  Freiwillige  eintretend,  nä- 
hern sich  jetzt  den  Funfzigen,  oder  haben  sie  schon  über- 
schritten.  Der  bei  weitem  gröfste  Theil  Derer,  weldie 
jetzt  in  Tagesblättem  und  Flugschriften  einander  schroff 
gegenüberstehen  und  sich  in  exaltirter  Einseitigkeit  über- 
bieten, ist  zehn  bis  zwanzig  Jahre  jünger,  und  seine 
Schulbildung  fällt  schon  in   die  Zeiten  der  vollendeten 
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UeberladuDg.  Was  auch  späterer  EinflaCs  an  ihnen  ver- 
bildet hat,  er  wäre  niemals  in  dieser  Ausdehnung  Über- 
mächtig* geworden,  wenn  sie  die  Schule  mit  einer  festern 
Grundlage  für  das  Leben  ausgestattet  hätte. 

Während  die  Gymnasien  sich  redlich  abmühen,  den 
Forderungen  des  Zeitalters  zu  genügen,  findet  dieses  sich 
dadurch  doch  nicht  befriedigt,  und  trachtet  nach  Hülfe 
durch  Bildungsanstalten  auf  einer  anderen  Grundlage. 
Wenn  auch  bei  der  Schwierigkeit,  Mittel  dazu  herbei- 
zuschaffen, noch  immer  sparsam,  eibeben  sich  doch  all- 
mählig  anwachsend  Unterrichtsanstalten  für  die  gebilde- 
ten Stände,  die  neben  einer  kräftigen  allgemeinen  Bil- 
dung ihren  Schülern  eine  Mitgift  von  mathematischen 
und  naturwissenschaftlichen  Kenntnissen,  von  Länder- 
und Völkerkunde,  und  eine  Bekanntschaft  mit  den  neuem 
Sprachen  zu  verschaffen  suchen,  welche  des  gegenwär- 
tigen Zustandes  der  Wissenschaft  und  der  geselligen  Ver- 
hältnisse würdig  und  den  Anforderungen  des  Gescbäfls- 
und  Gewerbslebens  angemessen  ist.  Diese,  gemeinhin 
höhere  Bürgerschulen,  auch  Gewerbschulen  be- 
nannten Anstalten  bezwecken  zwar  zunächst  die  Bildung 
solcher  Jünglinge,  welche  sich  keiner  Fakultätswissen- 
schaft widmen,  und  daher  an  dem  Unterrichte,  den  die 
Universität  in  der  genannten  Beziehung  darbeut,  keinen 
Antheil  nehmen,  sondern  unmittelbar  von  der  Schule  zu 
liberalen  Beschäftigungen,  dem  Staatsdienste  im  Heere, 
oder  in  technischen  Zweigen  der  Verwaltung,  der  Land- 
wirdischaft,  dem  Handel  oder  zu  Fabrikuntemehmungen 
übergehen.  Indessen  soll  die  Vorbereitung,  welche  die 
Schule  ihnen  giebt,  auch  für  eine  höhere  wissenschaft- 
liche Bildung  durch  Universitätsstudien  ausreichen,  und 
in  dieser  Beziehung  selbst  für  solche  Stellungen  in  den 
obem  Regionen  des  Lebens  befähigen,  worin  es  nur  auf 
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richtiges  Erkennen  der  Gegenwart,  nidit  aber  auch  zu- 
gleich auf  eine  Deutung  der  Vergangenheit  ankommt. 
Es  ist  zu  früh,  den  Erfolg  dieser  Anstalten  schon  aus 
ihren  Früchten  erkennen  zu  wollen:  aber  es  wird  einem 
grofsen  Theile  derselben  schon  jetzt  vorgeworfen,  dafs 
sie  nicht  minder  als  die  Gymnasien  die  ganze  Zeit  imd 
die  ganze  Kraft  ihrer  Schüler  in  Ansprudi  nehmen,  und 
ihnen  nicht  hinlängliche  Mufse  zur  selbstthätigen  Eut- 
Wickelung  ihrer  Geisteskräfte  und  zur  ausdauernden  Er- 
kräftigung  ihrer  körperlichen  Anlagen  lassen;  dafs  sie 
ferner  durch  die  Menge  und  Yerschiedenartigkeit  der 
gleichzeitig  und  mit  gleicher  Anstrengung  behandelten 
Lehrgegenstände  den  Schüler  verwirren,  und  nur  in  an- 
derer Richtung  als  die  Gymnasien  eine  bodenlose  selbst- 
gefällige Yidwisserei  hervorbringen,  und  dafs  endlich 
audi  hier  sehr  Vieles  gelehrt  und  gelernt  wird,  was 
nicht  in  das  sichere  Eigenthum  ihrer  Schüler  übergeht, 
sondern,  nur  leicht  in  einem  oberflächlichen  Erkennen 
haftend,  bald  vergessen,  für  das  äufsere  und  innere  Le- 
ben fruchtlos  bleibt.  Es  kommt  hier  nicht  sowohl  dar^ 
auf  an,  zu  prüfen,  ob  solche  Vorwürfe  einzelne  dieser 
Anstalten  oder  wohl  gar  die  Mehrheit  derselben  wirk- 
lich treffen,  als  vielmehr  darauf,  ob  in  ihren  Zwecken 
eine  Nothwendigkeit  liegt,  in  die  gerügten  Fehler  zu  ver- 
fallen. Ueberladung  der  Schüler  mit  Anforderungen  an 
ihre  Zeit  und  Kräfte  scheint  hier  keinesweges  erforder- 
lich: denn  aus  dem  Lehrplane  dieser  Anstalten  schei- 
det der  Unterricht  in  der  klassischen  Litteratur,  welcher 
in  den  Gymnasien  Zeit  und  Kraft  am  stärksten  in  An- 
spruch nimmt,  fast  gänzlich  aus.  Dagegen  wird  höch- 
stens ein  etwas  ausgedehnterer  Unterricht  in  der  Ma- 
thematik und  in  den  neuern  Sprachen  erwartet;  jener 
nämlich  in  so  weit,   als  neben  der  reinen  Mathematik 
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auch  einige  Kenntnifs  der  angewandten  beigebracht, 
dieses  hauptsächlich ,  indem  neben  dem  Vermögen ,  fran- 
zösische  Schriften  zu  verstehen  und  aus  dem  Französi- 
sehen  in  das  Deutsche  richtigj"  zu  übersetzen,  auch  eine 
Fertig-keit,  sich  im  Reden  und  Schreiben  der  französi- 
schen Sprache  zu  bedienen,  gesucht  wird.  Beides  in 
dem  Maafse  getrieben,  worin  es  ein  Zubehör  der  allge- 
meinen Bildung  ist,  erfordert  offenbar  weniger  Zeit  und 
Kraft,  als  die  klassische  Litteratur  in  demjenigen  Um- 
fange, worin  der  Gjmnasialunterricht  damit  bekannt  zu 
machen  trachtet.  Es  vermindert  sich  auch  die  Zahl  der 
Lehrgegenstände  bedeutend,  wenn  diejenige  Bekanntschaft 
mit  der  Sprache  und  mit  dem  Geiste  der  berühmtesten 
gTiechischen  und  römischen  Schriftsteller,  und  die  damit 
in  engster  Verbindung  stehende,  tief  ins  Einzelne  ge- 
hende Kenntnifs  der  Geschichte  und  Verfassung  der 
Staaten  des  klassischen  Alterthums,  welche  die  Gymna- 
sien imerläfslich  fordern,  nicht  mehr  verlangt  wird.  Auch 
liegen  die  Lehrgegenstände,  welche  hiernach  den  neuen 
Anstalten  übrig  bleiben,  der  Anwendung  in  den  Geschäf- 
ten des  Lebens,  so  wie  sich  dieselben  jetzt  gestalten,  sehr 
viel  näher,  als  die  klassische  Litteratur,  und  es  ist  daher 
weniger  zu  besorgen,  dafs  der  Unterricht  darin  für  die 
Zukunft  der  Schüler  unfruchtbar  bleiben  dürfte.  Aber 
ein  sehr  wesentlicher  und  für  echte  Bildung  durchaus 
verderblicher  Mangel  würde  darin  liegen,  wenn  die  hö- 
hern Bürgerschulen  einer  wissenschaftlichen  Grundlage 
des  Unterrichts  entbehren  müfsten,  nachdem  die  Grund- 
lage des  Gymnasialunterrichts,  das  Studium  der  klassi- 
schen Litteratur,  darin  aufgegeben  ist.  Wirklich  scheint 
die  Nothweudigkeit,  einen  vollständigen  Ersatz  für  den 
Verlust  dieser  Grundlage  aufzustellen,  nicht  so  allgemein 
anerkannt,  als  es  das  Bedürfnifs  einer  wahrhaft  frucht- 
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baren  Schulbildung  erfordert,  und  die  Beschuldigung; 
dafs  es  dem  Unterrichte  der  neuen  Anstalten  an  Einheit 
und  Zusammenhang  mangelt,  wäre  hiernach  nicht  unbe- 
gründet. Aber  dieser  wesentliche  Mangel  li^t  nicht  in 
dem  Zwecke  der  höhern  Bürgerschulen  selbst,  sondern 
nur  darin,  dafs  die  Vorstellungen  von  der  Lehrform, 
welche  darin  anzuwenden  ist,  noch  nicht  hinlänglich  aus- 
gebildet sind. 

In  zwiefacher  Beziehung  empfiehlt  sich  der  Vorschlag, 
die  reine  und  angewandte  Mathematik  in  der  ganzen  Aus- 
dehnung, worin  eine  fruchtbare  Bekanntschaft  damit  der 
allgemeinen  Bildung  angehört,  zur  Grundlage  des  Schul- 
unterrichts für  höhere  wissenschaftliche  Bildung  in  allen 
den  Anstalten  zu  machen,  worin  die  klassische  Littera- 
tur  deren  Stelle  nicht  mehr  einnehmen  soll.  Unterstützt 
wird  derselbe  von  der  Erfahrung  eben  des  so  hoch  ver- 
ehrten klassischen  Alterthums  selbst.  Mathematik  war 
überall  und  allgemein  die  Grundlage  derjenigen  gTüud- 
lichen  Bildung,  woraus  die  nach  zwei  Jahrtausenden  noch 
immer  als  Muster  einer  tief  eindringenden  Auffassung 
und  treffenden  Darstellung  vorschwebenden  Schriften  der 
alten  Klassiker  hervorgingen.  Erst  als  diese  Grundlage 
vernachlässigt  wurde,  als  ein  entartetes  Zeitalter  eitle 
Bestrebungen,  das  Uebersinnliche,  was  nur  geglaubt 
werden  kann,  zum  Gegenstande  des  Wissens  zu  ina- 
chen, der  scharfsinnigen  Entwickelung  von  Begriffen  aus 
sinnlichen  Wahrnehmungen  vorzog,  verlor  sich  dieser 
Adlerblick  der  Auffassung  und  diese  Würde  und  An- 
muth  des  Vortrags  in  elende  Sophismen  und  gehaltloses 
Geschwätz.  Aber  auch  in  der  Gegenwart  thut  sich  der 
Mangel  einer  Alles  durchdringenden  und  befruchtenden 
Anwendung  deutlicher  Begriffe  von  Maafs  und  Zahl  so 
tief  in  die  Wissenschaft  und  in  das  Leben  eingreifend 
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kund,  da£s  Abstellung^  desselben  eines  der  dringendsten 
Bedürfnisse  des  Augenblicks  wird.  Keine  Verwaltung 
der  öffentlichen  Angelegenheiten,  kein  Aufwand  von  gei- 
stiger Kraft  und  materiellen  Mitteln,  kein  Naturgesetz 
selbst  vermag  unbedingt  gegen  Störungen  zu  schützen; 
alle  Sicherheit  der  Güter  und  der  Genüsse  des  Lebens 
beruht  nur  auf  einer  Wahrscheinlichkeit,  welche  für  den 
Menschen  an  die  Stelle  einer  Gewifsheit  tritt,  der  sich 
fortdauernd  zu  nähern,  unausgesetzt  das  Ziel  seines  Wal- 
tens  und  Wirkens  bleibt,  deren  Erreichung  aber  seiner 
Schwäche  versagt  ist.  Während  auch  unter  den  sitt- 
lich gebildetsten  Völkern  und  bei  der  sorgfältigsten  Po- 
lizeiverwaltung zur  Zeit  noch  unter  einer  Million 
Menschen  doch  wohl  jährlich  ein  Raubmord  vorkommt, 
lebt  die  ganze  Bevölkerung  in  der  unbefangensten  Si- 
cherheit gegen  solche  gewaltsame  Verletzungen.  Dieser 
Zustand  ist  offenbar  sehr  viel  vollkommener,  als  der, 
wo  schon  auf  hundert  Tausend  jährlich  im  Durch- 
schnitte ein  solches  Opfer  der  rohen  Habgier  fällt.  Die 
Chroniken  aus  einer  noch  nicht  sehr  fernen  Zeit  erwäh- 
nen dieser  Unthaten  so  häufig,  dafs  eine  zehnfach  ge- 
ringere Sicherheit  gegen  Raubmord  vor  nur  etwa  an- 
derthalb, höchstens  zwei  Jahrhunderten  gar  nicht  un- 
wahrscheinlich wird.  Wir  würden  heute  einen  solchen 
Zustand  unerträglich  finden;  gleidiwohl  mu&te  viel  ge- 
schehen, ehe  die  neuern  Staaten  Europa's  auch  nur  die- 
sen erreichten,  und  es  mangelte  vor  vielleicht  wenig 
mehr  als  einem  Menschenalter  sogar  nicht  ganz  an  Bei- 
spielen christlicher  Staaten,  welche  sich  wirklich  noch 
auf  einer  beträchtlich  niedrigem  Stufe  der  öffentlichen 
Sicherheit  befanden.  Gleichwohl  rühmten  auch  diese 
Staaten  sich  ihrer  Civilisation;  sie  hatten  grofse  und 
reiche  Städte,  Prachtgebäude  für  ihren  Gottesdienst  und 
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für  die  Wohnungen  ihrer  Magnaten,  Bibliotheken  und 
Kunstsammlungen y  Akademien  und  Schulen,  öffentliche 
Lustbarkeiten,  und  bis  in  die  Hütten  herab  ein  geroüth^ 
liebes  Familienleben.  An  diesem  absichtlich  von  einer 
der  gräfslichsten  Gefährdungen  der  Sicherheit  des  Le- 
bens entnommenen  Beispiele  mag  erkannt  werden,  bei 
welchem  Maafse  von  Unsicherheit  noch  Bildung,  Wohl- 
habenheit und  Lebensgenufs  in  einem  achtbaren  Umfange 
möglich  war.  Der  Mensch  erfüllt  nur  seine  Bestimmung, 
indem  er  den  UnvoUkommenheiten  seiner  Anstalten  mit 
Ernst  und  Kraft  abzuhelfen  trachtet;  dazu  bedarf  es  zu- 
nächst eines  richtigen  Erkennens  undWürdigens  dieser 
UnvoUkommenheiten.  Es  ist  eben  so  unverständig  als 
gefährlich,  dieselben  fahrlässig  zu  übersehen,  oder  ge- 
blendet durch  niedere  Leidenschaften  ängstlich  zu  ver- 
stecken; aber  es  ist  nicht  minder  unverständig  und  ge- 
fährlich, ihnen  eine  Bedeutung  beizulegen,  welche  weit 
das  Maafs  ihres  Einflusses  auf  das  Leben  übersteigt.  Das 
ist  die  Schoofssünde  der  Zeitgenossen,  deren  lauteste 
Stimmführer  ihren  Beruf  hierzu  seltener  durch  Anzeichen 
einer  hohem  Bildung  bekunden,  als  es  für  die  wohlthä- 
tige  Wirksamkeit  ihrer  Vorträge  wünschenswerth  bleibt. 
Gedeihliches  Wachsen  in  echter  Bildung  offenbart  sich 
vor  Allem  in  Zunahme  der  Unbefangenheit  im  Beobach- 
ten, der  Sorgfalt  im  Prüfen,  der  Behutsamkeit  im  Ur- 
theilen,  der  Milde  und  Bescheidenheit  im  Darstellen  des 
Aufgefundenen.  Wäre  nur  die  Selbstgefälligkeit  zu  be- 
lächeln, womit  die  Henne  das  frisch  gelegte  Ei  recensirt, 
so  bliebe  doch  zu  bedauern,  wenn  auch  nur  ^e  nicht 
ganz  überflüssige  Mahnung  an  eine  längst  erkannte  Wahr- 
.  heit  in  diesem  Schwalle  lächerlicher  Anmafsuns-  fruchtlos 
unterginge.  Aber  es  ist  vornehmlich  eben  der  Mangel 
an  Einsicht  in  Maafs  und  Verhältnifs,  welcher  den  Ver- 
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besserung^en  im  Gebiete  des  öffentlichen  Lebens  hem- 
mend entgegentritt  durch  sein  Zetergeschrei  über  mit 
Mäfsigung  und  gutem  Willen  leicht  zu  tilgende  UnvoU- 
kpmmenheiten ,  durch  sein  ungestümes  Pochen  auf  An- 
sprüche, wozu  der  Zustand  der  sittlichen  Bildung  im 
Allgemeinen  noch  nicht  berechtigt,  durch  sein  Trotzen 
auf  die  Macht  einer  Meinung,  die  sich  aus  den  Ueber- 
resten  von  lange  gepflegten  Irrthümem  und  selbstsüch- 
tigen Leidenschaften  entwickelt,  welche  Wahrheit  und 
Sittlichkeit  noch  nicht  überwältigen. konnten. 

Es  wäre  schwer  zu  begreifen,  was  bisher  davon  ab- 
halten konnte,  die  Mathematik  in  eben  dem  Mstafse  zur 
Grundlage  des  Unterrichts  in  den  hohem  Bürgerschulen 
zu  machen,  worin  es  die  klassische  Litteratur  in  den  al- 
tern Gymnasien  war,  und  in  den  neuen,  wenn  auch  be- 
schränkter, noch  ist,  wenn  nicht  der  Zustand,  worein 
der  Vortrag  der  Mathematik,  besonders  sieit  der  weitern 
Ausdehnung  desselben,  auf  Gymnasien  gerathen  ist,  diese 
Yersäumnifs  vollständig  erklärte.  Soll  das  Studium  der 
Mathematik  einerseits  als  allgemeines  Bildungsmittel  die- 
nen zur  Ausbildung  des  Vermögens,  Verhältnisse  aufzu- 
fassen, Begriffe  zu  sondern  und  zu  verbinden,  und  Ur- 
theile  daraus  zu  folgern,  und  andererseits  mit  einer  rei- 
chen Mitgift  an  materiellen  Kenntnissen  für  die  Förde- 
rung einer  fruchtbaren  Ansicht  der  Naturwissenschaften 
und  der  mannigfaltigsten  Geschäfts-  und  Gewerbsbedürf- 
nisse im  Leben  ausstatten,  so  bedingt  dasselbe  einen  sehr 
beträchtlichen  Aufwand  an  Zeit  und  einen  Anspruch  auf 
Thätigkeit,  vornehmlich  auch  der  Einbildungskraft,  dafs 
besonders  in  den  ersten  Stadien  der  Entwickelung  nur 
wenig  Raum  daneben  zur  Aneignung  anderer  Kenntnisse 
bleibt.  So  viel  Zeit  und  Kraft  kann  aber  kein  Gymna- 
siiuu  der  Mathematik  widmen;   selbst  Zwitteranstalten, 


262 

welche  der  Mathematik  gleiche  Rechte  mit  der  klassi- 
schen Litteratiir  einräumen,  können  dieselbe  nicht  ge- 
währen. Wie  weiland  im  klassischen  Alterthume,  mufs 
auch  hier  mit  der  Geometrie  begonnen  werden;  der  Schü- 
ler mufs  viel  Figuren  zeichnen,  ausschneiden,  aufeinan- 
derpassen,  sich  selbst  bildliche  Darstellungen  von  Linien 
machen,,die  nicht  in  einer  Ebene  liegen,  Netze  und  Mo- 
delle von  Körpern  verfertigen,  und  überhaupt  keine  Zeit 
und  Mühe  scheuen,  um  die  rein  geistigen  abgezogenen 
Begriffe  von  Raumausdehnungen  und  Verhältnissen  für 
das  Auffassen  mit  der  Einbildungskraft  so  zu  verkör- 
pern, dafs  sie  für  immer  unauslöschlich  darin  haften.  E^ 
ist  eine  durdiaus  unleugbare  Thatsache,  dafs  Knaben 
zwischen  zehn  und  zwölf  Jahren,  welche  von  tüchtigem 
Elementarunterrichte  zur  höhern  Bildung  übergehen,  sich 
sehr  theilnehmend  und  eifrig  den  hier  bezeichneten  Be- 
schäftigungen hingeben.  Erlahmt  nach  einiger  Zeit  ihre 
Neigung  dazu,  langweilen  sie  sich  endlich  dabei,  so  liegt 
die  Veranlassung  dazu  nicht  in  dem  Stoffe,  sondern  in 
der  Behandlung  desselben.  Im.  Allgemeinen  geht  ein 
fruchtbarer  Unterricht  hier  auf  derselben  Bahn,  welche 
die  Erfinder  der  Lehrsätze  weiland  betraten.  Wie  im 
Meno  des  Plato,  entwickelt  der  gesunde  Menschen- 
verstand aus  der  unmittelbaren  Anschauung  der  Figuren 
selbst  das  Gesetz  für  die  Verhältnisse  derselben;  der 
Lehrer  hilft  dem  Schüler  nur  Kraft  und  Zeit  ersparen, 
indem  er  ihn  von  vergeblichen  Versuchen  abhält  und 
auf  diejenigen  hinleitet,  welche  fruchtbar  werden  kön- 
n«i.  Nicht  von  abstrakten  Begriffen,  sondern  von  kon- 
kreten Fällen  wird  ausgegangen,  und  immerfort  auf  An- 
wendung der  erkannten  Gesetze  auf  das  Leben  hinge- 
wiesen. Die  Bekanntschaft  mit  den  ersten  Elementen 
der  Geometrie  läfst  sich  beispielsweise  schon  mannigfal- 
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tig  aaf  die  Statik  anwenden.  Die  praktische  Geometrie 
geht  gleichen  Schrittes  m^t  der  theoretischen;  das  Mes- 
sen  mit  Schnüren  und  Stäben  ohne  Behelf  mit  Winkel- 
instrumenten,  das  in  dem  untern  Kreise  der  Forstmän- 
ner, der  Landgeschwornen,  der  Markscheider  auch  im  Ge- 
schäftsleben seine  Stelle  findet,  hat  sehr  viel  Anziehen- 
des für  die  mittlere  Jugend,  und  gewährt  neben  dem 
auch  körperliche  Bewegung  im  Freien.  Wir  verkehren 
die  natürliche  Ordnung,  indem  wir  auch  in  diesem  Al- 
ter von  abstrakten  Begriffen  zur  Anwendung  im  Leben 
übergehen  wollen.  I)er  eitlen  Besorgnifs,  dafs  aus  sol- 
chem Treiben  keine  wissenschaftliche  Bildung,  sondern 
ein  mechanisches  Abriditen  fOr  Nützlichkeitszwecke  her- 
vorgehe, steht  eine  tiefere  Einsicht  in  den  Gang  der  Er- 
ziehung des  Menschengeschlechts  entgegen.  Sowie  das- 
selbe im  Ganzen  von  sinnlichen  Anschauungen  zur  Ab- 
straktion überging,  so  mufs  auch  der  Einzelne  erst  seine 
Einbildungskraft  mit  lebhaften  Eindrücken  erfüllen,  um 
aus  dieser  materiellen  Grundlage  das  geistige  Prinzip  zu 
entwickeln,  welchem  alles  Sinnliche  unterthan  ist.  I)afs 
die  neue  Zeit  diesen  natürlichen  Weg  zu  früh  verläfst, 
das  ist  eines  der  Gebrechen,  welche  mehrentheils  un- 
beachtet bleiben,  obwohl  ihre  Folgeri  fühlbar  genug  wer- 
den." Das  klassische  Alterthum,  welches  von  einer  an- 
schaulichen Kenntnifs  der  Richtungen  gerader  Linien 
ausging,  die  in  einer  und  derselben  Ebene  liegen,  em- 
pfand ebendeshalb  kein  Bedürfnifs,  als  Lehrsatz  für  die 
Parallellinien  aufzustellen,  was  ihm  in  Folge  dieser  Er- 
kenntnifsquelle  ein  klarer,  keines  Beweises  bedürfender 
Grundsatz  war.  Euklid's  Elemente  sind  nicht  für  Kna- 
ben geschrieben,  sondern  für  ein  reiferes  Alter;  nicht 
um  Begriffe  zu ^ verschaffen,  sondern  um  die  bereits  er- 
worbenen wissenschaftlich  zu  ordnen.   Wie  von  solchem 
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Unterrichte  zur  Aritlünetik  und  zur  Trigonometrie  auf- 
zusteigen, wie  damit  ein  umfassender  Unterricht  in  der 
angewandten  Mathematik  zu  verbinden,  wie  daran  der 
Vortrag  der  Physik  anzuschliefsen ,  eine  für  allgemeine 
Bildung  fruchtbare  Uebersicht  der  Naturgeschichte  bei- 
zufügen, und  endlich  auf  solchen  Grundlagen  eine  Län- 
der- und  Völkerkunde  aufzustellen  sei,  welche  gleich 
entfernt  von  Oberflächlichkeit  und  Mikrologie  den  Zög- 
ling der  Schule  zum  Leben  oder  auch  zur  weitern  Aus- 
bildung eines  besondern  Studiums  zur  Universität  eut- 
läfst,  —  das  ist  hier  nicht  auszuführen,  wo  nur  darauf 
es  ankam,  an  einem  einzelnen  Theile  der  aufgestellten 
Forderungen  anschaulich  zu  machen,  welcher  Geist  hier 
walten  und  wirken  soll.  Es  sei  indefs  vergönnt,  noch 
an  einer  sehr  allgemeinen  Erfahrung  zu  zeigen,  wie  grofs 
der  Unterschied  in  den  Früchten  des  Notizen- Auf fassens 
durch  das  Gedächtnifs,  und  des  verständigen  Entwickeins 
aus  der  Einbildungskraft  vorschwebenden  Bildern  sei. 
In  jedem  Gymnasium  und  in  jeder  höhern  Bürgerschule 
lernen  die  Zöglinge  derselben  das  Kopernikanische  Welt- 
system kennen,  das  ist:  sie  prägen  ihrem  Gedächtnisse 
ein,  welche  Planeten,  in  welcher  Reihefolge,  mittlem 
Entfernung  und  Umlaufszeit  sich  dieselben  um  die  Sonne 
bewegen,  welche  Trabanten  einige  derselben  begleiten, 
auch  wie  grofs  die  Durchmesser  oder  auch  die  körper- 
lichen Inhalte  der  Sonne  und  der  Hauptplaneten  sind; 
desgleichen  insbesondere  Entfernung  des  Mondes  von 
der  Erde,  Umlaufszeit  desselben,  und  was  etwa  von  sei- 
ner Oberfläche  gekannt  wird;  weiter  gehend  werden 
auch  wohl  noch  Begriffe  von  der  elliptischen  Gestalt  der 
Planetenbahnen,  von  dem  Gesetze,  wonach  diese  Him- 
melskörper sich  darin .  bewegen,  von  der  Verschiedenheit 
der  Ebenen,  worin  die  Bahnen  liegen,  beigebracht.    JEls 
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mag  hier  übergangen  werden,  was  aufserdem  von  der 
Keuntnifs  des  gestirnten  Himmels  vorgetragen  wird,  da 
der  Unterrieht  hierin  nach  örtlichen  und  persönlichen 
Verhältnissen  sehr  verschiedenartig  ausfällt.  Aber  nicht 
leicht  kommt  es  irgendwo  dazu,  die  Schüler  aufmerksam 
zu  machen  auf  den  Wechsel  der  täglichen  Erscheinun- 
gen am  Himmel  nach  den  Jahreszeiten,  auf  das  Erschei- 
nen und  Verschwinden  der  mit  blofsen  Augen  sichtba- 
ren Hauptplaneten,  und  auf  die  Reihefolge  von  Beob- 
achtungen und  Schlüssen,  wodurch  die  Menschen  zur 
Kenntnifs  der  Länge  des  Sonnenjahres,  zur  Schätzung 
der  Entfernungen  der  Himmelskörper  von  der  Erde,  und 
endlich  zur  Aufstellung  des  vorstehend  bezeichneten  Welt- 
systems gelangten.  In  Ermangelung  einer  solchen,  auf 
den  Grund  tüchtiger  geometrischer  Grundlagen  aufge- 
stellten Belehrung  bleibt  aber  unfruchtbar,  was  dem  Ge- 
dächtnifs  eingeprägt  wurde,  und  erlischt  allmählig  in  ein 
oberflächliches  Bewufstsein,  das  auf  Veranlassung  selte- 
ner und  auffallender  Erscheinungen,  wie  grofse  Sonnen- 
finsternisse oder  mit  blofsen  Augen  sichtbare  Kometen, 
wohl  theilweise  etwas  aufgefrischt  wird,  aber  übrigens 
durchaus  todt  für  die  Belebung  der  Geist  und  Herz  er- 
hebenden Empfindungen  bleibt,  welche  aus  einer  sichern 
Orientirung  in  den  Erscheinungen  hervorgehen,  die  der 
gestirnte  Himmel  in  seiner  Herrlichkeit  darbeut. 

Eine  lebendige  Vorstellung  von  der  Beschaffenheit 
eines  Unterrichts,  wie  der  eben  bezeichnete,  kann  sich 
nicht  bilden,  so  lauge  die  Mittel,  denselben  auf  Schulen 
zu  ertheilen,  in  solcher  Allgemeinheit  mangeln,  als  es 
vielleicht  mit  Ausnahme  der  sogenannten  polytechnischen 
Schulen  wirklich  in  unsern  höhern  Bildungsanstalten  vor- 
kommt. In  diesen  Schulen,  in  den  damit  verwandten 
Kadettenanstalten,   auch  in  höhern   Gewerbeschulen  ist 
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nun  zwar  die  Mathematik  wirklich  die  Grundlasfe  des 
Unterrichts,  aber  nicht  als  allgemeines  Bildungsmittel, 
sondern  als  Vorbereitung  zur  abgeschlossenen  Bildung 
für  besondere  Zwecke.  Werden  auch  die  jungem  Zög- 
linge hier  zu  Beschäftigungen  angehalten,  deren  Zweck 
es  ist,  bildliche  Vorstellungen  von  den  Verhältnissen  ex- 
tensiver Gröfsen  der  Einbildungskraft  einzuprägen,  so 
wird  doch  nicht  anhaltend  dabei  verweilt,  sondern  bald 
versucht,  ihnen  eine  Fertigkeit  im  Rechnen  sowohl  mit 
Ziffern  als  mit  Buchstaben  anzueignen,  deren  Anwen- 
dung schneller  zur  Lösung  technischer  Aufgaben  führt. 
Hierbei  wird  sehr  Vieles  nur  oberflächlich  und  unsicher 
mit  dem  Verstände  aufgefafst,  mehr  aber  dem  Gedächt- 
nisse in  Gestalt  bequemer  Formeln  einverleibt,  und  es 
bildet  sich  hierdurch  in  den  begabtesten  und  fleifsigsten 
Schülern  ein  Vorrath  von  Kenntnissen,  welchen  man  füg- 
lich eine  Sammlung  von  Rezepten  nennen  könnte,  bei 
deren  passender  Anwendung  man  sicher  ist,  brauchbare 
Lösungen  der  Aufgaben  zu  erhalten,  ohne  sich  der  Ur- 
sachen dieser  Wirkungen  vollkommen  deutlich  bewufst 
zu  sein.  So  brauchen  Techniker  Logarithmen,  trigono- 
metrische Formeln,  unendliche  Reihen  und  selbst  Inte- 
grale mit  grofser  Geläufigkeit,  ohne  von  den  Gründen, 
worauf  dieselben  beruhen,  mehr  als  dunkle  Vorstellun- 
gen zu  haben.  Es  genügt  ihnen,  dafs  die  Erfahrung  die 
wenigstens  für  den  Zweck  hinreichende  Annäherung  an 
eine  richtige  Lösung  der  Aufgaben  bestätigt.  Die  wei- 
terhin im  Geschäfts-  und  Gewerbsleben  häufig  vorkom- 
mende Veranlassung,  sich  dieser  Rezepte  zu  bedienen, 
erhält  das  Andenken  daran  in  voller  Frische,  und  macht 
den  gröfstentheils  nur  mit  dem  Gedächtnifs  aufgefafsten 
Unterricht  zu  einer  schätzbaren  Mitgift  und  einem  dauer- 
haften Eigentbume  für  ihren  Lebensberuf.    Das  Bewufst- 
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sein  hiervon  giebt  ihnen  einen  hohen  Begriff  von  det 
Wichtigkeit  und  dem  Umfange  ihrer  wissenschaftlichen 
Bildung^  und  ihr  Selbstgefühl  läfst  sie  nur  zu  leicht  über- 
sehen, dafs  dieselbe  dennoch  nur  eine  ganz  einseitige 
ist.  Mit  welcher  Kraft  und  Beharrlichkeit  hauptsächlich 
Schüler  der  polytechnischen  Schulen  in  Frankreich  sich, 
neben  einer  sehr  ausgezeichneten  Bildung  für  besondere 
technische  Zwecke,  einseitigen  politischen  Ansichten  hin- 
gaben, ist  aus  der  Geschichte  der  Revolution  allgemein 
bekannt.  Aber  auch  in  einem  minder  bewegten  Zustande 
des  öffentlichen  Lebens  zeichnen  sich  in  ihrem  beson- 
dem  Fache  hochgeachtete  Techniker  nicht  selten  durch 
ein  zuversichtliches  Absprechen  über  aufser  demselben 
liegende  Lebensverhältnisse  um  so  lästiger  aus,  als  das 
durch  ihre  Stellung  im  Leben  genährte  Selbstgefühl  sie 
nicht  zur  Ueberzeugung  von  der  Einseitigkeit  ihrer  Auf- 
fassung gelangen  läfst. 

"Wo  die  frühern  Gymnasialformeh  noch  wesentlich 
in  ihrer  vollen  Ausdehnung  bestehen,  ist  dagegen  die 
Wirkung  des  nebenher  ertheilten  sehr  dürftigen  Unter- 
rrchts  in  der  Mathematik  für  das  spätere  Leben  gemein- 
hin ganz  unbedeutend.  Empfinden  die  Schüler  dieser 
Anstalten  auf  der  Universität  kein  Bedürfaifs,  mathema- 
tische Vorlesungen  zu  hören,  so  verschwinden  auch  die 
geringen  Ueberreste  jenes  Schulunterrichts  gänzlich  aus 
ihrem  Gedächtnisse,  und  es  entsteht  eine  Unbekanntschaft 
mit  den  ersten  Elementen  der  reinen  und  angewandten/ 
Mathematik,  wodurch  die  Gelehrten  aufser  der  unmittel- 
baren Anwendung  ihrer  Fakultätswissenschaft  unbehol- 
fen im  Geschäfts-  und  selbst  im  geselligen  Leben  er- 
scheinen, und  dadurch  selbst  den  Werth  ihrer  gelehrten 
Bildung  vor  der  grofsen  Masse  Derjenigen  zweifelhaft 
machen,  welche  die  höhere  Bedeutung  derselben  nidit 
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zu  fassen  vermögeo.  Einzelne  und  der  allgemeinen  Er-, 
fahrung  nach  nur  sehr  wenige  Zöglinge  der  altern  Gym- 
nasien, mit  besondern .  natürlichen  Anlagen  für  das  Stu- 
dium der  Mathematik  begabt  und  durch  äufsere  Verhält- 
nisse begünstigt,  wenden  sich  dagegen  auf  Universitäten 
dem  ihren  Neigungen  entsprechenden  Unterrichte  mit  um 
so  lebhafterem  Eifer  zu,  als  dasselbe  noch  fast  ganz  den 
Beiz  der  Neuheit  für  sie  hat,  und  sie  verschmähen  es 
deshalb  nidit,  mit  den  Elementen  anzufangen.  Aber  das 
geistige  Vermögen,  welches  ein  gründliches  Studium  der 
klassischen  Litteratur  als  Instrumentalkenntnifs  in  ihnen 
bereits  entwickelt  und  ausgebildet  hat,  gestattet  schnelle 
Fortschritte  hierin.  Geübt  im  Bilden  abstrakter  Begriffe 
bedürfen  sie  der  Versinnlichung  räumlicher  und  Zahlen- 
verhältnisse bei  weitem  nicht  in  demselben  Maafse,  worin 
das  Knabenalter  dieselben  fordert.  Audi  selbst  wo  die 
Studienzeit  nicht  karg  zugetheilt  ist,  wird  die  Mufse  in 
diesem  Stadium  des  Lebens  doch  viel  zu  kostbar,  um 
noch  so  viel  davon  auf  bildliche  Darstellungen  und  wie- 
derholende Uebungen  zu  wenden,  als  es  in  den  Schü- 
lerjahrai  noch  möglich  bleibt.  So  dürfen  sie  die  kür- 
zer zum  Ziele  führenden  Wege  betreten,  ohne  deshalb 
in  Ungründlichkeit  zu  verfallen.  Wie  höchst  achtbar 
und  ausgezeichnet  die  mathematischen  Kenntnisse  sind, 
welche  solchergestalt  erworben  werden,  so  bilden  sich 
doch  auch  dadurch  nur  höchst  selten  wahrhaft  frucht- 
bare Schullehrer.  Entgeht  auch  die  weite  Kluft  zwi- 
sdien  ihrer  ausgebildeten  Auffassungsgabe  und  dem  kind-  , 
liehen  Vermögen,  sich  Begriffe  anzueignen,  ihrer  Einsicht 
keinesweges,  so  liegt  in  ihrer  Erfahrung  doch  kein  si- 
cheres Maafs  für  das  letzte,  und  sie  gelangen  daher  fast 
nie  zu  der  lebendigen  Ueberzeugung,  wie  schwer  auch 
ihren  begabteren  Schülern  wird,  was  ihnen  kindisch  leidit 
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erscheint.  Jöas  Verweilen  bei  dem  vielseitigen  Wieder- 
holen wird  ihnen  langweilig;  sie  versuchen  mit  der  voU 
len  Kraft  ihres  Geistes  ihre  Sdiüler  zu  sich  herauf  zu 
heben;  aber  diese  fassen,  wenn's  köstlich  ist,  endlich 
fast  immer  nur  mit  dem  Gedächtnisse,  was  ihre  Einbil- 
dungskraft ganz  erfüllen  sollte. 

Das  jetzt  gewöhnlichste  Verhältnifs  —  ein  durch 
Ueberspannung  der  Forderungen  an  die  Schüler  neben 
einem  ausgedehnten  Studium  der  klassischen  Litteratur 
weit  getriebener  Gymnasialunterricht  in  der  Mathema- 
tik —  ist  am  wenigsten  geeignet,  richtige  Vorstellun- 
gen von  derjenigen  Behandlung  der  Mathematik  zu  wek^ 
ken,  worin  dieselbe  eine  wahrhaft  fruchtbare  Grundlage 
des  wissenschaftlich  betriebenen  Schulunterridits  werden 
kann.  Aller  Aufwand  von  Zeit  und  Kraft,  welcher  in 
solcher  Verbindung  der  Mathematik  gewidmet  wird,  er- 
zeugt dennoch  keine  wahrhafte  Aneignung  ihrer  Lehren, 
wenn  es  an  der  sinnlichen  Anschauung  mangelt,  aus 
welcher  allein  dieselbe  im  Knabenalter  hervorgehen  kann. 
Selbst  wenn  das  Unmögliche  möglich  gemacht  werden 
könnte,  wenn  neben  dem  gründlichen  Studium  der  klas- 
sischen Litteratur  noch  Zeit  und  Kraft  genug  gefunden 
würde,  die  Einbildungskraft  der  Schüler  mit  bildlichen 
Vorstellungen  in  solchem  Maafse  zu  erfüllen,  wie  dies 
ein  wahrhaft  fruditbarer,  allgemein  bildender  Schulunter- 
richt in  der  Mathematik  erfördert,  würde  man  damit  kein 
gleichmäfsiges  Fortschreiten  auf  beiden  Bahnen  erlan- 
gen. Ein  solcher  Unterricht  in  der  Mathematik  hat  für 
den  jugendlichen  Sinn  sehr  viel  mehr  Anziehungskraft, 
als  der  Unterricht  in  der  klassischen  Litteratur,  und  die 
meisten  Zöglinge  der  Gymnasien  würden  sich  dem  er- 
stem so  ganz  hingeben,  dafs  für  den  letzteni  nur  eine 
schwache  Theilnahme  übrig  bliebe,  und  die  Zeit  und  Kraft, 
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welche  fortdauernd  auf  die  Kenntnifs  des  klassisdien  AI- 
tertharos  gewendet  werden  wollte,  dann  ebenso  verlo- 
ren wäre,  wie  es  jetzt  der  Aufwand  davon  auf  die  Ma- 
thematik ist.  Ueberhaupt  ist  ein  gründlicher  Unterricht 
auf  zwei  so  ganz  verschiedenartigen  Grundlagen  gleich- 
zeitig neben  einander  ganz  unmöglich.  Es  kann,  wie 
selten  es  auch  im  Leben  wirklich  vorkommt,  ein  sehr 
ausgedehntes  und  fruchtbares  Universitätsstudium  der 
Mathematik  auf  einen  nicht  minder  ausgedehnten  und 
fruchtbaren  Gymnasialunterricht  in  der  klassisdien  Lit- 
teratur  folgen,  und  es  liegl;  auch  umgekehrt  durchaus 
nichts  Widernatürliches  in  der  Voraussetzung,  dafs  auf 
einen  für  echte  allgemeine  Bildung  wahrhaft  fhichtba- 
ren  Sdiulunterricht  in  der  Mathematik  ein  Üniversitäts- 
Studium  zu  gründen  wäre,  das  Yersiaud  und  G^müth 
mit  einer  tiefen  Kenntnifs  der  vollen  Herrlichkeit  des 
klassischen  Alterthums  bereicherte  und  veredelte.  Zu- 
gegeben wird  gern,  dafs  Fertigkeit  im  Latein -Sprechen 
und  Schreiben,  und  eine  volle  Sicherheit  in  der  Kennt- 
nifs aller  grammatischen  Anomalien  nur  bei  sehr  früher 
Uebung  erlangt  werden  kann:  aber  seitdem  die  gröfs- 
ten  Geister  jeder  Nation  sich  allgemein  ihrer  Mutter- 
sprache in  Schrift  und  Rede  bedienen,  gehört  jene  Fer- 
tigkeit und  Sicherheit  keinesweges  mehr  zu  den  uner- 
läfslichen  Bedingungen  echter  allgemeiner  Bildung.  Vier 
Jahrhunderte  hindurch  war  die  klassische  Litteratur  die 
Grundlage  des  frühesten  wissenschaftlichen  Unterrichts; 
dafs  sie  dazu  erkoren  wurde,  war  den  Bedürfnissen  der 
Zeit,  worin  die  Wissenschaften  wieder  auflebten,  durch- 
aus angemessen.  Es  ist  seitdem  mit  einem  ungeheuren 
Aufwände  von  Kraft  und  Anstrengung  an  deren  Aus- 
beutung für  Wissenschaft  und  Kunst  gearbeitet  worden, 
und  es  wäre  eben  so  undankbar  als  verschwenderisch. 


271 

wenn  von  dieser  Ausbeute  nicht  femer  sorgfältiger  Ge- 
brauch für  Geistesbildung  gemacht  werden  wollte:  aber 
es  ist  vielleicht  die  schönste  Frucht  der  hierdurch  er<- 
langten  Geistesbildung,  dafs  sich  der  Geist  der  Zeit  er- 
starkt genug  fühlt,  um  von  dieser  erborgten  Grundlage 
des  höhern  Unterrichts  zu  derjenigen  fiberzugehen,  wel- 
che sein  selbstständiges  Eigenthum  ist.  Je  mehr  die  wun- 
derbaren Eigenschaften  der  uns  umgebenden  AuCsenwelt 
sich  unsern  staunenden  Blicken  aufthun,  desto  dringen- 
der  wird  die  Anforderung,  darin  zunächst  Maa&  und 
Yerhältnifs  aufzusuchen,  und  von  der  überschwänglichen 
Fülle  an  Bildungsmitteln,  womit  das  Menschengeschlecht 
dadurch  ausgestattet  ist,  für  die  Erziehung  desselben 
fruchtbaren  Gebrauch  zu  machen.  Es  ist  ein  würdiger 
Stoff  der  Betrachtung,  was  die  Jahrtausende  vor  uns 
wirkten  und  schufen:  aber  die  ^Vunder  der  Gegenwart 
sind  uns  näher  verwandt,  und  wie  fern  auch  dies  Er- 
eignifs  unsern  anerzogenen  Meinungen  noch  erscheinen 
ml^ge,  so  gewifs  eilen  wir  doch  unaufhaltsam  einer  gänz- 
lichen Umwandlung  der  Grundlagen  unserer  wissenschaft- 
lichen Bildung  zu.  Das  schreckhafte  Traumbild  einer 
wieder  beginnenden  Barbarei  wird  um  so  schneller  ver- 
schwinden, je  williger  wir  mit  der  Unbefangenheit  ech- 
ter Bildung  das  wahre  Bedürfniüs  der  Zeit  anerkennen, 
und  je  kräftiger  wir  den  verderblichen  Folgen  einer 
durch  unzeitiges  Widerstreben  verlängerten  Uebergangs- 
periode  entgegenwirken. 

Die  folgenreichsten  Veränderungen  der  öffentlichen 
Meinung  entstehen  aus  Ueberzeugungen,  welche  sich  der 
grofsen  Masse  Derjenigen  bemächtigen,  die  selbstständig 
durch  ein  den  Bedürfnissen  ihres  Standes  angemessenes 
Gewerbs-  oder  Renteneinkommen  und  im  ungetrübteii 
Genüsse  der  Achtung. ihrer  nähern  Umgebung  ein,  wenn 
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auch  selten  sorgenfreies,  doch  im  Ganzen  ruhiges  und 
gemächliches  Leben  führen.  Es  wäre  ein  schwerer  Irr- 
thum,  wenn  die  Meinungen,  welche  sich  am  lautesten  in 
Zeitschriften  kund  thun,  stets  für  einen  treuen  Ausdruck 
dieser  Ueberzeugungen  geachtet  würden.  Sehr  oft  fehlt 
es  diesen  an  dem  Vermögen,  sich  bestimmt  ausznspre- 
chen,  weil  es  mehrentheils  nur  ein  Mangel  an  Befriedi- 
gung durch  die  bestehenden  Verhältnisse,  und  ein  dunk- 
les Ahnen  der  Richtung,  worin  eine  Verbesserung  der- 
selben erstrebt  werden  sollte,  nicht  aber  eine  klare  Kennt- 
nifs  der  lästigen  Uebelstände  oder  der  entbehrten  Güter 
ist,  was  dennoch  sehr  allgemein  verbreitete  Ueberzeu- 
gungen erzeugt;  Zu  solchen  Ueberzeugungen  gehört 
auch  die  sel^r  allgemeine,  woraus  das  Verlangen  nach 
einer  Reform  des  wissenschaftlichen  Schulunterrichts  her- 
vorgeht. In  den  höchsten  Kreisen  des  geselligen  Le- 
bens, in  den  mittlem  mit  allen  ihren  Schattirungcn ,  in 
den  niedern  selbst  bis  zu  dem  wohlhabenden  Handwer- 
ker und  nur  eben  noch  selbstständigen  Landwirthe  herab, 
herrscht  überwiegend  die  Meinung,  dafs  die  Leistungen 
der  Gymnasien  mit  dem  Aufwände  an  Zeit  und  Kraft, 
welcher  dazu  in  Anspruch  genommen  wird,  durchaus 
nicht  in  einem  richtigen  Verhältnisse  stehen.  Indem  das 
Zeitalter  sich  durch  Errichtung  von  höhern  Bürgerschu- 
len zu  helfen  sucht,  werden  auch  diesen  die  bereits  wei- 
ter oben  angeführten  Vorwürfe  gemacht.  Wie  viel  oder 
wenig  davon  auch  gegründet  sein  möge,  so  können  doch 
die  nachtheiligen  Folgen  des  Mangels  einer  festen,  den 
gesammten  Unterricht  zusammenhaltenden  Grundlage  des- 
selben nicht  abgeleugnet  werden.  Der  vorstehende  Ver- 
such^ zum  deutlichen  Bewufstsein  zu  bringen,  weshalb 
der  wissenschaftliche  Schulunterricht  der  grofsen  Mehr- 
heit  der  Zeitgenossen   unbefriedigend   erscheint,   würde 

durch- 
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durchaus  mifsg^edeutet  werden,  wenn  darin  ein  Antrag 
erkannt  würde,  den  Unterricht  in  der  klassischen  Litte- 
ratur  in  den  Gymnasien  fortan  zu  einem  Nebehgeschäftc, 
den  in  der  Mathematik  dagegen  zur  Grundlage  der  wis- 
senschaftlichen Schulbildung  zu  macheu.  Ein  solcher  An- 
trag wäre  baarer  Unsinn  schon  deshalb,  weil  es  gänz- 
lich an  hinreichender  Vorbereitung  zur  Ausführung  des- 
selben mangelt.  Es  bedarf  deshalb  auch  keines  Gemäl- 
des der  bodenlosen  Verwirrung,  -welche  aus  solcher  An- 
wendung desselben  hervorginge.  Zunächst  ist  nur  die 
Aufstellung  einer  festen  Grundlage  für  die  höhern  Bür- 
gerschulen erforderlich,  welche  das  Zeitalter  einzurich- 
ten das  Bedürfnifs  empfindet  imd  die  Mittel  besitzt.  Auf 
einer  solchen  Grundlage  werden  die  Vorwürfe  desUeber- 
ladens  der  Schüler  mit  Anforderungen,  der  Verwirrung 
derselben  durch  die  Mannigfaltigkeit  der  Lehrgegenstände 
und  der  Unfruchtbarkeit  eines  grofsen  Theils  des  Unter- 
richts für  das  Leben  unbedingt  zu  vermeiden  sein.  Die 
Früchte  dieses  Unterrichts  werden  sich  bald  augenschein- 
lich darstellen  in  der  Gründlichkeit  und  Sicherheit  der 
erlangten  Kenntnifs,  in  der  leichten  Anwendbarkeit  der- 
selben im  Leben,  und  in  dem  geweckten  Vermögen,  aus 
eigner  Vernunft  und  Kraft  zu  schaffen  und  zu  wirken. 
Die  Regierungen  werden  alsdann  nicht  mehr  anstehen 
können,  den  Zöglingen  solcher  Schulen  ebendenselben 
Anspruch  auf  den  Eintritt  in  Anstalten  zur  praktischen 
Ausbildung  für  die  technischen  Zweige  der  Verwaltung 
zu  bewilligen,  welchen  sie  bisher  den  Schülern  der  obern 
Gjmnasialklassen  gewährten.  Knaben  und  Jünglinge, 
welche  bereits  entschieden  nicht  für  ein  Fakultätsstu- 
dium bestimmt  sind,  werden  sich  von  den  Gymnasien 
diesen  höhern  Bürgerschulen  —  besser  vielleicht  Real- 
schulen genannt  —  zuwenden.     So  wie  dies  fortschrei- 
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tend  in  gTöfserer  Allgemeinheit  geschieht,  werden  die 
Gymnasien  sich  von  der  Anmuthung  entbunden  finden, 
auch  für  das  Bedürfnifs  Derer  zu  sorgen,  welche  wis- 
senschaftlichen Schulunterricht  verlangen,  ohne  doch  zu 
den  Fakultätsstudien  auf  Universitäten  überzugehen.  Hier- 
mit wird  ihnen  die  Möglichkeit  eröffnet,  die  Forderun- 
gen an  ihre  Schüler  zu  mäfsigen,  ihnen  mehr  Raum  zur 
freien  Selbstthätigkeit  und  zur  körperlichen  Ausbildung 
zu  lassen,  ohne  der  Ausdehnung  und  Gründlichkeit  des 
Studiums  der  klassischen  Litteratur  etwas  zu  vergeben. 
Es  ist  möglich,  dafs  da,  wo  die  Gymnasien  dichter  ncs- 
ben  einander  liegen,  die  verminderte  Zahl  ihrer  Schüler 
es  alsdann  räthlich  macht,  einige  derselben  in  Realschu- 
len umzuwandeln ;  doch  mag  vor  Uebereilung  hierin  ge- 
warnt, und  das  offenkundig  gewordene  Bedürfnifs  abge- 
wartet werden.  Im  Allgemeinen  sind  der  Anstalten  für 
wissenschaftlichen  Schulunterricht  keinesweges  zu  viel; 
das  Zeitalter  fordert  sogar  ihre  Vermehrung,  indem  der 
Anspruch  auf  allgemeine  Bildung  sich  immer  mehr  über 
den  Kreis  der  Fakultätswissenschaften  hinaus  erweitert, 
und  die  Mittel  zur  Ausstattung  derselben  werden  sich 
auch  in  dem  Maafse  mehren,  worin  der  vorstehend  be- 
zeichneten Ueberzeugung  von  der  Nothwendigkeit  einer 
Reform  des  wissenschaftlichen  Schulunterrichts  durch  jene 
Realschulen  Genüge  geleistet  wird.  Schon  jetzt  wird 
es  immer  gewöhnlicher,  dafs  junge  Männer,  welche  sich 
•  den  technischen  Zweigen  der  Verwaltung,  dem  Staats- 
dienste im  Heere,  oder  auch  selbst  nur  der  Leitung  wich- 
tiger gewerblicher  Privatanstalten  widmen,  nach  Vollen- 
dung des  Schulunterrichts  auch  noch  zur  Universität 
übergehen,  und  theils  allgemein  bildende,  theils  ihrem 
besondern  Bedürfnisse  näher  liegende  Vorlesungen  be- 
nutzen.    Dies  würde  wahrscheinlich  noch  öfter  gesche- 
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hen,  wenn  das  Zeug^ifs  der  Reife  für  Universitätsstudien 
nicht  ausschliefslich  abhängig  wäre  von  der  Nachweisung 
eines  solchen  Umfangs  der  Bekanntschaft  mit  der  klas- 
sischen Litteratur,  wie  die  Gymnasien  ihren  Zöglingen 
anzueignen  bemüht  sind.  Was  in  dieser  Beziehung  zur 
wahrhaften  Förderung  gründlicher  Bildung  allmählig  nach- 
zugeben sein  dürfte,  wird  jedoch  Betrachtungen  über  das 
Verhältnifs  der  Universitäten  zu  den  Anforderungen  an 
die  Wissenschaft  und  das  Leben  auf  der  Bildungsstufe 
der  Gegenwart  vorzubehalten  sein. 
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Betrachtungen 

über  das  Verhältnifs  der  Universitäten  zu  den  An- 
forderungen an  die  Wissenschaft  und  das  Leben 
auf  der  Bildungsstufe  der  Gegenwart. 


Ues  Ursprunges  der  Universitäten  in  der  frühsten  Mor- 
genröthe  der  neueren  wissenschaftlichen  und  künstleri- 
schen Bildung  darf  hier  nur  einleitend  gedacht  werden, 
um  Betrachtupgen  über  ihren  gegenwärtigen  Zustand, 
und  insbesondere  über  ihr  Verhältnifs  zu  den  Anforde- 
rungen und  Bedürfnissen  der  Zeitgenossen  vorzuberei- 
ten. Es  ist  bekannt,  dafs  sie  Vereine  von  Meistern  in 
Wissenschaften  und  freien  Künsten  waren,  welche  Schü- 
ler um  sich  her  versammelten,  um  mit  denselben  der 
edlem  Bildung  um  ihrer  selbst  willen,  und  ganz  ohne 
Bezug  auf  Anwendbarkeit  zu  Staats-,  Gemeinde-  oder 
gewerblichen  Zwecken  zu  pflegen.  Die  Schwäche  der 
Regierungen  nöthigte  damals  noch  allgemein,  Anstalten, 
welche  dauernd  ein  Zeitbedürfnifs  befriedigen  sollten, 
unter  den  Schutz  von  Privatvereinen  zu  stellen,  welche 
durch  die  Zahl  und  den  Einflufs  ihrer  Mitglieder  Ach- 
tung geboten  und  von  Verletzungen  durch  Willkür  und 
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Eigennutz  abhielten.  In  diesem  Sinne  thaten  auch  jene 
Meister  sich  zünftig  zusammen  ^  nahmen  Lehrlinge  auf, 
bildeten  dieselben  zu  Gesellen  —  Fellows  —  heran,  und 
nahmen  sie  nach  ivohlbestandener  Prüfung  endlich  als 
Mitmeister  in  ihren  Kreis  auf.  So  wie  bei  den  Hand- 
werkerzünften der  Lehrbrief,  die  Kundsdiaft,  das  Mei- 
sterrecht, welche  ein  Gewerk  ertheilt,  audi  von  alleii 
andern  Gewerken  derselben  Zunft  beachtet  werden,  so 
wurden  auch  die  Matrikel  als  Bekundung  der  Aufnahme 
unter  die  Studirenden,  das  Bakkalaureat,  die  Licentiatur) 
das  Magisterium  und  die  Doktorwürde,  welche  eine  die- 
ser Universitäten  ertheilt  hatte,  von  allen  andern  aner- 
kannt, und  es  bedurfte  gemeinhin  als  Zugabe  nur  noch 
einiger  Förmlichkeiten,  wodurch  der  Inhaber  solcher  An- 
erkenntnisse und  Würden  der  Universität  des  neuge^ 
wählten  Aufenthalts  besonders  angeeignet  wurde.  So 
wie  bei  den  Handwerkerzünften  erkannten  auch  diese 
Gelehrtenzünfte  kein  Anrecht  irgend  einer  andern  Er- 
denmacht, unter  die  Zahl  der  Universitätsbürger  aufzu- 
nehmen, oder  gar  akademische  Grade  zu  ertheilen.  Zwar 
hielten  auch  die  kaiserlichen  Pfalzgrafen  —  comües  pa- 
latini  —  sich  berechtigt,  eben  so  wie  bei  den  Handwer- 
kerzünften Freimeisterrechte,  so  bei  den  Gelehrtenzünf- 
ten auch  Diplome  über  akademische  Würden  zu  verlei- 
hen: aber  eben  wie  die  Handwerkerzünfte,  achteten  auch 
die  Universitäten  solche  Verleihungen  nicht,  und  erkann- 
ten nur  von  ihnai  verfassungsmäfsig  Beförderte  -^  rite 
promoti  —  als  recbtmäfsig  an.  Die  Spuren  dieser  Ur- 
verfassung  der  Universitäten  haben  sich  in  den  Deposi- 
tionsscheinen,  welche  der  ersten  Immatrikulirung  voraus- 
gingen, in  den  Promotionsformen,  in  der  Theilnahme  an 
der  Verwaltung  der  allgemeinen  Universitätsangelegen- 
h^iten  nicht  nach  Fakultäten,  sondern  nach  Nationen, 
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das  ist:  nach  den  Geburtsorten  der  Magister,  auch  auf 
den  altern  deutschen  Universitäten  bis  in  die  zweite 
Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts  erhalten,  und  stechen 
sogar  noch  grell  hervor  unter  den  modernen  Yerklei- 
düngen  unserer  Tage.  Wiewohl  es  nicht  die  Form 
wissensdiaftlidier  Anstalten,  sondern  ihr  Geist  ist,  was 
bei  Betrachtung  ihrer  Wirksamkeit  wesentlich  in  An- 
sddag  kommen  kann,  so  blieb  es  doch  unerläfslich,  hier 
der  Formen  zu  gedenken,  welche  längst  entschwundene 
Zeitverhältnisse  den  Universitäten  so  haltbar  aufprägten, 
dafs  der  gröfste  Theil  dessen,  was  heute  ihren  Einflufs 
bedingt,  noch  zunächst  daraus  erklärt  werden  mufs. 

Die  Befriedigung  des  Verlangens  nach  wissenschaft- 
lichem Unterrichte  in  seiner  unbeschränktesten  Au&deh-- 
uung  war  der  Zweck  der  freien  Gelehrtenvereine,  wor- 
aus unsere  Universitäten  hervorgingen.  Das  Verlangen 
nach  Unterricht  im  Allgemeinen  entspringt  aus  der  Sehn- 
sucht der  Menschen,  ihren  Zustand  zu  verbessern,  und 
hat  demnach  auch  gleiche  Grenzen  mit  derselben.  Wäre 
nur  Ausdehnung  der  Herrschaft  des  Menschengeschlechts 
über  die  Aufsenwelt  das  einzige  Mittel,  jene  Sehnsucht 
zu  befriedigen,  so  wäre  schon  das  Erforschen  ihrer  Be- 
schaffenheit und  Eigenschaften  ein  sehr  wesentliches  Be* 
dürfnifs.  Aber  weit  über  diese  besondere  Anwendung 
hinaus  liegt  ein  viel  allgemeinerer  Genufs  in  der  Berei- 
cherung der  Einbildungskraft  mit  anziehenden  Vorstel- 
lungeuj  in  der  Erweiterung  der  Einsicht  in  folgenreiche 
Verhältnisse,  überhaupt  in  der  Ausdehnung  des  geisti- 
gen Horizontes.  In  einem  Unterrichte,  welcher  dies  be- 
wirkt, findet  der  Mensch  nachhaltig  die  wohlthätigste 
Verbesserung  seines  Zustandes,  und  eben  deshalb  erschei- 
nen Beschränkungen  im  Ertheilen  und  Empfangen  eines 
solchen  —  also  Beschränkungen  der  Freiheit  zu  lehren 
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uod  zu  lernen  —  ibiu  als  ein  Hindernifs  auf  der  gerade- 
sten Bahn  zur  Erreichung  seiner  Bestimmung.  Gleidi« 
wohl  liegt  eine  solche  Beschränkung  in  einer  unerlöfs- 
liehen  Bedingung  wahrhaft  fruchtbarer  Fortschritte  zum 
Bessern.  Das  Menschengeschlecht  würde  kaum  irgend 
erhebliche  Fortschritte  in  der  Yerbesserung  seines  Zu* 
Standes  machen,  wenn  es  nidit  sorgfältig  zu  erhalten 
trachtete,  was  es  eben  sowohl  an  Sufsern  Güterii,  ab 
an  Geistesbildung  bereits  erworben  hat.  Nur  auf  der 
Grundlage  eines  solchen  Besitzes  schreitet  es  sicher  zu 
neuen  Erwerbungen, fort;  nicht  nur  der  sächliche,  son- 
dern auch  der  geistige  Nachlafs  der  Ahnen  wird  das 
Betriebskapital  der  Nachkommenschaft  eben  sowohl  in 
Wissenschaft  und  Kunst  als  im  Anbau  des  Bodens  und 
in  dem  weiten  Felde  jeder  Gewerbsamkeit.  Allerdings 
kann  und  darf  nicht  Alles  endlos  erhalten  werden,  was 
Menschen  jemals  besafsen.  Vieles  wird  entbehrlich  durch 
das  Bessere,  welches  die  Fortschritte  des  Zeitalters  an 
seine  Stelle  setzen.  Einiges  wird  diesen  sogar  hinderlich, 
und  ist  deshalb  wegzuräumen:  aber  es  ist  dem  Menschen 
nicht  anzumuthen,  dafs  er  sich  eines  Besitzes  begebe/ 
ohne  von  der  Unhaltbarkeit,  vielleicht  gar  Schädlichkeit 
desselben  vollkommen  überzeugt  zu  sein.  Die  Verände- 
rungen, welche  die  Sehnsucht  nach  Verbesserung  des  be- 
stehenden Zustandes  erzeugt,  finden  hiernach  eine  noth- 
wendige  Begrenzung  in  dem  Antriebe,  sich  den  Ge- 
nufs  aller  Vortheile  dieses  Zustandes  möglichst  lange  zu 
sichern. 

Was  zunächst  gewährleistet  für  Erhaltung  der  öf- 
fentlichen Ordnung,  für  ungestörten  Genufs  der  Sicher- 
heit, Bequemlichkeit  und  Annehmlichkeit  des  Lebens,  wel- 
che der  politische  und  sittliche  Zustand  der  gebildeten 
Völker  unsers  Zeitalters  gestattet,  für  die  Möglichkeit 
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sogar,  mit  gegründeter  Hoffhung  des  Erfolgs  wahrhaft 
fruchtbare  Verbesserungen  des  bestehenden  Zustandes 
einzuleiten,  das  sind  Vorstellungen,  welche  den  grofsen 
Massen  schon  seit  Jahrhunderten  sorgfältig  anerzogen 
wurden,  die  deshalb  tief  in  den  Gemtithem  wurzelten 
und  eine  Sitte  bilden,  deren  Befolgung  in  solcher  All- 
gemeinheit zur  unerläfslichen  Lebensregel  geworden  ist, 
dafs  Ausnahmen,  auch  wo  die  Polizeigesetze  dieselben 
nicht  rügen,  doch  dem  Banne  der  öffentlichen  Meinung 
anheimfallen.  Es  ist  keinesweges  eine  sehr  neue  Wahr- 
nehmung, dafs  in  diesen  Vorstellungen  ein  gediegener 
Kern  von  Wahrheit  umgeben  ist  von  Begriffen,  welche 
—  wo  nicht  ganz  irrig,  doch  irrthümlicher  Deutungen 
fähig  und  besonders  dadurch  gefährlich  sind,  dafs  sie  zur 
Besdiünigung  von  Mifsbräuchen  bequeme  Veranlassung 
darbieten.  Auch  ein  ernstes  Bestreben  der  Regierun- 
gen und  der  geachtetsten  Männer  ihrer  Zeit,  solche  Vor- 
stellungen von  der  unlautern  Beimischung  zu  reinigen, 
wird  unverkennbar  bekundet  durch  die  neuere  und  neueste 
Geschichte  für  Jeden,  der  unbefangen  die  Schwierigkei- 
ten zu  würdigen  weifs,  welche  solchem  Vorhaben  ent- 
gegenstehen, und  es  herrscht  kein  Zweifel  über  die  Ver- 
dienstlidikeit  dieser  Bemühungen  und  die  Pflidit  diesel- 
ben fortzusetzen.  Diese  Vorstellungen  sind  auch  in  dem 
unvollkommenen  Zustande,  worin  sie  gegenwärtig  sich 
befinden,  ein  kostbares  Eigenthum  der  Völker,  das  nicht 
nur  den  grofsen  Massen  derselben,  sondern  selbst  und 
sogar  vorzüglich  Denjenigen  heilig  und  ehrwürdig  ist, 
welche  mit  ihren  Mängeln  vertraut,  und  so  weit  es  ihrer 
Ansicht  nach  mit  wahrhaft  wohlthätigem  Erfolge  gesdie- 
hen  kann,  denselben  abzuhelfen  bemüht  sind.  Lehr-  und 
Lernfreibeit  wird  eben  so  würdig  als  wohlthätig  ange- 
wandt, wenn  sie  benutzt  wird,  den  Kern  dieser  Vorstel- 
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lungen  aufzusuchen  ^  seine  Verbindung  mit  mehr  oder 
minder  unlautern  Zusätzen  zu  prüfen,  ihren  Einflufs  au£ 
das  Leben  in  allen  seinen  meist  sehr  vielseitigen  Bezie- 
hungen auszuforschen,  und  die  Bahn  zu  den  Verbesse- 
rungen zu  bezeichnen,  welche  der  Zustand  der  Gregen- 
,  wart  gestattet.  Aber  den  Völkern  anzumuthen,  daCs  sie 
dieses  Eigenthum  oder  auch  nur  einen  Theil  desselben 
aufgeben,  ehe  sie  zu  der  Ueberzeugung  von  der  Noth- 
wendigkeit  dieses  Opfers  gelangt  sind,  ist  selbst  dann 
uubehörig,  wenn  es  mit  schonender  Achtung  geschieht, 
erwächst  zum  unsittlichen  Leichtsinn,  wenn  die  billigen 
Rücksichten  auf  die  Verschiedenheit  der  Bildungsstufen 
dabei  unbeachtet  bleiben,  und  sinkt  zum  empörenden  Fre- 
vel herab,  wenn  es  mit  seinem  Angriffe  Spott  und  Hohn 
verbindet.  Wer  die  Schranken  der  Lehrfreiheit  aner- 
kennt, welche  hierin  liegen,  der  ist  so  wenig  ein  Wi- 
dersacher  einer  Verbesserung  irriger  Vorstellungen,  dafs 
er  vielmehr  das  wirksamste  Mittel  dazu  sich  eben  durch 
diese  Mäfsigung  vorbehält.  Es  ist  nur  die  schuldige 
Anerkennung  der  Selbstständigkeit  des  Menschen,  welche 
davon  abhält,  ihm  Ueberzeugungen  aufzudringeti.  Das 
Menschengeschlecht  hat  einen  vollgültigen  Anspruch  auf 
das  Vertrauen,  dafs  )edes  noch  so  tief  eingewurzelte 
Vorurtheil,  jede  durch  lange  Reihen  von  Generationen 
anerzogene  Sitte  bessern  Ueberzeugungen  weicht,  sobald 
die  Begriffe,  welche  sie  begründen,  klar  und  anschau- 
lich genug  geworden  sind,  um  einen  über^viegenden  Ein- 
flufs auf  die  Gemüther  zu  gewinnen.  Die  Weisesten 
und  Besten  des  klassischen  Alterthums  hatten  durchaus 
kein  Arges  an  der  Rechtmäfsigkeit  der  Sklaverei  im 
strengsten  Sinne  des  Wortes,  und  es  erschien  ihnen 
durdiaus  unmöglich,  dafs  ein  wohlgeordneter  Zustand 
des  bürgerlichen  Lebena  ohne  Beihülfe  von  Sklaven  be- 
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stehen  könne.  Wie  viel  auch  so  mächtige  Leidenschaf- 
ten, als  Eigennutz  und  Eitelkeit  sind,  bis  in  die  neue- 
sten Zeiten  der  Ueberzeugung  entgegenstellen  mochten, 
daüis  es  ein  Frevel  an  der  menschlichen  Natur  sei,  den 
Menschen  als  Sache  zu  behandeln:  so  hat  dieselbe  doch 
in  solchem  Maafse  sich  nunmehr  der  gebildetsten  Völ- 
ker des  Erdbodens  bemächtigt,  dafs  im  britischen  Reiche 
dieselben  Fabrikherren,  welche  den  Arbeiterstamm  ohne 
Schonung  seines  Familienglticks  für  den  Fortgang  ihrer 
Unternehmungen  auszubeuten  keinen  Anstand  nehmen, 
es  doch  nicht  wagten,  sich  dem  ungeheuren  Geldopfer 
zu  widersetzen,  das  der  Loskauf  der  Neger -Sklaven  in 
den  britischen  Kolonien  erforderte,  und  dafs  selbst  die 
mildere  Form  der  Sklaverei,  <lie  Gutshörigkeit,  auf  euro- 
päischem Boden  unter  den  Völkern  germanischen  und 
romanischen  Stammes  keine  Duldung  mehr  fmdet. 

Dem  Anerkennen  irgend  einer  Beschränkung  der 
Lehrfreiheit,  besonders  in  Bezug  auf  religiöse  und  staats- 
rechtliche Vorstellungen,  wird  eben  jetzt  mit  solchem  Ei- 
fer widersprochen,  dafs  Mifsverständnissen,  welche  die 
leidenschaftliche  Befangenheit  der  Streiter  erzeugt,  sorg- 
fältig vorzubeugen,  ein  dringendes  Zeitbedürfnifs  ist. 
Wie  ganz  entgegegengesetzt  die  Begriffe  Von  dem  Vor- 
handensein einer  göttlichen  Offenbarung,  und  wie  ver- 
schiedenartig auch  die  Meinungen  von  dem  Wesen  und 
dem  Umfange  derselben  sind,  so  kann  doch  darüber  kein 
Zweifel  bestehen,  dafs  ein  beträchtlicher  Theil  der  Ge- 
brauche,  worüber  die  christlichen  Kirchen  fast  aller  be- 
sondem  Glaubensbekenntnisse  ganz  unverbrüchlich  hal- 
ten, nicht  auf  Vorschriften  einer  göttlichen  Offenbarung, 
sondern  rein  auf  Menschensatzungen  beruhen,  welche 
die  Tradition  aus  fernen  Jahrhunderten  uns  überlieferte. 
Dahin  gehört  zunächst  der  Kalender,   so  weit  er  die 
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christlidie  Festredinung  m  sich  begreift.  Aus  dem  Juden- 
thume  ward  das  Bedtirfnifs  entlehnt,  einen  der  sieben 
Wochentage  der  Ruhe  von  wrfflichen  Geschäften  zu 
widmen:  aber  der  erste,  nicht  der  siebente  Tag  der 
Wodie  ward  dazu  bestimmt,  und  die  Gesetzgebung  der 
alttestamentlichen  zehn  Gebote,  welche  die  christlidie 
Kirche  doch  sonst  anerkennt,  wurde  schon  in  den  früh- 
sten Zeiten  des  Christenthums  hierin  abgeändert.  Es  be- 
ruht auf  einer  uralten  Tradition,  für  deren  Richtigkeit 
keine  Gewähr  aufzufinden  ist,  dafs  die  Nacht  vor  dem 
25sten  December  als  die  Geburtsnacht  des  Stifters  der 
christlichen  Religion  aogenommen,  und  eine  früher  drei«-, 
jetzt  noch  zweitägige  Feier  derselben  angeordnet  wurde. 
Das  Osterfest  wird  sogar  in  Folge  eines  Concilienbe- 
schlusses  nicht  gleich  andern  Gedächtnifs festen  an  dem^ 
jenigen  Tagt  des  Sonnenjahres  gefeiert,  worin  die  Be- 
gebenheit sich  zutrug,  worauf  sich  dasselbe  bezieht.  Es 
wurde  vielmehr  auf  das  Mondenjahr  zurückgegangen, 
wonach  die  «luden,  jedoch  mit  der  Abänderung  rechnen, 
dafs  sie  durch  Schaltmonate  dasselbe  periodisch  wieder 
mit  dem  Sonnenjahre  in  Uebereinstimmung  bringen.  Hier^ 
durch  zerfällt  die  christliche  Festrechnung  in  zwei  gar 
nicht  zu  einander  passende  Theile,  nämlich  in  die  un- 
beweglichen Feste,  welche,  wie  Weihnachten,  die  Ma- 
rien- und  Aposteltage,  stets  auf  denselben  Monatstag 
fallen,  und  in  die  beweglichen,  welche,  wie  die  öster- 
liche Fastenzeit,  Himmelfahrt,  Pfingsten,  Trinitatis  und 
Frohnleichnam ,  innerhalb  34  Tagen  des  Sonnenjahres 
hin  und  her  schwanken.  Ungeachtet  dieses  ganz  mensch- 
lichen Ursprunges  der  christlichen  Festrechnung  unter^ 
bleibt  doch  jede  Veränderung  dessen,  was  ein  änderte 
halbtausendjähriges  Herkommen  hierin  geheiligt  hat.  Die 
zerstörende  Kraft  der  französischen  Revolution  vermochte 
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nicht  die  Decaden  neben  den  Wochen  zu  behaupten,  und 
der  Vorschlag,  den  gewerblichen  Nachtheilen  eines  be-^ 
weglichen  Osterfestes  durch  Verlegung  desselben  auf  den 
ersten  Sonntag  im  April  abzuhelfen,  ist  durchaus  erfolg- 
los geblieben.  Alle  christlichen  Völker  würden  sich  ge- 
gen jeden  Versuch  empören,  an  die  Stelle  der  herge- 
brachten FestrechnuRg  eine  neue  zu  setzen.  Die  Ldbr- 
freiheit  mufs  sieh  daher  auf  Darstellung  des  Ursprungs, 
der  Beschaffenheit  und  der  Folgen  dieser  Festrechnung 
beschränken :  denn  sie  würde  nicht  nur  etwas  ganz  Un- 
nützes, sondern  selbst  etwas  sehr  Gefährliches  beginnen, 
wenn  sie  aus  irgend  welchen  Gründen  zu  Versuchen  ei- 
ner Abänderung  derselben  bei  dem  gegenwärtigen  Zu- 
stande der  in  den  Völkern  bestehenden  Uebcrzeugung 
ermuntern  wollte.  Unsere  Kenntnisse  von  der  Beschaf- 
fenheit des  Erdkörpers  und  seiner  Verhältnisse  zu  Sonne, 
Mond  und  dem  gestirnten  Himmel  machen  es  geradehin 
unmöglich,  nodi  jetzt  darauf  zu  beharren,  dafs  alle  bibli- 
schen Aeufserungen  streng  buchstäblich  gedeutet  werden 
müssen.  Das  Kopernikanische  Weltsystem  -gilt  nicht 
mehr  für  einen  Frevel,  und  Berechnungen,  wie  Alles, 
was  nicht  im  Wasser  zu  leben  vermag,  in  Noah's  Ar- 
che untergebracht  werden  konnte,  werden  nicht  mehr 
angestellt,  obwohl  noch  heute  neun  und  neunzig  Hun- 
derttheile  der  Menschen  unter  den  gebildetsten  Völkern 
des  Erdbodens  keinen  anschaulichen  Begriff  von  der 
Möglichkeit  einer  Bewegung  der  Erde,  und  keine  Vor- 
stellung von  der  Mannigfaltigkeit  der  Thier-  und  Pflan- 
zenwelt haben.  Ist  aber  der  Grundsatz  einmal  ange- 
nommen, dafs  bei  der  Deutung  der  biblischen  Schriften 
auch  Rücksichten  auf  die  Begriffe  des  Zeitalters,  worin 
sie  verfafst  wurden,  Beachtung  erfordern:  so  steht  der 
Lehrfreiheit   in   dieser   Beziehung    keine    Beschränkung 
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mehr  entgeg;en,  welche  durch  irgend  ein  wissenschaftli- 
liches  Yerhältnifs  bestimmt  werden  könnte:  wohl  aber 
sind  es  sittliche  Verhältnisse,  welche  die  Lehrfreiheit  ab- 
halten müssen,  Aergernifs  zu  geben.  Es  ist  nicht«  ein 
Gebot  gemeiner  Klugheit,  was  davon  abhalten  mufs,  Em- 
pfindungen zu  verletzen,  welche  von  der  zartesten  Kind- 
heit an  sorgsam  gepflegt,  und  mit  dem  Menschen  grob 
gezogen,  sein  geistiges  Wesen  ganz  durchdrungen  ha- 
ben; es  ist  vielmehr  ein  Zeichen  echter  sittlidier  Bil- 
dung, dafs  Jedermann  auf  seiner  Bildungsstufe  willig 
zugestanden  werde,  was  auch  wir  auf  der  unsrigen  für 
uns  fordern.  In  der  That  wächst  sogar  der  Anspruch 
auf  Schonung  des  Selbstgefühls  mit  der  höhern  Bildung. 
Der  geistig  Starke  giebt  am  schwersten  Meinungen  au( 
welche  —  wie  so  ganz  irrig  sie  zuletzt  auch  sich  zei* 
gen  mögen  —  er  mit  dem  ganzen  Aufwände  seiner  Gei- 
steskraft vertheidigt.  Es  muCs  ihm  Zeit  gelassen  wer- 
den, den  neuen  Stoff  zum  Nachdenken,  welchen  sein 
Gegner  ihm  vorhält,  sich  selbstständig  anzueignen.  Ihm 
den  Vorwurf  geistiger  Beschränktheit,  oder  gar  eines  ab- 
sichtlichen Verkennens  der  Wahrheit  aus  unlautern  Be- 
weggründen zu  machen,  weckt  nur  gehässige  Leiden- 
schaften und  vernichtet  die  Unbefangenheit,  deren  es  zu 
solcher  Aneignung  bedarf.  Das  Aergemifs  ist  zwar  nicht 
immer  blos  ein  gegebenes,  sondern  nicht  selten  auch  ein 
genommenes.  Es  ist  der  Lehrfreiheit  nicht  anzumuthen, 
dafs  sie  jede  Verletzung  von  Vorurtbeilen  scheue,  wel- 
che aufzugeben  ihr  Inhaber  Kraft  und  Veranlassung  ge- 
nug besitzt.  Aber  wo  solche  Kraft  mangelt,  wo  statt 
Veranlassung  irrige  Vorstellungen  aufzugeben,  noch  täg- 
lich Vieles  und  "Wirksames  geschieht,  um  darin  zu  be- 
festigen, da  verbeut  das  Sittengesetz  selbst,  die  Gemü- 
ther eher  durch  Lehren  zu  beunruhigen,  bis  die  Kraft, 
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sich  dieselben  anzueignen,  g^ewonnen,  und  der  Einflüfs, 
welcher  der  bessern  Ueberieugung  widerstrebt,  aufgeho- 
ben ist.  Es  war  noch  vor  fünfzig  Jahren  ein  sehr  be- 
liebter Spruch:  „man  könne  die  Fackel  der  Wahrheit 
nicht  durch  das  Gedränge  tragen,  ohne  hier  und  da  ei- 
nen Bart  zu  versengen. "  Allein  —  um  in  diesem  Gleich- 
nisse fortzufahren  —  was  Barte  versengt,  kann  auch  Au- 
gen bis  zum  Erblinden  verletzen.  Plätze  zu  beleuch- 
ten, worauf  sich  Menschen  zahlreich  versammeln,  giebt 
es  tiberhaupt  wohl  bessere  Mittel  als  Fackeln  in  das  Ge- 
dränge zu  tragen.  Unumwunden  von  Gleichnissen,  wel- 
che doch  immer  hinken,  ist  es  frei  herauszusagen,  dafs 
die  Lehrfreiheit  nur  allein  durch  das  Sittengesetz,  aber 
auch  unvermeidlich  und  unverbrüchlich  eben  durch  die- 
ses beschränkt  wird.  Wer  wahrhaft  fruchtbar  belehren 
will,  mufs  vor  Allem  darauf  achten,  dafs  er  durch  seine 
Lehre  nicht  verletze.  Die  Besorgnifs  ist  durchaus  eitel, 
dafs  solche  Beachtung  der  Verbessenjng  des  bestehen- 
den Zustandes  hemmend  entgegentrete  und  nur  ein  Er- 
starren darin  bewirke.  Naheliegende  Vergleichungen  der 
in  der  Gegenwart  und  in  einer  noch  innerhalb  der  Gren- 
zen von  Menschengedenken  liegenden  Vergangenheit  un- 
ter der  grofsen  Masse  der  Völker  herrschenden  Vorstel- 
lungen bezeugen  die  Grundlosigkeit  jener  Besorgnifs. 
Indem  ganz  ohne  Rücksicht  auf  besondere  Lehren  durch 
verständigen  Elementarunterricht  auch  in  jenen  Massen 
das  Vermögen  wächst.  Vernunftgründen  unbefangen  Ge- 
hör zu  geben,  und  je  mehr  durch  eine  der  Fassungs- 
kraft des  Volkes  angemessene  Deutung  allgemein  ver- 
breiteter Begriffe  die  Berichtigung  derselben  erleichtert 
wird,  desto  sicherer  wird  ohne  Kampf  und  ohne  Auf- 
regung der  Gemüther  Baum  für  bessere  Ueberzeugun- 
gen  gewonnen. 
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In  den  Lehrbegriff  der  evangelischen  Kirche  sind 
zwar  die  Vorstellungen  von  einem  liuibus  patrum  et  in* 
Jantum  nicht  aufgenomm^i  worden,  wonach  den  Seelen 
der  Erzväter  des  alten  Testaments  und  der  vor  der  Taufe 
gestorbenen  Christenkinder  ein  Aufenthalt  angewiesen 
wird,  worin  sie  eines  mindern  Grades  von  Seligkeit,  als 
die  nach  empfangener  Taufe  selig  Verstorbenen  genie- 
fsen:  doch  hat  die  Meinung,  dafs  die  Vollziehung  der 
Taufhandlung  schon  an  sich  zürn  Seelenheile  des  Getauf- 
ten wesentlich  beitrage,  auch  unter  den  evangelischen 
Glaubensgenossen  bewirkt,  dafs  noch  vor  siebzig  Jahren 
bei  ihnen  in  Deutschland  die  Sitte  herrschend  war,  die 
Kinder  spätestens  am  dritten  Tage  nach  der  Geburt  in 
die  Kirche  zur  Taufe  zu  bringen,  und  Neugebornen,  de- 
ren Schwäche  besorgen  liefs,  dafs  sie  nicht  so  lange  le- 
ben würden,  möglichst  schnell  eine  sogenannte  Noth- 
taufe,  das  ist:  eine  in  der  Wohnung  der  Eltern  mit  we- 
niger Feierlichkeit  vollzogene  Taufe  geben  zu  lassen. 
Die  nachtheiligen  Wirkungen  dieser  Sitte  auf  die  Ge- 
sundheit des  Kindes  und  gemeinhin  auch  der  Mutter 
konnten  dem  Verstände  auch  der  ungebildeten  Volks- 
klassen nicht  entgehen.  Belehrungen  durch  die  Geist- 
lichkeit selbst,  welche,  ohne  der  Würde  und  Heiligkeit 
der  Taufhandlung  etwas  zu  entziehen,  doch  richtigere 
Begriffe  von  dem  Einflüsse  derselben  auf  die  geistige 
W^ohlfahrt  verbreiteten,  kamen  einer  Verbesserung  die- 
ser Sitte  entgegen,  und  es  gedieh  sogar  im  Gegensatze 
übertreibend  zu  einer  solchen  Unterordnung  der  Bestim- 
mung des  Zeitpunkts  der  Kindertaufe  unter  blofse  Ge- 
suudheits-  und  Wirthschaftsverhältnisse,  dafs  endlich  so- 
gar gesetzliche  Anordnungen  nöthig  wurden,  um  den  po- 
lizeilichen Nachtheilen  vorzubeugen,  welche  durch  un- 
gemessene Verspätung  der  Taufe  da  entstehen  können^ 
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wo  die  kirchlichen  Taufregister  die  Grundlage  der  öf- 
fentlich beglaubigten  Geburtsscheine  sind. 

Die  Theilnahme  an  den  Liebesmahlen  des  frühsten 
Christenthums  —  einer  einfachen  Feier  des  Andenkens 
an  seinen  erhabenen  Stifter  —  bekundete  zunächst  eine 
innige  Verbindung  mit  der  christlichen  Gemeinde,  wor- 
aus sich  der  Begriff  einer  unmittelbaren  Verbindung  mit 
Christo  selbst  um  so  früher  und  kräftiger  entwickelte, 
als  Andeutungen  derselben  selbst  in  den  Schriften  des 
neuen  Testaments  gefunden  wurden.  Die  wörtlichste 
Auslegung  dieser  Deutungen  führte  zu  so  materiellen 
Begriffen  von  dieser  Vereinigung,  dafs  Jaraus  die  Lehre 
von  einer  wirklichen  Verwandlung  des  Brodtes  und  Wei- 
nes in  den  Leib  und  das  Blut  Christi,  und  also  ein  kör- 
perliches Insichaufnehmen  derselben  hervorging.  Die  Re- 
formation führte  diesen  den  Zeugnissen  der  äufsern  Sinne 
widersprechenden  Begriff  auf  eine  geistige  Vereinigung 
zurück,  über  deren  Beschaffenheit  jedoch  verschieden- 
artige Vorstellungen  bestanden.  Der  Unterschied  die- 
ser Vorstellungen  begründete,  wenn  auch  nicht  einzig, 
doch  hauptsächlich  die  Trennung  der  evangelischen  Kir- 
che in  Deutschland  in  eine  lutherische  und  eine  refor- 
mirte.  Obwohl  der  bei  weitem  gröfste  Theil  der  evan- 
gelischen Glaubensgenossen  sich  auch  noch  heute  auf 
einer  Bildungsstufe  befindet,  worin  die  Vorstellung  von 
einer  unmittelbaren  geistigen  Vereinigung  mit  Christo 
nicht  sowohl  auf  einem  deutlichen  Begriffe,  sondern  viel- 
mehr nur  auf  einem  dunklen  Gefühle  beruht,  und  ob- 
wohl an  ein  klares  Auffassen  verschiedenartiger  Vorstel- 
lungen von  solcher  Verbindung  in  diesem  Zustande  gar 
nicht  zu  denken  ist:  so  bestand  doch  noch  vor  fünfzig 
Jahren  ganz  allgemein  im  Volke  das  Bewufstsein  einer 
kirchlichen  Verschiedenheit  zwischen  Lutheranern  und  Re- 
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fonmrten,  wonach  der  Uebertritt  von  einer  dieser  Kir- 
chen zur  andern  für  eine  wesentliche  Religionsverände- 
rung,  und  mithin  jedem  Theile  in  Bezug*  auf  den  an- 
dern für  ein  Verleugnen  anerkannter  Wahrheit  gah. 
Ward  auch  Niemand  mehr  wegen  angeblicher  Versuche, 
die  Lehre  der  Reformirten  unter  den  Lutheranern  ein- 
zuführen, wie  weiland  der  Kanzler  Grell,  enthauptet: 
so  bestand  doch  eine  strenge  Absonderung  beider  Kir- 
chen in  solchem  Maafse,  dafs  die  Universitäten  selbst 
sich  in  lutherische  und  reformirte  schieden,  je  nachdem 
die  theologische  Fakultät  derselben  sich  zu  jener  oder 
dieser  Kirche  hielt.  Indem  einerseits  die  Zunahme  der 
Bildung  im  Volke  selbst  eine  Ahnung  davon  aufkom- 
men liefs,  dafs  ein  Unterschied  in  den  Vorstellungen, 
den  es  sich  selbst  nicht  klar  zu  machen  vermochte,  doch 
kein  wesentlicher  Theil  des  religiösen  Glaubens  sein 
könne,  und  indem  anderseits  ein  grofser  Theil  der  Geist- 
lichkeit die  unbefangene  Gemüther  so  leicht  anspre- 
chende Vorstellung  von  einer  Gedächtnifsfeier  und  der 
Bekundung  christlicher  Gemeinschaft  ernster  hervorhob, 
und  weniger  Gewicht  auf  eine  Sonderung  der  verschie- 
denen Begriffe  von  jener  geistigen  Vereinigung  legte: 
konnten  Regierungen  es  endlich  selbst  laut  aussprechen, 
dafs  in  der  Verschiedenheit  der  religiösen  Ansichten  kein 
hinreichender  Grund  liege,  die  bestehende  Trennung  zwi- 
schen der  lutherischeil  und  der  reformirten  Kirche  noch 
länger  beizubehalten.  Das  Aergemifs,  welches  aus  die- 
ser Erklärung  in  wenigen  einzelnen  Gemeinden  doch 
noch  entstand,  wurde  wahrscheinlich  nur  aufgeregt  durch 
den  Eifer,  womit  die  Vereinigung  beider  Kirchen  auch 
da  betrieben  wurde,  wo  sie  durch  die  vorerwähnten 
Mittel  noch  nicht  vollkommen  vorbereitet  war.  Milde 
Schonung  der  verletzten  Ueberzeugungen  kann  und  wird 
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diesem    Aergemisse   doch   allinilig    seinen   Stachel   be- 
nehmen. 

Diese  Beispiele,  welche  leicht  sehr  vervielfältigt 
werden  könnten,  zeigen  anschaulich,  wie  sehr  wesent- 
liche Veränderungen  ganz  allgemein  verbreiteter  und 
tief  eingewurzelter  Vorstellungen  in  verhältnifsuiäfsig 
kurzer  Zeit  daraus  hervorgingen,  dafs  der  zunehmen- 
den Einsicht  im  Volke  seiner  Fassungskraft  angemessene 
Wendungen  der  Lehrbegriffe  entgegen  kamen.  Auf  sol- 
chem Wege  machen  wichtige  Verbesserungen  der  Sitte 
sich  so  ganz  allmälig,  dafs  sie  selbst  der  Wahrnehmung 
der  Zeitgenossen  sich  entziehn,  und  erst  bei  zufälligen 
Vergleichungen  der  Vergangenheit  mit  der  Gegenwart 
verwundernd  bemerkt  werden.  Wie  vielfältig  auch  ge- 
sagt wird,  dafs  die  Wahrheit  nur  aus  Kämpfen  hervor- 
gehe, so  dürfte  doch  in  diesem  Ausspruche  selbst  weit 
mehr  Vorurtheil  als  Wahrheit  liegen.  Indem  Kämpfe 
die  Leidenschaften  aufregen,  erzeugen  sie  sehr  viel  öf- 
ter Uebergänge  von  einem  Aeufsersten  zum  andern,  als 
ein  Auffinden  und  Aneignen  der  in  der  Mitte  liegen- 
den W^ahrheit;  auch  mangelt  es  nicht  an  Beispielen, 
dafs  in  heftigen  Parteikämpfen  der  Wahn  über  die 
Wahrheit  siegte.  In  den  mit  so  vieler  Bitterkeit  im 
vierten,  fünften  und  sechsten  Jahrhunderte  der  christli- 
chen Zeitrechnung  geführten  Religionsstreitigkeiten  be 
hielt  gröfstentheils  endlich  diejenige  Partei  den  Sieg, 
deren  Lehre  der  menschlichen  Vernunft  am  unbegreif- 
lichsten war,  und  im  siebzehnten  Jahrhunderte  erlag  in 
der  aus  der  Reformation  des  sechszehnten  hervorgegan- 
genen Kirche  das  echt  evangelische  Forschen  in  der 
Schrift  vor  dem  Bestreben,  demselben  unabänderliche 
Glaubensbekenntnisse  entgegen  zu  setzen.  Vorstellun- 
gen, welche  sich  durch  heftige  Kämpfe  geltend  machten, 
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bedurften  auch  dann,  wenn  sie  wahrhafte  Verbesserungen 
erzeugten,  einer  sehr  gemäfsigten  und  schonenden  An* 
Wendung  auf  das  Leben;  auch  hatten  sie  gemeinhin  sehr 
viel  weniger  dem  Eifer,  womit  sie  durchgefochten  wur- 
den, als  einer  lange  vorher  genährten  Vorbereitung  der 
Gemüther  ihren  Sieg  zu  verdanken.  Das  mögen  zu- 
nächst die  Kampflustigen  erkennen,  welche  so  sehr  ge- 
neigt sind,  dem  Moloch  ihrer  Eitelkeit  den  zarten  Säug- 
ling der  Vernunft  zu  opfern.  Alle  Freiheit,  und  besonn 
ders  auch  die  Lehrfreiheit,  wird  nur  allein  wohlthätig 
durch  die  Sittlichkeit,  welche  die  selbstsüchtigen  Leiden- 
schaften Zügelt,  die  Selbstständigkeit  fremder  Ueberzeu- 
gungen  ehren,  und  der  Untrüglichkeit  der  eignen  mifs- 
trauen  lehrt.  Wird  mit  dem  Worte  Freiheit  die  Vor- 
stellung von  einer  Eigenschaft  verbunden,  welche  den 
menschlichen  Geist  erhebt  und  adelt,  so  kann  Unge- 
bundenheit  damit  nicht  mehr  für  gleichgeltend  geach- 
tet werden.  Schon  den  Philosophen  des  klassischen  Al- 
terthnms  galt  nicht  für  frei,  wer  niedern  Leidenschaf- 
ten fröhnt,  und  ein  Sklave  seiner  Lüste  ist.  Das  Ge- 
biet der  W^issenschaft  ist  zwar  unermefslich ,  und  jeder 
Ueberzeugung  darin  gebührt  Raum,  sich  an  ihrem  Orte 
und  zu  ihrer  Zeit  zu  äufsern:  aber  das  Wo  und  Wie 
bestimmt  die  Sittlichkeit.  Auszukommen  ist  hierbei  nicht 
mit  bürgerlicher  Unbescholtenheit,  wie  polizeiliche  Zeug- 
nisse dieselbe  bekunden ,  auch  nicht  mit  glänzenden  Cha- 
rakterzügen, welche  sich  gleich  Meteoren  vereinzelt  aus 
einem  Leben  in  gemeiner  Gesinnung  emporheben,  am 
wenigsten  mit  kostbaren  Redensarten,  welche  die  nach- 
hinkende That  Lügen  straft.  Ausreichend  ist  hier  al- 
lein reiner  Wille  und  Adel  des  Gemüths,  der  uner- 
müdlich  Gutes  thut,  ohne  sich  dessen  zu  überheben, 
und   mild    gegen  Jedermann,    streng   nur    gegen   sidi 
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selbst,   entschlüpfte  Schwachheiten   schnell   und   willig* 
vergütet. 

Ist  irgend  ein  Stand,  worin  Ehrenhaftigkeit  und 
unbefleckter  Ruf  ein  unbedingtes  Erfordernifs  fruditba- 
rer  Wirksamkeit  wird,  so  ist  es  vorzüglich  der  Stand 
der  Universitätslehrer.  Grofse  Geistesgaben  sind  oft  ver- 
bunden mit  einem  Uebermaafs  des  Selbstgefühls,  oft  mit 
einem  Muthwillen,  welcher  der  sittlichen  Schranken  spot- 
tet. Das  Lehramt  auf  Universitäten  ist  aber  wahrlidh 
nicht  der  Schauplatz,  worauf  solcher  Uebermuth  sidli 
austoben  darf.  Im  Geschäfts-  und  Gewerbsleben  mag 
er  durch  Erfahrung  gewitzigt,  und  durch  die  Macht  der 
öffentlichen  Meinung  gebändigt  werden.  Kein  Beispiel 
ist  gefährlicher  für  die  Jugend,  als  die  glänzenden  Yer- 
irrungen  genialer  Männer.  Es  gilt  hier  nicht  ein  Ver- 
dächtigen aus  einzelnen  vielleicht  nur  gemifsdeuteten 
Handluligen,  nicht  ein  Hervorsuchen  verschollener  Ju- 
gendsünden, welche  mit  den  Unarten  des  kindlichen  AI- 
tiers  d^r  Vergessenheit  anheimfallen.  Wer  durch  Geist 
und  Herz  sich  gleich  ausgezeichnete  Achtung  und  den 
ungetheilten  Beifall  der  Würdigsten  seiner  Zeitgenos-. 
sen  zu  gewinnen  wufste,  der  trete  hin  an  den  Altar, 
welchen  der  Staat  der  freien  Pflege  der  Wissenschaft 
errichtet  hat,  und  werde  der  Lehrer  seiner  zur  Lern- 
freiheit herangereiften  Jugend.  Zu  befürchten  ist  nicht, 
dafs  nur  abgelebte  Greise  dieses  Heiligthum  betreten 
dürften.  Zwischen  der  Flamme  rastloser  Ehrsucht  des 
früheren  Mannesalters,  und  dem  matten  Strahle  der 
Abendsonne  des  Lebens  liegt  ein  Zeitraum  von  zwanzig 
Jahren  ruhiger,  aber  dennoch  kräftiger  Wirksamkeit; 
und  Wem  Geisteskraft  und  öffentliches  Vertrauen  ver- 
gönnen, während  dieses  Zeitraums  grofsen  Zwecken  ganz 
zu  leben,  der  darf  wohl  sagen,   er  habe  genug  gelebt. 
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Damit  soll  nicht  ausgeschlossen  sein  die  frühere  TUltig- 
keit  bei  der  höchst  selten  frühen  Reife  des  wahrhaft 
Vortrefflichen,  noch  das  spätere  Verweilen  der  länger 
ausdauernden  Kraft  nicht  minder  seltener  Organisation 
nen.  Nicht  der  Ausnahmen,  sondern  der  Regel  sollte 
hier  gedacht  werden.  Das  wahre  Leben  der  Universi- 
täten bedingt  für  die  Lehrer  Beweise  des  innem  Be- 
rufs, wie  nur  Männer  von  seltenen  Geistesgaben,  hoher 
Ausbildung  und  wahrem  Adel  der  Gesinnung  sie  zu  ge- 
ben vermögen:  denn  nur  unter  solcher  Leitung  wird  die 
Lehrfreiheit  ihre  goldene  Frucht  zur  Reife  bringen,  näm- 
lich das  Anregen  eines  Sinnes  für  Wissenschaft  und 
Kunst,  der  den  Geschäftskreis  aller  gebildeten  Stände 
im  öffentlichen  und  Privatleben  durchdringt  und  ver- 
edelt. Es  darf  nicht  besorgt  werden,  dafs  die  Forde- 
rung allzu  hoch  gestellt  sei:  das  lebendig  erkannte  Be- 
dürfnifs  lehrt  unfehlbar  die  Mittel,  den  äufsern  Beruf 
mit  dem  innern  zu  verbinden,  der  —  wie  selten  auch 
im  Allgemeinen  —  doch  zur  Zeit  wahrscheinlich  öfter 
unbeachtet  verkümmert,  als  aufgefunden  und  für  das 
Lehramt  benutzt  wird. 

Das  Zeitalter,  worin  die  Universitäten  entstanden, 
fand  in  dem  Erfolge  öffentlicher  Disputationen  die  we- 
sentlichste Probe  des  Berufs  zum  akademischen  Lehr- 
amte.  Die  Promotion  zu  den  Graden,  ohne  deren  Be- 
sitz Niemand  das  Recht  auf  Universitäten  zu  lehren  er- 
hielt, erfolgte  nur  nach  wohlbestandener  Vertheidigung 
öffentlicher  vorher  bekanntgemachter  Lehrsätze  —  The- 
sen. Der  Graduirte  selbst  mufste  seine  Befähigung  zur 
Aufnahme  in  einen  bqsondem  Kreis  von  Lehrern  wie- 
derum durch  den  siegreichen  Erfolg  einer  Disputation 
nachweisen  —  sich  habilitiren.  Unsere  Zeitgenossen  ha- 
ben diese  Form  beibehalten:   aber  der  Geist,  welcher 


sie  belebte,  ißt  entwichen.  Varmak  regte  die  Ankün- 
digung einer  Disputation  die  ganze  Universität  auf:  die 
am  schwarzen  Brette  angeschlagenen  Thesen  wurden 
von  der  Menge  begierig  aufgefafst;  die  Vorerörterung 
des  Für  und  Wider  ward  das  allgemeine  Gespräch.  Am 
Tage  der  Feierlichkeit  selbst  vermochte  der  weite  Hör- 
saal den  Andrang  lebhaft  theilnehroender  Zuhörer  nicht 
zu  fassen.  Der  Held  des  Tages  erschien,  je  nachdem^ 
er  erst  einen  Grad  erlangen,  oder  einen  Platz  in  der 
Fakultät  erwerben  wollte;  dort  als  Respondent  unter 
dem  Schutze  eines  angesehenen  Gelehrten,  welcher  der 
Feierlichkeit  präsidirte,  oder  ohne  solchen  selbstständig; 
hier  selbst  als  Präses  unter  Begleitung  eine^  gewählten 
Respondenten.  Er  forderte  die  Versammlung  zur  Be- 
streitung seiner  Thesen  auf.  Nicht  blos  erbetene  Op- 
ponenten traten  in  die  Schranken:  jedes  graduirte  Mit- 
glied der  Fakultät  konnte  opponiren,  und  sehr  oft  ward 
von  dieser  Freiheit  Gebrauch  gemacht.  Der  Neigung 
sich  geltend  zu  machen,  dem  Wunsch  Nebenbuhler  nicht 
aufkommen  zu  lassen ,  war  damit  Bahn  eröffnet,  und 
wehe  dem,  der  seinen  W"idersacher  nicht  auf  der  Stelle 
so  schlagend  zu  widerlegen  vermochte,  dafs  er  endlich 
verstummen  mufste.  Sein  gelehrter  Ruf,  seine  Aussicht 
auf  Wirksamkeit  als  Universitätslehrer  war  damit  ver- 
loren. Dieser  Streit,  der  die  wissenschaftliche  Existenz 
des  zu  Prüfenden  galt,  ward  in  frühern  Zeiten  mit  der 
vollen  Kraft  aufgeregter  Leidenschaften  geführt;  er  ver- 
längerte sich  bisweilen  in  die  Nacht  hinein,  oder  ward 
selbst  inehrere  Tage  lang  fortgesetzt.  In  der  That  waren 
die  Bedingungen  des  Kampfes  ungerecht.  Der  Einzelne, 
selbst  mit  Hülfe  eines  Präses,  oder  eines  Responden- 
ten, stand  einer  unbestimmten  Anzahl  von  Widersa- 
chern  gegenüber.     V^ie  sorgfältig  vorbereitet  er  auch 
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sein  mochte :  ganz  unerwartete  Angriffe  blieben  doch 
sehr  möglich,  und  er  mufste  Geistesgegenwart  genug 
besitzen,  auch  diese  sofort  abzuwehren.  Zu  verkennen 
ist  hierbei  nicht,  dafs  in  der  Regel  doch  nur  guter  Ruf 
und  persönliche  Achtung  die  Opponenten  bestimmen 
mufsten,  sich  nicht  des  ganzen  Yortheils  ihrer  Stellung 
zu  bedienen,  und  dafs  demnach  ein  günstiger  Erfolg  der 
Disputation  auch  von  sittlicher  Würde  nächst  der  gei- 
stigen Kraft  abhing. 

Es  bedarf  keiner  Darstellung  des  Gregensatzes,  wel- 
chen die  Disputationen  unserer  Tage  in  der  Regel  mit 
jener  Feuerprobe  bilden;  vergebens  sind  auch  alle  Ver- 
suche, die  Kraft  dieses  Prüfungsmittels  wiederherzustel- 
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len.  Disputirübungen,  Aneignen  grofser  Geläufigkeit 
im  Lateinsprechen  9  oder  auch  Gestattung  des  Gebrauchs 
der  Muttersprache  bei  akademischen  Disputationen,  füh- 
ren in  höchster  Wirksamkeit  jetzt  nur  noch  zur  Ver- 
geudung der  besten  Geisteskräfte  an  ein  sinnreiches 
Spiel.  Die  Wissenschaft  selbst  ist  diesen  Kämpfen  ent- 
wachsen; nicht  einmal  Streitschriften,  noch  weniger 
Streitreden  bieten  ihr  einen  Gewinn,  weldier  des  Kraft- 
aufwandes werth  wäre.  Das  Köstlichste,  was  die  Wis- 
senschaft hat,  wird  unbefangen  gegeben  und  mit  stiller 
Anerkennung  empfangen;  die  Streitigkeiten,  die  Par- 
teiungen  erheben  sich  selten  über^  die  mittlere  Region. 
Schriftliche  und  mündliche  Prüfungen,  welche  jetzt  noch 
ab  einziges  formelles  Mittel  zur  Erforschung  der  Wür- 
digkeit für  das  akademische  Lehramt  übrig  bleiben,  ßind 
bei  geschickter  und  gewissenhafter  Anwendung  wohl 
hinreichend,  das  offenbar  Verwerfliche,  das  klar  erweis- 
lich Unbrauchbare  von  der  grofsen  Masse  zu  sondern, 
welche  die  ganze  Reihe  vom  Vortrefflichen  bis  zum  Er- 
träglichen enthält:   aber  aller  Erfahrung  nach  sind  sie 


29^ 

nidit  geeignet,  das  Ausgezeichnete  mit  Sicherheit  her- 
auszufinden. Strenge  Verschärfungen  dieser  Prüfungs- 
mittel  haben  vielleicht  die  wahre  Genialität  öfter  ver- 
scheucht, als  hervorgezogen.  Hunderte  bestehen  alle 
.  vorschriftsmäfsige  Prüfungen,  und  treten  in  die  Reihe 
der  Privatdocenten,  obwohl  sie  niemals  vermögen,  ein 
wahrhaft  wissenschaftliches  Leben  in  ihren  Zuhörern  an- 
zuregen.  Der  Reiz  einer  freien  Beschäftigung  mit  den 
Wissenschaften  verleitet  leicht  zu  dem  Glauben  an  einen 
innern  Beruf  zum  akademischen  Lehramt.  So  wächst 
die  Zahl  der  Privatdocenten,  mit  ihr  die  Anforderungen 
auf  Anstellung  und  Besoldung,  die  —  wenn  auch  zö- 
gernd anerkannt  ,^  endlich  doch  unab weislich  erscheinen. 
Obwohl  die  Regierungen  Niemand  auffordern^  sich  auf 
dieser  Bahn  einen  Anspruch  auf  Anstellung  in  akademi- 
schen Lehrämtern  zu  erwerben,  so  rechnen  doch  Privatdo- 
centen es  dem  Staate  als  ein  ihm  dargebrachtes  Opfer  an, 
dafs  sie  selbst  unaufgefordert  die  Blüthenzeit  ihres  Lebens 
in  dieser  Richtung  verwandten.  Auch  kann  eine  £nt- 
muthigung  der  Privatdocenten  durch  gänzliches  Versagen 
einer  Rücksidit  auf  ihren  Anspruch  so  lange  nicht  gewagt 
werden,  als  die  Formen  der  Universitätsverfassung  es 
noch  Jetzt  nothwendig  machen,  die  Professuren  in  der 
Regel  mit  ihnen  zu  besetzen.  Die  Würde  der  Wissen- 
schaft verbeut  bei  der  Besetzung  akademischer  Lehrer- 
stellen jeden  Gedanken  an  das  Aufregen  einer  wettei- 
fernden Bewerbung  um  dieselben.  Bei  voller  Anerken- 
nung menschlicher  Schwäche  wollen  wir  doch  vertrauen, 
dafs  die  Wissenschaft  sichrer  gefördert  werde  durch  den 
reinen  Trieb,  sich  zu  unterrichten,  als  durch  das  Trei- 
ben der  Ehrsucht,  den  Wetteifer  um  Glanz  und  Gunst, 
und  den  gesammten  Prioritätenkram.  Aber  wie  viel  Ge- 
wicht dennoch  auf  solche  Förderungsmittel  gelegt  wer- 
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den  möge,  so  darf  doch  wenigstens  die  Universität  nidit 
die  Rennbahn  sein,  worauf  die  Konkurrenz  ihren  Kampf 
anstellt  und  ihre  Kronen  vertheilt.  Wohl  ist  der  höchste 
irdische  Lohn  eines  geistreichen  und  treuen  Lehrers  die 
dankbare  Verehrung  zahlreicher  Schüler,  welche  die  öf- 
fentliche Anerkennung  ihm  zufuhrt,  und  die  Macht  sei- 
nes Geistes  und  Gemüths  ihm  aneignet:  volle  Hörsäle 
bei  reiner  Lehr-  und  Lernfreiheit  sind  aus  solcher  An- 
sicht ein  köstliches  Zeugnifs  für  die  Trefflichkeit  des 
Lehrers.  Aber  das  Geistige  will  auch  geistig  gerichtet 
sein.  Entscheidet  nur  die  todte  Zahl  der  Zuhörer  über 
Gunst  und  Grewinn,  so  wird  damit  eine  sehr  arge  Ver- 
suchung aufgestellt  für  Lehrende  und  Lernende,  jenen, 
nach  Frequenz  zu  haschen,  diesen,  an  unreine  Absich- 
ten ihrer  Führer  zu  glauben.  Das  Vertrauen,  dafs  nur 
Wenige,  dafs  Niemand  sogar  solcher  Versuchung  er- 
liegen werde,  wie  gern  es  wohlwollend  gehegt  werden 
möge,  wird  deren  Aufstellung  doch  niemals  rechtferti- 
gen können;  würde  sie  durch  ein  unglückliches  Ver- 
hängnifs  dennoch  wirksam,  so  würde  die  Lehrfreiheit 
die  Wissenschaft,  und  die  Lernfreiheit  die  Disciplin  ver- 
derben. 

Auch  reiner  Eifer  für  die  Förderung  der  Wissen- 
schaft um  ihrer  selbst  willen  kann  wohl  zu  der  Meinung 
verleiten,  dafö  jede  besondere  Richtung  der  wissenschaft- 
lichen Thätigkeit  ihren  eignen  Repräsentanten  unter  dem 
Lehrerpersonal  einer  vollständig  besetzten  Universität 
haben  müsse.  Da  nun  die  Richtungen  der  wissenschaft- 
lichen Thätigkeit  eben  so  verschieden  sind  als  die  Indi- 
vidualität der  Personen,  und  da  die  Eigenthümlichkeit 
sich  in  der  Regel  um  so  schärfer  ausprägt,  je  beschränk^ 
ter  sie  ist:  so  liegt  in  dieser  Meinung  theils  ein  unbe- 
grenztes Streben  nach  Vei;^ehrung  der  Lehrerzahl,  theils 
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eine  Rechtfertigung  der  Aufnahme  sehr  fleifsiger,  aber 
beschränkter  Männer  in  den  Kreis  der  akademischen 
Lehrer,  Die  grofse  Erleichterung  des  Zutritts  in  den- 
selben, wekhe  der  zeitige  Zustand  des  Proraotions-  und 
Habilitationswesens  gewährt,  erscheint  aus  dieser  Ansicht 
sogar  als  ein  wesentlicher  Yortheil.  Es  kann  allerdings 
nicht  verkannt  werden,  dafs  die  fortschreitende  Erwei- 
terung der  Wissenschaften  ins  Unermefsliche  hinaus  eine 
gleichmäfsig  fortschreitende  Theilung  und  Bearbeitung 
derselben  erfordert.  Je  weiter  aber  diese  Theilung  vor- 
rückt, um  so  dringender  wird  es  auch,  einer  Zersplit- 
terung der  Wissenschaften  in  Notizensammlungen  vor- 
zubeugen. Dieses  ist  der  Beruf  der  Männer,  deren  Geist 
Haupttheile  der  Wissenschaften  in  voller  Klarheit  über- 
schaut. Ueberall  das  Bedeutende,  das  Fruchtbare  aus 
den  Ergebnissen  der  einzelnen  Forschungen  mit  sicherm 
Blicke  sondernd  und  ordnend,  erweitern  sie  zugleich 
das  Reich  der  Wissenschaft  und  der  Bildung,  jenes,  in- 
dem sie  neue  Ansichten  schaffen,  —  dieses,  indem  sie 
die  gewonnenen  Schätze  des  Wissens  in  Umlauf  brin- 
gen. Das  sind  die  wahrhaft  berufenen  Universitätsleh- 
rer, wenn  zu  solchen  Geistesgaben  und  Kenntnissen  sich 
noch  Gemüth  und  Macht  der  Rede  gesellt.  Fruchtbare 
Verwendungen  der  wissenschaftlichen  Thätigkeit  auf  ein 
sehr  beschränktes  Feld  des  Wissens  entstehn  in  der  Re- 
gel erst  im  reifern  Mannesalter,  wo  theils  Standes-, 
Amts  -  oder  Geschäftsverhältnisse  dazu  veranlassen,  theils 
besondere  Schicksale  darauf  leiten,  theils  eigenthümliche 
Geistesanlagen  zu  selbstständiger  Entwickelung  gelan- 
gen. Selbst  in  den  höchst  seltenen  Fällen,  wo  wirklich 
schon  in  den  Jünglingsjahren  ein  unverkennbarer  Trieb 
zur  Geistesbeschäftigung  in  einer  sehr  beschränkten  Rich- 
tung vorwaltet,  wird  es  um  §o  räthlicher  bleiben,  das 
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besondere  Studium  nicht  ohne  eine  reiche  Mitgift  allge- 
meiner Kenntnisse  zu  beginnen^  als  darin  eben  die  si- 
cherste Gewähr  liegt,  dafs  ein  den  rühmlichsten  Bestre- 
bungen gewidmetes  Leben  nicht  eitlen  Visionen  oder 
geisttödtenden  Mikrologien  erliege.  Weder  das  Lebens- 
alter noch  die  Vorbereitung  unserer  Studirenden  befä- 
higen dieselben,  sich  bereits  auf  der  Universität  einer 
Thätigkeit  hinzugeben,  die  sich  extensiv  in  hohem  Maafse 
beschränkt,  um  intensiv  desto  kräftiger  zu  wirken.  Ihre 
Bestimmung  erheischt  vielmehr  gerade  das  Gegentheil: 
nur  in  allgemeinen  Umrissen  liegt  sie  vor  ihnen.  Noth- 
dürftig  scheidet  sich  auf  dieser  Bildungsstufe  der  Lehr- 
stand in  Kirchen  und  Schulen,  der  Staatsbeamte  in  rich- 
terliche und  Verwaltungsdienste,  der  Arzt,  und  der, 
welcher  wissenschaftliche  Vorbereitung  auf  ein  Leben 
übertragen  will,  das  technischen  Beschäftigungen  im 
Staatsdienste  oder  Jn  gewöhnlichen  Privatverhältnissen 
gewidmet  ist.  Die  Zukunft,  welche  Jedem  seine  beson- 
dere Stellung  in  diesen  weiten  Kreisen  anweist,  liegt 
noch  im  Dunkeln,  und  Diejenigen  finden  sich  oft  am 
meisten  durch  unerwartetes  Schicksal  überrascht,  die 
schon  früh  sehr  bestimmte' Lebenspläae  entwarfen.  Zu 
vergessen  ist  überdies  nicht,  dafs  in  den  Meinungen  und 
Bedürfnissen  der  Zeitgenossen  während  der  vierzig  oder 
fünfzig  Jahre  eines  thätigen  Lebens  Veränderungen  vor- 
gehn,  die  nur  dann  mit  Glück  überstanden  werden, 
wenn  allgemeine  Bildung  dem  Geiste  grofse  Freiheit  in 
der  Wahl  seiner  Richtung  gestattet.  Einer  der  wich- 
tigsten Zwecke  der  wissenschaftlichen  Bildung  ist  eben, 
der  Einseitigkeit  zu  wehren,  welche  das  frühe  Anlernen 
für  eine  besondere  Bestimmung  erzeugt.  In  der  That 
ist  es .  wohl  auch  die  Meinung  nicht,  dafs  der  Studi- 
rende  schon  auf  Universitäten  sich  der  Bearbeitung  ganz 
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apecieller  Theile   der  Wissenschaft  hingeben  soll:   die 
sehr  wohlg^emeinte  Absicht  ist  Tielmehr,   dem  Studiren- 
den  Gelegenheit  zu  geben,   dafs  er  Vorträge  über  Jede 
Kenntnifs,  worauf  Neigung  oder  Zufall  ihn   leiten,  bei 
einem  Depositär  derselben    hören    könne,    der  sie   bis 
an   die   äufserste  Grenze   des  zeitigen  "Wissens  verfolgt 
hat,   und   eben   deshalb   in  der  Auswahl  des  Fruchtbar- 
sten für  seine  Zuhörer  durch  keinen  Mangel  an  Ueber- 
sicht  beengt  wird.     Aber  Gelüste  sollen  nicht  auf  Ko- 
sten  des   Bedürfnisses    befriedigt   werden.     Der  Studi- 
rcnde,  welcher  mit  grofser  Theilnahme  einer  übersicht- 
lichen  Darstellung   auch    solcher   Kenntnisse    zugehört 
hätte,   die   nicht  zunächst  zum  Bestehen  der  Staatsprü- 
fungen gehören,   wird  bald  mit  Einzelnheiten  übersät- 
tigt, wenn  er  solche  Belehrung  bei  Männern  such<^  de- 
ren ganzes  wissenschaftliches  Leben  einer  sehr  beschränk- 
ten Richtung  hingegeben  ist,  und  deren  Eifer  für  ihr 
besondres  Fach  sie  gewöhnlich  übersehen  läfst,  welcher 
Grad  der  Bekanntschaft  mit  demselben  noch  mit  einer 
fruchtbaren  Bildung  für  allgemeinere  Zwecke  vereinbar 
ist.     Zwischen   einer  Beschränkung  der  üniversitätsstu- 
dien  auf  bestitnmte  Vorträge,   und   dem  Eröffnen   einer 
Aufforderung  sich  zu  unterrichten,  welche  sich  ins  Gren- 
zenlose verliert,  giebt  es  eine  Freiheit,  welche  den  Be- 
dürfnissen und  Kräften  der  Studirenden  angemessen  ist, 
und  den  Geist  nährt,  ohne  ihn  zu  zerstreuen.     Gelehrte, 
deren  ganze  Geisteskraft  sich  der  Erforschung  aller  Ein- 
zelnheiten eines  an  sich  selbst  schon  sehr  beschränkten 
Gebiets  wissenschaftlicher  Kenntnisse  widmen,  finden  die 
Stellung,  welche  ihrer  Wirksamkeit  angemessen  ist,  nicht 
sowohl  in  dem  Kreise  der  Universitätslehrer,   als  unter 
den  Mitgliedern  der  Akademien. 

Es  ist  eine  Krankheit  des  Zeitalters,  Nichts  vernüuf- 
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tigern  Ermessen  überlassen,  sondern  Alles  entweder  durcli 
streng  bestimmte  Vorschriften  regeln,  oder  unbedingt 
freigeben  wollen.  Die  Besorgnifs,  menschlicher  Will- 
kür zu  verfallen,  nöthigt  solche  Extreme  auf.  Gleich- 
wohl giebt  es  keinen  unverständigem  Herrn,  als  den 
todten  Buchstaben,  und  keinen  herzlosem,  als  den  ent- 
fesselten Mifsbrauch.  Wo  die  allgemeine  Bildung  so 
weit  vorgeschritten  ist,  dafs  die  öffentliche  Meinung  zu- 
gleich freimüthig  und  züchtig  erscheint,  da  darf  kein 
erhebliches  Verirren  vom  vernünftigen  Ermessen  zu  ge- 
hässiger Willkür  besorgt  werden:  vielmehr  waltet  un- 
ter solcher  Bedingung  in  den  wichtigsten  Lebensverhält- 
nissen sehr  viel  mehr  wahre  Freiheit,  als  unter  dem 
Joche  jener  Extreme.  Das  möge  denn  auch  hier  An- 
wendung finden,  wo  Vorschläge  für  neue  Formen  ge- 
sucht werden  dürften ,  woran  die  Verleihung  des  Rechts 
zu  lehren  gebunden  werden  möchte.  Ist  das  Bedürfnifs 
richtig  erkannt,  so  wird  der  reine  Wille  die  Mittel  zu 
dessen  Befriedigung  wohl  finden,  wenn  dem  vernünfti- 
gen Ennessen  freier  Raum  gelassen,  und  das  eitle  Spiel 
mit  den  Formen  weiland  sehr  bedeutender  Anstalten  auf- 
gegeben wird,  deren  Geist  längst  entwichen  ist. 

Die  Universitäten  verblieben  nicht  lange  reine  Pri^ 
vatvereine;  die  Wissenschaft  erwarb  sich  Gönner  an 
den  Höfen  der  Fürsten,  und  Belohnungen  durch  Ehren 
und  Einkünfte.  Der  Einflufs,  welchen  die  Geistlichkeit 
damals  noch  auf  alles  Geistige  ausübte,  drang  auch  in 
die  Gelehrtenvereine  ein.  Geweckt  und  genährt  durch 
das  wissenschaftliche  Leben  gingen  die  begabtesten  Schü- 
ler der  Universitäten  zu  den  höchsten  Würden  in  der 
Kirche,  in  der  Rechtspflege  und  in  der  Verwaltung  der 
öffentlichen  Angelegenheiten  über,  oder  erwarben  sich 
auch  als  Leibärzte  das  Vertrauen  der  Mächtigen  und 
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Reichen.  Das  Uebergewicht,  welches  wissenschaftliche 
Bildung  ihnen  verlieh ,  errang  allgemeine  Anerkennung 
in  solchem  Maafse,  dafs  Uniyersitätsstudien  fortan  als 
unerläfsliche  Bedingung  eines  Anspruchs  auf  solche  Wür- 
den und  solches  Vertrauen  erschienen.  In  Folge  dieser 
Anwendung  der  allgemeinen  wissenschaftlichen  Bildung 
entstanden  im  Schoofse  der  Universitäten  selbst  beson- 
dere Anstalten  für  die  Vorbereitung  zu  den  hohem  geist- 
lichen und  weltlichen  Aemtern  und  zur  Ausübung  der 
Heilkunde,  das  ist:  die  theologische,  juristische  und  me- 
dicinische  Fakultät  neben  der  philosophischen,  welche 
der  ursprüngliche  Bestandtheil  der  Universitäten  war, 
allmälig  aber  zu  der  Stellung  einer  Vorbereitungs-  und 
Hülfsanstalt  für  jene  drei  sogenannten  obern  Fakultäten 
herabsank.  So  stand  das  Verhältnifs  wirklich,  nachdem 
die  Universitäten  Staatsanstalten  geworden  waren.  Selbst 
diejenigen  Studirenden,  welche  der  Wissenschaft  um  ih- 
rer selbst  willen,  und  nicht  zur  Erlangung  von  Aem- 
tern und  Würden  aufser  dem  Schoofse  der  Universitä- 
ten pflegten,  hielten  sich  in  der  Regel  doch  zu  einer 
der  drei  obern  Fakultäten.  Bis  in  sehr  neue  Zeiten 
waren  die  berühmtesten  Lehrer  in  der  philosophischen 
Fakultät,  die  Träger  der  Wissenschaft  und  Depositäre 
der  gründlichsten  Gelehrsamkeit,  aus  einer  der  drei  obern 
Fakultäten  hervorgegangen.  Alß  Studirende  waren  wei- 
land die  Philologen  bei  der  theologischen,  die  Histori- 
ker Und  Kameralisten  bei  der  juristischen,  die  Natur- 
forscher bei  der  medicinischen  Fakultät  immatrikulirt. 
Das  hat  allerdings  nicht  gehindert,  dafs  jene  Heroen  der 
Wissenschaft  das  weite  Feld  ihrer  Kenntnisse  mit  vol- 
ler Unbefangenheit  überschauten;  auch  litt  das  Ansehn 
der  Wissenschaft  keinesweges  durch  diese  Gewohnheit, 
welche  sich  vielmehr  auf  eine  Achtung  für  dieselbe  grün- 
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dete,  die  sich  lieber  in  Werten  als  in  Worten  aus- 
sprach. Es  war  nur  hohe  Achtung  für  ein  wahrhaft 
wissenschaftliches  Leben,  was  zur  Anerkennung-  nöthigte, 
dafs  Mittelmäfsigkeit  darin  durchaus  nicht  geduldet  wer- 
den könne,  und  dafs  Derjenige,  welcher  nichts  Grofses 
und  Ausgezeichnetes  darin  zu  leisten  vennag,  in  solche 
Verhältnisse  zurückzuweisen  sei,  worin  auch  das  Mit- 
telmäfsige  noch  sehr  nützlich  werden  kann.  In  den  Uni- 
versitätsjahren ist  nur  in  den  allerseltensten  Fällen,  und 
vielleicht  niemals  mit  voller  Gewifsheit  vorauszusehen,  ob 
ein  Studirender  sich  in  einer  Wissenschaft,  die  mit  be- 
sondrer Vorliebe  und  glücklichem  Erfolge  von  ihm  be- 
trieben wird,  zu  einer  solchen  Höhe  emporschwingen 
werde,  dafs  er  dieselbe  selbst  zu  fördern,  und  als  frucht- 
barer Lehrer  seinem  Zeitalter  vorzuleuchten  vermag.  In- 
dem er  sich  derjenigen  Fakultät  anschliefst,  worin  seine 
Lieblingswissenschaft  vorzüglich  Anwendung  findet,  be- 
hält er  sich  die  Möglichkeit  offen,  in  dieser  eine  ge- 
achtete Stellung  aufser  dem  rein  wissenschaftlichen  Kreise 
zu  gewinnen,  wenn  ihm  auch  die  höhere  Weihe  versagt 
bliebe,  wodurch  allein  die  Pflege  der  Wissenschaft  um 
ihrer  selbst  willen  ihre  hohe  Bedeutung  und  ihren  Gei- 
stesadel  empfängt«  Hiennit  wird  durchaus  kein  Tadel 
dagegen  ausgesprochen,  dafs  in  den  neusten  Zeiten  die 
philosophische  Fakultät  wieder  eine  höhere  Stellung  ein- 
genommen hat,  und  nicht  mehr  als  die  Magd  der  drei 
obern  Fakultäten,  sondern  als  die  gemeinsame  Mutter 
derselben  erscheint.  Es  ist  unleugbar  ein  Fortschritt, 
dafs  die  morgenländischen  Sprachen  und  selbst  die  grie- 
chische  nicht  mehr  blos  wegen  ihrer  Anwendung  auf 
Erklärung  der  Bibel;  das  Naturrecht,  die  deutsche  Reichs- 
geschichte und  die  Staatswirthschaft  nicht  mehr  blos  als 
Vorbereitung,  HüUskenntnifs  und  Zugabe  bei  dem  Stu- 
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dium  der  Rechte;  die  Botanik  und  Chemie  nicht  nur  in 
Bezug  auf  die  Zusammensetzung  der  Arzneimittel,  son- 
dern sämmtlich  unabhängig  von  diesen  besondern  An- 
ivendungen  gelehrt  werden.  Indem  diese  Wissenschaft 
ten  wieder  unbedingt  und  unbeschränkt  der  philosophi- 
schen Fakultät  angeeignet  wurden,  erweiterte  sich  das 
Feld  der  Forschungen  darin  ins  Unermefsliche,  und  selbst 
für  den  Gebrauch  im  gemeinen  Leben  wurden  sie  bei 
weitem  fruchtbarer  und  vielseitigen  Aber  daraus  folgt 
noch  keine  Rechtfertigung  für  den  Dünkel,  welcher  es 
verschmäht,  sich  durch  Universitätsstudien  für  die  Ge- 
schäfte des  bürgerlichen  Lebens  vorzubereiten,  ehe  sein 
Beruf  für  die  reine  Pflege  der  Wissenschaft  entschie- 
den ist. 

Das  Promotions-  und  Habilitationswesen  ist  jedoch 
keinesweges  durch  die  veränderte  Stellung  der  Univer- 
sitäten, sondern  allein  durch  die  weitere  Ausbildung  der 
Wissenschaft  selbst  unhaltbar  geworden.  Die  Zeiten 
sind  noch  nicht  sehr  weit  entfernt,  wo  die  grofse  Dürf- 
tigkeit der  litterarischen  Hülfsmittel  es  äufserst  schwer 
machte,  denjenigen  Vorrath  von  materiellen  Kenntnis- 
sen mit  einem  beträchtlichen  Aufwände  von  Zeit  und 
Kosten  zu  sammeln,^en  jeder  Studirende  jetzt  mit  gro^ 
fser  Leichtigkeit  schon  in  den  Universitätsjahren  erlangt 
Aber  in  Folge  dieser  Leichtigkeit  bekundet  auch  der 
Besitz  solcher  Kenntnisse  bei  weitem  nicht  das  Maafs 
von  Ausbildung  des  Auffassungsvermögens  und  von  aus- 
dauerndem Fleifse,  was  früher  dadurch  bezeugt  wurde. 
Mündliche  Prüfungen  können  doch  gröfstentheils  nur 
über  den  Besitz  solcher  Kenntnisse  entscheiden;  akade- 
mische Probeschriften,  wie  die  gewöhnlichen  Disserta- 
tionen,  sind  im  besten  Falle  Monographien,  deren  Aus- 
arbeitung die  Reichhaltigkeit  der  Hülfsmittel  jetzt  s^r 
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erleichtert.  Die  Disputationen  endlich  haben  längst  auf* 
gehört,  Beweise  von  Scharfsinn  und  Urtheilskraft  za 
sein.  In  Folge  dieser  Verhältnisse  kann  akademische. 
Grade  jetzt  Jeder  erwerben,  der,  vom  Gymnasium  reif 
für  Universitätsstudien  entlassen,  dieselben  nur  mit  dem 
gewöhnlichen  Maafse  von  Fähigkeit  und  Fleifs  benutzte. 
Ihr  Besitz  bekundet  in  der  Regel  keine  besonders  aus^ 
gezeichnete  wissenschaftliche  Bildung,  sondern  nur  eiiie 
Stellung  im  Leben,  welche  denselben  der  bestehenden 
Verfassung  nach  nothwendig  machte,  oder  wenigstens 
der  herrschenden  Sitte  gemäfs  anständig  erscheinen  liefs* 
In  der  theologischen  Fakultät  wird  die  Lieentiatur  nur 
gesucht,  um  dadurch  imd  durch  die  nachfolgende  Ha- 
bilitation die  Befugnifs  zu  erlangen,  theologische  Vor- 
lesungen als  akademischer  Privatdocent  zu  halten.  Den 
Doktorgrad  ertheilt  diese  Fakultät  nur  Männern,  welche 
bereits  ein  angesehenes  geistliches  oder  Lehramt  ver« 
walten.  In  der  juristischen  Fakultät  wird  der  Doktor« 
grad  gewöhnlich  gesucht,  um  die  Habilitation  zum  aka- 
demischen Privatdocenten  in  derselben  vorzubereiten; 
doch  erfordern  in  einigen  deutschen  Staaten  theils  die 
Schicklichkeit,  theils  selbst  die  Gerichtsverfassung  die 
Doktorwürde  für  die  Mitglieder  der  obersten  Justizkol- 
legien. Auch  ist  es  noch  nicht  ganz  ungewöhnlich  ge- 
worden, vorbereitend  für  solche  Zwecke  die  juristische 
Lieentiatur  zu  suchen,  und  den  Doktorgrad  später  nach- 
zuholen. Die  Befähigung  zur  medizinischen  Praxis  wird 
zwar  in  denjenigen  deutschen  Staaten,  worin  die  medi- 
zinische Polizei  sorgfältiger  gehaudhabt  wird,  keiueswe- 
ges  blos  durch  Erlangung  des  Doktorgrades  erworben: 
aber  derselbe  gilt  in  solcher  Allgemeinheit  als  Vorbe- 
reitung dazu,  dafs  selbst  in  der  Sprache  des  Volks 
Doktor  und  praktischer  Arzt  gleichbedeutend  ge- 
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worden  sind,  und  im  gemeinen  Leben  Jeder  Doktor 
l^enannt  wird,  der  innere  Krankheiten  zu  heilen  befiii>;t 
ist.  Daher  endigt  auch  das  Universitätsstudium  der  Me- 
dizin in  der  Regel  mit  dem  Erwerben  des  Doktorgrades. 
Die  Diplome,  welche  die  philosophische  Fakultät  ertheilt, 
bezeichnen  ihren  Inhaber  als  Philosophiae  Doefor 
ei'  artium  liheralium  Magister,  Die  solcherge- 
stalt Promovirten  wurden  bis  in  sehr  neue  Zeiten  nur 
Magister  genannt,  und  es  war  ihnen  zum  Theil  so- 
gar durch  besondere  Verordnungen  verboten,  sich  Dok^ 
toren  zu  nennen.  In  einigen  Gegenden  Deutschlands 
war  es  beinahe  eine  Anstandspflicht  geworden,  däfs  Kan- 
didaten des  Predigtamts  die  philosophische  Doktorwürde 
nachsuchten,  und  im  gemeinen  Leben  wurden  daselbst 
Geistliche,  die  noch  keinen  höheren  Titel  hatten,  Ma- 
gister genannt,  weil  allgemein  vorausgesetzt  wurde,  dafs 
sie  diese  Würde  besäfsen.  In  den  neusten  Zeiten  ist 
jedoch  der  Doktortitel  auch  für  die  Promovirten  in  der 
philosophischen  Fakultät  gebräuchlich  geworden.  Der 
Doktorgrad  in  derselben  wird  nicht  allein  von  Denjeni- 
gen gesucht,  welche  sich  als  Privatdocenten  auf  Univer- 
sitäten habilitiren  wollen,  sondern  auch  sehr  oft  von 
jungen  Gelehrten,  welche  Lehrerstellen  an  den  (Gymna- 
sien suchen,  oder  auch  zur  Zeit  noch  ohne  besondere 
Bestimmung  überhaupt  in  litterarischen  Beschäftigungen 
leben.  Es  ist  in  solchen  Fällen  eine  Sache  des  Anstan- 
des,  sich  in  Ermanglung  eines  höhern  Titels  wenigstens 
doch  als  Doktor  anzukündigen.  Das  Recht,  akademi-^ 
sehe  Würden  zu  verleihen,  ist  in  frühem  Zeiten  von 
einigen  Universitäten  sehr  gemifsbraucht  worden:  es 
wurden  in  der  philosophischen  und  mitunter  auch  in 
der  medizinischen  Fakultät  Doktor -Diplome  ohne  vor- 
gängige mündliche  PHifting  und  ohne  Disputation  auf 
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den  Grand  eingesandter  Probeschriften  gegen  die  Ge- 
bühren ertheilt,  und  ivenn  auch  soldie  tfi  absentia 
promdti  nicht  zur  Habilitirung  als  Priyatdocenten  zu- 
gelassen wurden,  so  geschah  doch  in  andern  Lebensyer- 
hältnissen  der  herrschenden  Sitte  durch  den  erlangten 
Titel  Genüge.  In  den  neusten  Zeiten  ist  dieser  Mifs- 
brauch  hoffentlich  überall  abgestellt  worden,  und  wenn 
jetzt  noch  akademische  Würden  ohne  vorgängige  münd- 
liche' Prüfung  und  Disputation  ertheilt  werden,  so  ge- 
schieht dies  durchaus  kostenfrei  und  nur  zur  Bezeigung 
besonderer  Achtung.  Achtungsbezeigungen  dieser  Art 
sind  i^war  zunächst  wissenschaftlicher  Auszeichniuig  vor- 
behalten:  aber  sie  werden   doch  auch  nicht  selten  an- 
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gewandt,  Männern  in  hohen  Staatsämtern,  selbst  Mini- 
stern und  Generalen,  oder  von  hoher  Geburt,  selbst' 
Prinzen,  damit  die  Ehrerbietung  der  Universität  zu  be- 
zeigen. Es  besteht  nun  allerdings  hierbei  das  eigen- 
thümliche  Mif sverhältnif s ,  dafs  dieselbe  Würde  einer- 
seits für  die  höchste  Ehrenbezeugung  gilt,  welche  die 
Universitäten  zu  geben  vermögen,  und  andrerseits  doch 
auch  ganz  unbedenklich  jungen  Männern,  welche  die 
Universitätsstudien  nur  eben  vollendet  haben,  nach  Ab- 
leistung von  Proben,  ^ie  mehrentheils  eben  kein  ausge- 
zeichnetes Verdienst  um  die  Wissenschaft  bekunden,  ge- 
gen die  Gebühr  ertheilt  werden.  Der  Doktortitel  hat 
für  die  Promovirten  in  solchen  Fällen  kaum  irgend  einen 
andern  Werth,  als  dafs  er  die  wohlgemeinte  Absicht  der 
Universität,  einen  hochgefeierten  Mann  auch  ihrerseits 
ehren  zu  wollen,  bekundet. 

Es  lag  in  dem  Sachverhältnisse  selbst,  dafs  die  Mei- 
ster in  der  Wissenschaft,  deren  freier  Verein  Universi- 
täten begründete,  nur  Männer  unter  sich  aufnahmen, 
welche  durch  sehr  ernste  und  entscheidende  Proben  sich 
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als  ebenbürtig  an  Wissenschaft  und  Geist  ausgewiesen 
Iiatten.  Wenn  aber  wirklich  auch  )etzt  noch  nur  allein 
die  Wahl  der  Universitätslehrer  über  die  Aufnahmt  neuer 
Mitglieder  entschiede,  so  würden  dennoch  die  herkömm- 
lichen Promotions-  und  Habilitationsformen  nicht  mehr 
ein  schickliches  Mittel  sein,  die  Würdigsten  aufzufin- 
den. In  denjenigen  deutschen  Staaten,  welche  selbst- 
ständig auch  in  Bezug  auf  Anstalten  zur  wissenschaftli- 
chen Bildung  sind,  kamen  die  Regierungen  ganz  davon 
zurück,  selbst  d<en  auf  den  eignen  Landesuniversitäten 
vollzogenen  Promotionen  so  weit  zu  vertrauen,  dafs  da- 
durch irgend  eine  Prüfung  entbehrlich  gemacht  würde, 
wovon  der  Eintritt  in  den  Staatsdienst,  oder  die  Befug- 
nifs  zur  öffentlichen  Praxis  abhängt.  Der  erlaugte  Dok- 
torgrad an  sich  selbst  erspart  im  Preufsischen  Staate  kei- 
nem Kandidaten  der  Rechte  auch  nur  das  Auskultator- 
Examen,  und  noch  weniger  die  Referendaria ts-  und  As- 
sessor-Prüfung. Kein  Doktor  der  Medizin  wird  zur  ärzt- 
lichen Praxis  zugelassen,  bevor  er  das  Staatsexamen  ge- 
nugthuend  bestanden  hat.  Niemand  erhält  eine  feste  An- 
stellung als  Lehrer  in  Kirchen  und  Schulen  ohne  vor- 
gängige Prüfung.  Die  Promotion  begründet  nur  eine 
günstige  Vermuthung,  auf  deren  Grund  Abkürzungen 
des  vorgeschriebenen  Verfahrens  zulässig  sind.  Nur  al- 
lein in  Bezug  auf  das  Lehramt  in  den  Universitäten  selbst 
läfst  es  die  Regierung  bei  denjenigen  Beweisen  erlang 
ter  Kenntnisse  bewenden,  welche  vor  den  Fakultäten 
selbst  in  den  vorgeschriebenen  Formen  der. Promotion 
und  Habilitation  abgelegt  werden.  Zwar  bleibt  auch 
hier  die  Befugnifs,  als  Privatdocent  aufzutreten,  von  ihrer 
Genehmigung  abhängig:  aber  es  sind  nicht  wissenschaft- 
liche, sondern  sittliche  Beziehungen,  welche  bei  dieser 
Genehmigung  in  Betrachtung  kommen.     Erkennen  aber 
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die  Regieruugen  in  den  akademisch»!  Promotionen  nicht 
einmal  einen  hinlänglichen  Beweis  deijenigen  vrissen- 
schaftlichen  Vorbereitung,  welche  zum  Eintritte  in  den 
Staatsdienst,  zur  Anstellung  in  öffentlichen  Lehrämtern 
in  Kirchen  und  Schulen,  oder  auch  zur  Gestattung  der 
medizinischen  Praxis  befähigt:  so  scheint  es  nodb  bei 
weitem  unzulässiger,  darin  ein  vollgültiges  Zeugnifs  für 
den  Besitz  derjenigen  ausgezeichneten  Eigenschaften  zu 
finden,  welche  die  würdige  Verwaltung  eines  Lehramtes 
an  den  Uniyersitäten  auf  der  Bildungsstufe  des  Zeital- 
ters unbedingt  erfordert.  Unter  den  Priyatdocenten  der 
deutschen  Uniyersitäten  befinden  sich  allerdings  Männer 
von  gründlicher  Gelehrsamkeit,  durch  Natur  und  gün- 
stige äufsere  Verhältnisse  reichlich  mit  Allem  ausgestat- 
tet, was  ziu*  fruchtbaren  Verbreitung  echt  wissenschaft- 
licher Bildimg  unter  den  Studirenden  gehört,  und  be- 
seelt yon  demjenigen  Adel  der  Gesinnung,  der  eine  wür- 
dige Verwendung  solcher  ausgezeichneten  Lehrgaben 
verbürgt  Aber  nicht  die  jetzt  bestehenden  Anstalten 
zur  Prüfung  der  Lehrfähigkeit,  sondern  der  Drang  des 
innem  Berufes  führte  dieselben  den  Universitäten  zu, 
und  in  ntdit  geringer  Anzahl  stehen  Männer  neben  ih- 
nen in  der  Reihe  der  Privatdocenten,  welche  sich  die- 
sem Stande  mit  sehr  viel  weniger  Anlagen  und  Vorbe- 
reitung dazu  und  aus  minder  lautern  Beweggründen  an- 
schlössen. Vielfältig  verlockt  die  Scheu  vor  derjenigen 
Abhängigkeit,  worin  der  junge  Mann  sich  in  den  er- 
sten Stadien  seiner  Thätigkeit  im  öffentlichen  oder  auch 
nur  Privatdienste  befindet,  zur  Hinneigung  an  ein  fi-eies 
wissenschaftliches  Leben,  woraus  in  Ermanglung  des  in- 
nern  Berufs  dazu  doch  nicht  viel  mehr,  als  ein  geschäf- 
tiger Müfsiggang  entsteht.  Zuweilen  ma^  selbst  für  ein 
längeres  Verweilen  auf  Universitäten,  und  endlich  zum 
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Yerbleiben  bei  deaselben  in  der  Stellung  eines  Privat- 
docenten  das  unheimliche  Gefühl  entscheiden,  dafs  bei 
vielseitiger  Aneignung  fragmentarischer  Kenntnisse  doch 
nirgehd  eine  so  ToUständige  Vorbereitung  erworben  wor- 
den, um  eine  Prüfung  für  irgend  ein  Yerhältnifs  im 
äufsern  Leben  mit  Ehren  bestehen  zu  können.  Sehr  zu 
bedauern  wären  solche  Mifsgriffe  bei  der  Wahl  der  Le- 
bensbestimmung, wenn  nur  Diejenigen ,  welche  sie  be- 
gehen, deren  traurige  Folgen  träfen:  aber  ihr  uaseli- 
ger  Ejnflufs  erstreckt  sich  sehr  viel  weiter.  Ein  Privat- 
docent  sudit  seinen  Beruf  zum  akademischen  Lehramte 
darum  nicht  minder  geltend  zu  machen,  weil  er  nur  ein 
vermeinter  ist.  Er  schreibt,  was  sehr  füglich  unge- 
schrieben bleiben  konnte,  aber  deshalb  nidit  eben  ent- 
schieden schlecht  ist.  Er  kündigt  Vorlesungen  an,  und 
sucht  Zuhörer  dafür  zu  gewinnen.  Bei  Besonnenheit 
und  Ruhe  wird  dieses  litterarische  Leben  so  lange  fort- 
gesetzt, bis  endlich  die  Beharrlichkeit  darin  als  Beweis 
für  den  Beruf  dazu  hervorgehoben,  und  wenigstens  aus 
Billigkeitsgründen  auf  ein  thätiges  Anerkenntnifs  dersel- 
ben Ausspruch  getnadit  werden  kann.  Wie  zögernd  die 
Kegieruiig  auch  hierauf  eingehe,  die  wiederholten  An- 
stellungsgesuche  treffen  doch  einmal  mit  einer  Veiiegen- 
heit  zusammen,  wo.  besser  befähigte  Bewerber  um  erle- 
digte Stellen  mangeln.  Mitleid,  die  Besorgnifs  durch 
allzugrofse  Strenge  von  der  Bewerbung  um  akademi- 
sche Lehrämter  abzuschrecken,  meist  eitle  Hofihung  auf 
spätes  Nachreifen  veranlassen  unter  solchen  Verhältnis- 
sen die  B^etzung  von  Professuren  mit  Männern,  wel- 
che kein  and^*er  Vorwurf  trifft,  als  dafs  die  höhere 
Weihe  ihnen  mangelt.  Aber  diese  MittelmäCsigkeit  ist 
der  Tod  der  Wissenschaft,  und  besonders  der  wissen- 
schafdichen  Bildung  für  das  Geschäftsleben.     In  Erman- 
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geluug*  derjeiiigeu  Anregung  der  Geister,  wielche  nur 
von  höher,  begabten  Lehrern  ausgeht,  versinkt  die  Vor- 
bereitung dazu  in  ein  Aneignen  des  HerköuimUchen  und 
nothdürftig*  Ausreiclienden.  Bei  minderer  Besonnenheit 
und  Geduld  erscheint,  i^o  nicht  die  Regierung,  doch 
mindestens  der  nächste  Vorstand  ungerecht,  und  es  ent> 
wickelt  sich  eine  Bitterkeit,  welche  vom  Verdachte  zur 
Beleidigung,  vom  Vorwurfe  ziun  Skandale  führt.  Je 
mehr  bei  solchem  Benehmen  die  Hoffnung  auf  Anstel- 
lung schwindet,  desto  mehr  Ungestüm  hält  die  gereizte 
Selbstsucht  sich  erlaubt:  der  Mensch  zerfällt  zuletzt  mit 
der  Regierung  und  mit  sich  selbst.  Die  Folgen  solcher 
unglücklichen  Verhältnisse  liegen  in  Zeitungan,  Flug- 
schriften und  vor  Allem  in  der  Verstiimnung  dieses  Thei- 
les  der  Studirenden  vor  Augen. 

üie  Zahl  der  Privatdocenten  hat  sich  auf  den  deut- 
schen Universitäten  in  den  neusten  Zeiten  sehr  vermehrt, 
und  es  ist  mit  gro&em  Nachdruck  hervorgehoben  wor^ 
den  y  dafs  dieser  Stand  die  wahre  Grundlage  der  selbst^ 
ständigen  wissenschaftlichen  BüduDg,  und  die  sicherste 
Schutzwehr  gegen  Beeinträchtigung  der  akademischen 
Lehrfreiheit  sei.  Wäre  die  Selbstsucht  nicht  blind,  so 
könnte  keine  Täusd^ung  darübeir  bestehen,  dafs  die 
W^irklichkeit  die  schönen  Redensarten  schlagend  wider- 
legt, womit  die  Nothwendigkeit  der  Fortdauer  dieser 
durchaus  veralteten  Anstalt  behauptet  und  dringend  an- 
gepriesen wird.  In  Bezug  auf  Lehrfreiheit  befindet  sich 
der  mit  auskömmliclier  Besoldung  auf  Lebenszeit  ange- 
stellte Professor  offenbar  in  einer  bei  w^tem  günstige- 
ren Lage,  als  der  Privatdocent.  Selbst  wenn  die  Re- 
gierungen sehr  viel  strenger,  als  es  der  Erfahrung  nach 
wirklich  geschieht,  nur  Männer  von  einer  einseitigen 
Ridbtung  als  Professoren  auf  ihren  Universitäten  anstdl- 
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teil:  SO  bürgt  ihnen  doch  nichts  dafür,  dafs  diese  un- 
verrückt  in  solcher  Richtung  beharren.  Nicht  leiclit 
-wird  CS  auf  einer  Universität  an  Beispielen  fehlen,  dafs 
Professoren  im  thätigen  Mittelalter  von  den  Fortschrit- 
ten des^  Zeitalters  erfafst  und  auf  Ansichten  und  Ueber- 
zeugttngen  geleitet  wurden,  welche  sehr  verschieden  von 
denjenigen  sind,  womit  sie  das  Lehramt  antraten.  Will 
entgegnet  werden,  dafs  Rücksichten  auf  Ertheilung  von 
Ehrenzeichen  und  Besoldungszulageu  den  Professor  ab- 
halten könnten,  eine  der  Regierung  mifsfällige  Verän- 
derung seiner  Ansichten  kund  zu  geben,  so  trifft  eine 
solche  Yermuthung  in  einem  sehr  viel  höhern  Maafse 
die  Privatdocenten,  welche  mit  seltenen  Ausnahmen  in 
Rücksicht  auf  eine  feste  Stellung  im  Leben  und  gesi- 
cherten Unterhalt  gänzlich  von  dem  Wohlwollen  der  Re- 
gierung abhängen,  während  der  Professor,  auch  wenn 
ihm  dieses  entzogen  wird,  doch  in  Amt  und  Einkom- 
men bleibt.  Das  Entziehen  von  Beiden  nicht  aus  sitt- 
lichen, sondern  aus  wissenschaftlichen  Beweggi-ünden 
wird  von  der  öffentlichen  Meinung  so  stark  und  aUge- 
mein  gemifsbilligt,  dafs  es  nur  unter  ganz  eigenthümli- 
chen  Zeitverhältnissen  als  seltene  Ausnahme  vorkommen 
kann.  Es  ist  hierbei  nicht  zu  übersehen,  dafs  Yerän- 
doriingen  der  Ansichten,  welche  sich  ohne  Geräusch  all- 
liiählig  entwickeln  und  mit  vorsichtiger  Schonung  ande- 
rer Ueberzeugungen  kund  geben,  einen  sehr  viel  tie- 
fern und  daueriiaftern  Eindruck  in  den  Gemüthem  der 
Zeitgenossen  hinterlassen,  als  mit  absichtlich  erregtem 
Aufsehn  und  jugendlichem  Ungestüm  vorgetragene  Leh- 
ren, welche  nur  zu  leicht  durch  Uebertreibung  lächer- 
lich und  durch  Anmafsung  anstöfsig  werden.  Jenes  ist 
die  natürliche  Bahn  des  reiferen  Alters  >  der  befriedig- 
ten Bedürfnisse  und  der  gesicherten  Stellung  im  Leben; 
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dieses  ist  dag^eg^en  ein  Verfahren,  wozu  das  jugendliche 
Auflodern  schmeichelnder  Leidenschaften  und  der  Drang, 
unter  zahlreicher  Mitbewerbung  sich  bemerkbar  zu  ma- 
chen, fast  unwiderstehlich  versucht.  Der  Nutzen,  wel- 
chen die  Studirenden  von  dem  Stande  der  Privatlehrcr 
ziehen,  ist  mehrentheils  unerheblich.  Allerdings  wird, 
obwohl  selten,  eine  Wissenschaft  vortrefflich  von  Pri- 
vatdocenten  vorgetragen,  während  die  dazu  bestellten 
Professoren  die  gleichnamige  Vorlesung  schlecht  oder 
g-ar  nicht  halten.  Die  Regierungen  erfüllen  indessen 
nur  ihre  Pflicht,  wenn  sie  ein  solches  verkehrtes  Ver- 
hältnifs  durch  Beförderung  des  ausgezeichneten  Privat- 
Jehrers  zur  Professur  baldmöglichst  beendigen.  Auch 
trägt  gemeinhin  eben  das  Institut  der  Privatdocenten 
selbst  die  Sdiuld,  dafs  solche  falsche  Stellungen  entste- 
hen, indem  es,  wie  bereits  oben  auseinandergesetzt  wor- 
den, vorzüglich  veranlafst,  dafs  die  Mittelmäfsigkeit  zur 
Professur  berufen  wird,  wo  dieselbe  bei  gesichertem  Ein- 
kommen leicht  zur  vollendeten  Nichtigkeit  herabsinkt 
Abgesehen  von  solchen  vereinzelten  Ausnahmen,  brin- 
gen der  Erfahrung  nach  sehr  viele  Privatdocenten  gar 
keine  Vorlesung  3&u  Stande;  andere  lesen  vor  wenigen 
Zuhörern  unter  Umständen, 'welche  die  Vermuthung  recht- 
fertigen, dafs  es  nicht  eben  ein  wissenschaftliches  Bedürf- 
nifs  war,  weldies  ihnen  dieselben  zuführte.  Es  soll  hier- 
mit nicht  eine  Verdächtigung  ausgesprochen  werden,  ob- 
wohl die  Versuchung,  sich  unlauterer  Beweggründe  zu 
bedienen,  oft  dringend  genug  erscheint.  Die  Privatdo- 
centen helfen  zwar  oft  Mängeln  ab,  welche  aus  der 
sdilechten  Beschaffenheit  der  Hörsäle,  der  taktlosen 
Wahl  der  für  die  Vorlesungen  bestimmten  Stunden,  der 
Unbilligkeit  in  den  Honorarforderungen,  oder  der  Ab- 
geneigtheit,  den  besondern  Bedürfnissen  einiger  Studi- 
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renden  abzuhelfen,  entstehen.  Es  ist  dies  aber  eine  Noth- 
hülfe,  welche  besser  durch  Abstellung  soldier  Mängel 
entbehrlich  gemacht  wird.  Dazu  sind  zunächst  verstän- 
dige Kuratoren  der  Universitäten  berufen.  Als  die  Be- 
soldungen auch  der  berühmtesten  Professoren  auf  den 
meisten  deutschen  Universitäten  noch  so  gering  waren, 
dafs  sie  kaum  den  Gehalten  der  Kanzlisten  bei  den  Ju- 
stiz- und  Yerwaltungskollegien  gleichkamen,  war  der 
Stand  der  Privatdocenten  unentbehrlich  als  Pflanzschule 
für  das  akademische  Lehramt,  indem  Männer,  welche  be- 
deutende Staats-  oder  Kirchenämter  verwalteten,  oder 
eine  beträchtlidie  medizinische  Praxis  hatten,  auch  bei 
wahrer  Lehrgabe  und  überwiegender  Neigung  zu  wis- 
senschaftliciier  Beschäftigung  es  für  ihre  Stellung  im  Le- 
ben unstatthaft  finden  mufsten,  so  sehr  viel  geringer  be- 
soldete Professuren  anzunehmen.  Aber  seit  Errichtung 
der  Universität  Göttingen  wurden  allmählig  höhere  Be- 
soldungen geboten,  um  ausgezeichnete  Lehrer  tbeils  von 
andern  Universitäten,  theils  aus  andern  mannigfaltigen 
Lebensverhältnissen  lierbeizuziehen.  Besonders  seit  den 
letzten  fünfzig  Jahren  sind  die  schwach  dotirten  Univer- 
sitäten fast  ganz  eingegangen,  das  Einkommen  der  beibe- 
haltenen oder  neu  errichteten»aber  so  sehr  erhöht  worden, 
dafs  die  Professoren  auch  in  den  Gehalten  angesehenen 
Staatsdienern  von  gleichem  Bange  völlig  gleichgestellt 
werden  können.  Dadurch  ist  die  Möglichkeit  gegeben, 
ausgezeichnete  Geistesgaben  und  hohe  wissenschaftliche 
Bildung  in  allen  Kreisen  des  Lebens  aufzusuchen  und 
für  das  akademische  Lehramt  fruchtbar  zu  machen.  Ge- 
schieht dieses  noch  nicht  in  dem  Umfange,  weldien  die 
vorhandenen  Dotationen  der  Universitäten  gestatten,  so 
trägt  die  leidige  Fortdauer  veralteter  Einrichtungen  al- 
lein die  Schuld  davon.    Einerseits  wird  ein  Theil  dieses 
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reichen  Einkommens  noch  immer  versplittert,  um  Müii- 
ncrn  doch  endlich  ein  uothdürftig^es  Auskommen  zu  schaf- 
fen, welche  durch  Beharren  in  dem  ohne  inneren  Beruf 
gewählten  Privatdocentenstande  dem  Staate  sich  ganz  ei- 
gentlich aufdringen.  Theils  werden  Geister,  welchen  die 
Natur  die  Weihe,  und  die  Bildung  durch  das  Geschäfts- 
leben die  Reife  für  das  akademische  Lehramt  gab,  da- 
von zurückgeschreckt  durch  Förmlichkeiten,  welcAe  — 
wie  gehaltlos  sie  auch  dem  unbefangenen  Beobachter  er- 
scheinen —  doch  immer  noch  als  unerläfsliche  Forderun- 
gen des  Anstands  im  Universitätsleben  geheiligt  bleiben. 
Das  Latein  hat  längst  aufgehört  die  Sprache  der  Gelehr- 
ten zu  sein ;  die  Heroen  im  weiten  Gebiete  der  Wissen- 
schaft schreiben  allgemein  in  ihrer  Muttersprache.  Auch 
auf  unsern  Universitäten  werden  die  Lehrvorträge  in 
der  Landessprache  gehalten;  aber  bei  Festlichkeiten  er- 
sdieinen  diese  Körperschaften  noch  immer  in  dem  latei- 
nischen Gewände.  Einen  Verfall  des  Studiums  der  klas- 
sischen Litteratur  von  der  endlichen  Abstellung  dieses 
veralteten  Gebrauchs  zu  besorgen,  erscheint  durchaus 
unstatthaft,  wenn  erwogen  wird,  dafs  die  griediische 
Litteratur  —  obwohl  höher  geachtet  als  die  römische  — 
dennoch  kein^weges  deshalb  vernadilässigt  ist,  weil 
keine  Reden  und  Disputationen  in  griechischer  Sprache 
gehalten  werden.  Beruft  die  Regierung-  Männer  zu  aka- 
demischen Lehrämtern,  deren  ausgezeichnete  Tüchtigkeit 
durch  schriftlichen  und  mündlichen  Vortrag  mannigfaltig 
bewährt  und  deren  wissenschaftlicher  Ruf  bereits  ent- 
schieden und  allgemein  anerkannt  ist:  so  erscheint  es 
nicht  nur  unnütz,  sondern  selbst  anmafsend  und  ver« 
letzend,  wenn  tlieselben  noch  einer  besondern  Prüfung 
durdi  ihre  künftigen  Kollegen  unterworfen,  akademische 
Grade  nadizusucJien ,  Dissertationen  und  Programme  zu 
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schreiben    and  Antrittsreden  zu  halten  genöthigt  wer- 
den.    Die  Leichtigkeit,  sich  schriftlidi  und  mündlich  in 
echtem  Latein   auszudrücken,   ist  überhaupt  nicht  mehr 
ein  Kennzeichen  hoher  wissenschaftlicher  Bildung,   und 
auch  Diejenigen,  welche  diesen  sehr  entbehrlich  gewor- 
denen Schmuck  auf  Gymnasien  erworben,  verlieren  ihn 
durch  Mangel  an  Uebung  binnen  wenigen  Jahren  rühm- 
lich beschäftigt  in  Kreisen,   worin  die  Wissensdiaft  für 
das  Leben  ausgebeutet  wird.    Männer  von  der  höchsten 
geistigen  Bildung  fühlen  sich  be^igt  und  gedemüthigt 
durch  Anmuthungen,  eine  Zeit  zu  verschwenden,  welche 
sie    sehr  viel  besser  anzuwenden  verstehen,    und   eine 
Ueberlegenheit  der  Routiniers  anzuerkennen,  welche  von 
der  Leichtigkeit,  sich  in   diesen  veralteten  Formen  zu 
bewegen,  entkleidet,  nicht  selten  ganz  gehaldos  erschei- 
nen würden.     Wo  der  Gelehrtenstand  noch  eine  Zunft 
bildet^  welche  sich  durch  Anziehen  von  Lehrlingen  und 
Gehülfen  zu  Meistern  in  ihrem  beschränkten  Kreise  selbst 
ergänzt,  haben  solche  Formen  eine  Bedeutung:  wo  da- 
gegen in  der  freiesten  aller  menschlichen  Beschäftigun- 
gen der  wahre  akademische  Lehrberuf  in  allen  Regio- 
nen  des  Lebens  aufgesucht   und  fär  die  Wissenschaft 
thätig  gemacht  werden  will,  wirken  sie  nur  abscbrek- 
kend  und  geisttödtend.   Wer  sich  eine  lange  Reihe  von 
Jahren  hindurch  mit  Menschenkenntnifs  und  unbefange- 
nem Blicke  in  höhern  Kreisen  des  Geschäftslebens  be* 
wegie,  hat  gewifs  auch  Männer  darin  aufgefunden,  welche 
mit  ausgezeidmeter  vnssenschaftlidier  Bildung,  Uebung 
im  geistreichen  Auffassen,  anschauliche  Darstellungsgabe, 
ein  gereiftes  Urtheil  und  eine  edle  Gesinnung  verban- 
den.    Sehr  Wenige  derselben  waren  auch   als  Schrift- 
steller ausgezeichnet;  den  Meisten  gebrach  es  an  Mufse 
dazu,  und  ihr  Geist  zeigte  sich  nur  in  der  eigendiüm- 
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lldien  Behandiang  wichtiger  GeschSftsangelegenheitcii 
lind  in  der  mündlichen  Mittheilung  unter  Geistesver- 
wandten. Auf  einer  Stufe  des  Lebens  angelangt,  vroria 
ihre  Besdieidenheit  Einkommen  und  Ehre  genügend  er- 
reichte, würden  sie  freudig  zum  Universitätslehramte 
übergehen,  welches  jetzt  gleichen  Rang  und  Besoldung 
darbieten  kann,  wenn  nicht  die  Scheu  vor  jenen  unse- 
ligen Förmlichkeiten  ihnen  den  Uebergang  verleidete. 
Gleichwohl  ist  es  nur  eine  solche  Besetzung  der  Pro- 
fessuren, wodurch  die  Universitäten  mit  dem  Leben  ausr 
gesöhüt  werden  können,  womit  sie  ailles  Yerdeckens  des 
leidigen  Thatbestandes  durch  hochtönende  Redensarten 
ungeachtet  täglich  mehr  zerfallen.  Auch  für  diejenigen 
Wissenschaften,  wofür  das  Geschäftsleben  überhaupt 
keine  Schule  sein  kann,  reifen  ausgezeichnete  Lehrer 
sehr  viel  besser  auf  vieljährigen  ausgedehnten  Reisen, 
als  in  dem  Schoofse  des  Privatdocentenlebens  heran. 
Hier  erweitert  sich  der  Gesichtskreis  durch  anschaulidie 
Bekanntschaft  mit  den  mannigfaltigsten  und  von  einan- 
der durchaus  unabhängigen  Ansichten;  der  Geist  wird 
wach  und  frisch  erhalten  durch  die  Nöthigung,  mit  dem 
Leben  in  steter  Berührung  zu  bleiben.  So  mögen  sich 
Forscher  in  dem  Gebiete  der  Sprachen,  der  Naturwis- 
senschaften und  der  Länder-  und  Völkerkunde  bilden. 
Anlagen  zu  hoher  Auszeichnung  in  solchen  Feldern  des 
Wissens  zeichnen  sich  früh  so  entschieden  aus,  dafs  bei 
mäfsiger  Vorsicht  die  Regierungen  nicht  leicht  besorgen 
dürfen,  ihre  Reisestipendien  an  Unvirürdige  zu  verschwen- 
den. Lehrt  an  Universitäten  dereinst  nur,  wer  als  Pro- 
fessor vom  Staate  berufen  und  angestellt  ist,  auf  den 
Grund  dieser  Anstellung  selbst  tmd  ohne  dazu  noch 
eine  besondere  Befähigung  durch  Erlangung  akademi- 
scher Grade,    Habilitirungen   und   andere  hergebrachte 


_318  _ 

Förmlichkeiten  nachzuiveisen:  so  wird  die  Besorgnifs, 
dafs  Privatverbindungen,  unbegründete  Gunst  oder  Ab- 
neigung und  andere  unlautere  Beweggründe  dabei  wirk- 
sam sein  möchten,  wenigstens  nicht  gröfser,  als  sie  es 
in  dem  gegenwärtigen  Zustande  des  Universitätslebens 
ist.  Die  sparsamen  Früchte  des  Privatdocentenstandes 
in  seiner  jetzigen  Stellung  vergüten  bei  weitem  nicht 
den  grofsen  Nachtheil,  welcher  daraus  entsteht,  dafs  viele 
der  begabtesten  jungen  Männer,  gereizt  durch  den  Schim- 
mer früher  Unabhängigkeit  und  Selbstständigkeit,  sich 
dadurch  verlocken  lassen,  nach  beendigten  Univertitäts- 
Studien  den  Eintritt  in  das  Geschäftsleben  zu  verschmä- 
hen und  das  Leben  in  fruchtbarer  Wirksamkeit  aus  ei- 
gener Beobachtung  und  Erfahrung  kennen  zu  lernen. 
Nicht  ahnend,  wie  viel  ihnen  mangelt,  um  das  Beste- 
hende richtig  zu  würdigen  und  ausführbare  Vorschläge 
zu  dessen  Verbesserung  vorzutragen,  vergeuden  sie  den 
Schatz  allgemeiner  Bildung  an  Schöpfungen  ihrer  Ein- 
bildungskraft,  und  erschweren  die  Fortschritte  des  Zeit- 
alters in  Einsicht  und  Gesittung  um  so  mehr,  je  gröfser 
die  Geisteskraft  und  die  Beharrlichkeit  ist,  womit  sie 
dem  Leben  der  Völker  ihre  Luftgebilde  und  Hirnge- 
spinnste  aufzudringen  trachten. 

Die  Meister  in  Wissenschaft  und  Kunst,  aus  deren 
freier  Vereinigung  Universitäten  entstanden,  erwarben 
ihren  Unterhalt  durch  den  Ehrensold,  welchen  dankbare 
Schüler  ihnen  freiwillig  darreichten.  Die  Besoldungen, 
welche  später  die  Fürsten  den  von  ihnen  angestellten 
Professoren  beilegten,  waren  noch  gröfstentheils  unzu- 
reichend, ihnen  anständigen  Unterhalt  zu  schaffen,  die 
Honorare  der  Studirenden  blieben  für  die  meisten  ein 
nothwendiges  Ergänzungsmittel,  und  waren  fortwährend 
ganz  unenthohrlich   für  den  Unterhalt  der  Privatdocen- 
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ten.  Mit  den  Iang;sam  fortschreitenden  Verbesserungen 
der  Gehalte  wuchsen  doch  auch  die  Anforderungen, 
welche  der  Anstand  und  die  Sitte  den  Professoren  auf- 
legten, und  die  Honorare  sind  selbst  für  ansehnlich  Be- 
soldete sehr  angenehme  Zulagen,  und  für  die  kärgli- 
cher Ausgestatteten  ein  unentbehiliches  Erwerbsmittel 
geblieben.  Zu  verkennen  ist  auch  nicht,  dafs  sehr  viele 
Vorlesungen  nur  gehalten  werden,  um  Honorar  dadurch 
zu  gewinnen,  und  dafs  die  Sorgfalt,  welche  auf  akade- 
mische Vorträge  vei-wendet  wird,  eine  sehr  wirksame 
Unterstützung  in  der  Erwartung  findet,  die  Zahl  der 
Zuhörer  und  durch  dieselbe  das  Einkommen  zu  vermeh- 
ren. Das  Honorar  auf  Universitäten  ist  längst  nicht 
mehr  ein  freiwillig  dargereichter  Ehrensold,  sondern  eine 
Bezahlung  für  geleistete  Dienste,  welche  mit  Strenge 
beigetrieben,  und  auch  dem  Unbemittelten  nicht  immer 
ganz  erlassen,  sondern  mehrentheils  nur  bis  dahin  ge- 
stundet wird,  wo  derselbe  meist  nach  langen  Entbeh- 
rungen endlich  eine  Besoldung  erlangt.  Verkannt  soll 
keineswegs  hier  werden,  mit  welcher  Bereitwilligkeit 
einzelne  Professoren  Erlafs  der  Honorare  bewilligen, 
und  mit  welcher  Sorgfalt  sie  freie  Vorlesungen  —  so- 
genannte publica  —  halten:  aber  sie  verdienen  damit 
nicht  immer  den  Dank  der  Körperschaft,  welcher  sie 
angehören.  Anerbietungen  von  unentgeltlichen  Vorträ- 
gen über  wesentliche  Gegenstände  der  akademischen  Stu- 
dien, und  Leichtigkeit  im  Erlassen  der  Honorare  gilt 
oft  nur  für  ein  unanständiges  Mittel,  Zuhörer  anzulok^ 
ken,  und  dadurch  Ansprüche  auf  Beförderungen  und 
Auszeichnungen  zu  erwerben.  Solche  Mifsbräuche  sind 
wirklich  um  so  mehr  zu  befürchten,  je  mehr  die  Zahl 
unversorgter  oder  nur  unbedeutend  besoldeter  Univer- 
sitätslehrer zunimmt:    aber  Verdächtigungen   der  Unei- 
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gennützigkeit  werden  dadurch  nicht  gerechtfertigt,  und 
die  Leichtigkeit,  womit  dieselben  gefafst  und  verbreitet 
werden,  ist  ein  trauriges  Anzeichen  sittlichen  Verder- 
bens. Die  Möglichkeit,  ein  verständig  aufgefafsten  Uni- 
versitätszwecken vollständig  genügendes  Lehrerpersonal 
dergestalt  anständig  zu  besolden,  dafs  es  keiner  beson- 
dern Bezahlung  seiner  Arbeiten  durch  die  Studirenden 
bedarf,  unterliegt  nunmehr  keinem  Zweifel.  Wo  die 
jetzt  von  den  Regierungen  dazu  angewiesenen  Summen 
wirklich  nicht  ausreichen,  kann  dies  auf  einem  Unvcr-^ 
mögen  das  Fehlende  nachzuschiefsen  nicht  beruhen.  Al- 
lerdings müssen  die  Forderungen  hoch  gestellt  werden, 
wenn  durch  Geist  und  Bildung  ausgezeichnete  Männer 
sich  dafür  entschädigt  finden  sollen,  dafs  sie  die  Fülle 
der  Kräfte,  worüber  sie  gebieten,  nicht  andern  Stelhm- 
gen  im  Leben  zuwandten,  worin  die  höchsten  Stufen 
im  Dienste  des  Staats  oder  der  Kirche,  reiches  Einkom- 
men von  ärztlicher  Praxis  oder  auch  selbst  von  umfas- 
senden technischen  Unternehmungen  in  Aussicht  vor  ih- 
nen standen.  Aber  abgesehen  von  der  Versplitterung 
beträchtlicher  Summen  in  unzureichenden  Gehalten  au 
Männer,  welche  sich  durch  das  Institut  der  Privatdo- 
centen  den  Regierungen  aufdrangen,  und  deren  Anstel- 
lung kein  wahres  Bedürfnifs  der  Universitäten  befrie- 
digt, —  abgesehen  von  dem  litterarischen  Luxus,  womit 
neben  fruchtbaren  Apparaten  für  Wissenschaft  und  Kunst 
auch  nicht  wenig  Seltenes  und  Kostbares  aufgehäuft  wird, 
dessen  Besitz  dem  bei  weitem  näher  liegenden  Bedürf- 
nisse, hochbegabte  Lehrer  für  Universitäten  zu  gewin- 
nen, jedenfalls  nachstehen  sollte,  —  abgesehen  endlich 
davon,  dafs  der  Unterricht  für  Wohlhabende  deshalb 
noch  keinesweges  unentgeltlich  sein  darf,  weil  er  nicht 
stückweise,  wie  Handwerkerarbeiten,  bezahlt  wird,  — 
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abg^esehen  von  allen  diesen  Hülfsmitteln  und  Zugän- 
gen: wird  kein  wahrhaft  selbstständiger  Staat,  der  Uni- 
Tersitäten  zunächst  für  seinen  eigenen  Bedarf  unterhält, 
es  unmöglich,  ja  selbst  nicht  einmal  schwer  finden  kön- 
nen,  die  verhältnifsmäfsig  gegen  die  Kosten, des  gesamm- 
ten  Staatshaushalts  immer  nur  mäfsigen  Zusdiüsse  auf- 
zubringen, welche  die  vollkommen  anständige,  selbst 
reichliche  Besoldung  seiner  akademischen  Lehrer  erfor- 
dert. Freier  Unterricht  auf  Staatskosten  läCst  sich  im 
Allgemeinen  nur  in  ^^zug  auf  den  Elementarunterricht 
rechtfertigen,  indem  Jedermann  daran  gelegen  ist,  da£s 
die  Fähigkeit,  Mittheilungen  durch  Wort  und  Schrift, 
zu  geben  und  anzunehmen,  und  die  Nöthigung  des  Ge- 
wissens, das  Sittengesetz  überall  im  Leben  zu  befolgen, 
ein  Gemeingut  aller  Mitglieder  des  Staatsverbandes  sei, 
und  eine  wahrhaft  menschliche  Regierung  selbst  dadurch 
nur  möglich  wird.  Dafs  neben  dieser  allgemeinen  Bil- 
dung noch  eine  höhere  bestehe  und  stufenweise  sidi  er« 
weitere,  ist  zwar  ebenfalls  eine  wesentliche  Bedingung  der 
Fortschritte  in  der  Erziehung  des  Menschengeschlechts: 
aber  ihr  Besitz  gewährt  ihrem  Inhaber  besondere  Vor- 
theile,  welche  durch  besondern  Aufwand  zu  erkaufen 
ihm  wohl  mit  Billigkeit  anzumuthen  ist.  Daher  wird  im 
Allgemeinen  eine  Bezahlung  des  hohem  Unterrichts  von 
Denjenigen  gefordert,  welche  denselben  begehren,  und 
Erleichterung  dieser  Zahlung  oder  Erlafs  derselben  er- 
scheint nur  in  sofern  nöthig,  als  Privatmittel  unzurei-. 
chend  bleiben,  denselben  soweit  auszudehnen  und  zu 
verbreiten,  als  verständig  aufgefafste  Staatszwecke  dazu 
auffordern.  Von  dieser  Ansicht  aus  ist  auch  von  den 
*  Studirenden  auf  Universitäten  eine  Bezahlung  des  Un- 
terrichts zu  fordern.  Aber  es  scheinen  gewichtige  Gründe 
dafür  zu   sprechen,   dafs   dieselbe   der  Verwaltung  der 
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Lehranstalt,  wie  das  Schulgeld  auf  Gymnasien,  in  einer 
für  jeden  halb-  oder  ganzjährigen  Abschnitt  des  Unter- 
richts fest,  bestimmten  Summe,   und  nicht  den  einzelnen 
Lehrern  an  derselben  für  )ede  Vorlesung  besonders  ge- 
zahlt werde.    Wäre  beispielsweise  anzunehmen,  dafs  ein 
Student  auf  deutschen  Universitäten  halbjährig  im  Durch- 
ßchnitt  zwanzig  Thaler  Goldgeld  auf  Honorare  zu  wen- 
den hat:  so  mag  er  fernerhin  am  Anfange  jeden  halben 
Jahres  ebensoviel  zur  Universitätskasse  zahlen,  und  da- 
durch  die  Befugnifs  erkaufen,  jeden  auf  der  Universität 
dargebotenen  Unterricht  nach  seinem  durch  eigne  Wahl 
bestimmten  Bedürfnisse  während  dieses  halben  Jahres  zu 
benutzen.    Wie  weit  es  Gründe  der  öffentlichen  Wohl- 
fahrt, erfordern,  hierin  Erlafs  zu  bewilligen,  mag  ver- 
ständiges Ermessen  des  Kuratoriums  nach  von  der  Re- 
gierung im  Allgemeinen  aufgestellten  Ansichten  bestim- 
men; persönlidie  Gesinnungen  und  Bedürfnisse  der  ein- 
zelnen Lehrer  bleiben  ganz  ohne  Einflufs  hierauf.    Den 
Regierungen  selbst  ist  viel  zu  sehr  daran  gelegen,  dafs 
die  grofse  Mehrheit  der  Studirenden  audi  ferner,   wie 
bisher,  aus  jungen  Männern  bestehe,  welche  in  den  mitt- 
lem Regionen  des  Lebens  erzogen,  weder  durch  frühen 
Ueberflufs  verwöhnt,  noch  durch  frühe  Dürftigkeit  her- 
abgewürdigt sind,  als  dafs  diese  Zahlungen  jemals  mehr 
als   ein  auf  Billigkeitsgründen  beruhender  Beitrag  zur 
Unterhaltung  der  Universitäten  sein  dürften,  denen  des- 
halb keine  der  Hülfen  verkümmert  werden  soll,  welche 
sie  bisher  theils  aus  besondern  Richtungen,   theils  aus 
etatsmäfsigen  Anweisungen  auf  die  Staatskassen  empfin- 
gen, und  denen  vielmehr  ausdrücklich  ein  Anspruch  auf 
Erweiterung    dieser   Hülfsquellen   nach  Bedürfnifs    und 
Vermögen  vorbehalten  bleibt.    Das  Honorarienwesen  in 
seiner  jetzigen  Gestalt  ist  solchermafsen  ein  unheilvoller 
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Quell  der  yerderblichsten  Uebelstände,  dafs  dessen  "DuL- 
düng  in  dem  innersten  Heiligthume  der  Wissenschaften 
selbst  fast  unbegreiflich  erscheint,  während  die  Bezah- 
lung des  Unterrichts  an  einzelne  Lehrer  auf  öffentlichen 
Schulen  längst  abgeschafft  ist,  upd  im  Bereiche  der  Staats- 
verwaltung iü)erhaupt  das  Entrichten  eines  stückweise 
bestimmten  Lohnes  für  Erfüllung  amtlicher  Pflichten,  wie 
die  Stolgebühren,  und  die  Sportein,  einer  Ungunst  unter- 
liegt, welche  dasselbe,  wo  nicht  ganz  aufzuheben,  doch  we- 
nigstens aus  den  Händen  der  zunächst  Betheiligten  selbst 
zu  bringen  trachtet.  Es  ist  zunächst  ein  sehr  bedauems- 
werther  Nachtheil,  dafs  Studirende  durch  die  Kostbar- 
keit des  Honorars  sich  häufig  abhalten  lass^i,  Vorle- 
sungen zu  hören,  deren  Besuch  für  bestimmte  Zwecke 
nicht  ausdrücklich  vorgeschrieben  ist.  Die  verhältniCs:- 
mälsig  schwache  Benutzung  des  gröfsten^Theiles  des  viel- 
seitigen und  reichen  Unterrichts,  welchen  die  philoso- 
phische Fakultät  darbeut,  wird  zunädist  hierdurch  er- 
zeugt; auch  wird  nicht  selten  das  Wiederholen  einer 
besonders  wichtigen  Vorlesung,  und  fast  immer  das  Hö- 
ren der  Vorträge  verschiedener  Lehrer  über  denselben 
Gegenstand  verhindert,  obwohl  dies  eben  zur  Bildung 
eines  selbstständigen  Urtheils  besonders  dient.  In  Be- 
zug auf  das  Lehrerpersonal  ist  die  Vertheilung  des  Eh- 
rensoldes für  geleistete  Dienste  durch  die  bestehende 
Honorarienverfassung  höchst  ungerecht.  Männer,  welche 
das  Gebiet  ihrer  Wissenschaft  mit  der  ganzen  Fülle  ein^ 
seltenen  Geisteskraft  umfassen,  erwerben  auch  bd  hohen 
Lehrgaben  nur  ein  unbedeutendes  Honorar,  wenn  ihr 
Vortrag  Kenntnisse  betrifft,  welche  sidbi  anzueignen  nur 
Wenige  berufen  sind,  während  di^enigen  Professoren 
auch  in  minder  ausgezeichneten  Eigenschaften  einer  gro- 
fsen  Anzahl  von  Zuhörern  versichert  sind,  welche  vor- 
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tragen,  iras  zum  Bestehen  der  Staatsprüfungen  von  den 
zahlreichen  Bewerbern  für  Anstellung  in  Kirchen-  oder 
Staatsämtern  oder  Grestattung  der  Praxis  erfordert  wird. 
Professoren,  welche  dieselben  Vorträge  nach  einmal  aus- 
gearbeiteten Heften  jährlich  wiederholen,  können  mit  ge- 
ringer Anstrengung  viele  Vorlesungen  halten,  wenn  in 
den  Wissenschaften,  welche  sie  lehren,  ihrer  eigenthüm- 
lichen  Beschaffenheit  nach  nur  wenig  Neues  nachzutra- 
gen ist.  Wer  dagegen  Vorlesungen  über  Wissenschaf- 
ten hält,  welche  zur  Zeit  eben  in  schneller  Entwicke- 
lung  begriffen  sind,  mufs  seine  ganze  Zeit  und  Kraft 
an  ein  einziges  Kollegium  von  wenig  wöchentlichen  Stun- 
den wenden,  und  erringt  bei  gleicher  Zuhörerzahl  viel- 
leicht  nicht  ein  Drittheil  des  Honorars,  was  Jenem  seine 
zahlreichen  Vorlesungen  bringen.  Mag  auch  der  wis- 
sensdiaftliche  Forscher  seinen  Lohn  in  der  Erweiterung 
seines  geistigen  Gesichtskreises  finden,  so  bleibt  es  doch 
immer  ein  Uebelstand,  dafs  Routine  mehr  einbringt, 
als  angestrengte  Verwendung  hochausgebildeter  Geistes- 
kräfte. Den  unseligsten  Einflufs  äufsert  endlich  das  Ho- 
norarienwesen  dadurch,  dafs  es  in  den  Studirenden  den 
Glauben  nährt,  der  Unterhalt  oder  doch  wenigstens  das 
höhere  Wohlleben  der  Professoren  hänge  von  ihrem  Bei- 
falle ab.  Würdige  und  gemüthliche  Lehrer  werden  sich 
stets  verpflichtet  halten,  dem  fähigen,  fleifsigen  und  be- 
scheidenen Jünglinge  durch  Bezeigung  von  Achtung  und 
Vertrauen  zum  Bewufstsein  der  ihm  inwohnenden  gei- 
stigen Kraft  zu  verhelfen,  und  Ahnungen  eines  höhern 
Berufs  in  ihm  zu  wecken.  Aber  dies  edle  Verhältnifs 
wird  schon  vergiftet  durch  die  leiseste  Vermuthung,  dafs 
der  Wunsch,  die  Gunst  der  Studirenden  zu  gewinnen 
und  Zuhörer  anzuwerben,  einen  wesentlichen  Einflufs  auf 
Achtungsbezeigungen  solcher  Art  habe.    Je  leichtsinniger 
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und  unerfahrener  eine  mit  dem  Dünkel  oberflächlicher 
Bildung  von  den  Gymnasien  entlassene  Jug^end  ist,  desto 
strenger  ist  auf  Universitäten  Alles  zu  vermeiden,  was 
ihr  Selbstgefühl  irreleiten  und  den  Wahn  erzeugen  kann, 
dafs  irgend  etwas  anders,  als  Fleifs  und  Sittlichkeit,  ihr 
Theilnabme  und  Achtung  erwerbe.  Die  Freiheit  und 
das  Vertrauen,  deren  das  jugendliche  Gemüth  zum  6e- 
deiheu  in  einer  edlen  Richtung  bedarf,  wirkt  allein  wohl- 
thätig  in  Verbindung  mit  einem  Ernste  des  Lebens,  der 
Täuschungen  über  den  Zweck  der  Universitätsstudien 
und  über  die  traurigen  Folgen  einer  Vergeudung  der 
dazu  bestimmten  Jahre  verhütet.  Dafs  es  grofsenthdls 
unmöglich  bleibt,  einen  fleifsigen  Besuch  der  Vorlesün* 
gen  und  ein  strenges  Einhalten  der  dazu  bestimmten 
Zeit  zu  bewirken,  und  ein  eigenmächtiges  Verlängern 
der  Ferien  zu  verhindern,  das  verschuldet  grofsendieiU 
die  Nachsidit,  weldie  die  falsche  Stellung  der  akademi- 
schen Lehrer  zu  den  Studirenden  erzeugt,  die  sowohl 
das  Privatdocentenverhältnifs,  als  das  Honorarienwesen 
hervorbringt.  Es  soll  hier  nicht  verkannt  werden,  dafe 
ein  beträchtlicher  Theil  der  Studirenden  seine  Zeit  red- 
lich nutzt:  aber  zahlreich  sind  doch  die  Schaaren  derje^ 
gen,  welche  mit  Schrecken  der  Prüfungen  gedenken, 
wovon  nach  Vollendung  der  Universitätsjahre  der  Ein- 
tritt in  das  thätige  bürgerliche  Leben  abhängt.  Viele 
nehmen  nun  ihre  Zuflucht  zu  sogenannten  Fertigma- 
chern, mit  deren  Hülfe  sie  während  einiger  Wocheii 
so  viel  mühsam  in  das  Gedächtnifs  aufnehmen,  als  notb« 
dürftig  hinreidit  Airch  das  erste  Examen  zu  koinmen* 
Dafs  solches  oberflädhliche  Wissen,  selbst  wenn  es  nicht 
eben  so  sdinell  verflöge,  als  es  erworben  wird,  doch 
durchaus  ungenügend  ist  zur  würdigen  und  freudigen 
Erfüllung  der  künftigen  Berufspflichten,   wird  von  so 
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Tersäumten  jungen  Männern  mehrentheils  erst  spät,  viel- 
leicht sogar  niemals  erkannt.  So  entstehen  Lebensver- 
hältnisse, worin  der  Mann  den  Anforderungen  seines 
Standes  nicht  zu  genügen  vermag,  und  höchstens  eine 
nothdürftige  Brauchbarkeit  aus  den  praktischen  Uebun- 
gen  hervorgeht,  welche  mechanisches  Abrichten  als  Noth- 
behelf  für  den  Mangel  geistiger  Bildung  unterschieben. 
Junge  Männer,  welchen  mit  mehr  oder  minderem  Grunde 
ihr  Selbstgefühl  mit  dem  Besitze  höherer  Geistesgaben 
sdimeichelt,  verschmähen  ein  solches  Fertigmachen  als 
ihrer  unwürdig,  besonders  wenn  nicht  eben  dringende 
Verhältnisse  sie  zum  Eintritte  in  das  thätige  Leben  nö- 
tfajgen.  Weil  sie  leicht  auffassen,  glauben  sie  keiner 
langen  Vorbereitung  für  irgend  ein  Feld  geistiger  Thä- 
tigkeit  zu  bedürfen,  worauf  Zufall  sie  führen  und  auf- 
keimende Neigung  sie  verweilen  lassen  möchte.  Weil 
Witz  und  Scharfsinn  ihnen  zu  Gebote  steht,  weil  es 
ihnen  dadurch  möglich  wird,  jeden  flüchtigen  Gedanken 
in  ein  angenehmes  Gewand  zu  kleiden,  meinen  sie  des 
Schatzes  an  materiellen  Kenntnissen  und  gereiften  Er- 
fahrungen ^itbehren  zu  können,  der  diesen  Geistesgaben 
eine  würdige  Beschäftigung  giebt.  Einerseits  zur  gründ- 
lichen Behandlung  ernster  Angelegenheiten  wegen  Man- 
gels an  Vorbereitung  unvermögend,  und  andererseits  zu 
sehr  verwöhnt  durch  leichte  Geistesspiele,  um  blofses 
Abrichten  durch  mechanische  Uebung  noch  ertragen  zu 
können,  verlieren  sie  den  besten  Theil  des  Lebens  in 
der  Region  der  Zeitschriften  und  Flugblätter,  deren  An- 
zahl und  Inhalt  jetzt  mehr  als  jemals  bekunde!^  wie  grofs 
die  Masse  von  geistigen  Kräften  ist,  welche  so  verschwen- 
det wird  groüsentheils  in  Folge  der  Mängel  unserer  hö- 
hern Bildungsanstalten.   - 

Aach  die  wohlthätigsten  imd  unentbehrlichsten  mensch- 
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liehen  Anstalten  tragen  das  Gepräge  der  Natur  ihrer  Ur- 
heber: Schwächen  neben  der  Hoheit,  und  UnersprieCsli- 
ches  neben  dem  Heilbringenden.  So  lange  der  Segen, 
welchen  dieselben  verbreiten,  die  Nachtheile  bei  weitem 
überwiegt^  die  von  ihnen  ausgehen,  hält  die  edlere  Bil- 
dung, unterstützt  durch  umfassendes  Wissen  und  gereifte 
Erfahrung,  sich  yerpflichtet,  ihre  Schwächen  mit  Scho- 
nung zu  behandeln,  und  ihre  Nachtheile  mit  theilneh- 
mender  Milde  zu  lindem.  Es  ist  ein  sicheres  Kennzei- 
chen der  Innern  Yortreftlichkeit  einer  Anstalt,  wenn  die- 
selbe solchermafsen  behutsam  gepflegt,  sich  immer  herr- 
licher entfaltet  und  immer  edlere  Früchte  bringt:  aber 
es  ist  audi  ein  eben  so  sicheres  Kennzeichen,  dafis  An- 
stalten sich  überlebt  haben,  wenn  die  Milde,  welche  ihre 
Gebrechen  zu  heilen  versudit^  nur  den  Mißbrauch  nährt 
und  verderblichen  Neigungen  scheinbare  Yorwände  leihi^ 
ihren  Gelüsten  dienstbar  zu  machen,  was  die  Vorzeit 
edlem  Zwecken  weihte.  Unter  den  Männern,  welchen 
ihre  Stellung  im  Leben  und  ihre  Bildung  ein  unbefan- 
genes und  wohlbegründetes  Urtel  hierin  gestattet,  ist  es 
seit  mehr  als  einem  halben  Jahrhundert  anerkannt,  dads 
die  Promotionen  zum  eitlen  zeit-  und  kostenversplittem- 
den  Gepränge,  die  Habilitationen  zu  leeren  und  lästi- 
gen Förmlichkeiten  herabgesunken  sind,  dafs  der  Stand 
der  Privatdocenten,  ungeachtet  der  Trefflichkeit  einzel- 
ner seiner  Mitglieder,  die  Wissenschaft  in  den  Kreis  ge- 
werblicher Betriebsamkeit  herabzieht,  und  dafs  die  Würde 
des  akademischen  Lehramts  den  Yerdäditigungen  unter* 
liegt,  welchen  das  Honorarienwesen  sie  preisgiebt  Mit 
zarter  Schonung  sind  anerkannte  Verbesserungien  dieser 
Uebelstände  versucht  worden.  Aus  den  feierlichen  Pro- 
motionen ist  das  Kosten  des  Salzes  der  Weisheit,  das 
Aufschlagen  und  Schlief sen  der  Bücher,  die  Bedediung 
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nüt  dem  Doktorhute  TerediTronden,  und  dem  unwttrdi- 
gen  Handel  mit  der  Ertheilung  akademischer  Grade  ge- 
gen.  Gebühr  ist  Ir&ftig  Einhalt  gethan.  Die  Disputatio- 
nen pro  loco,  welche  so  leicht  in  leeres,  oder  selbst 
hämisches  Gezänk  ausarten,  sind  zum  Theil  in  Antritts- 
reden und  Probelektionen  verwandelt  worden.  Das  Ein- 
ziehen  der  Honorare  ist  mehrentheils  den  Händen  der 
Docenten  selbst  entnommen  und  besondern  Kassenbeam- 
ten —  Quästoren  —  übergeben.  Wahrhaft  fruchtbar 
sind  alle  diese  Bessemngsversuche  dennoch  nicht  gewor- 
den. Promotionen  und  Habilitationen  sind  ihrem  Wesen 
nach  darum  gegenwärtig  nicht  minder  leere  Förmlich- 
keiten, weil  sie  mit  weniger  Anstofs  vollzogen  werden. 
Die  Strenge,  womit  Universitäten  ihren  Statuten  gemäfs 
auf  Erfällung  dieser  Förmlichkeiten  halten,  wird  dessen- 
ungeachtet immerfort  lästiger,  weil  die  [Nichtigkeit  der- 
selben immerfort  allgemeiner  anerkannt  wird,  und  des- 
halb  die  Theilnahme  daran  erstirbt.  Die  gewandteste 
Yertheidigung  einer  geistreichen  Dissertation  verhallt 
nicht  minder,  von  wenigen  näher  Befreundeten  gehört, 
in  den  leeren  Räumen  des  grofsen  Hörsaals,  als  das  ge- 
haltlose Geschwätz  über  ein  elendes  Machwerk,  und  der 
Professor  designatus  wird  nicht  einmal  durch  ein  zahl- 
reiches Auditorium  für  den  Zeitverlust  entschädigt,  wel- 
chen ihn  die  Antrittsrede  kostet.  Wer  auch  zum  mil- 
den Erlafs  seiner  Honorare  persönlich  wohl  geneigt  ist, 
glaubt  doch  Kollegen  hierin  nichts  vergeben  zu  dürfen, 
und  stimmt  seiner  Neigung  entgegen  zu  strengen  An- 
weisungen für  den  gemeinschaftlichen  Quästor,  dessen 
Sorgfalt  im  Einziehen  der  Honorare  reicheres  Einkom- 
men aus  Tantiemen  lohnt.  So  verschlimmern  wohlge- 
meinte Einrichtungen  die  veralteten  Anstalten,  deren  Män- 
gel sie  verbessern  sollten.    Wahrscheinlich  schreckte  nur 
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die  Besorgnifs,  den  heilsamen  Einflufs  der  Universitäten, 
auf  das  Leben  zu  lähmen,  bisher  Ton  einer  Umgestal- 
tung derselben  ab,  welche  das  Bcdürfnifs  der  Wissen- 
schaft und  die  Bildungsstufe  der  Staaten  gleich  dringend 
erfordert.  Allerdings  wird  nur  eine  weise  Schonung  per- 
sönlicher und  örtlicher  Verhältnisse  den  üebergang  ge- 
gen Gefahren  sichern  können,  welche  das  Antasten  seit 
Jahrhunderten  gepflegter  Vorstellungen  fast  unvermeid- 
lich erzeugt.  RegierungsbevöUmächtigte,  welche  das 
Mifstrauen  in  einer  bewegten  Zeit  zur  Aufsicht  über  die  . 
geistige  Richtung  der  Universitäten  aufstellte,  werden 
fortan  einen  höhern  Beruf  darin  finden,  den  unvermeid- 
lich gewordenen  Reformen  willigen  Eingang  zu  verschaf- 
fen, indem  sie  dem  Aufregenden  und  Verletzenden,  was 
für  Einzelne  nach  ihrer  besondern  Stellung  darin  liegen 
möchte,  den  Stachel  benehmen.  Es  wird  eines  betrachte 
liehen  Aufwandes  an  Zeit  und  Geld,  und  unermüdlicher 
Beharrlichkeit  bei  grofser  Nachsicht  und  MäCsigung  be- 
dürfen, um  Uebel  zu  tilgen,  welche  mit  dem  gröfsten 
Theile  des  Lehrpersonals  selbst,  mit  dem  Universitäts- 
leben innig  verwachsen  zu  sein  scheinen.  Andeutungen, 
welche  tiefer  in  das  Besondere  der  Reformen  eingehen, 
liegen  aufser  dem  Bereiche  dieser  allgemeinen  Betradi- 
tungen. 


Betrachtungen 

'  über   den  Zustand    der  Juden   im  Preufsischen 

Staate. 


Jji  den  Tereinigten  freien  Staaten  von  Nord -Amerika, 
wo  der  Besitz  bürgerlicher  und  politischer  Rechte  von 
religiösen  Meinungen  nach  der  Grundverfassung  durch- 
aus unabhängig  ist,  befinden  sich  unter  einer  Bevölke- 
rung, welche  nach  der  neuesten  Zählung  noch  über 
siebzehn  Millionen  beträgt,  nur  etwa  fünfzehn  Tau- 
send Juden:  sie  bilden  also  noch  nicht  einmal  ein  Elf- 
hunderttheil  der  Bevölkerung.  Nach  Schubert's 
Handbuch  der  allgemeinen  Staatskunde,  welches  sich 
durch  sorgfältige  Benutzung  der  neuesten  und  zuverläs- 
sigsten Nachrichten  sehr  vortheilhaft  auszeichnet,  leben 
jetzt  in  Grofsbritannien  und  Irland  überhaupt  auch  nur 
etwa  fünfzehn  Tausend  Juden;  mithin  befand  sich 
durchschnittlich  unter  1650  Einwohnern  dieser  Reiche  nur 
Ein  Jude.  Nur  in  London,  Liverpool  und  Manchester 
bilden  sie  Gemeinden,  welche  zusammengenommen  etwa 
zwölf  Tausend  Mitglieder  enthalten,  und  in  der  un- 
geheuren Bevölkerung  Londons,  so  wie  in  dem  Gewühle 
des   gewerblichen  Lebens  jener  grofsen  Handels-  und 
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Fabrikstädte  kaum  bemerkbar  werden.  Der  Ueberrest 
lebt  zerstreut  in  Alt-England;  Schottland  enthält  über- 
haupt nur  drei  Hundert  Juden,  und  in  Dublin  befan- 
den sich  nur  zwei  jüdische  Familien.  Gleichwohl 
hindert  im  britischen  Reiche  die  Juden  nichts,  Grund- 
stücke jeder  Art  zu  besitzen  und  jedes  überhaupt  er- 
laubte Gewerbe  zu  betreiben.  Zur  Wirksamkeit  in  Staats- 
und Kommunal  Verhältnissen  beruft  daselbst  fast  allgemein 
nur  allein  die  Stimme  der  öffentlichen  Meinung:  hierin 
liegt  eine  Bürgschaft,  dafs  Niemand  zu  derselben  ge- 
langt, in  dessen  äufserm  Leben  irgend  eine  mit  dieser 
Meinung  nicht  vereinbare  innere  Ueberzeugung  hervor- 
tritt. Wie  diese  sich  insbesondere  in  Bezug  auf  die 
Judenschaft  äufsert,  geht  daraus  hervor,  dafs  bis  jetzt 
noch  niemals  ein  Jude  Mitglied  des  Parlaments  gewor- 
den ist,  und  dafs  die  Wahlen  derselben  zu  Kommunal- 
ämtern bisher  höchst  selten  geblieben  sind,  obwohl  es 
den  Judengemeinden  in  Grofsbritannien  keinesweges  an 
Mitgliedern  mangelt,  welche  Reichthum  mit  persönlicher 
Bildung  verbinden,  und  bedeutendes  Ansehn  in  gewerb- 
lichen Verhältnissen  geniefsen.  Uebersehen  darf  über- 
dies nicht  werden,  dafs  der  Zutritt  zu  wichtigen  Stel- 
lungen im  öffentlichen  Leben  theils  bis  vor  Kurzem  an 
Erklärungen  und  Handlungen  gebunden  war,  theils  jetzt 
noch  an  solche  gebunden  ist,  wozu  Bekenner  jüdischer 
Religion  sich  nicht  verstehen  können.  Frankreich  hatte 
vor  der  Revolution  nur  in  den  letztlich  erworbenen  deut- 
sehen  Provinzen,  Elsäfs  und  Lothringen,  und  im  damals 
noch  päpstlichen  Avignon  Judengemeinden.  In  Folge 
der  seitdem  feierlich  ausgesprochenen  Gleichheit  aller 
im  Reiche  gebornen  oder  naturalisirten  Einwohner  in 
bürgerlichen  und  politischen  Rechten  haben  sich  die  Ju- 
den allerdings  auch  über  das  Innere  von  Frankreich  ver- 
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breitet;  doch  enthält  dasselbe  auch  jetzt  noch  überhaupt 
nur  etwa  sechszig*  Tausend  Juden;  sie  bilden  dem- 
nach nur  wenig  über  ein  Sechshunderttheil  der 
ganzen  Bevölkerung.  Auch  hier  scheint  die  Meinung 
ihre  Wirksamkeit  in  Staats-  und  Kommunalämtern  kei- 
nesweges  besonders  zu  begünstigen:  unter  den  bekannt 
gewordenen  Namen  von  hohen  Staatsbeamten  und  Mit- 
gliedern der  Kammern  erscheinen  kaum  irgendwo,  oder 
doch  wenigstens  höchst  selten  nur  Juden.  Hiernach  le- 
ben in  denjenigen  Staaten,  worin  die  Meinung  der  gro- 
ssen Massen  ihrer  Bevölkerung  sich  am  lautesten  und 
unbefangensten  ausspricl^t,  auch  da  nur  wenig  Juden, 
wo  die  Landesverfassung  ihnen  jeden  Grundbesitz  und 
jeden  Gewerbbetrieb  gestattet.  Dagegen  enthalten  Län- 
der, worin  öffentlichen  Aeufserungen  der  Meinungen  des 
Volks  kein  gesetzliches  Organ  zu  Gebote  steht,  oft  eine 
zahlreiche  Judenschaft,  auch  wenn  derselben  kaum  etwas 
mehr,  als  der  blofse  Aufenthalt  im  Lande  erlaubt  ist, 
und  ihre .  bürgerlichen  und  politischen  Befugnisse  nicht 
sowohl  durch  allgemeine  Landesgesetze,  als  vielmehr  nur 
durch  den  willkürlichen  Schutz  der  Grundherren  und 
örtlichen  Obrigkeiten,  und  meist  auch  nur  in  sehr  be- 
schränktem Maafse  gesichert  sind.  Die  vollständigsten 
Beläge  zu  dieser  Bemerkung  gewährt  der  Zustand  der 
Juden  unter  der  Herrschaft  der  Krone  und  Republik 
Polen,  wie  sich  dies  grofse  Reich  vor  dem  Jahre  1772 
benannte,  und  überhaupt  fast  im  ganzen  Südosten  von 
Europa.  Nach  solchen  Erfahrungen  ist  es  zunächst  eine 
durch  alle  Stände  der  Völker  weit  überwiegend  verbrei- 
tete Meinung,  was  dem  Emporkommen  der  Juden  und 
ihrer  völligen  Gleichstellung  mit  den  Christen  in  bür- 
gerlichen und  politischen  Rechten  entgegenwirkt.  Nicht 
in  den  untern  Volksklassen  allein,  sondern  auch  in  den 
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mittlem  und  hohem  Regionen  des  g^eselligen  Lebens  of- 
fenbart sich  ein  Widerwille  gegen  dieselben,  welcher 
wie  ein  geheimes  Grauen  auch  Viele  derjenigen  be- 
schleicht, welche  sich  im  Allgemeinen  aus  Vernunftgrün- 
den  günstig  für  die  Judenschaft  erklären,  und  blinden 
Religionshasses  sich  keinesweges  bewufst  sind.  Aller- 
dings bilden  sich  um  angesehene  Juden  Kreise,  worin 
solche  Mifstöne  nicht  vernommen  werden,  und  wer  blos 
in  diesen  lebt,  wird  den  vorstehenden  Aeufserungen  vri- 
dersprechen.  Auch  aufser  solchen  Kreiden  erwarben  Ju- 
den durch  ausgezeichnete  Eigenschaften  des  Geistes  und 
Herzens  sich  die  Achtung  und  Freundschaft  durch  Bil- 
dung, Erfahrung  und  Stand  vorzüglich  achtbarer  Zeit- 
genossen :  aber  die  Seltenheit  solcher  Beispiele  bestätigt 
nur  die  Regel,  und  wer  unbefangen  sein  Zeitalter  und 
sich  selbst  durchschaut,  wird  sich  der  innern  Ueberzeu- 
gung  von  der  Richtigkeit  der  vorstehenden  Bemerkun- 
gen nicht  entziehen  können. 

Die  Provinzen  des  Preufsischen  Staats,  deren  Regie- 
rung Friedrich  der  Zweite  im  Jahre  1740  antrat, 
enthielten  damals  sehr  wenig  Juden;  ihre  Zahl  hat  sich 
zwar  seitdem  erheblich  vermehrt,  indessen  blieb  dieselbe 
doch  verhältnifsmäfsig  gering  gegen  die  meisten  der  spä-  . 
ter  erworbenen  Landestheile.  Mit  Ober-Schlesien  kamen 
schon  mehr  Juden  an  den  Preufsischen  Staat,  und  noch 
stärker  vermehrte  dieselben  die  Besitznahme  von  "West- 
preufsen  im  Jahre  1772.  Indessen  blieben  ihre  bürger- 
lichen und  politischen  Befugnisse  sehr  beschränkt,  und 
das  Ansiedeln  neuer  Familien  war  von  dem  Nachweise 
bedeutenden  Vermögens  abhängig.  Der  grofse  Reiche 
thum,  den  einige  Mitglieder  der  Judenschaft  dessenun- 
geachtet erwarben,  und  der  Einflufs,  welchen  sie  da- 
durch  auf  das  Leben  im  Staate  ausübten,    veranlafste 
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wohl  zunächst  Versuche,  jene  Beschränkungen  nicht  blos 
durch  Privilegien  für  Einzelne,  sondern  für  die  gesammte 
Judenschaft  zu  mildern.  Bereits  im  Jahre  1781  —  also 
vor  mehr  als  sechszig  Jahren  —  erschien  im  Verlage  der 
Nicolaischen  Buchhandlung  zu  Berlin  Dohms  berühmte 
Schrift  „üeber  die  bürgerliche  Verbesserung 
der  Juden".  Der  Verfasser  war,  als  er  dieselbe  schrieb, 
zwar  erst  dreifsig  Jahre  alt,  aber  als  fruchtbarer  Schrift- 
steller in  Bezug  auf  Länder-  und  Völkerkunde,  Ge- 
schichte und  Politik  bereits  rühmlich  bekannt  Die  Ver- 
anlassung zu  der  vorstehend  bezeichneten  Schrift  gab 
zunächst  seine  Bekanutsdiaft  mit  Mendelsohn.  Auch 
er  verkennt  keinesweges,  dafs  eine  Ungunst  der  öffent- 
lichen Meinung  auf  der  Judenschaft  lastet,  und  geht  zur 
Erklärung  ihres  Ursprungs  von  der  geschichtlichen  Dar- 
stellung aus,  wonach  die  Juden,  nur  so  lange  sie  noch 
einen  eigenen  selbstständigen  Staat  bildeten,  ein  Acker- 
bau treibendes  Volk  waren;  dafs  sie  nachmals,  zer- 
streut auch  im  weiten  Römerreiche,  doch  nützliche  Bür- 
ger desselben  in  mannigfachen  Lebensverhältnissen  wur- 
den; dafs  nur  erst  unter  dem  Kaiser  Theodosius  Be- 
schränkungen ihrer  bürgerlichen  Freiheit  eintraten,  wel- 
che sich  in  den  folgenden  Jahrhunderten  bis  zu  grausa- 
men Verfolgungen  steigerten,  und  dafs  nur  in  Folge 
dieses  Druckes  und  dieser  Erniedrigung  ihr  sittlicher 
Zustand  herabgewürdigt  und  verderbt  worden  sei,  und 
ihre  gewerbliche  Tbätigkeit  eine  zum  Theil  gemeinschäd- 
liche Richtung  erhalten  habe.  Rechtfertigt  nun  auch  der 
Zustand,  welcher  hieraus  hervorging,  jene  Ungunst  der 
öffentlichen  Meinung,  so  bleibt  eine  günstige  Verände- 
rung derselben  doch  nur  dadurch  erreichbar,  dafs  der 
Pruck  und  die  Besdiränkungen  aufgehoben  werden,  wel- 
che jenen  Zustand  erzeugten.    Mit  dieser  Befreiung  sind 
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nach  Dohms  Ansichten  noch  besondere  Hülfsmittel  zu 
verbinden,  um  die  nachtheiligen  Einflüsse  jeper  herab- 
würdigenden Behandlung  schneller  und  ^sicherer  zu  ver- 
tilgen, als  es  bei  mehr  als  tausendjähriger  Verwöhnung 
aufserdem  zu  hoffen  sein  dürfte.  Er  leitet  seine  hierauf 
gerichteten  Anträge  mit  einer  Aeufserung  ein,  welche 
hier  wörtlich  zu  wiederholen  um  so  weniger  überflüssig 
erscheint,  als  sie  auch  noch  jetzt  zeitgemäfs  und  maafs- 
gebend  für  die  öffentliche  Verhandlung  dieses  Gegen- 
standes ist.  —  „Mit  der  Bescheidenheit,"  —  sagt  er 
Seite  109  —  „  ohne  die  ein  Privatmann  seine  Gedanken 
über  öffentliche  Angelegenheiten  nie  sagen  sollte,  und 
mit  der  sichern  Ueberzeugung,  dafs  allgemeine  Vor- 
schläge allemal  in  jedem  Staate  nach  dem  besondem 
Lokale  bestimmt  werden  müssen,  wenn  sie  nützlich  an- 
gewandt werden  sollen,  —  wage  ich  es  nun  nach  dem 
bisher  Gesagten,  jetzt  noch  genauer  meine  Ideen  anzu- 
geben, wie  die  Juden  glücklichere  und  bessere  Glieder 
der  bürgerlichen  Gesellschaft  werden  könnten."  —  Do  hm 
führt  nun  bis  Seite  127  die  neun  Bedingungen  aus,  de- 
ren Erfüllung  zum  Erreichen  des  vorstehend  bezeichne- 
ten Zweckes  nach  seiner  Ansicht  erfordert  wird.  Sie 
bestehen  wesentlich,  neben  völliger  Gleichstellung  in  al- 
len bürgerlichen  Rechten  und  Pfliditen,  in  besondern 
Veranstaltungen,  die  Juden  zur  Erlernung  und  eigen- 
händigem Betriebe  von  Handwerkerarbeiten  zu  veran- 
lassen, welche  so  weit  ausgedehnt  werden,  dafs  jüdische 
Väter  verpflichtet  sein  sollen,  von  mehreren  Söhnen  we- 
nigstens einen  dem  Handwerkerstande  zu  widmen;  •— 
femer  in  Beschränkungen  der  handeltreibenden  Juden 
in  soweit,  dafs  nur  eine  bestimmte  Zahl  derselben  an 
einem  Orte  wohnen  dürfte;  —  endlich  in  einer  besour 
dern  Aufsicht  über  den  Unterricht  in  den  jüdischen  Schur 
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len  und  in  den  Sjnag;ogen.  In  Bezug  auf  die  Zulas- 
sung zu  Staatsämtem  sagt  Do  hm  Seite  118  wörtlich 
Folgendes:  „Allerdings,  scheint  es,  würde  man  billig  den 
Juden,  wenn  sie  alle  Rechte  der  Bürger  geniefsen  soll- 
ten, auch  nicht  verwehren  können,  sich  um  die  Ehre, 
dem  Staate  zu  dienen,  zu  bewerben,  uhd  falls  ihre  An- 
sprüche durch  Fähigkeit  unterstützt  würden,  auch  zu 
demselben  zuzulassen.  Indefs  glaube  ich,  dafs  bei  den 
nächsten  Generationen  sich  diese  Fähigkeit  noch  nicht 
so  häufig  zeigen,  und  dafs  dem  Staate  auch  nicht  so 
sehr  daran  gelegen  sein  dürfte,  sie  bei  ihm  zu  entwik- 
kein.  In  den  meisten  Ländern  ist  gar  kein  Mangel  an 
geschickten  Bedienten,  und  ohne  Zuthun  der  Regierung 
sind  deren  noch  immer  genug,  welche  zu  öffentlichen 
Aemtern  sich  fähig  zu  machen  bemühen.  Zu  einer  Art 
derselben  wird  Gelehrsamkeit  und  früh  erworbene  Kennt- 
nifs  erfordert,  die  in  der  jetzigen  gewöhnlichen  Erzie- 
hung des  Juden  schwerer  erworben  werden.  Zu  andern 
gehört  eine  gewisse  Entfernung  von  allem  Verdacht  der 
aus  Gewinnsucht  entstehenden  Vergebungen,  die  bei  den 
jetzigen  und  nächstkünftigen  Juden  auch  nicht  immer 
stattfinden  dürfte.  Der  noch  zu  kaufmännische  Geist 
der  meisten  Juden  wird  besser  durch  starke  körperliche 
Arbeiten,  als  durch  Stillsitzen  des  öffentlichen  Bedien- 
ten gebrochen  werden;  und  für  den  Staat  wie  für  ihn 
selbst  wird  es  in  den  meisten  Fällen  besser  sein,  wenn 
der  Jude  mehr  in  der  Werkstätte  und  hinter  dem  Pfluge, 
als  in  den  Kanzleien  arbeitet.  Der  beste  Mittelweg 
würde  vermüthlich  sein,  wenn  man  die  Juden,  ohne  sie 
zu  ermuntern,  auch  nicht  abhielte,  die  Kenntnisse,  die 
zum  Dienste  des  Staates  leiten,  sich  zu  erwerben,  und 
wenn  man  sie  in  den  Fällen,  da  sie  sich  vorzüglich  fä- 
hig bewiesen,   auch  gebrauchte,  wäre  es  auch  nur,  uro 

dem 
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dem  ohne  Zweifel  noch  lange  herrschenden  Vorurtheii 
entgegenzuarbeiten.  Indessen  würde  die  gerechte  ün- 
partheilichkeit  auch  fordern,  dafs,  wenn  ein  Jude  mit 
einem  gleichgeschickten  Christen  sich  zeigte,  dieser  einen 
Vorzug  vor  jenem  verdiente.  Dies  scheint  ein  ganz  bil- 
liges Recht  der  zahlreicheren  Nation  zu  sein  —  wenig- 
stens bis  dahin,  dafs  die  Juden  durch  weisere  Behand- 
lung  zu  völlig  gleichen  Bürgern  umgeschaffen,  und  alle 
Unterscheidungen  abgeschliffen  sein  werden."  — 

Es  bedurfte  einer  wörtlichen  Einschaltung  dieser 
ganzen  Stelle  der  Do  hm  sehen  Schrift,  um  klar  darzu- 
stellen, was  der  Verfasser  derselben  eigentlich  wollte, 
weil  aus  dem  ersten  abgerissen  aufgestellten  Satze  der- 
selben gefolgert  worden  ist,  dafs  Dohm  eine  unbedingte 
Zulassung  der  Juden  zu  Staatsämtern  zugleich  mit  der 
Aufhebung  aller  andern  Beschränkungen  ihrer  bürgerli- 
chen und  politischen  Rechte  beabsichtigt  habe.  Die  grofse 
Mehrheit  der  Urtheilsfähigen  bevorwortet  auch  jetzt  keine 
unbedingte  Ausschliefsung  der  Juden  von  Staatsämtem, 
sondern  nur  Bedingungen  bei  der  Zulassung  zu  densel- 
ben, welche  sogar  in  den  meisten  Beziehungen  ehren- 
hafter begründet^  und  milder  aufgestellt  sein  dürften, 
als  es  dem  Verfasser  jener  Schrift,  so  sehr  er  sich  auch 
als  Freund  der  Judenschaft  zeigt,  damals  noch  statthaft 
erschien.  Nur  wenige  der  Zeitgenossen  können  noch 
aus  eigener  Anschauung  einen  Begriff  von  dem  Ein- 
drucke haben,  welchen  die  Dohmsche  Schrift  hervor- 
brachte. Eine  zweite  Auflage  derselben  ward  schon  im 
Jahre  1783  nothwendig,  und  Dohm  fügte  derselben  einen 
zweiten  Theil  bei,  welcher  wesentlich  aus  Rechtfertigun- 
gen der  im  ersten  Theile  dargestellten  Meinungen  ge- 
gen Einwürfe  besteht,  die  jetzt  fast  durchaus  keiner  Wi- 
derlegung mehr  bedürfen.    Dohm  selbst  empfiehlt  eine 
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ToUkoiDmene  Gleichstellung  der  Juden  mit  den  Gbristen 
in  Bezug  auf  bürgerliche  und  politische  Rechte  z^ar 
als  unvermeidlich  zur  gTündlichen  Verbesserung  ihres 
Zustandes:  aber  er  verhehlt  sich  nicht,  dafs  dieselbe  nur 
erst  nach  einer  langen  Reihe  von  Jahren  den  Nachthei- 
len abhelfen  werde,  welche  die  bestehende  sittliche  und 
gewerbliche  Richtung  der  Juden  zur  Zeit  noch  im  Le- 
ben der  christlidien  Staaten  erzeugt,  unter  deren  Schutze 
sie  wohnen.  Dafs  diese  Nachtheile  sich  während  der 
üebergangsperiode  noch  vermehren  dürften,  ward  von 
den  erfahrensten  Staatsmännern  noch  so  sehr  gefürchtet, 
dafs  die  Preufsische  Regierung,  welche  damals  eben  ein 
neues  Gresetzbuch  —  das  Allgemeine  Landredit  —  vor- 
bereiten liefs,  doch  Anstand  nahm,  eine  wesentliche  Ver- 
änderung in  den  beschränkten  Verhältnissen  der  Juden- 
schaft darein  aufzunehmen.  Zehn  Jahre  später  wurden 
diese  Bedenken  gegen  Gleichstellung  der  Juden  mit  den 
Christen  in  bürgerlichen  und  politischen  Rechten  noch 
sehr  vermehrt,  als  in  den  Jahren  1793  und  1795  durdi 
die  grofsen  neuen  Erwerbungen  im  weiland  Polnischen 
Reiche  eine  sehr  zahlreiche  Judenschaft  mit  dem  Preu- 
Isfödien  Staat  vereinigt  wurde,  welche  noch  weniger, 
als  die  Judengemeinden  in  den  altem  Landesdieilen  für 
jene  Gleichstellung  vorbereitet  erschien. 

Die  zunächst  folgenden  Versudie,  den  Zustand  der 
Juden  im  Preufsischen  Staate  zu  verbessern,  gingen  da- 
her von  einer  ganz  veränderten  Ansicht  aus.  In  dem 
Gedächtnisse  der  altem  Zeitgenossen  wird  die  Erinne- 
rung an  das  „Sendschreiben  einiger  Hausväter 
jüdischer  Religion  an  den  Probst  Teller  ^a 
Berlin^'  noch  nicht  erloschen  sein,  welches  im  Jahre 
1799  durch  den  Dmck  veröffentlicht  wurde,  und  einen 
Schriftwechsel  veranlafste,  der  noch  heute  ZeugniCs  von 
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der  Aufregung  giebt,  die  dasselbe  weit  über  die  Gren- 
zen des  Preufsischen  Staats  hinaus  hervorbrachte.  Diese 
Hausväter,  ausgezeichnete  und  allgemein  geachtete  Mit- 
glieder der  Berliner  Judengemeinde,  verkennen  zwar 
ebenfalls  nicht,  dafs  der  Druck  und  die  Erniedrigung, 
worin  die  Juden  seit  einer  langen  Reihe  von  Jahren 
im  christlichen  Europa  lebten,  sehr  nachtheilig  auf  ihre 
Lebensansichten,  auf  die  Ausbildung  ihrer  natürlichen 
Anlagen  9  und  auf  die  Wahl  ihrer  Beschäftigungen  ge- 
wirkt habe:  aber  entgegen  der  Idee,  welche  der  Schrift 
des  Herrn  von  Dohm  zum  Grunde  liegt,  weisen  sie 
ganz  bestimmt  den  Verdacht  zurück,  dafs  eine  sittliche 
Herabwürdigung  der  Juden  daraus  hervorgegangen  sei, 
und  behaupten  vielmehr,  dafs  die  Verbrechen  und  Ver- 
gehen, wozu  Gewinnsucht  verleitet,  bei  den  Juden  nicht 
häufiger  vorkommen,  als  unter  der  gleichen  Anzahl  Chri- 
sten, welche  sich  von  eben  den  Gewerben  nährten, 
worauf  die  Juden  sich  bisher  beschränkt  sahen.  Aber 
diese  Beschränkung  liegt  nach  ihrer  Ansicht  nicht  allein 
in  den  Anordnungen  der  christlichen  Regierungen,  son- 
dern einem  sehr  grofsen  Theile  nach  in  der  fortdauern- 
den Beobachtung  von  Gebräuchen,  worauf  die  Juden 
mit  religiöser  Gewissenhaftigkeit  bisher  streng  beharr- 
ten, obwohl  sie  keinesweges  dem  Kern  ihrer  Religion 
angehören,  und  als  gänzlich  unpassend  für  ihre  gegen- 
wärtigen Verhältnisse  längst  aufzugeben  waren.  Da  diese 
Gebräuche  einen  sehr  tief  eingreifenden  und  entschei- 
denden Einflufs  auf  die  bürgerlichen  Verhältnisse  der 
Juden  haben,  so  hängt  eine  Verbesserung  derselben  nach 
der  Ansicht  der  Verfasser  dieses  Sendschreibens  auch 
nicht  blos  von  den  allgemeinen  Staatsgesetzen  ab,  und 
von  dem  Geiste,  womit  die  christlichen  Obrigkeiten  die- 
selben vollziehen,  sondern  auch  sehr  wesentlidi  von  einer 
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Veränderung  in  den  religiösen  Ueberzeugungen  der  Ju- 
denscbaft.  Ihrer  Ueberzeugung  nach  sind  jene  Gebräu- 
che nur  ein  aufserwesentlicher  Zusatz  zu  der  Religion 
ihrer  Väter,  deren  Kern  in  dem  Glauben  an  einen  all- 
mächtigen und  allwissenden  Gott,  der  die  Welt  regiert, 
an  eine  Fortdauer  des  Menschen  über  das  Ende  seines 
irdischen  Lebens  hinaus,  und  an  Folgen  seiner  Hand- 
Jungen  auch  in  jener  Zukunft  besteht.  Sie  glauben,  die 
Zeit  sei  längst  verschwunden,  worin  die  Beobachtung 
der  Ritualgesetze  noch  ein  Bedürfnifs  des  jüdischen  Vol- 
kes war,  und  den  Lehrern  dieses  Volkes  liege  jetzt  die 
Verpflichtung  ob,  deren  Aufhebung  durch  verständigen 
Unterricht  einzuleiten.  Aber  es  entging  ihnen  auch  nicht, 
dafs  ein  solcher  Fortschritt  der  Judenschaft  in  ihrer  Ge- 
sammtheit  noch  keinen  Anspruch  auf  Gleichstellung  mit 
den  Christen  in  bürgerlichen  und  politischen  Rechten 
zu  gewähren  vermöge,  weil  sie  wohl  einsahen,  dafs 
kein  Volk  mit  den  vorstehend  angegebenen  Glaubens- 
lehren allein  ohne  positiven  Zusatz  bestehen  könne. 
Das  Christenthum  hat  jenen  Kern  mit  dem  Judenthume 
gemein,  enthält  aber  aufserdem  noch  Lehren,  welche 
beim  Uebergange  der  Juden  an  die  Stelle  jener  aufge- 
gebenen Ritualgesetze  treten.  Was  von  diesen  Lehren 
so  wesentlich  zum  Christenthume  gehöre,  dafs  Niemand 
ein  Christ  sein  könne,  ohne  sich  zu  demselben  zu  be- 
kennen, erschien  ihnen  indefs  zweifelhaft.  Daher  ver- 
langten sie  von  einem  der  geachtetsten  evangelischen 
Geistlichen  Auskunft  darüber,  was  sie  nächst  dem  Auf- 
geben der  jüdischen  Ritualgesetze  seiner  Meinung  nach 
noch  als  Religionswahrheiten  anzuerkennen  and  als  re- 
ligiöse Verpflichtungen  aufzunehmen  hätten,  um  in  die 
Gemeinschaft  der  Christen  aufgenommen  zu  werden.  Die 
lehrreiche  Antwort  des  Probstes  Teller  ward  ebenfalls 
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gedruckt;  ihr  Inhalt  hat  keinen  Einflufs  auf  die  hier  an- 
zustellenden Betrachtungen,  und  ist  uiA  so  mehr  zu  über- 
gehen, als  jede  Zeit  und  jede  christliche  Religionspar- 
thei  jene  Frage  nur  nach  ihren  Ansichten  beantworten 
kann.  Aber  die  Behutsamkeit,  womit  der  damals  hoch- 
verehrte Lehrer  der  Erwartungen  gedenkt,  wozu  die 
Fortschritte  der  Bildung  unter  Christen  und  Juden  schon 
in  der  nächsten  Zukunft  berechtigen  dürften,  möge  Den- 
jenigen zum  Muster  dienen,  welche  von  den- Regierun- 
gen unsers  Zeitalters  und  von  der  Gesetzgebung  des 
Tages  die  vollständige  Verbesserung  von  Verhältnissen 
fordern,  die  längst  verschwundene  Zustände  und  Vor- 
stellungen erzeugten,  und  tausendjährige  Gewohnheiten 
befestigten.  Die  religiösen  Ansichten,  wovon  die  Ver- 
fasser jenes  Sendschreibens  ausgingen,  sind  jetzt  nach 
mehr  als  vierzig  Jahren  nur  von  sehr  wenigen  Mitglie- 
dern der  Judengemeinde  in  ihrer  vollen  Bedeutung  an- 
genommen worden.  Durch  allgemeine  Bildung  mehr 
oder  minder  ausgezeichnete  Mitglieder  der  jüdischen  Ge- 
meinden trachteten  zwar  seitdem  nach  einer  Deutung  der 
Ritualgesetze,  welche  den  religiösen  Bedürfnissen,  wie 
sie  dieselben  auffassen,  und  ihren  Lebensverhältnissen 
angemessener  ist,  als  die  bis  jetzt  herkömmliche:  aber 
der  bei  weitem  überwiegend  gröfste  Theil  der  Juden- 
schaft beharrt  noch  streng  auf  jener  herkömmlichen  Deu- 
tung, und  die  Wirkungen,  welche  jenes  Streben  her- 
vorbrachte, sind  daher  bis  jetzt  noch  sehr  beschränkt 
geblieben.  Der  Eindriick,  welchen  jenes  Sendschreiben 
hinterliefs,  erlosch  gröfstentheils  um  so  mehr  iu  den 
nächstfolgenden  Jahren,  als  grofse  politische  Umwälzun- 
gen die  ganze  Theilnahme  der  Völker  in  einer  andern 
Richtung  dringend  in  Anspruch  nahmen. 

Der  Frieden  zu  Tilsit  entrifs   im  Jahre  1807   dem 
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Preufsischen  Staate  nebst  allen  Besitzungen  westwärts 
der  Elbe  die  grofsen  Erwerbungen,  welche  derselbe  bei 
der  Auflösung  des  alten  Polnischen  Reiches  in  den  Jah- 
ren  1793  und  1795  gemacht  hatte.  Ueberdies  verlor 
derselbe  noch  einen  beträchtlichen  Theil  der  Erwerbun- 
gen vom  Jahre  1772,  nämlich  den  gröfsten  Theil  des 
Netzdistrikts  und  die  Lande  Culm  und  Mlchelau.  Hier- 
durch  ward  die  Zahl  der  Juden  im  Preufsischen  Staate 
noch  unter  das  Maafs  verringert,  welches  bestand,  als  von 
Dohms  vorerwähnte  Schrift  erschien.  Dies  verminderte 
sehr  wesentlich  die  Bedenken  gegen  das  Aufheben  der 
bisher  bestandenen  Beschränkungen  der  Juden;  mildere 
Ansichten  von  der  Yerderblichkeit  ihrer  sittlichen  und 
gewerblichen  Richtung  im  Sinne  des  vorgedachten  Send- 
schreibens hatten  sich  doch  aucb  zu  Gunsten  derselben 
verbreitet.  Ueberdies  erschien  in  einer  Zeit,  wo  die 
politischen  und  gewerblichen  Verhältnisse  der  Einwoh- 
ner des  Preufsischen  Staats  in  allen  Ständen  so  beträcht- 

I  lieh  umgewandelt  wurden,  audi  eine  wesentliche  Verän- 
derung in  der  Stellung  der  Judenschaft  wohl  des  Ver- 
suches werth.  So  war  das  Edikt  betreffend  die  bür- 
gerlichen Verhältnisse  der  Juden  vorbereitet, 
welches  unter  der  Verwaltung  des  Staatskanzlers,  da- 
nials  noch  Freiherrn  von  Hardenberg,  am  11.  März 
1812  in  der  allgemeinen  Gesetzsammlung  des  Preufsi- 
sdien  Staats  erschien.  Nach  der  am  Ende  des  Jahres 
1811  angenommenen  statistischen  Tabelle^  befanden  sich 
damals  im  Preufsischen  Staate  nur  6136  privilegirte  oder 
geschützte  Judenfamtlien,  welche  29,538  Personen  ent< 
hielten;  aufserdem  lebten  im  Staate  noch   3079  Juden 

.  als  blos  geduldete  Fremde.  Den  erstem  allein  be- 
willigte das  bezeichnete  Edikt  das  Staatsbürgerrecht 
unter  der  Bedingung,  dafs  sie  Familiennamen  annehmen, 
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bei  der  Führung  ihrer  Handelsbücher  und  schriftlichen 
Willenserklärungen  sich  nur  einer  lebenden  Sprache  be- 
dienen, und  zur  Unterzeichnung  ihres  Namens  nur  deut- 
sche oder  lateinische  Schriftzüge  gebrauchen  sollten. .  Ihre 
Gleichstellung  in  politischen  und  bürgerlichen  Rechten 
und  Pflichten  mit  den  christlichen  Staatsbürgern 
erlitt  nur  allein  Ausnahmen,  welche  sich  auf  ihre  reli> 
giösen  Vorstellungen  und  Verhältnisse  beziehen.  Hier- 
her gehört  nicht  allein  ^  was  wegen  Präsentatioii  von 
Wechseln  an  Sabbathen  und  Feiertagen,  Erfordern  von 
Zeugnissen  in  Kriminalfällen,  Abieisten  von  Eiden,  ScUie- 
fsen  und  Trennen  der  Ehen  verordnet  wird,  sondern 
auch  der  Vorbehalt  von  Bestimmungen,  wie  die  wegen 
der  Militairpflichtigkeit  bestehenden  Gesetze  auf  die  Ju- 
den angewendet,  wiefern  dieselben  zu  öffentlichen  Be- 
dienungen und  Staatsämtem  zugelassen,  ihr  kirchlicher 
Zustand  geordnet,  und  ihr  Unterricht  verbessert  wer- 
den solle.  Die  Gesetzgebung  hielt  sich  hierbei  wesent- 
lich an  eben  die  Ansichten,  welche  das  vorerwähnte 
Sendschreiben  der  Hausväter  jüdischer  Religion  auf- 
stellte. Es  wird  daher  nicht,  wie  von  Do  hm  doch 
wollte,  ein  Mifstrauen  auf  die  Sittlichkeit  der  bisher 
schon  dem  Staate  durch  Privilegien  oder  Schutzbriefe 
angeeigneten  Juden  gesetzt,  und  kein  Zwang  angeord- 
net, um  ihrer  Gewerbsamkeit  eine  derselben  minder  ge- 
fährliche Richtung  zu  geben.  Ein  grofser  Theil  der 
akademischen  Lehr-,  Schul-  und  Gemeindeämter  erfor- 
dert keine  Verrichtungen,  welche  mit  den  religiösen 
Vorstellungen  der  Juden  im  Widerspruch  stehen,  oder 
nach  denselben  abgeändert  werden  müfsten.  Zu  solchen 
auch  Juden  zu  berufen,  welche  sich  dazu  geschickt  ge- 
macht hätten,  konnte  daher  auch  der  Beurtheilung  der 
Behörden  und  Korporationen  anheimgestellt  bleiben,  de- 
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nen  das  Recht,  dazu  yorzusclilagen,  zu  wählen  und  zu 
bestätigen,  zusteht.  Bei  andern  öffentlichen  und  Staatsäm- 
tern, so  wie  auch  bei  der  Ableistung  der  Kriegsdienste 
tritt  dagegen  gemeinhin  die  strenge  Feier  der  Sabbathe 
und  jüdischen  Feiertage  störend  ein.  Es  mufsten  daher  die 
Bestimmungen  in  dieser  Beziehung  jedenfalls  bis  dahin  vor- 
behalten bleiben,  dafs  Mittel  gefunden  würden,  die  Stan- 
des- und  Amtserfordemisse  mit  den  religiösen  Pflichten 
ohne  Verletzung  der  Gewissensfreiheit  zu  yereinigen. 
Den  mit  Privilegien  oder  Schutzbriefen  dem  Staate  nicht 
bereits  angeeigneten  Juden  ward  das  gleicJie  Vertrauen 
jedoch  nicht  bezeigt.  Sie  konnten  zwar  im  Staate  ver- 
bleiben, wenn  ihnen  der  Aufenthalt  darin  durch  das  so- 
genannte Geleite  bisher  gestattet  war:  aber  sie  wurden 
auch  femer  als  fremde  Juden  betrachtet,  und  konnten, 
gleidi  diesen,  als  Inländer  und  Staatsbürger  nur  unter 
besondrer  Verwilligung  der  Regierung,  und  mit  Geneh- 
migung des  Ministeriums  des  Innern  aufgenommen  wer- 
den. Als  in  Folge  der  Bekanntmachung  vom  3.  Februar 
1813  die  jungen  Männer  aus  den  gebildeten  Ständen 
zwischen  dem  vollendeten  17ten  und  24sten  Lebens- 
jahre zum  freiwilligen  Eintritte  in  das  Heer  unter  der 
Verwarnung  aufgerufen  wurden,  dafs  Niemand  künftig- 
hin zu  irgend  einer  Stelle,  einer  Würde,  einer  Aus- 
zeichnung (einem  Orden)  u.  s.  w.  kommen  sollte,  wenn 
er  nicht  in  dem  eben  ausbrechenden  Kriege  wenigstens 
ein  Jahr  im  aktiven  Militair  gedient  hätte:  traten  auch' 
Mitglieder  der  Judengemeinde  freiwillig  in  Militairdienste. 
Mehrern  derselben  sind  ehrende  Auszeichnungen  und  Be- 
förderungen ertheilt  worden,  und  der  achtbare  Wille, 
welcher  sich  hierin  bewiesen  hat,  verdient  und  erhielt 
auch  stets  rühmliche  Anerkennung.  Aber  es  ist  eine 
wesentliche  Entstellung  der  damals  bestandenen  Verhält- 
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nisse,  wenn  in  den  neusten  Zeiten  in  öffentlichen  Blät- 
tern-«ingedeutet  wurde,  dafs  die  Noth  der  Zeit  die  Re- 
gierung Bewogen  habe,  sich  auch  der  Mitwirkung  der 
Juden  zu  dem  schweren  Kampfe  um  Wiederherstellung 
der  Selbstständigkeit  des  Staats  zu  versichern.  Das  Edikt 
vom  11.  März  1812  veränderte  nichts  in  den  Beziehun- 
gen der  Juden  auf  den  Kriegsdienst;  so  wie  es  ihnen 
keine  Verpflichtung  dazu  auferlegte,  gab  es  ihnen  auch 
kein  Anrecht,  Anstellungen  im  Heere  zu  fordern.  Der 
Aufruf  vom  3.  Februar  1813  berührte  sie  eben  so  we- 
nig als  die  Mennoniten,  und  es  war  eine  Vergünstigung, 
dafs  ihnen  gestattet  wurde,  an  der  Ehre  des  Kampfes 
Theil  zu  nehmen,  obwohl  die  Bedenken  gegen  ihre 
Theilnahme  an  Kriegsdiensten,  welche  den  Vorbehalt 
in  dem  Edikte  vom  11.  März  1812  veranlagst  hatten, 
noch  immerfort  bestanden.  Ausgehoben  zum  Militair- 
dienste  auf  den  Grund  einer  Militairpflichtigkeit  wurden 
damals  noch  keine  Juden,  und  die  Zahl  der  jüdischen 
Freiwilligen  9  welche  sich  aus  eignen  Mitteln  ausrüsten 
und  unterhalten  konnten,  war  bei  der  überhaupt  nur 
sehr  geringen  Anzahl  der  Judenfamilien,  welche  damals 
das  Preufsische  Staatsbürgerrecht  besafsen,  so  ganz  un- 
bedeutend, dafß  sie  durchaus  keinen  merklichen  Einflufs 
auf  die  Entscheidung  des  Kampfes  haben  konnte. 

Seit  mehr  als  einem  halben  Jahrhunderte  bekunden 
Aeufserungen  der  öffentlichen  Behörden  in  sämmtlichen 
Staaten  des  christlichen  Europa's,  dafs  ihre  Regierun- 
gen einen  Unterschied  in  bürgerlichen  und  politischen 
Rechten  wegen  der  Verschiedenheit  religiöser  Bekennt- 
nisse zwischen  ihren  Untergebenen  nur  ungern,  und  des- 
halb nur  in  soweit  bestehen  lassen,  als  ihrer  Ansicht 
nach  Rücksichten  auf  das  allgemeine  Wohl  sie  dazu  nö- 
thigen.     Die  Bundesakte,  zu  der  die  damals  39  deut- 
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sehen  Staaten  sieb  unterm  8.  Junius  1815  zu  Wien  ver- 
einigten, bestimmt  unter  Artikel  16  bierüber  lYörtlich 
Folgendes : 

„Die  Verscbiedenbeit  der  christlicben  Religionspar- 
teien kann  in  den  Ländern  und  Gebieten  des  deut- 
schen Bundes  keinen  Unterschied  in  dem  Genüsse  der 
bürgerlichen  und  politischen  Rechte  begründen." 

„Die  Bundesversammlung  wird  in  Berathung  zie- 
hen, wie  auf  eine  möglichst  übereinstimmende  Weise 
die  bürgerliche  Verbesserung  der  Bekenner  des  jüdi- 
schen Glaubens  in  Deutschland  zu  begründen  sei,  und 
wie  insonderheit  denselben  der  Genufs  der  bürgerli- 
chen Rechte  gegen  die  Uebernahme  aller  Bürgerpflich- 
ten in  den  Bundesstaaten  verschafft  und  gesichert  wer- 
den könne.      Jedoch  werden    den  Bekenneru  dieses 
Glaubens  bis  dahin  die  denselben  von  .den   einzelnen 
Bundesstaaten  bereits  eingeräumten  Rechte  erhalten." 
Der  hierauf  vorbehaltene  Bundestagsbeschlufs  ist  je- 
doch bis  jetzt  noch  nicht  erfolgt,   und  den  Deutschen 
Staaten  blieb  vielmehr  überlassen,  ihre  Gesetzgebung  in 
Bezug  auf  die  Juden  im  Geiste  der  angeführten  Bestim- 
mung nach  ihren  besondern  Bedürfnissen   auszubilden. 
Im  Preufsischen  Staate  traten  nach  wiederhergestelltem 
Frieden  zwei  Thatsacheu  der  Neigung  entgegen,    den 
Zustand  der  Juden  im  Umfange  des  ganzen  Reichs  bis 
zur  unbedingten  Gleichstellung  in  bürgerlichen  und  po- 
litischen Rechten  zu  verbessern.     Die  wieder  zurücker- 
haltenen und  neu  erworbenen  Provinzen  enthielten  eine 
zahlreiche  Judenschaft,  welche  grofsentheils  an  Bildung 
gegen  die  Juden  in  den  alten  Landestheilen  zurückzu- 
stehen schien,  und  in  den  letztern  selbst  äufserten  sich 
Spuren  eines  für  Gewerbsamkeit  und  Sittlichkeit  gün- 
stigen Erfolges  des  Edikts  vom  11.  März  1812  sehr  viel 
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sparsamer,  als  erwartet  worden  war.  Daher  blieb  die 
Yollziehang  jenes  Edikts  ^uf  die  bei  dessen  Bekannt- 
machung zum  Staate  gehörigen  Landestheile  beschränkt; 
in  Bezug  auf  die  seitdem  wieder-  oder  neuerworbenen 
Gebiete  wurde  dagegen  das  Erhalten  des  vorgefunde- 
nen Zustandes  der  Juden  vorerst  noch  als  Regel  ange- 
nommen. Eine  Kabipetsordre  vom  8.  August  1830  be- 
stätigt ausdrücklich  die  allgemeiife  Anwendung  dieser 
Regel,  weil  darüber  bis  dahin  in  einigen  Landestheilen 
Zweifel  entstanden  waren.  Indessen  wurde  doch  die 
Nothwendigkeit  anerkannt,  den  Zustand  der  Juden  durch 
ein  allgemeines,  den  ganzen  S^at  umfassendes  Gesetz 
zu  ordnen:  allein  der  Abfassung  und  Yeröffentlichnng 
desselben  standen  bisher  noch  immer  unbesiegbare  Be- 
denken entgegen.  Ueberdies  deuten  fast  alle  Anordnun- 
gen, weldie  seit  den  letzten  zwanzig  Jahren  in  Bezug 
auf  die  Juden  erlassen  wurden,  auf  Ansichten  hin,  die 
denselben  minder  günstig  sind,  als  diejenigen,  woraus 
das  Edikt  vom  11.  März  1812  hervorging.  —  Die  vor- 
läufige Verordnung^  wegen  des  Judenwesens  im  GroCs- 
herzogthume  Posen  vom  1.  Junius  1833  giebt  der  zahl- 
reichen in  diesem  Landestheile  wohnenden  Judenschafi 
eine  Verfassung,  wonach  dieselbe  zur  Bestellung  ihrer 
besondern  Angelegenheiten  örtliche  Gemeinden  bilden 
soll.  Diesen  wird  namentlich  zur  Pflicht  gemacht,  darauf 
zu  halten,  dafs  jedes  Judenkind. zwischen  dem  siebenten 
und  vierzehnten  Lebensjahre  zweckmäfsigen  Schulunter- 
richt empfange,  und  nachmals  sich  solchen  Beschäftigun- 
gen widme,  wobei  der  Kleinhandel  im  Umherziehn  und 
das  Mäkler-,  Aufkäufer-  und  Pfandleihergeschäft  ausge- 
schlossen bleibt.  Als  Inländer  und  Staatsbürger  sollen 
vorerst  nur  diejenigen  Juden  durch  Naturalisationspa- 
tente anerkannt  werden,  welche  sich  ein  durch  diese 
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Verordnung  näher  bezeichnetes  Vertrauen  erwerben.  Hier 
wird  also  die  Verleihung  der  Rechte,  welche  das  Edikt 
vom  Uten  März  1812  sämmtlichen  damals  im  Staate  an- 
sässigen Juden  ertheilte,   auf  ein   allmähliges  Heranbil- 
den ausgesetzt.    Die  Verhältnisse  der  Judenschaft  in  den 
Landestheilen,  woraus  vormals  die  Bisthümer  Paderborn 
und  Corvei  bestanden,   sind  in  Bezug   auf  den  Besitz 
bäuerlicher  Grundstücke  und  auf  Geldgeschäfte  mit  den 
christlichen  Einwohnern   bäuerlichen  Standes   durch   die 
Kabinetsordres  vom  20sten  September  1836  und  5ten  Ja- 
nuar 1839  besondern  Beschränkungen  unterworfen  wor- 
den, weil  sich  daselbst  ein  den  kleinen  ländlichen  Grund- 
besitzern sehr  verderbliches  Pfandgeschäft  gebildet  hatte, 
ähnlich  demjenigen,  welches  schon  das  französische  Kai- 
serreich   zu  Beschränkungen    der  Geldgeschäfte  veran- 
lafste,   die  von   deo  Juden  in  den  Rheinlanden  beson- 
ders mit  den  kleinen  Weinbergsbesitzern  betrieben  wer- 
den.    Aufser  diesen  Anordnungen,  welche  sich  nur  auf 
die  Judenschaft  in  einzelnen  im  Jahre  181^2  zum  Preu- 
fsischen  Staate  noch  nicht  gehörigen  Landestheilen  be- 
ziehen,  sind  aber  seit  1822  noch  beschränkende  Verfü- 
gungen erlassen  worden,  welche  sämmdiche  jüdische  Ein- 
wohner des  Staats  und  also  auch  diejenigen  treffen,  de- 
nen  das  Edikt  vom   Uten  März   1812  das  Preufsische 
Staatsbürgerrecht  verlieh.     Namentlich  ist  nach  einer  in 
der  Gesetzsammlung    enthaltenen  Bekanntmachung   des 
Staatsministeriums  vom  4ten  Dezember  1822  die  Bestim- 
mung dieses  Edikts:  —   „wonach   die  für  Inländer  zu 
achtenden  Juden  zu  akademischen  Lehr-  und  Schuläm- 
tern zugelassen  werden  sollen"  —  wegen  der  bei  der 
Ausführung  sich  zeigenden  Mifsverhältnisse  aufgehoben 
worden.     Nach  wiederholten  Aeufserungen  der  Gesetz- 
gebung können  Juden,  welche  Eigenthümer  eines  Ritter- 
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guts  geworden  sind,  die  mit  dessen  Besitze  verbund^ien 
Patronatrechte  über  christliche  Kirchen  und  Schulen,  und 
Gerichtsbarkeitsbefugnisse  nicht  selbst  ausüben,  sondern 
sie  werden  während  ihres  Besitzstandes  von  den  Pro- 
vinzialregierungen  hierin  vertreten.    Auch  zur  Wählbar- 
keit für  ständische  und  Kreisdeputirte  wird  ausdrücklich 
die  Gemeinschaft  mit  einer  christlichen  Kirche  erfordert. 
Endlich  beschränkt  die  revidirte  Städteordnung  vom  17ten 
März  1831  im  §89  die  Fähigkeit  der  Juden,  Gemeinde- 
ämter zu  verwalten,  in  so  weit,  dafs  zu  den  Stellen  der 
Oberbürgermeister   uod  Bürgermeister   in  den  Städten 
nur  Bekenner  einer  christlichen  Religion  zulässig  sind. 
Die  vorerwähnten  allgemeinen  Anordnungen  sind  sämmt- 
lieh   aus  Rücksichten  auf  die  Meinung  hervorgegangen, 
welche  bei  weitem  überwiegend  in  den  grofsen  Massen 
der  Einwohner  des  Preufsischen  Staats  aller  Stände  und 
aller  Provinzen  besteht,   und  deren  Ungunst  in  Bezug 
auf  die  Juden  bereits  im  Eingange  dieser  Schrift  be- 
zeichnet worden  ist.     Eben  dadurch  ist  es  auch  veran- 
lafst  worden,    dafs  seit  dem  Eintritte  des  öffentlichen 
Ruhestandes  im  stehenden  Heere  kein  Jude  mehr  für 
Beförderung  zum  Oberoffizier  in  Vorschlag  gebracht  wor- 
den ist.     Meinungen  werden   durch  Vorstellungen  be- 
gründet,  welche  sich  in   einer  weiten  Ausdehnung  der 
Ueberzeugung  einer  bei  weitem  überwiegenden  Mehr- 
heit in  den  Völkern  bemächtigt  haben  müssen^  wenn  die 
daraus  hervorgehende  Meinung  die  Benennung  einer  ö  f- 
fentlichen  wahrhaft  verdienen  soll.    In  welchem  Maaf se 
dies  in  Bezug  auf  ungünstige  sittliche  und  gewerbliche 
Verhältnisse  der  Juden  geschehen  ist,   geht  daraus  her- 
vor,   dafs  Diejenigen,    welchen  die  unbedingte  Gleich- 
stellung   der    Juden  mit    den    Christen    in  Bezug   auf 
bürgerliche   und   politische  Redite  als   ein   dringendes 
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Bedürfnifs  der  Zeit  erscheint,  dodi  selbst  zng^eben,  daCs 
der  bisher  erlittene  Druck  sie  herabgewürdigt  habe,  und 
dafs  der  Unterschied  der  Ansichten  zwischen  ihnen  und 
denjenigen,  welche  diese  Gleichstellung  nur  bedingt  voll- 
ziehen, oder  überhaupt  noch  aussetzen  wollen,  nur  in 
der  Wahl  der  Mittel  zur  Verbesserung  des  sittlichen 
und  gewerblichen  Zustandes  der  Judenschaft  besteht. 
Meinungen  sind  nur  in  so  fem  richtig,  als  es  die  Vor- 
stellungen sind,  welche  dieselben  erzeugen;  ein  gründ- 
liches Urtheil  über  den  "Werth  der  Meinungen,  wovon 
die  Stellung  der  Juden  im  Leben  abhängt,  kann  dem- 
nach nur  aus  einer  Prüfung  der  Gründe  hervorgehen, 
worauf  diese  sich  stützen. 

Die  Geburts-,  Elhe-  und  SterblichkeitsverhSltnisse 
der  Bevölkerung  geben  in  Durchschnitten,  welche  zum 
Ausschliefsen  blofser  Zuf^e  hinreichend  grofse  Volks- 
massen und  Zeiträume  umfassen,  bei  zweckmäfsiger  Be- 
handlung ein  sehr  zuverlässiges  Hülfsmittel  zur  Beur- 
theilung  des  sittlichen  Zustandes.  Die  Betrachtungen, 
wozu  die  hierüber  amtlich  im  Preufsisdien  Staate  gesam- 
melten Nachrichten  Anlafs  geben,  sind  so  wenig  geeig- 
net, ungünstige  Vorstellungen  von  dem  Zustande  der 
Juden  zu  unterstützen,  dafs  sie  vielmehr  ein  ausgezeich- 
net rühmliches  Zeugnifs  für  ihre  Sittlichkeit  enthalten. 
Es  ist  zu  der  nachstehenden  Uebersicht  der  achtzehnjäh- 
rige Zeitraum  gewählt,  weldier  zwischen  den  am  Ende 
der  Jahre  1822  und  1840  vollzogenen  Zählungen  liegt; 
er  ist  für  den  angegebenen  Zweck  lang  genug.  Ueber- 
dies  sind  die  frühem  Zählungen  minder  zuverlässig,  und 
die  Zählung  zu  Ende  des  Jahres  1840,  am  Anfange  des 
Jahres  1843,  wo  diese  Betrachtungen  niedergeschrieben 
wurden,  zur  Zeit  noch  die  neueste.  Im  Preufsiscben 
Staate  waren  Juden  voriianden 


351 

zu  Ende  des  Jahres  1840 194,558 

dagegen  zu  Ende  des  Jahres  1822     .     .     .     144,737 
also  Vermehrung  in  diesen  achtzehn  Jahren       49,821. 
Insbesondere  entstand  diese  Vermehrung: 

durch  den  Ueberschufs   der  Gehörnen  über  die  Ge- 
storbenen mit 42,044 

durch  Erwerbung  des  Fürstenthums  Lichten- 
berg im  Jahre  1834  mit  .....  410 
durch  den  Ueberschufs  der  Einwanderungen 
über  die  Auswanderungen,  oder  auch 
durch  Nachholea  der  bei  der  ersten  Zäh- 
lung Uebersehenen 9,567 

überhaupt  also     .     .      '52,021. 
Dagegen  entstand  eine  Verminderung: 

durch  den  Uebertritt  zur  christl.  Religion  von        2,200 
nach  deren  Abzug  sich  vorstehend  angebene 

Vermehrung  ergiebt  mit 49,821. 

In  wiefern  die  Veränderung,  welche  sich  in  dem  hier 
betrachteten  achtzehnjährigen  Zeiträume  unter  den  Ju- 
den zutrug,  mit  derjenigen  übereinkommt,  die  gleichzei- 
tig bei  den  christlichen  Einwohnern  des  Preufsischen 
Staats  vorkam,  ergeben  nachstehende  Zahlen.  Der  Preu- 
fsische  Staat  enthielt  Einwohner  christlicher  Religion 

am  Ende  des  Jahres  1840 14,733,943 

am  Ende  des  Jahres  1822 11,519,396 

es  zeigte  sich  also  in  diesem  Zeitraum 

eine  Vermehrung  von 3,214,547. 

Insbesondere  entstand  diese  Vermehrung: 
durch  den  Ueberschufs  der  Gebomen  über 

die  Gestorbenen  mit 2,435,319 

durch  Erwerbung  des  Fürstenthums  Lich- 
tenberg        34,846 

Latus      2,470,165 
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Transport      2,470,165 
durdi  den  Uebertritt  von  Juden  zur  christ- 
lichen Religion  mit 2,200 

durch  den  Ueberschufs  der  Einwanderun- 
gen über  die  Auswanderungen,  oder 
auch  durch  Nachholen  der  in  der  er- 
sten Zählung  Uebersehenen      .     ,     .         742,182 
wodurch  sich  die.  vorstehend  berechnete 

Vermehrung  ergiebt  mit  ....  3,214,547. 
Uebersichtlidi  sind  diese  beiden  Zahlenreihen  nur  ver- 
gleidibar,  indem  dieselb^i  auf  ein  gemeinschaftliches 
Maafs  gebracht  werden.  Deshalb  ist  nachstehend  be- 
rechnet worden,  wie  sich  die  Veränderungen  während 
dieses  Zeitraums  zu  einer  am  Ende  des  Jahres  1822  vor- 
handenen Anzahl  sowohl  von  hundert  Tausend  Chri- 
sten, als  auch  von  hundert  Tausend  Juden  verhalten 
haben.  Durchschnittlich  kam  hiernach  auf  jedes  Hun- 
derttausend der  zu  Ende  des  Jahres  1822  gezählten 
eine  Vermehrung  Ghmten      Juden 

durch  den  Ueberschufs  der  Grebo]>- 

nen  von 21,144    29,049 

durdi  Erwerbung  des  Fürstenth. 

Lichtenberg 303         283 

durch  Uebertritt  zur  christlichen 

Religion 19    — 

durch  Einwanderung  u.  Zählungs- 
verbesserung      6,443      6,610 

Summa     .     .  35,942 

dagegen  eine  Verminderung 
durch  Uebertritt  zur  christlichen 

Religion .        --  1,520 

es  ergiebt  sich  also  überhaupt  Ver- 
mehrung       27,909    34,422. 

Die 
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Die  Christen  vennehrten  sich  demnach  in  diesem  acht- 
zehnjährigen Zeiträume  um  nicht  ganz  28,  die  Juden 
dagegen  um  beinahe  34f  auf  Hundert,  also  in  einem 
bedeutend  starkem  Yerhältnisse.  Dies  geschah,  obwohl 
die  Juden  doch  über  anderthalb  pro  Cent  ihrer  an- 
fänglichen Zahl  durch  den  Uebertritt  zur  christlichen  Re- 
ligion verloren  hatten,  wodurch  indessen  den  Christen 
nur  eine  Vermehrung  von  nicht  ganz  Eins  auf  Fünf- 
hundert zuwuchs.  Ohne  Rücksicht  auf  diesen  der  Stel- 
lung der  Juden  eigenthümlidien  Verlust  würde  ihre  Ver- 
mehrung beinahe  36  auf  Hundert  betragen  haben;  oder 
es  hätten  sich  fär  gleiche  Zahlen  und  gleiche  Zeiten  die 
Juden  um  neun,  die  Christen  aber  nur  um  sieben 
vermehrt.  Dieses  Uebergewicht  der  Vermehrung  liegt, 
wie  vorstehende  Zahlen  zeigen,  nicht  in  Einwanderun- 
gen von  Aufsen  her,  oder  in  einer  besondem  UnvoU- 
ständigkeit  der  Zählung  vom  Jahre  1822,  sondern  we- 
sentlich nur  in  dem  grofsen  Untersdiiede  des  Ueber- 
Schusses  der  Gebomen  über  die  Gestorbenen.  Zur  rieh« 
tigen  Würdigung  der  Ursachen  dieses  Ueberschusses  die- 
nen nachstehende  Betrachtungen. 

Zwischen  die  Zählungen  zu  Ende  der  Jahre  1822 
und  1840  fallen  noch  fünf  allgemeine  Einwohnerzählun- 
gen, welche  am  Ende  der  Jahre  1825,  1828,  1831,  1834 
und  1837  im  ganzen  Umfange  des  Preufs.  Staats  voll- 
zogen wurden.  Das  arithmetische  Mittel  aus  diesen  sie- 
ben Zählungen  kann  füglich  als  Durchschnittszahl  der 
in  dem  hier  betrachteten  Zeiträume  gleichzeitig  lebenden 
Einwohner  angesehen  werden.     Es  beträgt: 

für  die  Christen   ....     18,005,879 
für  die  Juden  ......  168,761. 

In  diesem  Zeiträume  wurden 

23 
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9,365,546 
107,690 


520,308 
.   5,983 


6,930,227 
65,646 


geboren  Kinder     bei  den  Christen 

bei  den  Juden 
also  jährlich  im  Durchschnitt 

bei  den  Christen 
bei  den  Juden 

Dagegen  starben   bei  <len  Christen 

bei  den  Juden 
also  jährlich  im  Durchschnitt 

bei  den  Christen  .     .        385,013 
bei  den  Juden       .     .  3,647. 

Werden  die  hier  gefundenen  Zahlen  auf  eine  gleiche 
Anzahl  gleichzeitig  Lebender  bezogen,  so  ergeben  sich 
folgende  Verhältnisse.  Es  wurden  durchschnittlich  un- 
ter hundert  Tausend  gleichzeitig  Lebenden 

Christen        Jaden 

jährlich  geboren      . 4001       3546 

dagegen  starben 2961       2161 

hiernach  verblieb  Ueberschufs  der  Ge- 
hörnen        1040      1385. 

Das  Uebergewicht  der  Juden  bei  diesem  Ueberschusse  be- 
ruht hiernach  nur  allein  in  ihrer  yerhältnifsmäfsig  sehr  ge- 
ringen Sterblichkeit;  sie  hatten  auf  hundert  Tausend 
Lebende  jährlich  im  Durchschnitt  beträchtlich  weniger 
neugeborne  Kinder,  ak  die  Christen,  indem  —  um  es 
noch  übersichtlicher  in  kleinen  Zahlen  darzustellen  — 
bei  den  Christen  schon  unter  25,  bei  den  Juden  dage- 
gen erst  unter  28  gleichzeitig  Lebenden  jährlich  ein 
Kind  geboren  wurde.  Aber  die  Zahl  der  Todesfälle 
war  unter  den  Juden  verhältnifsmäfsig  in  viel  höherem 
Maafse  kleiner,  als  unter  den  Christen,  indem  unter 
den  Christen  sehon  von  34,  unter  den  Juden  aber  erst 
von  46  Lebenden  jährlich  Einer  starb.  In  Folge  die- 
ser geringen  Sterblichkeit  haben   nun   die  Juden,    un- 
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geachtet  der  verhältnifsmäfsig  geringern  Anzahl  Neuge- 
borner,  doch  einen  Ueberschufs  der  Gehörnen  über  die 
Gestorbenen  von  Vier,  wenn  die  Christen  unter  der 
gleichen  Anzahl  Lebender  nur  einen  von  Drei  erhalten. 
Es  ist  nicht  ein  Lebensalter  allein,  worin  die  Zahl 
der  Todesfälle  bei  den  Juden  verhältnifsmäfsig  geringer 
ist,  als  bei  den  Christen,  sondern  dieser  Unterschied  be- 
steht von  der  Geburt  bis  selbst  nodi  jenseits  des  sieb- 
zigsten Lebensjahres.  Unter  der  gleichen  Anzahl  von 
hundert  Tausend  Lebenden  hatten  nämlich  dem  Lebens*- 
alter  der  Verstorbenen  nach  geordnet  jährlich  im  Durch- 
schnitte Todesfälle: 

die  Christen    die  Juden 

1.  an  Todtgebornen      .     .     .     .     r      143  89 

2.  an  Lebendgebomen,  welche  vor 
Vollendung   des    ersten  Lebens^ 

Jahres  starben 697  459 

3.  an  Gestorbenen  in  dem  Alter  vom 
Anfange  des  zweiten  bis  zur  Voll- 
endung des  fünften  Jahres     .     .       477  386 

4.  an  Gest.  in  dem  Alter  vom  Anf. 
des  sechsten  bis  zur  Vollend.  des 
vierzehnten  Jahres 202  151 

5.  an  G«st.  in  dem  Alter  vom  Auf. 
des  fünfzehnten  bis  zur  Vollend. 

des  25sten  Jahres 155  123 

6.  an  Gest.  in  dem  Alter  vom  Auf. 
des  26sten  bis  zur  Vollend.  des 

45sten  Jahres 334  231 

7.  an  Gest.  in  dem  Alter  vom  Anf. 
des  46steu  bis  zur  Vollend.  des 

70sten  Jahres 61 4  392 

Latus    2622        1831 
23* 
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die  Christen    die  Jaden 

Transport    2622         1831 

8.  an  Gestorbenen  nach  überschrit- 
tenem 70sten  Jahre 339  330 

von  allen  Lebensaltern  zusammen- 
genommen wie  vorhin  ....     2961         2161. 

Dafs  unter  den  Juden  yerfaältnifsmäfsig  mehr  Personen 
ein  hohes  Alter  erreichen  als  unter  den  Christen,  ist 
eine  sehr  verbreitete  Wahrnehmung",  deren  Grund  ge- 
-vröhnlich  darin  gesucht  wird,  dafs  die  Juden  fast  nie- 
mals Gewerbe  treiben,  wobei  lebensgefährliche  Zufälle 
öfter  vorkommen.  Man  findet  Juden  kaum  irgendwo 
unter  den  Schiffern  und  Bergleuten,  und  gewifs  höchst 
selten  unter  den  Fischern,  Müllern  und  Holzschlägern. 
Aber  die  Gewerbtreibenden  dieser  Klassen  sind  im  Gro- 
fsen  und  Ganzen  doch  nur  ein  kleiner  Theil  der  Völ- 
ker, wovon  vielmehr  auf  dem  europäischen  Festlande  sich 
fast  dreiViertheile  mit  dem  Anbdue  des  Bodens  be- 
schäftigen.  Die  Vermehrung  der  Todesfälle,  welche  durch 
die  Gefahren  entsteht,  denen  der  Betrieb  jener  Gewerbe 
besonders  aussetzt,  hat  daher  auch  einen  nur  unerheb- 
lichen Einflufs  auf  Durchschnittszahlen,  welche  dasVer- 
hältnifs  der  Sterblichkeit  für  die  gesammte  Bevölkerung 
grofser  Staaten  angeben.  Auch  ist  der  Unterschied  in 
dem  Sterblichkeitsverhältnisse  der  Christen  und  der  Ju- 
den nicht  erheblich  gröfser  in  dem  Lebensalter,  worin  die 
besondern  Gefahren  jener  Gewerbe  vorzüglich  wirksam 
sind.  Von  den  überhaupt  800  Todesfällen,  welche  jähr- 
lich im  Durchschnitte  unter  hundert  Tausend  gleich- 
zeitig Lebenden  bei  den  Christen  mehr  vorkommen  als 
bei  den  Juden,  gehören  434  dem  untervierzehnjährigen 
Lebensalter  an,  135  dem  Zeiträume  der  gröfsten  körper- 
lichen Thätigkeit  vom  Anfange  des  fünfzehnten  bis  zur 
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YoUenduDg  des  {ünfundTierzigsten  Lebensjahres,  und  231 
der  spätem,  minder  körperlich -kräftigen  Lebenszeit.  In 
sämmtlichen  drei  Zeiträumen  beträgt  die  Sterblichkeit 
der  Juden  etwas  mehr  als  sieben  Zehntheile  der 
Sterblichkeit  unter  den  Christen.  Es  ist  weiter  oben 
schon  nachgewiesen  worden,  dafs  die  Juden  unter  der 
gleichen  Anzahl  gleichzeitig  Lebender  im  Durchschnitte 
jährlich  weniger  Gehörne  haben  als  die  Christen;  es 
würde  also  bei  gleicher  Sterblichkeit  der  Kinder  vor, 
in  und  im  ersten  Jahre  nach  der  Geburt  die  Zahl  der 
vor  Vollendung  des  ersten  Lebensjahres  verstorbenen 
Kinder  schon  deshalb  in  Bezug  auf  die  gleiche  Anzahl 
Lebender  bei  den  Juden  geringer  ausfallen  müssen  als 
bei  den  Christen.  Aber  ausserdem  ist  auch  in  dieser 
Periode  des  Lebens  die  Sterblichkeit  bei  den  Juden  viel 
geringer  als  bei  den  Christen.  Unter  hundert  Tau- 
send neugebornen  Kindern  hatten 

die  Christen     die  Juden 

Todtgeborne 3,569        2,524 

und  verloren  von  den  Lebendgebor- 

nen  vor  Vollendung  des  ersten 

Lebensjahres  noch  .     .     .     .     .     17,413       12,935 

überhaupt  also     .     20,982       15,459, 

hiemach  erstere  nodi  über  ein  Fü nft heil,  letztere  da- 
gegen noch  nicht  ganz  zwei  Dreizehntheile,  wel- 
ches fast  mitten  zwischen  ein  Sechstheil  und  ein 
Siebentheil  fällt.  Der  Grund  dieses  Unterschiedes 
ist  wohl  nur  darin  zu  finden,  dafs  die  Frau  des  Juden 
nicht  leicht  schwere  Arbeiten  aufser  ihrer  Wohnung  ver- 
richtet, folglich  als  Schwangere  und  Säugende  sich  mehr 
schonen  kann,  und  ihr  Kind  stets  unter  naher  Aufsicht 
behält.  Eben  diese  Möglichkeit  einer  sorgfältigem  müt- 
terlichen Aufsicht  kann  es  auch  nur  veranlassen,  dafs 
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die  Sterblichkeit  unter  den  überein|öhrigen  Kindern  b^ 
den  Juden  geringer  bleibt,  als  bei  den  Christen.  In 
dem  höhern  Lebensalter  jenseits  des  45sten  Jahres  hört 
jedenfalls  die  Wahrscheinlichkeit  au^  dafs  eine  Yerschie- 
denbeit  im  Gewerbbetriebe  auch  eine  Yerschiedenheit  in 
der  Sterblichkeit  begründen  könne:  denn  die  Idbensge- 
fährlichen  Verrichtungen,  welchen  einige  Grewerbe  be- 
sonders aussetzen,  fallen  doch  hauptsächlich  den  Jüngern, 
körperlich  kräftigem  Gehtilfen  zu.  Wirksam  scheint  da- 
gegen auf  dieser  Stufe  des  Lebensalters  die  grössere  Mä- 
fsigung  der  Juden  im  Genüsse  der  geistigen  Getränke 
zu  sein.  Ein  betrunkener  Jude  ist  eine  höchst  seltene 
Erscheinung:  dagegen  übernehmen  sich  auch  sonst  nicht 
unordendiche  Leute  in  den  niedern  Yolksklassen  der 
Christen  im  spätem  Lebensalter  öfter  im  Trünke.  Was 
bei  schwerer  Ai4)eit,  aber  auch  reidilicher  und  nahrhaf- 
ter Kost  im  frühen  Mannesalter  ein  unschädlidies,  wohl 
gar  nützliches  Reizmittel  war,  wird  im  spätem  bei  min- 
derer Anstrengung  und  schwächerer  Verdauung  zum 
Uebermaafse,  welches  das  Leben  verkürzt. 

Es  ist  eine  sehr  gewöhnliche  Bemerkung,  dafs  die 
Juden  yerhältnifsmäfsig  zeitig  heirathen  und  ihre  Ehen 
sehr  fruchtbar  sind.  Dieser  Bemerkung  scheint  es  je- 
doch zu  widersprechen,  dafs  nach  den  vorstehenden  An- 
gaben unter  hundert  Tausend  gleichzeitig  Lebenden 
jährlich  im  Durchschnitte  bei  den  Christen  4001 ,  bei 
den  Juden  dagegen  nur  3546  Kinder  geboren  wurden: 
indessen  ist  di^elbe  mit  dieser  Thatsacfae  wohl  zu  ver- 
einigen.  Es  bleibt  nämlich  bei  den  Juden  ein  gröfserer 
Theil  der  Lebenden  ganz  unverheirathct,  als  bei  den 
Christen.  In  dem  hier  bezeichneten  achtzehnjährigen 
Zeiträume  wurden 
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unter  unter 

den  Christen       den  Juden 


Überhaupt  neue  Ehen  geschlos- 
sen   2,090,492      21,831 

also    Jährlich  im   Durchschnitte        116,138         1,213 

unter  hundert  Tausend 
gleichzeitig'  Lebenden  wur- 
den  hiernach  jährlich  neue 
Ehen  geschlossen  ....  893  719  . 

Bei  dieser  Vergleichung  sind  die  weiter  oben  aus  den 
sieben  in  dem  hier  betrachteten  achtzehnjährigen  Zeit- 
raum vollzogenen  Zählungen  berechneten  Durchschnitts- 
zahlen der  Lebenden  zum  Grunde  gelegt  worden,  und 
es  kam  hiernach  übersichtlich  in  kleinem  Zahlen  unter 
den  Christen  auf  112,  unter  den  Juden  dagegen  erst  auf 
139  gleichzeitig  Lebende  jährlich  eine  neue  Ehe.  Ver- 
hielte sich  überall  die  Zahl  der  stehenden  Ehen  wie  die 
Durchschnittszahl  der  in  einem  achtzehnjährigen  Zeit- 
räume neugeschlossenen,  so  würden  auf  hundert  ste- 
hende Ehen  durchschnittlich  bei  den  Christen  448,  bei 
den  Juden  dagegen  493  Kinder  kommen,  folglich  die 
Meinung  von  der  gröfsern  Fruchtbarkeit  der  jüdischen 
Ehen  sich  allerdings  bestätigen.  Indessen  dürfte  die  Zahl 
der  stehenden  Ehen  zu  der  Durchschnittszahl  der  neu^ 
gesdilossenen  sich  bei  den  Juden  doch  anders  T^erhal* 
ten  als  bei  den  Christen,  weil  erstere  zum  Theil  etwas 
früher  heirathen,  und  im  Allgemeinen  länger  leben,  4ie 
unter  ihnen  bestehenden  Ehen  daher  durchfichnitfüch  Ito* 
ger  dauern.  Bestimmt  läfst  sich  dieses  jedoch  f£lr  Am 
Preufs.  Staat  nicht  durch  Zählungen  nachweisen,  weil 
zwar  am  Ende  jedes  dritten  Jahres  die  stehenden  Ehen 
überhaupt,  aber  nidii  abgesondert  nach  den  ReBgions- 
theileii   gezS^t  werden.     Ungeaditet   der  ansdieinend 
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grö&erii  Anzahl  unverehelicht  bleibender  Juden  ist  die 
Zahl  ^der  unehelichen  Greburten  unter  ihnen  verhältnifiB- 
mäfjBig  doch  sehr  viel  geringer,  als  unter  den  Christen. 
Es  wurden  nämlich  in  dem  hier  betrachteten  achtzehn- 
jährigen Zeiträume 

unter  unter 

den  Christen      den  Juden 

geboren  ehelich ....     8,710,420     105,660 
unehelich  .     .     .       655,126        2,030 


Oberhaupt  wie  vorhin 

9,365,546 

107,690 

also  jährlidi  im  Durchschnitte 

geboren  ehelich .... 

483,912 

5,870 

»        unehelich  .     .     . 

36,396 

113 

überhaupt 

520,308 

5,983 

Hiernach    kamen    jährlich    im 

Dnrchsdinitt  auf  hundert 

Tausend  Lebende 

ehelich  Gebome     .     .     . 

3721 

3479 

unehelich  Gebome      .     . 

280 

67 

überhaupt    .  4001         3546. 

Unter  der  gleichen  Anzahl  Lebender  hatten  demnach  die 
Christen  nodi  über  viermal  mehr  uneheliche  Geburten 
ab  die  Juden.  Es  ist  nun  zwar  das  YerhälMfe  der  un- 
ehelichen Greburten  zu  den  Lebenden  audi  unter  den 
Christen  in  den  einzelnen  Landestheilen  sehr  versdiie- 
den,  und  namentlich  ein  zuverläs^er  Sdilufs  auf  die 
l^ttlidikeit  daraus  keinesweges  zu  ziehen,  indem  dabei 
Rücksiditen  auf  eigenthümliche  Vorstellungen  in  den 
zablrddien  untern  Klassen  des  Volks  wohl  zu  beaditen 
sind.  Insbesondere  ist  es  im  Preufstschen  Staate  nadi- 
gewiesen,  dafs  die  Provinz  Sachsen,  welche  sidi  durch 
Verbreitung  echter  Bildung  auch  in  d^i  niedem  Stän- 
den besonders  auszeidinet,  doch  verhältnifsmäfsig  gegen 
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die  Zahl  der  Einwohner  jährlidi  die  meisten  auCserehe- 
liehen  Geburten  hat.  Indessen  bleibt  das  Yorkommen 
dieser  Geburten  in  vielfacher  Beziehung  so  nachtheilig, 
dafs  eine  Yerfhinderung  derselben  doch  zu  den  wesent- 
lichen Yerbesserungen  des  geselligen  Zustandes  gehört. 

Die  Juden  sind  in  den  einzelnen  Provinzen  des 
Preufsischen  Staats  sehr  ungleidi  vertheilt.  Nach  der 
Zählung  zu  Ende  des  Jahres  1840  wohnten  deren  in 
den  Provinzen: 

1.  Posen 77,102 

2.  Schlesien 26,703 

3.  Rheinprovinz     ....  26,367 

4.  Preufsen 25,779 

5.  Westphalen 13,766 

6.  Brandenburg      ....  13,747 

7.  '  Pommern 6,832 

8.  Sachsen 4,262 

Summe  wie  vorhin     .     194,558. 

Hierunter  sind  diejenigen  326  mitbegriffen,  welche  zur 
Zeit  dieser  Zählung  im  stehenden  Heere  dienten.  Eä 
wohnten  demnach  beinahe  zwei  Fünft  heile  aller  im 
Preufs«  Staate  vorhandenen  Juden  allein  in  der  Pro* 
vinz  Posen.  Etwas  mehr  als  zwei  Fünfth^ile  ent- 
hielten Schlesien,  die  Rheinprovinz  und  Preufsen  zusam- 
mengenommen, und  zwar  beinahe  zu  gleichen  Theil^i. 
Endlich  war  nicht  voll  ein  Fünft  heil  derselben,  aber 
sehr  ungleich,  unter  die  vier  Provinzen  "Westphalen, 
Brandenburg,  Pommern  und  Sachsen  vertheilt;  den  ge- 
ringsten Antheil  daran  hatte  Sachsen,  weldies  nur  we- 
nig über  ^  alla*  Juden  des  PreuCs,  Staats  enthielt.  Ge- 
nauer und  zugleich  übersichtlicher  ergiebt  sich  die  Yer- 
theilung  der  Juden  folgendermafsen.    Yon  zehn  Tau- 
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send  überhaupt  im  Preufs.  Staate  lebenden  Juden  wohn- 
ten durchschnittlich  in  den  Provinzen 


1.  Posen   .     . 

2.  Schlesien  • 

3.  Rheinprovinz 

4.  PreuCsen   . 

5.  Westphalen 

6.  Brandenburg 

7.  Pommern  . 

8.  Sachsen     . 


3,963 

1,373 

1,355 

1,325 

708 

706 

351 

219 


10,000. 


Summe 

Verglichen  gegen  die  Gesammtzahl  der  Einwohner  be- 
fanden sich  unter  hundertTausend  derselben  durch- 
schnittlich Juden  in  den  Provinzen 

1.  Posen 6249 

2.  Preufsen 1116 

3.  Rheinprovinz 1018 

4.  Westphalen      .....       995 

5.  Schlesien 934 

6.  Brandenburg 740 

7.  Pommern 647 

8.  Sadisen 260 

im  ganzen  Staate      .    .     .     1303* 

Es  befand  sich  demnach  annähernd  ein  Jude  in  den 
Provinzen 

1.  Posen unter   16  Einwohnern 

2.  Preufsen 

3.  Rheinprovinz  .  *  .     .     .     . 

4.  Westphalen     .     .     .     •     . 

5.  Schlesien     ...... 

6.  Brandenburg   .     . 

7.  Pommern 

6.    Sachsen       


n 


» 


i> 


» 


» 


im  ganzen  Staate  durchschnittlich 


» 


» 


90 
98 
101 
107 
135 
155 
385 
77 


n 


» 


n 


n 


n 


» 


» 


n 
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In  den  einzelnen  ProTinzen  selbst  waren  die  Jaden  eben- 
falls sehr  ungleich  unter  die  einzelnen  R^erungs- Be- 
zirke derselben  vertheilt.    Insbesondere  hatten  deren 

die    beiden   westpreufsischen   Reg. -Bezirke 

Danzig  und  Marienwerder 20,105 

die  beiden  ostpreufsischen,  Königsberg  und 

Gumbinnen 5,650 

und  im  Militair  der  Prov.  Preufsen  standen  24 


überhaupt  in  dieser  Provinz  wie  vorhin      .  25,779. 

Ferner  hatten  Juden: 

Oberschlesien  oder  der  Reg.-Bezirk  Oppeln  14,583 

Niederschlesien,  und  zwar 

im  Reg.-Bezirk  Breslau      ....  9,549 

im  Reg.-Bezirk  Liegnitz     ....  2,507 

und  im  Militair  der  Prov.  Schlesien  standen  64 


überhaupt  in  dieser  Provinz  wie  vorhin      .     26,703. 

Am  dichtesten  wohnen  die  Juden  überhaupt  in  den  sechs 
Regierungs- Bezirken,  welche  eine  gerade  Linie  durch- 
schneidet, die  von  Danzig  nach  Ratibor  gezogen  wird; 
diese  sind:  Danzig,  Marienwerder,  Bromberg,  Posen, 
Breslau  und  Oppeln,  und  zwar  bewohnen  sie  vornehm«- 
lieh  in  Westpreufsen  den  westwärts  der  Weichsel,  und 
in  Schlesien  den  ostwärts  der  Oder  belegenen  Thcil  der 
Provinz,  gerade  wo  d>en  die  gedachte  Linie  dieselbe 
durchschneidet.  Die  geringste  Zahl  von  Juden  hatten 
unter  ihren  Einwohnern  die  Regieriaigs -Bezirke  Merse- 
burg und  Stralsund:  ersterer  nämlich  442,  letzterer  nur 
171.  Auch  von  diesen  ist  der  grdfste  Theil  erst  dort 
ansässig  geworden,  seitdem  die  weiland  sächsisdieli  Lan- 
desAeile  unter  Preufsische  Landeshoheit  kamen;  am  Ende 
des  Jahres  1816  hatte  der  Regierungs-Bezirk  Merseburg 
nur  169  Einwcdiner  Jädiseh^  Religion.  Im  Regieriuigs* 
Bezirke  Stralsund  befanden  sich  am  Ende  des  Jahres  1816 
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doch  schon  123  Juden ;  sie  haben  sich  also  dort  seit  der 
Preufs.  Besitznahme  nur  um  48  vermehrt. 

In.  nachstehend  benannten  25  Städten  des  Preufsi- 
schen  Staats  befanden  sich  am  Ende  des  Jahres  1840 
Judengemeinden  von  mehr  als  tausend  Mitgliedern.  Es 
wohnten  nämlich  Juden  in: 

1.  Posen 6,748 

2.  Berlin     .     .     : 6,458 

3.  Breslau 5,714 

4.  Kempen  im  Reg.-Bezirk  Posen  ....      3,556 

5.  Lissa  ebendaselbst 3,466 

6.  Danzig 2,467 

7.  Krotoschin  im  Reg.-Bezirk  Posen  .     .     .      2,203 

8.  Inowrazlaw  im  Reg.-Bezirk  Bromberg    .      2,049 

9.  Rawitsch  im  Beg.-Bez.  Posen     ....       1,780 

10.  Gnesen  im  Reg.-Bez.  Bromberg     .     .     .       1,680 

11.  Rogasen  im  Reg.-Bez.  Posen     ....       1,650 
12«    Schwersenz  ebendas 1,631 

13.  Graz  ^endas. 1,620 

14.  Zempeiburg  im  Reg.*-Bez.  Marienwerder  .       1,583 

15.  Schwerin  im  Reg.-Bez.  Posen     ....  1,568 

16.  Königsberg  in  Preufsen 1,522 

17.  Filehne  im  Reg.-Bez.  Bromberg      ,     .     .       1,467 

18.  Fordon  ebendas •         •       M22 

19.  Wreschen  im  Reg.-Bez.  Posen  ....      1,352 

20.  Ostrowo  ebendas 1,327 

21.  Kumik  ebendas 1,170 

22.  Meseritz  ebendas. 1,155 

23.  Wittkowo  im  Reg.-Bez.  Bromberg      .     .       1,150 

24.  Tscharnikow  ebendas.  . 1,061 

25r^    Chodziesen  ebendas 1,069 

Summe     .  56,888. 
Es  wohnen  also  in  diesen  25  Ortsgemeinden  vier  Drei- 
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zehntheile,  oder  nicht  ganz  ein  Drittheil  der  ge- 
sammten  Judenschaft  des  Preufsischen  Staats.  Nur  fünf 
derselben  befinden  sich  in  den  grofisen  Städten  Berlin, 
Breslau,  Königsberg,  Danzig  und  Posen.  Von  den  än- 
dern befinden  sich  nur  vier  in  gröfsem  Mittelstädten 
von  mehr  als  6000  Civil -Einwohnern,  nämlich  in  Lissa, 
Ra witsch,  Kempen  und  Krotoschin.  Alle  übrigen  be- 
stehen nur  in  den  kleinern  Mittelstädten  von  mehr  als 
3500,  aber  weniger  als  6000  Civil -Einwohnern,  oder 
selbst  in  kleinen  Städten,  w^elche  nicht  einmal  diese 
Civil -Einwohnerzahl  haben.  Von  den  sechszehn  hierzu 
gehörigen  Städten  befindet  sich  nur  eine,  nämlich  Zem- 
pelburg  im  Reg. -Bez.  Marienwerder  nahe  an  der  Grenze 
der  Provinz  Posen,  welche  die  übrigen  fünfzehn  sämmt- 
lich  enthält. 

Nächst  diesen  bestanden  am  Ende  des  Jahres  1840 
41  jüdische  Ortsgemeinden  von  mehr  als  500,  aber  we- 
niger als  1000  Mitgliedern  in  nachstehend  benannten 
41  Städten. 

1.  Grofs-Glogau 

2.  Schrimm  im  Reg. -Bez.  Posen    . 

3.  Nakel  im  Reg. -Bez.  Bromberg.     . 

4.  Samter  im  Reg. -Bez.  Posen       .     . 

5.  Wollstein  ebendas 

6.  Lobsens  im  Reg. -Bez.  Bromberg  . 

7.  Pleschen  im  Reg. -Bez.  Posen    .     . 

8.  Neustadt  bei  Pinne  ebendas.      .     . 

9.  Schönlanke  im  Reg. -Bez.  Bromberg 

10.  Wronke  im  Reg. -Bez.  Posen    .     . 

11.  Birnbaum  ebendas 

12.  Exin  im  Reg. -Bez.  Bromber^    .     . 

13.  Schneidemühl  ebendas 


995 
950 

873 
867 
858 
843 
824 
815 
814 
791 
790 
784 
771 
Latus  10,975 
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Transport  10,975 

14.  Zülz  im  Reg. -Bez.  Oppeln    .     .     v    .     .  755 

15.  Labischin  Im  Reg.>Bez.  Bromberg      .     .  743 

16.  Koschmin  im  Reg. -Bez.  Posen       .     .     .  722 

17.  Ratibor  im  Reg. -Bez.  Oppeln  .     .  ^  .     .  713 

18.  Beuthen  ebendas 711 

19.  Pinne  im  Reg. -Bez.  Posen 697 

20.  Gleivriz  im  Reg. -Bez.  Oppeln  ....  650 

21.  Frankfurth  a.  O. 648 

22.  Krojanke  im  Reg. -Bez.  Marienirerder  610 

23.  Märkisch -Friedland  ebendas 609 

24.  Obrsizko  ebendas 606 

25.  Stargard  im  Reg. -Bez.  Danzig  ....  597 

26.  Wongrowiz  im  Reg. -Bez.  Bromberg  593 

27.  Borek  im  Reg. -Bez.  Posen 591 

28.  Köln  am  Rhein 585 

29.  Tnchel  im  Reg. -Bez.  Marien werder    .     .  571 
80.     Magdeburg .  559 

31.  Fraustadt  im  Reg. -Bez.  Posen  ....  558 

32.  Jarotschin  ebendas 557 

33.  Deutsch -Krone  im  R.-B.  Marienwerder  .  550 

34.  GoUup  ebendas.  .     .     .....     .     .     .  547 

35.  Miloslaw  im  Reg. -Bez.  Posen    ....  542 

36.  Schrodda  ebendas 538 

37.  Santomjschl  ebendas 536 

38.  Neustadt  a.  d.  W.  ebendas 528 

39.  Bonn  am  Rhein '525 

40.  Bromberg 508 

41.  Strafsburg  im  Reg.-Bez.  Marienwerder  .  507 

Summa  27,831. 
Es  befanden  sich  demnach  in  diesen  41  Judengemeinden 
beinahe  halb  soviel  Mitglieder,   als   in   den  vorstehend 
benannten  25  Gemeinden,   die  mehr  als  tausend  Juden 
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endiielten.  Von  jenen  41  Gemeinden  best^en  nur  drei 
in  Städten  von  mehr  als  20,000  Einwohnern,  nämlich 
in  Magdeburg,  Frankfurth  a.  O.  und  Köln.  Ungeachtet 
die  letztgenannte  die  gröfste  unter  diesen  drm  Städten 
ist,  so  enthält  die  darin  wohnende  Judengemeinde  doch 
noch  nicht  ganz  600  Mitglieder.  Verbände  sich  dieselbe 
jedoch  mit  der  Judengemeinde  zu  Deutz,  welches  zwar 
eine  selbstständige  Stadtgemeinde  bildet,  seiner  Lage 
nach  aber  wirklich  nur  für  eine  Vorstadt  von  Köln  zu 
achten  ist:  so  würde,  da  die  Judengemeinde  zu  Dentz 
am  Ende  des  Jahres  1840  233  Mitglieder  zählte,  die 
Kölnische  Gemeinde  818  Personen  enthalten,  also  doch 
auch  mit  dieser  Vermehrung  noch  nicht  einmal  Tausend 
erreichen.  Aufserdem  befinden  sich  nur  noch  in  zwei 
Städten,  die  mehr  als  10,000  CiTÜeinwohner  enthalten, 
Judengemeinden  von  mehr  als  500,  aber  weniger  als 
1000  Mitgliedern,  nämlich  in  Bonn  und  Grofs-Glogau. 
In  den  gröfsern  Mittelstädten,  die  zwischen  6  und  10,000 
Civileinwohner  haben,  befinden  sich  auch  nur  drei  hier- 
hergehörige Judengemeinden,  nämlich  in  Brombei^,  Ra- 
tibor  und  Gleiwiz.  Die  übrigen  33  bestehen  nur  dem 
kleinsten  Theile  nach  in  den  kleinern  Mittelstädten  zwi- 
schen 3500  und  6000  Einwohnern ;  der  bei  weitem  gröfste 
Theil  derselben  bewohnt  kleine  Städte,  selbst  so  kleine, 
dafs  die  Judenschaft  mehr  als  ein  Drittheil  und  beinahe 
bis  zur  Hälfte  der  gesammten  Einwohnerzahl  beträgt. 
Nur  zwei  derselben  liegen  in  Oberschlesien,  sieben 
in  Westpreufsen,  und  die  übrigen  24  sämmtlich  in  der 
Provinz  Posen. 

Ferner  bestehen  auch  noch  Judengemeinden,  welche 
am  Ende  des  Jahres  1840  mehr  als  300,  aber  weniger 
als  500  Mitglieder  enthielten,  in  nachstehend  benannten 
48  Städten. 
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1.  Sorau  im  Reg. -Bez.  Oppeln      .     .     . 

2.  Jastrow  im  Reg. -Bez.  Marienwerder 

3.  Murowina-GosUna  im  Reg. -Bez.  Posen 

4.  Löbau  im  Reg. -Bez.  Marienwerder 

5.  Flatow  ebendas 

6.  Lautenbarg  ebendas 

7.  Kreuznach  i.  d.  Rheinprovinz    .     . 

8.  Margonin  im  Reg. -Bez.  Bromberg 

9.  ^erkow  im  Reg. -Bez.  Posen     .    . 

10.  Bomst  ebendas 

11.  Schubin  im  Reg.-Bez.  Brombei^  . 

12.  Düsseldorf  am  Rhein 

13.  Dirschau  im  Reg.-Bez.  Danzig 

14.  Strschelno  im  Reg.-Bez.  Bromberg 

15.  Oppeln  in  Schlesien     ..... 

16.  Kulm  im  Reg.-Bez.  Marienwerder 

17.  Unruhstadt  im  Reg.-Bez.  Posen     . 

18.  Brieg  im  Reg.-Bez.  Breslau      .     . 

19.  Nikolai  im  Reg.-Bez.  Oppeln    .    . 

20.  Stettin 

21.  Kobjlin  im  Reg.-Bez.  Posen     .    . 

22.  Elbing 

23.  Prenzlau  im  Reg.-Bez.  Potsdam     . 

24.  Stolpe  im  Reg.-Bez.  Köslin       .     . 

25.  Schlochau  im  Reg.-Bez.  Marienwerder 

26.  Schloppe  ebendas 

27.  Samotschin  im  Reg.-Bez.  Bromberg 

28.  Lubliniz  im  Reg.-Bez.  Oppeln 

29.  Zirke  im  Reg.-Bez.  Posen     .     .     . 

30.  Landsberg  a.  d.  W. 

31.  Ritschiwol  im  Reg.-Bez.  Posen 

32.  Schokken  im  Reg.-Bez.  Brombei^ 

Latus 


492 
491 
488 
479 
464 
462 
461 
438 
433 
419 
412 
410 
408 
404 
404 
393 
392 
392 
389 
381 
375 
371 
371 
363 
358 
358 
358 
354 
350 
349 
348 
346 


12,913 

3a. 
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Transport    12,913 

33.  Thom  im  Reg. -Bez.  Marienwerder    .     .         344 

34.  Rogo\yo  im  Reg. -Bez.  Bromberg       .     .         344 

35.  Schmiegel  im  Reg. -Bez.  Posen       ..    .     .  343 

36.  Halberstadt 342 

37.  Trschemesno  im  Reg. -Bez.  Bromberg    .         337 

38.  Koblenz  mit  Ehrenbreitstein       ....  335 

39.  Rybnik  im  Reg.-Bez.  Oppeln   ....         333 

40.  Pudewiz  im  Reg.-Bez.  Posen    .  .  331 

41.  Obomik  ebendas 326 

42.  Behrend  im  Reg.-Bez.  Danzig  ....         325 

43.  Loslau  im  Reg.-Bez.  Oppeln     ....  321 

44.  Bojanowo  im  Reg.-Bez.  Posen      .     .     .  311 

45.  Krefeld  im  Reg.-Bez.  Düsseldorf  .     .     .  308 

46.  Bentscfaen  im  Reg.-Bez.  Posen      .     .     .  305 

47.  Tirschtigel  ebendas 305 

48.  Scbnin  im  Reg.-Bez.  Bromberg     .     .     .  304 

Summa  18,127. 
In  diesen  48  Städten  wohnt  also  noch  nicht  ganz  ein 
Drittheil  derjenigen  Anzahl  von  Juden,  welche  die 
25  jüdischen  Gemeinden  von  mehr  als  Tausend  Mitglie- 
dern enthalten.  Es  befinden  sich  darunter  sehr  ansehn- 
liche Städte,  nämlich  drei,  und  zwar  Stettin,  Krefeld 
und  Düsseldorf,  mit  mehr  als  zwanzig  Tausend  Civil- 
einwohnem;  drei,  und  zwar  Elbing,  Halberstadt  und 
Koblenz  mit  Ehrenbreitstein,  mit  mehr  als  fünfzehn  Tau- 
send; endlich  drei,  nämlich  Landsberg  a.  d.  W.,  Prenz- 
lau  und  Brieg,  mit  mehr  als  zehn  Tausend;  aufserdem 
noch  fünf  gröfsere  Mittelstädte,  und  zwar  Thom,  Kulm, 
Stolpe,  Oppeln  und  Kreuznach,  welche  mehr  als  sechs 
Tausend,  aber  weniger  als  zehn  Tausend  Civil -Einwoh- 
ner enthalten.  Die  übrigen  34  bestehen  theils  in  den 
kleinem  Mittelstädten  von  über  3500,  aber  weniger  als 

24 
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6000  Civil -Einwohnern,  dem  bei  weitem  gröfsten  Theile 
nach  jedoch  in  den  kleinen  Städten.  Insbesondere  ge- 
hören davon  an:  fünf  Oberschlesien,  neun  Westpreu- 
fsen,  und  zwanzig  der  Provinz  Posen. 

Endlich  befinden  sich  noch  in  197  im  Stande  der 
Städte  repräsentirten  Ortschaften  Judengemeinden,  wel- 
che hundert  Mitglieder  und  darüber,  jedoch  nicht  voll 
dreihundert  enthalten.  Sie  sind  nachstehend  namentlich 
aufgeführt,  und  ist  dieses  in  besondern  Abtheilungen  für 
jede  einzelne  Provinz  geschehen,  um  dieselben  bei  die- 
s^  grofsen  Anzahl  übersiditlicher  darzustellen. 

Provinz    Preufsen. 

1.  Schöneck 288 

2.  Neumark 277 

3.  Konitz 272 

4.  Tilsit 262 

5.-  Christburg 259 

6.  Briesen 258 

7.  Schwetz       257 

8.  Neuenburg       247 

9.  Mewe 233 

10.  Lessen 221 

11.  Vandsburg 204 

12.  Marienwerder       ....  200 

13.  Graudenz 193 

14.  Putzig 18» 

15.  Kulmsee 180 

16.  Hammerstein 180 

17.  Preufs.  Friedland      ...  173 

18.  Landeck 168 

19.  Kamin 146 

Latus     4207 
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Transport  4207 

20.  Deutsch -Eilau      ....  14S 

21.  Rheden 143 

22.  Gerdauen 139 

23.  Liebstadt     ......  139 

24.  Baldenburg 125 

25.  Johannisberg 124 

26.  Neustadt  bei  Danzig     .     .  124 

27.  Heüsberg 120 

28.  Neuteich 119 

29.  Preufs,- Holland    ....  117 

30.  Marienburg      .     .     .     .     .  116 

31.  Guttstadt 115 

32.  Riesenburg 113 

33.  Freisfedt 111 

34.  Orteisburg       105 

35.  Bisdiofswerdef     ....  105 

36.  Rosenberg 103 

37.  Stuhm 100 


Summa  6371. 

Provinz   Posen. 

1.  Schüdbei^ 295 

2.  Tsdhemojewo       ....  279 

3.  Tschempin 278 

4.  Polnisdi-Krone  (Koronovo)  270 

5.  GoUantsch 267 

6.  Sandberg     .     .     .     .     .     .  258 

7.  Mrotschen 257 

8.  Storchnest 248 

9.  Buk 241 

10.    JarotscheiTO 224 


Latus    2617 
24* 
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Transport  2617 

11.  Xionz                219 

12.  Ratschtow 214 

13.  Zduny 210 

14.  Rakwiz 209 

15.  Bräz 209 

16.  Jutroschin 207 

17.  Adelnau 200 

18.  Gniewkowo     .....  199 

19.  Budschin 193 

20.  Mogilnow 185 

21.  Klezkow      ......  180 

22.  Kosten 178 

23.  Gostyn 176 

24.  Betsche 173 

25.  Uschz* 168 

26.  Barschin 167 

27.  Motschin      ......  166 

28.  Grabow       ......  155 

29.  Jannowiz 151 

30.  Miestschisko 149 

31.  Dobrschyzko 146 

32.  Mieschkow 133 

33.  Kischkowo 130 

34.  Gonsawa 126 

35.  Gembiz 118 

36.  Biesen     .......  112 

37.  Stentschewo     .....  111 

38.  Schlichtingsheim  ....  110 

Summa  7311. 
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Provinz   Brandenburg. 

1.  Scheermeissel 231 

2.  Friedeberg 183 

3.  Potsdam 149 

4.  Königsberg 140 

5.  Schwedt 139 

6.  Brandenburg 130 

7.  Soldin     .......  117 

8.  Wriezen 116 

9.  Schönfliefs  ......  106 

10.    Berlinchen 105 


Summa  1416. 

Provinz   Pommern. 

1.  Bütow 257 

2.  Stargard 249 

3.  Lauenburg 244 

4.  Pyriz           236 

5.  Polzin 226 

6.  Pasewalk 196 

7.  Schlawe 191 

8.  BubUz 183 

9.  Anklam 175 

10.  Köslin 170 

11.  Tempelburg 170 

12.  GoUnow 165 

13.  Rummelsburg  .     .     *     .     .  148 

14.  KaUies 144 

15.  Treptow  a.  d;  Rega       .     .  143 

16.  Neustettin 138 

17.  Kolberg       133 

18.  Greifenhagen    ....  127 

Latus  3295 
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Transport  3295 

19.  Schiefelbein 115 

20.  Dramburg 115 

21.  Greifenberg     .....  101 


Summa  3626. 

Provinz   Schlesien. 

1.  Ros^iberg 285 

2.  Neisse 278 

3.  Peiskretscham 256 

4.  Liegnitz 254 

5.  Grüneberg 250 

6.  Pless  ........  249 

7.  Hultschin     ......  244 

8.  Gutentag 242 

9.  Tamowiz 227 

10.  Wartenberg  (Poln.)     .     .  197 

11.  Münsterberg 190 

12.  Tost 181 

13.  Namslau 174 

14.  Festenberg 173 

15.  Ujest 167 

16.  Konstadt 160 

17.  Kreuzburg 158 

18.  Kosel 154 

19.  Neustadt 147 

20.  Olau            141 

21.  Schweidniz 137 

22.  Ober-Giogau 133 

23.  Leobschütz       130 

24.  Grofs  Strehliz      ....  130 

25.  Hirschberg       ....  130 

Latus  4787 
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Transport  4787 

26.  FrankeDatein    ,     .     .     *     .  129 

27.  Bernstadt 126 

28.  Oels 121 

29.  Landsbcjrg 121 

3Ö.     Dyhernfurt       .....  114 

31.  Prausniz 108 

32.  Katsch^r 108 

33.  Pitschen 105 


Summa  5719. 

Provinz    Sachsen. 

1,  Nordhausen 210 

2.  Halle       167 

a     Bleicherode 157 

4.  Erfurt 144 

5.  Ellrich 126 

6.  Mühlhausen 124 


Summa  928. 

Provinz   Westphalen. 

1.  Paderborn 288 

2.  Beverungen 204 

3.  Minden 193 

4.  Steinfurt 189 

5.  Münster 182 

6.  Bielefeld 162 

7.  Warburg 159 

8.  Brackel 15» 

9.  Iserlohn       157 

10.  Marsberg 147 

11.  Geseke 146 


Latus     1985 
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Transport  1985 

12.  Bochum 144 

13.  Bochold 141 

14*  Lengerich 133 

15.  Limburg 133 

16.  Salzkotten 126 

17.  Dortmund 121 

18.  Berleburg 120 

19.  Lübecke 119 

2a  Niebekn       119 

21.  Hagen 114 

22.  Soest 114 

23.  Ibbenbüren  106 

24.  Lügde 105 

25.  Borgentreich 104 

26.  Höxter 102 

27.  Vlotho 102 

28.  Werther 101 


Summa  3989. 

Rheinprovinz. 

1.  Neuwied 280 

2.  Essen 252 

3.  Deutz 233 

4.  Achen     .......  222 

5.  Mühlheim  a.  d.  Ruhr      .     .  220 

6.  Saarlouis     .     .     .     .     .     .  214 

7.  Trier 210 

8.  Wesel 191 

9.  Simmem 188 

10.  Merzig 183 

11.  Siegburg 181 

Latus  2374 
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Transport  2374 

12.  Ottweiler 180 

13.  Goch 178 

14.  Kleve 144 

15.  Mayen 142 

16.  Elberfeld  mit  Barmen   .     .  140 

17.  Dinslacken       135 

18.  Neufs 129 

19.  Bendorf       115 

20.  Rees 115 

21.  WittUch 110 

22.  Valendar 103 

23.  Linz 103 

24.  Dülken 102 

Summa    4070. 
Hiernach  enthalten  Judengemeinden  von   hundert  Mit- 
gliedern und  drüber,   jedoch  ohne  dreihundert  zu  er« 
reichen : 

in  der  Provinz  Preulüsen  37  Städte  mit    6371  Juden 

»     «         »       Posen  38      »         »      7311      » 

«  »  «  Brandenburg  10  «  *  1416  « 
»  »  »  Pommern  21  »  »  3626  » 
»  »  »>  Schlesien  33  »  »  5719  » 
»     »»         »       Sachsen  6      »         *»        928      » 

»     »         »       A^estphalen    28      »         »      3989      » 

»     »  Hheinprovinz   24      »         »      4070      » 

Summa     197  33,430. 

Unter  diesen  Städten  befinden  sich  zwei  mit  mehr  als 
dreüüsigtausend  Civil -Einwohnern,  nämlich  Achen  mit 
über  43,000,  und  die  aus  den  beiden  Stadtgemeind^n 
Elberfeld  und  Barmen  hier  zusammengezogene  Ortschaft; 
letztere  beide  enthalten  nur  in  ihrer  Verbindung  eine 
jüdische  Gremeinde  von  mehr  als  100  Mitgliedern,  ob- 
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« 

wohl  jede  einzelne  derselben  mehr  als  30,000  Civil-Ein- 
wohner  hat.  Nächst  diesen  gehören  hierher  vier  Städte, 
welche  zwischen  20-  und  30,000  Civil -Einwohner  ha- 
ben,  nämlich  Potsdam,  Halle,  Erfurt  und  Münster;  so- 
dann Trier  mit  mehr  als  15,000,  und  endlich  elf  Städte 
mit  zwischen  10  —  15,000  Civil -Einwohnern,  nament- 
lich: Tilsit,  Brandenburg,  Stargard  in  Pommern,  Neifse, 
Liegnitz,  Grüneberg,  Schweidnitz,  Nordhausen,  Mühlhau- 
sen, Iserlohn  und  Wesel,  so  dafs,  wenn  überhäufet  Städte, 
die  mehr  als  10,000  Civil -Einwohner  haben,  nach  der 
Städteordnung  vom  Jahre  1808  für  grofse  Städte  gel- 
ten, zu  diesen  überhaupt  achtzehn  hierhergehörige  zu 
rechnen  sind.  Es  befinden  sich  ferner  Judengemeinden, 
welche  zwischen  hundert  und  dreihundert  Mitglieder  ent- 
halten, in  nachstehend  benannten  achtzehn  gröCsem  Mit- 
telstädten von  sedbs  Tausend  Civil-Einwohnern  und  dar- 
über, jedoch  unter  zehn  Tausend,  nämlich:  Graudenz 
Marienburg,  Königsberg  in  der  Neumark,  Schwedt,  An- 
Idam,  Köslin,  Kolberg,  Leobschütz,  Hirschberg,  Pader« 
bom,  Minden,  Bielefeld,  Dortmund,  Soeist,  Mühlheim  an 
der  Ruhr,  Kleve,  Neufs  und  Neuwied.  Die  übrigen  161 
vorstehend  bezeichneten  Judengemeinden  befinden  sich 
nur  einem  sehr  kleinen  Theile  nach  noch  in  den  klei- 
nem Mittelstädten,  wozu  hier  auch  noch  Marienwerder, 
Neustadt  in  Oberschlesien  und  Oels  haben  gerechnet  wer- 
den müsseü,  weil  die  Zahl  ihrer  Civil-^  Einwohner  noch 
nicht  völlig  6000  beträgt,  obwohl  sie  derselben  schon 
sehr  nahe  kommt.  Die  bei  weitem  überwiegende  Mehr- 
zahl besteht  dagegen  in  kleinen  und  selbst  gröfstentheils 
sehr  kleinen  Städten.  Zu  bemerken  ist  hierbei  noch, 
dafs  auch  einige  nichts  im  Stande  der  Städte  repräsen- 
tirte  Ortschaften  Judeng^neinden  von  mehr  als  hundert 
Mitgliedern  enthalten,  deren  Anzahl  nach  der  Zählung 
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zu  Ende  des  Jahres  1840  aus  den  bei  dem  ßtatistischeii 
Bureau  eingehenden  Tabellen  nicht  zu  entnehmen  ist 
Es  gehört  namentlich  hierher  der  Flecken  Scfawarza  und 
die  Ortschaft  Heinrichs,  beide  im  Kreise  Schleusingen 
des  Reg. -Bezirks  Erfurt  gelegen ,  und  der  grolse  Flek- 
ken  Pökelsheim  im  ehemaligen  Bisdium  Paderborn. 

Nach  den  vorstehenden  Ai^ben  bestanden  jüdi- 
sche Ortsgemeinden  von  übeibaupt  hundert  Mitgliedern 
und  darüber  in  nachstehenden  Zahlen  und  Abstufungen, 
nämlich: 

25  mit  1000  Mitgl.  u.  darüber, 

zusammen  mit  •  56,888  Pers. 
aufser  diesen   41  mit   500  Mitgl.  u.  darüber, 

zusammen  mit    .    27,831     » 
auiser  diesen   48  mit   300  MitgL  u.  darüber, 

zusammen  mit    •     18,127    » 
auCser  diesen  197  mit   100  Mitgl.  u.  darüb^, 

zusammen  mit    .    33,430    » 

zusammen  311  mit   100  MitgL  u.  darüber, 

zusammen  mit  •  136,276  Pers. 
Eis  leben  hiemach  nur  ganz  unerheblich  über  sieben 
Zehntheile  der  gesammten  Judenschaft  des  Preufsischen 
Staats  in  Gemeinden,  welche  100  Mitglieder  und  darüber 
enthalten,  und  zwar  den  Provinzen  nach  insbesondere: 


in  der  Prov.  Preufsen    .  . 

58  Gem.  mit 

zusamm. 

20,^7 

»    »       » 

Posen  .... 

104 

M 

» 

» 

71,823 

a»      »          » 

Brandenburg 

14 

» 

» 

i> 

9,242 

»      »          n 

Pommern   .  « 

23 

M 

J» 

M 

4,370 

»      »          n 

Sdilesien   .  . 

46 

» 

f» 

» 

17,942 

»      »          n 

Sachsen  .  .  . 

8 

U 

n 

U 

1,829 

»      »          » 

Westphalen . 

28 

» 

» 

U 

3,989 

»        »             M 

Rheinprovinz 

30 

» 

» 

» 

6,694 

zusammen  wie  vorhin   .  .  311  Gem.  mit  zusamm.  136,276. 
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Id  noch  Uein^eii  Gemeinden  oder  gmz  famili^iweise 
ir^einzelt  lebten  hiernach: 

in  der  Provinz  Pr^i&en 5,392 

»     »  »        Posen 5,279 

»     »         n        Brandenburg 4,505 

»     »  »        Pommern 2,462 

.    »     »  »        Sddesien 8,761 

»     »         »        Sachsen 2,433 

»     »  n        Wes^bakn 9,777 

»     »    RheinproTinz 19,673 

zusammen     .      58,282 
weldhe  mit  den  in  obengenannten  Gemein- 
den Lebenden 136,276 

die  ganze  Judensehaft  des  Staats  ergeben  mit  194,558. 
Das  Verhältniis  der  in  Gemeinden  von  hundert  und  mehr 
'  Mitgliedern  leb^iden  Jvden  zu  der  gesammten  Juden- 
schaft ist  demnach  in  den  einzehien  Provinzen  sddr  ver- 
schieden. Es  lebten  nämlidi  durchschnittlich  von  über- 
haupt je  tausend  Juden  in  Gemeinden  von  hundert  und 
mehr  Mitgliedern  vereinigt  in  den  Provinzen: 

Posen 932 

Preufs^ 791 

Sdilesien 672 

Brandenburg 672 

Pommern 640 

Sachsen 429 

Westphaleh 290 

Rheinprovinz 254 

im  ganzen  Staat    .     700. 
Es  Idbte  daher  sehr  nahe  nur  ein  Funfzehntheil  der 
Posenschen  Judenschaft  in  Gemeinden  von  iveniger  als 
hundert  Mitgliedern,  oder  wohl  gar  familienweise  verein- 
zelt.  Das  gleiche  Verhältnifs  traf  in  der  Provinz  Preufsen 
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schon  mehr  als  ein  Fünftheil;  in  Schlesien  und  Bran- 
denburg nicht  ganz  ein  Drittheil;  in  Pommern  et- 
was mehr  als  ein  Drittheil;  in  Sachsen  sehr  nahe 
vier  Siebentheile;  in  Westphalen  sogar  beinahe 
fünf  Siebentheile;  und  in  der  Rheinprovinz  fast 
dreiViertheile  der  gesammten  Judenschaft  Der  Ein- 
flufs,  welchen  diese  Verhältnisse  auf  Gewerbsamkeit  und 
Bildung  haben^  wird  weiterhin  erwogen  werden.  In  der 
Provinz  Sachsen  ist  die  Vereinzelung  der  Judenschaft 
wirklich  noch  viel  geringer,  als  sie  in  vorstehender  Be- 
rechnung erscheint;  denn  von  den  2433  Juden,  welche 
daselbst  nach  den  vorstehenden  Angaben  in  Gemeinden 
von  weniger  als  hundert  Mitgliedern  leben  sollten,  be- 
fand sich  wahrscheinlich  mehr  als  ein  Viertheil  in 
den  Flecken  Schwarza  und  Heinrichs.  Die  Rechnung 
hat  aber  hierauf  nicht  bezogen  werden  können,  weil  die 
Zahl  der  Judenschaft  in  diesen  beiden  Flecken  am  E^de 
des  Jahres  1840  sich  aus  den  bei  dem  statistischen  Bu- 
reau vorhandenen  Nachrichten  nicht  ergiebt.  AVährend 
eine  grofse  Anzahl  ganz  unbedeutender  Städte,  beson- 
ders in  der  Provinz  Posen,  aufserdem  aber  auch  in  West- 
preufsen,  Oberschlesien  und  selbst  noch  Hinterpommern 
verhältnifsmäfsig  noch  ansehnliche  Judengemeinden  ent- 
halten, hatten  dagegen  für  Handel  und  Verkehr  bedeu- 
tende Ortschaften  nicht  einmal  Judengemeiilden  von  auch 
nur  hundert  Mitgliedern.  In  diesem  Falle  befanden 
sich  namentlich  in  Preufsen:  Memel,  Gumbinnen^  Inster- 
burg  und  Braunsberg,  obwohl  diese  Städte  sämmtlich  zu 
den  ansehnlichen  Mittelstädten  gehören,  und  zwischen 
6  —  10,000  Civil -Einwohner  enthalten.  Gleichfalls  zu 
diesen  ansehnlichen  Mittelstädten  gehörig  sind  in  der 
Provinz  Brandenburg  die  Städte:  Guben,  Kottbus,  Neu- 
Ruppin,  Spandau,  Charlottenburg,  Küstrin,  Sorau,  Kros- 
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Ben,  Wittstock  und  Luckenwalde  ebenfalls  ohne  Juden- 
gemeinden  von  auch  nur  hundert  Mitgliedern  und  dar- 
über.     In  Pommern    hat   sogar  Stralsund   mit   16,142, 
Greifswald  mit  10,876  und  Demmin  mit  6122  Civil-Ein- 
wohnem  keine  Judengemeinde  von  auch  nur  hundert  Mit- 
^iedem.     In  der  Provinz  Schlesien  befand^i  sich  keine 
Judengemeinden  von  hundert  oder  mehr  Mitgliedern  in 
Göriitz  mit  14,138,  Glaz  mit  7654,  Goldberg  mit  7174, 
Sagan  mit  6603  und  Jauer  mit  6182  Civil-Eifiwohnern. 
Besonders  beträchtlich  ist  die  Zahl  der  Städte  von  mehr 
als  6000  Civil -Einwohnern,  worin  nicht  einmal  hundert 
Juden  wohnen,  in  der  Provinz  Sachsen;  dahin  gehören 
namentlich  folgende  16:  Bui^  mit  14,260,  Quedlinburg 
mit  13,431,   Naumburg  mit  12,260,    Zeiz  mit    10,766, 
Merseburg  mit  10,276,  Aschersleben  mit  10,118,  Wit- 
tenberg mit  8308,    Eilenburg  mit  8244,   Eisleben  mit 
8158,  W^eifsenfels  mit  7961,  Salzwedel  mit  7884,  Suhl 
mit  7828,  Schönebeck  mit  7602,  Langensalza  mit  7423, 
Torgau  mit  6608  und  Stendal  mit  6259  Civil-Einwoh- 
nern.     Die  Provinz  Westphalen  hat  überhaupt  nur  we- 
nig Städte  von  6000  Civil-Einwohnern  und  darüber,  und 
insbesondere  haben  nur  die  Städte  Herford  mit  7946 
und  Siegen  mit  6074  Civil-Einwohnern  keine  Judenge- 
memeinde  von  auch  nur  hundert  Mitgliedern.     In  der 
Rheinprovinz  befinden  sich  ohne  Judengemeinden  von 
hundert  oder  mehr  Mitgliedern  die  Städte:   Eupen  mit 
11,646,  Saarbrück  mit  8081,  Düren  mit  7925,  Duisbm^ 
mit  7021,  Lennep  mit  6363  und  Emmerich  mit  6256  Ci- 
vil-Einwohnern.    Es  befinden  sich  aber  in  diesem  Falle 
auch  Ortsgemeinden  mit  bedeutender  Fabrikation,  weldie 
ihrer  zerstreuten  Bebauung  ungeachtet  doch  im  Staude 
der  Städte  repräsentirt  werden,  obwohl  sie  früher  keine 
Stadtrechte  hatten;  dahin  gehören  namentlich  Remscheid 
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mit  11,142,  Höhescheid  und  Meerscheid  mit  10,839,  Bar- 
scheid und  Leichlingen  mit  10,470,  Eschweiler  mit  7221 
und  Ronsdorf  mit  6535  Civil -Einwohnern.  Die  Bei- 
spiele von  Mittelstädten,  welche  bei  bedeutendem  Ver- 
kehr doch  noch  nicht  6000  Civil-Einwohner  haben  und 
noch  keine  hierher  gehörige  Judengemeinde  enthalten, 
sind  besonders  in  den  Provinzen  Brandenburg,  Schle- 
sien, Sachsen  und  der  Rheinprovinz  allzu  häufig,  um 
hier  noch  besonders  aufgezeichnet  zu  werden.  In  der 
Provinz  "Westphalen  liaben  namentlich  zwei  Sitze  der 
Landeskollegien,  nämlich  Hamm  und  Arnsberg,  keine  Ju- 
dengemeinden von  hundert  oder  mehr  Mitgliedern;  auch 
der  lebhafte  Verkehr  in  den  Seehäfen  Pillau  und  Swi- 
nemünde  hat  zu  einer  solchen  Ansammlung  jüdischer  Ein- 
wohner keine  Veranlassung  dargeboten.  Ehe  das  EUlikt 
vom  Uten  März  1812  den  Juden  in  den  damals  zum 
Preufs.  Staate  gehörigen  Landen  das  Staatsbürgerredit 
verlieh,  hatten  einige  Ortsdiaften  bedeutend  mehr  Juden 
als  gegenwärtig.  Noch  am  Ende  des  Jahres  1813  be- 
fanden sich  in 

Zempelburg  in  Westpreufcen      .     .     .     1180 

Märkisch-Friedland  ebendas 1061 

und  Zülz  in  Oberschlesien      ....     1Ö61 
und  am  Ende  des  Jahres  1814*  lebten 

auch  in  Grofs-Glogau  noch  .  .  1233  Juden. 
Diese  Gemeinden  haben  sich,  wie  die  obenstehenden 
Nachrichten  ergeben,  seitdem  beträchtlich  vermindert,  ia- 
dem  ihre  jüdischen  Einwohner  das  erhaltene  Staatsbtir- 
gerrecht  benutzten,  um  an  andere  Orte  zu  ziehen,  wo 
sie  bessern  Erwerb  fanden. 

In  Bezug  auf  Erwerbsmittel  waren  die  Juden  auch 
im  Preufs.  Staate  vormals  allerdings  sehr  grofsen  Be- 
schränkungen unterworfen.    Sie  konnten  vor  dem  Jahre 
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1812  in  der  J\egel  ländliche  Grundstücke  weder  als  Ei- 
genthümer,  noch  auch  nur  als  Pächter  besitzen,  folglich 
auch  keinen  Landbau  für  eigene  Rechnung  betreiben. 
Die  Zünfte  nahmen  sie  nicht  zu  Mitgliedern  auf:  sie 
konnten  daher  auch  kein  zünftiges  Gewerbe  betreiben, 
so  lange  die  Zünfte  noch  ausschliefslidie  Gewerbsberech- 
tigungen besafsen,  und  waren  dadurch  nicht  allein  Ton 
den  meisten  Handwerken,  sondern  auch  von  einem  be- 
trächtlichen Theile  des  Handels  ausgeschlossen.  Dahin 
gehörte  namentlich  der  Grois-  und  Einzelnhandel  mit 
Material-  und  Spezereiwaaren,  auch  der  Aufkauf  und 
die  Versendung  von  Getreide,  und  der  Verkehr  mit  den 
rohen  Naturerzeugnissen,  welche  Gegenstände  des  über- 
seeischen Ausfuhrhandels  sind.  Zu  dem  Kleinhandel  mit 
Lebensmitteln  oder  der  sogenannten  Hökerei  wurden  sie 
nidit  zugelassen.  Als  Tagelöhner  und  im  Gesindedienste 
fanden  sie  ebenfalls  kein  Unterkommen,  obwohl  Landes- 
gesetze sie  hierin  nidit  behinderten ;  wohlhabende  Juden 
bedienten  sich  mehrentheils  selbst  christlicher  Einwohner 
zu  Tagelöhnerarbeiten  und  Gesindediensten.  Es  ver- 
blieb ihnen  daher  wenig  mehr  als  der  Grofs-,  Einzeln- 
und  Hausirhandel  mit  Fabrikarbeiten,  namentlich  EUen- 
und  Kurzenwaaren,  das  Trödlergewerbe,  d.  i.  der  Ver- 
kauf von  alten  Kleid wigsstücken  und  Hausgeräth,  der 
Betrieb  von  Wechsler-,  Unterhändler-  und  Pfandleiher- 
geschäften,  und  —  doch  fast  nur  in  denjenigen  Landes- 
theilen,  wo  das  Polnische  die  Landessprache  war  —  die 
Krugwirthschaft  oder  der  Verkauf  von  Branntwein,  Bier 
und  Meth,  nebst  dem  Halten  von  Ausspannungen  auf 
dem  Lande  und  in  den  kleinen  Städten.  Indessen. er- 
warben Einige  durch  Geldgeschäfte  als  Bauquiers  ein 
sehr  ansehnliches  Vermögen,  und  nicht  Wenige  wurden 
besonders  durch  den  Handel  mit  Fabrikwaaren  wohlha- 
bend 
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bend;  der  bei  weitem  gtötste  TheH  iiährte  sUfa  jddoeh 
Ii4k;hst  küinmerUch  durch  die  Vorstehend  beaeidiHfeten 
Erwerbsmittel.  ludessen  ist  die  Yorstelluiig.  dodi  i^ndg, 
dafs  den  Juden  im  PreuCs.  Staate  vor  VörleihuDg  des 
Staatsbürgerrechts  anderer  Erwerb,  durdi  die  Landes^ 
g^esetze  gänzlich  verboten  gewesen. sei.  Juden,  itelche 
bedeutendes  Kapital  in  Fabrilgeschäften  anlegen,  konn- 
ten, erhielten  sehr  willig  Koncesaidn»)  dazu.  Da  ücse 
Fabriken  sich  allgemein  unaünftiger  Arbeiter  bedii^ien 
konnten,  so  waren  die  Unternehmer  gar  nicht  yerfain^ 
dert,  ihre  Glaubensgenossen  durch  angenommene  Werk* 
meister  dazu  anlernen  zu  lassen,  und  es  würde  ihnen 
dieses  vielmehr  für  ein  wesentliches  Verdienst  angerech^ 
net  worden  sein.  Als  mit  der  Erweisung  AYestpreur 
fsens  und  des  Netzdistrikts  im  Jahre  1772  sich  die  Zahl 
der  Juden  im  Preufs.  i^ate,  und  besonders  der  Armeh 
unter  ihnen,  beträchtlich  vermehrte,  würde  ihnen  in  den 
fruchtbaren  Ländereien  Kujavicns  und  des  Netzbrucbs 
sehr  gern  Land  zum.  Anbau  mit  eigenen  Händeh 
überlassen  worden  sein,  wenn  sich  dazu  unter  ihnen 
Annehmer  gegen  die  gewöhnlichen  Unterstfitzui^en  der 
Kolonisten  gefunden  hätten.  Noch  viel  zahlreicher  wiird6 
die  Judenschaft  des  Preufs.  Staats,  als  in  den  Jahren 
1793  und  1795  bei  der  Auflösung  des  alten  Polnischen 
Reichs  die  weitläuftigen  Provinzen  Neu  -  Ostpreufscn, 
Südpreufsen  und  Neu -Schlesien  unter  Preufjsrsche  Ho^ 
heit  kamen.  Hier  betrieb  eine  nicht  ganz  unbeürächt- 
*  liehe  Zahl  von  Juden  wirklich  schon  mannigfaltige  Handr 
werke,  und  zwar  nicht  blos  Kürschner-,  Posamentier -^ 
Schneider-,  Schuhmacher-  und  Riemerarbeiten,  sondem 
auch  selbst  das  Schlosser-,  Schmiede-,  Maurer-  und  Zim* 
mermannshandwerk.  Es  würde  sie  nichts  gehindert  ha- 
ben, diese  Geschäfte  noch  viel  weiter  auszudehnen,  da 
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Kflnfte  daselbst  Ihals  g;ar  nicht  rorfaanden  waren,  theils 
doch  kein  ausschliefsliches  Recht  besafsen,  und  der  be- 
triebsame Jude  eben  hier,  wo  noch  so  wenig  Gewerb- 
fleifs  bestand^  von  den  Obrigkeiten  sehr  bereitwißig  ge^ 
schützt  wurde.     Nachdem   endlich   im  Jahre   1812   den 
damals  im  Preufs.  Staate  ansässigen  Juden   das  Staats^ 
bürgerrecht  verliehen  worden  war,  zeigte  sich  eine  Nei- 
gung derselben,   andere  als  die  bisher  betriebenen  Ge- 
werbe anzufangen,   doch  bei  weitem  nicht  in  dem  Um- 
fange, als  es  von  der  wohlwollenden  Gesetzgebung*  ge- 
hofft worden  war.     Seitdem  sind  dreifsig  Jahre  verflos* 
«en«,  wlihfend  welcher  die  Gewcrbsamkeit  unter  sämmt- 
lidien  Einwohnern  des  Staats  unter  deii  Segnungen  ei« 
nes  langen  Friedens  sehr  glänzende  Fortsdiritte  machte. 
Die  Juden  haben  in  d^n  früher  schon  von  ihnen  betrie- 
benen Geschäften  vollen  Antheil  daran  genommen,  und 
namentlich  in   den  grofsen  Handelsstädten  ihre  Börsen- 
geschäfte sehr  erweitert,  auch  im  ganzen  Lande  ansehn- 
liche stehende  Läden  zum  Verkauf  von  Ellen-  und  Kur- 
zenwaaren  errichtet:  aber  ihre  Theilnahme  an  Handwer- 
kerarbeiten ist  noch  gering,  und  an  der  Bearbeitung  des 
Bodens  mit  eigenen  Händen  ganz  unerheblich  geblieben. 
Im  Jahre  1834  wurden  Uebersichten  von  den  gewerbli- 
chen Beschäftigungen   der  Juden  einerseits  in   denjeni- 
gen Landestheilen,  welche  schon  im  Jahre   1812  zum 
Preufs.  Staate  gehörten,  und  andererseits  in  der  Provinz 
Posen  aufgenommen,   deren  Ergebnifs  hier  nachstehend 
verzeichnet  wird.      Es    befanden   sich   damals   in  jenen ' 
Landestheilen  59,503  Juden  in  13,131  Familien;   in  der 
Provinz  Posen  dagegen  72,396  Juden  in  16,240  Fami- 
lien.   Davon  lebten  Familien 
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In  den  alten    in  der  Provinz 
Landcstheilen         Posen 

1)  durch  Erwerb  des  FamilienTa« 
ters  als  Arzt,  Lehrer  oder  sonst 
mit  wissenschaftlicher  Beschäf- 
tigung —  einschliefslich  der  mit 

dem  Gottesdienst  Beauftragten         563  '   491 

2)  ohne  Gewerbe  und  von  dem  Er- 
trage ihres  in  zinsbar  belegten, 
vermietheten  oder  verpachteten 
Grundstücken  bestehenden  Ver- 
mögens    ........         544  160 

3)  vom  Grofshandel,  Banquierge- 
Schäften  und  Fabrikunterneh- 
mungen          .     .  584  104 

also  überhaupt  in  liberalen  Ver- 
hältnissen     .......      1,691  755 


4)  vom  Betriebe  der  Kaufmann- 
schaft   aus   stehenden   offenen 

Läden 3,306  2,402 

5)  vom  Betriebe  der  Gastwirth- 
sphaft,  des  Getränkeschankes  u. 
des  Viktualieuhandels  aus  ste- 
henden offenen  Lokalen      .     .       1,711  1,324 

6)  von  Beschäftigungen  als  Han- 
delsgehülfen,  Faktoren,  Mäkler, 
Aufkäufer,  Unterhändler,  Pfand- 
leiher  und  mit  ähnlichem  Ge^ 

werbbetriebe 1,456  1^924 

als,o  vom  Einzelnhandel,  Komrais-  •     • 

-sionsgeschäften  und  Gastwirth- 
schaft 6,473  5,650 
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in  den  alten    in  der  Provinz 
Landestheilen         Posen 

7 )  vom  Hausirhandel  und  als  her- 
umziehende Kräi^er    ....       1,384  1,264 

8)  vom  Gewerbbetrieb  im  Umher- 
ziehen, als  Topfbinder,  Kessel- 
flicker, ScheerenschJeifer     .     .   .     «-^ -  18 

also  vom  Gewerbbetrieb  im'  Um- 
herziehen     .......      1,884  1,282 


9)  vom  Betriebe  von  Handwerten 
in  festen  Werkstätten  für  ei- 
gene Rechnung      ,    .     .     *     .       1,308  3,528 

10)  von  Handwerker- oder  Fabrik- 
arbeit als  G^ülfen  bei  festste- 
henden Gewerbsanlagen      .     . 8 313 

also  von  Handwerkerarbeit       .     .       1,316 3,841 

11)  vom  Selbstbetriebe  der  Land- 
wirthschaft,     als    Ackerwirthe 

oder  Gärtner  auf  eigenem  oder.  .     .     . 

gemiethetem  Boden    ....  48  59 

12)  als  Pächter  ländlicher  Neben- 
nutzungen,  z.  B.  Milcherei,  Fi- 

sdierei,  Ziegelei,  Theeröfen     .  —  79 

13)  von  Lohnfuhrwerk  und  Pferde- 
verleihen    32  71 

14)  von  geringen  Kommunaldi^n- 
sten  und  festen  von  der  G^- 

'  meinde  gewährten  Emolumen- 
ten —  190 

15)  von  unter  vorstehende  Rubri- 
ken nicht  zu  bringenden  Ge- 

werbsärten .         109 6 

Latus         189  405" 
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.  '       '  in  düof  altcäa    m  der  Pi^ilm 

Lauc1cs(Ii«ilcn      »  Posen 

Transport         189  405 

16)  als  Tagelöhner  und  von  Ver- 
richtungen in  Oesindediensten      1,359  1,191 

17)  als  Almosen empfänger  und 
ohne  bestimmt  nachzuweisende 
Beschäftigung    .     .     .     .     .     .         719  3,116 

Summe  ad  11  — 17     .       2,267  4,712 

Summe  aller  Familien  wie  vorhin     13,131         16,240.  , 

*  -  "  •   .  ...        '  '  ■  I  • 
• 

Das  Yerhältnifs,  worin  die  Juden  iii  den  beicfen  hier 
bezeichneten  Landestheilen  sich  der  ei:bebUcji6tien  Haupt- 
abtheilungen  der  Erwerbsmittel  bedienten,  ergeben  Ueih 
nach  übersichtlich  folgende  Zahlen«  Unter  Tausend  Ju^ 
denfamilien  n^rten  siqh 

lo  den  alten    io  der  Provinz 
' '  Landestheilen    '  -   Posen 

von  den  oben  bezeidbneten  libe- 
ralen Beschäftignngmi     .    .    .       129  46 

von  Eii^elnhandel,   Kommissions- 

'     geschäften  und  Gastwirthschaft  '     4i6  348 

vom  Grewerbbetriöb  im  Umher- 
ziehen     .        106  7» 

von  Handwerkerarbdt     •    •    .     .       100  237 

vom  eigenen  Betriebe  des  Land- 

banes  nicht  ganz  voll     ...  4'  4     ;. 

von  Tagelöbnerarbeit  und  Gesinde- 

Äensten 103  73 

von  anderen  unter  vorstehenden 
nieht  begriffenen  Besctiäfiägun- 
gen,  und  theils  ohne  ein  Er- 
werbsmittel bestimmt  angeben 

zu  ki^nnen     .....    .    .         65 213 

Summe     .      1000  1000. 

Es  darf  nicht  unbemerkt  bleiben^  dafs  in  diesen  Zahlen 
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einige  Unsicherheit  besteht,  theils  weil  die  Ansichten^ 
wonach  Judcnfamilien   unter  die   eine  oder  andere  der 
vorstehenden  Abtbeilungen  zu  bringen  waren,  bei  d«n 
aufnehmenden  Behörden  wohl    nicht  ganz   gleichförmig- 
gewesen  sind,   theils  weil  der  Bezirl,  welcher  hier  als 
alter  Landestheil  bezeichnet  wird,  einigemialsen  anders 
begrenzt  ist,   als   der  Besitzstand  des  Preufs.  Staats   im 
Jahre  1812.    Indessen  können  bei  der  Bestimmtheit  der 
ertheilten  Vorschriften  für  die  Aufnahme  die  Ansichten 
der  Behörden  doch  nicht  erheblich  verschieden  gewesen 
sein,   und   der  Unterschied  in   der  Begrenzung  bezieht 
sich  hauptsHchiich  auf  die  zu  den  Provinzen  Brandenburg 
und  Schlesien  vom  Königreiche  Sachsen  hinzugekomme- 
nen Landestheile,  welche  doch  nur  sehr  wenig  Juden 
enthalten.    Die  folgenden  Betrachtungen,  welche  sich  auf 
die  vorstehenden  Zahlen  gründen,  sind  daher  wenigstens 
brauchbare  Näherungen  an  das  wirkliche  Yerhältnifs. 

Im  Jahre  il834  hatten  die  Juden  in  den  alten  Lao- 
destheilen  schon  22  Jahre  lang  das  Staatsbürgerrecht  ge- 
nossen; die  Kinder  derselben,  welch«^  sich  im  Jahre  1812 
noch  nicht  für  eine  bestimmte  BföchSftigung  ausgebildet 
haben  konnten,  waren  seitdem  Männer  geworden,  und 
es  hatte  sie  namentlich  nichts  gehindert,  sich  dem  Hand- 
werksbetriebe oder  der  Landwirthscfaaft  zu  widmen.  Die 
Juden  im  Grofsherzogthum  Posen  waren  dagegen  bis 
zum  Jahre  1833  wesentlich  in  den  Verhältnissen  geblie- 
ben, worin  sie  sich  befanden,  als  im  Jahre  1815  diese 
,  Provinz  wieder  unter  Preufsische  Hoheit  überging.  Des- 
senungeachtet nährte  doch  damals  si^on  beinahe  ein 
Yiertheil  dieser  Judenschaft  sich  vom  Handwerksbe- 
triebe, während  von  den  Juden  der  alten  Landestheile 
nur  eben  ein  Zehntheil  von  Handwerkerarbeit  lebte. 
Die  Neigung  zur  eigenen  Bearbeitung  des  Bodens  war 
allerdings  sehr  gering  bei  den  Posenschen  Juden,  aber 
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sie  war  auch  durchaus  nicht  g^fser  geif  orden  bei  dea 
Juden  der  alten  Landestheile.  Sehr  "viel  überwiegender 
trat  bei  diesen  dagegen  die  Neigung  zum  Einzelnbande) 
mit  Einschlufs  des  Erwerbbetriebes  im  Umher^eheD,  und 
zur  Gast-  und  Schankwirthschaft  hervor.  Diese  beidea 
Gewerbsabtheilungen  zusammengenommen  nährten  im, 
Jahre  1834  unter  tausend  Judenfamilien  durchsdmittlidi 
in  den  alten  Landestheilen  599,  in  der  Provint  Posen 
dagegen  nur  427,  also  dort  nahe  drei  Fünftheil^ 
hier  noch  nicht  ganz  drei  Siebentheile  der  gesainm-i 
ten  Judenschaft  Die  gröfste  Verschiedenheit  zeigt  sidi 
in  der  Wahl  der  liberalen  Beschäftigungen,  welchen  sich 
in  den  alten  Landestheilen  über  ein  Achttheil,  in  der 
Provinz  Posen  aber  beinahe  nur  ein  Zweiundzwan- 
zigtheil  der  jüdischen  Hausväter  widmete,  üeb^r  die 
gewerblichen  Verhältnisse,  worin  sich  die  Judenschaft  in 
den  alten  Landestheilen  bei  der  Ertheilung  des  Staats- 
bürgerrechts im  Jahre  1812  befand,  sind  leine  I<iaeh- 
richten  bei  dem  statistischen  Bureau  vorhanden.  AVahr- 
scbeinlich  hatten  sich  dieselben  jedoch  am  Ende  des  Jahh 
res  1813  noch  nicht  erheblich  verändert.  Damals  be-r 
fanden  sich  im  Preufs.  Staate  30,884  Juden  mit  Staats^ 
bürgerreeht,  und  1107  ohne  dasselbe;  die  statistischen 
Tabellen  sollten  damals  auch  eine  Uebi^rsicht  der  Be^. 
schäftigungen  geben,  wovon  sidi  die  Juden  mit  Staa^r 
bürgerreeht  nährten.  Nach  den  darin  enthaltenen  An-^ 
gaben  lebteii:  # 

vi)n    wissenschaftlichen    und   künstlerisdäen 

Arbeiten #         386. 

von  Handel  und  Gastwirthschaft     .     .     •     •     11,2% 

von  Handwerken 566 

vom  Ackerbau ^^ 59 

dies  giebt  zusammen     .     12,306. 
Diese  Zahl  ist  ungefähr  um  das  Doppelte  zu  grofs. 
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weim  sie  die  Faoiilien  bezeichnen  soll,  wcit^TOtt 
dem  Ertrage  der  vorbedachten  Besdiäftigiiiigen  lebten, 
ond  noeh  wcdt  tnehr  %u  klein,  wenn  sie  die  Zahl  der 
In  diesen  Familien  lebenden  Personen  darstellen  solL 
Offenbar  ist  nadi  der  Y^^chiedenheit  der  Ansichten  der 
aufnehmenden  Poliiseibehörden  in  einigen  LandesdieUei» 
die  erste,  in  anderen  die  zweite  der  vorgedacht^i  Zah- 
kh  in  die  Tabellen  eingetragen  worden^  nnd  es  Icönnen 
^her  die  vorstehenden  Angaben  nur  zur  Betirtheilung' 
des  Verhältnisses  benutzt  werden,  worin  die  hier  unter- 
sebiedenen  -vier  Beschäftigungsarten  gegen  einander  stan- 
<len.  Unter  tausend  Juden  mit  Staatsbtirgerrecht  nähr- 
ten sich  demnaeh:  , 
v^n  wissenschaftlichen  oder  küns^eriGbhen  Ar^ 

beiten  .     .     .  -  .     .     . 31 

von  Handel  imd  Gastwirtbsdiaft 918 

von  Handwerken 4ft 

.  vom  Ackerbau .  ^j 5_ 

Summe  .  1000. . 
Der  Zustand  der  altlähdisch^i  Judensefaaft;  wair  denmach 
im  Jahre  1812  sehr  wesentlich  von  demjeii^^  verschie- 
den, worin  sich  die  Jädeuschaft  im  Grofsherzogthum  Posen 
im*  Jahre  1834  befand,  wo  die  Preufsische  Gesetzgebung 
eb^  erst  angefangen  hatte,  sich  mit  der  Verbesserung 
ihrer  Verhältnisse  zu  beschäftigen.  Diese  hatten  damals 
doch  schon  237,  jene,  als  die  Gesetzgebung  ihnen  das 
Staatsbtirgerrecht  verlieh,  nur  erst  46  Handwerker  un- 
ter tausend  jüdischen  Hausvätern.  Auch  liberalen  Be- 
schäftigungen waren  die  altländischen  Juden  im  Jahre 
1813  noch  nicht  einmal  gaiiz  in  eben  dem  Verhältnisse 
zugewandt,  worin  es  die  Posenschen  Juden  im  Jahre 
1833  waren.  Von  solchen  Beschäftigungen  nährten  sich 
nämlich  in  den  genannten  Jahren  in  der  Provinz  Posen 
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4J&9  in- ddä  aldän^cben  Bezirken  dagegen  nur  3^1  von 
Oberhaupt  Taäsend.  Zwar  haben  sich  seitdem  die  ge-^ 
werblichen  Verhältnisse  der  altländischen  Jaden  sehr  be- 
deutend Terändert:  die  Z^l  der  Handwerker  unter  ihnen 
hat  sich  beträchtlich  vermdirt,  doch  aber  noch  nidit  auf 
Äe  Hälfte  des  in  de?  Provinz  Posen  bestehenden  Ver- 
hältnisses* Dagegen' haben  sie  bei  weitem  überwiegend 
eine  Riehtang  auf<^i^  vorstehend  bezeichneten  liberalei^ 
Beschäftigungen  genommen,  wovon  sich  im  Jahre  1834* 
schon  Über  ein  Achttheil  der  aldändischen  Juden-; 
Schaft  nährte,  während  im  Jahre  1813  noch  nicht  ein- 
mal ein  Zweiunddreifsigtheil  sich  denselben  ge- 
widmet hatte. 

Es  ist  dur<5lteus  nothwendig,  die  sämmtlichen  vor- 
stehend aufgestellten  Zahienverhältnisse  in  Verbindung 
mit  einander  zu  betrachten,  um  ein  gründliches  Urtheil 
über  den  Zustand  der  Judeuschaft  im  Preufs.  Staate  vor^ 
zubereiten.  Ihre  Geburts-,  SterWichkeits-  und  Ehever-^ 
hältnisse,  ihre  Vertheilung  in  den  Provinzen  und  Orts- 
g'eineinden,  und  ihr  Gewerbbetrieb  hängen  unter  sich 
innig  zusammen.  So  wie  die  vorstehenden  Nachrichten 
hierüber  sich  auf  die  ganze  Masse  der  Judenschaft  be* 
ziehefa,  so  können  auch  die  darauf  gegründeten  Betrach- 
tungen nur  eben  dieser  Masse,  und  keinesweges  der 
kleinen  Anzahl  gelt^i,  welche  sich  von  einem  grofsen 
Theile  Desjenigen  entbunden  achtet,  was  jene  bei  wei- 
tem überwiegende  Mehrheit  noch  als  wesentliche  Reli- 
gions-  und  Sittenpflicht  so  beharrlich  und  eifrig  festhält, 
dafs  die  Reformen,*  welche  jener  Theil  einzuführen  be- 
absichtigt, selbst  in  den  zahlreichsten  und  angesehensten 
Judengemeinden  nur  sehr  langsam  und  spärlich  Eingang 
finden.  In  allen  durch  ihren  Üjnfang  und  ihre  Bevöl- 
kerung wahrhaft  selbstständigen  Staaten  beschäftigt  sich 
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du  so  grofser  Thcü  ihrer  Eiuwofaiier  mit  Handarblif 
bei  dem  Erzeugen  oder  GeSvimien  roher  Stoffe  und  bei 
der  VeredluDg  derselben  durch  Handwerker-  und  Fa- 
brikarbeiten, dafs  wahrscheinlich  noch  kein  Zehntheii 
der  Hausväter  sich  andern  Beschäftigungen  widmet  Bil- 
deten die  Juden  einen  eigenen  selbstständigen  Staat,  so 
würde  dieselbe  Yertheilung  der  Arbeiten  audi  unter 
ihnen  bestehen  müssen,  weil  sich  keine  Nation  auf  an- 
dere Weise,  als  durch  ein  solches  Uebergewicht  der 
Handarbeiter,  ihre  wichtigsten  Lebensbedürfnisse  selbst 
verschaffen  kann.  Unter  den  Juden,  welche  jetzt  zer» 
streut  in  den  christlichen  Staaten  wohnen,  ist  ein  sol- 
ches Verhältnifs  in  der  Wahl  der  Beschäftigungen  je- 
doch nirgend  vorhanden«  Kolonien  von  ackerbauenden 
Juden  haben,  soviel  bekannt  ist,  selbst  in  dennordame- 
dkänischen  Freistaaten  keinen  Fortg*ang  gehabt,  und  sind 
im  britischen  Reiche,  in  Frankreich  lind  in  den  Nieder-- 
landen  nicht  einmal  versudit  worden;  auch  von  Hand- 
arbeiten bei  Handwerken  und  Fabriken  nähren  sich  da- 
selbst nur  äufserst  wenig  Juden,  In  der  PreuCsischen 
Rheinprovinz  wohnen  beinahe  drei  Yiertheile  der 
säromtlichen  Jud(»ischaft  in  Gemeinden  von  weniger  als 
hundert  Mitgtiedern,  und  einem  gro&en  Theile  nach  so- 
gar familienweise  vereinzelt  mehrentheils  in  den  Flecken 
und  Dörfern;  seit  fünfzig  Jahren  haben  die  Landesge- 
setze daselbst  sie  nicht  abgehalten,  Handwerke  zu  trei- 
ben oder  Land  zur  eigenen  Bearbeitung  zu  kaufen,  wel- 
ches daselbst  in  ganz  kleinen  Antheilen  feilgehalten  wird. 
Dessenungeachtet  nährt  sich  die  Rheinisdie  Judenschaft 
mit  sehr  geringen  Ausnahmen  vom  Handel  und  Geid^- 
geschäfteii,  überwiegend  besonders  vom  Kleinhandel  und 
vom  Leihen  gegen  Pfänder.  Erst  da  w^o  die  Jaden  gr(^- 
fsere  Gemeinden  bilden^  nimmt  die  Zahl  der  Handwerker 
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allmfildig'  unt^  Urnen  zu,  erreidbt  )edoch  auch,  so  weit 
die  deutsche  Sprache  herrscht,  uoch  bei  weitem  nicht 
das  YerhSltnifs,  welches  in  dieser  Beziehung  untar  den 
christlidien  Einwohnern  besteht,  und  Beschäftigung  mit 
dem  eigenhändigen  Anbaue  des  Bodens  bleibt  fortwdh^ 
rend  eine  seltene  Ausnahme.  Nur  in  denjenigen  Thei« 
len  des  Preufa.  Staats,  wo  das  Poinisdie  die  Mutter*' 
spräche  4es  Volkes  ist,  wird  die  Zahl  der  Handwerker 
unter  den  Juden  häufiger,  obwohl  audi  hier  der  Erwerb 
durch  Kleuihandel,  Schankwirthschaft  und  mancherlei 
KoAimissioDsgeschäfte  noch  bei  weitem  überwiegend  ist. 
In  denf^ngen  Theilen  des  ehemaligen  Polnischen  Reichs, 
weldie  jetzt  unter  Oestreichischer  und  Russischer  Herr- 
schaft stehen,  zeigt  sich  ungefähr  dasselbe  Yerhältnifs; 
Anbau  des  Bodens  durch  Juden  kommt  aber  auch  dort 
nur  selten  TOr,  und  erst  in  denjenigen  Provinzen  des 
südlichen  Rufslands,  welche  dem  Türkischen  Reiche  ab- 
gewonnen wurden,  und  worin  den  Juden  zu  wohnen 
gestattet  ist,  zeigt  sich  einiger  Gartenbau  unter  ihnen. 
Gleichwohl  war  in  eben  diesen  Landestheilen  der  Jude 
bis  in  sehr  neue  Zeiten  viel  weniger  gegen  Willkür  ge- 
schützt, als  in  Deutschland.  Zur  Erklärung  dieser  That^ 
sadien  reicht  eine  Berufung  darauf  keinesweges  hin,  dafe 
die  Juden  durch  eine  Reihe  von  Jahrhunderten,  fast  al- 
lein  auf  den  Einzelnbandel  angewiesen,  von  dem  Betriebe 
anderer  Beschäftigungen  zu  sehr  entwöhnt  sind,  um  sich 
denselben  mit  entschiedener  Neigung  zu  widmen,  seit* 
dem  ihnen  der  Zutritt  dazu  vergönnt  ist,  und  die  Re^ 
gieruugen  sich  sog-ar  bemühen,  sie  vom  Kleinhandel  und 
Pfandleihegeschäften  abzuhalten.  Denn  eben  in  denje- 
nigen  Ländern,  worin  die  Juden  in  Bezug  auf  Erwerb-^ 
samkeit  am  frühesten  von  allen  Beschränkungen  befreit 
wurden,  ist  die  Zahl  der  jüdischen  Handwerker  amr  ge- 
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ringstea,  und  der  Landbau  fast  ganz  unversucht  geblie- 
ben. Ueberdies  2eichnen  sich  eben  die  Juden  durch  die 
groCse  Leichtigkeit  aus,  womit  sie  von  einer  Beschäfii-^ 
gung  zur  andern  übergehen,  und  durch  die  Betriebsam^ 
k/6ity  womit  sie  jeden  Yortheil  wiahmefamen,  der  sich 
ihn^li  darbeut  Es  ist  nicht  ungewöhnlich,  die  Juden 
der:  Arbeitsscheu  zu  bezüchtigen,  und  es  dai^aus  erklä- 
ren zu  wollen,  da£s  sie  dem  Landbau  fast  nie,  den  Hand- 
werken nur  spärlich  sich  widmen,  auch  wo  der  Zutritt 
zu  beiden  durc^  kein  Ländesgesetr  beschränkt  wird,  und 
dafs  sie  selbst  bei. -der  bittersten  Armuth  kaum  irgendwo 
Neigung  bezeigen,  als  Tagelöhner  in  den  Fabriken^  beim 
Strafsen^  und  Kanalbau  öder  andern  öffeutlichen  Arbeit 
ten  einzutreten.  Aber  als  herumziehende  Krämer,  be- 
hütet mit  schweren  Packen,  und  als  FrachtiTuhrleute  zei- 
gen die  Juden  eine  Ausdauer  in  Wind  und  Wetter,  imd 
eine  Unermüdlichkett  bei  geringer  Kost  und  deshalb 
schwächlichem  Körperbau,  wogegen  der  Vorwurf  einer 
Abneigung  vor  schweren  körperlichen  Arbeiten  durdi- 
ails  nicht  aufkommen  kann.  Allerdings  bat  sich  in  der 
Judeuschaft  für  den  Kleinhandel,  das  Aufkäufei*-,  Mäk- 
ler- und  Wechslergesdiäft  schon  deshalb  eine  besondere 
Gelehrigkeit  und  Gewandtheit  ausbilden  müssen,  vireil 
diese  Gewerbe  in  Fcdge  ihrer  eigendiümlichen  Verhält- 
nisse fast  die  einzigen  waren,  welche  sie  betreiben  konn^ 
ten,  Bie  Nothwendigkeit,  bei  starker  Mitbewerbung 
ihren  Unterhalt  damit  zu  verdienen,  gab  der  Erziehung 
von  frühster  Kindheit  an  und  der  Entwickelung  aller 
Geisteskräfte  eine  Richtung  auf  dieselben,  welche  durch 
lebendlängUdie  Gewohnheit  befestigt,  als  Erbtheil  der 
Väter  auf  Kinder  und  Enkel  überging.  Hieraus  wird 
es  zwar  erklärlich,  dafs  die  Juden  auch  da,  wo  keine 
gesetzlichen  Besdiränkungen  ihnen  entgegenstehen,  den- 


noch  fortfahren^  didi  vorzugsweise  .^en  vorgenannten  Be> 
sdbäftigüngen  zu  Tridmen:  aber  das  Beharren  dabei  in 
solcher  Ausdehnung,  -me  die  voFst^etiden  Zahlen  es  er^ 
geben,  läfst  sich  daraus  doch  um  bo  weniger  herl€|ple4 
als,  die  bei  weiten  überlegene  Mehrheit  der  Juden  mit 
Hülfe  dieser  Erwerbsmittel  doch  kaum  einen  kümmerli- 
chen Unterhalt  zu  gewinnen  vermag,  und  unermüdlicher 
Anstrengung  nebst  strenger  Spiarsamkeit  ungeachtet  doch 
in  grofser  Dürftigkeit  lebt. 

Indem  solche  Thatsachen  sprechen,  Widerf&hrt  der 
grofsen  Meysse  der  Judenschaft  nur  G^recAfligkeit,  weim 
hervorgdboben  wird,  dafs  es  weder  Arbeitssdieu  nodi 
Verwöhnung,  sondern  zunächst  die  Vorschriften  ihres 
Religionsbekenntnisses  sind,  was  sie  in  ihrer  gegenwlSr* 
tigen  Stellung  abhält,  Handarbeiten  gemeinschaftlich  mit 
Christen  zu  verrichten.  Schon  vor  mehr  lals  vierzig  Jah- 
ren erklärten  die  jüdisdien  Hausväter  in  ihrem  oben  er- 
wähnten  Sendschreiben  an  den  Probst  Teller  die  fort- 
gesetzte Beobachtung  dieser  Vorschriften  fiir  das  we- 
sentlichste Hindernifs  einer  Verbesserung  der  bürgerli* 
chen  Verhältnisse  ihrer  Glaubensgenossen;  und  mit  wie 
leid^üschsdilicher  Heftigkeit  auch  in  den  neuesten  Zei- 
ten diese  Vorstellung  von  einigen  Mitgliedern  der  Jiv 
dengemeinde  selbst  ist  bestritten  worden,  so  liegen  doch 
die  Beweise  dafür  so  klar  in  Denjenigen,  was  die  grofee 
IVbsse  der  Juden  noch  heute  als  religiöse  Verpflichtung 
anerkennt,  dafs  es  unbefangenen  Beobachtern  unmöglich 
bleibt,  <fie  Riditigkeit  derselben  zu  verkennen.  Die  £hri^ 
sten  aller  Religionsparteien  feiern  gemeinschaftlich 
die  Sonntage  und  die  meisten  Kirchenfeste;  Römisch- 
Katholische  und  Evangelische,  welche  namentlich  in 
Deutschland  häufig  vermischt  neben  einander  wohnen, 
haben  im  Preufsischen  Staate  jährlich  nur  zwei  Feier- 
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tage,  welche  jeder  Tkeil  insbesondere  durch  Enthalten 
Ton    seinen  gewöhnlichen  Berufsarbeiten  heiligt.      Die 
Juden  können  si^on  yermöge  ihrer  Minderzahl  keinen 
Anspruch  auf  die  Befugnifs  machen,   an  diesen   Sonn- 
und  Festtagen,  welche  zusammengenommen  beinahe  ein 
Sechstheil  des  Jahres  ausmachen,  die  Feier  der  Chri- 
sten   durch  öffentlichen  Betrieb  ihrer  Geschäfte  zu  stö- 
ren.    Die  Geschäfte,'  welche  sie  alsdann  noch  in  häus- 
licher Stille  verrichten  dürfen,  sind  wesentlich  keine  an- 
dern, >  als  welche  sich  auch  die  Christen  alsdann  gestat- 
ten, wenn  eine  besondere  Veranlassung  sie  dazu  drängt: 
sie  verlieren  aber  für  ihren  Erwerb  noch  ein  zweites 
Sechstheil  des  Jahres  durch   die  strenge  Feier  ihrer 
Sabbathe  und  Kirchenfeste,  welche  nicht  auf  die  gleichen 
Tage  mit  den  christlichen  fallen.     Dieser  Verlust  wird 
um  so  lästiger,  als  die  Verpflichtung,  sich  von  Geschäf- 
ten zu  enthalten,  von  der  grofsen  Masse  der  Judenschaft 
in  sehr  viel  gröfserer  Ausdehnung  anerkannt  wird,   als 
es  bei  den  Christen  namentlich,  in  Deutschland  gesdiieht. 
Der  Jude,  welcher  streng  an  dem  Glauben  seiner  Väter 
hält,  darf  am  Sabbath  kein  Geld  anrühren,  und  es  sind 
in  den  neuesten  Zeiten  Klagen  über  Gewissenszwang  in 
den  Zeitungen  veröffentlicht  worden,  weil  Judenknaben, 
welche    in  Folge    freier  Wahl   ihrer  Eltern   christliche 
Gymnasien  besuchten,  am  Sabbathe  daselbst  zu  schrei- 
ben  angehalten  wurden.     Dagegen  tragen   selbst  Mit- 
glieder der  bischöflichen  Kirche,  ungeaditet  der  beson-* 
dern  Strenge  der  Sonntagsfeier  in  England,  kein  Beden- 
ken, auch  am  Sonntage  Geld  anzurühren,  um,  wenn  auch 
nicht  Zahlungen  in  gewerblichen  Geschäften  zu  machen, 
doch  den  Bedürfnissen  des  Tage^  zu  genügen,  und  für 
Unterricht    im  Lesen   und   Schreiben   bestehen  daselbst 
noch  allgemeiner  als  in  Deutsddand  besondere  Sonntags* 
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schulen,  -Vielehe  für  sehr  nütdidie  Anstaltea  gelten.  Es 
ist  zwar  eingewandt  worden,  dafs  die  Strenge  der  Sal>- 
bath-  und  Festtagsfeier  die  Juden  ni^oMils  abgehalten 
habe,  mit  Erfolg  Handelsgewerbe  zu  treiben:  aber  der 
Schlufs  Ton  dem  Betriebe  dieser  Gewerbe  auf  die  Ver- 
richtung Ton  Handarbeiten  ist  durchaus  unzulässig.  Die 
Gegenstände,  womit  die  Juden  gewöhnlich  handeTn,  sind 
nicht  Bedürfhisse,  deren  Befriedigung  an  einzelne  Tage 
gebunden  ist.  Wer  Schnitt  ~  uad  Kramwaaren  braucht, 
mufs  dieselben  nicht  eben  gerade  am  Sonnabend  kau- 
fen; er  kann  füglich  die  Zeit  abwarten,  worin  der  La- 
den des  Juden  offen  ist,  und  dieser  verkauft  darum  nicht 
weniger,  weil  er  am  Sabbath  nicht  Handel  treiben  dar£ 
Ueberdies  werden  Jahrmärkte,  worin  besonders  ein  star^ 
ker  Verkehr  von  Juden  getrieben  wird,  wenn  sie  mit 
jüdischen  Festen  zusammenfallen,  nicht  selten  deshalb 
auf  andere  Tage  verlegt,  und  auch  an  den  Börsen  der 
grofsen  Handelsplätze  werden  gern  Rücksichten  auf  Sab- 
bathe  und  jüdische  Festtage  genommen.  Aber  der  Hand- 
werker, der  Ackerbauer,  der  Tagelöhner  verrichtet  of- 
fenbar ein  Sechstheil  der  Arbeit  weniger  im  Jahre, 
wenn  er  neben  den  Sonn-  und  Feiertagen  der  Christen 
noch  während  sechszig  "Werkeltagen  wegen  eines  re- 
ligiösen Gebotes  nicht  arbeiten  darf.  Wenn  dessenun- 
geachtet besonders  in  den  ehemals  Polnischen  Provin- 
zen Handwerke  mit  Vortheil  von  Juden  betrieben  wer- 
den, so  geschieht  dies  grofsentheils  wohl  nur  deswegen, 
weil  es  dort  noch  an  hinlänglichen  gesdiickten  Hand- 
werkern mangelt,  und  daher  auch  Arbeiten  noch  loh- 
nend bleiben,  welche  nur  während  fünf  Tagen  statt 
sechs  in  jeder  Woche  verrichtet  werden  dürfen.  Wenn 
Aerzte  jüdischer  Religion  keinen  Anstand  nehmen,  auch 
am  Smmabend  Kranke  zu  besuchen,  oder  wenn  Juden, 
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welche  in  Krkgßdieiiste  getreten  sind,  sith.  den  Pflicht 
ten  ihr^  Standes  auch  an  &ibbathen  nicht  entgehen  dür- 
fen: so  könti^a  doch  Ausnahmen  dieser  Art  nicht  hin^ 
dem,  den  Einflufs  anzc^riLennen,  welchen  die  strenge 
Sabbathfeier  auf  die  gewerblichen  VeiMUnisse  der  Ju- 
denscfaaft  im  Allgemeinen  äufsert. 

Noch  sehr  Tiel  mehr  erschweren  die  religidsen  Be- 
schränkungen in  der  Wahl  &5r  Speisen  den  Juden  die 
Theilnahme  an  allen  den  gewerblichen  Yerrichtungen, 
welche  Haus-  and  Tischgenossenschaft  mit  Christen  oder 
auch  nur  eine  geraeii^chaftliclie  Versorgung  mit  Nah- 
rungsmitteln bedingen.  Es  bezieht  auch  diese  Betrach- 
tang sich  nicht  auf  die  verhSltmfsmäfsig  noch  immer  sehr 
kleäne  Zahl  der  Juden,  wdche  sich  in  Bezug  auf  die 
Wahl  ihrer  Speisen  durch  ihre  Ritualgcsetze  nicht  strenge 
oder  wohl  gar  nicht  verpflichtet  achten.  In  welchem 
Maafse  die  Jndenschaft  noch  über  Beobachtung  der  hier- 
auf bezüglichen  religiösen  Vorschriften  bSlt,  ergiebt  sich 
daraus,  dafs  iä  den  grofsen  Judengemeinden  der  anselm- 
lichsten  Städte,  deren  Mitglieder  grofsentheils  auf  höhere 
Bildung  Ansprudi  machen,  doch  fortwährend  auf  gemeiu- 
schaftUdie  Kosten  besondere  Anstalten  unterhalten  wer- 
den, um  das  Schladiten  der  zum  Genüsse  erlaubteil  Thiere 
nach  den  Gebräuchen  ihrer  Glaubensgenossenschaft  zu 
verrichten.  Zwar  wird  angeführt,  dafs  die  Fasten,  wel- 
che die  römisch-katholische  Kirche  einzuhalten  gebeut, 
die  Mitglieder  derselben  in  gewerblicher  Beziehung  auch 
da  keinesweges  beschränken,  wo  sie  vermi^ht  mit  evan- 
gelischen Christen  leben,  wie  dieses  namentlidi  in  einem 
grofsen  Theile  von  Deutschland  vorkommt:  aber  es  ist 
ein  sehr  grofser  Unterschied  zwischen  jenen  Fasten  und 
der  Speiseordnung,  welche  den  Juden  ihr  Ritualgesetz 
vorschreibt.      Die  Fasten  in  der  römisch  -  kaUudischen 
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Kirche  bestehen  wesentlich  in  einem  Enthalten  von  Fleisch^ 
speisen  an  bestimmten  Tagen,  besonders  am  Freitage  je* 
der  Woche,  und  in  den  45  Tagen,  welche  zwischen  der 
Aschermittwoch  und  dem  Osterfeste  liegen,  überhaupt 
also  an  etwa  einemViertheile  sämmtlicher  Tage  des 
Jahres;  an  den  übrigen  drei  Viert  heilen  hindern  den 
römisch-katholischen  Christen  die  Gebote  seiner  Kirche 
durchaus  nicht,  an  den  Mahlzeiten  der  evangelischen 
vollständig  Theil  zu  nehmen.  Aber  auch  während  die- 
ser Fasttage  enthalten  sich  viele  Mitglieder  der  evange- 
lischen Kirche  des  Genusses  von  Fleischspeisen,  und  be* 
gnügen  sich  mit  Fischen  oder  vegetabilischer  Nahrung, 
theils  zur  Abwechslung  aus  freier  Wahl,  mehrentheils  aber 
in  Folge  beschränkter  häuslicher  Verhältnisse.  Ueber- 
haupt  vermag  der  bei  weitem  gröfste  Theil  der  Bewoh- 
ner der  christlichen  Staaten  ohne  Unterschied  der  reli- 
giösen Verhältnisse  nicht  alle  Tage  Fleisch  zu  essen, 
und  bei  sehr  Vielen  ist  es  nur  an  einzelnen  Wochen- 
tagen oder  selbst  nur  an  Sonn-  und  Festtagen  ein  vor- 
behaltener Genufs.  Die  wesentlichste  Schwierigkeit  in 
der  gemeinschaftlichen  Anordnung  der  Speisen  während 
der  Fasttage  entsteht  .durch  das  Gebot,  sich  auch  des 
Gebrauches  der  Eier  und  Butter,  selbst  wohl  der  Milch 
zu  enthalten;  allein  diese  Gebote  werden  fast  überall 
durch  bisdiöfliehe  Anordnungen  bedeutend  gemild^ 
und  audi  unter  den  evangelischen  Christen  vertreten  in 
vielen  Gegenden  Heringe  und  vegetabilische  Oele  die 
Stelle  der  Butter  beim  Abmachen  der  Speisen.  Selbst 
während  der  ungefähr  neunzig  Jahrestage,  worauf  sich 
die  Fastengebote  der  römisch-katholischen  Kirche  be- 
schränken, ist  hiemach  in  den  zahlreichsten  Klassen  der 
Völker  der  hieraus  entstehende  Unterschied  in  der  An« 
Ordnung  der  Speben  nicht  so  erheblich,  dafs  er  einen 
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wesentlichen  Einflafs  auf  die  Gemeinsdiaft  gewerbUcfaer 
Arbeiten  ausüben  k(kinte.    Ganz  anders  steht  es  in  die- 
ser Beziehung    in  der  grofsen   Masse   der  Judenschaft, 
welche   sich   zur  strengen  Befolgung  der  Ritualgesetze 
noch  verpflichtet  findet.     Nicht  auf  einzelne  Tage  oder 
Wochen,  die  zusammengenommen  etwa  ein  Yiertheil 
des  Jahres  ausmachen,  sondern  auf  das  ganze  Jahr  er- 
strecken sich  die   Speiseverbote  der  Judenschaft.     Le- 
benslänglich  darf  der  Jude  kein  Thier  zur  Speise  wäh- 
len, welches  sein  Ritualgesetz  für  unrein  erklärt.    Hier- 
her gehören  nicht  blos  Säugethiere  allein :  indessen  kommt 
doch  in  Bezug  auf  den  Haushalt  der  untern  Yolksklas- 
sen  das  Schwein  hier  vorzüglich  in  Betrachtung.    Dieses 
Thier  ist  durch  seine  grofse  Fruchtbarkeit,  sein  schnel- 
les Wachsthum  und  die  Leichtigkeit,  womit  es  gemästet 
wird,  ganz  besonders  zum  Schlachtvieh  geeignet,  und  lie- 
fert  deshalb   auch   den   bei  weitem  gröfsten   Theil   der 
Fleischspeisen  für  die  zahlreichen  ländlichen  und  städti- 
schen Arbeiterfamilien.    Wo  diese  sich  gütlich  thun,  ist 
sein  Fleisch  die  Hauptspeise,  und  sein  Speck  und  Schmeer 
dient  auch  aufserdem  sehr  allgemein  zum  Abmachen  der 
vegetabilischen  Nahrungsmittel.     Schon  dies  allein  mufs 
dem  strengen,  an  seinen  Ritualgesetzen  hangenden  Ju- 
den die  Theilnafame  an  den  Mahlzeiten  der  Christen  un- 
ter den  niedern  Ständen  verleiden;  hierzu  kommt  aber 
noch,  dafs  selbst  das  Fleisch  der  durch  das  mosaische 
Gesetz  für  rein  geachteten  Thiere  nur  soweit  genossen 
werden  darf,  als  die  vorgeschriebenen  Gebräuche  bei  dem 
Elinschlacfaten  derselben  beobachtet  sind.     Auch  die  C^- 
fäfse,  worin  Speisen  jeder  Art  zubereitet  werden,  bedür- 
fen für  den  Gebrauch  jüdischer  Mahlzeiten  einer  beson^ 
dern  Reinigung.     Sogar  das  allgemeinste  Nahrungsmit- 
tel, das  Brod,  mufs  während  einiger  Tage  des  Oster- 
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festes  mit  einem  ungesäuerten  GebSek  vertauscht  wer- 
den. So  wird  der  Jude,  soweit  er  fest  auf  der  Beacb- 
tung  seiner  Religionsgebräuche  besteht,  in  Bezug  auf 
seine  Mahlzeiten  fast  ganz  auf  den  Genufs  derselben  in 
den  Haushaltungen  seiner  Glaubensgenossen  beschränkt; 
auf  Reisen  in  christlichen  Staaten  und  im  Umgange  mit 
der  chrisdichen  Bevölkerung  ersdieiht  sein  Zustand  des- 
halb  wahrhaft  bedauernswerth. 

Religiöse  Vorstellungen  haben  unvermeidlich  einen 
Einflufs  auf  die  Stellung  ihrer  Inhaber  im  Staate,  wenn 
Handlungen  daraus  hervorgehen,  deren  Wirkungen  sie* 
in  den  gewerblichen  und  geselligen  Verhältnissen  des 
Lebens  äufsem.  Der  Preufsische  Staat  hat  in  den  letz- 
ten zwei  Jahrhunderten  zahlreiche  Kolonien  aufgenom- 
men, deren  Mitglieder  ihre  Heimath  wegen  religiöser 
Vorstellungen  verliefsen.  Aus  den  Niederlanden  kamen 
die  Mennoniten,  welche  den  Kriegsdienst  und  den  Eid 
verweigern,  und  liefsen  sich  in  Preufsen  nieder,  wo  noch 
)etzt  über  13,000  Nachkömmlinge  derselben  wohnen.  Ob- 
wohl im  Ankaufe  von  Grundstücken  sehr  beschränkt, 
nährt  sich  doch  der  gröfste  Theil  derselben  vom  An- 
baue des  Bodens,  besonders  in  den  Weichselniederun- 
gen, und  seine  Benutzung  der  Milchkühe  gilt  den  Land- 
wirthen  noch  heute  für  musterhaft;  der  Ueberrest  treibt 
in  den  Städten  mannigfaltige  Gewerbe  mit  ausgezeich- 
netem Erfolg.  Vor  hundertundsechszig  Jahren  nahm  der 
Kurfürst  Friedrich  Wilhelm  die  Hugenotten  in  seine 
Staaten  auf,  welche  die  Unduldsamkeit  des  vierzehnten 
Ludwigs  aus  Frankreich  vertrieb.  Kirchliche  Gebräu- 
che und  Sitten  veranlafsten  anfänglich  besondere  Ver- 
bindungen derselben,  aber  sie  vertheilten  sich  doch  bald 
fast  in  alle  gewerblichen  und  geselligen  Lebensverhldt- 
nisse;  noch  heute  sind  die  Dörfer  durch  bessere  Kultur 
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kenntlich,  worin  sie  zum  eig^enhändigen  Betriebe  des 
Landbaues  sich  niederliefsen.  Im  Gartenbane  der  Um- 
gebungen Berlins  erhalten  noch  heute  französische  Far 
miliennamen  das  Andenken  an  Vorfahren,  welchen  der- 
selbe seine  Blüthe  verdankt.  Ein  anderer  Theil  dersel- 
ben gründete  nicht  nur  die  Seidenweberei  in  den  Städ- 
ten, sondern  betrieb  auch  fast  alle  namhaften  Handwerke; 
selbst  die  Benennung  „französische  Bäcker*'  hat 
sich  bis  )etzt  erhalten.  Neben  diesen  widmeten  sich  Ei-' 
nige  dem  Handel,  und  das  Andenken  an  die  Verdienste 
Anderer  im  Reiche  der  Wissenschaften  und  im  Staats^ 
dienste  lebt  auch  noch  unter  uns  in  den  geachteten  Fa- 
milien ihrer  Nachkommen.  Sehr  wahrscheinlich  verdankt 
der  Preufs.  Staat  seine  Richtung  auf  edlere  Geistesbil- 
dung der  Aufnahme  dieser  Kolonisten,  deren  EiufluCs 
alle  Lebensverhältnisse  vom  Palaste  bis  zur  Hütte  des 
Landmanns  durchdrang.  Vor  etwas  mehr  als  hundert 
Jahren  zogen  32,000  Salzburger  in  Preufsen  ein,  deren 
Nachkommen  sich  noch  als  verständige  Landwirthe,  tüch- 
tige Handwerker  und  thätige  Geschäftsleute  in  den  man- 
nigfaltigsten Kreisen  des  Lebens  bewähren.  Keine  Klasse 
dieser  Anzöglinge  sonderte  sich  durch  ihre  Eigenthüm- 
lichkeit  von  den  Einwohnern  des  Staats,  welcher  sie  auf- 
nahm, so  tief  eingreifend  in  alle  Lebensverhältnisse,  als 
die  wenigstens  neun  Zehntheile  der  gesanmiten  Ju- 
denschaft, welche  noch  an  der  vollen  Strenge  der  Sab- 
bathfeier  und  an  der  genauen  Befolgung  der  Ritualge- 
setze in  Bezug  auf  die  Wahl  und  Zubereitung  der  Spei- 
sen hängt.  Diese  Sonderung  trifft  Verhältnisse,  welche 
täglidi  im  gemeinen  Leben  vorkonunen,  und  beide  Ge- 
schlechter, jedes  Lebensalter  und  jeden  Stand  berühren; 
sie  erschweren  offenbar  die  Theilnahme  der  Juden  an 
Handarbeiten  bei  dem  Landbau,  in  den  Handwerken  und 
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Fabriken,  und  es  mangelt  gänzlich  an  einem  Beweise, 
dafs  der  Nachtlieil,  welcher  aus  dieser  Entfremdung  von 
den  unentbehrlichsten  Verrichtungen  entsteht,  durch  ir^ 
gend  einen  andern  wohlthätigen  Einflufs  der  JudenschafI 
auf  die  Gesammtheit  des  Lebens  im  Staate  vergütet  werde. 
Vielmehr  sind  diejenigen  Theile  der  mittlem  und  östli- 
chen Provinzen  des  Prenfs.  Staats  in  Bildung  und  WoU^ 
babenheit  am  weitesten  vorgeschritten,  worin  sich  die 
wenigsten  Juden  befinden ;  auch  in  den  westlichen  Pro- 
vinzen haben  bei  grofser  Verschiedenheit  der  Verthei* 
iu^g  der  Juden  dodi  die  drei  an  der  westlichen  Grenze 
gelegenen  Kreise  Montjoie,  Eupen  und  Malmedy  nach 
der  Zählung  zu  Ende  des  Jahres  1840  nur  Einen  Ju- 
den, während  die  drei  an  der  östlichen  Grenze  dieser 
Provinzen  gelegenen  Kreise  Büren,  Warbui^  und  Höx- 
ter deren  3157  haben.  Jene  drei  Kreise  enthalten  eine 
in  ganz  Europa  berühmte  Fabrikation  von  Tuch  und 
Sohlleder;  diese  zeichnen  sidi  dagegen  durch  Gewerb- 
samkeit  keiner  Art  besonders  aus,  und  es  ertönen  viel- 
mehr von  dort  aus  bittere  Klagen  über  einen  gänzlich 
verarmten  Bauernstand.  Damit  wird  keinesweges  ver- 
kannt, daCs  einige  gemeinnützige  gewerbliche  Anstalten 
mit  Auszeichnung  durch  Mitglieder  der  jüdischen  Ge- 
meinden geleitet  werden:  nur  das  wird  behauptet,  ^lafs 
es  zur  Beförderung  der  Gewerbsamkeit  in  Deutsdiland 
keiner  Hülfe  durch  die  Judenschaft  bedürfe.  Diejenigen 
Regierungen,  weldie  sich  in  den  deutschen  Bundesstaa- 
ten am  angelegentlichsten  mit  der  Verbesserung  des  Zu* 
Standes  der  in  ihrem  Gebiete  wohnenden  Juden  beschäf- 
tigen, suchen  doch  den  Andrang  fremder  Juden  von 
demselben  sorgfältig  abzuhalten.  Auch  das  Prenfsische 
Edikt  vom  Uten  März  1812  ist  in  diesem  Sinne  gefafst: 
es  beschränkt  das  Einwandern  fremder  Juden  auf  aus- 
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« 

drücUiche  G^iielmiigung  des  Mimsteriums  des  Innero» 
wdche  nur  auf  Antrag  der  Provinzial-Regieruugen  er- 
tbeilt  wird :  ohne  diese  Genehmigung  eingewanderte  Ju- 
den sollen  sofort  über  die  Grenze  gebracht,  und  die 
Begünstigung  ihres  Einwanderns  mit  einer  Geldbudse 
von  300  Thalera  bestraft  werden.  Was  erleuchtete  Re- 
gierungen zu  solchem  fast  ängstlichen  Abwehren  des 
Zuziehens  der  Juden  von  aufsen  her  bewegt,  während 
sie  jedem  unbescholtenen  arbeitsfähigen  Christen  das  Ein- 
wandern gern  gestatten,  kann  offenbar  nicht  bUndes  Yor^ 
urtheil  oder  Religionshafs  sein :  es  ist  vielmehr  die  Wür- 
digung der  Schwierigkeiten,  welche  das  Beharren  der 
Juden  auf  einer  in  die  gewerblidien  und  geselligen  Yer- 
hältoisse  tief  eingreifenden  Absonderung  der  gemeinnützi- 
gen Richtung  ihrer  Thätigkeit  wesentlich  entgegensetzt. 
Indem  der  Jude  durch  eine  strenge  Beobachtung  seiner 
Ritualgesetze  von  dem  vertrauteren  Umgange  mit  den 
Christen,  worunter  er  leb^  abgehalten  und  eben  deshalb 
auf  ein  innigeres  Leben  mit  seiner  Familie  zurückgewie- 
sen wird,  entwickeln  sich  allerdings  in  ihm  auch  sehr 
achtungswerthe  Eigenschaften,  namentlich  die  Mäfsigkeit^ 
welche  sein  Leben  verlängert,  die  Vorsicht,  womit  er 
eheliche  Verbindungen  ohne  gesicherten  Unterhalt  ver- 
meidet, die  sdion  weiter  oben  gerühmte  Sorgfalt  für 
schwangere  und  säugende  Mütter  und  die  Pflege  der 
zarten  Kindheit.  Allein  die  Nachtheile  jener  Absonde- 
rung bleiben  doch  überwiegend,  weil  sie  den  Juden  in 
der  freien  Wahl  seiner  Beschäftigung  allerdings  sehr  be- 
schränken. Gewerbe,  weldie  eine  Haus-  und  Tischge- 
nossenschaft oder  auch  nur  ein  inniges  Zusammenleben 
mit  Christen  bedingen,  oder  worin  eine  Mitbewerbung 
in  gemeinen  Handarbeiten  mit  Christen  vorkommt,  wer- 
den immer  so  lästig  und  unvortheilhaft  für  ihn  bleiben, 
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dafs  er  sich  nur  uothgedruogeii  darauf  etulasseu  wird)» 
Der  jüdische  Haüdwerkergehülfe  steht  gegen  den  christ- 
lichen nicht  allein  bei  strenger  Beobachtung  der  Sab- 
bathfeier  offenbar  im  Nachtheil,  sondern  er  vermag  auch 
nicht  der  Tischgenosse  des  christlichen  Meisters  zu  wer- 
den,  oder  in  der  gemeinschaftlichen  Herberge  mit  an- 
dern Gesellen  zu  speisen,  so  lange  die  Gebräuche  sei- 
ner Religion  vollständig  von  ihm  beobachtet  werden. 
Als  Mitglied  einer  diristUchen  Landgemeinde  stehen  dem 
Juden  gleiche  und  selbst  wohl  noch  grMsere  Hindernisse 
entgegen.  So  erklärt  es  sich,  wie  die  Juden  auch  bei 
der  vollständigsten  Freiheit  in  der  Wahl  ihrer  Gewerbe 
dennoch  fortfahren,  sich  Beschäftigungen,  welche  sie  sol- 
chen  Schwierigkeiten  nicht  aussetzen,  so  lange  vorzugs- 
weise zu  widmen,  als  sie  noch  ii^end  ihren  Unterhalt 
dadurch  zu  finden  hoffen.  Wo  die  Juden  familienweise 
zerstreut  oder  nur  in  sehr  kleinen  Gemeinden  beisam- 
men leben,  sind  es  fast  ausschliefslich  Handel  und  Geld- 
geschäfte, wovon  sie  sich  nähren.  Nur  wo  die  Juden- 
gemeinden im  Verhältnisse  gegen  die  Gesammtzahl  der 
Ortseinwobner  viel  zu  zahlreich  sind,  um  von  solchem 
Erwerbe  allein  zu  leben,  betreiben  sie  aufserdem  Handr 
werke ;  daher  die  gröfsere  Zahl  der  jüdischen  Handwer- 
ker in  den  vormals  Polnisch^i  Provinzen,  wo  die  Ju- 
den oft  einViertheil  und  mehr  der  gesammten  Orts- 
bewohner sind.  Selbst  in  der  Hauptstadt  der  Provinz, 
in  Posen,  besteht  ein  Sechstheil  der  Einwohner  aus 
Juden.  Sehr  allgemein  zeigen  sich  jetzt  Bemühungen, 
Judenkuaben  Handwerke  lernen  zu  lassen,  und  über- 
haupt mehrt  sich  allmählig  auch  aufser  den  vormals  Pol- 
nisdben  Provinzen  die  Zahl  der  jüdischen  Handwerker. 
Aber  viele  Handwerke  gestatt^i  eine  Richtung,  worin 
4er  Handel  mit  den  Gegenständen  desselben  d^a  Erwca-b 
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dardi  eigene  Handarbeit  weit  überwiegt.    Der  Tisdiler 
errichtet  ein  Meublesmagazin ;   der  Küfschner  wird  ein 
Pelzhändler;  der  Schneider  vertauscht  neue  Kleider  mit 
aken,  die  gewaidet  und  neu  ausstaf&rt  wiederum  feil- 
geboten werden;   mit  dem  Betriebe  des  Posamentier-, 
Drechsler-  und  Seilerhandwerks  ist  ohnehin  aUgemein 
das  Halten  eines  offenen  Ladens  verbunden,  der  bei  wei- 
tem nicht  blos  das  Erzeugnifs  eigener  Arbeit  enthält 
Es  ist  dem  Juden  nicht  zu  verdenken,  wenn  er  dem  er- 
lernten Handwerke  diejenige  Richtung  giebt,  worin  er 
den  mindesten  Nachtheil  von  seiner  religiösen  Absonde- 
rung empfindet:   diese  besteht  aber  gemeinhin  in  einer 
Verwandlung  des  Handwerksbetriebes  in  einen  Einzeln- 
handel, wobei  die  Handwerkerarbeit  nur  zu  Hülfe  ge- 
nommen wird,   um  Ausbesserungen  an  den  Waaren  zu 
besorgen  oder  den  besonderen  Bedürfnissen  einiger  Käu- 
fer zu  genügen.    Daher  ist  aus  der  vermehrten  Zahl  der 
jüdischen  Handwerker  noch  keinesweges  zu  folgern,  dafs 
ein  gröfserer  Theil  des  Bedarfs  der  Nation  aB  Handwer- 
kerwaaren wirklich   durch   eigene  Arbeit  derselben  be- 
schafft werde.     Nicht  der  Christ  sondert  sich  von  dem 
Juden  ab,  sondern  der  Jude  von  dem  Christen.     Die- 
sen hindern  die  Vorschriften   seiner  Religion  durchaus 
nicht,  sich  aller  der  Speisen   zu  enthalten,  welche  die 
Juden  für  unrein  achten,  und  alle  diejenigen  Speisen  zu 
geniefsen,   welche  für  Juden  zubereitet  sind;  auch  hin- 
dert ihn  keine  religiöse  Vorschrift,  sich  an  den  Sabba- 
then und  Festtagen  der  Juden  alles  dessen  zu  enthal- 
ten, was  diesen  alsdann  zu  thun  ihr  Ritualgesetz  unter- 
sagt.   Ein  Christ,  welcher  in  einem  von  Juden  regier- 
ten Staate    lebte,    würde    sich   ohne  Verletzung  seines 
Glaubens  der  Speiseordnung   und  der  Sabbathfeier  der 
Juden  unterwerfen  können  i  wogegen  der  Jude,  welcher 
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in  diristUchen  Staaten  lebt,  das  Gleiche  zu  than  durdi 
die  Vorschriften*'  seiner  Religipn  verhindert  w|rd.  Die 
Gründe,  welche  die  christlichen  Regierungen  abhalten, 
die  in  ihrem  Gebiete  wohnenden  Juden  in  bürg^erlichen 
und  politischen  Rechten  den  Christen  durchaus  gleich- 
zustellen,  sind  nicht  aus  den  Geboten  der  christlichen 
Religion,  sondern  aus  den  Geboten  der  jüdischen  ent* 
nommen.  Jedem  Einzelnen,  welchen  die  Regierung  in 
ihr  Gebiet  aufnimmt,  kann  allerdings  überlassen  blei- 
ben, sich  von  jödem  erlaubten  Gewerbe  zu  nihren:  aber 
es  entsteht  nicht  ohne  Grund  Bedenken  gegen  die  Auf- 
nahme grofser  Volksmassen,  deren  religiöse  Vorschriften 
ihnen  die  Theilnahme  an  den  unentbehrlichsten  Hand- 
arbeiten der  Nation  in  solchem  Maafse  erschweren,  dafs 
sie  eine  bei  weitem  überwiegende  Richtung  auf  solche 
Beschäftigungen  haben,  wozu  auch  aufser  dieser  Mitbe- 
werbung schon  ein  Andrang  besteht,  über  dessen  Ueber- 
maafs  laut  genug  geklagt  wird.  Die  stets  wiederholten 
Beispiele  der  nordamerikanischen  Freistaaten,  des^  Briti- 
schen Reiches  und  selbst  Frankreichs  beweisen  nichts 
gegen  dieses  Bedenken.  Es  ist  bereits  in  der  Einlei- 
tung dieser  Betrachtungen  bemerkt  worden,  wie  sehr 
gering  die  Zahl  der  Juden  in  diesen  Ländern  im  Ver- 
hältnisse gegen  die  gesammte  Bevölkerung  derselben  is^ 
und  wie  sehr  eine  starke  öffentliche  Meinung  den  Rück- 
sichten entgegensteht,  welche  die  Juden  für  Aeufserun- 
gen  ihrer  religiösen  Vorstellungen  fordern  möchten,  de- 
ren Einflufs  sich  auf  gewerbliche  und  gesellige  Verhält- 
nisse erstreckt.  Juden,  welche  dort  zu  Kommunal-  uüd 
selbst  Staatsämtern  zugelassen,  oder  auch  nur  in  die  ge- 
selligen Kreise  der  Christen  aufgenommen  werden,  dür- 
fen in  allen  diesen  Verhältnissen  durchaus  keine  Nadi- 
sicht  auf  den  Grund  ihrer  religiösen  Vorstellungen  er- 
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warten,  und  müssen  sich  viehnehr  wohl  bitten,  durch 
auitfallende  Aeufserung^en  derselben  Amtspflicbten  oder 
aucb  nur  die  Sitte  zu  verletzen.  Wer  sieb  diesen  For- 
derungen der  öffentlicben  Meinung  nicbt  unterwerfen 
will  9  kann  aucb  dort  nur  solcbe  Gescbäfte  betreiben, 
und  in  solcben  geselligen  Yerbältnisseki  leben,  worin  er 
ohne  Anstofs  seinen  religiösen  Vorstellungen  gemäfs  zu 
leben  vermag. 

Eine  Yerschiedenbeit  in  bürgerlichen  und^  politischen 
Rechten  besteht  in  Bezug  auf  diejenigen  beinahe  vier 
Siebentheile  der  gesammten  Judensdbafi;  des  Preuf& 
Staats,  welche  das  Staatsbürgerrecht  bereits  erhielten, 
nur  noch  darin,  dafs  ihnen  der  Zutritt  zu  Staatsämtem, 
akademischen  Lehrstellen  und  zu  den  ständischen  Berar 
diungen  versagt,  die  Ausübung  der  gutsherrlichen  Pa- 
laronats-  und  Patrimonialrechte  nidbt  gestattet,  auch  ihre 
Wahl  zu  den  Bürgermeisterstellen  in  den  Städten  nicht 
zulässig  ist.  Aufserdem  sind  sie  in  der  Wahl  jedes  er- 
laubten Gewerbes  und  im  Erwerbe  veräufserlicher  Grund- 
stücke und  Grundgerechtigkeiten  durchaus  unbeschränkt. 
Den  übrigen  drei  Siebentheilen  steht  die  Bewerbung" 
um  das  Staatsbürgerrecht  gegen  Bedingungen  offen,  wel- 
che für  die  Provinz  Posen,  worin  sich  der  bei  weitem 
gröfste  Theil  derselben  befindet,  bereits  durdb  die  Ver- 
ordnung vom  Isten  Juni  1833  festgestellt,  für  andere 
Theile  des  Staats  aber  noch  nicht  allgemein  bestimmt 
sind.  Seit  dem  Begierungswechsel  im  Jahre  1840  sind 
Anträge  auf  völlige  Gleidistellung  der  Juden  mit  den 
Christen  in  allen  bürgerlichen  und  politischen  Rechten 
besonders  auch  in  Zeitungen  und  Flugschriften  im  Preu- 
{kischen  Staate  und  dessen  nächsten  Umgebungen  wie- 
derum dringend  erneuert  worden.  Es  wird  in  dieser 
Beziehung  besonders  hervorgehoben,  dafs  es  eine  ganz 
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offenbare  Uogerecl^tigkeit  8ei,  deu  Juden^  wekl^  sSimatr 
liche  Staal:slasten  gleich  den  Christen  tragen,  auch  die 
völlige  Gleichstellung  in  den  Rechten  mit  denselben  vor* 
zuenthalten,  —  dafs  sie  ein  besonderes  Anrecht  hierauf 
durch  die  deutsche  Bundesakte  erlangt  hätten,  —  dafg 
die  Dankbarkeit  für  die  Dienste,  welche  die  Juden  dem 
Preufs.  Staate  in  den  Kriegen  von  1813  bis  1815  ge* 
leistet  hätten,  eine  solche  Gleichstellung  gebiete,  —  dafs 
die  Kegierung  durch  das  AusschlieCsen  der  Juden  voo 
Staats-  und  akademischen  Lehrämtern  sich  selbst  der 
wichtigen  Hülfe  beraube,  welche  sie  von  den  vorzügli- 
chen Fähigkeiten  derselben  erwarten  dürfe,  —  dafs  end* 
lieh  in  einer  völligen  Gleichstellung  der  Juden  mit  den 
Christen  das  allein  ganz  untrügliche  Mittel  liege,  sie 
von  allem  dem  zu  entwöhnen,  was  mit  Recht  oder  Un- 
recht als  eine  gemeinschädliche  Richtung  ihrer  Neigun- 
gen und  ihrer  Gewerbsamkeit  angesehen  werde.  Zur 
nächst  erscheint  indefs  der  Vorwurf  einer  Ungerechtig- 
keit gegen  die  Juden  durchaus  ungegründet:  jeder  Staat 
hat  das  Recht,  zu  bestimmen,  unter  welchen  Bedingun- 
gen er  Anzöglinge  aufnehmen  will.  Im  Britischen  Rei- 
che und  in  Frankreich  sind  die  Rechte  der  Fremden  sehr 
bestimmt  von  den  Berechtigungen  der  Eingebomen  ge- 
trennt: sie  werden  namentlich  durchaus  zu  Staatsämtern 
und  zum  Antheile  an  den  Berathungen  über  Regierung$- 
^ngelegenheiten  gar  nidit  zugelassen,  und  können  nur 
durch  eine  besondere  Naturalisationsakte  die  Rechte  der 
Eingebornen  erlangen.  Zwar  nehmen  die  im  Preufs. 
Staate  gebornen  Juden  die  Rechte  Eingeborner  in  An- 
spruch: aber  die  Vorfahren,  von  .welchen  sie  abstammen, 
sind  keinesweges  mit  der  Anwartschaft  auf  die  volle  Be^ 
rechtigung  Eingeborner  für  ihre  Nachkommen  zugelas- 
sen; es  sind  vielmehr  ausdrücklich  namhafte  Beschräur 
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kangen  der  B^fugnifs  zar  Ansiedelung  derselben  rorbe- 
lialten  worden.  Die  Preufsische  Regierung  hat  in  die- 
ser Beziehung  durchaus  nichts  anders  gethan,  als  was 
nach  dem  allgemeinen  europäischen  Völkerrechte  )eder 
Regierung  gestattet  ist,  und  auch  von  allen  in  dem  Um- 
fange  ausgeübt  wird,  welchen  sie  dem  Zustande  des  Lan- 
des und  seiner  Bewohner  angemessen  achten.  Sie  konnte 
aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohles  die  Beschränkung 
gen  mildern,  worunter  sie  vormals  die  Juden  aufgenom- 
men hatte;  durch  das  Edikt  vom  Uten  März  1812  ge- 
schah dies  auch  bereits  in  einem  beträchtlichen  Umfange: 
aber  nicht  weil  die  Juden  ein  Recht  hatten,  diese  Mil- 
derung zu  fordern,  sondern  weil  diese  Milderung  in  Be- 
zug auf  das  Gesammtwohl  ihrer  Untergebenen  förder- 
lich oder  wenigstens  zulässig  erschien.  Die  Regierung 
kann  allerdings  auch  die  noch  bestehenden  Beschrän- 
kungen der  Juden  in  ihrem  Machtgebiete  mehr  oder 
minder  vollständig  aufheben:  aber  nicht  weil  die  Juden 
ein  Recht  hätten,  dies  zu  fordern,  sondern  nur  wenn 
und  insofern  sie  dasselbe  der  öffentlichen  Wohlfahrt 
angemessen  erachtet.  Die  Lehre,  dafs  Jedermann  befugt 
sei,  von  jeder  Regierung  die  Aufnahme  in  ihr  Madit- 
gebiet  zu  gleichen  Rechten  mit  den  darin  lebenden  Staats- 
bürgern zu  fordern,  oder  auch  nur,  dafs  einem  unter  be- 
schränkenden Bedingungen  Aufgenommenen  die  Befug- 
nifs  zustehe,  den  Erlafs  dieser  Beschränkungen  für  seine 
Nachkommenschaft  zu  verlangen,  ist  dem  europäischen 
Völkerrechte  durchaus  fremd,  und  von  keiner  europäi- 
schen Regierung  als  statthaft  anerkannt,  wenn  auch  al- 
lerdings die  Befugnisse  der  Staatsgewalt  in  dieser  Be» 
Ziehung  in  den  einzelnen  Staaten  in  verschiedenem  Um^ 
fange  ausgeübt  werden.  Durch  den  16ten  Artikel  der 
Bundesakte  haben  sich  die  Regierungen,  welche  diesen 
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Staatsvertrag  schlössen^  nur  verpflichtet ,  in  Berathang 
zu  nehmen, 

yy  vfie  auf  eine  möglichst  übereinstimmende  Weise  die 
bürgerliche  Verbesserung  der  Bekenner  des  jüdischen 
Glaubens  in  Deutschland  zu  begründen  sei,  und  wie 
insonderheit  denselben  der  Genufs  der  bürgerlichen 
Rechte,  gegen  die  Uebernahme  aller  Bürgerpflichten, 
in^  den  Bundesstaaten  verschafft  und  gesichert  werden 
könne. " 
Sie  haben  hierdurch  nur  eine  Verpflichtung  gegen  ein* 
ander  selbst,  aber  keinesweges  gegen  irgend  einen  Drit» 
ten  übernommen.  Aus  derselben  Machtvollkommenheit, 
wodurch  sie  einander  gegenseitig  diese  Verpflichtung 
auflegten,  steht  es  ihnen  auch  frei,  sich  in  gemeinsa- 
mem Einversti^ndnisse  gegenseitig  von  derselben  zu  ent* 
binden.  Sie  haben  sich  ferner  nicht  zur  vollkommenen 
bürgerlidien  und  politischen  Gleichstellung  der  Juden 
mit  ihren  christlichen  Untergebenen,  sondern  nur  zur 
Berathung,  wie  dies  geschehen  könne,  verpflichtet,  und 
es  blieb  die  Möglichkeit  offen,  dafs  diese  Berathnng  er> 
hebliche  Bedenken  gegen  die  beabsichtigte  Gleichstellung 
ergeben  könnte,  und  deren  Ausführung  daher  unstatthaft 
erscheinen  liefse.  Bis  jetzt  hat  kein  deutscher  Bundes- 
staat seinen  Einwohnern  jüdischer  Religion  im  Allge-. 
meinen  gröfsere  Berechtigungen  eingeräumt,  als  ihnen 
die  Preufs.  Regierung  durdb  das  Edikt  vom  Uten  März 
1812  verlieh,  und  in  vielen  der  ansehnlichsten  dieser 
Staaten  sind  dieselben  bis  jetzt  noch  erheblichem  Be- 
schränkungen unterworfen.  Als  der  Krieg  im  J.  1813 
wieder  ausbrach,  waren  die  durch  das  Edikt  vom  Uten 
März  1812  vorbehaltenen  Bestimmungen,  wie  die  Ver- 
ordnungen wegen  der  Militairpflidbtigkeit  auf  die  Juden 
anzuwenden  sind,  noch  nicht  erfolgt,  und  als  Rekruten 
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zam  Militairdienst  ausgehobene  Juden  befanden  sieh  da- 
mals noch  gar  nicht  im  Heere.    Dem  Aufrufe  zum  frei- 
willigen Eintritte  in  dasselbe,  welcher  unterm  3ten  Fe- 
bruar 1813  an  die  jungen  Männer  der  wohlhabenden 
und  gebildeten  Stände,   die   sich  selbst  ausrüsten  konn- 
ten, erging,   folgten  auch  Söhne  wohlhabender  und  ge- 
bildeter Judenfamilien.     Wie  klein   die  Zahl   derselben 
nur  sein  konnte,  geht  daraus  hervor,  dafs  sich  nach  der 
statistischen    Tabelle    für    1813    damals    überhaupt    nur 
30,884  Juden  mit  Staatsbürgerrecht  und  1107  ohne  das- 
selbe im  PreuCs.   Staate  befanden,    wovon   der  gröfste 
Theil  in  "Westpreufsen  und  Oberschlesien  wohnte,  und 
in  der  bei  weitem  überwiegenden  Mehrzahl  arm  und  we- 
nig gebildet  war.    Die  Gesinnungen,  woraus  der  Zutritt 
derselben  hervorging,  sind  stets  ehrenhaft  anerkannt  wor- 
den: aber  es  glaubte  damals  Niemand,  dafs  der  Madit, 
welche  der  Preufs.  Staat  aufbot,  irgend  eine  merkliche 
Yerstärkimg  dadurch  zuginge,  und  es  galt  nicht  für  eine 
Wohlthat,  welche  die  Judenschaft  der  Regierung  erwiese, 
sondern  für  eine  Begünstigung,  welche  sie  derselben  ver- 
lieh, dafs  auch  Juden  gestattet  wurde,  sich  den  Freiwil- 
ligen anzQSchliefsen.     Im  Jahre  1840,  wo  der  Preufs. 
Staat  nach  den  statistischen  Tabellen  109,715  Juden  mit 
Staatsbürgerrecht  enthielt,  welche  sämmtlich  der  Militair- 
pfliehtigkeit  gleich   den   christlichen  Einwohnern   unter- 
worfen sind,  befanden  sich  doch  nur  deren  326  im  ste- 
henden Heere,   woraus   einigermafsen  auf  die  Zahl  der 
jüdischen  Freiwilligen  in  jener  Zeit  zu  schliefsen  ist. 
Yerhältnifsmäfsig    nicht  Wenige   derselben   erwar- 
ben sich  durch  ihr  Wohlverhalten  Auszeichnungen  und 
die  Beförderung  zum  Oberof6zier;  damit  wurde  das  per- 
sönliche Verdienst  anerkannt  und  belohnt,   aber  wahr- 
lich der  gesammten  Körperschaft  der  jetzt  im  Staate  le- 
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benden  Juden  lein  Recht  ertheilt,  einen  Dank  für  einen 
besondern  Antheil  an  der  Rettung  des  Staats  in  An- 
spruch zu  nehmen.  Unter  den  höheren  Beamten  deis 
Preufs.  Staats  befindet  sich  eine  verhältnifsmäfsig  be- 
trächtliche Zahl  von  jüdischer  Abkunft,  wovon  ein  Theil 
sogar  erst  während  der  Universitäts jähre  zum  Christen- 
thume  übergetreten  ist.  Dieser  Uebertritt  konnte  jeden- 
falls keine  höhere  Befähigung  zum  Staatsdienst  entwik- 
kein,  als  bereits  in  ihnen  lag,  während  sie  noch  zur  jü- 
dischen Gemeinde  'gehörten.  AVenn  demnach  willig  an- 
erkannt wird,  dafs  nicht  Wenige  derselben  sich  durch 
ausgebreitete  Geschäftskenntnifsj  Gewandtheit  und  Thä- 
tigkeit  rühmlich  auszeichnen,  so  kann  ein  Zweifel  dar- 
über nicht  bestehen,  dafs  auch  Juden  zum  Staatsdienste 
nützlich  verwandt  werden  können,  wenn  auch  die  Er- 
fahrung keinesweges  bestätigen  dürfte,  dafs  sie  dazu  vor- 
züglichere Anlagen  als  die  Christen  besäfsen.  Aber  hier- 
aus folgt  noch  keinesweges,  dafs  der  Preufs.  Staat  ein 
besonderes  Bedürfnifs  habe,  sich  der  Hülfe  von  Beam- 
ten jüdischer  Religion  zu  bedienen.  Schon  vor  sechszig 
Jahren  erklärte  Do  hm  in  der  oben  angeführten  Stelle 
seiner  Schrift  über  die  bürgerliche  Verbesserung  der  Ju- 
den, dafs  ein  Bedürfnifs  des  Staats,  Juden  die  Mitbe- 
werbung um  Staatsämter  zu  gestatten,  durchaus  nicht 
vorhanden  sei:  er  hält  es  blos  für  zulässig,  besonders 
befähigte  Juden  vom  Staatsdienste  nicht  geradehin  aus- 
zuschliefsen,  will  aber  deren  Aufnahme  auf  einzelne  Bei- 
spiele beschränkt  wissen,  die  nur  dienen  sollen,  einem 
allgemeinen  Vorurtbeile  entgegenzuwirken.  Auch  das 
Edikt  vom  Uten  März  1812  enthält  keine  Spur,  dafs 
ein  Bedürfnifs  des  Staats  vorhanden  sei,  sich  der  Hülfe 
der  Juden  bei  der  Verwaltung  seiner  Angelegenheiten 
zu  bedienen,  sondern  behält  nur  weiterer  Berathung  vor. 
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inwiefern  die  Begünstigung^en,  welche  der  Jadenschaft 
dadurch  ertheilt  wurden,  auch  auf  Zulassung  zu  Staats- 
ämtem  auszudehnen  seien.    Auch  wird  in  keinem  Staate 
deshalb   ein  Mangel   an  hinreichend  befähigten  Beamten 
empfunden,  weil  die  Verfassung  die  Juden  vom  Staats- 
dienste ausschliefst,   oder  auch,  wo  dies  nicht  geschieh^ 
die   öffentliche  Meinung   sie  nicht,    oder  doch  nur  in 
höchst  seltenen  Ausnahmen  dabei  zuläfst.    Die  Gründe, 
welche  dem  Eintritte  der  Juden  in  den  Staatsdienst  und 
auch  wohl  in  akademische  Lehrämter  im  Preufs.  Staate 
besonders  entgegenstehen,  bedürfen  einer  besondern  Er- 
wägung, und  bleiben  derselben  weiterhin  vorbehalten. 
Der  Antrag  auf  völlige   Gleichstellung   der  Juden  mit 
den  Christen  in  bürgerlichen  und  politischen  Rechten  als 
einziges  untrügliches  Mittel,  sie  denselben  auch  an  Brauch- 
barkeit zur  Erreichung  richtig  aufgefafster  Staatszwecke 
völlig  gleichzustellen,  wird  von  den  Juden  selbst  in  zwei 
ganz    entgegengesetzten  Richtungen  aufgefafst,    welche 
sehr  bestimmt  auch  noch  in  den  neuesten  Zeiten  durch 
Zeitungen  und  Flugblätter  bezeichnet  wurden.   Der  eine 
Theil   beharrt  auf  der  strengen  Beobachtung  der  von 
seinen  Vätern  überkommenen  religiösen  Gebräuche,  leug- 
net aber,  di/s  in  der  Beobachtung  derselben  ii^end  et- 
was liege,  was  ihn  abhalte,  soweit  in  die  gewerblichen 
und    geselligen  Verhältnisse  der  Bewohner  diristlicher 
Staaten  einzutreten,  als  es  erforderlich  ist^  um  dadurch 
seine  Gleichstellung  in  bürgerlichen  und  politischen  Ver- 
hältnissen zu  rechtfertigen.     Der  andere  Theil  erklärt» 
dafs  der  Kern  der  jüdischen  Religion  wesentlich  nur  in 
einem  reinen  Deismus  bestehe,  dafs  die  Zeit,  worin  die 
Juden   durch  Beobachtung   besonderer   religiöser  Vor- 
schriften  sich  von  den  Christen  im  gewerblichen  und 
geselligen  Leben  abzusondern  verpflichtet  waren,  längst 
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vorüber  sei,  und  daCs  daher  Rücksichten  auf  rdlg^iöse 
Vorstellaugen  sie  durchaus  nicht  hinderten,  an  allen 
Pflichten,  und  demnach  auch  an  allen  Rechten  diristli- 
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eher  Staatsbürger  theilzunehmen.  Die  Regierungen  der 
christlidien  Staaten  künnen  mit  diesen  beiden  entgegen- 
gesetzten  Ansichten  nicht  übereinstimmen,  und  dürfen 
T^ohl  erwarten,  dafs  die  Juden  sich  erst  selbst  gegen- 
seitig darüber  rerständigen,  worin  der  unterscheidende 
Charakter  des  Judenthums  bestehe,  sich  aber  die  Beur-^ 
theilung  vorbehalten,  wie  weit  ein  solches  Judenthum 
mit  der  Gleichstellung  in  allen  bürgerlichen  und  politi- 
schen Rechten  vereinbar  sei.  Das  Edikt  vom  Uten  März 
1812  i$t  in  dem  Vertrauen  auf  eine  solche  Gestaltung 
des  Judenthums  abgefaSst,  welche  die  Bedenken  heben 
sollte,  die  theils  wider  die  dadurch  verliehenen  Befug-' 
nisse  von  achtbaren  Männeiti  damals  noch  gehegt  wur- 
den, theils  der  Regierung  selbst  in  Bezug  auf  Ableistung 
der  Militairpflicht  und  Anstellung  im  Staatsdienste  nodi 
vorschwebten,  und  zu  dem  Vorbehalte  besonderer  Be- 
stimmungen darüber  Veranlassung  gaben.  Dafs  es  zum 
Erreichen  einer  solchen  Gestaltung  noch  Anordnungen 
für  den  kirchlichen  Zustand  und  zur  Verbesserung  des 
Unterrichts  in  den  jüdischen  Gemeinden  bedürfe,  wurde 
gleichzeitig  von  der  Regierung  anerkannt.  Sowohl  in 
Bezug  auf  die  kirchlichen  und  Unterrichts-,  als  auch 
auf  die  gewerblichen  Verhältnisse  der  Juden  sind  seit 
den  dreifsig  Jahren,  während  welcher  dieses  Edikt  bis- 
her wirken  konnte,  allerdings  Veränderungen  erfolgt, 
die  grofsentheils  für  Verbesserungen  im  Sinne  der  Staats- 
gewalt gelten  dürften.  Ob  aber  diese  Verbesserungen 
schon  in  dem  Umfange  eingetreten  sind,  welcher  dem 
von  der  Regierung  bezeigten  Vertrauen  entspricht,  dar- 
über bestehen  bei  der  grofsen  Mehrzahl  urtheilsfahiger 
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Ckristen  erhebliehe  Zneifel,  und  die  Yöpausseteung,  dafs 
eine  gänzlich  ToUendete  Gletchstelluug  der  Juden  mit 
d^n  Christen  günsti^ern  Erfolg  hervorbringen  werde,  er- 
scheint ihnen  hiernach  nicht  gerechtfertigt. 

Die  Christen  verehren  mit  den  Joden  in  deii  Schrif- 
ten des  aiiten  Testaments  heilig  zu  haltende  Offenbarun- 
gen,  und  die  Erzväter  und  Propheten  stehen  auch  bei 
ihnen  in  hoher  Achtung.  Die  Juden  vennögen  den  Chri- 
sten diese  Achtungsbezeigungen  nicht  zu  erwiedern ;  Je- 
sus und  seine  Apostel  sind  ihnen  Sektirer,  welche  sich 
von  der  rechtgläubigen  Kirche  absonderten,  und  einen 
Theil  ihxtt  Vorschriften  fortan  für  unverbindlich  erklär- 
ten. Die  Vorstellung,  dafs  sie  das  auserwählte  Volk 
Gottes  sind,  ist  ihnen  verblieben,  hat  sie  in  allen  Stür- 
men der  Zeit  aufrecht  erhalten,  und  bestimmt  noch  yetzt 
ihr  Verhältnifs  zu  den  Völkern,  worunter  sie  zerstreut 
wohnen.  Von  G^chlecht  zu  Geschlecht  in  der  frühsten 
Kindheit  anerzogen,  haftet  diese  Vorstellung  so  Hef  in 
den  Gemüthern  der  jüdischen  Gemeinde,  dafs  sie  selbst 
da,  wo  höhere  Bildung  minder  beschränkten  Ansichten 
Raum  verschafft,  mehren theils  doch  noch  als  eriiöhtes 
Selbstgefühl  hervortritt.  Indem  einerseits  gar  nicht  ver- 
kannt wird,  dafs  in  dieser  Beharrlichkeit  ein  Heroismus 
Hegt,  der,  mit  verhältnifsmäfsiger  Kraft  verbunden,  Gro- 
fißes  hervorzubringen  vermöchte,  ist  doch  andererseits 
auch  nicht  zu  leugnen,  dafs  diese  Vorstellung  eine  Un- 
gereditigkeit  gegen  diejenigen  Völker  enthält,  unter  de- 
ren Schulde  die  Juden  gegenwärtig  leben,  und  diesel*- 
ben  daher  unvermeidlich  tief  verletzen  mufs.  Es  mag, 
um  die  wunde  Stelle  möglichst  schonend  zu  berühren, 
hier  nicht  besonders  angeführt  werdep,  wie  die  Vorstel- 
lungen von  einer  böhern  Würdigkeit  des  Jadenthums 
sich  nach  der  Bildungsstufe  und  nach  den  Umgebungen 
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im  I^ben  äiifseru;  nur  die  Bemerkung  bleibt  unerläljs* 
lieh,  dats  im  Allgemeinen  es  eben  diese  A^ufeerungen 
sind,  was  jetzt  noch  in  allen  Ständen  der  christliduen 
Einwohner  von  den  höchsten  und  gebildetsten  bis  zu 
den  untersten  Yolksklassen  herab  eine  Richtung  der  öf- 
fentlichen Meinung  wider  die  Judenschaft  unterhält,  de^ 
ren  Druck  ihr  um  so  empfindlid^er  wird,  |e  stärker  ihr 
erhöhtes  Selbstgefühl  sidi  dagegen  sträubt.  Zwar  man- 
gelt es  nicht  an  den  zuversichtlichsten  Behauptungen  in 
Zeitungen  und  Flugschriften,  dafs  eine  gaxa  entgegeo^ 
gesetzte  Richtung  der  öffentlichen  -Meinung  zu  Gunstoi 
der  Juden  bestehe,  —  dafs  ihre  vollständige  Gleichstel- 
lung in  bürgerlichen  und  politischen  Rechten,  von  der 
Gesammtheit  der  wahrhaft  gebildeten  Männer  unter  den 
Christen  selbst  unbedingt  gefordert  werde,  —  und  dafs 
es  nur  das  blinde  Yorurtheil  der  Finsterlinge  und  Fa^ 
naiiker  sei,  was  derselben  noch  widerstrebt  Aber  ein 
unbefangener  Blick  auf  das  Leben  läfst  diese  Behaup^ 
tung  als  eine  leere  Täuschung  erscheinen,  womit  nur 
eitle  Unerfahrenheit  sich  brüstet,  während  der  verstän-» 
digere  Theil  der  Judenschaft  recht  wohl  erkennt,  wie 
wenig  Wahrheit  in  diesen  Behauptungen  liegt  Die  rück- 
sichtslose Heftigkeit,  womit  in  den  neuesten  Zeiten  ei- 
nige jüngere  jüdische  Gelehrten  sich  übei"  jedes  mit  an- 
ständiger Mäfsigung  vorgetragene  Bedenken  gegen  die 
vollständige  sogenannte  Emancipation  der  Juden  aus- 
sprachen, giebt  eben  so  schlagendes  Zeugnifs  von  jener 
eitlen  Unerfahrenheit,^  als  das  ängstliche  Bestreben,  ver- 
meintlich beabsichtigten  Beschränkungen  der  Judenge^ 
meinden  durch  gehäufte  Verwendungen  bei  den  ober^ 
sten  Staatsbehörden  zuvorzukommen,  das  Bewufstsein 
bekundet,  wie  wenig  auf  eine  günstige  Meinung  für  die 
Judenschaft  im  Allgemeinen  zu  rechnen  sei.    Die  Stim* 
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mung,  welche  Beides  hervorbrachte,  Irat  der  Unbefan- 
genheit 8t(k«nd  entgegen  9  womit  die  längst  vorbehal- 
tenen ferneren  Anordnungen  zur  Verbesserung  des  Zu- 
Standes  der  Juden  im  Preufs.  Staate  zu  berathen  waren. 
Dem  Wohlwollen,  welches  die  Judenschaft  den  ungiio- 
stigen  Wirkungen  dieser  Stimmung  entzog,   nicht  aber 
den   öffentlidien   Aeufserungen   des  überreizten  Selbst- 
gefühls, welches  dieselbe  hervorbrachte,  ist  der  inzwi- 
schen eingetretene  Aufschub  jener  Anordnungen  zu  ver- 
dank^i.    Maafslose  Uebertreibung-en  und  falsches  Pathos 
erdffneii  der  Parodie   ein  weites  Feld  fiir  ihre  vernich- 
tenden Wirkungen.    Bafs  diese  Waffe  nicht  gegen  die 
vorstehend  bezeichneten  Aeufserungen  in  Zeitungen  und 
Flugblättern  gekehrt,    dafs  ihre  schneidende  Bitterkeit 
und  ihr  empörender  Hohn  nicht  zwiefach  vergolten  wird, 
das  verdanken  sie  dem  Ernste,  womit  der  Zustand  der 
Juden  von  erfahrenen  Christen  erwogen  wird,  und  viel- 
leicht auch  der  Censur,  welche  den  Muthwillen  am  streng- 
sten da  zügdt,  wo  er  eben  am  siegreichsten  auftreten 
würde. 

AVo  die  Meinung  zunächst  über  den  Antbeil  ent- 
scheidet, welcher  den  Juden  an  der  Verwaltung  öffent- 
lidier  Angelegenheiten  zu  gestatten  ist,  und  wo  diese 
Meinung  sich  kräftig  und  unbefangen  ausspricht,  da  be- 
darf  es  keiner  gesetzlichen  Anordnungen  hierüber.  Die- 
ser Antheil  wird  daselbst  überall  von  dem  Vertrauen  ab- 
hängen, dafs  der  gewählte  Beamte  den  Pflichten  seiner 
Stellung  zu  genügen  und  die  Rechte  derselben  zu  be- 
haupten vermögen  werde.  So  steht  es  wesentlich  im 
Britischen  Reiche,  in  Frankreich  und  in  den  Niederlan- 
den ;  aber  in  der  Eigenäiümlichkeit  der  Preufsischen  Ver- 
fassung liegen  allerdings  Bedenken  wider  eine  ganz  un- 
bedingte Zulassung  der  Juden  zu  Staatsämtern.    Die  Be- 
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sefeKUDg-  der  Stellen  bei  den  Gerichten,  bei  den  Landes- 
kollegien und  bei  fast  allen  höhern  Verwaltungsbehör- 
den erfolgt  in  der  Regel  nach  Vorschriften,  wonach  un- 
verlangtes Anerbieten  dazu  nicht  unbeschränkt  abgewie- 
sen werden  kann.  -Nach  dreijährigem  Universitätsstu- 
dium der  Rechte  ist  einem  Kandidaten,  welcher  nicht 
ungünstige  Zeugnisse  darüber  vorlegt,  die  Prüfung  für 
die  Auskultatur,  und  wenn  er  dieselbe  befriedigend  be- 
steht, die  Anstellung  darin  nicht  zu  versagen.  Dasselbe 
gilt  von  der  Zulassung  zum  Referendariatsexamen,^  wenn 
der  Auskultator  das  erforderliche  Zeugnifs  der  Reife 
dazu  empfangen  hat.  Dem  befriedigenden  Ausfall  die- 
ser Prüfung  folgt  die  Anstellung  als  Referendar.  Wer 
die  für  diese  Stufe  des  Staatsdienstes  vorgesdiriebenen 
Leistungen  befriedigend  erfüllt,  wird  dadurch  den  Um* 
ständen  nach  zur  Anstellung  bei  den  Untergerichten, 
oder  zur  dritten  und  letzten  Prüfung  befähigt.  Ist  diese 
genugthueud  ausgefallen,  so  wird  die  Ernennung  zum 
Oberlandesgerichtsassessor  nicht  verweigert,  welche  so- 
weit unfehlbar  zur  künftigen  Anstellung  als  Rath  bei 
den  Obergericliten  führt,  als  nicht  offenbare  Vergehun* 
gen  davon  ausschliefsen ,  oder  der  Assessor  selbst  das 
Eintreten  in  eine  andere  Stellung  vorzieht.  In  Bezug 
auf  die  Provinzialregierungen  bestehen  ganz  ähnliche 
Vertiältnisse.  Es  ist  klar,  dafs  bei  diesem  Gange  der 
Bewerbung  um  Staatsämter  den  obern  Staatsbehörden 
selbst  keine  Befugnifs  zusteht,  übermäfsigen  Andrang 
abzuwehren^  Über  welchen  auch  bekanntlich  vielfach  ge- 
klagt wird.  Allerdings  wird  bei  überroäCsigem  Andränge 
die  Aussicht  auf  Anstellung  in  einem  lohnenden  Dienst- 
verhältnisse so  weit  hinausgeschoben,  dafs  es  unvortheil- 
haft  erscheint,  diese  Bahn  zu  betreten,  und  in  der  That 
haben  auch  die  Bewerbungen  auf  derselben  sich  in  der 
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neuesten  Zeit  beträchtlich  vermindert:  aber  geradehin 
abg;ehalten  davon  kann  nach  der  jetzt  bestehenden  Ver- 
fassung doch  Niemand  werden,  wenn  er  den  vorgeschrie- 
benen Bedingungen  genügt,  wozu  nicht  mehr  gehört, 
ab  was  junge  Männer  von  gewöhnlichen  Fähigkeiten 
mit  hinreichender  Ausdauer  und  Mitteln  zu  ihrem  Un- 
terhalte zu  leisten  vennögen.  Dafs  selbst  die  höhere 
Meinung  von  ihren  Fähigkeiten  und  die  daraus  hervor- 
gehende stärkere  Amnahnuug^  sich  dei'selben  zum  Em- 
porkommen zu  bedienen,  eine  verhältnifsmäfsig  beträcht- 
liche Anzahl  von  Juden  zur  Bewerbung  mn  Staatsämter 
auf  diesem  Wege  auch  bei  minder  günstigen  Aussich- 
ten auf  schnelle  Beförderung  veranlassen  werde,  ist  al- 
lerdings wahrscheinlich.  Es  liegt  das  Beispiel  vor,  dafs 
eine  verhältnÜBmäfsig  groCse  Anzahl  von  Juden  sidi  dem 
Studium  der  Arzneikunde, widmet,  obwohl  die  Aussich- 
ten auf  Erwerb  durch  ärztliche  Praxis  sehr  viel  unsiche- 
rer sind,  als  der  Erfolg  von  Bewerbungen  um  Staats- 
ämter. Es  ist  wohl  entgegnet  worden,  daüs  der  An- 
drang der  Juden  zum  Studium  der  Medizin  sich  ver- 
mindern würde,  wenn  ihnen  der  Zutritt  zur  juristischen 
und  kameralistischen  Laufbahn  eröffnet  wäre.  Allein  die 
Zahl  der  Studirenden  aus  der  jüdischen  Gemeinde  würde 
ganz  unzweifelhaft  mit  der  Erweiterung  der  Aussicht 
auf  den  Erfolg  ihrer  Studien  wachsen:  denn  das  Ver- 
langen nadi  höherem  Einflüsse  durch  dasselbe  wird  zur 
Zeit  nur  durch  die  bestehende  Dienstverfassung,  nicht 
aber  durch  die  Unmöglichkeit  besdiränkt,  überhaupt  mehr 
Mitglieder  der  Judenschaft  akademischen  Studien  zu  wid- 
men. Unter  solchen  Verhältnissen  steht  es  gar  nicht  in 
dei'  Madit  der  obersten  Staatsverwaltung,  zu  verhindern, 
dafs  nach  Verlauf  von  zehn  oder  wenig*  mehr  Jahren 
ein    sehr   beträchtlii^er   Theil  der   Ratbsstellen   in:  den 
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I.jaiideskalleg^eu,  Gerichtefi  undVerwaltiing-sbehördeD  mit 
Juden  besetzt  sein  würde.  Wenn  auch  willig*  voraus* 
gesetzt  wird,  dafs  sie  die  nöttugen  Kenntnisse  dazu  voll- 
ständig besitzen,  und  es  an  Fleifs  und  Treue  in  ihrem 
Beruf  den  Christen  überall  gleichthun  würden:  so  darf 
dodi  nicht  übersehen  werden,  da£s  ihnen  zur  wirksamen 
Amtsführung  das  Vertrauen  der  bei  weitem  gröfsten  An- 
zahl ihrer  Unterg'ebenen  und  des  Volkes  überhaupt  so 
lange  fehlen  würde,  als  die  den  Juden  ungltnstig'e  Meir 
nung  besteht.  Aber  die  grofse  Vermehrung  des^  Ein- 
flusses der  Judensohaft,  welche  aus  einer  solchen  Stel^ 
lung  hervorginge,  wäre  so  wenig  geeignet,  die  Meinung 
günstiger  für  sie  zu  stimmen ,  dafs  vielmehr  nur  eine 
sehr  folgenreiche  Verschlimmerung  derselben  in  Aussicht 
steht.  Es  liegt  tief  in  der  menschlichen  Natur^  dafs  die 
Vorstellungen  von  öiner  höhern  ^Würdigkeit  des  Juden* 
drams  nur  lun  so  verletzender  hervortreten  würden,  je 
böher  die  Macht  der  Judenschaft  stiege,  und  je  fühlba- 
i?er  ihr  Einflufs  sich  in  allen  öffentlichen  Angelegenheit 
ten  äufiserte.  Granz  anders  verhält  es  sich  in  dieser  Be- 
ziehung mit  allen  denjenigen  Aemtern  und  Würden^ 
worauf  Niemand  ein  bestimmtes  Aürecht  durch  Befol* 
gung  gesetzlicher  Vorschriften  für  seine  Vorbereitung 
zu  denselben  erlangt.  Den  Stadtverordneten  ist  bei- 
spielsweise unbenommen,  zu  Mitgliedern  des  Magistrats 
MSInner,  welchen  sie  die  nötfaigen  Eigenschaften  zutrauen, 
ohne  alle  Rücksicht  zu  wählen,  welchen  Gang  ihre  Bil- 
dung* bislver  genommen  hat,  und  durch  welche  Beweise 
von  Kenntnifs  und  Gesinnung  ihre  Tüditigkeit  eq^robt 
ist.  Niemand  erJiält  durch  seine  Handlungen  ein  be^ 
stimmtes  Anrecht  auf  eine  Magistratsstelle;  die  Meinung 
von  seinen  Eigenschaften  und  die  Achtung,  dered  er  ge- 
niefst,  bestimmen  allein  die  Wahl.    Deshalb  konnte  den 
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Mitgliedem  der  Judengemeinde  der  Zutritt  zu  Kommu^ 
ualamtern  jeder  Art  durch   das  Edikt  vom  Uten  März 
1812  unbedingt  eröffnet  werden.     Die  spätem  Bestim- 
mungen, wodurch  die  Stellen  der  Bürgermeister  und  der 
ständischen  Deputirten  auf  christliche  Glaubensgenossen 
beschränkt  wurden,   gingen  wohl  nur  aus  der  Besorg-- 
nifs  hervor,  dafs  die  Kraft  der  öffentlichen  Meinung  noch 
nicht  überall  im  Preufsischen  Staate  wirksam  genug  ge- 
worden sei,   um  Einschüchterungen  oder  Uebertäubun- 
gen  durch   den  einseitigen  Einflufs  einzelner  Personen 
zu  widerstehen,  und  sich  in  voller  Unbefangenheit  von 
demselben  zu  äufisern.     Je  sicherer  auf  die  Macht  und 
Unbefangenheit  der  öffentlichen  Meinung  vertraut  wer- 
den darf,   desto  gewisser  werden  solche  Bestimmungen 
tiberflüssig  erscheinen,   und  wahrscheinlich  sind  sie  es 
schon  jetzt  für  die  zahlreichsten  und  angesehensten  Kör- 
perschaften.    I)ie  höchste  Staatsgewalt  hat  sich  jedoch 
durdi   die   besondern  Vorschriften,   welche  für  den  ge- 
wöhnlichen Gang  der  Bildung  ihrer  Beamten  bestehen, 
niemals  abhalten  lassen,  Männer,  die  besondere  Tüchtig- 
keit auf  andern  Wegen  erworben  hatten,  ausnahmsweise 
in  den  Staatsdienst  aufzunehmen,    und   selbst  auf  den 
höchsten  Stufen  desselben  anzustellen.    Sie  wird  durch 
nichts  gddindert,  auch  von  außerordentlichen  Befähigun- 
gen  ihrer  Untergebenen   jüdischer  Religion  von   dieser 
Ansicht  aus  Gebrauch  zu  machen,  und  eine  Ausschlie- 
fsung  der  Judenschaft  von   der  Bewerbung  um  Staats- 
ämter auf  dem   allgemein  vorgeschriebenen  W^e  ent» 
hält  daher  keinesweges   eine  ganz  unbedingte  Unfähig- 
keitserklärung.   Biese  Verhältnisse  schwebten  wahrschein- 
lich vor,  als  das  Edikt  vom  Uten  März  1812  die  Juden 
nicht  unbedingt  unfähig  zur  Uebemabme  von  Staatsäm- 
tern erklärte,  sondern  nur  weiterer  Berathung  vorbehielt^ 
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welcher  Weg  dazu  der  Judenschaft  eröffnet  werden 
könne.  So  lange  noch  das  Institut  der  Privatdocenten 
auf  Universitäten  in  seiner  gegenwärtigen  Gestaltung 
besteht,  ist  es  den  vorgesetzten  Ministerien  wenigstens 
sehr  erschwert,  ein  beharrliches  Andrängen  zu  akademi- 
schen Lehrstellen  abzuwehren,  und  Erfahrungen,  welche 
hierin  gemacht  wurden,  veranlafsten  wahrscheinlich  die 
spätere  Zurücknahme  der  den  Juden  zugestandenen  Be- 
fähigung zu  denselben.  Von  den  Oberoffizier -Stellen 
im  stehenden  Heere  schliefst  die  Juden  im  Preufs.  Staate 
kein  Gesetz,  sondern  allein  die  hier  besonders  wirksam 
gewordene  Meinung  aus.  Bekanntlich  beruht  der  Vor- 
schlag zu  Offizierstellen  auf  einer  Wahl  des  Offizier- 
korps, worein  „der  Gewählte  treten  soll,  wenn  ihm  das 
Patent  dazu  bewilligt  wird.  In  einer  Zeit,  worin  selbst 
Frauen  in  Mannskleidern  im  Heere  dienten,  und  selbst, 
als  ihren  nähern  Umgebungen  ihr  Geschlecht  nicht  mehr 
unbekannt  war,  diese  Dienste  fortsetzten  und  sich  Ach- 
tung unter  den  Kameraden  zu  erhalten  wufsten,  ward 
auch  kein  Bedenken  gefunden,  Mitkämpfern  jüdischer 
Religion  zu  vertrauen,  dafs  sie  ihr  Ansehn  als  Ober- 
offiziere wider  den  allgemeinen  Zug  der  öffentlichen 
Meinung  behaupten  könnten.  Was  aber  unter  solchen 
auCserordentlichen  Verhältnissen  doch  immer  nur  sehr 
vereinzelt  statthaft  schien,  konnte  der  bei  weitem  über- 
vriegeuden  Mehrheit  nicht  mehr  räthlich  erscheinen,  nach- 
dem der  W"eltlauf  wieder  in  sein  friedliches  Geleis  zu- 
rückgekehrt war.  Der  Zweifel,  dafs  diejenige  Achtung 
der  Untergebenen,  welche  die  sicherste  Grewähr  für  die 
Subordination  im  Heere  ist,  noch  erhalten  werden  könnte, 
häljk  ebensowohl  in  der  Kegel  von  der  Wahl  eines  Juden 
zum  Oberoffizier,  ab  davon  ab,  dafs  dem  weiblichen  Ge- 
sdilecht  eine  Theilnafame  am  Kriegsdienste  gestattet  werde. 
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Den  Beschränkungen  der  Judenschaft  in  der  Be- 
werbung um  Aemter  und  Ehrenstellen  wird  besonders 
auch  entgegengesetzt,  dafs  dadurch  nur  eine  Versuchung 
aufgestellt  werde,  zur  christlichen  Religion  wider  innere 
Ueberzeugung  überzutreten.  W"äre  wirklich  irgend  ein 
Grund  vorhanden,  Mitglieder  der  Judengemeinde  wegen 
eigenthümlicher  Eigenschaften  von  der  Uebemahme  ge- 
wisser Geschltfte  auszuschliefsen,  so  würden  doch  durch 
die  Taufe  selbst  diese  Eigenschaften  keinesweges  ver- 
ändert: Gesinnung  und  Bildung  blieben  dieselben,  wel- 
che sie  vor  der  Taufe  waren.  Es  würde  demnach  ganz 
erfolglos  für  Abwendung  irgend  welcher  vermeinter  Bcr 
sorgnisse  nur  einer  verabscheunngswürdigen  Heuchelei, 
oder  doch  einer  Gleichgültigkeit  gegen  religiöse  Vor- 
stellungen Raum  gegeben,  welche  weder  Christen  noch 
Juden  billigen  könnten.  Viele  derjenigen  2200  Perso- 
nen beiderlei  Geschlechts,  welche  während  der  vorste- 
hend betrachteten  achtzehn  Jahre  im  Preufs.  Staate  von 
den  jüdischen  Gemeinden  zu  den  christlichen  übertra- 
ten, scheinen  allerdings  von  Rücksichten  auf  irgend  ei- 
nen zeitlichen  Vortheil  hierbei  geleitet  worden  zu  sein. 
Es  wäre  nun  zwar  an  sich  nicht  verwerflich^  wenn  ne- 
ben der  entstandenen  Ueberzeugung  von  einer  höhern 
Wahrheit  der  christlichen  Religion  auch  noch  Büdcsich- 
ten  auf  äufsere  Verhältnisse  den  Religionswechsel  be^ 
fördert,  namentlich  ebenfalls  aus  dem  äufsem  Leben  da^ 
gegen  entnommene  Bedenken  entkräftet  hätten.  Indes^ 
sen  sollen  hier  weder  Verdächtigungen  gewagt,  noch 
Rechtfertigungen  versucht  werden:  es  kommt  vielmehr 
darauf  an,  zu  zeigen,  dafs  durrJi  den  äufsem  Uebertritt 
von  der  jüdischen  ReBgion  zur  christlichen  die  Beden- 
ken verschwinden,  welche  der  Zulassung  der  Juden  zu 
bisher  ihnen  vorenthaltenen  Stellungen   im   Leben   we- 
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sieutlidi  entgegenstehen.  Zunächst  werden  alle  Schwie* 
rigkeiten  gehaben,  welche  aus  der  Beobachtung  solcher 
religiösen  Vorschriften  enteteheii,  wodurch  der  Jude  sich 
auch  im  äufsern  Leben  vom  Christen  absondert.  Zwar 
kann  einerseits  ein  Jude  sich  durch  seine  Ritualgesetze 
zu  solcher  Absonderung  nicht  verpflichtet  achten,  ohne 
deshalb  zum  Christenthume  überzutreten,  und  er  kamt 
auch  andererseits  nach  seinem  Uebertritte  zum  Christen- 
thume fortfahren  jene  Ritualgesetze  zu  beobachten,  da 
keine  Vorschrift  der  christlichen  Religion  ihn  verpflich- 
tet, Schweinefleisch  zu  essen  oder  am  Sonnal)end  zu  ar- 
beiten. Aber  das  ist  allerdings  gewonnen,  dafs  der  zur 
christlichen  Gemeinde  übergetretene  Jude  eine  religiöse 
Verpflichtung,  sich  an  gewissen  Tagen  bestimmter  Ge- 
schäfte zu  enthalten,  oder  eine  besondere  Speiseordnung 
zu  beobachten,  in  keinem  Falle  entgegenstellen  darf,  wo 
seine  Stellung  im  Leben  eine  Theilnahme  an  Arbeiten 
oder  Genüssen  mit  andern  Christen  erfordert.  Sehr  viel 
bedeutender  ist  es  aber  noch,  dafs  dem  Glauben  an  eine 
höhere  Würdigkeit  als  Mitglied  des  auserwählten  Vol* 
kes  Gottes  eben  durch  die  Erklärung  des  Uebertrittes 
zur  Gemeinschaft  der  Christen  förmlich  und  feierlich 
entsagt  wird.  Das  erhöhte  Selbstgefühl,  welches  aus 
diesem  Glauben  hervorging,  bleibt  als  anerzogen  wohl 
gewifs  bestehen:  aber  es  kann  sich  nicht  mehr  auf  die 
Grundlage  der  Vorzüge  einer  besondern  religiösen  Ge- 
nossenschaft stützen,  sondern  es  erscheint  blos  als  per- 
sönliche Selbstschätzung,  die,  schon  um  nicht  als  Stoh 
verletzend  oder  als  Eitelkeit  verächtlich  zu  werden,  nur 
mit  bescheidener  Mäfsigung  aufzutreten  veranlafst  ist 
Es  ist  bereits  weiter  oben  bemerkt  worden,  dafs  nur 
der  unerschütterliche  Glauben  an  eine  höhere  Würdig- 
keit vor  Gott^  an  eine  engere  Vereinigung  mitxler  Gott- 
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heit  und  an  eine  besondere  Theilnahme  derselben  an 
den  Schicksalen  der  Judenschaft  diese  aditzehn  Jahrhun- 
derte hindurch  in  ihrer  Zerstreuung-  unter  christlichen, 
muhamedauischen  und  heidnisdien  Völkern,  unter  dem 
Drucke  der  öffentlichen  Meinung,  welcher  seit  der  Zer- 
störung Jerusalems  auf  ihr  lastet,  beharrlich  bei  dem 
Glauben  ihrer  Väter  und  bei  der  anerzogenen  Sitte  fast 
unverändert  erhalten  konnte.  Dieser  Glauben,  welchen 
die  Juden  aller  besondern  Sekten  unter  ihnen,  portu- 
giesische, deutsche  und  Karalten  ungeachtet,  und  unter 
allen  Einflüssen  übermächtiger  Umgebungen  bisher  be- 
haupteten, ist  es  vor  allem  Andern,  was  dem  Juden- 
thume  sein  eigentfaümliches  Gepräge  giebt,  und  nur  wenn 
dieser  Glauben  erlischt,  wird  auch  dieses  Gepräge  erlö- 
schen. Durch  den  Uebertritt  zum  Christeuthume,  welche 
Gesinnungen  ihn  auch  veranlassen  mögen,  wird  demsel- 
ben unbedingt  entsagt.  Die  Juden,  welche  zur  Zeit  der 
Apostel  zum  Christeuthume  übertraten,  brachten  atidi 
in  dasselbe  den  Glauben  hinüber,  dafs  sie  dessenungeach- 
tet Auserwählte  Gottes  blieben,  und  erhaben  wären  über 
die  Heiden,  welche  sich  dem  Urchristenthume  jener  Zei- 
ten zuwandten.  Paulus  schrieb  die  Epistel  an  die  He- 
bräer, um  diesen  Glauben  zu  bekämpfen,  und  die  Gleich- 
heit aller  Menschen  vor  Gott  als  eine  Grundlebre  des 
Christenthums  diesen  Judenchristen  einzuprägen.  Als 
in  einer  sehr  viel  spätem  Zeit  auch  der  Glauben  an  ein 
Vorrecht  des  Christenthums  zum  Genufs  der  göttlichen 
Gaben  angeregt,  sind  besonders  bei  der  Entdeckung  der 
neuen  Welt  die  Länder  und  die  Personen  der  Ungläu- 
bigen für  ein  rechtmäfsiges  Eligenthum  der  christlichen 
Völker  erklärt  worden;  gleichwohl  wurde  dies  schon 
damals  von  andern  Christen  selbst  für  eine  Verirrung 
erklärt,  und   die   daraus  hervorgegangenen  Greuel  Ter- 
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abscheut.  Das  Christenthum  bildet  eben  dadurch  den 
Gegensatz  zum  Judenthume,  dafs  es  in  jedem  Menschen 
die  menschliche  Würde,  oder  mit  dem  biblischen  Aus- 
drucke das  Ebenbild  Gottes  anerkennt,  und  dafs  es  die 
Völker  jeder  Bildungsstufe  und  jedes  Stammes  zur  Theil- 
nähme  an  seinen  Wohlthaten  einladet.  Das  Gebet,  wel- 
ches Jesus  seine  Jünger  lehrte,  kann  aus  dem  vollen 
Herzen  auf  die  Zungen  aller  Derer  übergehen,  welche 
mit  tiefer  Ehrfurcht  gegen  Gott  in  Demuth  empfinden^ 
was  die  Schwäche  des  Menschen  bedarf  und  sein  Geist 
Ton  der  Zukunft  hpfft.  Als  am  15ten  Oktober  des  Jah- 
res 1840  ein  zehntausendstimmiges  „Nun  danket  Alle 
Gott^^  auf  dem  Räume  erscholl,  den  sehr  bezeichnend 
in  Berlin  neben  dem  königlichen  Schlosse  die  Domkirche, 
das  Zeughaus  und  das  Museum  mit  den  Mahnungen  an 
Religion,  Wahrung  der  Selbstständigkeit  und  Achtung 
für  Wissenschaft  und  Kunst  umgeben,  sangen  nach  öf- 
fentlichen Blättern  auch  die  Juden  zu  Sdiwerin  an  der 
Warthe  bei  der  religiösen  Feier  der  Huldigung  die  bei- 
den ersten  Strophen  dieses  allbekannten  Kirdienliedes» 
Ob  in  solchen  Thatsachen  Andeutungen  für  die  Zukunft 
der  Juden  liegen  möchten,  möge  Jedermann  nach  dem 
Zustande  seiner  Ueberzeugungen  prüfen. 


Darstellung 

des  Zustandes,  worin  sich  die  Bereitung  und  der 
Verbrauch  des  Brantweins  in  Bezug  auf  Staats- 
wirthschaftlicbe  und  sittliche  Verhältnisse  derma- 
len im  Preufsischen  Staate  befindet. 


JL/ie  Klagen  über  den  Kdrper  and  Geist  zerrüttenden 
EinfluCs  des  Brantweins  sind  besonders^  seit  der  Wie- 
derhersteliung  des  Friedens  in  Deutschland  von  Jahr  zu 
Jahr  immerfort  dringender  wiederholt  worden,  aber  den- 
noch wesentlich  unfruchtbar  geblieben,  indem  die  Ge-: 
genanstalten  weder  im  Volke  noch  auch  selbst  in  den 
gebildeten  Ständen  eine  lebendige  Theilnahme  gefunden, 
und  daher  nur  eine  sehr  beschränkte  Wirksamkeit  er- 
langt haben,  deren  Dauer  überdies  noch  zweifelhaft, 
und  deren  Erfolg  selbst  in  Bezug  auf  andere  Lebens- 
verhältnisse bedenklich  erscheint.  Betrachtungen  über 
diesen  Gegenstand  wurden  hiernach  noch  keinesweges 
überflüssig,  und  können  yielmehr  theils  durch  strengere 
Bestimmungen  der  Begriffe,  worauf  es  hierbei  zunächst 
ankommt,  theils  dadurch  nützlich  werden,  dafs  sie  tiefer 
in  die  besonderen  Verhältnisse  einzelner  Provinzen  ein- 
gehen, .welches  Letztere  nachstehend  in  Bezug  auf  den 
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Preufsisdien  Stas^  nut  Hülfe  der  bei  dem  statistisdien  BÜ^ 
reaü  desselben  gesamiDeltoi  Nadirichten  gissehehen  ^1. 

Die  YorstelluBgen  von  der  besonderen  Schädlicb- 
keit  des  Brantweins  werden  zunächst  verdunkelt  und 
das  Urtheil  über  die  Gegenmittel  wird  irreg^itet,  in* 
dein  alles  Uebel,  welches  der  Mifsbraucb  berausch^ider 
Getränke  und  betäubender  Substanzen  im  Allgemeinen 
el-zeugt,  als  eine  Folge  der  Gewöhnung  an.  den  G^nufe 
des  Brantweins  dargestellt  wird.  Brantwein  bewirkt 
allerdings  schneller,  und  in  geringerem  MaaCse  genos- 
sen als  Bier,  Wein  und  andere  geistige  Getränke,  den 
vorübergehenden  Zustand,  worin  der  Mensdi  die  Folt 
gen  seiner  Handlungen  nicht  mehr  so  deutlich  erkennt, 
als  es  aufserdem  seine  Geistesfähigkeiten  und  Bildung 
gestatten,  und  worin  er  selbst  der  Bewegung  seiner 
Gliedmafsen  niobt  mehr  mächtig  bleibt,  wenn  derselbe 
in  höherem  Grade  eintritt.  Dieser  Zustand  ist  aber  ein 
so  schmählicher,  dafs  allgemeine  Verachtung  ihn  straft, 
wenn  er  sich  öffentlich  zeigt,  und  dafs  Menschen^  welr 
che  sich  wiederholt  darin  befinden,  des  Vertrauens  ver- 
lustig werden,  dessen  keine  Stellung  in  der  menschli^ 
eben  Gesellschaft  bis  auf  die  niedrigsten  Stufen  dersel-* 
ben  herab  entbehren  kann.  Der  Abschmi  vor  solchemi 
Zustande  wädist  mit  der  fQrtsdireitenden  Bildung,  und 
ist  unverkennbar  Jetzt  sehr  viel  kräftiger  und  wirksa-. 
mer,  als  nur  noch  in  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhun- 
derts. In  den  gebildeten  Ständen  ist  Trunkenheit  in 
diesen  Maafse  jetzt  eine  Selt^iheit  geworden,  während 
sie  damals  noch  eine  gewöhnliche  Erscheinung  war.  Auch 
auf  der  mittlem  Stufe  des  geselligen  Lebens,  unter  den 
Handwerkern  und  kleineren  Landwirthen,  sind  die  Ge- 
lage seltener  geworden,  worin  es  fast  für  einen  Ehren- 
punkt galt,  nicht  unberauscht  zu  scheiden.     Selbst  in 
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den  untern  Ständen  wird  wiedeiliolte  Trunkenheit  jetzt 
weniger  entschuldigt  als  vormals,   und  gemeinhin  bald 
nnt  dem  Verluste  des  Dienstes  oder  der  Kundschaft  be- 
straft.    Die  Schilderungen   des  Zustandes  der  Sittlich- 
kdt,  welche  namentlich  in  Bezug  auf  den  unmäfsig^en 
Gebrauch  berauschender  Getränke  von  den  glaubwürdig-- 
sten  Schriftstellern  des  siebzehnten  und  der  ersten  Hälfte 
des  aditzehnten  Jahrhunderts  auf  uns  gekommen  sind, 
lassen  keinen  Zweifel  darüber,  dafs  Trunkenheit  in  sol- 
them  Umfange  und  in  solcher  Verbreitung  in  unserm 
Zeitalter  sehr  viel  seltener  geworden  ist,   obgleich   sie 
allerdings  auch  jetzt  noch  öfter  bemerkt  wird,   als   wir 
bei  der  seitdem  fortgeschrittenen  Entwickeliuig  sittlicher 
Gef&hle  noch  erwarten  dürften.     Ob  Trunkenheit  wirk- 
lich jetzt  noch  seltener  vorkommen  möchte,  wenn  der 
Gebrauch  des  Brantweins  seltener  geblieben  wäre,  mufe 
w^iigstens  sehr  zweifelhaft  erscheinen:  denn  der  Genufs 
von  starken  Bieren  hat  gewifs  bis  dahin  im  nördlichen 
und   mittlem  Deutschland   bei  weitan  mehr  abgenom- 
men, als  der  G^uufs  des  Brantweins  sich  vermehrt.   Die 
Brauerei,  welche  sonst  bis  in  die  kleinsten  Städte  herab 
der  wichtigste  Zweig  der  städtischen  Nahrung  war,  ist 
jetzt  in  dem  bei  weitem  gröfsten  Theile  der  kleineren 
und  mittlem  Städte  zur  völligen  Unbedeutendheit  herab- 
gesunken, und  selbst  in  den  gröfsten  «—  wenn   auch 
zum  Theil  noch  ansehnlidi  lohnend  -r-  doch  sehr  viel 
weniger  ausgebreitet  und  geachtet,  als  nur  noch  in  der 
Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts.     Als  Ereignisse,  deren 
^Virkungen  weiterhin  ausführlich  darzustellen  sind,  den 
Verfall  der  deutschen  Brauereien  veranlafsten,   trat  an 
die  Stelle  des  verminderten  Genusses  starker  Biere  al- 
lerdings ein  häufigerer  Gebrauch  des  Brantweins;  je- 
doch nimmt  die  Brantweinbrennerei  —  wie  grofs  und 

zahl- 
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zahlreich  auch  die  Anstalten  sind,  worin  sie  jetzt  betrie- 
ben wird  —  nunmehr  keineswegs  die  wichtige  Stellung 
in  der  Gewerbsamkeit  ein,  welche  vormals  der  Braue- 
rei zukam. 

Nach  den  Angaben  der  Steuerbehör- 
den wurden  im  Jahre  1640  im  Preufs. 
Staate  überhaupt  zu  Brantwein  verar- 
beitet :    Scheffel  Kartoffiin  ....     .     19,814,134 

Bei  der  Annahme,  dafs  aus  4  Scheffeln 
Kartoffeln  eben  so  viel  Weingeist  ent-  ♦ 

wickelt  werden  können  als  durdischnitt- 
lieh  aus  einem  Scheffel -der  zur  Braut- 
weinbrennerei  gewöhnlich  benutzten  Ge- 
treidearteu,  würde  demnach  diese  Ver- 
wendung von  Kartoffeln  zu  Brantwein 
gleich  sein  einer  Verwendung  zu  demselr 
ben  Zweck  von  Scheffeln  Getreide  .  . 
Aufserdem  sind  an  Getreide  alLer  Art 
7Xk  Brantwein  verarbeitet  worden :   Schfl. 


4,953;533 


3,148^785 


Wird  auf  die  verhältnifsmä&ig  ganz 
unbedeutende  Erzeugung  von  Brantwein 
aus  andern  Stoffen  keine  Rücksicht  ge- 
nommen, '  so  befragt  das  zu  Brantwein 
verarbeitete  Material,  durchaus  als  Ge- 
treide berechnet:  Scheffel  überhaupt    .      8,102,318. 
In  Ermangelung  von  gleich  vollständigen  Nachiichten 
über  das  im  Jahre  1840  zur  Bierbrauerei  verbraudb^ 
Getreide  wird  statt  dessen  hier  zur  Vergleichung  be- 
nutzt,  was  im  unmittelbar  vorhergehendmi  Jahre  1839 
nach  steueramtlicben  Nachrichten  an  Braumidz  verbraucht 
worden  ist. 

In    den   gewerbeweise    betriebenm 
Brauereien^  worin  die  Steuer  bei  jedes- 
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maiigi^ii  Brauen  iiach  dem  Gewicht  des 
eiogemaisditen  Malzes  erhoben  wird,  wur- 
den verarbeitet  Centner  Braumalz    .     .        1,358,530 

In  den  kleinen,  gröfstentheils  nur 
zum  eigenen  Bedarf  besthnmten  Braue- 
reien, welche  jährlich  einen  nach  dem 
wahrscheinlidien  VerbrauiA  bestimmt^i 
Steuersatz  zahlen,  wurden  nach  dem  hier- 
bei angenommenen  Verbrauche  verarbei- 
«    tet  Centner  Braumalz      ......  472,209 


Ueberhanpt  also  Centner  Braumalz      1,830,829 


das  ist:  zwei  Scheffel  Malz  auf  den  Cent- 
ner gerechnet.  Centner  Malz  .     .     .    »      3,661,658 
und  dies  ergiebt  bei  der  Annahme,  dafs 
8  Scheffel  Getreide  9  Scheffel  Malz  ge- 
ben, einen  Getreideverbrauch  zu  Bierron 
überhaupt  Scheffeln     .     .     .     .     .     .     .      3,254,807. 

Es  verhält  sich  hieitiach  das  Matarial,  welches  zum  Brant- 
weinbrenhen  verbraucht  wird,  zu  dem  Material,  wcnraus 
Bier  bereitet  wird,  —  beides  zu  Getreide  berechnet  — 
diesem  annähernden  Ueberschlage  nach  im  Preudsischen 
Staate  )etzt  beinahe  wie  Fünf  zu  Zwei,  das  ist:   es 
wird  zum  Brantweinbrennen  jetzt  drittehalbmal  so  viel 
Getreide  oder  dessen  Werth  in  Kartoffeln  verbräudit, 
als  xätä^  Bierbrauen.    Nach  den  allerdings  «ehr  unsicfaem 
Angaben  in  der  am  Ende  des  Jahres  1816  au!%enoni^ 
liieBeii   statistischen  Tabelle   waren   in  dem   gedadit^ 
Jaiu*e  übei^anpt  im  Preufs.  Staate  vörbraut  worden: 
Weitzen    .    .     .     .   ^    295)443  Scheffel 

Gerste.    ,     .     .    .    3,013,426        ^ 
überhaupt  Getreide  ~~3,308,868  Scheffel. 
Diese  Zahl  übertviffk  um  54,»6^1  Scbeffä  die  vorhin 
für  das  Jahr  1889  bereohnete.     iDeföen  ungeachtet  er- 
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giebt  die  einfache  Ansicht  der  für  die  einzelnen  Reg.^ 
Bez.  angegebenen  Zahlen,  dafs  die  damals  blos  von  den 
örtlichen  Polizeibehön^  auf  den  Grund  der  Angaben 
der  Brauereiinhaber  aufgenommenen  Zahlen  offenbar  viel 
zu  niedrig  sind,  während  die  Zahlen  fQr  das  Jahr  1839 
auf  den  jedenfalls  bei  weitem  sicherem  Ermittelungen  d^ 
Steuerbehörde  beruhen.  Dabei  bezieht  sich  die  Brauserei 
im  Jahre  1816  auf  den  Verbrauch  einer  damals  gezähl- 
ten Bevölkerung  von  10,169,791;  wogegen  die  Brauerei 
vom  Jahre  1839  den  Bedarf  von  etwa  14^  Millionen  zu 
befriedigen  hatte,  da  die  Zählung  zu  Ende  des  Jahres 
i837  schon  14,098,125  — -  die  Zählung  zu  Ende  des 
Jahres  1840  aber  bereits  14,928^501  Einwohner  ergab. 
Hieraus  ist  ersichtlich,  wie  sehr  nur  erst  seit  1816  die 
Brauerei  gesunken  ist;  und  dodi  wurde, schon  damals 
über  den  tiefen  Verfall  derselben  sehr  allgemein  geklagt. 
Unter  diesen  Umständen  kann  es  keinesweges  zweifd- 
haft  erscheinen,  dafs  in  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhun- 
derts, ungeaditet  der  damals  bedeutend  geringem  Bevöl* 
kerung  in  den  gegenwärtig  zum  Preufs.  Staate  gehöri- 
gen Landestheilen,  doch  wenigstens  eben  so  viel  Gretreide 
zu  Bier  verarbeitet  wurde,  als  jetzt  zu  Brantwein,  und 
dafs  also,  so  weit  aus  dem  Umfange  des  Verbrauchs  auf  Un^ 
mäfsigkeit  zu  sddiefsen  ist,  dieselbe,  seitdem  der  Braut- 
wein  an  die  Stelle  des  Bieres  trat,  nicht  wesentlicb  zu- 
genommen haben  dürfte.  Das  Uebergewicht  der  Sinn- 
lichkeit, welche  den  Menschen  sich  zu  berauschen  veTr 
leitet,  hängt  von  der  Stufe  sittlicher  Bildung,  worauf 
er  eben  steht,  nicht  aber  von  der  Beschaffenheit  der 
Mittel  ab,  deren  er.  sich  zur  Befriedigung  seiner  Lüste 
bedient.  Der  Brantwein  verschuldet  in  dieser  Bäzte- 
hunj^  nidit  mehr,  als,  das  Bier  der  Grermanen,  der  M^th 
der  Slaven,  der  Wein   in  Süd -Europa   und   Vorder- 
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Asien,  das  Opium  der  Mufaamedaner,  der  Fliegenpilz 
der  Tungnseii  und  der  ekelhafte  Kavatrank  der  Insel- 
gruppen des  stiHen  Meeres.  Der  Mangel  kann  rohe 
Völker  zur  Mäfsigkeit  zwingen;  aber  bei  steigender 
Wohlhabenheit  finden  sie  Mittel  sidi  zu  berauschen  audi 
da,  wohin  der  Brantwein  der  Europäer  noch  nicht  ge- 
drungen ist 

Nur  in  einer  von  den  vorstehend  betrachteten  Ver- 
hältnissen sehr  verschiedenen  Beziehung  ist  der  lieber- 
gang  vom  Verbrauche  starken  Bieres  zum  häufigem 
.  Brantweinsgenusse  besonders  im  nördlichen  und  mitt- 
lern  DeutscJdand  sehr  verderblich  geworden.  Während 
Joch  nur  einzelne  Trunkenbolde  die  geistigen  Getränke 
£U  Berausehungsdiitteln  mifsbraucben,  bedient,  sidb  die 
ganse  Bevölkerung  derselben  als  Reizmittel.  Als  sol- 
ches wirkt  der  Brantwein  viel  schneller  als  selbst  das 
stärkste  Bier;  und  das  könnte  sogar  als  ein  Vorzug  des- 
selben erscheinen,  wenn  es  nicht  zu  leicht  zu  gefährli- 
chen Folgen  führte.  Jedes  Reizmittel  zeigt  sich  unwirk- 
samer bei  häufig  wiederholtem  Gebrauche,  weil  der  Or- 
ganismus sich  daran  gewöhnt.  Bas  Maafs  dessen ,  was 
davon  g^idssen  wird,  mufs  daher  fortschreitend  vermehrt 
werden  y  um  die  gleiche  Wirkung  fortwährend  zu  ver- 
sf^b^n.  Wie  der  Orientale  durch  allmählig  steigenden 
Grebrauch  Dosen  von  Opium  blos  zum  Erwecken  einer 
Angenehmen  Aufregung  vertragen  lernt,  welche  den  an 
dieses  Reizmittel  nicht  Gewöhnten  schnell  und  unaus- 
bleiblich tödten  würden:  so  lernt  der  Abendländer  dmdk 
fortsdireitende  Gewöhnung  Portionen  von  geistigen  Ge- 
tränken mit  Wdlilgefallen  ertragen,  welche  den  Unge- 
wohnten bis  zum  Schwinden  des  Bewu£stseins  berau- 
sehen.  Ein  solches  Uebermaafs  in  Anwendung  dieser 
Reizmittel  endet  jedoch  das  Leben  firühzditig  und  schreck- 
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lidi  durch  das  Bdithnm  tretnens,  den  Wahnsinii  d^ 
Säufer.  Warnende  Bebpiele,  und  vielleicht  öfter  noch 
das  Unvemögen,  den  Aufwand  zu  bestreiten,  weldier 
mit  einem  &a  starken  und  anhaltenden  Verbrauch  gei- 
stiger Gretränke  verbunden  ist,  hindern  doch  auch  di^ 
grafse  Masse  der  Bevölkerung,  sich  der  Gewöhnung  an 
dieses  Reizmittel  in  solchem  Umfange  hinzugeben.  Ge* 
meinhin  bleibt  es  bei  solcher  Gewöhnung  daran,  die  nur 
bedingt  schädlich  wird,  und  deren  zerstörende  Wirkuu^ 
gen  so  gemach  eintreten,  dafs  sie  mehrentheils  aikknt 
Ursachen,  ab  eben  dieser  Verwöhnung  zugeschrieben 
werden.  Unter  diesen  Verhältnissen,  welche  die  bei 
weitem  gewöhnlichsten  sind,  uutersdieiden  sidi  nun  ganz 
eigenthümlich  und  wesentlich  die  VTirkungen  der  beiden, 
der  grofsen  Masse  des  Volks  am  meisten  zugänglichen 
Reizmittel,  des  Brantweins  und  des  Bieres.  Jener  mit- 
hält,, abgesehen  von  geringen  Zusätzen  zur  Verbesse^ 
rung  des  Geschmacks,  blos  VTeiogeist  mit  so  viel  Was- 
ser verdünnt,  als  nöthig  ist,  ihn  trinkbar  zu  machen; 
dieses  hat  dagegen  aufser  dem  Weingeist,  welcher  aus 
Getreide  durch  Gährung  entwickelt  wird,  noch  fast  alle 
nährenden  Theile  dieses  daran  so  reichen  Stoffes  in  sidi 
auijgenommen.  Alle  Reizmittel  wirken  nur  in  so  fem 
wohlthätig,  als  Kräfte  vorhanden  sind,  welche  dadurch 
aufgeregt  werden  können;  ein  unsdiädUcher  G^braudi 
des  Brantweins  setzt  daher  voraus,  da£s  Kräfte,  wel^ 
che  derselbe  aufzuregen  strebt,  auf  anderm  W^ege  ge- 
geben sind.  Der  Genufs  des  Bieres  erzeugt  dage- 
gen dieselben  unmittelbar  und  in  beträdlitlichem  Maafse. 
EUnem  starken  Körper,  dessen  Kräfte  mir  augenblidL- 
lich  unter  auCserordentlicher  Ansteengung  ermatten,  ver- 
hilft ein  mäfsiger  Genufs  geistiger  Getränke,  und  am 
schnellsten    der    des   Brantweins  zu   derjenigen   neuen 
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Belebimg  derselben,  weldie  soDst  nur  ein  längeres  Aas- 
rohen  versdiafft.  Bei  gänzlicher  Erschöpfung  kaim  der 
BrlDQtwein  nur  Neigung,  aber  nidit  Vermögen  zur  fer- 
nem TbStigkeit  hervorbringen ;  dieses  mufs  erst  durch 
Nahrung  und  Sdilaf  wiedergewonnen  werden,  ehe  neue 
Thädgkeit  beginnen  kann.  Kerngesunde  Menschen  im 
kräftigsten  Lebensalter  befinden  sich  bei  schwere  Ar- 
beit, aber  nahrhafter  und  reichlicher  Kost,  fsJirdang 
sehr  wohl  bei  tä^diem,  aber  nur  iBäfsigem  Genufe  ron 
Brioitwein.  Die  Gewöhnung  an  solchen  Genufs  ver- 
leitet jedoch  auch  zur  Fortsetzung  desselben^  wain  jene 
Bedingungen  nicht  mehr  vorhanden  sind;  alsdann  zeigen 
sidbi  die  verderblichen  Folgen  eines  Reizes,  der  keinen 
VorraA  von  Kräften  mehr  vorfindet,  worauf  er  wohl- 
thStig  wirken  könnte.  Alternde  Leute,  welche  schwere 
körp^liche  Arbeiten  nicht  m^r  verrichten  und  rdch- 
li<^e  Kost  nicht  mdir  verdi^ien,  meist  auch  nicht  mehr 
verdauen  können,  empfinden  sehr  allgemein  die  trauri* 
gen  Folgen  einer  solchen  Verwöhnung  in  frühem  Hin- 
welken, seitdem  der  Brantwein  das  gewöhnlichste  Reiz- 
mittel der  Arbeiter  beim  Frachtfuhrwerke,  bei  der  Schiff- 
fahrt, beim  Bergbau,  beim  Land-,  Wasser-  und  Sira- 
fsenbau  und  andern  anstrengenden  Geschäften  gewor- 
den ist.  Kräftige  Naturen  eriialten  sich  auch  bei  sol- 
dien  Verrichtungen  und  nahrhafter  Kost  wohl  noch  bis 
zum  siebzigsten  Lebensjahre  dienstfähig,  und  wenn  audi 
bei  etwas  v^minderter  Regsamkeit,  doch  noch  sehr 
brauchbar,  wenn  sie  mit  zunehmenden  Jahren  sidi  im 
Grenusse  des  Brantweins  zu  mäfsigen  vermögen;  wo 
die  Gewöhnung  daran  überwiegt,  beginnt  dagegen  die 
Schwäche  des  höhern  Alters  sdion  bald  nach  dem  secfas- 
zigsten  Jahre.  Menschen,  deren  Verrichtungen  wenig 
Körperkraft,  aber  langes  Ausdauern  in  einförmigen  Hand- 
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g^ii£fen  erfordern,  sudien  sieh  dieses  auch  durch  dea  Ge^ 
nuis  eines  Reizmittels  zu  erleichtern,  und  wählen  dazu 
gemeinhin  den  Brantwein  wegen  meiner  Wohlfeilheit 
und  schnellen  Wirkung^.  So  lai^e  noch  jugendlichö 
Kräfte  vorhanden  sind,  verspüren  sie  allerdings  davon 
eine' wohldiuende  Wirkung,  ein  Anregen,  das  indessen 
nur  in  so  fern  dauernd  ist,  als  Nahrung  und  Schlaf  es 
hinreidiend  unterstützen.  Ist  diese  Bedingung  nicht  voti- 
banden,  so  wird  der  Yorrath  von  jugendlichen  Kräfte 
bald  erschöpft^  und  es  tritt  alsdann  schon  früh  der  ver^ 
derbliche  Zustand  einer  Aufregung  ein,  welche  nur  noch 
zerrüttend  wirken  kann,  weil  nichts  mehr  vorhanden  iä% 
was  sie  woUthätig  beleben  könnte.  Handwerker,  welr 
che  mehrentheils  sitzend  anhaltend  arbeiten,  um  bei  kärg^ 
liebem  Lohn  nothdürftigen  Unterhalt  zu  ventienen,  wie 
Schuhmacher,  Schneider  und  vor  allem  Weber,  befin-f 
den  sich  namaitlich  in  dieser  Stellung,  und  das  frühe 
Yersiechen  der  Meisten  unter  ihnen  wird  wohl  mehreur 
theils  durch  die  Gewöhnung  an  täglichen,  wenn  auch 
nur  mäfsigen  Genufs  des  Brantweins  verschuldet.  Gans 
anders  stellen  sieh  die  Verhältnisse  der  Gewöhnung  an 
täglichen,  selbst  reicMidben,  nur  nicht  ganz  unmäfsigeii 
Genufs  eines  kräftigen,  wohl  ^usgegohrenen  Bieres.  Die- 
ses ist  zugleich  in  hohem  Maafse  nährend,  und  es  zeu* 
gen  Erfahrungen  sehr  bestimmt  dafür,  in  welchem  Maafse 
ein  täglicher,  starker,  aber  den  Arbeiten  und  der  Be- 
köstigung eines  gesunden  Menschen  angemessener  Bierr 
genufs  die  Körperkräfte  vermehrt.  Ueberall  gehören  die 
bei  der  Brauerei  beschäftigten  Arbeitsleüte  zu  den  mu$r 
kttlösesten  und  kräftigsten  Mensd^n.  Die  Brauer  zU 
Königsberg  i.  Pr.  bereuen  sich  sehr  allgemein  bei  dem 
Betriebe  ihres  Gewerbes  solcher  Säcke,  wdche  acht 
Siieffel  MdlsL  fiesen,    und  also  gefüllt  ungefähr  vier 
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Centoer  wiegen*  Ein  Knecht,  der  vom  Lande  anzieht, 
und  g^iTdhnlich  nur  einen  Sack  mit  höchstens  drei 
Scheffeln  Roggen  —  ungefähr  250  Pfund  schwer  — 
beim  Auf-  und  Abladen  zu  heben  und  auf  eine  kurze 
Stecke  zu  tragen  vermag ,  erlangt  gemeinhin  binnen 
Jahresfrist  bei  reichlichem  Genüsse  von  Bier  das  Ver- 
mögen, einen  Sack  mit  acht  Scheffeln  Malz  zu  tragen. 
Bdspiele  gleicher  Wirkung  des  starken  Bierg«nusses 
sind  in  Danzig,  Pommern  und  überhaupt  in  allen  Städ- 
ten des  nördlichen  Deutschlands  zu  sammeln,  worin  noch 
eine  beträchtliche  Brauerei  besteht.  Die  Gewöhnung  an 
täglichen  Genufs  des  Bieres  erhält  soldie  Leute  bis  zum 
Beginn  des  höheren  Alters  kräftig;  und  wenn  ihr  Orga- 
nismus weniger  Speisen  zu  verdauen  vermag,  so  bt  es 
zvXetiJt  gemeinhin  noch  das  Bier,  wa^  sie  einigermafsen 
bei  Kräften  erhält.  Hogarth  hat  in  seinen  berühmten 
Bildern  unter  der  Benennung:  „die  Bier gasse  und  das 
Brantweingäfschen'*  —  die  verschiedenen  Wir- 
kungen des  Porters  und  des  Genevers  —  das  ist:  Wach- 
holderbrantweins  —  mit  einer  Anschaulichkeit  darge- 
stellt, welche  Worten  unerreichbar  bleibt,  und  noch 
jetzt  verdient  der  geistreiche  Kommentar  nachgelesen  zu 
werden,  womit  Lichtenberg  im  Göttinger  Taschenkalen- 
der vor  beinahe  fünfzig  Jahren  den  deutschen  Nachstich 
dieser  Blätter  begleitete. 

Vielerlei  Thatsachen  und  Verhältnisse  haben  zusam- 
mengewirkt, um  bei  der  Wahl  eines  geistigen  Geträn- 
kes als  Reizmittel  dem  Brantwein  den  Vorzog  vor  dem 
Biere  zu  verschaffen.  Der  Brantwdn  leistet  die  ver- 
langte Wirkung  —  ein  angenehmes  Aufregen  —  in  sehr 
viel  kleineren  Portionen  als  das  Bier;  er  leidet  dabei 
nicht  so  leicht  wie  dieses  von  dem  Einflüsse  der  WiU 
terung,   von  Hitze,   welche  das  Bier  in  saure  Gährung 
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bringt,  und  von  Kttite,  wodardi  sich  Eis  darin  erzeugt. 
Auf  Reisen  und  bei  Verrichtungen  im  Freien  kann  da- 
her das  während  derselben  zum  GenuCs  begehrte  gei- 
stige Getränk  sehr  viel  leichter  und  sicherer  mitgeführt 
werden,  wenn  es  in  Brantwein,  als  wenn  es  in  Bier 
besteht.  Auch  mit  Gerätschaften  von  sehr  germgem 
Um&uge  und  mithin  selbst  in  den  kleinst^i  Brennereien 
Yissm  guter  Brantwein  mit  voUkommner  Zuverlässigkrit 
bereitet  werden,  wenn  nur  hinlängliche  Sorgfeit  darauf 
verwendet  wird;  abei*  der  gleichförmigen  Erzeugung  eines 
guten  Bieres  sind  nur  diejenigen  Brauereien  sicher,  wel- 
che sehr  grofse  Massen  bei  jedem  Abbrauen  verarbei- 
ten. Das  Bier  ist  eben  deswegen  sdilediter  geworden, 
weil  die  Nachfrage  danach  sich  in  Folge  der  grofsen 
Yeränderungen  in  den  Sitten  und  der  Lebensweise  rer« 
minderte,  wdcbe  seit  dem  Anfange  des  achtzdroten  Jahr- 
hunderts erst  in  den  wohlhabenden  und  gebildeteren 
Ständen  eintrat,  dann  in  dessen  Mitte  sich  auf  die  mitt- 
lem verbreitete,  und  seit  dem  letzten  Viertel  desselben 
auch  in  die  grofsen  Massen  des  Volkes  eingedrungen 
ist,  wo  Betriebsamkeit  und  Erwerb  demselben  die  Mit- 
tel dazu  verschaffte.  Seitdem  mufste  die  SchefiTelzahl 
des  Malzes,  weldies  zu  einem  G^bräue  verwendet  wird, 
nach  Verhältnifs  des  gesunkenen  Absatzes  vermindert 
werden,  und  in  den  Brauereien  der  kleinem  Städte  und 
Landgüter  nahm  dieselbe  so  weit  ab,  dafs  nur  noch  sel- 
ten und  zufällig  bei  besonders  günstiger  ^Witterung  ein 
gutes  Bier  erzeugt  werden  konnte.  Besser  erhielten  sidi 
noch  die  Brauereien  in  den  grofsen  Städten  und  herr- 
sdiaäüchen  Grütern,  weil  ihr  Absatz  grdfsere  Gebräue 
gestattete.  Aber  auch  diese  vermögen  nur  selten  und 
meist  nur  vorübergehend  den  weitverbreiteten  Ruf  zu 
gewinnen,  dessen  sich  die  berühmtesten  deutschen  Biere 
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noch  vor  wenig  mehr  als  ein^n  Jahriranderte  erfreuten, 
und  auch  jetzt  bleiben  sie  grofsentheils  noch  sehr  weit 
zurück  hinter  den  Erzeugnissen  der  ungeheuren  Lon- 
doner Brauereien,  welche  sogar  aus  dem  verschieden- 
sten Material  stets  das  gleidie  Ker  mit  grofser  Sicher- 
heit zu  ziehen  vermögen.  Allerdings  betreiben  grofse 
Brantweinbr^inereien  ihr  Gewerbe  gleiehfells  mit  Yor- 
theilen,  welche  den  kleinen  unerreichbar  bleiben,  weil 
es  ihnen  nidit  lohnt,  den  gleichen  Aufwand  auf  Gerlith- 
sdiäften  und  Einrichtungen  und  auf  Anziehen  tüchtiger 
Arbeiter  zu  machen,  und  eben  deswegen  vermögen  die 
kleinen  Brennereien  bei  freier  natürlicher  Entwickelung 
des  Brantweinbrennereigewerbes  die  Blitbewerbung  der 
grofsen  nur  unter  beson^rs  begünstigenden  Verhältnis^ 
sen  auszuhalten.  Aber  der  Untersdiied  zwisdben  dem 
gröfsem  und  kleinern  G^werbbetrieb  tritt  bei  der  Braue- 
rei sehr  viel  stärker  und  wirksamer  hervor,  als  bei  «fer 
Brantweinbrennerei.  Bei  weitem  die  meisten  Biere  ver- 
tragen weder  ein  längeres  Aufbewahren,  noch  ein  Ver- 
senden in  entfernte  Gegenden ;  ihr  Absatz  ist  daher  meh- 
rentheils  auf  die  Nachbarschaft  und  auf  deren  Bedarf 
während  einer  sehr  kurzen  Zeit,  zuweilen  kaum  mdir 
als  einer  Woche  beschränkt  Brantwein  kann  dage- 
gen jahrelang  mit  Leiditigkeit  aufbewahrt  und  in  die 
fernsten  Gegenden  des  Erdbodens  versandt  werden.  Des^ 
halb  ist  der  Absatz  der  Brantweinbrennereien  sehr  viel 
weniger  von  dem  augenblicklichen  Bedürfnisse  der  näch- 
sten Umgebungen  abhängig,  als  der  Absatz  der  Braue^ 
reien ,  und  auch  die  kleinen  Anstalten  können  ihr  Er* 
zeugnifs  in  den  Grofshandel  bringen  oder  für  künftige 
Nachfrage  aufbewahren,  wenn  dem  gewohnten  Verbrau- 
die  der  Umgegend  irgend  ein  Zufall  vorübergehend  Ab- 
bruch thut.     Das  vollkommnere  Erzeugnifs  der  grofeen 
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Brauereien  erträgt  zwar  auch  das  Aufbewahren  und  Ver- 
senden nicht  in  allen  Jahreszeiten  und  überiiaupt  nicht 
in  demselben  Umfange  wie  der  Brantwein;  es  über- 
trifft jedoch  hierin  bei  weitem  das  Erzeugnifs  der  klei'- 
nen.  Die  Häfen  der  Ostsee  erhalten  jährlich  bedeutende 
Zufuhren  von  englischen  Bier^i,  und  zu  Lande  wird 
bairisches  Bier  durch  ganz  Norddeutscfaland  verfährt. 
Braunschweiger  Mumme  ging  wahrscheinlich  vormals  öf- 
ter als  jetzt  selbst  nach  Batavia,  wo  sie  jedoch  selten 
noch  wohlerhalten  ankommt.  Das  Brauereigewerbe,  als 
einer  der  ältesten  und  wichtigsten  Nahrungszweige  der 
deutschen  Städte,  unterlag  in  denselben  allgemein  einer 
Besdiränkung  auf  äüsschliefslich  dazu  berechtigte  Grund- 
stücke, und  «uf  den  Beitritt  ihres  Besitzers  zu  der  be- 
sondern  Zunft  der  Brauherren.  Als  bereits  im  ersten 
Yiertel  des  achtzelmten  Jahrhunderts  der  Gebrauch  des 
Kaffees  und  Thees,  zum  Theil  audi  der  wohlfeilen  fran- 
zösischen Weine,  den  Verbrauch  an  Bier  unter  den 
wohlhabenderen  Klassen  der  Stadtbewohner  zu  vermin-^ 
dern  begann,  und  die  Brauerzünfte  den  gewohnten  Ab- 
satz ihres  Erzeugnisses  an  dieselben  nicht  mehr  fanden, 
hätte  bei  freier  Mitbewerbung  die  Zahl  der  Brauereien 
sich  in  gleichem  Verhältnifs  vermindert;  diejenigen,  wel- 
che das  preiswürdigste  Bier  brauten,  würden  allein  noch 
lohnenden  Absatz  gefunden  haben;  minder  thätige  und 
geschickte  Brauereibesitzer  hätten  den  Betrieb  derselben 
aufgeben  müssen:  aber  det  Zunftverband  suchte  stets 
seinen  sämmtlichen  Mitgliedern  möglichst  gleichen  Vor- 
theil  zu  sichern.  Er  veranlaCste  daher  eine  gleiche  Ver-^ 
theilung  des  noch  übriggebliebenen  Absatzes,  auch  ah 
dieser  nicht  mehr  hinreichte,  alle  vollständig  zu  beschäf- 
tigen, indem  theils  jeder  einzelne  Brauer  auf  eine  Schef- 
felzahl, die  er  jährlich  nur  verbrauen  durfte,  beschränkt, 
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theils  eine  Reihefolge  eingefiihrt  wvtrde,  naeh  welcher 
kein  Mitglied  der  Zunft  eher  brauen  durfte,  als  bis  der 
Absatz  seines  Vordermanns  gesichert  war.  Hierdurch 
wurde  nicht  allein  der  NacheiCer  erstickt,  welcher  zur 
fortschreitenden  Verbesserung  der  Brauerei  l^tte  führen 
können,  sondern  es  ward  auch  eine  sehr  viel  gröfsere 
Zahl  von  Brauereien  erhalten,  als  bei  dem  zeitigen  Be- 
darf zur  vollständigen  Beschäftigung  hinreichenden  Ab- 
satz finden  konnte.  In  einigen  kleinen  Städten  kommt 
jetzt  nur  noch  ein  kleines  Gebräue  von  24  bis  40 
Sdieffeln  jährlich  auf  ein  brauberechtigtes  Grundstück. 
Die  kleinstädtische  Brauerei  sank  unter  solchen  Umstän- 
ständen  zum  blofsen  Nebengewerbe  herab,  das  mit  ge- 
ringer Theilnahme  betrieben,  ilaher  ein  schlechtes  Er- 
zeugnifs  liefert.  Der  Laiidmann  fand  seitdem  beim  Be- 
suche der  VTochenmärkte  selbst  in  den  Städten  kein  gu- 
tes Bier.  Die  kleinen  Landbrauereien,  welche  das  aus- 
schlief suche  Recht,  die  .grundherrlichen  Krüge  mit  Ge- 
träuken  zu  veiiegen,  besitzen,  vennögen  diesen  auch 
kein  besseres  Bier  zu  verschaffen,  und  so  ward  die  grofse 
Masse  des  Volks  dahin  geleitet,  dem  sich  immerfort  ver- 
schlechternden, im  Sommer  meist  ganz  ungeniefsbaren 
Biere  den  Brantwein  vorzuziehen,  welcher  in  allen  Jah- 
reszeiten in  gleicher  Beschaffenheit  käuflich,  und  dessen 
Geschmack  mit  geringer  Vermehrung  der  Kosten  durch 
Abziehn  über  Kümmel,  Anies  und  andere  wohlfeile  Ge- 
würze überdies  noch  leicht  zu  verbessern  war. 

Sehr  wesentlich  ist  besonders  in  den  neusten  Zei- 
ten der  Brantweinverbrauch  dadurch  befördert  worden, 
dafs  eine  durch  eigenthümliche  Verhältnisse  hervorgeru- 
fene, und  deshalb  durchaus  übermäfsige  Mitbewerbung 
die  Preise  beträchtlich  herabdrückt^  und  dieselben  noch 
fortwährend  niedriger  zu  stellen  strebt.    Seit  dem  6ten 
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Oktober  1828  geben  die  Berliner  Intelligenz -Blätter  d^i 
Preis  des  Fasses  Brantwein  von  200  Quarten  bei  einem 
Alkoholgehalte  von  40  pro  Cent  dem  Gewichte  und  54 
pro  Cent  dem  Volumen  nach,  wöchentlidi  an.  Es  mö^ 
gen  —  um  eine  leichte  übersichtliche  Yergleichnng  an- 
zustellen —  hier  nur  die  Preise  daraus  entnommen  wer- 
den,  welche  der  Brantwein  in  den  Monaten  März  und 
April  der  Jahre  1830  und  1840  hatte.  Diese  beiden 
Monate  werden  hier  ausgewählt ,  weil  der  Umsatz  von 
Brantwein  darin  am  lebhaftesten  ist,  indem  die  grodse 
Zahl  der  ländlichen  Brennereien ,  welche  nur  während 
der  Wintermonate  betrieben  werden,  ihr  Erzeugnifs  als- 
dann auf  den  Berliner  Markt  zu  bringen  eilt.  Das  Fa(s 
Brantwein  aus  Getreide  galt  in  diesen  Monaten: 

im  Jalire  höchstens  niedrigstens  in  mittlem  Durchschnitt 

1830         25  Rthlr.       21  RtWr.  23  Rthlr. 

1840         19      «  18      «>  18J     >' 

Auf  die  Brantweinpreise  im  Frühjahr  1830  und  1840 
haben  die  mittlem  Durchschnittspreise  des  Getreides  in 
der  Provinz  Brandenburg  während  der  Jahre  1829  und 
1830  einerseits,  und  1839  und  1840  andrerseits  einen 
sehr  wesentlichen  Einflufs.  Nach  den  bei  dem  statisti- 
schen Bureau  gesammelten  Nachrichten  betrugen  diesel- 
ben für  die  beiden  Getreidearten,  welche  besonders  zum 
Brantweinb rennen  dienen,  und  zwar  für  den  Scheffel 
in  Silbergroschen  zu  dreifsig  auf  den  Thaler: 

Boggeo  Gerste 


im  Jahre  1829 

36Ä 

27Ä 

»   1830 

37 

26Ä 

»   1839 

40H 

32,', 

»   »   1840 

39>j 

30i§ 

Der  Preis  des  Fasses  Brantwein  aus  Getreide  s^nk  dem- 
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nach  binuen  diesen  zehn  Jahren  durchsdinittlich  von  23 
auf  18|  Rthlr.,  das  ist:  nahe  um  20  pro  Cent,  während 
der  Preis  des  Rogig^ens  um  fast  9^  pro  Cent,  und  der 
Preis  der  Gerste  sogar  um  17  pro  Cent  stieg.  —  Der 
Preis  des  Fasses  Kartoffelbrantwein  schwankte  in 
den  Monaten  März  und  April 

des  Jahres  1830    zwisdien   17^  und  22  Rthlra- 
»         »       1840         »  15^    »     16|      » 

Das  arithmetische  Mittel  hieraus  ist  £ür  erstere&  Jahr  19f , 
fUr  letzteres  Jahr  16^  Rlhln    Demnach  sank  auch  die- 
ser Preis  binnen  zehn  Jahren  um  18  pro  Cent.     "Wie 
sich  diese  Preisemiedrigung  g^en  die  gleichzeitigen  Kar- 
tof£elpjfeise  Terhä^^  ist  deshalb  nidit  in  bestimmten  Zah- 
len anzugdben,  weil  die  Kartoffelpreise  rein  örtlich  sind, 
und  bei  der  Schwierigkeit,  Kartoffeln  zu  Lande   audi 
nur  eine  Tagereise«  weit  zu  verführen,  auf  kurze  Ent- 
fernungen sehr  verschieden^  sein  können.     Wo  der  Be- 
darf der  grofsen  Städte  oder  irgend  ein  anderes  beson- 
deres Verhältnifs  nicht  Ausnahmen  begründet,  ist  jedoch 
wohl  anzunehmen,    dafs  bei   niedrigen   Getreidepreisen 
der  Kartoffelpreis  sich  nicht  anhaltend  hoch  halten  könne, 
und  dafs  hohe  Getreidepreise  ihn  unvermeidlich  auch  zum 
Steigen  bringen.     Es  dürfte  daher  auch  wohl  in  Bezug 
auf  den  Kartoffelbrantwein  anzunehmen  sein,   dafs  sein 
Preis  auch  bei  steigendem  Preise  des  Materials  während 
des  hier   betrachteten  Zeitraums   dennoch  gesunken  ist. 
Bemerkenswerth  ist  auch  noch,   dafs  die  Preise  beider 
Brantweinarten  in  der  kurzen  Zeit  von  nur   zwei  Mo- 
naten im  Jahre  1830  sehr  viel  mehr  schwankten;  als  im 
Jahre   1840.     Dieses  deutet  darauf,   dafs  der  Verkehr 
mit  Brantwein   im  Grofsen  während  dieser  zehn  Jahre 
beträchtlidi  weiter  in  seiner  Ausbildung  fortgeschritten 
war,  und  eine  Festigkeit  gewonnen  hatte,  welche  eine 
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^ofse  Yersdriedenheit  der  Ansichten  in  Rücksicht  der 
zu  fordernden  nnd  zu  bewilligenden  Preise  nicht  mehr 
zuliefs.  Das  statistische  Bureau  empfllngt  aus  dem  gan^ 
zen  Umfange  des  Preufsischen  Staats  und  einer  grofsen 
Anzahl  von  Marktstädten  monatliche  Nachweisungen  der 
Preise  der  gemeinsten  Lebensbedürfnisse  und  namentlich 
auch  des  Brantweins.  Diese  Preise  sollen  sifch  nur  be- 
ziehn  auf  denjenigen  Brantwein,  welcher  in  den  Schank- 
Stätten  gewöhnlich  verkauft  wird ;  indessen  besteht  doch 
eine  Unsicherheit  in  den  Angaben  derselben,  welche  Ver- 
gleichungen  der  Preise  verschiedener  Städte  gegen  ein- 
ander zweifelhaft,  zum  Theil  auch  offenbar  unzulässig 
macht.  Einige  Polizeibehörden  geben  nämlich  den  Preis 
des  Quartes  beim  Schanker,  andere  denselben  i m 
Grofshandelan,  welches  bei  dem  beträchtlichen  Schän- 
kergewinne  sehr  bedeutende  Unterschiede  giebt;  auth 
bleibt  es  mehr  als  zweifelhaft,  ob  die  Preisangaben  sidi 
überall  auf  die  gleiche  Art  von  Brantwein  beiiefaen. 
Es  soll  zwar  immer  nur  der  Preis  der  gemeinsten 
Sorte  genannt  werden :  allein  die  Vorstellungen  davon, 
was  unter  dieser  Benennung  verstanden  wird,  können  dach 
YerscMedenheit  der  Ansicl^^en  sehr  verschieden  sdn.  Im 
Grofsen  wird  der  Brantwein  gemdnhin  mit  einem  Al- 
koholgehalt verkauft,  de^  ihm  beim  ^ussdiänken  nie- 
mals bleibt;  man  verkauft  beispielsweise  Brantwein  zu 
50  pro  Cent  Gehalt  im  Grofsen,  und  verschänkt  ihn 
gläserweise  zu  30  pro  Cent  Häufig  wird  auch  nicht 
der  rohe  Kartoffelbrantwdn,  sondern  ein  über  Küm- 
mel oder  andere  woihlfale  Gewürze  abgezogener  in  den 
Sehankstättto  verkauft,  weil  jener  wegen  eines  unange- 
neUm^i  Beigeschmacks  w^ger  beliebt  ist  Dies  voraus- 
gesetzt fo^en  nachstehend  die  jährlichen  Durchsoboitie 
ffds  d^  12  Monatspreiseai   des  Quartes  Brantwein  in 
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Pfennigen  y  deren  360  auf  den  Thaler  gdben,  von  den 
Hauptstädten  der  hier  abgesondert  betraditeten  neun  Lan- 
destheUe  für  die  Jahre  1820,  1830  und  1840.  Es  ko- 
stete hiernach  das  Quart  gemeinen  Brantweins  in  den 

Jahren: 

1820        1830       1840 

1.  in  Königsberg 93        68        42 

2.  -«   Danzig 102        63        60 

3.  «Posen .73        60        36 

4.  »  Berlin      ......      50  31  30 

5.  »»  Stettin 78  55  43 

6.  «  Breslau 68  59  48 

7.  «  Magdeburg 62  57  60 

8.  »  Münster 69  81  72 

9.  »  Köln .65  66  53. 

Die  Betrachtung  dieser  Zahlen  ergiebt,  däfs  in  Ost-  und 
Westpreufs^a  der  Brantweinprds  in  den  zehn  Jahren 
zwischen  1820  und  1830  sehr  bedeutend,  viel  langsamer 
dagegen  in  den  nächstfolgenden  zehn  Jahren  sank.  In 
Königsberg  stand  er  im  Jahre  1840  noch  unter  der 
Hälfte  des  Preises  Ton  1820,  und  in  Danzig  yrar  der- 
selbe in  diesen  zwanzig  Jabren  im  dem  Yerhältnifs  von 
17  zu  10  herabgegangen.  Audi  in  Posen  ist  der  Bnmt- 
wdnpreis  von  1820  bis  1840.  auf  die  Hälfte  ge&Uen, 
aber  das  stärkste  Sinken  erfolgte  erst  in  dem  letzten 
Jahrzehnt«  Die  yerhldtnifsmäfsig  so  niedrige  Preisangabe 
für  Berlin  entsteht  offenbar  daraus^  dafs  hier  der  Preis 
des  Quartes  Brantwein  nidht  nach  seinem  Stande  bei 
,den  Schänkeni  angegeben,  scmdem  aus  dem  Preise  des 
Fasses  im  Grofshimdel  berechnet  worden  ist.  Bei  dem 
Schanker  gilt  das  Quart  gemeinen  Brantweins  jetzt 
4  SUbeargroschen  oder  48  Pfennige.  Nach  den  voiste* 
henden  Angaben  wäre  der  Preis  im  letzten  Jahrzehnt 

fast 
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fast  unverändert  geblieben,  und  nur  im  Torhergehenden 
in  dem  Verh»ltnifs  von  5  auf  3  gefallen;  Ersteres  wi- 
derspricht den  weiter  oben  angeTührten,  aus  dem  Intel- 
ligenzblatte  entlehnten  Angaben,  und  beruht  wahrschein- 
lich nur  auf  irgend  einem,  jetzt  nicht  mehr  zu  enträth- 
selnden  Mifsverständnisse.  In  Pommern  sank  der  Brant- 
weinpreis  in  den  hier  betrachteten  zwanzig  Jahren  in 
dem  Verhältnifs  von  II  zu  6,  also  nicht  ganz  um  die 
Hälfte,  und  zwar  im  ersten  Jahrzehnt,  fast  doppelt  so 
schnell  als  im  zweiten.  In  Schlesien  war  die  Preisver- 
minderung während  der  letzten  zwanzig  Jahre  viel  ge- 
ringer als  in  dem  benachbarten  Posen,  nämlich  nur  in 
dem  Verhältnifs  von  17  zu  12;  der  Preis  fiel  hier  im 
ersten  Jahrzehnt  nur  wenig  langsamer  als  im  zweiten. 
In  Magdeburg,  Münster  und  Köln  zeigte  sich  den  vor- 
stehenden Angaben  nach  überhaupt  kein  fortschreitendes 
Fallen  der  Brantweinpreise  im  Einzfelnverkauf.  Wahr- 
scheinlich beruhen  diese  Preisangaben  auf  Ansichten  der 
Behörden,  welche  mit  den  Jahren  wechselten,  und  es 
läfst  sich  daher  nichts  Sicheres  daraus  folgern.  Im  Ali- 
gemeinen geben  die  hier  zusammengestellten  Preise  des 
Brantweins  in  den  Hauptstädten  sämmtlicher  Provinzen 
doch  in  so  weit  eine  Bestätigung  des  weiter  oben  aus 
den  Angaben  des  Berliner  Intelligenzblattes  entnomme- 
nen Verhältnisses,  dafs  wenigstens  in  dem  bei  weitem 
gröfsten  Theile  des  Preufsischen  Staats  die  Brantwein- 
preise seit  den  letzten  zehn  Jahren  erheblich  gesunken 
sind.  Auch  ergiebt  sich  daraus,  dafs  eine  sehr  beträcht- 
liche Verminderung  der  Brantweinpreise  bereits  in  dem 
nächstvorhergegangenen  Jahrzehnt  vorkam,  und  dafs  die- 
selbe namentlich  in.  Ost-  und  Westpreufsen,  Branden- 
burg und  Pommern  sogar  noch  beträchtlich  gröfser  war, 
als  diejenige,  welche  zwischen  1830  und  1840  erfolgte, 

29 
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Nur  eine  sehr  beträchtliche  Veränderung  im  Betriebe 
des  Brantweinbrennens  konnte  Preisveränderungen  von 
solcher  Bedeutung  veranlassen,  und  es  ist  zur  Erklä- 
rung der  zunehmenden  Gewöhnung  an  den  Brantwein- 
genufs  allerdings  erheblich,  die  Begebenheiten  aufzusu- 
chen, woraus  jene  Veränderungen  hervorgingen. 

Der  Verbrauch  des  Brantweins  im  Preufsischen 
Staate  wurde,  soweit  er  ein  Erzeugnifs  des  Inlandes  ist, 
nach  der  vor  dem  Jahre  1810  bestandenen  Steuerver- 
fassung durch  eine  Abgabe  auf  seine  Bereitung  be- 
steuert. Nach  dieser  Verfassung  konnten  nur  allein  in 
den  mit  Accisebarrieren  umgebenen  Städten  Abgaben 
vom  Verbrauche  der  inländischen  Erzeugnisse  unmittel- 
bar erhoben  werden.  Der  Verbrauch  der  ländlichen  Be- 
völkerung  unterlag  nur  in  soweit  Verbrauchssteuern  da- 
von, als  sie  genöthigt  war,  ihren  Bedarf  in  den  accis- 
baren  Städten  zu  kaufen.  Die  Bereitung  des  Brant- 
weins wurde  damals  in  den  Städten  durch  eine  Abgabe 
auf  das  Material  dazu  besteuert,  welches  fast  immer 
aus  Getreide,  gewöhnlich  aus  Roggen,  bestand.  Nach 
dem  Accisetarif  für  Ostpreufsen,  Westpreufsen  und  Li- 
thauen  vom  22sten  Mai  1806  —  dem  letzten  und  am 
meisten  ausgebildeten  unter  der  alten  Steuerverfassung 
—  war  der  Scheffel  Roggen  zu  Brantweinschrot  mit 
59  Groschen  Accise  belegt,  folglich  das  Quart  Brant- 
wein  sehr  nahe  mit  5  Groschen,  da  die  städtischen 
Brantweinbrenner  in  jener  Zeit  nur  ungefähr  12  Quart 
Brantwein  aus  dem  Scheffel  Roggen  zu  ziehen  verstan- 
den. Der  vorerwähnte  Accisetarif  ist  auf  die  Geldwäh- 
rung gestellt,  wonach  damals  auch  amtlich  in  Ost-  und 
Westpreufsen  gerechnet  wurde,  nämlich  auf  Thaler  zu 
90  Groschen  von  18  Pfennigen.  Der  Metallwerth  des 
Thalers  ist  seitdem  unverändert  geblieben;  ein  Groschen 
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jener  Rechnung  ist  dagegen  nur  ein  Drittheil  des  Sil- 
bergroschens Ton  12  Pfennigen,  wonach  jetzt  im  ganzen 
Umfange  des  Preufsischen  Staats  den  bestehenden  Mtinz- 
gesetzen  gemäfs  gerechnet  wird.  Demnach  betrug  die 
Verbrauchsabgabe,  welche  von  dem  in  den  accisbaren 
Städten  erzeugten  Brantwein  erhoben  wurde,  vom  Quart 
gemeinen  Kornbrantweins  20  Pfennige  jetziger  Wäh- 
rung. Das  Brantweinbrennen  aufser  diesen  Städten  war 
nur  den  Besitzern  besonders  dazu  berechtigter  Grund- 
stücke gestattet;  zum  Theil  war  auf  die  Benutzung  die- 
ses Rechts  bei  der  Anlage  der  Grundsteuern  Rticksicht 
genommen  worden.  Da  jedoch  die  Grundsteuern  in  den 
alten  Landestheilen  seit  langer  Zeit  unverändert  fortbe- 
standen, so  hatten  sie  die  Natur  eines  unablösbaren  Ka- 
nons angenommen",  und  das  Kapital,  dessen  Verzinsung 
sie  darstellten,  wurde  bei  jeder  Besitzveränderung  durch 
Kauf,  Tausch  oder  Erbtheilung  von  dem  nach  dem  Rein- 
ertrage berechneten  Gutswerthe  in  Abzug  gebracht.  Diese 
Besteuerung  des  Rechtes,  Brantwein  zu  brennen,  konnte 
daher  keinen  Einflufs  mehr  auf  die  Preise  des  erzeugten 
Brantweins  äufsern.  Einer  Verbrauchssteuer  unterlag 
dagegen  der  auf  dem  Lande  erzeugte  Brantwein  so 
lange  nicht,  als  er  auch  daselbst  verblieb.  Hierin  lag 
eine  dringende  Veranlassung  für  die  Steuerbehörden,  das 
Brantweinbrennen  aufser  den  accisbaren  Städten  mög- 
lichst zu  beschränken.  Neue  Berechtigungen  zum  An- 
legen ländlicher  Brennereien  wurden  daher  kaum  ir- 
gendwo, oder  doch  nur  als  äufserst  seltene  Ausnahmen 
ertheilt,  und  die  Besitzer  der  bestehenden  Berechtigun- 
gen wurden  unter  Androhung  ansehnlicher  Geldstrafen 
angehalten,  den  von  ihnen  erzeugten  Brantwein  nicht  un- 
ter dem  Preise  zu  verkaufen,  welchen  er  in  der  nächst- 
gelegenen accisbaren   Stadt  hatte,   um   den  Absatz  der 
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städtischen  Brennereien  nicht  durch  die  Versuchung^  zu 
mindern ;  den  Besuch  der  ländlichen  Schankstätten 
dem  Brantweingenusse  in  den  städtischen  vorzuzie- 
hen. Ueberhaupt  wurde  durch  diese  Vertheuerung  des 
Brantweins  der  Verbrauch  desselben  auf  dem  Lande 
soweit  erschwert,  dafs  die  gemeinen  Landleute  in  ent- 
legenen Gegenden,  wo  baares  Geld  selten,  Getreide  und 
Brennmaterial  aber  sehr  wohlfeil  war,  in  Versuchung 
geriethen,  mit  sehr  unvollkommenen,  aus  Kochgeschir- 
ren zusammengeflickten  Vorrichtungen  Brantwein  für 
ihren  eigenen  Gebrauch  zu  brennen.  Die  brennerei- 
berechtigten Grundherren  und  Domainenpächter  hatten 
jedoch  ein  zu  grofses  Interesse,  diese  Mitbewerbung;  zu 
hindern,  als  dafs  sie  erheblich  werden  konnte;  auch  war 
bei  der  elenden  Beschaffenheit  dieser  Apparate  das  Er- 
zeugnifs  derselben  sehr  schlecht  und  karg  im  Verhältnifs 
des  dazu  verbrauchten  Getreides.  Wurde  Brantwein 
vom  Lande  in  accisbare  Städte  eingeführt,  so  war  der- 
selbe einer  beträchtlichen  Eingangssteuer  unterworfen. 
Diese  betrug  nach  dem  oben  angeführten  Preise  fünf 
Preufs.  Groschen  oder  zwanzig  Pfennige  jetziger  Wäh- 
rung; vom  Quarte,  wenn  königliche  Domainenämter,  wel- 
chen ein  Krugverlagsrecht  in  den  Städten  zustand,  den- 
selben einführten.  Aufserdem  war  diese  Steuer  sehr  viel 
höher,  und  betrug  namentlich  für  das  Quart  des  von 
Rittergütern  eingeführten  Brantweins  im  freien  Ver- 
kehre 7^  Groschen  Preufs.  oder  30  Pfennige  jetziger 
Währung.  Hierdurch  ward  es  den  ländlichen  Brenne- 
reiberechtigten aufser  den  königlichen  Domainen  fast  un- 
möglich gemacht,  auf  Absatz  des  von  ihnen  erzeugten 
Brantweins  in  den  Städten  zu  rechnen.  Unter  diesen 
Verhältnissen  blieb  die  Benutzung  der  Berechtigung, 
Brantwein  zu  brennen,  für  die  Privatbesitzer  von  Land- 
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gutem  nur  dauu  lohnend,  wenn  ein  erheblicher  Absatz 
durch  ein  ausgedehntes  Verlagsrecht  über  starkbesuchte 
Krüge  gesichert  war.  Aber  alsdann  wurde  die  ländliche 
Brennerei  damals  auch  ein  ungemein  gewinnreiches  Ge- 
werbe. Die  Preise,  welche  für  den  in  den  Städten  er- 
zeugten Brantwein  bei  dem  Verbrauche  darin  gezahlt 
wurden,  mufsten  schon  reichlich  genug  den  Aufwand 
an  Material,  Brennstoff,  Arbeitslohn  und  Steuern  er- 
setzen, da  die  Brantweinbrenner  damals  gemeinhin  zu 
den  wohlhabendsten  unter  den  städtischen  Einwohnern 
gehörten.  Wer  auf  dem  Lande  Brantwein  brannte,  er- 
sparte nicht  allein  die  ganze  Steuer,  sondern  er  hatte 
auch  Material,  Brennstoff  und  Arbeitslohn  gewöhnlich 
sehr  viel  wohlfeiler,  und  konnte  besonders  den  Ueber- 
rest  von  der  Brantweinbereitung  —  den  Brantwein- 
schlamm  —  sehr  viel  besser  nutzen,  als  es  dem  städti- 
schen Brennereibesitzer  möglich  blieb.  Hierbei  war  er 
sogar  gezwungen,  den  von  ihm  erzeugten  Brantwein 
nicht  wohlfeiler  als  die  städtischen  Brenner  zu  verkau- 
fen, und  es  wurde  ihm  hierdurch  ein  Vortheil  aufgenö- 
thigt,  der  nach  einer  damals  sehr  gewöhnlichen  Schätzung 
hundert  pro  Cent  der  Erzeugungskosten  betrug.  Bei 
so  teiditem  Erwerbe  bestand  wenig  Antrieb,  auf  Ver- 
besserungen des  noch  sehr  unvollkommenen  Verfahrens 
bei  dem  Brantweinbrennen  zu  sinnen;  doch  entstand 
einige  Neigung  dazu,  indem  sich  von  Zeit  zu  Zeit  Ge- 
legenheit fand,  den  beschränkten  Absatz  durch  Versen- 
dungen seewärts  zu  erweitern.  Entlegenen  Gütern  war 
hierdurch  die  Möglichkeit  gewährt,  das  Getreide,  wel- 
ches sie  erzeugten,  vortheilhafter  abzusetzen,  weil  das- 
selbe durch  die  Verwandlung  in  Brantwein  sehr  viel 
leichter  verführbar  wurde;  Landgüter,  welche  beträcht- 
liche Brennerei  betreiben  konnten,  kamen  dadurch  sdineli 
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hl  Aufnahme.  Da  der  Preis  des  Brantweius  schon  die 
Verwendungen  darauf  überreichlich  erstattete,  und  sogar 
noch  einen  haaren  Gewinn  übrig  liefs,  so  behielten  sie 
in  dem  Brantweinschlamme  ein  sehr  gedeihliches  Fut- 
ter für  Milch-  und  Mastvieh  völlig  kostenfrei,  konnten 
hierdurch  ihren  Rindviehstand  beträchtlich  vermehren, 
und  durch  den  hierdurch  gewonnenen  Dünger  ihr  Ak- 
kerlaud  bedeutend  verbessern,  und  selbst  bis  dahin  un- 
genutzten  Boden  unter  den  Pflug  nehmen.  So  hatten 
sich  die  Verhältnisse  der  ländlichen  Brennereien  gestal- 
tet, als  vom  Jahre  1810  ab  die  Steuer-  und  Gewerbe- 
verfassung des  Preufsischen  Staats  gänzlich  umgewan- 
delt wurde. 

Durch  die  Edikte  vom  27sten  und  28sten  Oktober 
und  2ten  November  1810  wurden  alle  Bannrechte,  alle 
Berechtigungen  der  Privatpersonen  und  Korporationen, 
einem  Gewerbbetriebe  zu  widersprechen,  und  alle  Un- 
gleichheiten in  der  indirekten  Besteuerung  zwischen  Stadt 
und  Land  aufgehoben.  Hierdurch  wurde  die  Brantwein- 
brennerei  ein  freies  Gewerbe,  das  gegen  Lösung  ei- 
nes Gewerbescheins  auch  auf  dem  Lande  Jedermann  be- 
treiben konnte,  und  der  Absatz  des  so  erzeugten  Brant- 
weius in  Städten  und  auf  dem  Lande  vvar  durchaus  un- 
beschränkt.- In  Folge  dieser  Befreiung  wurden  so  viele 
Gewerbscheine  zum  Betriebe  der  Brantweinbrennerei 
auf  dem  Lande  begehrt,  dafs  dieses  Gewerbe  für  die 
Steuerbehörden  gänzlich  unübersehbar  ward;  auch  ent- 
stand hierdurch  ein  Ausfall  in  den  Einkünften  der  bis- 
her  brennereiberechtigten  Güter,  wobei  die  Besitzer  der- 
selben sich  von  dem  Versinken  in  zahlungsunfähigen  Zu- 
stand nicht  zu  retten  vermochten.  In  beiden  Beziehun- 
gen ward  es  unvermeidlich,  die  gewährten  Befreiungen 
wieder  zu  beschränken.    Durch  das  Gewerbepolizeigesetz 
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vom  7ten  September  1811  wurde  das  Anrecht  auf  Ver- 
leihung von  Gewerbescheinen  zur  Errichtung  neuer  länd- 
licher Brennereien  Landgütern  vorbehulten,  deren  Werth 
nach  landsdiaftlicher  Taxe  wenigstens  fünfzehn  Tausend 
Thaler  beträgt;  auch  wurde  das  ausschliefsliche  Recht, 
bestimmte  Schankstätten  und  Krüge  mit  Getränken  zu 
verlegen,  für  Diejenigen,  welche  dasselbe  vor  Aufhebung 
der  Bannrechte  b.esessen  hatten,  wiederhergestellt.  Neue 
Krugverlagsrechte  dieser  Art  konnten  auch  künftig  durch 
Vertrag  erworben  werden,  und  eine  Ablösung  bestehen- 
der Krugverlagsrechte  sollte  nur  unter  gegenseitigem 
Einverständnisse  des  Berechtigten  und  Verpflichteten  ge- 
stattet sein.  Bei  diesen  Bestimmungen  ist  es  bis  jetzt 
verblieben;  in  der  Besteuerung  des  Brantweinbrennens 
sind  dagegen  seit  dem  Jahre  1810  Veränderungen  er- 
folgt. Diese  können  hier  bis  dahin  unbeachtet  bleiben, 
wo  die  Besteuerung  der  inländischen  Brantweinerzeu- 
gung  durdi  das  Gesetz  vom  8ten  Februar  1819  fester 
begründet  wurde,  als  es  bei  den  schwankenden  Ueber- 
gangsverhältnissen  bisher  hatte  geschehen  können.  Die- 
ses Gesetz  bestimmt,  dafs  von  jedem  Quarte  des  im 
Lande  erzeugten  Branntweins  bei  einem  Weingeistge- 
halte von  50  pro  Cent  seines  Volumens  eine  Steuer  von 
einem  Groschen  und  drei  Pfennigen  erhoben  werden 
soll.  Damals  wurde  noch  amtlich  nach  Groschen  zu 
12  Pfennigen  gerechnet,  deren  24  auf  den  Thaler  gin- 
gen. Da  der  Thaler  jetzt  in  30  Groschen  zu  12  Pfen- 
nigen getheilt  wird,  so  beträgt  die  hierdurch  bestimmte 
Abgabe  vom  Quarte  18|  Pfennige  jetziger  Währung  oder 
f^  des  Thalers.  Unter  der  Voraussetzung  eines  beinahe 
gleichen  Weingeistgehaltes  ist  dieselbe  demnach  der  al- 
tern sehr  nahe  gleich,  nämlich  nur  um  6\  pro  Cent  nie- 
driger,  aber  schon  deshalb  sehr  viel  einträglicher,  weil 
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sie  alleu  im  Lande  erzeugteu  Brantweiu  trifft.  So 
lan^e  der  Brantweia  unmittelbar  bei  seiner  Erzeugung 
nur  allein  in  accisbaren  Städten  besteuert  wurde,  war 
es'  noch  möglich,  das  dazu  verbrauchte  Material  unter 
Aufsicht  der  Steuerbeamten  zu  stellen,  welche  sich  von 
dessen  Beschaffenheit,  Maafs  oder  Gewicht  durch  täg- 
liche Besuche  der  Brantweinbrennereien  überzeugen 
konnten.  Für  den  bei  weitem  gewöhnlichsten  Fall  — 
das  Brantweinbr^nnen  aus  geschrotenem  Getreide  —  kam 
ihnen  noch  zu  Hülfe,  dafs  audi  die  städtischen  Müh- 
len unter  ihrer  Aufsicht  standen.  So  häufige  Besuche 
der  ländlichen  Brennereien  waren  fast  unmöglich,  und 
konnten  auch  um  so  weniger  zur  zuverlässigen  Kennt- 
nifs  des  zum  Brantweinbrennen  verbrauchten  Materials 
führen,  als  dazu  immer  allgemeiner  selbsterbaute  Kartof- 
feln gebraucht  wurden,  die  nicht  wie  das  Getreide  erst 
über  die  Mühle  gehen  mufsten.  Daher  bestimmte  das 
Gesetz  vom  8ten  Februar  1819,  dafs, die  Steuer  nicht 
von  dem  verbrauchten  Material,  sondern  von  der  zum 
Brennen  verwandten  Zeit  entrichtet  werden  sollte.  Es 
ward  hierbei  als  Regel  angenommen,  dafs  bei  der  da- 
mals üblichsten  Einrichtung  der  Brennereien  binnen  24 
Stunden  auf  einer  Blase  so  viel  Viert elqu arte  Brant- 
wein  von  50  pro  Cent  Weingeistgehalt  erzeugt  werden 
könnten,  als  Ganzequarte  dieselbe  an  innerm  Raum 
enthielt.  Hiemach  war  beispielsweise  die  Steuer  für  den 
vierundzwanzigstündigen  Betrieb  einer  Brantweinblase 
von  viermal  96,  das  ist:  384  Quart,  gerade  fünf  Tha- 
ler. Alle  vorhandenen  Brantweinblasen  wurden  unter 
Siegel  oder  anderen  Verschlufs  gelegt,  der  ihren  Ge- 
brauch mit  voller  Sicherheit  verhinderte.  Wollte  der 
Brennereibesitzer  von  seiner  Geräthschaft  Gebrauch  ma- 
chen, so  mufste  der  Steuerbeamte  zu  deren  Entsiegelung 
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herbeigerufen  werden.  Von  dieser  Zeit  ab  war  der  Bla- 
senzins bis  dahin  zu  entrichten,  dafs  der  wieder  herbei- 
gerufene Beamte  von  Neuem  Siegel  anlegte. 

Dies  Verfahren  ist  sehr  einfach  und  bequem  für 
Brennereien,  welche  lange  Zeit  hindurch  Tag  und  Nacht 
unausgesetzt  brennen,  so  tüchtige  Geräthschaften  haben 
und  so  gut  bedient  werden,  dafs  Störungen  des  Betrie- 
bes während  des  versteuerten  Zeitraums  nidit  leicht  zu 
besorgen  sind ;  aber  es  ist  hOchst  unbequem  für  die  vie- 
len schlecht  ungerichteten  und  von  unbeholfenen  Leuten 
bedienten  Brennereien  auf  Landgütern,  die  vom  Wohn- 
sitze der  Steuerbeamten  oft  sogar  halbe  und  ganze  Mei- 
len entlegen  sind,  worin  Störungen  des  Betriebes  fast 
täglich  vorfallen,  da  sie  gemeinhin  nur  unterbrochen  und 
nuT  bei  Tage  Brantwein  abziehen.  Schon  in  dieser  Be- 
ziehung arbeiteten  bei  bestehendem  Blasenzinse  die  Bren- 
nereien in  dem  Maafse  mit  gröfserm  Vortheil,  je  gröfser 
der  Umfang  ihres  Betriebes  war,  und  je  mehr  daher  auf 
ihre  Einrichtung  und  Bedienung  gewandt  werden  konnte. 
Hierzu  kam,  dafs  durch  diese  Form  der  Abgabenerhe- 
bung  ein  hoher  Preis  auf  die  möglichste  Benutzung  des 
versteuerten  Zeitraums  gelegt  war.  Hierdurch  angeregt 
führte  man  Geräthschaften  ein,  wodurch  das  Ausziehen 
des  Weingeistes  so  sehr  vervollkommnet  wurde,  dafs 
auf  einer  Blase  von  demselben  Inhalt,  aber  freilich  von 
ganz  anderer  Gestalt,  in  demselben  Zeitraum  ein 
sehr  Vielfaches  mehr  an  viel  stärkerem  Brantwein 
erzeugt,  und  zugleich  aus  demselben  Material  beträcht- 
lich mehr  Weingeist  gewonnen  werden  konnte.  Zwar 
folgte  die  Steuerbehörde  sehr  aufmerksam  diesen  Fort- 
schritten der  Brantweinbrennerei,  und  erhöhte  die  Steuer 
für  jeden  24stündigen  Zeitraum  nach  den  Verhältnissen, 
worin  nach  ihren  Bemerkungen  die  Menge  des  Wein- 
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geistes  wuchs,  der  während  desselben  auf  einer  Blase 
von  bestimmtem  Inhalte  durch  die  verbesserten  G^r&th- 
Schäften  zu  gewinnen  war.  Hätte  sie  den  Steuersatz 
für  den  24stündigen  Gebrauch  des  gleichen  Blasenraums 
für  alle  Brennereien  gleichförmig  unter  der  Voraussetzung 
gestellt,  dafs  sie  sämmtlich  die  vollkommensten  Geräth- 
Schäften,  welche  zur  Zeit  bekannt  waren,  benutzten,  und 
hätte  sie  sodann  jedem  Brennereibesitzer  überlassen,  sich 
den  Fortschritten  des  Kunstfleifses,  soweit  seine  Verhält- 
nisse es  gestatteten,  anzuschliefsen,  und  zu  versuchen, 
wie  weit  er  die  Mitbewerbung  hierin  vertragen  könne: 
so  würde  sich  die  gesammte  inländische  Brantweinbren- 
nerei  sehr  bald  in  wenige  grofse  Anstalten  zusammen- 
gedrängt haben,  welche  das  Gewerbe  in  höchster  Voll- 
kommenheit betrieben,  und  dabei  einer  sehr  genauen 
Aufsicht  in  Bezug  auf  vollständige  Steuererhebung  un- 
terworfen werden  konnten.  Es  war  dies  jedoch  nicht 
ausführbar,  ohne  das  Wirthschaftsystem  zahlreicher  Land- 
güter gänzlich  umzuwandeln,  welche  den  dazu  erforder- 
lidien  Viehstand  bisher  nur  durch  die  Fütterung  mit 
Brantweinschlamm  unterhielten,  und  das  Brantweinbren- 
nen  hätten  aufgeben  müssen,  weil  sie  dasselbe  in  der 
Ausdehnung  nicht  betreiben  konnten,  worin  jene  Voll- 
kommenheit allein  erreichbar  ist.  Auch  wo  der  Vieh- 
stand ansehnlich  genug  war,  um  den  Brantweinschlamm 
zu  verbrauchen,  den  eine  in  grofser  Ausdehnung  betrie- 
bene Brennerei  erzeugen  konnte,  fehlte  den  Gutsbesitzern 
doch  mehrentheils  das  Betriebskapital  zu  solchen  grofsen 
Anlagen  und  gemeinhin  auch  die  dazu  nöthigen  Kennt- 
nisse. Es  blieb  daher  nur  eine  Besteuerung  der  Be- 
triebszeit nach  verschiedenen  Sätzen  Übrig,  weldie^die 
Steuerbehörde  dem  verschiedenen  Zustande  der  G^räth- 
schaften  nach  Möglichkeit  anzupassen  suchte. 
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Dieses  Verfahren  führte  jedoch  zu  ganz  unabsehba- 
ren Verwickelungen,    und  es  ward  daher  nothwendig, 
eine  Form   der  Steuererhebung  anzunehmen,  wobei  es 
möglich  blieb,   einen  Steuersatz  für  alle  Brennereiea 
anzuwenden.    Sie  ward  durch  die  Bemerkung  gefunden, 
dafs  bei  Brennereien,  welche  mit  sehr  verschiedener  Ein- 
riditung  und  in  sehr  verschiedenem  Umfange  betrieben 
werden,  dennoch  sehr  nahe  der  gleiche  Raum  erfor- 
dert  wird,   um   das  gleiche  Volumen  an  Weingeist 
durch  Gährung  aus   denjenigen  Materialien   zu  entwik- 
keln,  welche  zur  Erzeugung  des  inländischen  Brantweins 
bei   weitem  am  gewöhnlichsten  verwandt  werden.     Der 
bisher  bestandene  Betrieb  ergab,  dafs  ein  Raum  von  25 
Quarten  in  den  Gefäfsen  erfordert  wird,  worin  Getreide, 
Hülsenfrüchte  oder  Kartoffeln  in  Gährung  gebracht  wer- 
den,  um  so   viel  Weingeist  daraus  zu  entwickeln,   als 
ein  Quart  Brantwein  von  50  Grad  Alkoholgehalt  ent- 
hält.   Dieser  Erfahrung  zufolge  wurde  bereits  durch  ein 
Regulativ  vom  Isten  Dezember  1820  die  bisher  bestan- 
dene Besteuerung    des  Zeitraums,    worin  Brantwein 
abgezogen  wird,  oder  der  Blasenzins  in  eine  Maisch- 
steuer, das  ist:  in  eine  Besteuerung  des  Raumes  ver- 
wandelt, worin  die  zum  Brantweinbrennen  bestimmten, 
und  durch  das  Einmaischen  zur  Entwickelung  des  Wein- 
geistes   durch   Gährung   vorbereiteten  Materialien    zum 
Vollbringen  dieser  Gährung  aufgestellt  werden,  und  es 
wurden  hiernach  )ede  25  Quart  dieses  Raumes   bei  je- 
dem Gebrauche  desselben  mit  einer  Steuer  von  15  Pfen- 
nigen alter  Währung  belegt,  wonach  folglich,  wenn  der 
Thaler  in  30  Silbergroschen  getheilt  wird,  von  16  Quart 
Maischraum    ein   Silbergroschen,    oder   von    20   Quart 
Maischraum    15    Pfennige    neuer  Währung    zu    zahlen 
sind.     Da  zur  Vollendung  dieser  Gährung  wenigstens 
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48  Stunden  erforderlich,  und  also  täg;liche  Besuche  der 
Brennereien  nicht  mehr  unbedingt  nothwendig  sind,  um 
die  vollständige  Versteuerung  zu  sichern,  so  wurde  die 
Aufsicht  über  entlegene  Brennereien  hierdurch  sehr  er- 
leichtert.   Durch  diese  Form  der  Besteuerung  setzte  die 
Regierung    einen  Preis    auf   die  möglichste   Benutzung* 
des  zur  Gährung  für  die  eingemaischte  Masse  erforder- 
lichen Raumes,  und  der  Kunstfleifs  hat  auch  hierin  Fort- 
schritte hervorgebracht,   welche  nöthigten,   den  Steuer- 
satz  dafür  höher  zu  stellen,   um  ferner  wie  bisher  18| 
Pfennige  für  jedes  Quart  Brantwein  einzunehmen;     Die 
Steuer  für  Benutzung  von  20  Quart  Maischraum  wurde 
demnadi  unterm   lOten  Januar  1824  von  15  Pfennigen 
jetziger  Währung  auf  18,  und  unterm  16ten  Juni  1838 
ferner  auf  24  oder  zwei  Silbergroschen  erhöht.     Blieb 
hierbei  das  Quart  Brantwein,  wenn  es  die  Hälfte  seines 
Volumens  an  reinem  Weingeist  —  das  ist:  50  pro  Cent 
Alkohol  nach  Tralles  —  enthält,  immerfort  mit  18|  Pfen- 
nigen   besteuert:    so  mufsten  die   Brantweinbrenner  in 
dem  Zeitraum  von  1820  bis  1838  gelernt  haben,   acht 
Quarte  Weingeist  in  eben  dem  Räume  durch  Gährung 
zu  entwickeln,  worin  sie  achtzehn  Jahre  früher  nur  fünf 
Quarte  hervorzubringen  vermochten.   Der  Umfang,  worin 
eine  Brantweinbrennerei   betrieben  wird,    macht  hierin 
keinen  wesentlichen  Unterschied.    Indessen  ist  doch  den- 
jenigen zur  Brennerei  berechtigten  Landwirthet),  welche 
nur  eigenes  Erzeugnifs  während  der  Wintermonate  zur 
Brantweinbrennerei  verwenden,  und  nicht  mehr  als  neun 
Hundert  Quart  Maischraum  täglich  versteuern,  eine  be- 
sondere Erleichterung  bewilligt  worden.    Sie  zahlen  für 
20  Quart  Maischraum  seit  1824  nur  sechszehn,   und 
seit  1838  nur  zwanzig  Pfennige  neuer  Währung.    Wo 
das  Brantweinbrennen  als  ländliche  Nebenbeschäftigung 
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betrieben  wird,  kann  auch  weniger  Sorgfalt  auf  die  mög- 
lichste Benutzung  des  zur  Gährung  erforderlichen  Rau- 
mes verwendet  werden,  und  der  unter  solchen  Verhält- 
nissen  erzeugte  Brantwein  ist  ungeachtet  des  niedrigern 
Steuersatzes  wahrscheinlich  nicht  minder  mit  18|  Pfen- 
nigen für  das  Quart  besteuert.  Für  denjenigen  Brant- 
wein, welcher  nicht  aus  mehlhaltigen  Stoffen  erzeugt* 
wird,  mufste  die  Regierung  die  Besteuerung  durch  den 
Blasenzins  beibehalten,  weil  der  Weingeist  dabei  unter 
Verhältnissen  entwickelt  wird,  welche  wesentlich  von 
den  bei  der  Maischsteuer  vorausgesetzten  verschieden 
sind;  es  gehört  dahin  die  Brantweinerzeugung  aus  Obst, 
VTeintrestem,  Hefen  und  Abgängen  von  der  Zuckerberei- 
tung. Indessen  sind  dies6  Brantweinbrennereien  mehren- 
theils  unbeträchtlich,  und  ihr  Erzeugnifs  bildet  besonders 
im  Preufsischen  Staate  einen  so  kleinen  Theil  der  gan- 
zen inländischen  Brantweinerzeugung,  dafs  es  keinen  er- 
heblichen Einflufs  auf  die  nachstehenden  Betraditungen 
äufsern  kann. 

Wie  nun  vorzüglich  in  Folge  dieser  Besteuerungs- 
verhältnisse sich  die  Brantweinbrennerei  in  den  neuesten 
Zeiten  gestaltet  hat,  ergeben  die  nachstehenden  Ueber- 
sichten,  welche  sich  auf  Nachrichten  gründen,  di^  bei 
der  General-Steuer-Direktion  des  Preufsischen  Staats 
gesammelt  und  geordnet  worden  sind.  Sie  bezogen  sich 
jedoch  bei  Abfassung  dieses  Aufsatzes  zusammenhängend 
nur  auf  die  vier  Jahre  1837  bis  mit  1840;  aus  der  frü- 
heren Zeit  sind  nur  die  Nachrichten  aus  den  Jahren  1831 
und  1834  zusammengestellt  worden.  Hier  konnten  nur 
die  letztern  Anwendung  finden,  weil  das  Jahr  1831  we- 
gen der  Schrecken,  welche  das  erste  Auftreten  der  asia- 
tischen Cholera  damals  verbreitete,  in  gewerblicher  Be- 
ziehung ein  durchaus  ungewöhnliches  war.    Insbesondere 
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wird  eine  Vergleichung  dieser  Nachrichten  fiir  die  Jahre 
1834  und  1840  die  Yeränderiin^en  hinreichend  darstel- 
len, weldie  den  Betrieb  der  Brantweinbrennerei  Tväh- 
rend  der  letzten  sechs  Jahre  betrafen,  und  dadurch  die 
Richtung  bezeichnen,  worin  dieses  Gewerbe  sich  ferner 
auszubilden  strebt.  Ein  Erkennen  dieser  Richtung^  ist 
ganz  unerläfslich,  um  darzuthun,  wodurch  besonders  die 
Gewöhnung  an  den  Genufs  des  Brantweins  verbreitet 
wird,  und  wie  demnach  durch  Anordnungen  der  Ge- 
werbepolizei  derselben  entgegenzuwirken  ist. 

Die  Verhältnisse,  worin   das  Brantweinbrennen   im 
Preufsischen  Staate  betrieben  wird,  sind  in  den  einzel- 
nen Gegenden  desselben  so  sehr  verschieden,  dafs  Nach- 
richten, welche  nur  summarische  Zahlenangaben  für  den 
ganzen  Staat  enthalten,  durchaus  unfruchtbar  für  die  Be- 
gründung richtiger  Urtheile  über  die  Richtung  bleiben, 
welche   dieses  Gewerbe  gegenwärtig  nimmt.     Es  bedarf 
daher  abgesonderter  Zahlenangaben  für  einzelne  Landes- 
theile.     Brauchbar   erscheinen  insbesondere  hierzu  die 
neun  Abtheilungen,  deren  sich  die  Steuerbehörde  selbst 
bei  der  Verwaltung  der  Abgaben  vom  Verbrauche  und 
Verkehre  bedient.     Sie  beziehen  sich  auf  die  acht  Pro- 
vinzen des  Staats  nach  der  Begrenzung  der  Oberpräsi- 
diate  derselben,  mit  der  Abänderung,   dafs  die  Provinz 
Preufsen  wegen  ihres  grofsen  Flächenrs^ums  in  zwei  Ab- 
theilungen zerfällt,  nämlich:  Ostpreufsen  für  die  Regie- 
rungs- Bezirke  Königsberg  und  Gumbinnen,  und  West- 
preufsen  für  die  Regierungs-Bezirke  Danzig  und  Ma- 
rienwerder.    Diese  neun  Provinzial -Abtheilungen  sind 
nachstehend  in  drei  Gruppen  zusammengestellt,    deren 
erste  Posen,  West-  und  Ostpreufsen,   die  zweite  Pom- 
mern, Brandenburg  und  Sachsen,  die  dritte  Schlesien, 
Westphalen  und  die  Rheinprovinz  enthält.    Leitend  bei 
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dieser  Zusammenstellung^  war  besonders  die  Aehnlichkeit 
der  gewerblichen  Verhältnisse  in  Bezug  auf  die  Brant- 
weinbrennerei.  Sie  herrscht  unverkennbar  durchgängig 
in  der  zweiten  und  dritten  Gruppe,  und  wenn  dieselbe 
zwischen  dem  Brennereibetriebe  Ostpreufsens  und  den 
beiden  daneben  gestellten  Provinzen  nicht  in  gleichem 
Maafse  besteht:  so  konnte  doch  Ostpreufsen  schon  ver- 
möge seifier  geographischen  Lage  nicht  füglich  von  je- 
nen beiden  getrennt  werden.  Schlesien,  obwohl  in  räum- 
licher Beziehung  entfernter  von  den  beiden  westlichen 
Provinzen,  als  Sachsen,  mufste  doch  mit  denselben  zu- 
nächst zusammengestellt  werden,  weil  es  sich  in  Bezug 
auf  den  Betrieb  des  Brantweinbrennens  den  Verhältnis- 
sen derselben  bei  weitem  mehr  nähert.  Zu  jeder  ein- 
zelnen Gruppe  sind  die  dazu  gehörigen  drei  Landestheile 
in  der  Reihefolge  neben  einander  gestellt,  worin  sich 
das  Brantweinbrennereigewerbe  daselbst  mehr  der  Ver- 
einigung zu  grofsen  Anstalten  nähert. 
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Nach  vorstehenden  Angaben  ist  in  sämmtlichen  mitt- 
lem und  östlichen  Provinzen  des  Preuüisisehen  Staats  im 
Jahre  1840  beträchtlich  mehr  Brantwein  erzeugt  wor- 
den, als  im  Jahre  1834.  In  den  westlichen  Provinzen 
besteht  in  dieser  Beziehung  ein  anderes  Verhältnifs.  In 
Westphalen  betrag  die  Zunahme  des  erzeugten  Brant- 
weins  gleichzeitig  nur  beinahe  drittehalb  pro  Cent, 
und  in  der  Rheinprovinz  zeigt  sich  sogar  eine  Abnahme 
von  ungefähr  sechs  auf  Hundert.  Im  ganzen  Staate 
erscheint  hiernach  eine  Zunahme  von  noch  etwas  über 
25  pro  Cent,  während  die  Yolkszahl  sich  in  den  hier 
betrachteten  sechs  Jahren  nur  um  10^  pro  Cent  ver- 
mehrte. Indessen  bedürfen  die  Voraussetzungen,  worauf 
diese  Darstellung  des  Yerfaältnisses  zwischen  der  Menge 
des  zur  innern  Yerzebrung  erzeugten  Brantweins  und 
der  Anzahl  der  Einwohner  beruht,  einer  wesentlichen  Be- 
richtigung. Aus  der  angegebenen  Einnahme  an  Maisch- 
steuer und  Blasenzins  nach  Abzug  der  für  ausgeführten 
Brantwein  geleisteten  Vergütung  ist  die  Menge  des  zur 
innern  Verzehrung  erzeugten  Brantweins  sowohl  für  das 
Jahr  1834  als  für  das  Jahr  1840  unter  der  Voraus- 
setzung berechnet  worden,  dafs  aller  erzeugte  Brant- 
wein mit  der  vollen  Steuer  von  18]  Pfennigen  für  das 
Quart  wirklich  betroffen  worden  sei.  Die  Regierung 
ging  —  wie  weiter  oben  schon  bemerkt  wurde  —  bei 
der  Einführung  der  Maischsteuer  von  der  Erfahrung  aus, 
dafs  in  dem  Räume  von  25  Quarten  durch  Gährung  der 
eingemaiscbten  Stoffe  so  viel  Weingeist  entwickelt  werde, 
als  zur  Erzeugung  eines  Quartes  Brantwein,  welcher  die 
Hälfte  seines  Volumens  an  Alkohol  enthält,  erforderlich 
ist,  und  sie  hatte  demnach  den  Gebrauch  eines  solchen 
Raumes  mit  18|  Pfennigen  oder  /;  Tbaler  besteuert, 
woraus  sich  ergiebt,  dafs  für  einen  Gäbrungsraum  von 
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20  Quarten  oder  ^  KubikfuGs  15  neue  Pfennige  an  Steuer 
zu  zahlen  waren.  Der  Kunstfleifs  ersann  jedoch,  wie 
bereits  oben  bemerkt  wcMrden^  bald  ein  Verfahren,  wo- 
durch in  einem  Räume  von  25  Quartal  mehr  als  das 
angenommene  Volumen  an  Weingeist  durdi  Gäbrung 
entwickelt  werden  konnte,  und  die  Regierung  war  da^ 
her  gen(Hliigt,  schon  im  Jahfre  1824  die  20  Quarte  Gäfa^ 
rungsraum  mit  18  Pfennigen  zu  besteuern^  um  dennoch 
18|  Pfennige  für  das  Quart  Brantwein  an  Steuer  einv 
zunehmen«  Dieser  Besteuerung  lag  die  Wahrnehmung 
zum  Grunde,  dafs  die  Bk^ntweinbrenner  inzwischen  ge- 
lernt hatten,  schon  in  20|  Quarten  G&hrungsraum  eben 
so  viel  Weingeist  zu  erzeugen,  als  früher  in  25  Quar- 
ten. Der  Kunstfleifs  blieb  indefs  auch  hierbei  nicht  ste- 
hen; er  verkleinerte  immerfort  das  Maais  des^ur  Oäh- 
rung  erforderlichen  Raumes.  Die  Regierung  folgte  14 
Jahre  lang  seinen  Fortschritten  nicht,  und  erst  im: Jahre 
1838  hat  sie,  und  zwar  auf  einmal,  die  Steuer  von* 20 
Quarten  G^brungsraum  auf  24  Pfennige  eAöht.  Bei*  die- 
ser Erhöhung  ist  aüsdrücklidi  bemerkt  '^örde9%  dafs  des- 
senungeachtet nur  eine  Steuer  vOn  I8|  Pfennigen  für 
das  Quart  Brantwein  von  50  pro  Cent  Alkoholgehalt 
bezweckt  werde;  es  liegt  derselben  also  die  Wahrneh- 
mung zum  Grunde;,  dafs  damals  schon  15|  Quart  Gäh- 
rungsraum  hinreichten,  um  darin  eben  so  viel  Weingeist 
zu  entwickeln,  als  firüher  in  25  QuartiBU.  Diesen  That- 
sachen  gemäfs  ward  das  Quart  Brantwein  von  50  pro 
Cent  Alkoholgehalt  im  Jahre  1834  gewi£s  mit  wehiger 
als  18|  Pfennigen  besteuert.  D^in  war  im  Jahre  1838 
eine  Erhöhung  der  im  Jahre  1824  für  20  Quart  Gäh- 
rungsraum  -  auf  18  Pfennige  bestimmten  Steuer  um  33| 
pro  Cent  nöthig  geworden,  um  endlich  den 'Fortschrit- 
ten nachzufolgen,  welche  der  Kunstfleifs  seit  14  Jahren 
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^tmädbt  lifttie:  so  kann  es  nicht  übermäfsig  ers<^uieii, 
anzunehmen,  da&  im  Jahre  1834,  wo  der  Kunstfleife  in 
Bezug  auf  Steuerersparnids  sdon  zehn  Jahre  lang  thä- 
tig  gewesen  war,  wenigstens  eine  Steuer erhöhung  von 
25  pro  Cöit  nöthig  gewesen  wäre,  um  den  damida  er- 
zeugten Brantwein  wirklich  mit  18{  Pfennigen  ffir  das 
Quart  von  50  pro  Cent  Alkoholgehalt  zu  besteuern. 
Wird  diese  Darstellung  des  Sadiverhältnisses  für  ridi* 
tig  erkannt,  so  mufe  auch  anerkannt  werden,  dafs  im 
Jahre  1834  25  pro  Cent  mehr  an  Brantwein  erzeugt 
wurden,  als  die  vorstehenden  Beredlmungen  ergeben  ha- 
ben. Nach  diesen  ergab  sich  aus  der 
G^amu^teueriemnahme  des  Jahres 

1834  von 5,055,275  TMr. 

eme  Brantweinerzeugung  von  .    .      97,061,280  Qrt. 

Wird  die  nach  vorstehenden  Be- 
merkungen wahrsdieinlidie  Mehr- 
erzeugung von  25  pro  Cent  hier 

zugefügt  mit 24,265,320     » 

so  ergiebt  sidi  für  das  Jahr  1834     ~  ~~ 

eine  wahrscheinliche  Brantweiner- 
zeugung zur  Innern  Yerzehrung  von     121,326,600  Qrt. 
Aus  der  Steuereinnahme  des  Jah- 

res  1840  von 6,322,614  Thlr, 

ist  femer  die  Brantweinerzeugung 
für  dasselbe  Jahr  unter  der  Voraus- 
setzung berechnet  worden,  dafs  ein 
Quart  Brantwein  wirklich  mit  18f 
Pfennigen  besteuert  wurde,  wonach 
die  Menge   des   erzeugten  Brant- 

weins  betrog 121,394,208  Qrt. 

Dürften  nun  seit  der  neuesten 
Steuererhdhung  vom  Jahre   1838 
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Tram^mt    121,394,208  Qri. 
auch  noch  fernere  Fortschritte  in 
der  Verkleinerung-  des  GährungSr 
raumes  gemacht  worden  sein :  so  ist 
es  eben  sowohl  wegen  der  Kürze 
des  Zeitraums,  der  seit  dieser  so 
beträchtlichen  Steuererhöhung  ver- 
flossen ist,  als  weil  überhaiqpt  die 
Fortschritte  des  Kunstfleifses  hierin 
doch  zuletzt  auf  eine  unübersteig- 
liehe  Grenze  führen  müssen,  doch 
höchst  unwahrscheinlidi,  dafe  die- 
selbe damab  schon  wieder  10  jmto 
Cent  bätte  betragen  können.    Aber 
selbst    diesen    Satz    angenommen, 
würde  daraus  doch  nur  eine  Ver- 
mehrung^ der  berechneten  Quarte- 
zahl  folgen  Ton  ./......       12,139,420      » 

und  sith  daher  als  höchster  Satz 
für  die  Menge  des  im  Jahre  1840 
zur  innern  Verzehrung  erzeugten 
Brantweins  ergeben 133,533,628   Qr<. 

Die  solchergestalt  berechneten  Zahlen  der  in  den  Jahren 
1834  und  1840  zur  innern  Verzehrung  erzeugten  Quarte 
Brantwein  verhalten  sich  wie  1,000,000  zu  1,100,613, 
das  ist:  die  Vermehrung  betrug;  sehr  wenig  über  10  pro 
Cent.     An  Einwohnern  wurden  gezählt: 

zu  Ende  des  Jahres  1840     .     .     .     14,928,501 

«       1834    ...     13,509,927. 

Diese  Zahlen  verhalten  sich  sehr  nahe  wie  1,000,000  zu 
1,105,002,  das  ist:  die  Vermehrung  der  Einwohher  be- 
trägt ungeföhr  eben  so  viel  als  die  Vermehrung  des.fik 
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ihre  y-enebrang^  erzeagten  Brantweins,  da  auf  den  Um- 
stand,  dafs  sie  sogar  noch  um  ^  pro  Cent  beträchtlicher 
ist,  bei  der  Unsicherheit  der  hier  geführten  Rechnungen 
Tfohl  keine  Rücksicht  zu  nehmen  sein  dürfte.  Es  kann 
zweifelhaft  erscheinen,  ob  der  Znsatz  ron  25  pro  Cent 
für  die  Brantweinerzeugun^  im  Jahre  .1834  nicht  noch 
um  einige  Procente  zu  hoch  angenommen  sd;  -^  aber 
dieselben  Gründe,  yteldbe  für  die  Ermäfsignng  dieses 
Satzes  sprechen,,  gelten  in  einem  noch  weit  h(Aeren 
Maafse  für  Ermäfsigung  des  Satzes  Von  10  pro  Cent, 
welcher  bei  Berechnung  der  Brantweinerzeugung  des 
Jahres  1840  gebraudit  worden  ist.  Hiemach  würden 
etwas  veränderte  ZoUen  des&och  sehr  nahe  zu  densel- 
ben Ergebnifs  führen,  und  es  kann  demnach,  ungeachtet 
der  Unsicherheit  solcher  Berechnungen,  doc^  im  Allge- 
meinen schwerlich  bestritte»  werden,  dafs  dieBrantwein- 
erzeugung  zur  innarü  Verzehrung  während  des  hier  be- 
trachteten Zeitraums  durchschntttllch  im  ganzen  Staat  nur 
ungefähr  in  eben  dem  Yerhältnifs  zuigenomunen  hat,  worin 
sich  die  Zahl  der  Emwohner  vermehrte. 

Obgleich  hiernach  die  Brantweiherzeagung  von  1834 
bis  1840  sich  noch  um  10  pro  Cent  vermehrte,  vermin- 
derte sich  doch  in  demselben  Zeiträume  die  Zahl  der 
Brantweinbrennereien  sehr  bedeutetid.  Sie  betrug  näm- 
lich im  ganzen  Umfange  des  Staats 

im  Jahre  1834  noch  .....  21,031 
im  Jahre  1840  dagegen  nur  .  .  15,333. 
Beide  Zahlen  verhalten  sich  wie  1000  zu  729,  das  ist: 
die  Verminderung  betrug  noch  über  27  pro  Cent  der 
frühern  Anzahl.  Im  Jahre  1834  war  fast  ein  Drittheil 
der  damlils  voihandenen  Brennereien  aufser  Thätigkeit^ 
nämlidi  6585  von  21^31.  Aber  ungeachtet  mehr  als 
eSa  Vieräieil  der  im  Jahre  1834  vorhandenen  Brenne- 
reien 
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reien  in  den  folgenden  sechs  Jahren  ganz  einging,  so 
war   doch  von  den  übrig  gebliebenen  im  Jahre  1840 
noch  beinahe  ein  Yiertheil  unbeschäftigt,  nämlich  3858 
von  15,333.    Es  kann  zwar  nidit  befremden,  daÜB  unter 
einer  so  grofsen  Anzahl  von  Brantweinbrennerei^i  auch 
bei    dem  lebhaftesten  Absätze   ihres  Erzeugnisses  stets 
einige    das   ganze   Jahr   hindurch   unbenutzt  bleiben, 
weil  Sterbefälle,  Besitzveränderungen,  Brände,  Bauten 
und  ähnliche  Zufälle  deren  Benutzung  verhindern.    In- 
dessen sind  dieses  doch  stets  nur  einzdne  Ausnahmen, 
und  der  Stillstand  einer  so  grofsen  Anzahl  von  Brant- 
weinbr^mereien,  als  selbst  nach  einer  so  schnellen  und 
starken  Verminderung   derselben  noch  im  Jahre  1840 
sich  zeigte,  kann  nur  eine  Folge  von  Verhältnissen  sein, 
welche  vielen  Brennereibesitzem  den  Betrieb  ihres  Ge* 
werbes  unvortheilhaft  erscheinen  liefsen.   Die  Bratntwein* 
brennerei  gehört  zu  denjenigen  Gewerben,  deren  Be- 
trieb fortschreitend  in  dem  Maafse  vollkommener  einge- 
richtet werden  kann,  und  demnach  auch  gewinnreicher 
wird,  worin  ihre  Ausdehnung  wächst     Sie  drängt  si(^ 
daher  auch  immer  mehr  in  grofse  Anstalten  zusammen, 
welche  mit  so  vielem  Vortheile  arbeiten,  dafs  die  klei- 
nen mit  ihnen  nicht  Preis  halten  können,  und  nachdem 
sie  noch  einige  Jahre  in  Hoffnung  verbesserter  Umstände 
wenig  beschäftigt  oder  wohl  ganz  ungebraucht  unterhal- 
ten werden,  endlich  ganz  eingehen.    Während  die  Zahl 
der  Brantweinbrennereien  binnen  sechs  Jahren  auf  drei 
Viertheile  des   frühern  Bestandes  herabsank,   wuchs 
doch  gleidizeitig  die  Zahl  derjenigen  von  ihnen,  weldie 
jährlich  1000  Thaler  und  darüber  an  Steuer  entrichten, 
von  1252  auf  1739,  das  ist:  beinahe  in  dem Verhältnifs 
wie  Zwei  zu  Drei.   Diese  Vermehrung  der  grofsen  Bren- 
nereien wird  dadurch  noch  bedeutender,  dafs  nicht  allein 
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ihre  Zahl,  sondern  &aA  der  Vmk^  des  Betriebes  vieler 
tmter  äulen  sehr  erheblich  zunahm.  Wie  viele  von  de- 
nen, die  lihrlich  1000  Thaler  und  dartibeaf  an  Steuer 
lafahen^  sogar  5000  Thaler  und  darüber  zii  steuern  hat- 
tisn»  ergeben  die  Nac^dhlien  für  das  Jahr  1834  und  für 
die  nä^tfolgenden  beiden  Jaiu^  ntdit;  es  waren  ihrer 
aber  in  den  Jahren 

1837 49 

.•'  .      •      1838    .......      78 

1889 147 

1840 -    .     125. 

Ihre  ZAl  hatte  sieh  also  binnäi  nur  drei  Jsikresi  ver* 
/  Atdlacht^  und  dds. Sinken  derselben  im  vierten  Jahre, 

um  überhaupt  nur  22  >  trifft  wesentlich  nur  die  Provin- 
^       Zeil  Braiulenburg;  und  Pommerii,  welche  im  Jahre  1839 
iMch.  81,  nn  Jahre  1840  aber  nur  noch  59,  das  ist:  eben 
22  weniger  Brennereien  hatten,  welche  5000  Thaler  und 
darüber  an  Steuer  zahlten.    In  wieweit  diese  Yenninde- 
rung  nur  durch  zufällige  Umstäide  veranlafst,  und  da- 
her Mos  vorübergehend  gewesen   sein  möchte,   ist  aus 
den  vorliegenden  Nachriditen  nidit  zu  bestimmen.    Sehr 
wahrscheinlich  hatte  jedoch  einen  wesentlichen  Einflu£s 
darauf  die  starke  Erhöhung  der  Steuer  vom  Gährungs-^ 
räume,  welche  mitten  im  Jahre  1838  erfolgte,  und  wo- 
nach  es   doch  wohl  unvortheilhaft  werden  konnte,  dio 
Kartoffeln  in  solcher  Ausdehnung  da  zum  Brantwein^ 
brajnen  anzuwenden,  wo  sie  wegen  der  starken  städti- 
schen Bevölkerung,  vor  Allem  der  so  schnell  anwachsen- 
den Hauptstadt,  stets  zu  hohen  Preisen  für  d«a  unmit- 
telbaren Verbrauch  abgesetzt  werden  konnten.    Im  Ge- 
gensatze der  grofsen  Brennereien  verminderte  sidi  da- 
gegen in  dem  hier  betrachteten  sechsjährigen  Zeiträume 
sdioi^  nicht   unbeträchtUdi   die   Zahl    der   mittleren, 
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-wdche  jäliriich  500  Thalar  und  darüber^  doch  weniger 
als  1000  Thaler  an  Steuer  zahlen;  ihrer  waren: 

im  Jahre  1834  noch 1886 

im  Jahre  1840  aber  nur  .  .  - .  .  1106, 
sie  minderten  sieh  demnach  beinahe  in  dem  YerhältHifB 
von  Fünf  auf  Vier,  Bei  weitem  stärker  sank  jedoch 
die  Zahl  der  kleinen  Brennereien,  welche  weniger  als 
500  Thaler  an  fährlidier  Steuer  entrichten;  ihre  Zahl 
fiel  in  den  hier  betrachteten  sechs  Jahren 

von  ....  9872 
auf  ....  6930, 
das  ist:  beinahe  in  dem  Yerhähnffs  von  Drei  zu  Zwei. 
Diese  Verminderung  wird  noch  bezeichnender  für  die 
Richtung,  welche  das  Brantweinbrennereigewerbe  seit 
1834  nahm,  durch  die  besondern  Verhältnisse  der  da- 
von betroffenen  Anstalten.  Die  Brantweinbrennereien, 
welche  weniger  als  500  Thaler  |ährlicher  Steuer  ent- 
richten, bestehen  aus  drei,  der  gewerblichen  Stelhing 
nach,  sehr  verschiedenen  Klassen.  -Es  befinden  sich  dar^ 
unter  erstens  alle  diejenigen  Brennereien,  welche  w^e^- 
der  Getreide,  nodi  Kartoffeln  oder  sonst  mehlhaltige 
Stoffe  verarbeiten,  und  deshalb  Blasenzins  zahlen.  Z  wei^ 
tens  diejenigen,  welche  zwar  hauptsädilich  Getreide  oder 
Kartoffeln  verarbeiten  und  deshalb  Maischsteuer  zahlen^ 
aber  doch  ihrer  ganzen  Einrichtung  nach  nicht  zur  Un-» 
terstützung  der  Landwirthschaft  bestimmt,  und  deshalb 
auch  noch  mit  dem  vollen  Steuersatz  belegt  sind.  End- 
lich drittens  diejenigen,  deren  nächste  Bestimmung  es 
ist,  eine  Ackerwirthschaft,  bei  der  sie  blos  als  Neben-» 
gewerbe  1)etrieben  werden,  dadordi  zu  unterstützen,  da&. 
aus  den  Ueberbleibseln  einer  Verarbeitung  mehlhaltige 
Bodenerzeugoisse  zu  Brantwetn  ein  wohlfeiles  Futter  ge- 
wonnen, und  mit  Hülfe  des  verbesserteu  Viehstandes  di« 
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Dfin^rerteugiuig^  vermehrt»  folglich  die  Tragharkeit  des 
Bodens  erhöht  wird.  Ais  Kennzeichen  einer  solchen 
Bestimmung  der  Brennerei  hat  die  Steuerbehörde,  wie 
schon  Yorhin  erwähnt  worden,  angenommen,  dafs  die- 
selbe nur  das  ErzeugniCs  des  eigenen  Bodens  an  Ge- 
treide oder  Kartoffeln  verarbeitet,  nur  vom  Isten  No- 
vember bis  höchstens  den  16ten  Mai  in  ThStigkeit  ist» 
und  an  keinem  Tage  mehr  als  einen  Gährungsraum  von 
900  Quarten  oder  33|  KubikfuCs  versteuert  Soldie 
Brennereien  zahlen  in  Rücksicht  dieser  Verhältnisse  nur 
einen  ermäCsigten  Steuersatz.  Nach  den  vorliegenden 
Nachrichten  gehörten  Brennereien: 

im  Jahre  1834      im  Jahre  1840 

zur  ersten  Klasse 1936  1700 

zur  zweiten  Klasse    ....  6050  2151 

zur  dritten  Klasse      .     .     .     .  1886 3079 

Summe  wie  vorhin     .  9872  6930. 

Hiernach  hat  sich  die  letzte  Klasse  sogar  sehr  erheblich 
vermehrt,  nämlich  nahe  in  dem  YerbäLtnifs  von  Drei 
ZU'  Fünf.  Eine  Verminderung  zeigt  sich  dagegen  in 
der  ersten  Klasse,  doch  nur  in  dem  Yerhältnifs  von  bei- 
nahe Acht  zu  Sieben.  Diese  Klasse  besteht  dem  bei 
weitem  gröfsten  Theile  nach  aus  sehr  kleinen  Anstalten^ 
welche  sich  hauptsächlich  in  der  Rheinprovinz  befinden^ 
und  die  beim  Weinbau  vorkommenden  Abgänge  verar- 
beiten. Die  Rheinprovinz  allein  hatte  solcher  Anstalten 
im  Jahre  1834  1915,  und  im  Jahre  1840  noch  1662; 
davon  wurden  an  Steuer  gezahlt  beziehungsweise  27,767, 
und  23,485  Thaler,  so  daCs  auf  eine  solche  Brennerei 
.durchschnittlich  nur  wenig  über  14  Thaler  jähiiidier 
Steuer  kamen.  In  sämmtlichen  übrigen  Provinzen  des 
Staats  befanden  sich  im  Jahre  1834  nur  21,  und  im  Jahre 
1840  nur  38  zu  dieser  Klasse  gehörige  Brantweinbren- 
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nereien,  welche  zusammengenommen  beziehungsweise  üur 
1304  und  4160  Thlr.  an  Steuer  entrichteten,  und  also 
im  Durchschnitte  Jährlich  62  und  109  Thlr.  steuerten. 
Hiernach  waren  diese  Anstalten  zwar  beträchtlich  grö- 
fser  als  in  der  Rheinprovinz,  aber  im  Yerhältnifs  gegen 
die  grofsen  Maischbrennereien  doch  auch  nodi  sehr  un- 
bedeutend; sie  verarbeiteten  gröfstendieils  Abgänge  von 
den  Zuckerraffinerien  in  den  Städten,  und  von  der  Be- 
reitung des  Runkelrübenzuckers  auf  dem  Lande,  und 
ihre  Vermehrung  in  den  letzten  Jahren  ist  wohl  nur 
eine  Folge  der  Einführung  des  letztgenannten  Gewer- 
bes, Die  bei  weitem  gröfste  Verringerung  erlitt  die 
zweite  Klasse,  indem  dieselbe  von  6050  auf  2151,  das 
ist:  beinahe  in  dem  Verhältnifs  wie  Brei  zu  Eins  her-* 
absank.  Zu  dieser  Klasse  gehört  wahrsdieinlicik  der 
gröfste  Theil  der  städtischen  Brennereien,  deren  im 
Jahre  1834  noch  4001,  im  Jahre  1840  nar  noch  2599 
in  Thätigkeit  waren;  ihre  Zahl  hatte  sich  demnach  in 
dem  sechsjährigen  Zeiträume  um  1402,  das  ist:  um  mehr 
als  ein  Drittheil  vermindert.  Aber  noch  viel  stärker 
mu£s  die  Verminderung  der  unter  dieser  Klasse  begrif- 
fenen ländlichen  Brennereien  gewesen  sein,  da  die 
Verminderung  der  ganzen  Klasse  beinahe  zwei  Drittheile 
der  frühem  Anzahl  betrug.  Könnte  —  was  allerdings 
nidit  seinem  ganzen  Umfange  nach  richtig  ist  — >  ange- 
nommen werden,  dafs  sämmtliche  städtische  Bren- 
nereien zu  denjenigen  gehörten,  die  "weniger  als  500 
Thaler  an  Steuer  zahlten :  so  würde  daraus  fdgen,  dafs 
sich  die  Zahl  der  auf  dem  Lande  im  Betrieb  gewesenen 
Brennereien,  weldbe  zur  zweiten  der  vorstdhend  bezeich- 
neten Klassen  gehören,  und  demnach  die  volle  Maisch- 
steuer zahlen,  in  d^i  hier  betrachteten  sedis  Jahren  voi^ 
2049  bis  auf  102  vermindert  hätte.     So  grofs  war  nun 
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m  Felge  der  Unriebt%keit  der  hier  zum  Gtunde  Jieg^en- 
den  Yoraussetsung  ihre  Yerminderung  wirklich  nicht: 
aber  bei  der  tiotorisdh  sehr  geringen  Anzahl  ansehnli- 
cher Brantweinbrennereien  in  den  S<ädt^  möchte  dodi 
wabracheinlich  wenig  mehr  ab  ein  Zehntheil  der  im 
Jahre  1834  auf  dem  Lande  befindlichen,  kleinen,  zum 
ToUen  Satze  steuem<ten  Brantweinbrennereten  noch  im 
Jahre  1840  unter  dieser  Form  des  Betriebes  in  Thä- 
figkeit  terbliebeiä  sein.  Hieraus  ei^ebt  sich  nun,  dafs 
die  Focidauer  des  Betriebes  der  kleinen,  weniger  als 
500/ Thaler  lährlich  steuernden  Brennereien,  soweit  sie 
nicht  blos  Abgänge  Tom  Weinbau  oder  der  Zuckerberei^* 
tmig.retfarbeiten,  dem  bei  weitem  gröfsten  Theile  na^^ 
nur  müglibh  wird  durch  den  Steuererlafs,  welchen  ihnen 
die  Regierung  deshalb  bewilligt,  weil  sie  nnr  zurVer- 
hesaerung  des  Ackerlandes  durch  Vermehrung  des  Jün- 
gers uiiterhaUien  \t erden.  Die  beträchtliche  Vermehrung 
^esa:  Klasse  von  Brennereien  während  der  hier  be- 
trachteten sechs  Jahre  entstand  auch  wahrsdieinlich  nicht 
sowohl  durch  ganz  neue  Anlagen,  als  yielmehr  dadurch^ 
dafs  Brennerden,  vrelche  früher  den  vollen  Maisdisteuer^ 
Satz  bezahlt  hatten,  der  Steuerbehörde  nadiwiesen,  dafs 
sie  nur  eigenes  ErzeugniCs  und  nur  unter  solchen  Be- 
dingungen zu  Brantwein  verarbeiteten,  wodurch  sie  be-* 
rechtigt  wurden,  auf  d^i  Steuererlafs  Anspruch  zu  ma«^ 
eben,  durdi  dessen  Bewilligung  sie  sodann  aus  der  liwei- 
ten  d^r  vorstehend  bezeichneten  Klassen  in  die  dritte 
überging^i. 

f  Aber  diese  Begünstigung  der  kleinen  Brennereien, 
auf  den  Grund  einer  dadurch  bezweckten  Bodenverbes-. 
serung  vermag  dennoch  nicht  zu  hindern,  dafs  der  bei 
weitem  beträchtlichste  Tfaeil  des  Brantweinbrennereige-. 
wcarbes  sich  immer  mehr  in.grofse  AnstaUen  zusammen^- 


487 

dräDgi^  welche  sowohl  der -Zahl  ak  dkm  Uiirfan^  des 
Setriebes  nach  in  schnellem  Steigpen  sind.  ^Wie  sehr  in 
dieser  Beziehung'  sich  schon  im  Jahre  1834  die  IrÜbereB 
Verhältnisse  geändert  hatten,  ergiebt  eine  YergleiehuBg; 
mit  den  [Nachrichten,  welche  die  am  E^ide  dies  Jährea 
1816  aufgenommene  statistische  Tabelle  endiäli.  üaxh 
dieser  befanden  sich  im  Preufsischen  Staate,  mit  Aus- 
nahme desjenigen  Theils  desselben^  .welcher  jetzt  die 
beiden  westlichen  Provinzen  liildet,  Brautweinbren- 
nereieu:  > 

in  den  Städten      ...     .     .       8,464 
auf  dem  Lande      .     .     .     .     .     10,554 

überhaupt     .     19,018, 

welche  jedoch  nur  erzeugten  Quarte  Brantweiü: 

in  den  Städten     ....     31,001,901 
auf  dem  Lande    ...     .     25,278,463 

überhaupt     .     56,280,364; 

und  es  kamen  hiernach  auf  eine  Brennerei  durchschnitt- 
lich nur  Quarte  Brantwein: 

in  den  Städten 3665 

auf  dem  Lande    ......     2395. 

Aus  diesen  allerdings  nur  i^hr  unzuverlässigen  Nachrieh-- 
ten  ergiebt  sich  w^gstens  so  viel,  da&  die  Zahl  dei^ 
ländlichen  Brenneireien  sidi  zu.  der  Anzahl  der  städ- 
tischen  damals  ungefähr  wie  Fünf  zu  Vier  verhielt^ 
also .  verhältnitsmäfsig  nidbt  sehr  viel  gröfser  war;  bei- 
derlei Brantweinbrennereien  waren  dem  bei  weitem  grd£»f 
ten  Theile  nach  nur  sehr  imerheblich.  Nach  dem  Jet^ 
bestehenden  Steuersatze  von  18|  Pfennigen  für  das  Quart 
Brantwein  von  54  pro  Cent  Alkoholgehalt  hätte  damals 
unter  Voraussetzung  des  gleichen  Weingeistgehalts  ihres 
Ejrzeugnisses 
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eiae  städimhe  Brennerei  nur    .     .     191  Thlr. 
eine  ländliche  Brennerei  sogar  nur    125      >> 
durchschnittlich  an  jährlicher  Steuer  zu  zahlen 
gehabt.     Im  Jahre  1834   enthielt  der  Preufsische  Staate 
mit  Ausnadime  der  beiden  irestlidieu  Provinzen,  Brant- 
Weinbrennereien: 

in  den  Städten 4,410 

auf  dem  Lande      ...     *  8,229 

überhaupt    .     12,639^ 
weldie  unter  der  Voraussetzung,  dafs  jedes  Quart  Brant- 
wein  wirklich  mit  18|  Pfennigen  besteuert  worden  wäre, 
zusammengenommen  doch  wenigstens  erzeugten: 

Quarte  Brantwein  ...  83,266,291. 
Ungeachtet  sich  also  die  Brantweinerzeugung  in 
den  inzwischen  verflossenen  18  Jahren  doch  etwa  in 
dem  Verhältnisse  von  Zwei  zu  Drei  vermehrt  hatte, 
so  hatte  sich  dennoch  gleichzeitig  die  Zahl  der  Bran  t- 
weinbrennereien  sehr  erheblich  vermindert;  in  den 
Städten  war  sie  auf  die  Hälfte,  —  auf  dem  Lande  auf 
vier  Fünftheile  ihres  frühern  Betrages  herabgesun- 
ken. Dies  koimte  nur  geschehen,  indem  zugleich  der 
i  Umfang  des  Betriebes  in  den  einzelnen  Brantweinbren- 
nereien  sich  beträchtlich  erweit^iie.  Es  mangelt  an  Nach- 
riditen,  wieviel  von  dem  1834  erzeugten. Brantwein 
insbesondere  auf  die  städtischen  uml  auf  die  ländlichen 
Brennereien  kommt.  Ungeachtet  der  starken  Yerminde^ 
rung  der  Zahl  der  Brennereien  seit  dem  Jahre  1816 
war  doch  von  den  im  Jahre  1834  noch  vorhandenen  ein 
beträchtlicher  Theil  unbeschäftigt,  nämlich: 

in  den  Städten 1759 

auf  dem  Lande 2317 

überhaupt     .     4076 ; 
in  jenen  also  beinahe  zwei  Fünftheile,  in  diesen  zwei 
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Siebentfaeile  der  überhaupt  vorhandenen.  Ed  war 
demnach  auch  für  die  bereits  so  sehr  Terminderte  Zahl 
der  Brantweinbrennereien  damals  bei  weitem  nidit  mehr 
hinreichoader  Absatz  vorhanden,  was  unter  den  angeg^e- 
benen  Umständen  nur  dadurch  möglich  wurde,  dafs  der 
vergröCserte  Betrieb  der  in  Thätigkeit  befindlichen  die 
unbeschäftigten  überflüssig  machte.  Wie  seit  1834  sich 
die  2^hl  der  Brantweinbrennereien  noch  femer  fort- 
schreitend verminderte,  während  das  GesammterzeugniCs 
derselben  etwa  in  gleichem  Verhältnifs  mit  der  Einwohr* 
nerzahl  wuchs,  ist  weiter  oben  bereits  dargestellt  wor- 
den; es  dienen  die  vorstehend^i  Betrachtungen  daher 
nur,  noch  anschaulicher  zu  machen,  wie  tief  in  dem  We-» 
sen  des  Brantweinbrennereigewerbes  selbst  die  Richtung 
gegründet  ist,  sich  immerfort  in  immer  gröüsere  Betrieb»^ 
anstalten  zusammenzudrängen. 

Die  nächste  Folge  dieser  gewerblichen  Richtung  ist, 
dafs  die  Yortheile,  welche  der  Bodenverbesserung  aus 
einer  Verbindung  der  Brantweinbrennerei  mit  der  Acker- 
wirthschaft  erwachsen,  sich  immer  mehr  auf  einzelne 
Lan^^üter  besdiränken.  Schon  jetzt  entbehrt  diesen  Vor- 
theil  nicht  nur  der  sehr  beträchtliche  Theil  des  Bodens, 
wdcher  in  Bauergüter  vertheilt  bewirthschaftet  wird, 
oder  selbst  gröfseren  Gütern  angehört,  die  nur  nidit 
den  Werth  von  15,000  Thlr.  nach  landschaftlicher  Ab- 
schätzung erreichen,  sondern  es  kann  auch  ein  grofser 
Theil  der  ansehnlichen  Landgüter  densdben  nicht  be-» 
nutzen,  weil  es  ihm  unmöglich  bleibt,  für  sein  Erzeug- 
nifs  an  Brantwein  hinreichenden  Absatz  zu  finden.  Un- 
ter diesen  Umständen  wird  eine  fortwährend  wachsende 
Bodenfläche  doch  ohne  Hülfe  der  Brantweinbrennerei 
bewirthschaftet  werden  müss^  und  sich  immer  allgemei'* 
ner  das  natüdidbe  Yerhältnifs  wiederherstellen,  wonadi 
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der.  Boden  anabhltogig  von  Gewerben,  die  seiner  land- 
^irthsckiftlidieu  Benutzung^  fremd  sind,  blos  durck  ein 
rkhtiges  Yeriiältnifs  zwischen  der  Erzeug^ung^  von  Ge- 
wachsen,  welche  zur  Ernähning  des  Viehes  onmiflelbar 
dienen,  und  der  mannigfaltig^en  anderen,  für  menschliche 
Zwecke  nöthigen  Bedüi;fiiisse  seine  fortschreitende  Yer* 
edlnng  erhält.  In  all^i  einigermafsen  erheblichen  G^ 
geofitänden  der  menschlichen  Thätigkeit  kommen  B^ 
spiele  dnes<  Verfahrens  vor,  das  sogleich  einleuchtende 
und  wahriiaft  bedeutende  Vortheile  gewährt,  das  aber 
in  seiner  fortschreitenden  Entwickciung  früher-  ungeab- 
nete  Nachdibeile  in  solchem  Uebemaals  erzeugt,  dafs  es 
endHch  als  dne  Verirrung  erkannt,  und  wo  nicht  ganz 
au%egeben,  so  doch  auf  besondere,  sorgfältig  auszuwäh- 
lende Fälle  beschränkt  werden  muis.  Ein  sehr  bekann- 
tes Beispiel  von  solchem  Verfahren  ist  die  Verwendung 
von  Kindern  zu  Fabrikarbeiten,  wobei  sehr  ansehnliche 
und  zur  Beförderung  des  Absatzes  höchst  wirksame  Lohn- 
ersparnisse mit  der  Verkrüppelung  des  aufkeimenden  Ge- 
schlechts an  Leib  und  Geist  doch  bei  weitem  zu  theuer 
erkauft  werden.  Die  ähnliche  Bewandniüs  hat  es  mit 
der  Anwendung  mehrerer  Gewerbe,  und  namentlich  auch 
der  Brantweinlnrennerei,  zur  Verbesserung  der  Boden^ 
kultur.  Unverkennbar  hat  dieselbe  zur  Erhöhung  des 
Düngungszustandes  und  der  dadurd^  bewirkten  Vermeid 
mng  der  Fruchtbarkeit  des  Bodens  sich  sehr  wixksam 
bewiesen;  -<-  aber  es  ist  auch  hiermit  zugleich  ein  drin- 
gender Antrieb  gegeben  worden,  den  Verbrauch  äes 
Bnmtweins  zu  befördern.  Wie  mächtig  dieser  Antrieb 
ist,  bezeugt  die  grofse  Anzahl  von  Brantweinbrennereien, 
welche  bei  Landgütern  angelegt  wurden,  um  ihrer  Ak^ 
kerwirthschaft  die  erwähnten  Vorthdle  eines  erhöhten 
Düngungszustandes   anzueignen,   und  welche  fetzt  nur 
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zögernd  aufg'egelieii  yrerdea,  iff«il  sidb  bdt  fler  «lifiNif« 
haltsaman  Neigung*  des  Gewerbes  zur  Yereinigung  iii' 
grofse  Anstalten  kein  lohnender  Absatz  für  den  erzeug*^ 
ten  Brantwein  bewirken  läfst. 

Ehe  die  gemeinscfaUdlichen  Folgen  dieses  Yedbäli*^ 
nisses  des  Brantweiubrennereigewerbes  Übersiditlidi  dar«i 
gestellt  und  gewürdigt  werden ^  sei  es  vergönnt,  noch 
daran  zu  erinnern,  dafs  überhaupt  bei  d^m  Betriebe  Tie^ 
1er,  und  zum  Theil  sehr  ansehnlicher  Gewerbe  Abfälle 
verbleiben,  welche  ein  wohlfeilem  und  gedeihliches  Viehr. 
futter  geben.  Dahin  gehören  vor  Alleiti  Kleiea  und 
Nachmehl  als  Abgang  vom  Verarbeiten  des  Getretdea 
zu  Mehl  und  Graupe;  femer  Oelkuchen  als  üeberrest 
der  zum  Auspressen  der  Oele  verwendeten  Sänu^ei^i^ 
sodann  Traber  als  Ueberbleibsel  des  Malzes  bei  der^ 
Bierbrauerei.  Audi  die  Bereitung  der  Stärke,  des  Karr 
toffelmehls  und  einiger  andern  Fabrikate  aus  PjSanzen-- 
Stoffen  läfst  zur  Fütterung  noch  sehr- brauchbare  Ab- 
gänge zurück.  Niemand  ist  gehindert,  diese  in  seinen 
gewerblichen  Anstalten  erzengten  Abgänge  in  der  Be^ 
wirthschaftnng  eines  Bodens,  den  er  selbst  besitzt,  za 
verbrauchen,  und  dadurch  das  Unterhalten  eikies  daar 
Umfange  und  der  Benutzung  desselben  angemessene 
Viehstandes  zu  erleichtern;  aber  eine  Vereinigung  der 
vorgenannten  Gewerbe  mit  dem  Betriebe  der  Ackere 
wirthschaft  wird  weder  durch  die  Landesverfassung,  nocfe 
dui'ch  eine  schonende  Beachtung  bei  der  Steuererhebung^ 
besonders  begünstigt.  Beides  gesdüeht  jedoch  in«  fie^ 
zug  auf  die  Brantweinbrennerei  unter  den  jetzt  bestem 
henden  Verhältnissen  im  Preufsischai  Staate.  Bas  G^^. 
werbepolizeigesetx  vom  Tteii  September  1811  bestimmt, 
ausdrücklich,  dafs  aufserhalb  der  Städte  neue  Brantwdi^ 
brennereien  nur  allein  in.  Verbindung  mit  Landgütern,* 
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welche  wenig^stens  15,000  Thaler  nadi  landschaftlicher 
Taxe  werth  sind,  angelegt  werden  dürfen,  und  beschränkt 
hierdorch  sehr  wesentlich  einen  Betrieb  der  Brantwein- 
brennerei,  der  nicht  mit  der  Bewirthschaftung  eines  an- 
sehnlichen Landgutes  in  Verbindung  steht.  Zwar  ist 
auch  die  Ertheiluitg  neuer  Branbereditigungen  auf  dem 
Lande  der  gleichen  Beschränkung  unterworfen,  doch  nur 
soweit  eine  solche  Berechtigung  nicht  blos  zur  Befrie- 
digung des  eigenen  Bedarfs,  sond^n  auch  zum  Absätze 
des  erbrauten  Bieres  nachgesucht  wird.  Das  Brauen 
tum  eigenen  Bedarf  wird  auf  dem  Lande  in  einem  gra- 
ben Umfange  gestattet,  und  durch  die  Gesetzgebung  so- 
gar besonders  begünstigt;  es  steht  einer  jeden  ländli- 
chen Haushaltung  in  soweit  gänzlich  frei,  als  dazu  nur 
die  gewöhnlidien  Küchengeräthsdiaften  gebraucht  wer- 
den. Auch  wird  das  dazu  verbraudite  Malz  nur  in  so 
fern  einer  Besteuerung  unterworfen,  als  in  der  Haus- 
genossenschaft, wofür  diese  sogenannte  Kesselbrauerei 
bestimmt  ist,  nicht  mehr  als  zehn  überrierzehnlährige 
Personen  leben;  nur  da,  wo  die  Hausgenossenschaft  eine 
gröfsere  Zahl  übervierzehnjähriger  Personen  enthält,  oder 
wo  das  Brauen  zum  eigenen  Bedarf  auf  dem  Lande  mit 
besonders  dazu  bestimmten  Geräthschaften  betrieben  wird, 
unterliegt  es  einer  Besteuerung,  weldie  jedoch  auch  da- 
durch sehr  erleichtert  wird,  dafs  statt  der  Versteuerung 
cBes  zu  jedem  einzelnen  Gebräue  erforderlichen  Malzes 
dne  jährliche,  den  Umständen  nach  zu  bestimmende  Ab- 
findungssumme angenommen  wird.  Alles  Brantweinbren- 
nen  ohne  Ausnahme  gilt  dagegen  für  ein  Gewerbe, 
dessen  Erzeugnifs  nidit  blos  zum  eigenen  Gebraudi, 
sondern  hauptsächlich  zum  Absatz  bestimmt  ist,  und  des- 
sen Ausübung  demgemäfs,  aufser  den  sdion  fr-üher  Be- 
rechtigten^ nur  den  Besitzern  ansehnlicher,  wenigstens 
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einen  landschaftlichen  Taxwerth  von  15,000  Thalern  er- 
reichender Landgüter  gestattet  wird.  Demnach  ist  im 
AUganeinen  das  Brantweinbreonenauf  dem  Lande  an  ver- 
hältnifsmäfsig.  bedeutenden  Bodenbesitz  gebunden,  vtäh* 
rend  wenigstens  das  Brauen  zum  eigenen  Gebrauch  sol- 
cher Beschränkung  nidit  unterliegt  Andere  Gewerbe^ 
deren  Abgänge  gleichfalls  zu  Yiehfutter  dienen,  als  Mebl*^ 
Graupen-  und  Oelmühlen,  Stärke-  und  Kartoffelmehl- 
fabriken  u.  s.  w.,  können  auch  aufser  den  Städten  un^ 
beschränkt  und  ohne  Verbindung  mit  einer  Ackerwirth- 
schaft  betrieben  werden.  Aus  dieser  yerschiedenen  Be^ 
handlung  von  Gewerben,  welche  in  Bezug  auf  die  He* 
nutzung  der  Abfälle  davon  nahe  verwandt  sind,  ergiebt 
sich,  wie  sehr  es  der  Regierung  angelegen  war,  die  Be« 
nutzung  des  Brantweinbrennens  zur  Verbesserung  des 
Düng;ungsstandes  den  Wirthsdiaften  vorzubehalten,  wel- 
che deren  gemeinhin  am  meisten  bedürfen,  nämüch  den- 
jenigen Landgütern,  deren  grofse  Ackerfläche  ia  Erman^ 
gelung  anderer  Mittel,  einen  verhältnifsmäfsigea  Vieii* 
stand  zu  unterhalten,  bei  der  bisher  üblichai  Bewirth* 
schaftung  nicht  hinlänglich  bedüngt  werden  konnte.  Zu 
dieser  Begünstigung  tritt  nun  noch,  daCs  wesentlich  zum 
Vortheil  der  zu:  solchem  Zwecke  bestimmten  Brantweiün 
brennereien  nidit  nur  der  Blasenzins  in  eine  Maiscb^ 
Steuer  verwandelt,  sondern  auch  diese  nocji  für  Bren^ 
nereien,  welche  hauptsächlich  zur  Verbesserung  des  Düa- 
gungszustandes  unteriialten  werden,  beträditlich  ermär 
fsigt  ist,  um  ihnen  das  Bestehen  neben  den  fiir  den  gro^ 
fsen  Verkehr  in  weiterm  Umfange,  ui^  deshalb  vortheil- 
hafter  betriebenen  Brennereien  möglich  zu  machen.  Es 
ist  allerdings  nicht  zu  verkennen,  dafs  kein  anderes  Ge-« 
werbe  reichlichere  Abgänge  zur  ViehfQtterung  gewährt; 
als  die  Brantweinbrenoerei.    Audi  mufs  der  Brantwein^ 
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tfchlamili  eben  so  -nie  <tte  TrHbern  und  der  Abfall  von 
«kr  Stärke*  und  Kartoffehnehlbereitang  bald,  und  folg-- 
licfa  in  der  Nähe  der  Fabrikationsstätte  v^braucht  wer- 
den,  weil  er  sonst  in  eine  Grähnmg  übergeht^  wodurch 
er  zum  Verfüttern  untauglich  wird;  Kleien,  Nachmdil 
und  Oelkudien  können  dagegen  ohne  Naehtheil  lange 
aufbewahrl^  und  daher  auch  in  gröfserer  Entfernung  von 
dcb  Mühlen  benutzt  werden.  Von  den  letzteren  gehen 
jibrlich  Sdiiffsladungen  aus  der  Ostsee  nach  Holland. 
So  zeigt  sich  freilidi  der  Brantweinsdilamm  am  meisten 
zur  UnterstüteuBg  der  gröfisem  Ackerwirthschaften  ge- 
eignety  und  wenn  dieser -Zweck  ausschliefslich,  oder  doch 
überwiegend  beachtet  wird,  so  erscheinen  die  Vorerwähn- 
ten  Begünstigungen  allerdings  gerechtfertigt. 

Wenn  auch  in  den  letzten  sechs  Jahren,  und  w^hr- 
scheinlidi  schon  seit  einer  noch  längern  Zeit,  das  Erzeu- 
gen und  mithin  der  Verbrauch  von  inländischem  Brant^ 
wrin  nicht  mehr  in  einem  gröfsern  Verhältnisse  zuger 
Dommen  haben  dürfte,  als  worin  auch  die  Volkszahl 
selbst  ^eidizeitig  gewachsen  ist:  so  kann  doch  nicht 
Terkannt  werden,  dafa  überhaupt  in  diesem  neuem  Zeit- 
räume jährlich  sehr  Viel  mehr  Brantwein  erzeugt  wird, 
ab  vor  sechszig  und  mehr  Jahren,  wo  der  Betrieb 
der  Brantweinbrennereien  auf  dem  Lande  noch  sehr  be< 
schränkt,  und  ihre  Benutzung  zur  Verbesserung  des  Dün- 
gwdgszustandes  der  Landgüter  noch  ungewöhnlich,  na- 
meadich  aber  im  grdCsten  Theile  des  Preufsischen  Staats 
Bodk  beinahe  unbekannt  war.  Aus  den  voriiin  au%e- 
stellten  2^hlenangaben,  welche  den  Zustand  des  Braut-' 
weinbrennereigewerbes  in  den  einzelnen  ProTinzen  des 
Pre^fs.  Staats  nachweisen  >  ergiebt  sich  unverkennbar, 
dafis  ,es  nicht  die  Zunahme  der  Nachfrage  nach  Brant- 
wein^ sondern  ein  inmier  aUgemeiner  anerkanntes  Be«- 
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dfirMfe  wi^,  den  Düngting;83!;iislaDd  der  grdfigem  Land- 
guter  durch  eine  Yerbindang*  der  BrantwetnbrennerA 
mit  der  Ackenrirthschaft  zu  verbessern,  was  die  gtotm 
Yermehrung'  der  ländlichen  Brtotweinbretmerekm  er^ 
zeugte.  Bafs  diese  Yermehrung  bei  weitem  das  Alaafs 
überschritt,  worin  hinreichend  lohnender  Absatz  fSiir  di« 
viei^i  neu  entstehenden  Brantweinbrennereien  zu  sehafi- 
fen  war,  gdt  nicht  nunder  klar  daraus  hervor,  dafs  fort- 
während eine  sehr  beträchtlidie  Zahl  der  vorhandenen 
&rantwieäibrennereien  das  ganze  Jahr  hindurch  unbenutzt 
bi^ben  mufste.  Selbst  die  grofse  Yerminderung  dar  An- 
zahl der  bestehenden  Brennereien,  welche  während  dra 
kurzen  Zeitraums  von  1834  bis  1840  vorgenomnienwurdej 
hat  diesen  Uebelstand  nur  wenig  zu  mindern  vermocAt^ 
denn  die  Wirkung,  welche  das  gänzliche  Eingehen  sd 
vieler  Brennereien  auf  die  Menge  des  erzeugten  Bi^ant* 
weil:»  sonst  allerdings  äüfsem  konnte,  wurde  voUstän^ 
dig- dadurch  wieder  au%ehoben,  dafs  ein  Theil  derüb^ig^ 
gebliebenen  Yortheil  dabei  fand,  den  Betrieb  fortsdirel^ 
tend  sehr  beträchtlich  zu  erweitem*  Der  Brang,  für 
eine  nicht  durch  die  vermehrte  Kacbfrage,  sondern- durcU 
gänzlich  davon  unabhitogige  wlrdischafdicfae  Yerhältnisse 
herrorgebrachteBrantweinerzeugung  dennoch  hinreidiend 
lohnenden  Absatz  zu  gewinnen,  muf^e  zunächst  ein  %e^ 
trächtlidies  Sinken  der  Brantw^npreise  veranlassen.  Dies 
zeigte  sich,  wie  bereits  weiter  oben  ausgeführt  worden/ 
vorzüglich  im  grofsen  Yerkehr,  worin  diejenigen  B^en- 
n^eien  besonders  immerfort  niedrigere  Preise  stellen^ 
konnten,  die  theils  durch  den  grofsen  Umfang  ihres  Be^ 
triebes,  theils  in  Folge  besoi^erer  wirthschaMidier  Yer- 
hältnisse noch  bei  Preisen  Yortheil  finden  konnten,  wo-- 
bei  der  grofsen  Mehrzahl  der  ländlichen  Brennereibe^ 
sitzer,  durchaus  kein  angeme^ener>  Lohn  fUr  ihre  'Bi^en^ 
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nereieii  übrig  bUeb.  Za  den  gedaditen  wirtfasdiaMichen 
Verhältnissen  gehört  ee  namentlich,  dafs  Spiritus  von 
80  Graden  Alkoholgehalt  sehr  viel  leichter  auf  weite 
Entfernungen  zu  Lande  verführt  werden  kann,  als  das 
Bodenerzeugnifs,  woraus  derselbe  nadi  dem  jetzt  allge- 
mein bekannten  Verfahren  gewonnen  wird.  Dieser  Vor- 
theil  zeigt  sidi  im  höhern  Maafse  bei  grofsen  Landgü- 
tern in  Gegenden,  welche  zum  Theil  zwanzig  und  mehr 
Meilen  von  allen  gröfsern  Marktstädten  entfernt  sind, 
Ueberflufs  an  sonst  unverkäuflidiem  Brennmaterial  be- 
sitzen, und  weite  Felder  mit  Kartoffeln  besetzen  kön- 
nen. Die  beträchtliche  Anzahl  sehr  grofser  Brantwein- 
brennereien  in  den  Provinzen  Posen  und  Wesipreufsea 
entstand  besonders  in  Folge  dieser  wirthschaftlic^en  Stel- 
lung. Aber  auch  in  der  Nähe  der  volk-  und  verkehr- 
reidisten  Städte  können  Brennereien,  welche  mit  allen 
Vortheilen  sehr  ausgedehnter  Anstalten  arbeiten,  unge- 
achtet des  theurern  Materials,  Brennstoffs  imd  Arbeits^ 
I^ms  audi  bei  sehr  erniedrigten  Brantweinpreisen  sich 
noch,  hinreichend  verzinsen  durch  die  Benutzung  des 
Brantweinschlamms  zur  .Ernährung  von  Milchkühen,  da 
frische  Milch  iü  solchen  Lagen  einen  sehr  hohen  Ertrag 
gewährt.  Die  grofse  Mehrzahl  der  Rittergutsbesitzer 
und  anderer  Inhaber  von  ansehnlichen,  doch  nicht  groCse 
Herrschaften  bildenden  Landgütern  ist  weder  im  Besitze 
solcher  besondern  Vortheile  der  Lage,  noch  des  zu  sehr 
grofsen  Brennereianstalten  erforderlichen  Kapitals.  Vie- 
len derselben  ist  es  keinesweges  mehr  zweifelhaft,  dafs 
bei  den  jetzt  bestehenden  Brantweinpreisen  im  Grofsen 
der  Brantweinschlamm  nicht  mehr  ein  besonders  wohl- 
feiles Fütterungsmaterial  bleibt;  sie  glauben  sich  indefs 
genöthigt,  das  Brantweinbrennen  dennoch  fortzusetzen, 
weil  ihre  Wirthsdiaft  einmal  darauf  dlngeriehtet  ist,  und 

sie 
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sie  die  Kosten  und  Gefahren  einer  Umwandlung;  dersel* 
ben  sdieuen.  Viele  rechnen  aber  andi  nicht  g^en^u  ge- 
nug, um  einzusehen,  wie  ganz  ertraglos  ihr  Brennerei- 
betrieb geworden  ist;  die  Annehmlichkeit,  aus  dem  Ver- 
kaufe von  dem  den  Winter  über  erzeugten  Brantwein 
auf  den  Märkten  der  grofsen  Städte  verhältnifsmäfsig 
beträchtliche  Summen  auf  einmal  ausgezahlt  zu  bekom- 
men, verblendet  sie.  Es  fehlt  deshalb  sogar  nodi  im- 
mer nicht  an  Beispielen,  dafs  neue  ländliche  Brenne- 
reien vereinzelt  erriditet  werden,  während  so  viele  längst 
bestandene  theils  eingehen,  theils  unbenutzt  bleiben.  Ist 
der  Brennereibetrieb  eines  Landguts  überhaupt  nidit  be- 
trächtlich, so  kann  es  wohl  in  den  Sdiankstätten,  worin 
es  das  Verlagsrecht  hat,  und  Überhaupt  im  Einzelnen 
noch  so  viel  zu  den  ansehnlichen  Vereinzelungspreisen 
absetzen,  dafs  wirklich  noch  Gewinn  Übrig  bleibt.  Im 
Allgemeinen  ist  durdi  die  Verhältnisse,  worin  sich  die 
Brantweinbrennerei  zur  Zeit  befindet,  dem  hödist  adit- 
baren  und  einflufsreidien  Stande  der  mittlem  Gutsbe- 
sitzer ein  dringender  Antrieb  gegeben,  den  Verbrauch 
des  Brantweins  durch  jedes  erlaubte  Mittel  zu  beför- 
dern. Mit  gerechtem  Unwillen  weist  derselbe  den  Ver- 
dacht zurück,  dafs  er  die  Völlerei  begünstigen  oder 
überhaupt  nur  ein  gemeinschädliches  Uebermaafs  des 
Brantweingenusses  billigen  wolle.  Nur  diejenigen,  wel- 
che Landgüter  blos  zum  Wiederverkauf  erwerben,  dürf- 
ten sich  nicht  immer  von  dem  Verdadite  reinigen  kön- 
nen, dafs  sie  in  der  Wahl  der  Mittel,  einen  bedeuten« 
den  Brantweinabsatz  während  ihrer  kurzen  Betriebszeit 
anzuregen,  nidit  eben  bedenklich  waren.  Die  bei  wei- 
tem überwiegende  Mehrzahl  der  ländlichen  Brantwein- 
brennereibesitzer  erkennt  gewifs  allzu  klar  den  Werth 
nüditerner  Untersassen  und  Arbeiter,  als  dafs  sie  selbst 
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ibr«n  Absatz  auf  "Kosten  der  Sittlichkeit  zu  fördern  su- 
chen könnte.  Sehr  smgenelnn  wird  ihr  aber  dennoch 
eine  Yermebrung  des  Absatzes  bleiben,  welche  nur  da- 
durch entsteht,  dafs  ein  anscheinend  sdion  vorhandenes 
Bedürfnifs  eine  leichtere  Befriedigung^  findet  Leute, 
welche  schwere  Arbeit  verrichten,  noch  überdies  allem 
Ungemach  der  Witterung  dabei  trotzen  müssen,  werden 
inmier  geneigt  sein,  sich  geistiger  Getränke  zur  Stär- 
kung zu  bedienen,  und  aus  Gründen,  welche  bereits 
oben  entwickelt  word^i,  dem  Brantwein  dabei  den  Yor- 
zi^  zu  geben;  auch  werden  die  Wirkungen  desselben 
bei  mäfeigem  Genus^  hier  allerdings  vortbeilhaft  er- 
scheinen. Es  kann  unter  solchen  Yeiitältnissen  nur  für 
eine  woblthätige  Fürsorge  gelten,  wenn  die  Yerwen- 
dung  des  Brantweins  zu  solchem  Zweck  durch  Wohl^ 
fellheit  und  Nähe  der  Schankstätten  ^leichtert  und  ver- 
breitet wird,  und  in  diesem  Sinne  dürfte  sich  das  durch 
den  Drang  der  Mitbewerbung  so  sehr  gesteigerte  Be- 
dürfnifs, hinreichenden  Absatz  für  den  erzeugten  Brant- 
wein zu  finden,  wohl  vielfältig  geäufsert  haben.  Es  ist 
zum  Theil  Sitte  geworden,  dem  ländlichen  Gesinde  zum 
Frühstück  ein  Glas  Brantwein  zu  geben,  und  wo  die 
Mehrzahl  der  Wirthe  diese  Sitte  bereits  angenommen 
hat 9  st^t  es  nicht  mehr  in  der  Macht  des  Einzelnen, 
sich  derselben  nidit  auch  zu  fügen;  nicht  minder  ist  es 
gew4>hnlich.  Tagelöhnern  statt  einer  Zulage  in  Gelde 
neben  dem  landüblichen  Arbeitslohn  nodi  ein  Glas  Brsmt- 
wein  zu  v^abreicben.  Endlich  wird  bei  festlichen  Be- 
wirthungen  ländlicher  Arbeiter  nicht,  wie  früher,  blos 
Bier,  sondern  um  so  mehr  auch  Brantwein  gegeben,  als 
das  Bier  meist  zu  schlecht  ist,  um  mit  Wohlbehagen 
genossen  zu  werden.  Noch  vor  fun&ig  Jahrei3i  war  es 
allgemein  gewöhnlich,  Fuhrkneohten  und  Sdiiffem  statt 
eines  Trinkgeldes  ein  Quart  Bier  verabreichen  zu  las- 
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sen;  jetzt  ist  fast  allgemein  ein  Glas  Brantwein  an  des- 
sen Stelle  getreten,  weil  wohl  überall  guter  Brantwein, 
aber  nur  ausnahmsweise  gutes  Bier  käuflich  ist«  Ob- 
wohl bei  allen  diesen  Verwendungen  des  Brantweins 
durchaus  nur  ein  mäfsiger  und  wohlthätiger  Genufis  des- 
selben beabsichtigt  wird,  so  bleibt  die  Wirkung  davon 
doch  nicht  aus,  dessen  Yerbraudi  im  Allgemeinen  zu 
fördern  und  endlich  zürn  Bedürfhifs  zu  macl^en.  Aller- 
dings sind  Beispiele  von  Grundherrschaften  bekannt, 
welche  mit  beträditlicher  Aufopferung  an  Einkünften 
den  Brantweinverbrauch  in  den  von  ihnen  abbängigeii 
Schankstättea  ^u  beschränken,  den  Gebrauch  des  Biers 
dagegen  beliebter  zu  machen  suchten,  oder  auch  Zula^ 
gen  und  Belohnungen  zur  Ermunterung  ihrer  Unterget 
benen  lieber  in  baarem  G^lde,  als  mit  beträchtlidier  Er* 
sparnifs  in  Brantwein  gaben;  dies  mu&ten  indessen  um 
so  inehr  seltene  Ausnahmen  bleiben,  als  minder  wohl- 
habende Gutsbesitzer  sich  durch  die  Nothwendigkeit,  )e^ 
den  erlaubten  Yortheil  zur  Verbesserung  einer  oft  sehr 
bedrängten  Lage  zu  nutzen,  meist  gedrungen  fühlten^ 
ihre  Branntweinbrennerei  so  weit  auszudehnen,  als  nur 
irgend  noch  lohnender  Absatz  oder  ersparende  Verwen- 
dung für  ihr  Erleugnifs  zu  schaffen  war. 

Nach  der  weiter  oben  angestellten  Uebersidit  der 
Verhältnisse  des  Brantweinbrennereigewerbes  in  den  ein- 
zelnen Provinzen  des  Preufsischen  Staats  kamen  von  dem 
zur  inn^n  Verzehrüng  erzeugten  Brantwein  durchschnitt- 
lich -auf  den  einzelnen  Einwohner  Quarte  Preufsischen 
Maafses: 

m  den  Provinzen  im  Jaltpe  1840        im  Jahre  1834! 

1.  Brandenburg     .     .     .     .     13|  lln 

2.  Pommern      .....      ^  8| 

3.  Wes^reufeen   ....      %  6^ 
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in  ^en  Provioien 

im  Jalire  1840 

im   Jabrc  18Si 

4. 

Posen       .... 

.     .      8| 

5| 

5. 

Sachsen    .... 

.     .      8Ä 

8 

6. 

Ostpreufsen      .     . 

.     .      8Ä 

7J 

7. 

Schlesien       .    .    . 

.     .      7^ 

7 

8. 

Westphalen       .     . 

.     .      5J 

5| 

9. 

RheinproTinz    .     . 

.     .      4| 
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Sdilüsse  Yon  diesen  Zahlen  auf  den  Zustand  des  Brant- 
weingenusses  in  den  einzelnen  Provinzen  sind  jedoch 
nur  unter  Erwägunge  der  nachstehend  bezeichneten  Ver- 
haltnisse zulässig.  Es  ist  schon  oben  bemerkt  ivorden, 
dafs  vfirUich  mehr  Brantwein  erzeugt  worden  ist^  als 
die  Berechnungen  ergeben,  worauf  sich  die  vorstehcB- 
den  Zahlen  gründen,  weil  Gesetze,  wonach  der  GHh- 
rungsraum  besteuert  wird,  nicht  sogleich  allen  Fort- 
sdiritten  in  der  Benutzung  dieses  Raumes  folgten/ und 
daher  das  Quart  Brantwein  von  50  pro  Cent  Alkoholgie- 
halt  nicht  so  hoch  von  der  Steuer  betroffen  wurde,  als 
bei  Beredmnng  dieser  Zahlen  vorausgesetzt  worden  ist 
Das  Mehrerzeugte  ward 

für  das  Jahr  1834  auf  25  pro  Cen^ 
dagegen  »  »  »  1840  »  10  » 
geschätzt.  Hiernach  erhöht  sich  die  Zahl  der  verbrauch- 
ten Quarte  Brantwein  für  1834  mehr  als  für  1840.  Es 
waren  aber  höchst  wahrscheinlich  die  Fortschritte  in  der 
Kunst,  den  Gährungsraum  zu  benutzen,  nicht  in  allen 
Provinzen  gleich  grofs,  und  eine  Rechnung,  wonach  die 
vorstehenden  Zahlen  für  alle  Provinzen  beziehungsweise 
um  25  und  um  10  pro  Cent  erhöht  würden,  dürfte  da- 
her einen  sehr  unzuverlässigen  Anhalt  zu  Vergleichun- 
gen  abgeben.  Je  gröfser  überhaupt  diejenigen  Anstal- 
ten sind,  worin  die  Brantweinbrennerei  betrieben  wird, 
und  je  schneller  sich  der  Umfang  derselben  erweitert. 
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desto  weiter  sind  wahrscheinlich  die  Brennereibesitzer 
in  der  YerroUkouininung  ihres  Grewerbes^  und  nament- 
lich auch  in  der  Benutzung  des  Gährungsraums  gedie- 
hen. Besonders  dürfte  hiernach  in  den  Proyinzen  West- 
preufsen  und  Posen  sich  der  Unterschied  der  für  die 
Jahre  1834  und  1840  berechneten  Zahlen  viel  erhebli- 
cher vermindern  als  in  andern  Provinzen.  Femer  ist 
auch  keinesweges  anzunehmen,  dafs  der  in  einer  Pro- 
vinz erzeugte  Brantwein  auch  gänzlich  in  derselben  ver- 
zehrt wird.  Ist  auch  hier  derjenige  Theil  der  Ausfuhr 
abgezogen,  welcher  die  Grenzen  des  Zollvereins  über- 
schritt: so  bleiben  doch  noch  beträchtliche  Versendun- 
gen innerhalb  der  Grenzen  dieses  Vereins  theils  aus 
einer  Preufsischen  Provinz  in  die  andere,  theils  in  an- 
grenzende, zum  Zollverbande  gehdrige  Staaten,  deren 
Betrag  in  Zahlen  nicht  anzugeben  ist,  weil  die  Steuer- 
behörde keine  Veranlassung  hat,  dieselben  unter  Auf- 
sicht zu  stellen.  Die  Provinzen,  welche  niedrige  Ge- 
treide- und  Bodenpreise  haben,  können  wohl  Braut wei» 
mit  Vortheil  an  diejenigen  absetzen,  worin  Getreide-  und 
Bodenrente  höher  stehn.  So  führen  Posen  und  West- 
preufsen  wohl  Brantwein  nach  Berlin;  und  das  König- 
reich Sachsen  wird  zum  Theil  von  den  angrenzenden 
Preufsischen  Provinzen  damit  versorgt.  Endlich  ist  doch 
auch  zu  beachten,  dafs  Brant^vein  nicht  allein  getrun- 
ken, sondern  auch  bei  höherm  Alkoholgehalt  als  Spiri- 
tus zum  Erwärmen  und  Erleuchten  verbraucht  wird. 
Weingeist  löst  harzige  Stoffe  auf,  welche  für  Wasser 
unauflöslich  sind;  er  leistet  diesen  Dienst  auch  in  der 
Vermischung  mit  Wasser,  worin  er  sich  im  Brantwein 
befindet.  Daher  der  Gebrauch  desselben  zum  Putzen 
metallener  Geräthschaften,  zum  Fleckausmachen  und  zum 
Färben,  wo  beispielsweise  dadurch  der  Farbestoff  aus 
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dem  Safflor  entwickelt  wird.  Wenn  auch  im  Ganzen 
der  bei  weitem  gröfste  Theil  des  verbrauchten  Brant- 
weins  zum  Trinken  dient,  so  erscheint  die  vorstehend 
bezeichnete  Verwendung  desselben  in  gewerb-  und  ge- 
Büfsreichen  Städten  doch  keinesweges  unerheblich,  ob- 
wohl es  kein  Mittel  giebt,  denselben  in  bestimmten  Zah- 
len nachzuweisen.  Aber  auch  abgesehen  von  Versen- 
dungen und  vom  Verbrauch  als  Erleuchtungs  -  und  Er- 
wärmungsmaterial, und  zu  technischen  Zwecken,  giebt 
die  Durchschnittszahl  des  zur  innern  Verzehrung  erzeug- 
ten Brantweins  keinen  zuverlässigen  Anhalt  zur  Beur- 
theilung  des  Zustandes,  worin  sich  der  Brantweinge- 
nufs  in  einer  Provinz  befindet.  Ein  Mann,  welcher 
täglich  nur  ein  gewöhnliches  Weinglas  —  d.  i.  etwa 
jß  des  Quartes  —  an  Brantwein  verzehrt,  verbraucht 
jährlich  doch  beinahe  23  Quarte  Brantwein.  Werden 
auf  eine  Familie  fünf  Personen  gerechnet,  so  wird  eine 
Brantweinverzehrung  von  23  Fünfteln  —  d.  i.  4|  Quart  — 
Brantwein  für  den  Menschen  im  Durchschnitt  schon  hin- 
reichen, dem  Oberhaupte  jeder  Familie  einen  solchen 
Brantweingenufs  zu  gewähren.  Kann  der  tägliche  Ge- 
nufs  selbst  eines  so  geringen  Maafses  von  Brantwein 
doch  nur  dann  für  heilsam  gelten,  wenn  Körperkräfte 
genug  vorhanden  sind,  worauf  dies  Reizmittel  anregend 
zu  wirken  vermag,  und  darf  nicht  vorausgesetzt  werden, 
dafs  in  jeder  Familie  ein  Mann  von  solcher  Körper- 
kraft sich  befinde:  so  ergiebt  sich  hieraus  schon,  dafs 
selbst  in  denjenigen  Provinzen  des  Preufsischen  Staats 
zu  Vi eT Brantwein  erzeugt  wird,  worin  nach  vorste- 
henden Angaben  die  geringste  Zahl  von  Quarten  des- 
selben auf  den  Menschen  durchschnittlich  kommt.  Was 
demjenigen,  der  schwere  Arbeit  bei  reichlich  nährender 
Kost  verrichtet,   zuweilen  heilsam,   öfter  wohl  nur  blos 
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uuscliddlich  ist,  wird  dem  sdiwächlichen,  ineist  schlecht 
g'enährten  Weber,  Schneider  oder  Schuster,   oder  dem 
alten  überhaupt  nur  noch  geringer  Anstrengung  fähigen 
Arbeiter  schon  verderblich.     Je  mehr  Menschen  imter 
solchen  Verhältnissen  in  einer  Provinz  leben,  desto  nach^ 
theiliger  wirkt  daselbst    auch    du   solcher   Genufis  des 
Brantweins,    der   noch  aligemein  für  sehr  mäfsig  gilt 
Unfer  den  mittlem  und   ösdichen  Provinzen  des  Preu* 
frischen  Staats   hat  im  Jahre  1840  nach   nachstehend^! 
Berechnungen  Schlesien  im  Yerhäitntfs  zu  seiner  Yolks^ 
zahl  die  kleinste  Brantweinerzeugung,  nämlich  noch  nicht 
ganz   acht  «Quart   auf   den  Mensdien   durchschnittlidi« 
Wahrscheinlich  wird  ihr  noch  Brantwein  aus  dem  an^ 
grenzenden  Posen  zugeführt;   auch  wird  —  wie  sdion 
vorhin  bemerkt  wurde   —   etwas  mehr  Brantwein  er- 
zeugt, als  die  vorstehende  Berechnung  ergiebt.     Daher 
kommen  in  Schlesien  wahrscheinUich  schon  wenigstens 
Zwei  Gläser  Brantwein  täglich  im  Durchschnitt  auf  eine 
Familie,  während  sich  doch  so  viele  Fabrikarbeiter  und 
Handwerker  in  dieser  Provinz  befinden,  deren  Verrich- 
tungen wenig  Körperkraft,  aber  langes  Ausdauern  er^ 
fordern,   und   der  gröfste   Theil  der  Bevölkerung  sich 
leichter  mit  geringer,  wenignährender  Kost  begnügt, 
als  in  anderh  Provinzen  des  Preufsischen  S.taats.     Zeiche 
net  sich  dagegen  Pommern  vielleicht  dadurch  aus,  dafs 
wenigstens  in   einem  groÜsen  Theile  der  Provinz  auch 
das  ländliche  Gesinde  und  der  Tagelöhner  mehr  Fleisch- 
speisen und    überhaupt    mdir  nährende   Kost  geniefst, 
und  dafs  verfaältnifsmäfsig  sehr  viel  weniger  Fabrikarbeit 
daselbst  betrieben  wird,  al$  nicht  nur  in  Schlesien,  son- 
dern überhaupt  in  allen  mittlem  Provinzen  des  Preufsi- 
schen Staats:  so  wird  doch  auch  verhältnifsmäfsig  gegen 
die -Bevölkerung  nächst  der  Provinz  Brandenburg  )etzt 
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der  meiste  Brantwein  in  Pommern  erzeugt,  and  es  dürfte 
daher  auch  hier  der  tägliche  GenuCs  des  Brantweius  als 
Reizmittel  sich  kaum  minder  schädlich  erweisen,  als  in 
Sdüesien.  Die  Brantweinerzeugung  in  der  Provinz  Bran- 
denburg übersteigt  das  Yerhältnifs  derselben  zur  Volks- 
zahl  in  allen  andern  Provinzen  so  weit,  dafs  sie  meist 
das  Anderthalbfache,  und  in  Bezug  auf  die  westlichen 
Provinzen  sogar  mehr  als  das  Drittehalb  fache  beträgt; 
wahrscheinlich  kommt  noch  Brantwein  aus  den  östlichen 
Provinzen  dazu.  Wird  auch  besonders  in  Berlin  sehr 
viel  Spiritus  als  Erwärmungsmittel  verbraucht,  und  ist 
auch  die  Verwendung  des  Brantweins  zu*  technischen 
Zwecken  wahrscheinlich  weit  bedeutender,  als  in  andern 
Landestheilen :  so  kann  doch  nicht  verkannt  werden , 
dafs  die  gröfsere  Leichtigkeit  des  Erwerbes,  welche  der 
Umsatz  und  Verkehr  in  dieser  Centralprovinz  des  Preu- 
fsischen  Staats  erzeugt,  sehr  häufig  gemifsbraucht  wird, 
um  den  Genufs  des  Brantweins  als  Reizmittel  allgemei- 
ner zu  machen  als  da,  wo  die  Sdiwierigkeit,  den  un- 
entbehrlidisten  Bedarf  an  Nahrung  und  Kleidung  zu  ge- 
winnen, die  Lüsternheit  beschränkt.  In  den  Provinzen, 
worin  den  altem  Klassen  des  Volks  im  Allgemeinen 
noch  weniger  Bildung  angeeignet  ist,  zeigen  sich  Be- 
trunkene häufiger  öffentlich,  und  es  entsteht  daher  die 
Meinung,  dafs  daselbst  weit  mehr  Brantwein  verbraudit 
wird,  als  in  denjenigen  Landestheilen,  worin  der  ge- 
meine Mann  äufserlich  gebildeter  erscheint.  Allein. ein 
Mensch,  der  täglich  ein  Viertel-Quart  Brantwein  zu 
sich  nimmt,  und  dem  ein  kräftiger  Körperbau  nebst 
einer  reichlichen  und  nahrhaften  Kost  dieses  viele  Jahre 
lang  ohne  den  Anschein  besondem  Nachtheils  fortzu- 
setzen gestattet,  verbraucht  sehr  viel  mehr  Brantwein, 
als  der  Polnische  oder  Lithauische  Landmann,  der  nur 
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an  Markttagen  oder  bei  festlichen  Gelagen  Brantwein 
empfängt,  und  dann  von  demjenigen  Maafse  desselben 
schon  trunken  wird,  das  auf  jenen  nur  als  ein  angeneh- 
mes Aufregungsmittel  ivirkt  Die  Gewöhnung  an  einen 
solchen  täglidien  Brantweingenufs  wirkt  jedoch  wahr- 
scheinlidi  schon  an  sich  verderblicher,  als  ein  selten 
"wiederkehrendes  Berauschen;  sie  wird  aber  überdies  noch 
gemeinschädlicher,  weil  es  sehr  viel  weniger,  im  Be-» 
reiche  der  Polizei,  des  herrschaftlichen  Ansehens  und 
der  hausväterlichen  Gewalt  liegende  Mittel  giebt,  davon 
abzuhalten. 

So  ganz  überzeugend  die  Schädlichkeit  einer  Ge- 
wöhnung an  den  Brantwein  als  Reizmittel  sich  auch  in 
ihren  unverkennbaren  Wirkungen  auf  diejenigen  offen- 
bart, welche  sich  derselben  ergeben:  so  bleibt  es  doch 
unmöglich,  Zahlenverhältnisse  für  das  Maafs  dieser  Schäd- 
lichkeit aus  den  Ergebnissen  allgemeiner  Yolkszählun- 
gen   und  Sterbelisten  herzuleiten.     Es  wirken  so  viele 
höchst  verschiedenartige,  zum  Theil  sogar  entgegenge- 
setzte Bedingungen  und  Einflüsse  auf  die  mittlere  Durch- 
schnittsdauer  des  menschlichen  Lebens,  auf  die  Tauglidh^ 
keit  zu  körperlidien  Anstrengungen  und  auf  das  Be- 
nehmen der  grofsen  Yolksmassen  im  gemeinen  Leben, 
wonach  deren  Sittlichkeit  gemeinhin  beurtheilt  wird,  dafg 
es  ein  durchaus   fruchtloses  Bestreben  ist,   in  den  Ge- 
sammtergebnissen  dieser  Wirkungen  absondern  zu  wol- 
len, was  einer  einzelnen  von  ihnen  besonders  angehört. 
Im  Allgemeinen  scheint  die  mittlere  Lebensdauer  in  den 
neuern  Zeiten  zugenommen  zu  haben,   und   der  Grund 
davon  wird   auch  leicht   darin  gefunden,  dafs  den  un- 
tern Klassen  des  Volks,  —   d.  i.  der  bei  weitem  über- 
wiegenden Mehrzahl  der  ganzen  Bevölkerung  —   sehr 
viel  wohler  geworden  ist;  aber  wie  viel  die  Gewöhnung 


an  den  Brantweingenufg  ab  tägliches  Reizmittel  es  ver- 
sdiuldet,  dafs  die  Wirkung  dieses  Wohlbefindens  nldit 
noch  sichtlicher  hervortritt,   vermag  Niemand  auch  nur 
schätzungsweise  anzugeben.     Bei  denjenigen  Aeufsenin- 
gen  von  Körperkräften,  wofür  überhaupt  ein  gewisses 
Maafs  anzugeben  ist,  kommt  so  viel  auf  Uebung*,    auf 
Vollkommenheit  der  Werkzeuge  und  auf  verständigen 
Gebrauch  derselben  an,  dafs  ein  Urtheil,  wie  weit  etwa 
äe^  Brantweingenufs   im  Durchschnitte  die  körperlicheD 
Kräfte  herabgebracht  habe,  sich  ebenfalls  gar  nicht  be- 
gründen,   und   also  noch  weniger  in  Zahlen  darstellcD 
läfst.     Im  Jahre  1834  und  den  zunächst  darauf  folgen- 
den war  einem  damals  sehr  verbreiteten  Grerücfate  nach 
angeblich  bemerkt  worden,   dafs  die  zum  Kriegsdienst 
bestimmte  Mannschaft  nicht  ganz  das  sonst  gew5hnlidie 
Längenmaafs  erreiche;    der  Grund   davon  win^e    darin 
gesu(^t,   dafs  21  Jahre   früher  fast  alle  kräftigen  Män- 
ner im  Felde  standen,  und  die  20  Jahre  früher  Gehör- 
nen daher  gröfstentheils  von  schwächlichen  Vätern  er- 
zeugt worden  wären.     Wie  weit  diese  Bemerkung*  über- 
haupt gegründet  war,  und  ob  dieselbe  sich  auf  ^ie  Jahre 
1834,  1835  und  1836  beschränkte,  welche  in  dieser  Be- 
ziehung mit  den  Jahren  1813,  1814  und  1815  in  Ver- 
bindung stehen,  ist  niemals  in  bestimmten  Zahlen   zur 
öffentlichen  Kunde  gekommen.     Es  wird  derselben  hier 
nur  deshalb   gedacht,  um  anschaulich   zu  machen,    -me 
entfernt  von  der  Gegenwart  die  Begebenheiten   liegen 
können ,  welche  jetzt  erst  hervortretende  Lebensverhält- 
nisse erzeugten.     So  wie  wohlfeile  und  theure  Jahre, 
gdinde    und    harte   Winter,    Erweiterungen  oder  Stö- 
rungen des  gewohnten  Verkehrs  die  Grcburten  um  we- 
nigstens fünf,  die  TodesMle  sogar  um  mehr  als  zehn 
pro  Cent  —  d.  i.  im  Preufsischen  Staate  jene  um  25,000, 
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diese  beinahe  um  40,000  —  von  einem  Jahre  zum  an- 
dern vermehren  oder  vermindern  können:  so  wirken  ähn- 
liche Ursachen  wahrscheinlich  auch  nicht  minder  auf  die 
körperliche  Entwickelung  ganzer  Jahrgänge  von  Gene- 
rationen, und  sehr  oft  dürfte  schon  aus  der  Erinnerung 
verschwunden  sein,  was  jetzt  erst  sich  darstellende  und 
Aufsehn  erregende  Erscheinungen  im  Leben  der  Völker 
erzeugte.  Auch  bei  Beurdieilung  sittlicher  Verhältnisse 
werden  die  tiefer  liegenden  Ursachen  der  Ersdieinun- 
gen  sehr  oft  übersehen.  Es  ist  sehr  gewöhnlich,  die 
Stufe  der  Sittlichkeit  eines  Volkes  nach  der  Anzahl  und 
Gattung  der  Verbrechen  und  Vergehen  zu  beurtheilen, 
welche  zur  Kenntnifs  der  Gerichtshöfe  oder  auch  nur 
der  Polizeibehörden  kommen;  und  darauf  hauptsächlich 
gründet  sich  die  gewöhnliche  Klage,  dafs  die  Zahl  der 
groben,  todesvnirdigen  Verbrechen  wohl  abgenommen, 
Diebstahl,  Betrug,  Widersetzlichkeit  und  boshafter  Muth- 
wille  aber  in  solchem  Maafse  sich  vermehrt  habe,  daCs 
ein  Verfall  der  Sitten  im  Allgemeinen  ganz  unverkenn- 
bar sei.  Es  wird  jedoch  hierbei  der  grofse  Unterschied 
übersehen,  der  gerade  bei  Handlungen  dieser  Art  zwi- 
schen der  Zahl  der  wirklich  vorgekommenen  Fälle, 
und  der  Anzahl  der  bei  den  Gerichten  und  Polizeibehör- 
den angezeigten  besteht.  Je  mehr  das  sittliche  Ge- 
fühl sich  ausbildet  und  veredelt,  desto  weniger  wird 
man  geneigt,  Entwendungen,  Veruntreuungen,  Mangel 
an  schicklicher  Unterordnung  und  frevelnden  Leichtsinn 
als  so  leichte  Vergehen  zu  betrachten,  dafs  sie  blos 
durch  diejenigen  Mittel  zu  beahnden  wären,  die  Haus- 
vätern, Lehrherren  und  Lohnherrschaften  zu  Gebote  ste- 
hen. Je  mehr  die  Selbstständigkeit  auch  der  Niedrig- 
sten im  Volke  durch  organische  Grcsetze  und  Verfassun- 
gen anerkannt  und  geschützt  wird,  desto  mehr  mufs  auch 
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die  BefugniCs,  sick  selbst  Recht  und  Genogthuung  zu 
verschaffen,  beschrönkt  werden.  In  beiden  Beziehungen 
wird  )etzt  ein  beinahe  jährlich  steigender  Theil  der  vor- 
genannten Verbrechen  und  Vergehen  zur  obrigkeitlichen 
Kenntnifs  gebracht;  ein  tieferer  Blick  auf  das  Innere 
des  geselligen  Lebens  läfst  jedoch  nicht  verkennen,  dafs 
auch  jetzt  noch  bei  weitem  der  kleinste  Theil  der  Ver- 
brechen und  Vergehen  dieser  Art  zur  gesetzlichen  Be- 
ahndung  angezeigt  wird.  Die  Zunahme  dieser  Anzei- 
gen bezeichnet  demnach  so  wenig  eine  Zunahme  des 
Verfalls  der  Sitten,  dafs  sie  vielmehr  nur  bekundet,  in 
welchem  Maafse  die  Verbreitung  strengerer  Anforderun- 
gen auf  Zuverlässigkeit  und  Ehrgefühl  in  den  Haushal- 
tungen der  Völker  fortschreitet.  Eine  Verminderung  je- 
ner sträflichen  Handlungen  wird  sogar  wahrscheinlich, 
wenn  erwogen  wird,  wie  sehr  die  Vorsichtsmaafsregeln 
beschränkt  und  gemildert  worden  sind,  die  vormals  ge- 
gen den  Mifsbrauch  von  Glauben  und  Vertrauen  nöthig 
schienen,  wie  sehr  viel  leichter  namentlich  im  kleinen 
täglichen  Verkehr  Kredit  gegeben  wird,  und  wie  sehr 
die  Strenge  der  Aufsicht  über  Kinder,  Lehrlinge,  Ge- 
werbsgehülfen  und  Gesinde  nachgelassen  hat.  Sowie 
das  Urtheil  über  Wärme  und  Kälte,  welches  jeder  Ein- 
zelne nach  seiner  Empfindung  fällt,  sehr  verschieden 
sein  kann  von  demjenigen,  welches  sich  auf  Beobach- 
tung des  Thermometerstandes  gründet:  so  sind  auch 
wohl  sehr  oft  diejenigen  Urtheile  über  sittliche  Zustände, 
welche  das  aufgeregte  Gefiihl  erzeugt,  wesendich  ver- 
schieden von  denen,  welche  die  unbefangene  Erfahrung 
uns  mit  solcher  Ueberlegenheit  aufdringt,  dafs  —  wie 
eben  in  dem  vorliegenden  Falle  —  die  Beweggründe 
unserer  Handlungen  den  Meinungen,  welche  wir  äufsem, 
widersprechen.      Die   Gewöhnung   an  Brantweingenufs 
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heimnt  ohne  Zweifel  auch  die  Fortschritte  der  Menschen 
zu  höherer  Sittlichkeit;  in  welchem  Maafse  dies  aber  g;e- 
schehe,  läfst  sich  durch  die  Zahlen  einer  sog^enannten 
Verbrecherstatistik  gewifs  nicht  nachweisen.  Soweit  Ver- 
schiedenheit der  Abstammung  nnd  der  Religionsbekennt- 
nisse der  Entwickelung  sittlicher  Bildung  eine  verschie- 
dene Richtung  giebt,  soweit  können  audi  wohl  in  der 
Vefwendung  des  Brantweins  unter  einer  Bevölkerung 
verschiedenen  Stammes  und  Religionsbekenntnisses  Un- 
terschiede wahrzunehmen  sein;  indessen  treten  solche 
Gründe  zur  Erklärung  der  Verschiedenheit  im  Brant- 
weinverbrauche  unter  den  einzelnen  Provinzen  des  Preu- 
fsischen  Staats  so  wenig  bestimmt  hervor,  dafs  auch  dar- 
auf im  Allgemeinen  kein  Gewicht  zu  legen  sein  dtirfle. 
Der  Einwohner  Oberschlesiens  auf  dem  rechten  Oder-^ 
ufer,  Polnischer  Abkunft  und  zur  römisch -katholisdien 
Kirche  gehörig,  steht  in  Bezug  auf  den  Brantweinver- 
brauch  wahrscheinlich  sehr  nahe  dem  Preufsischen  Li- 
thauer,  welcher  dem  grofsen  Finnischen  Völkerstamme, 
der  vormals  allein  den  ganzen  Nordosten  von  Europa 
bewohnte,  und  seit  drei  Jahrhunderten  der  evangelischen 
Kirche  angehört.  Die  beiden  westlichen  Provinzen  des 
Preufsischen  Staats,  worin  verhältnifsmäfsig  gegen  ihre 
Bevölkerung  sehr  viel  weniger  Brantwein  verbraucht 
wird,  als  in  den  mittleren  und  östlichen,  enthalten  eine 
Bevölkerung  theils  fränkischen,  theils  sächsischen  Stam- 
mes, und  zwar  gröfstentheils  römisch-katholischen,  je- 
doch in  einigen  Landestheilen  auch  tiberwiegend  evan- 
gelischen Glaubensbekenntnisses.  Eine  Versdiiedenheit 
in  der  Anwendung  des  Brantweins  nach  Abstammung 
und  Kirche  auch  hier  nachzuweisen,  dürfte  jedoch  um 
so  vei^ebKcher  versucht  werden,  als  sehr  viel  nähere 
Gründe  derselben  —  wo  sie  auch  wahrzunehmen  sein 
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möchte  —  in  der  groCsen  Mannigfaltigkeit  der  früheren 
LandesTerfassungen  und  des  gewerblichen  Zustandes  zu 
finden  sind. 

Obrigkeitliche  Anordnungen,  welche  der  Gewöh- 
nung an  häufigen  Brantweingenufs  kräftig  entgegenwir- 
ken sollen,  können  sich  nicht  darauf  beschränken,  den 
Scfaankwirthen  das  Verabreichen  von  Brantwein  an  Men- 
scl^n  zu  verbieten,  welche  sich  wiederholt  in  einem  ent- 
schieden trunkenen  Zustande  zeigen,  und  weldie  die  Po- 
lizei deshalb  als  Trunkenbolde  bezeichnen  darf.  Auf  un- 
serer Stufe  der  sitdichen  Bildung  sind  es  doch  immer 
nur  Einzelne,  welche  sich  dem  Mifsbrauch  geistiger  Ge- 
tränke so  weit  ergeben,  dats  sie  gegen  die  Schande,  sich 
im  Zustande  der  Trunkenheit  finden  zu  lassen,  unem- 
pfindUch  werden.  Das  Verbot,  sie  als  sitzende  Gäste 
in  Sehankhäußern  zu  dulden,  hindert  sie  nicht,  sich  in 
ihrer  Wohnung  zu  berauschen,  und  nur  dann  ist  zu- 
weilen noch  dauernde  Besserung  zu  hoffen,  wenn  sie 
gleich  unsinnigen  Verschwendern  unter  Vormundschaft 
<»deF  doch  strenge  Aufsieht  kommen;  jenes  kann  nicht 
ohne  richterlichen  Ausspruch, geschehen,  und  zu  diesem 
fehlen  mehrentheils  die  Mittel.  Verordnungen,  welche 
die  Schankwirthe  in  V^abreichung  von  berauschenden 
Getränken  überhaupt  und  nicht  von  Brantwein  allein 
beschränken,  bestehen  seit  langer  Zeit  in  vielen  Gegen- 
den Deutschlands,  und  sind  sogar  meist  schon  wieder 
in  Vergessenheit  gerathen,  weil  sie  theils  unausführbar, 
theik  unwirksam  erschienen.  Wenn  auch  der  W^-th, 
den  so  viele  achtbare  Stimmen  auf  solche  polizeilidie 
Beschränkungen  des  Gel^nkeschwkes  l^en,  gerechte 
Anerk^QBung  verdient:  sa  wird  doch  gerade  der  eigen- 
ibümliche  Naditheil  des  häufigen  Briuitweingmiusses  da- 
von nicht  berührt.    Dieser  besteht  nämlich,  wie  bereits 
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oben  ausführlich  dargethan  wordaii,  darin ,  daüs  Braute 
wein  mehr  als  irgend  ein  anderes  geistiges  Getränk  reizt 
und  aufregt,  cAne  zugleich  Kräfte  zum  Ertragen  dieses 
Reizes  und  dieser  Aufregung  zu  gewähren.  Daher  wird 
der  häufige  Brantweingenufs  nicht  blos  den  Einzelneii 
schädlich,  welche  sich  dadurch  Öfter  in  Trunkenheit  ver- 
setzen, sondern  auch  der  grofsen  Masse  der  Bevölke- 
rung, welcher  er  nur  als  gewohntes  Rdzmittel  dient, 
und  die  mit  der  Benennung  Trunkenbolde  zu  brandmar- 
ken, sich  keine  Polizeibehörde  ermächtigt  finden  kapan. 

Im  Allgemeinen  wirkssun  gegen  die  Gewöhnung  aa 
öfteren  Brantweingenufe  erscheint  doch  jedenfalls  eine 
Verminderung  der  Veranlassungen  dazu,  also  zunädist 
eine  Verminderung  der  Schankstellen.  Abgesehen  von 
altern  Anordnungen  im  Preufs.  Staate,  enthält  das  Ger 
werbepolizeigesetz  vom  7ten  September  1811  bereits. 
Vorschriften,  welche  theils  das  Anlegen  neuer  Sch^slcr 
statten  beschränken,  theils  die  Fortsetzung  des  Schanker^ 
gewerbes  von  polizeilidier  Bewilligung  abhängig  ma? 
eben.  Seitdem  ist  auch  wirklich  die  Zahl  der  Schank- 
stellen da  vermindert  worden,  wo  dieselbe  ganz  unver- 
kennbar übermäfsig  erschien;  aber  es  war  doch  auch 
das  Anlegen  neuer  Sdiankstellen  oftmals  nachtugeben, 
weil  die  wachsende  Bevölkerung  oder  der  steigende  Ver- 
kehr es  erforderte»  Bas  Sdiänkergewerbe  im  stren^^ 
sten  Sinne  des  Worts  besteht  in  der  Verabreichung  von 
Getränken  an  Gäste,  welche  sich  während  des  ganäch- 
lichen  Genusses  derselben  in  dem  von  dem  Schanker 
dargebotenen  Lokale  aufhalten;  doch  wird  damit  auch 
stets  der  Einzelnverkauf  von  denselben  Getränken  zur 
Verzehrung  aufser  diesem  Lokale  verbunden.  Dieses 
Gewerbe  wird  allerdings  sehr  oft  selbstständig  betrie- 
ben ,  oft  aber  ersc^int  es  auch  in  Verbindung  mit  jder 
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Verabreichung  zubereiteter  Speisen  und  mit  der  Beher- 
bergung von  Reisenden.  Die  Tier  Klassen  soldier  An- 
stalten, wdche  die  bei  dem  statistischen  Bureau  des  Preii- 
(sischen  Staats  von  drei  zu  drei  Jahren  eingehenden  Ge- 
werbetabellen unterscheiden,  sind: 

1.  Gasthöfe  für  die  gebildetem  Stände, 

2.  Speisewirthschaften  und  Garküchen, 

3.  Krüge  und  Ausspannungen  für  das  Frachtfuhrwerk 
und  die  zu  Markte  kommenden  Landleute, 

4.  Einfache  Schankstellen. 

Sie  gehen  indessen  in  so  Tiden  Abstufungen  in  einan- 
der über,  dafs  es  in  Tielen  Fällen  zweifelhaft  erscheinen 
kann,  was  eigentlich  das  Hauptgewerbe  ihres  Inhabers 
sei.  Wesentlich  Terschieden  gestalten  sich  dieselben 
audi  nach  den  besondem  YerhSltnissen  der  Ortsgemein- 
den, worin  sie  bestdien,  namentlich  der  grofsen,  der  an- 
selmlichen  Mittel-  und  der  kleinen  Städte,  sowie  auch 
der  Dorfschaften.  In  der  nachstehenden  Uebersicht  sind 
zu  den  grofisen  Städten  folgende  9  gezählt: 

1.  Berlin,  5.  Danzig, 

2.  Breslau,  6.  Magdeburg, 

3.  Königsberg,  7.  Achen, 

4.  Köln,  8.  Stettin, 

9.  Elberfeld  mit  Barmen. 
Als   ansehnliche    Mittelstädte    sind    folgende   30   ange- 
nommen: 

1.  Memel,  8.  Frankfurt, 

2.  Tilsit,  9.  Stralsund, 

3.  Elbing,  10.  Brieg, 

4.  Thorn,  11.  Grofs-Glogau, 

5.  Posen,  12.  Görlitz, 

6.  Potsdam,  13.  Grüneberg, 

7.  Brandenburg,  14.  Liegnitz, 

15. 
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15^.  Halberstadt,  ^     23.  Münster, 
16:  Quedlinburg-,  24.  Bonn, 

17.  Burg,  25.  Düsseldorf, 

18.  Halle  a.  S.,  26.  Krefeld, 

19.  Naumburg,  27.  Wesel, 

^20.  Erfurt,  28.  Koblenz  m.  Ehrenbreitstein, 

21.  Mühlhausen,  29.  Trier, 

22.  Nordhausen,  30.  Eupen. 

Nach  diesen  Abtheilungen  ergeben  nun  die  Gewerbe- 
tabellen, welche  am  Ende  der  Jahre  1834,  1837  und 
1840  aufgenommen  wurden,  nachstehende  Zahlen.  Es 
befanden  sich  am  Ende  der  Jahre: 

1834  1837  1840 

in  den  neun  grofsen  Städten: 

Gasthöfe 175  185  190 

Speisewirthschaften    und 

Garküchen  ....  389  399  479 

Krüge  imd  Ausspannun- 
gen       345  343  372 

Schankstellen    .     .     .     .  3,152  3,493  3,384 

überhaupt  4,061  4,420  4,425 

in  den  30  ansehnlichsten  Mit- 
telstädten: 
Gasthöfe  ......         213         220         244 

Speisewirthschaften    und 

Garküchen  ....         375         367         389 

Krüge  und  Ausspannun- 
gen             574         544         551 

SchanksteUen    .     .     .     .      2.771       2,838      2,842 

überhaupt      3,933      3,969      4,026 

in  allen  übrigen  Städten: 

Gasthöfe 1,870      2,033      2,186 

33 
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1834  1837  1840 

TraiiS|?ort  1,870  2,033  2,186 
Speisewirthschaften    und 

Garküchen  .     •     .    .  816  769  823 
Krüge  und  Auaspanmin- 

gen 3,481  3,515  3,608 

Schankstellen    .     .     .    .  15,307  15,436  15,211 

überhaupt  21,474  21,753  21,828 

auf  dem  gesammten  platten 
Lande: 

'   Gasthöfe 1,057       1,262      1,430 

Speisewirthschaften   und 

Garküchen  ....         412         364         420 
Krüge  und  Ausspannun- 
gen     14,627     15,580    15,605 

Schankstellen    .     .     .     .     32,383    33,954    33,296 

überhaupt     48,479     51,160    50,751 

überhaupt  im  ganzen  Staate: 

Gasthöfe 3,315      3,700      4,050 

Speisewirthschaften    und 

Garküchen  '.     .     .     .      1,992      1,899      2,111 
Krüge  und  Ausspannun- 
gen     19,027     19,982    20,136. 

Schankstellen    .     .     .     .     53,613     55,721     54,733 

überhaupt    77,947    81,302    81,030. 

Hiernach  ist  im  Allgemeinen  die  Zahl  der  Gasthöfe  für 
^e  gebildetem  Stände  und  der  Ausspannungen  für  Fracht- 
und  Lohnfuhren  in  jedem  der  beiden  dreijährigen  Zeit- 
räume gestiegen.  In  dem  ganzen  hier  betrachteten  sechs- 
jährigen Zeiträume  vermehrten  sich  die  Gasthöfe 

von     ....      3315 

auf      ....       4050, 
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tind  die  AiisspattuiiDgcu 

von    ...     .     19,027 
auf     ...     .     20,136, 
das  ist:  die  erstem  um  22^  die  letztem  noch  nielit  ganz 
um  6  auf  Hundert.     Dafs  die  Zahl  beider  Anstalten  mit 
der  Vermehrung^  der  Volkszahl  und  mit  der  Erweiterung 
des  Verkehrs  zunimmt,  ist  um  so  mehr  für  einen  Fort- 
schritt  in  der  Befriedigung  wesentlicher  Bedürfnisse  zu 
halten,   als   der  Anspruch  auf  bequemes  Unt^kommen 
für  Reisende  mit  der  Erleidbterung  aller  Lebensgenüsse 
vrächst.     Eine  Grenze  zwischen  Gasthöfen  und  Ausspan- 
nungen ist  nicht  bestimmt  anzugeben:   in  den  kleinsten 
Städten,    in   Flecken    und   wohlhabenden  Dörfern  mag 
^vohl  für  einen  leidlichen  Gasthof  gelten,  was  schon  in 
mäfsigen  Mittelstädten  nur   eine  gute  Ausspannung  ist 
I>ie  Zahl   der  Gasthöfe  kann  sich  nur  dadurch  verhält- 
nifsmäfsig  so  sehr  viel  stärker  vermehrt  haben,  dafs  blofse 
Ausspannungen  dnrch  Verbesserungen  des  Lokals  und 
der  Wirthschaft  Gasthöfe  geworden  sind.    Beiderlei  An- 
stalten zusammengenommen  haben  sich  nur 

von  ...  .  22,342 
auf  ....  24,168, 
das  ist:  wenig  über  acht  auf  Hundert  vermehrt,  folg- 
lich noch  nicht  ganz  in  dem  Verhältnifs,  worin  inzwi- 
schen die  Zahl  der  Einwohner  wuchs.  Sowohl  unter 
der  Benennung  „Speisewirthschaft<jn  und  Gar- 
küchen", als  unter  der  „Schankstellen"  sind  ebeur 
falls  Anstalten  von  sehr  verschiedener  Besxiaffenheit  be- 
griffen, von  der  Restauration  in  der  Hauptstadt  des  Rei- 
ches bis  zu  der  Speiseanstalt  für  Tagelöhner,  und  von 
einem  eleganten  Kaffeehause  bis  zur  armseligsten  Dorf- 
schänke.  Beide  Gattungen  dieser  Anstalten  gehn  in  so 
fern  in  einander  über,  als  einerseits  bei  der  Mahlzeit 
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auch  Getränk,  und  andererseits  bei  dem  Trünke  auch 
irgend  eine  Zulage  von  Butterbrod,  Backwerk  oder  kal- 
ten Fleischspeisen  verlangt  wird.  Nimmt  man  auch  hier 
Speisewirthschaften  und  Schankstellen  zusammen,  so  bat 
man  für  die  Jahre: 

1834 55,605 

1837 57,620 

1840 56,844. 

Die  Zahl  dieser  Anstalten  mehrte  sich  daher  in  den  er- 
sten drei  Jahren  noch  nicht  ganz  um  3§  auf  Hundert, 
das  ist:  noch  nicht  in  dem  Verhältnifs  der  Einwohner, 
und  sank  sogar  in  den  nächstfolgenden  drei  Jahren  um 
I5  pro  Cent.  So  zeigt  sich  hier  das  unverkennbare  Be- 
streben, diese  AVirthschaften  zu  vermindern,  weldies 
doch  durch  Rücksichten  auf  Örtliche  oder  persönliche 
Verhältnisse  sehr  viel  mehr  beschränkt  wird,  als  es  bei 
dem  Auffassen  einer  allgemeinen  Ansicht  von  dem  Ver- 
hältnisse der  Einwohnerzahl  zu  der  Anzahl  solcher  An- 
stalten erforderlich  scheinen  dürfte.  Hiernach  kam  näm- 
lich am  Ende  des  Jahres  1840  eine  Schank-  und  Speise- 
wirthschaft  durchschnittlich  schon  auf  262  Personen,  das 
ist:  auf  ungefähr  52  Familien,  dieselben  zu  fünf  Perso- 
nen gerechnet.  Wird  überdies  erwogen,  dafs  Gasthöfe 
und  Krüge  doch  nicht  blos  von  Reisenden,  sondern  sehr 
häufig  auch  von  Ortseinwohnern  besucht,  und  als  Speise- 
anstalten und  Scfaankstellen  benutzt  werden:  so  vermin- 
dert sich  die  Zahl  der  Einwohner,  welche  durchschnitt- 
lich auf  eine  zum  Einzelnverkauf  von  Getränken  mit 
oder  ohne  Speisung  bestimmte  Anstalt  kommt,  noch  sehr 
beträchtlich.  Die  Gesammtzahl  aller  dieser  Anstalten 
verhielt  sich  zur  Gesammtzahl  aller  Einwohner  zu  Ende 
des  Jahres  1840  wie  1  zu  184,  das  ist:  es  kam  schon 
auf  37  Familien   eine.     Die  Zahl  der  zum  Einzelnver- 
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^auf.'VonBrtotwdn  aller  Art,  und  tiameiitlic^  d^  durch 
inancherlei  Zusätze  verbesserten  Gattungen  gebrauditea 
Anstalten  wird  besonders  dadurch  noch  sehr  vermehrt, 
da£s    in  Materialhandlungen  und  Ifökerläden  auch  Ge- 
tränke dieser  Art  gefiührt,  gläserweise  verkauft  und  ste- 
hend  zur  Stelle  verzehrt  werden;   seihst  die  Apotheken 
der   kleinen  Städte  werden  nicht,  selten  in  der  Absicht 
b^iutzt,  dort. unter  dem  Titel  einer  Magenstärkung  ein 
Glas  Brantwein   einzundimen.     Ein   solcher  Mifsbi^udk 
der  zum  Verkauf  von  Materialwaarcn  und  gemeineaLe- 
bensbedür&issen,   auch   sogar  selbst  zur ^  Bereitung  von 
Arzneien  bestimmten  Anstalten  wird  eben  dadurdi  mög*- 
lidi,   dafs   der  Brantwein  und  der  damit  verwandte  Li- 
kör  schon  in  sehr  kleinen  Portionen   eine  bedeutende 
Wirkung  hervorbringt,  und  daher  schnell,  fast  nur  im 
Vorübergehen  genossen  werden  kann,  wogegen  Bier  und 
Wein  gewöhnlich  ein  Verweilen  und  Niederlassen  zum 
bequemen  GeniBse  bedingen,  und  ihre  Verabreichung 
daher  an  das  Recht,   sitzende  Gäste  zu  halten,   ge- 
bunden werden  kann.    Wieweit  hierin  durch  Verbote 
zu  steuern  sein  dürfte,  ist  nur  nach  örtlichen  Verhält- 
nissen, zu  beurtheilen:   indessen  scheint  im  Allgemeinen 
die  Bestimmung  wohl  zulässig,  dafs  Brantwein  keiner 
Art  zu  den  Material-  und  noch  weniger  zu  den  Höker- 
waaren  g^öre.     Wo  Weinhandlungen  bestehen,  kann 
denselben    auch    der  Einzelnverkauf  von  Arrak,   Rum, 
Franzbrantwein    und    sogenannten  Likören  vorbehalten 
bleiben ;    der  Einzelnverkauf  des  gemeinen  Brantweins 
würde  dagegen  streng  auf  Anstalten,    welche  sitzende 
Gäste  zu   halten   polizeilich  befugt  sind,    zu  beschrän- 
ken sein. 

Die  Wohlfeilheit  des  Bi^antweins,  welche  die  starke 
Mitbewerbung  um  Absatz  erzeugte,  hat  die  Verbreitung 
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seineifi  Gebtaudis  sehr  be^isti^;  neben  dem  Genosse 
als  Reizmittel  ist  seine  Verwendung  zum  Erwärmen  im> 
mer  allgemeiner  geworden,  und  selbst  znm  Erleuchten 
in  Verbindung  mit  wesentlichen  Oelen  in  Anregung  ge- 
kommen;   auch   wächst   sein  Verbrauch    zur  Auflösung 
bai^ziger  Substanzen   imd  in  mannigfaltiger  technischer 
Beziehung.    Zu  verkennen  ist  femer  keinesweges,  dafs 
Abgänge,  welche  sonst  nutzlos  bleiben  würden,  zuwei- 
len noch  sehr  Tortheilhaft  durch  das  Ausscheiden  des 
Weingeistes  daraus  benutzt  werden.      In  allen    diesen 
Beziehungen   sind  Brantweinbrennereien  sehr   nützliche 
Anstalt^i,  und  es  erscheint  aus  dieser  Ansicht  unzuläs- 
sig, den  Betrieb  derselben   durdi  hohe  Besteuerung  zu 
hemmen.     Aber  in  Bezug  auf  die  Gewöhnung*   an  den 
Geuufs  des  Brantweins  als  Reizmittel  erscheint  eine  Ver- 
theuerung  desselben  wünschenswerth,  und  eine  beträcht- 
liche Erhöhung  der  allerdings  schon  hohen  Besteuerung 
desselben  könnte  sich  hierin  wohl  wirksam  erweisen,  und 
wäre  mehr  als  irgend  eine  andere  Abgabenerhöhung  des 
Beifalls   der  öffentlichen  Meinung  gewifs.     Der  Absatz 
von  Brantwein  in  Ländern  aufser  dem  Bereiche  des  Zoll- 
vereins bleibt  durch  eine  solche  Steuererhöhung  unver- 
kümmert,  wenn  die  Vergütung  bei  der  Ausfuhr  verhält- 
nifsmäfsig  erhöht  wird.     Auch  wären  wohl  Einrichtun- 
gen zu  finden,  wodurch  eine  Vertheuerung  des  als  Er- 
wännungs-    und  Erleuchtungsmaterial    oder    zu   techni- 
schen Zwecken   erforderten  Weiogeistes   daneben   doch 
vermieden  würde.    So  wie  dem  Baumöl  durch  einen  ge- 
ringen Zusatz  von  Terpenthin-  oder  Kiehnöl  die  Fähig- 
keit genommen  wird,  an  Speisen  gebraucht  zu  werden, 
und  dadurch  die  Möglichkeit  entsteht,  dasselbe  zu  tech- 
uischen  Zwecken  für  eine  sehr  viel  niedrigere  Eingangs- 
abgabe   als    zum   Speisegenusse  einzulassen:    so  würde 


vrohl  ancb  der  Brantwein  durch  Zusätze,  welche  s^me 
Fähigkeit  zam  Brennen  und  Harze  aufzulösen  nicht  Ter-* 
mindern,  zum  Genuese  als  Getränk  unbrauchbar  gemacbt, 
und  in  soldier  Gestalt  mit  einer  geringeren  Steuer,  also 
iToMfeiler  zum  Gebraudbe  fiir  jene  Zwecke  zu  Kauf  ge^ 
stellt  werden  können,  während  er  zur  Yerzehmng  als 
Getränk  durch  die  höhere  Steuer  bdastet  bliebe*  Die 
jetzt  auf  der  Erzeugung  des  inländisdien  Brantweins  ru- 
hende  Steuer  ist  allerdings  sdion  weit  ansehnlidier,  als 
die  Bebstung  ii^^ad  eines  andern  inländisdien  Erzeug- 
nissesr  sie  beträgt  bei  dem  üblichen  Alkoholgehalt  auf 
das  Quart  18f  Pfennige,  folglich  auf  das  FaCs  von  200 
Quarten  10|*5  Thaler,  das  ist:  selbst  wenn  etwa  10  pro 
Cent  durch  Yortheile  bei  der  Fabrikation  daran  erspart 
würden,  noch  mehr  als  die  Hälfte  des  Preises,  wofür 
Kartoffelbrantwein  im  Jahre  1842  in  Berlin  verkauft 
wurde.  Es  ist  daher  schon  ein  grofser  Beiz  vorhan- 
den:, sich  dieser  Steuer  nicht  blos  durch  ein  sehr  lo* 
benswerdies  Bestreben  zii  Verbesserungen  des  Verfah- 
rens bei  der  Fabrikation,  sondern  auch  durch  unerlaubte 
Mittel  zu  entziehen,  und  dieser  Beiz  würde  durch  Er-^ 
höhung  der  Abgaben  verfaältnifsmäfsig  noch  gesteigert. 
Indessen  wächst  auch  die  Möglichkeit,  Unterschleife  die- 
ser Art  zu  entdecken,  mit  der  Verminderung  der  Anzahl 
der  Brennereien  und  der  Erweiterung  des  Umfanges, 
worin  die  übrig  bleibenden  betrieben  werden.  Es  ist 
schon  oben  bemerkt  worden,  wie  stark  das  Brantwein- 
brennereigewerbe  sich  zur  Vereinigung  in  grofse  An- 
stalten neigt,  wenn  es  dem  natürlidien  Gange  seiner 
Entwickelung  folgen  darf:  demnach  scheiut  auch  in  Äe- 
ser  Beziehung  einer  beträchtlichen  Erhöhung  der  Steuer 
vom  inländischen  Brantwein  keiu  erhebliches  Bedenken^ 
entgegen  zu  stehen,  sobald  die  Begierung  sict  nvcbt  mehr 
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verpflichtet  halten  darf ,  den  Betrieb  ^r  kleifieu  fireu- 
nereieü  zur  Unterstützoi^  der  Ackerwirthschaft  besou- 
deiB.  zu  beg^stigeii.  Ob  sich  dieselbe  v^n  dieser  Yer- 
l^chtuBg  entbunden  achten  kann,  verdient  um  so  mehr 
eine  sehr  sorgfaltige  Prüfung,  als  die  Stimmen  in  die- 
ser Beziehung  jedenfalls  sehr  getheilt  sind.  So  viel 
scheint  indessen  klar,  dafs  bei  den  jetzt  best^enden 
Brantweiopreisaai  das  nadi  der  Bestillation  übrig  blei- 
bende Viehfutter  keinesweges  mehr  als  reiner  Gewinn 
von  dem  Btetriebe  der  Brantweinbrennerei  zu  betrach- 
tea  ist,  sondern  vielmehr  —  wenn  alle  Verwendungen 
aof  Material,  Fabrikationskosten  und  Verzinsung  des  ste- 
hend und  umlaufend  in  der  Brennerei  angelegten  Kapi- 
tals vollstän<kg  vergütet  werden  sollen  —  in  der  Wirth- 
sebaft  zu  einem  SeUistkostenpreise  berechnet  w^erden  mufs, 
wobei  dasselbe  für  den  bei  weitem  gröfsten  Theil  der 
Landgüter,  und  namentlich  bei  geringem  Umfange  des 
Betriebes  kaum  wohlfeiler  ist,  als  irgend  ein  anderes 
gleich -wirksames  Viehfutter.  Die  hohen  Preise,  welche 
jetzt  für  gemästetes  Schlachtvieh  gezahlt  werden  müssen, 
weil  kein  Landwirth  bei  nkddgeren  bestehen  zu  kön- 
nen glaubt,  bestätigen  jedenfalls  die  Meinung  nicht,  dafs 
die  .Gttt^esi^zer  durch  den  Brantwelnschlamm  auch  jetzt 
noch  ein  wohlfeiles  M^tungsmaterial  erhalten :  es  scheint 
vielmehr,  dafs  eben  auf  so  hohe  Preise  des  Mastviehes 
gehalten  wird,  um  bei  der  Brantweinbrennerei,  welche 
das  Material  zur  Mästung  liefert,  doch  noch  einigen  Vor- 
th^il  zu  baben,  seitdem  er  in  den  Brantweinpreisen  nicht 
mehr  zu  finden  ist.  Es  ist  ein  erfreuliches  Zeichen  stei- 
gender Wohlhabenheit,  dafs  die  Nachfrage  nach  Schlacht- 
vieh ungeachtet  seiner  so  sehr  gesteigerten  Preise  sich 
doch  nicht  merklich  vermindert;  aber  es  könnte  —  we- 
nigstens  aus  der  liier  bezeichneten  Ansicht  —  für  ei- 
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üen  Afifsbraadi  dieses  günstigen  Yerbältoisscs  gebe», 
cUCs  es  benutzt  wird^  um  Anstalten  anfredit  zu  erbal-< 
ten,  ^eldie  sich  der  Beschuldigung  scbwerlich  etitcie- 
hen  kdnnen,  einen  -^  wenn  audh  Ton  ihren  Besitzern 
keinesweges  für  schädlich  erkannten  —  dennoch  sehr 
verderbliehen  Eioflufs  auf  die  Gewohnheiten  der  niede- 
ren Yolksklassen  auszuüben.  Die  grofse  Masse  der  Ein- 
wohner des  Staats  wird  durch  die  hohen  Preise  des 
Mastviehes  genöthigt,  sich  im  Genüsse  von  Fleischspei- 
sen^  das  ist:  eines  der  gesundesten  und  kräftigsten  Nah- 
rungsmittel, sehr  wider  ihre  Wünsche  zu  beschränken, 
während  eine  sehr  viel  geringere  Zahl  Ton  Landwirfben 
einen  oft  noch  sehr  zweifelhaften  Vortheil  aus  den  Ver- 
hältnissen zieht,  welche  diese  Yertheuerung  Teranlasscn. 
Der  Preufsische  Staat  enthält  auf  seinem  Flächenraum 
von  5077  geogr.  Quadratmeilen  zu  21,490  Magdeburger 
Morgen  von  180  Preufs.  Quadratruthen  in  runder  Summe 
überhaupt  109  Millionen  Morgen,  wovon  im  Allgemei- 
nen etwa  ein  Drittheil,  also  36  Millionen  Morgen,  für 
Ackerland  zu  achten  sein  »dürfte.  Weiter  oben  wurde 
berechnet,  dafe  sämmtliches  im  Jahre  1840  zu  Brantwein 
verbrauchtes  Material  an  Getreide  und  Kartoffeln  bei 
der  Verwerthung  hierdurch  einer  Verwendung  von  et- 
was über  8  Millionen  Scheffel  Getreide  gleich  zu  ach- 
ten sei.  Hiernach  würde  auf  jeden  Morgen  des  unter 
dem  Pfluge  befindlichen  Landes  jährlidi  im  Durchschnitte 
derjenige  Dünger  kommen,  welcher  aus  der  Verftitte- 
rung  des  Brantweinschlamms  von  zwei  Neunteln  oder 
noch  nicht  ganz  einem  Viertheil  Scheffel  Getreide  er- 
zeugt werden  könnte.  Es  mag  der  Berechnung  von  sach- 
verständigen Landwirthen  überlassen  bleiben,  welcher 
Theil  des  im  Preufs.  Staate  befindlichen  Ackerlandes 
mittelst   der  Verwendung    des  Brantweinschlanunes    zu 
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Viehfutter  bd  den  jetzt  bestehenden  VeriiähoisseH  auch 
nur  in  ftechs)Shrigeni  Dünger  erhalten  werden  kann ;  die 
vorstehenden  Zahlen  sind  viel  zu  leicht  und  oberflädi- 
lieh  hing;eworfen^  um  einer  soldien  Bereitung  zur 
Grundlage  zu  dienen,  und  nur  zum  vorläufigen  Zurecht- 
finden auf  diesem  Felde  geeignet.  Aber  es  ist  bei  sol- 
cher Berechnung  nicht  zu  fibersehen,  dafs  die  )etzt  zur 
Brantweinbereitung  verwendeten  Bodenerzeugnisse  auch 
unmittelbar  zum  Unterhalte  von  Mast-  und  Milchvieh 
gebraucht  werden  könnten;  dieselben  erst  zu  Viehfutter 
zu  verwenden,  nachdem  der  Weingeist,  welcher  daraus 
entwickelt  werden  kann^  davon  abgeschieden  worden, 
das  ist  jed^ifalls  ein  Umweg,  der  nur  dann  staatswirth-- 
schaftlich  vortheilhaft  sein  kann,  wenn  dadurch  ein  h(^ 
herer  Reinertrag  hervorgebradit  wird,  als  durch  ein  un- 
mittelbares Verfuttern  derselben.  Es  ist  eine  gewöhn- 
liche, wenn  auch  wahrschdniich  nicht  überall  gleich  ge- 
nau zutreffende  Annahme,  dafs  dn  Scheffel  Kartoffeln, 
unmittelbar  verfuttert,  zur  Ernährung  von  Mast-  oder 
Milchvieh  eben  so  viel  bewirkt  als  der  Brantweinschlanma, 
weldier  von  der  Verwendung  zweier  Scheffel  Kartoffeln 
zu  Brantwein  übrig  bleibt.  W^irthschaftlich  Avürde  dem^ 
nach  die  Verwendung  von  Kartoffeln  zur  Erzeugung 
von  Brantwein  nur  dann  vortheilhaft  sein,  wenn  das 
Erzeugnifs  an  Brantwein,  welches  zwei  Scheffel  Kar- 
toffeln ergeben,  nach  Abzug  aller  Kosten  mit  Einschlufe 
der  Verzinsung  des  Betriebskapitals  und  der  Steuer,  im 
grofsen  Verkehr  einen  höheren  W^erth  hätte,  als  ein 
Scheffel  Kartoffeln  bei  dem  unmittelbaren  Verbrauche 
zu  Viehfutter;  das  aber  ist  nach  d«i  vorstehenden  Be- 
merkungen schon  an  sich  höchst  zweifelhaft.  Hierzu 
kommt  noch,  dafs  neben  der  >virthschaftlichen  Wirkung 
einer   sehr  verbreiteten  Bräutweinerzeugung  auch  ihre 


sitdiche  eine  sehr  ernste  Beacbtat^  verdieut.  Nur  dann, 
Tinenn  der  Wohlstand,  welcher  aus  überwiegenden  wirüi- 
schaftlichen  Vortheiien  hervorgeht,  bedeutend  genug  wäre, 
um  einen  so  wohkhätigen  Einflufs  auf  die  Sittlichkeit  der 
grofsen  Massen  auszuüben,  dafs  die  nachtheiligen  Wir- 
kungen der  Gewöhnung  an  häufigen  Brantweingenufs 
dadurch  vollständig  aufgehoben  würden,  könnte  die  Ver- 
wendung der  Kartoffeln  zur  Brantweinerzeugung  den 
Vorzug  vor  der  unmittelbaren  Verwendung  derselben 
zu  Viehfutter  verdienen.  Dessenungeachtet  kann  es  nicht 
die  Meinung  sein,  dafs  die  Regierung  irgend  Jemand 
hindern  solle,  selbstgewonnene  oder  auch  erkaufte  Bo- 
denerzeugnisse durch  Verarbeiten  zu  Brantwein  in  der 
Absicht  zu  verwerthen,  seinen  Viehstamm  durch  die  zu- 
rückbleibenden Abgänge  reichlicher  zu  nähren,  und  da- 
durch den  Büngungszustand  seiner  Aecker  zu  verbes- 
sern; nur  die  besondere  Begünstigung  dieser  At- 
,sicht  dürfte  aufzugeben  sein,  wenn  wahrhaft  wirksame 
Anordnungen  gegen  den  Antrieb,  die  Nachfrage  nach 
Brantwein  zu  vermehren,  genommen  werden  sollen,  der 
in  der  gegenwärtigen  Stellung  des  Brennercigewerbes 
liegt. 

Weiter  oben  wurde  bereits  ausführlich  dargethan, 
dafs,  während  die  kleinen  Brennereien   sich  überhaupt 
schnell  und  beträchtlich  vermindl^rn,  doch  eine  Klasse 
derselben   sich  sehr  bedeutend  vettnehrt.     Dies   sind 
nämlich  diejenigen,  Kartoffeln,  Getreidöioder  andere  mehU 
haltige  Substanzen  verarbeitende,  und  daher  Maisdisteuer 
zahlende  Brantweinbrennereien,  welche  eiiK^  ermäfsig- 
ten  Steuersatz  entrichten,  um  ihre  Fortsetzung  dadurch 
zu  begünstigen,  weil  sie  zunächst  zur  Verbesserung 'des 
Düngungszustandes  betrieben  werden.     Das  Verhältnifs, 
worin  diese  Klasse  von  Brennereien  vorkouimt,  ißt  iu 
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d&ik  einzelnen  Provinzen  sehr,  verschieden,  wie  nachste- 
hende Uebersicht  zeigt.  Es  hatten  davon  nämlich  in 
den  Jahren 


die  Provinzen 

1. 

Rhein  .     .     . 

2. 

Schlesien .     . 

3. 

Westphalen  , 

4. 

Ostpreufseu  . 

5. 

Brandenburg 

6. 

Sachsen    •     . 

7. 

Pommern 

8. 

Westprenfsen 

9. 

Posen  ,     .     . 

1840 

1834 

1411 

7io 

615 

366 

292 

186 

281 

167 

228 

190 

187 

151 

37 

82 

14 

15 

14 

19. 

Die  Zahl  derselben  war  hiernach  in  den  Provinzen  Po- 
sen und  Westpreufsen  ganz  unerheblich ,  und  auch  in 
Pommern  nicht  beträchtlich;  auch  hatte  sich  in  diesen 
drei  Provinzen  die  Zahl  derselben  seit  den  letzten  sed^ 
Jahren  vermindert,  in  Pommern  sogar  um  mehr  als  die 
Hälfte.  Bedeutender  war  die  Zahl  dieser  Brennereien 
schon  in  den  Provinzen  Sachsen  und  Brandenburg,  wo- 
sähst  sie  sich  in  den  letzten  sechs  Jahren  überdies  noch^ 
und  zwar  nahe  in  dem  Verhältnifs  wie  vier  zu  fünf^ 
und  wie  fünf  zu  sechs  vermehrten.  Noch  ii^hr  Bren- 
nereien dieser  Art  hatte  Ostpreid^sen  luid  Westphalen, 
wo  ihre  Zahl  seit  den  letzten  sechs  Jahren  nodi  viel 
beträchtlicher,  nämlich  beinahe  in  dem  Verhältnisse  wie 
sieben  zu  elf,  und  wie  drei  zu  fünfe  wuchs.  Die 
bei  weitem  gröfste  Anzahl  hatten  endlich  die  beiden  be- 
sonders dioJitbevölkerteu  Provinzen  Schlesien  und  die 
Rheinprovinz,  wo  sich  dieselbe  innerhalb  der  letzten 
aeciiS  Jahre  beinahe  verdoppelte.  Jetzt  zahlen  die  Bren- 
nereien derjenigen  Landwirthe,  welche  blos  eigenes  Er- 
zeug;iifs  zur  Verbesserung  des  Düngungszustandes  ihi^r 
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Acl^erländereien  verarbeiten,  für  denselben  Grährung;sraum 
20  Pfennige  Maischsteuer,  wofür  alle  übrigen  24  Pfen- 
nige entrichten.  Würde  diese  Begünstigung  aufgeho- 
ben, so  dürfte  dies  in  den  Provinzen  Posen,  Westpreu- 
fsen  und  Pommern  erhebliche  Beschwerden  nicht  veran- 
lassen, da  die  Zahl  der  Brennereien,  welche  dieselbe  bis- 
her genossen,  dort  sehr  unbedeutend  ist,  und  sich  sogar 
in  den  letzten  sechs  Jahren  noch  verminderte.  Dagegen 
dürfte  in  den  übrigen  sechs  Provinzen  die  Klage  sehr 
laut  werden,  dafs  die  Regierung  den  Landwirthschaften 
von  mittlerem  Umfange  eine  seit  vielen  Jahren  für  noth- 
wendig  und  wohlthätig  gehaltene  Begünstigung  uner- 
wartet entziehe,  und  dieselben  dadurch  in  Verlegenheir 
ten  bringe,  welche  selbst  mit  einem  Umsturz  ihres  jetzt 
wohlgeordneten  Zustandes  endigen  könnten.  Wie  sehr 
die  Fortdauer  der  hier  bezeichneten  Brennereien  wirk- 
lich auch  von  jener  Begünstigung  abhängt,  beweist  al- 
lerdings die  Vei-mehrung  ihrer  Anzahl  ia  einem  Zeit- 
räume, worin  die  Zahl  aller,  weniger  als  500  Thaler 
Maischsteuer  zahlenden  Brennereien  sehr  beträchtlich  ab- 
nahm. Es  scheint  daher  auch  unzweifelhaft,  dafs  sie 
bald  nach  dem  Verluste  dieser  Begünstigung  ganz  ein^ 
gehen  würden,  und  hieraus  könnten  allerdings  Nachdieile 
für  solche  Wirthe  entstehen,  welchen  die  Mittel  fehlen, 
schnell  genug  ein  anderes  Wirthschaftssystem  anzuneh- 
men. Von  dieser  Ansicht  aus  scheint  es  für  jetzt  doch 
nicht  räthlich,  die  hier  in  Frage  stehende  Begünstigung 
der  kleinen  Brennereien  geradehin  aufzuheben;  damit 
bleibt  aber  doch  noch  wohl  vereinbar,  dafs  eine  gleich- 
mäfsige  Erhöhung  der  Maischsteuer  für  alle  derselben 
unterworfenen  Brennereien  vorgenommen,  und  dabei  nur 
der  hier  bezeichneten  Klasse  derselben  die  bisher  genos- 
sene Ermäfsigung  auch  ferner  zugestanden  werde. "  Dafs 
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aodi  alsdann  noch  die  groCsen  Brennereien  diese  klo- 
nen doch  endlidi  verdrängten  irerden,  ist  um  so  mehr 
zu  hoffen,  als  unter  den  jetzt  bereits  bestehenden  Ver- 
hältnissen das  Beharren  bei   dar  Fortsetzung*  derselben 
mehrentheils  vreit  mehr  auf  Gewohnheit  und  Mangel  an 
richtiger  Würdigmig  der  in  den  neuesten  Zeiten  eing-e- 
tret^aen  Veränderungen,  als  auf  einem  klar  nachzuwei*- 
senden  Nutzen  beruht.     Alte  Veranlassungen  zur  Anle- 
gung kleiner  ländlicher  Brennereien  hat  Ostpreufsen  inft 
Weslprenfsen  gemein:  ein  dem  Anbau  der  lohnendsten 
Fotterkräuter  wenig  günstiges  Klima,  niedrige  Getreide- 
preise, und  für  einen  grofsen  Theil  der  Provinz  beträcht- 
Ik&e  Entfernungen   von   deai  giiofsen  Gretreidemärktet>. 
Dennoch  ist  in  Westpreufsea  die  Zahl  der  kleinen  länd- 
lichen Brennereien  ganz  unerheblidi  und  im  Sinken:  in 
OstpreuCsen  dagegen  bedeutend  und  in  den  hi^  betrach- 
teten sechs  Jahren    in  schnellem  Steigen.     Umgekehrt 
sind  die  tandwirthschaftlichen  Verhältoisse  Ostpreufsens 
sehr  verschieden  von  den  in   der  Provinz  Westphalen 
bestehenden.      Bas  grofsentheits  mildere  Klima  beg^ün- 
stigt  den  Anbau  der  Futterkräuter  in  Westphalen :  auch 
hat  diese  Provinz  eine  beinahe  doppelt  dichtere  Bevöl- 
kerung,  indem  am  Ende  des  Jahres  1840  auf  der  geo- 
graphischen Quadratmeile 

in  Westphalen      ......     3762 

in  Ostpreufsen  dagegen  nur  .  .  1973  Einwohner 
lebten.  Die  Getreidepreise  stehen  in  Westphalen  ge- 
wöhnlich sehr  viel  höher  als  iu  Ostpreufsen.  Nach  den 
bei  dem  statistischen  Bureau  zu .  Berlin  aufgestellten 
Uebersichten  der  Marktpreise  betrug  der  vierzehnjäh- 
rige Durchschnittspreis  aus  den  Jahren  1827  bis  mit 
1840  des  Preufsischen  Scheffels  in  Silbergroschen  aus- 
gedrückt: 
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für  Ro^en      iur  Gerste 

in  Westphalea il{^  35|^ 

in  der  Provinz  Preufsen    .     .     31j!|  23^^, 

Die  letzteren  Preise  beziehen  sich  zwar  auf  Ost-  und 
Westpreufsen  zusammengenommen;  indessen  ergebt  eine 
Absonderung  beider  Landestheile  keinen  erheblichen  Un- 
terschied. Im  Allgemeinen  ist  hieraus  ersichtlich,  dafs  -die 
in  Preufsen  bestehenden  Preise  der  beiden  am  gewöhn- 
lichsten zu  Brantwein  verwendeten  Getreidearten  doch 
noch  nicht  ganz  zwei  Drittheile  derer  in  Westpha- 
len  sind.  Sofern  Kartoffeln  zum  Brantweinbrennen  ge- 
braucht werden,  ist  wohl  anzunehmen,  dats  auch  in  Be- 
zug auf  diese  ungefähr  dasselbe  Preisverhältnifs  zwisdiea 
beiden  Provinzen  besteht  Bei  der  so  grofsen  Verschie- 
denheit dieser  auf  den  Betrieb  der  Landwirthschaft  be- 
sonders einflufsreichen  Verhältnisse  bedarf  es  keiner  wei- 
tern Vergleichung,  um  es  auffallend  zu  finden,  dafs  eben 
nur  in  Bezug  auf  die  Verbindung  der  Brantweinbrenne- 
rei  mit  der  Landwirthschaft  eine  so  grofse  Aehnlichkeit 
zwischen  beiden  Provinzen  besteht.  —  Die  Bevölkerung 
Schlesiens  verhält  sich  der  Dichtigkeit  nadi  zu  der  Be- 
völkerung der  Rheinprovinz  nahe  wie  acht  zu  elf.  Es 
hatte  nämlich  am  Ende  des  Jahres  1840: 

Schlesien 3854 

die  Rheinprovinz  dagegen    .    .    5320  Menschen 
auf  der  geographischen  Quadratmeile.    Die  schlesischen 
Getreidepreise  waren  sehr  viel  niedriger  als  die  rheini- 
schen.  Der  vierzehnjährige  Durdischnittspreis  des  Schef- 
fels in  Silbergroschen  angedrückt  betrug: 

iur  Roggen      ßr  Gerste 

in  Schlesien     ......    Sl^^  ^"»" 


in  der  Rheinprovinz      ...    51  SSjV 

Die  Preise  beider  Getreidearten  verhielten  sich  demnach 
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in  diesen  Provinzen  nahe  wie  drei  zu  vier.  Bekannt 
genug  sind  aufserdeui  die  grofsen  Verschiedenheiten  der 
ländKchen  Verfassung  der  Rheinprovinz  und  namentlich 
des  überrheinischen  Theils  derselben  gegen  den  Zustand 
Schlesiens.  Dennoch  iseigt  sich  in  beiden  Provinzen  die 
gleiche  Neigung,  Brantweinbrennereien  im  Kleinen  zur 
Unterstützung  der  Ackei-wirthsdiaft  zu  treiben.  —  Je- 
denfalls ergeben  solche  Betrachtungen,  welche  leicht  nocii 
«ehr  vielfältig  erweitert  werden  können,  wie  wenig  das 
bemerkte  Festhalten  an  der  Verbindung  der  Brantwein- 
brennerei  mit  Landwirthschaften  von  mittlerem  Umfange 
auf  allgemein  gültigen  Grundlagen  beruht.  Die  Rich- 
tung auf  Vereinigung  in  grofse  Betriebsanstalten  ist  da-- 
gegen  in  der  Natur  der  Brantweinbrennerei  öef  gegrün^ 
det;  sie  zeigt  sich  deshalb  auch  unverkennbar  in  allen 
Provinzen  des  Staats,  und  es  ist  daher  nicht  zweifelhaft, 
dafs  sie  jene  nur  theilweise  bestehende  Neigm»g,  auch 
bei  der  Fortdauer  einer,  verschiedenen  Besteuerung,  wenn 
auch  später  überwältigen  wird,  als  es  ohne  diese  Begün- 
stigung geschehen  würde.  Mit  dem  Erföschen  der  vie- 
len kleinen  Brennereien  wird  einerseits  die  Zahl  derje- 
nigen vermindert,  welche  bei  der  Erweiterung  des  Branl- 
weinverbrauchs  bis  jetzt  sehr  wesentlich  betheiligt  sind, 
und  andererseits  das  Ek-heben  einer  höhern  Steuer  von 
der  Erzeugung  des  inländischen  Brantweins  durch  Er- 
leichterung der  Aufsicht  über  deren  richtigen  Eingang 
sehr  wirksam  befördert. 

Der  Vorschlag,  den  Brantweingenufs  durch  eine 
Steuererhöhung  zu  vertheuem,  ist  schon  oft  gemadit, 
demselben  aber  stets  der  Einwand  entgegengestellt  wor- 
den, dafs  die  hierdurch  mögliche  Vertheuerung  bei  den 
kleinen  Portionen,  worin  der  Brantweih  gewöhnlich  ge- 
nossen wird,  doch  nicht  in  sold^m  MaaCse  merkbar  ist, 

um 
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um  den  Yerbraudi  erheblich  zu  venniiidem.  In  Berlin 
kostete  im  Jahre  1842  bei  den  Schänkem  das  Quart 
des  g;emeinsten  Korn-  oder  vielmehr  Kartoff elbrantweins 
vier  SilbergTOschen,  wonach  also  der  Schanker  das  Fafs 
von  200  Quarten  su  26|  Thalern,  das  ist:  wenigstens  zu 
30  pro  Cent  über  die  Selbstkosten  ausbringen  würde, 
wenn  er  ihn  so  stark  verschänkte,  als  er  ihn  im  Gro- 
fsen  ankauft.  Das  geschieht  bei  weitem  nicht,  und  der 
Brantweins<^ank  wird  daher  sc^n  bei  mäfsigem  Absatz 
ein  sehr  einträgliches  Gewerbe,  wie  audi  die  Miethen  be- 
weisen, welche  die  Schanker  für  das  zu  ihrem  Gewerbe 
ndthige  G^lafs  zu  zahlen  vermögen.  Vereinzelt  wird  der 
Brantwein  in  grofsen  und  kleinen  Gläsern,  wovon  die 
«reteren  ein  Achtel,  die  letzteren  ein  Sechszehn'- 
theil  des  Quartes  halten  sollen^  und  demgemäfs  audi 
mit  sechs  und  drei  Pfennigen  bezahlt  werden.  Der 
besondere  Gewinn  des  Sdiänkers  bei  dieser  Vereinzelung 
besteht  darin,  dafs  er  wirklich  statt  eines  Achtels  ein 
Neuntheil,  und  statt  eines  Sechszehntheils  ein 
Achtzehntheil  des  Quartes  giebt,  und  soldiergestalt 
bei  dem  Verkaufe  gläserweise  noch  ein  Neuntheil 
oder  11  pro  G«nt  gegen  den  Verkauf  quartweise  ge- 
winnt. Würde  die  Steuer  vom  inländischen  Brantwein, 
um  50  pro  Cent  —  das  ist:  von  18|  auf  28|  Pfennige 
—  also  die  Steuer  von  20  Quart  Maischraum  von  zwei 
auf  drei  Silbergroschen  erhöht:  so  betrüge  diese  Er^ 
höhung  auf  das  grofse  Glas  doch  nur  1^  und  auf  das 
kleine  ^^  Pfennige.  Es  ist  sehr  möglidi,  dafs. der  Schan- 
ker die  Sätze  von  sechs  und  drei  Pfennigen  für 
das  Glas  deshalb  nicht  einmal  ändern,  sondern  sich  nur 
durch  noch  knapperes  Maafs  und  starkem  Zusatz  von 
Wasser  den  gewohnten  Vortheil  auch  f^ner  sichern 
würde.    Aber  wenn  dies  A«ich  nicht  geschähe,  so  würde 

34 
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4oA  nur  der  Preit  des  Glases  Brmtwein  von  drei 
und  sechs  auf  vier  und  acht  Pfennige  erhöht  wer- 
den dürfen,  um  den  Sdtäaler  noch  Überreichlidi  zu  ent- 
sdi^igen.  Eine  so  geringe  Yertheuerung  wfir^  jedoch 
am  so  weniger  von  dem  gewohnten  Branl^eingenufs 
abhalten  y  ak  auch  )etzt  schon  sdUbst  der  Tagelitoer 
sehr  oft  lieber  das  Doppelle  des  Preises  von  gemeinem 
Kornbrantwein  zahlt,  um  sich  stati  dessai  ein  Gbs  von 
dem  über  Anies  und  andere  wc^feile  Grewürze  abgezo- 
genen Brantwein  zu  verschaffen.  Bessenungeai^tet  bleibt 
eine  beträehtliche  Erhöhung  der  Steuer  von  inlöndisdiem 
Brantwein  doch  in  zwei  Beziehungen  wirksaim.  Sie  er- 
schwert offenbar  d^i  Verkehr  damit;  soweit  der  Bren- 
nereibesitzer die  Maischsteuer  sogleich  beim  EiamaisdieB 
erlegen  mulüs,  wächst  dieser  jetzt  schon  sehr  lästige  Vor^ 
schuds  nodi  bedeutend.  Auch  wenn  ein  Kredit  bewilr 
ligt  wird,  kann  ders^e  doch  —  besonders  bei  kleinen 
Brennereien  —  nur  auf  einen  mäfsigen  Zeitraum  be^ 
schränkt  werden,  um  das  Steuererhebungsgeschäft  nidit 
allzusehr  zu  erschw^en;  ist  inzwischen  der  Brantwein 
nicht  verkauft,  so  tritt  die  Verlegenheit,  für  gröCsere 
Quantität^Qi  die  erhübte  Steuer  auf  einmal  zu  entrich- 
ten, nur  noch  empfindlicher  hervor.  Ueberbaupt  wird 
ein  grüfseres  Kapital  im  Umsätze  von  Bi^atwein  be- 
sdiäfdgt,  und  mufs  demnach  auch  durch  den  Gewinn 
daraus  verzinst  werden.  Kleine  ländliche  Brennereien, 
bei  deren.  Betrieb  ein  erheblicher  Vortheil  nicht,  ganz 
klar  nachäsui^eisen  ist,  dürften  unter  solchen  Umständen 
um  so  leichter  au%egebmi  werden.  Ein  zweiter  Grund 
für  die  Erhöhung  des  Steuersattes  liegt  aber  darin,  d^(s 
der  Staatsverwaltung  kein  Anlafs  gegeben  werde,  Ash 
Ordnungen  zur  Vermhadö^ing  des  Brantwcdnverbrau4ßhs 
wegen  eines  Ausfalls  an  dem  gewohnten  Einkommen  be- 
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den1di<^  2U  finden  und  deshalb  nur  zögernd  und  mit 
halber  Tfaeilnahme  zu  vollziehen.  So  lang«  Salz^  auch 
nadi  der  neulidben  Hend>setzung  des  Preises,  fiir  den 
bei  weitem  grölsten  Theil  des  Preufis.  Staats  ein  ver- 
hältnÜsmäCsig  sehr  viel  höher  besteuerter  Gegenstand 
des  allgemeinsten  Yerbraudies  ist  und  aui^  wohl  Mkl- 
ben  mufs:  so  lange  wird  auch  die  öffentlidie  Meinung 
eine  hohe  Besteuerung  des  Brantwdns  nur  gerecht  finden, 
und  es  scheint,  ganz  abgesehen  von  sittlichen  und  poU* 
zdlicben  Beweggründen,  schon  das  blofse  Finanzinteresse 
eine  Steuererhöhung  auf  die  Brantweinerzeugung  zu  for- 
dern, da  dieselbe  sehr  viel  w^iger  Bedenken  gegen  sidi 
hat,  als  andere  Erhebungen,  deren  Fortdauer  bei  u^ver* 
kennbarem  Nachteile  nur  durch  die  dri^enden  Bedürfe 
nisse  der  Regierung  gerechtfertigt  wird. 

Als  ein  sehr  wirksames  Mittel,  die  Veranlassungen 
zum  häufigen  Brantweingenufs  zu  vermindern,  wird  be- 
sonders eine  Verbesserung  des  Brauwesens  empfi^en. 
Wer  sidb  der  Lebensweise  noch  mit  Lebhaftigkeit  er- 
innert, welche  vor  secbszig  und  mehr  Jahren  unter  wohl- 
habenden und  verständigen  Leuten  in  den  mittlem  und 
untern  Regionen  der  bOrgerlidien  Gesellsdiafi  bestand, 
der  wird  auch  nodi  der  Meinungen  eingedenk  sein, 
wddie  sehr  allgemein  von  Leuten  gedufsert  wurden, 
die  damals  für  alt  galten,  midiin  ihre  sittliche  Bildung 
vor  dem  Jahre  1740  bereits  empfangen  hatten.  Diese 
waren  -an  täglichen  und  reidilichen  Genufs  starken  Bie- 
res gewöhnt,  und  fanden,  selbst  ein  Uebermaafs  darin 
nidit  sdnderlich  unansföndig  oder  schädlich,  so  lange 
nur  nicht  ein.  dffendich^s  Aergermfs  dadurch  gegefa^ai^ 
wurde;  .Dagegen  ^glaubten  «ie  den  Oenufs  eines  eäizet^ . 
neu  Glases  Brantwein  i^ch  nur  nach  auiserordentlichen- 
Anstrengungen  oder  bei  Uebelbefinden  dis  Arznei  ge-' 
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statten  zu  dürfen,  und  es  galt  ihnen  schon  fOr  den  er- 
sten Sdiritt  zur  Lüderlichkeit,   wenn  sie  wahrnahmeD, 
dafs  Jemand  sich  zum  täglichen,  wenn  auch  nur  mlifsi- 
gen  G^nufs  von  Brantwein  hinneigte;  Untergebene  hiel- 
ten sie  besonders   ernstlich   davon  ab.     Der  reichliche 
Biergenufe  wurde  damals  durch  lien  grofsenr  Andieil  be- 
fördert, den  eine  sehr  zahlreiche  und  angesehene  Klasse 
der  Städtebewohner,  nämlidi  die  Besitzer  von  braube- 
rechtigten  Häusern,  an  dem  Absätze  des  Bieres  hatten, 
ganz  so  wie  in  den  spätem  Zeiten   die  Gewöhnimg  an 
tägUchen  Brantweingenufs  aus  der  Nothwendigkeit  her- 
vorgegangen  ist,   hinreichenden  Absatz  fiir  die  grofse 
Menge  Brantwein  zu  finden,   die  nicht  sowohl  wegen 
eines  wahrgenommenen  Bedarfs    an   diesem  Getränk, 
als  vielmehr  zunächst  erzeugt  wurde,  um  durch  den  Ab- 
fall  von  der  Brennerei  —  den  Brantweinschlamm   — 
Landwirthen  ein  wohlfeiles  und  kräftiges  Yiehfutter  zu 
verschaffen.     Weiter  oben  wurden  bereits  die  Gründe 
bezeichnet,  welche   bei  der  Wahl  eines  Getränkes  als 
Reizmittel  dem  Brantweine  den  Vorzug  vor  dem  Biere 
erwaril)en,   und  diese  Gründe  sind  stark  genug,  um  zu 
verhindern,  dafs  Menschen,  welche  sich  ber^ts  an  den 
täglichen  Genufs  des  Brantweins  gewöhnt  haben,  sich 
von  demselben  zum  Biere  wenden,  so  lange  die  Wahl 
zwischen  beiden  ihnen  noch  überlassen  bleibt.    In  dieser 
Beziehung  erscheinen  zwar  die  Bemühungen  unfroditbar, 
dem  Kere  durch  Verbesserung  der  Brauereien  wiederum 
den  Vorrang  vor  dem  Brantwein  zu  versdiaffen;  des- 
senungeachtet bleiben  dieselben  ein  sehr  wes^itlicher  Be- 
standtheil  der  Versuche,  durdi  Anordnungen  dei'  Staats-^ 
gewalt  der  Gewöhnung  an  öftem  und  häufigen  Brant- 
weingenufs entgegenzuwirken.    Die  grofse  Mehrzahl-  der 
verständigen  und  reditliehen  Landwirthe,   Fabrikherr^ 
und  wohlhabenden  Hausväter  ist  hoffentlich  schon  jetzt 


533 

zu  der  Ueberzeug^img  gelangt»  oder  doch  derselben  zu- 
gängUcb,  dafe  die  Gewöhnung  an  den  öftem  Genufs  des 
Brantweins  als  Reizmittel  wenigstens  bedingt  sehr  schäd- 
lidi  werden  kann,  und  deshalb  audi  dann  noch  gefähr- 
lich bleibt^  wenn  sie  nicht  Trunkenheit  erzeugt.  Es 
dürfte  daher  angesehenen  und  einflufsreichen  Männern 
wohl  gelingen,  dieselben  in  ganzen  Kreisen  und  Städ- 
te zu  der  Verpflichtung  zu  bewegen,  ihrem  Gesinde 
und  Tagelöhnern  nur  selten  und  nur  bei  ganz  auCser- 
ord^itlidien  Anslrengungen  Brantwein  zu  verabreichen, 
statt  des  täglichen  Glases  Brantwein  ein  kräftiges  Früh- 
stück oder  in  andern  Fällen  eine  Zulage  an  Geld  zu 
geben,  und  bei  festlidien  Bewirthungen  denselben  kein 
anderes  Getränk  als  Bier  zu  spenden.  Nicht  die  sc^e- 
naanten  Mätsigkeitsvereine  sollen  hier  empfohlen  wer- 
den; sie  haben,  wenigstens  in  Deutschland,  der  guten 
Sadie  der  Gesittung  durdi  Uebertreibung  und  Verbin- 
dung mit  Parteizweeken  vielleicht  öfter  gesdiadet  als 
genützt.  Mit  prunkendem  Geräusche  veranstaltete  Ver- 
sammlungen, meist  takt-  und  gehaltlose  Reden,  die  nur 
Gespötte  veranlassen,  zudringliche  Vertheilung  von  Flug- 
schriften, und  ähnliche  schon  verbrauchte  Hülfsmittel 
dürften  vielmehr  absichtlich  zu  vermeiden  sein.  Aber 
ein  geschicktes  Ergreifen  solcher  Augenblicke,  wo  die 
Gemüther  einer  geistigen  Erhebung,  einer  wahren  und 
rein^i  Pietät  c^fen  sind,  und  wo  ein  herzliches  und  ver- 
ständiges V^ort  eine,  gute  Stätte  findet,  sowie  das  Auf- 
regen des  Pflicht-  und  Ehrgefühls  durdi  ein  lebhaftes 
Anerkennen  seiner  Aeufserungen,  verbunden  mit  einer 
A^fsigung,  welche  die  nöthige  Zeit  zur  Entwöhnung 
von  anerzogenen  Vorurtheilen  gestattet,  werden  gewifs 
nicht  unfruchtbar  bleiben,  wo  nur  erst  zwei  Vorbedin- 
dungen  vollständig  erfüllt  sind. 

Eine  derselben  besteht  im  Erwirken  der  Ueberzeu- 
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gung,  dafs  die  Verbindang  der  BrantweiolH'eiuierei  raü 
der  Landwirtbschaft,  wobei  Jene  blos  zur  Tarttieühaftem 
Verwerthui^  der  eigenen  Bodenerzecignisse  di^it,  nur 
in  seltenen  Fällen  und  audi  dann  meist  nur  zeitweise 
Denjenigen  wahrhaft  nützlich  werden  ktone,  deren  Ver- 
mögen  in  dem  Reinertrage  des  Bodens  besteht,  d^i  sie 
besitzen  und  bebauen.  Während  die  Brantweinbrenne- 
rei  in  dem  Maafse  mehr  Weingeist  mit  mindern  Kostai 
aus  demselben  Materiale  2^  ziehen  vermag,  worin  der 
Umfang  der  Anstalten  zum  Betriebe  derselben  sidi  er- 
weitert, erzeugt  dagegen  die  Landwirt&schaft  auf  der<- 
selben  Bodenfläche  in  dem  Maafse  mehr  Nahrungsmittel 
und  Stoff  zur  Befriedigung  menschlicher  Bedürfnisse^ 
worin  der  Landbesitz  vertheift,  und  wenn  auch  nicht 
blos  mit  eigenen  Händen,  so  doch  unter  der  ^igie&en 
Aufsicht  seines  Inhabers  bearbeitet  wird«  Die  Gärtne- 
rei nutzt  den  .Boden  höher  als  die  Ackeia^wiräischaft,  und 
diese  nutzt  ihn.  wiederum  höher  als  es  durch  natürliches 
Gras  wuchs  und  Holz  in  der  Regel  m^;lich  bleibt.  Wenn 
auch  zur  Befriedigung  der  mannigfaltigen  Bedürfinsse 
der  Völker  Bodenbesitzungeu  von  sehr  verschiedenem 
Umfange  gehören,  von  den  Lan%ütern  in  den  grasr^ 
dien  Ebenen  Südamerika's,  welche  Rinderheerden  nach 
Tausenden  zählen,  bis  zu  dem  Harlemer  Blumengarten, 
der  auf  einem  Viertel -Morgen  Tauseude  von  theuern 
Blumenzwiebeln  erzieht:  so  gilt  doch  im  Allgemeinen 
für  unstrittige  dafs  in  denjenigen  Ländern,  welche  die 
dichteste  Bevölkerung  von  eigenem  Bodenerzeugnifs  er- 
nähren, wie  Flandern  und  die  Lombardei,  der  Boden- 
besitz am  mdsten  vertheilt  ist.  Die  Richtungen  der 
Bahnen,  worauf  einerseits  die  Brantweinbrennerei,  und 
andererseits  der  Anbau  des  Bodens  sich  ihrer  fortschrei- 
tenden Vervollkommnung  nähern,  sind  Iiiemach  gerade- 
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ent^^engesetot;  beide  könnett  ni^tr  awf  einer  seior 
unvoUkoinineiieli  Stufe  ihrer  Eotwickeiang  vardieilhaft 
tnit  einander  verbunden  werden,  und  trennen  sich  durch 
ihren  natürlichen  Fortschritt,  wenn  nicht  aus  ^uter  Ab* 
sieht  entstandene,  aber  darum  nicht  minder  fehlerhafte 
Fioain^-  und  Gewerbegesetze  dieser  Trennung  entgegen- 
-wirken.     DerVortheil,  welcher  aus  der  Verbindung  der 
Brantweinbrennerei  mit  der  Landwirthschaft  entsteht,  ist 
ein   vorübergehender,   dner  einzelnen  Generation  eige- 
ner,  uncf  auch  in  diesem  beschränktet  Zeiträume  nur 
ein  soldier,  der  blos  einer  einzelnen  Klasse  von  Land- 
wirthen  nutzbar  wird;  auch  für  diese  kann  dieser  Vor- 
iheil  nicht  anleitend  erh^bHeh  bleiben,  weil  die  Mitbe- 
werbung den  Pr^s  des  Brantweins  stets  so  tief  herab- 
brin^n  wird,  dafs  nur  bei  dem  möglichst  vervollkomm« 
neten  Betriebe:  ders^elben  noch  einiger  Gewinn  davoa 
übrig  bieib^ii  kann.     Eine  so  wirksame  Mitbewerbung 
tritt  unausbleiblich  ein,  so  lange  nicht  der  Bedarf  an 
Brantwein,  sondern  der  Bedarf  an  Viehfutter  das  An- 
legen von  Brennereien  veranlafst.     Aber  ^r  Nadiäieil^ 
welcher  aus  der  Gewöhnung  eines  Volkes  an  täglichen 
Brantweingenufs  entsteht,    ist  ein  bleibender,  welchen 
durch  frühe  Verwöhnung  Eltern  auf  Kinder  und  Enkel 
übertragen,  und  der  mit  den  Mitteln,  sich  diesen  Genufs 
zu  verschaffen,  das  ist:  mit  dem  Erwerbe  des  Arbeiters 
und  der  Wohlfeilheit  des  Brantweins  wächst.    Das  möge 
der  Staatswirth  bedenken,  der  nicht  allein  für  seine 
Spanne  Zeit  und  für  einen,  wenn  audi  noch  so  acht- 
baren Stand  der  Bevölkerung  lebt. 

Die  zweite  Bedingung  eines  glücklichen  Erfolgs  der 
vorstehend  bezeichneten  Vereine  besteht  in  einer  wesent- 
ticken  Verbesserung  des  Brauwesens.  Nur  wenn  der 
Ldinherr  seinen  Dienstleuten  bei  festlichen  Bewirthun- 
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gen  derselben  oder  naeh  einer  mit  aufeerordeutlieber  An^ 
strengung  verbundenen  Arbeit  ein  kräftiges  und  wohl- 
schmeckendes Bier  statt  des  bisher  üblichen  Brantwdns 
darrdchen  kann,  darf  er  hoffen,  dafe  sie  darin  einen  Er- 
satz für  den  entzogenen  Bnmtiyeingenufs  und  einen  an- 
gemessenen Lohn  fOr  bewiesene  Dienst^eue  finden  wer- 
d^.  Das  Bier  in  derjenigen  Besdiaffenheit,  worin  es 
in  dem  bei  weitem  grOfsten  Theile  der  ländlichen  und 
kleinstädtischen  Schankhäuser  und  Krüge  käuflich  ist, 
erwärmt  nicht  im  Winter,  weil  es  kraftlos,  —  und  er- 
frischt nicht  im  Sommer,  weil  es  schaal,  wo  nidit  sauer 
ist.  Auch  in  den  untern  Yolksklassen  ist  ein  grofiser 
Theil  selbst  der  jungem  Leute  yerständig  genug,  die 
Gewöhnung  an  täglichen  BrantweingenuÜB  für  gefährlidi 
zu  halten;  aber  diese  Gewöhnung  wird  ilun  aufgenöthigl^ 
weil  er  bei  seiner  Arbeit  und  Beköstigung  den  GenuCs 
geistiger  Getränke  nicht  entbehren,,  und  doch  kein  ge- 
niefsbares  Bier  erhalten  kann.  Allerdings  werden  in- 
nerhalb des  Preufsischen  Staats  auch  sehr  ^te  Biere 
gebraut,  aber  nur  zu  Preisen  feilgestelll^  welche  für  die 
untersten  Yolksklassen  in  Bezug  auf  täglichen  Gebrauch 
unerschwinglich  bleiben.  Die  Höhe  der  Steuer  hat  kei- 
nen Antheil  an  dieser  Vertheuerung.  Nach  dem  Gesetze 
vom  8ten  Februar  1819  sind  auf  den  Centner  Braumalz 
nur  20  Silbergroschen  Steuer  gelegt,  das  ist:  noch  et- 
was weniger,  als  schon  nach  der  altern  Preufsisdiien  Ac- 
ciseverfassung  davon  entrichtet  wurde.  Nach  dem  schon 
weiter  oben  angeführt^i  Accisetarif  für  Ostpreufsen, 
Westpreufsen  und  Lithauen  vom  Jahre  1806  wurde  von 
der  Tonne  Bier  |  Thaler  erhoben,  wenn  sie  von  kö- 
niglichen Domainenämtern  in  diejenigen  Städte  einging, 
worin  dieselben  ein  Verlagsrecht  hatten;  anderes  Bier 
vom  Lande   wurde   beim  Eingange   in  die  Städte  mit 
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1  Tbir.  74  Cr.  15  Pf.  nach  der  damals  in  der  Provinz 
Prosen  üblidien  Rechnnn^rt,  das  ist:  sehr  nahe  mit 
1|  Thaler  fttr  die  Tonne,  besteuert.  In  den  Städten 
selbst  wurde  das  Brauen  in  sehr  versehiedenen,  auf  ört- 
lichen Gewohnheiten  beruhenden  Formen  mit  Acdse  be- 
legt; indessen  ist  anzunehmen,  dafs  dadurch  ungefähr  so 
viel  entrichtet  werden  sollte,  als  das  von  den  Domatnen- 
ämtern  eingehende  Bier  zu  zahlen  hatte.  In  Ostpreu- 
fs^i  wurden  damals  auf  dem  Lande  zwei  Sdieffel,  das 
ist:  ungefähr  ein  Centner  G^rstenmalz  auf  die  Tonne 
Bier  gerechnet.  Unter  dieser  Voraussetzung  war  die 
Steuer  vom  Braumalz  damals  um  12|  pro  Cent  höher 
als  jetzt  In  Königsberg  verstand  man  aber  au<^  da- 
mals schon  aus  einem  Gebräue  von  48  Scheffeln  Grer- 
stenmalz  36  Tonnen  starkes  und  wohlschmeckendes  Bier 
zu  ziehen,  und  eine  Abgabe  von  |  Thaler  für  den  Cent- 
ner Malz  würde  demnach  auf  ein  solches  Gebräue  18 
Thaler,  das  ist:  auf  die  Tonne  Bier  nur  |  Thlr.  betra- 
gen haben.  In  Berlin  kostete  im  Herbste  des  Jahres 
1841  bei  dem  Brauer 

die  Tonne  Weifsbier 4|  Thlr. 

die  Tonne  Braunbier 4|      » 

Würden  auch  hier,  wie  nach  dem  vorigen  Beispiele  in 
Königsberg,  von  einem  Centner  G^rstenmalz  1|  Tonnen 
Braunbier  gezogen:  so  würde  die  für  Rechnung  der 
Staatskasse  erhobene  Abgabe  von  der  Tonne  nur  13| 
Stlbergroschen,  das  ist:  ^  oder  noch  etwas  weniger  als 
ein  Zehntheil  des  gegenwärtigen  Braunbierpreises  im 
grofsen  Verkehre  betragen.  Von  den  ungefähr  zu  glei- 
cher Zeit  im  Grofshandel  bestehenden  Brantweinpreisen 
1)ildet  dagegen  der  auf  dem  Brantwein  ruhende  Steuer- 
satz auch  imter  den  günstigsten  Verhältnissen  wahrschein- 
lidi  die  Hälfte.     Aus  dieser  Betrachtung  folgt  wenig- 
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stens  80  viel,  dafs  die  Brauerei  verhältnifsmäfsig  nur  un- 
gefähr mit  einem  Fünftheil  des  Steuersatzes  belegt 
ist,  welcher  auf  der  Brantweinbrennerei  ruht.  Ist  bei 
der  jetzigen  Braumalzsteuer  die  Tonne  von  100  Quar- 
ten starken  Bieres  mit  13|  Sflbergroschen ,  das  ist:  mit 
160  Pfennigen  an  Staatsabgaben  belastet:  so  kommen 
auf  das  Quart  If  Pfennige ,  und  nur  um  diese  könnte 
dasselbe-  hiernach  wohlfeiler  verkauft  werden,  wenn  vom 
Brauen  gar  keine  Steuer  für  Rechnung  des  Staats  erho- 
hen würde.  Das  bei  den  Schönkem  käufliche  Bier  ist 
bei  weitem  schwächer,  als  in  der  vorstehenden  Berech- 
nung angenommen  wurde.  In  demjenigen  Biere,  wovon 
die  Quartflasche  in  Berlin  mit  einem  Silbergroschen  be- 
zahlt wird,  ist  das  Bier,  welches  der  Schanker  tonnen- 
weise vom  Brauer  erhält,  mit  mehr  als  eben  so  viel  Was- 
ser verdünnt.  Die  Vorschriften  über  das  Verfahren  beim 
Abziehen  von  Bier,  welche  die  hier  am  meisten  benutz- 
ten Kochbücher  enthalten,  stimmen  auch  darin  üherein, 
dafs  dem  Biere,  welches  gute  Brauereien  liefern,  unge- 
fähr das  gleiche  Maafs  ^Wasser  zugesetzt  werden  könne, 
ohne  dasselbe  für  den  Verbrauch  in  anständigen  Haus- 
haltungen zu  sehr  zu  schwächen.  Auch  spricht  die  Mei- 
nung sich  in  Berlin  dafür  sehr  allgemein  aus,  dafs  bei 
solchem  Verfahren  ein  hinlänglich  kräftiges  und  wohl« 
schmedLcndes  Bier  für  den  täglidien  Gebrauch  bereitet 
werde.  Hiernach  würde  durch  den  Erlafs  der  ganxen 
Steuer  die  Quartflasche  Bier  noch  nicht  um  einen  Pfen- 
nig wohlfeiler.  Es  ist  durchaus  unwahrscheinlich,  dafs 
eine  solche  Preisverminderung  einen  erheblichen  Einflufs 
auf  den  Bierverbrauch  äufsern  werde;  um  so  weniger 
kann  also  der  Erlafs  eines  Theils  der  Steuer  räthlich 
ersdieinen.  Ueberdies  kann  die  Besteuerung  des  Biers 
eine   Quelle   sehr   beträchtlichen   Einkommens    für   die 
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Staatskassen  werden,  wenn  es  g^elingen  sollte,  den  Bier« 
verbrauch  bedeutend  zu  vermehren.     Die  Britische  Be^ 
g^erung  zog^  vor  den  neuesten  Abänderungen  der  auf 
dem  Biere  lastenden  Steuern  blos  aus  England  und  Wa- 
les,  das  ist:  von  riner  Volkszahl,  welche  ungefähr  der 
des  Preuis.  Staates  gleich  ist,  jährlich  beinahe  fünfzig 
Millionen  Preufsl  Thaler,  während  die  Preufs.  Begierung 
aus  ihrem  Machtgebiete  jetzt  nur  kaum  1\  Millionen  Tha- 
ler  davon   bezieht     Die  Steuern  vom  Mälzen,  Brauen 
und  vom  Hopfenverbrauch  zusammengenommen  belaste- 
ten —  soweit  eine  Vergleichung  hier  Überhaupt  statt- 
haft ist  —  den  Bierverbrauch  in  England  ungefähr  dop- 
pelt so  hoch,  als  er  im  Preufsischen  Staate  besteuert  ist. 
Hätte  hiemach  in  beiden  Beichen  die  gleiche  Besteue- 
rung des  Bieres  bei  der  vorausgesetzten  gleichen  Volks- 
zahl bestanden,  so  würde  hieraus  folgen,  dafs  für  die 
Familie    durchschnitdich    der  Bierverforauch   hn  Preufs. 
Staate  zu  dem  in  England  sich  verhalten  hätte  wie  1\ 
zu  25,  das  ist:  wie  Eins  zu  Zwanzig. 

Das  Preufsische  Gesetz  vom  18ten  Februar  1819 
enthält  zwei  Begünstigungen  des  Bierverbrauchs,  näm- 
lich die  völlige  Steuerfreiheit  für  die  Kesselbrauerei,  das 
ist:  des  für  das  Brauen  in  gewöhnlichen  Kodigesdurren^ 
wenn  es  für  den  Bedarf  von  Familien  verrichtet  wird, 
worin  nicht  mehr  als  10  übervierzehnjährige  Personen 
leben;  —  und  die  Vollmacht  für  die  Steuerbehörde,  statt 
der  Versteuerung  des  Malzes  bei  jedem  einzelnen  Ge- 
bräue  auch  eine  nach  dem  wahrscheinlichen  Malzver- 
brauch beredinete  jährliche  Abgabe  anzunehmen,  wo- 
durch der  Betrieb  kleiner  Brauereien  sehr  erleichtert 
wird.  Beide  Begünstigungen  wirken  gewifs  sehr  wohl- 
thätig  auf  den  Haushalt  zahlreicher  Familien  auf  dem 
Lande  und  bei  Ackerwirthschaften  in  den  Städten,  in- 
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dem  sie  die  Bereitang  eines  gemeinhin  nur  schwätzen 
Bieres  oder  sogenannten  Haustrunkes  von  atten  den  lä- 
stigen Förmlichkeiten  befreien,  womit  die  Versteuerung 
des  zu  jedem  einzelnen  Brauen  erforderiichen  Malzes 
verbunden  ist;  aber  sie  haben  keinen  wesentlichen  Ein- 
flufs  auf  die  Verminderung  des  Brantweingenusses,  da 
nur  allein  die  starken  Biere  zum  Ersatz  für  den  Brant- 
wein  als  Reizmittel  dienen  können,  und  solche  Biere 
mit  Sicherheit  des  Erfolges  nur  in  grofsen  Brauereien 
zu  bereiten  sind.  Weldbe  Richtung  das  Brauereigewerbe 
in  Bezug  auf  diesen  Unterschied  im  Preufsischen  Staate 
und  in  den  neuesten  Zeiten  genommen  hat,  ergiebt  nach- 
stehende Vergleichung  der  von  der  Steuerbehörde  ein- 
gezogenen ^adirichten  für  den  sechsjährigen  Zeitraum 
von  1833  bis  mit  1839.  Die  Jahre  1834  und  1840, 
weldie  weiter  oben  bei  der  Uebersicht  des  Zustandes 
der  Brantweinbrennerei  gebraucht  wurden,  konnten  hier 
nicht  in  Anwendung  kommen,  weil  die  Nachrichten'  für 
das  letztgenannte  Jahr  dem  statistischen  Bureau  für  jetzt 
nodi  nicht  zugekommen  sind. 

Im  Preufsischen  Staate  sind  in  den  Jahren: 

183:3  1839 

voiiianden  gewesen  Brauereien 

in  den  Städten     .     .  £,047  5,201 

auf  dem  Lande     .     .  9,092  6,890 


überhaupt         15,139  12,091 

davon  wurden  jedoch  im  Laufe 
des  Jahres  nicht  betrie- 
ben: 

in  den  Städten      .     .  966  530 

auf  dem  Lande     .     .  2,165  1,012 


überhaupt  3,131  1,542 


541 


• 

]a33 

1839 

Iso  nur  in  ThStigkett: 

in  den  Städten     .     . 

5,081 

4,671 

auf  dem  Lande     .     . 

6,927 

5,878 

überhaupt 

12,008 

10,549. 

Davon    zahlten    die    Steuer 
k    nach  dem  Gewichte  de»  bei  je- 
dem   einzelnen    Abbrauen   Ter* 
brauchten  Malzes: 


in  den  Städten     .     . 

4,168 

3,216 

auf  dem  Lande     .     . 

i,54S 

2^677 

überhaupt 

8,717 

5,893. 

Eine    jährliche,    nach    dem 

Tvahrscheinlichen  Verbrauche  von 

■ 

. 

Malz  bestimmte  Abgabe  zahlten 

dagegen: 

( 

in  den  Städten     .     . 

913 

1,455 

auf  dem  Lande     .     . 

2,378 

3,201 

'  übei^aupt 

3,291 

4,656. 

Aufser   den   vorstehend  ge- 

vrerbsweise  —  d.  i.  zum  Absätze 

ihres  Erzeugnisses  —  brauenden 

Anstalten  wurden  noch  Braue- 

* 

1 

reien  blos  für  den  eigenen  Ver- 

V     ' 

brauch  betrieben: 

^   in  den  Städten     :    . 

187 

28i:' 

auf  dem  Lande     .     . 

3,258 

&206 

Überhaupt  3,445  8,487. 


Diese  zahlten  noch  im  Jahre 
1833  sämmtlidi  nur  eine  be- 
stimmte jährliche  Abgabe.  Spä- 
ter aber  wurden  einige  dersel- 
ben angehalten,  das  Gewicht  des 
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1833  1839 


bei  jedem  Abbrauen  yerbraacfa- 

ten  Malzes  anzugeben   und  zu 

versteuern.     Ihre  Zahl  betrug: 

in  den  Städten    .     .  54 

auf  dem  Lande    •    .  4,338 


überhaupt   , 4,392. 

An  Braumalz  wurden  über- 
haupt verarbeitet: 

a)  von  den  Brau^eien,  welche 
das  G«widit  desselben  bei 
jedem  Abbrauen  angeben 

und  versteuern,      Centher     1,483,684      1,358,531 

b)  von  denjenigen,  welche  auf 
eine  vorausbestimmte  jähr- 
liehe  Abgabe  gesetzt  wa- 
ren, nach  dem  hierbei  zum 
Grunde  liegend.  Anschlage 

Centoer       338,466        472,299 
überhaupt  Centner     1,822,150      1^830,830. 

An  Steuer  für  Braumalz 
wurden,  nach  Abzug  sämmtli- 
cher  Vergütungen  und  Erlasse, 
eingenommen       Preufs.  Thaler     1,214,763      1,217,081. 

Es  ergiebt  sich  hiernach,  dafs  der  Mahverbrauch/^so  weit 
erhietaus  ersichtlich  ist,  sich  in  den  hier  »betrachteten 
sedis  Jahren  nur  ganz  unerheblich  und  bei  weitem  nicht 
in  dem  Yerhältnifs  der  Zunahme  der  EinwohiiarzaU  ver- 
mehrte ;  dafs  femer  die  Zdbl  der  gewerbsweise  betriebe- 
nen Brauereien  überhaupt  im  Abnelfiaden  wio:,  während 
doch  die  Zahl  der  unter  <lenselben  begriffnen,  wegen: 
ihrer  Unbedeutendheit  nur  mit  einer  vorausbestimmten 
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j&hrli(^n  Abgabe  belegten  Brauereien  beträchtli€h  wuchs ; 
sowie  dafs  insbesondere  die  Zahl  der  nur  zum  eigenen 
Verbrauche  betriebenen  Brauereien  sehr  bedeutend  zu^ 
nahm.  Der  groisen,  ihr  Geschäft  in  beträchtlichem  Um- 
fange betreibenden  Brauereien  wurden  hiernach  immer 
weniger,  und  wenn  wahrscheinlich  auch  einige  dersel* 
ben  sich  noch  ansehnlidi  erweiterten,  so  nahm  die  Braue- 
rei im  Ganzen  dennoch  die  sehr  unerfreulidie  Kichtung, 
da(s  nur  entweder  auf  Biere,  welche  für  den  täglichen 
Verbrauch  der  untern  Volksklassen  zu  kostbar  smd,  oder 
auf  Zersplitterung  in  kleine^  gröfstentheik  nur  für  den 
eigenen  Verbrauch  bestimmte  Anstalten  hingearbeitet,  das 
Erzeugen  eines  guten  Bieres  zum  Absätze  fiir  mäfsige 
Preise  dagegen  immer  mehr  aufgegeben  wurde. 

Wie  tief  die  Brauerei  im  PreuCs.  Staate  herabgesush 
ken  ist,  ergeben  folgende  auf  die  vorstehenden  Zahlen 
gegründete  Betrachtungen.  Am  Ende  des  Jahres  1S39 
wurden  die  Einwohner  des  Preufs.  Staats  nicht  gezählt: 
es  erscheint  aber  unbedenklich,  die|enige  Zahl  derselben, 
welche  durch  die  Zählung  zu  Ende  des  Jahres  1840  ge- 
funden wurde,  mit  dem  Malzverbraucfae  im  Jahre  1839 
zu  vergleichen,  da  derselbe  sidi  sogar  in  den  sechs  Jah^ 
ren  von  1833  bis  mit  1839  « nur  ganz  unerheblich  ver- 
ändert hat,  und  daher  die  Veränderung  ganz  unbeachtet 
bleiben  kann,  welche  wahrscheinlich  noch  im  Laufe  ^ea 
Jahres  184Q  erfolgte.  Der  ganze:Malzverbrauch  im  J^tuKt 
1839  betrug  1,880,829  Cmtnetf  —  auf  jeden  der  am 
Ende  des  Jahres  1840  gezählten  14,928,501  Einwohner 
kam  daher  durchschnittlich  nur  ein  Jahresverbrauch  von 
0,122  —  das  ist:  noch  nicht  ganz  ein  Achtel- Centner. 
Vorausgesetzt,  dafs  nach  den  vorstehend  angegebenen 
Beispielen  aus  einem  Centner  Malz  anderthalb  Ton- 
nen oder  150  Quart  eines  starken,  kräftigen  Bieres  er- 
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brant  yrerden  können,  würde  hiernach  durdischnittlidi 
auf  den  Menschen  nur  ein  jährlicher  Verbrauch  von  18|^ 
Quarten  solchen  Bieres  kommen,  das  ist:  in  einer  Fa- 
milie von  fünf  Personen  könnten  durchschnittlich  jshr- 
lidi  nur  91\  Quart,  oder  täg^lich  nahe  ein  Yiertel-Quart 
solchen  Bieres  verbraudit  werden.  Es  bedarf  keiner  Er- 
läuterung, wie  ganz  unzureichenil  ein  so  geringes  Maafs 
für  das  Bedürfuifs  der  grofsen  Massen  des  Volkes  ist. 

In  den  einzelnen  Landestheilen  des  Preufsischen  Staats 
stellt  sidi  überdies  der  Verbrauch  des  Malzes  verhältnife- 
mäCsig  gegen  die  Bevölkerung  sehr  verschieden,  wie  nach- 
stehende Uebersicht  ergiebt.  Es  ist  in  derselben  blos 
auf  denjenigen  Verbrauch  an  Mriz  Rücksicht  genommen 
worden,  weldier  intdi  die  Steuerbehörden  voUständig 
beaufsichtigt  werden  kann  —  das  ist:  auf  denjenigen, 
weithin  bei  ytdem  einzelnen  Gebräue  besonders  ange- 
geben und  versteuert  wird,  indem  nur  aus  diesem  allein 
das  gewerbeweise  zum  Verkaufe  bestimmte  Bier  hervor- 
geht. Auf  dieses  aber  kann  es  bei  den  nachstehenden 
Betrachtungen  um  so  mehr  nur  ankommen,  als  diesel- 
ben sich  nur  auf  den  Verbrauch  des  Malzes  zu  starkem 
verkäuflidien  Biere,  nicht  aber  auf  die  Verwendung  d^- 
selben  zur  eignen  Tischesnothdurft  beziehen,  wobei  nicht 
blos  die  kleinen  Brauereien,  welche  fixirte  Steuern  zah- 
len, sondern  auch  die  Kesselbrauereien  zutreten,  deren 
Malzverbrauch  auch  mdit  einmal  nur  ungefähr  gesdiätzt 
werden  kann,  weil  dersdbe  gänzlich  unbesteuert  bleibt. 
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In  den  ProTinsen 

worden  bei 
einer  Berdlko- 

durch  nnfixurte 
Brauereien 

E«  kamen  dcnmadi 
von  diciem  Malze 
auf  deo  Menschen 

rung  von 
Perionen 

Terstcuert  tient- 
ner  Mals 

durducbntldidi 
Pfunde 

1.  Sachsen 

1,637,221 

265,837 

17} 

2.  Brandenburg 

1,857,097 

281,098 

16i| 

3.  Ostpreu£sen 

1,393,790 

166,235 

13i'i 

4.  Rbeinprovinz 

2,591,650 

233,519 

9Ä 

5.  Posen 

1,233,850 

86,244 

7Ä 

6.  Westpreufsen 

916,382 

61,233 

7| 

7.  Schlesien 

2,858,820 

184,530 

7| 

8.  Pommern 

1,056,494 

47,945 

4|S 

9.  Westphalen 

1,383,197 

31,890 

2J 

Im  ganzen  Staate   14,928,501     1,358,531  10 

Die  wohlhabende  Provinz  Sachsen  mit  ihrer  zahlreichen 
Bevölkenuig  ansehnlicher  Städte  hat  veibältniCsmäiÜBig 
den  stärksten  Antheil  an  diesem  Verbrauche;  doch  be- 
trägt er  auch  dort  nicht  mehr  als  17|  Pfunde  Malz,  oder 
unter  den  Torigen  Voraussetzungen  24  Quarte  starken 
Bieres  auf  den  Menschen  durchschnittlich.  Dersdben 
zunächst  steht  die  Provinz  Brandenburg,  wo  hauptsäch- 
4ich  der  Verbrauch  von  Berlin  tiberwiegt,  doch  auch 
der  von  Frankfurt,  Potsdam,  Brandenburg,  Landsberg 
a.  d.  W.,  Guben,  Kottbus  und  Krossen  sehr  in  Anschlag 
kommen  dürfte.  Einigermafscn  unerwartet  ist  es,  daCs 
Ostpreufisen  sogleich  auf  Brandenburg  folgt  und  noch 
vor  der  Rbeinprovinz  steht;  indessen  liegt  die  Veran* 
lassung  hierzu  sehr  nahe  darin,  dafs  der  Verbrauch  des 
einheimischen  VTeingewächses  in  der  Rheinprovinz  auch 
in  den  untern  Volksklassen  schon  sehr  gewöhnlich  wird, 
während  dieselben  in  OstpreuCsen  sich  nädist  dem  Brani- 
wein  nur  des  Bieres  als  Reizmittel  bedienen  können« 
Posen,  Westpreufsen  und  Schlesien  stehen  einander  in 
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Bezug  auf  deu  Verbrauch  an  Malz,  zu  starkem  Biere 
sehr  nahe  9  obwohl  Sdilesien  verhältnifsm^fsig  eine  viel 
stärkere  Bevölkerung  wohlhabender  Städte  enthält  als 
Posen;  auch  Westpreufsen  steht,  ungeachtet  der  be- 
trächtlichen Bevölkerung  von  Danzig,  Elbing  und  Thom, 
Schlesien  hierin  nooh  im  Allgemeinen  nach;  aber  Posen 
hat  nur  sehr  wenig,  und  Westpreufsen  auch  noch  eine 
verhältnifsmäfsig  kleine  Brauerei  zur  eigenen  Tisches- 
nothdurft,  welche  dagegen  in  Schlesien  besonders  an- 
sehnlich ist;  überdies  ist  der  Verbrauch  von  starkem 
Biere  besonders  unter  den  zahlreichen  Fabrikarbeitern 
der  Provinz  Schlesien  gewifs  sehr  unbeträchtlich.  Der 
geringe  durchschnittliche  Malzverbrauch  von  Pommern 
beruht  wohl  hauptsächlich  darauf,  dafs  Hinterpommern 
so  sehr  wenig  auch  nur  dnigermafeen  ansehnUche  Städte 
bat;  zudem  ist  der  BranntweinverbraUch  nach  der  wei- 
ter oben  aufgeteilten  Uebersicht  in  Pommern  betrachte 
Udber  als  in  Preufsen  und  Posen.  I>ie  Provinz  West- 
phaleji  hat  verhältnifsmäfsig  -noch  weniger  ansehnliche 
Städte  als  Pommern;  die  kleine  Brauerei  zum  eigenen 
Bedarf  ist  daselbst  sehr  ausgebreitet,  auch  verbrauchen 
diejenigen  Brauereien,  weldie  fixirte  Steuer  zahlen,  nach- 
der  Schätzung,  welche  dieser  Besteuerung  zum  Grunde 
liegt,  sogar  noch  mehr  Malz,  als  hier  zur  Berechnung 
gezogen  ist. 

Ein  gesunder  Mann  wird  sich  selbst  bei  nur  mäfsi- 
ger  körperlicher  Anstrengung  eben  so  wohlthätig  ange- 
regty  als  gut  genährt  finden,  wenn  er  bei  angemessener 
Beköstigung  Mittags  und  Abends  ein  Glas  Bier,  also 
täglich  ein  Quart  von  der  vorstehend  bezeidineten  Be- 
schaffenheit geniefst;  sein  jährlicher  Verbrauch  beträgt 
hiernach  in  runder  Zahl  360  Quart.  Wird  nur  noch 
dn  Viertheil  desselben  für  den  gelegentlichen  Gebrauch 


647 

der  übrigfen  Familitogiied^  und  in  geselligen  Verhält^ 
nissen  zugeredinet:  so  würde  der  Verbrauch  einer  Fa^ 
milie  von  .fiinf  Personen  auf  450  Quart  starken  Bieres, 
cnier  anter  den  Torigen  Yoranssetzungen  auf  drei  Cent^ 
ner  Malz  jährlich  anzuschlagen  sein.    Dies  giebt  für  die 
drei  Millionen  Familien,  welche  der  Preufsische  Staat 
jetzt  schätzungsweise  enthält,  Neun  Millionen  Cent- 
ner  Malz,  das  ist  sehr  nahe  das  Fünffache  des  nach 
den  Angaben  der  Steuerbehörden  jetzt  wirklich  vorkom- 
menden  Yerbrauchs.     Dafs  bei  solcher  Bierverzehrung 
die   Grenzen,    innerhalb  welcher  dieselbe    in  körperli^ 
eher  und  geistiger  Beziehung  wohlthitig  bleibt,  im  All- 
gemeinen gewifs  nicht  überschritten  würden,  ist  an  sich 
klar,  und  es  bleibt  nur  zu  wünschen,  dafs  die  Bevöl" 
kerang  in  ihren  bei  weitem  zahlreidisten  untern  Klas- 
sen überall  wohlhabend  genug  sein  mddite,   sich  die- 
selbe zu  gestatten;  dazu  reicht  indefs  der  Tagelohn,  wel- 
cher bei  sehr  vielen  Beschäftigungen  im  grdfsten  Theile 
Europas  bis  jetzt  noch  erworben  wird,  keinesweges  hin. 
Die  Au%abe,  einen  solchen  Bierverbraudi  möglich  zu 
machen,  hängt  mit  der  Forderung  zusammen,  durch  ver- 
ständige Benutzung  der  geistigen  und  körperlichen  Ktäfte, 
welche  Gott  in  den  Menschen  legte,   Arbeiten  zu  voU^ 
fuhren,  deren  nach  Billigkeit  gewürdigter  Ertrag  es  ge- 
stattet, jeder  Arbeiterfamilie  soviel  zu  ihrem  Lebensun- 
terhalt zukommen  zu  lassen,  dafe  sie  mit  einer  Anstren- 
gmsg,  die  Körper  und  Geist  nicht  aufreibt^  sondern  übt 
und  erhält,  und  bei  verständiger  Eintheilung  ihres  Ein- 
kommens sich  denjenigen  Bedarf  au  Nahrung,  Kleidung, 
Wohnung,  Bildung  und  Lebensgenufs  verschaffen  kann, 
der  nach  unsern  Begriffen  zum  wahrhaft  menschlichen 
Dasein  gehört.    Betrachtungen  über  die  Mittel,  dem  Er- 
füllen dieser  Forderung,  welche  noch  kein  Staat  gelöst 
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hat,  allmalig  naher  zu  komm«!!,  sind  allgeuieinerer  Na- 
tur,  um  hier  aach  nur  beiläufig^  berührt  zu  irerden. 

Gewifs  bleibt  es  Jedoch,  dafs  der  Bierverbrauch  auch 
bei  dem  gegenwärtigen  Zustande  des  Erwerbes  und  der 
Gesittung  sehr  betrachtlich  vermehrt,  und  dadurch  der 
Gewöhnung    an    taglichen    Brantweingenufs   wesentlich 
vorgebeugt  werden  könnte,   wenn  gutes  Bier  zu  mafsi- 
gen  Preisen  überall  kauflich  wäre.     Ein  Mittel  hierzu 
könnte,  oberflächlicher  Betrachtung  nach,  wohl  zunadist 
darin  gesucht  werden,  dafs  Schankem,  weldie  kein  gu- 
tes Bier  zu  mafsigen  Preisen  ausbieten,  die  Erneuerung 
der  polizeilichen  Erlaubnifs  zur  Fortsetziuig  ihres  Ge- 
werbes, deren  sie  periodisch  bedürfen,  versagt  würde; 
allein  der  Vorschlag,  der  grofsen  Masse  der  Bevölke- 
rung hierdurch  besseres  Bier  zu  verschaffen,  ist  durch- 
aus unausführbar.     Wie  schlecht  das  Bier  für  einen 
gewissen  Preis  sein  müsse,  um  das  Entziehen  der  polizei- 
lichen Erlaubnifs  zum  Bierschanke  zu  begründen,  laCst 
sich  durch  kein  Gesetz  so  bestimmt  feststellen,  dafs  auch 
nur  nothdürftige  Sidierheit  gegen  ganz  willkürliche  Ent- 
scheidungen gegeben  wäre.     Ueberdies  kann  der  Schan- 
ker kein  preiswürdiges  Bier  feil  halten,  wenn  er  die 
Mittel  dazu  nicht  von  den  Brauereien   erhalt,  von  wel- 
chen er  dasselbe  entnimmt;  in  sehr  vielen  Fallen  hat  er 
in  dieser  Beziehung  gar  keine  Wahl,  sondern  mufs  das 
Bier,  welches  er  verschankt,  von  derjenigen  Brauerei 
kaufen  9  welcher  das  Verlagsrecht  über  die  Schankstelle 
zusteht.    Dieses  Verlagsrecht  ist  im  Preufsischen  Staate 
durch  das  Gewerbepolizeigesetz   vom    7ten  September 
1811,  wo  es  bereits  bestand,   dergestalt  fest  b^^ründet 
worden,  dafs  es  nur  mit  gegenseitiger  Einwilli- 
gung abgelöst  werden  kann;  auch  darf  dasselbe  noch 
femer  init  gleicher  Wirkung  durch  Verträge  neu  ent- 
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steheB.  Die  BcCogm&y  Bier  zu  brauen,  ist  noch  jetzt 
grdCstentheils  &n  Realrecht ,  d.  h.  ein  solches,  welches 
nidt  an  d&r  Person  des  Unternehmers,  sondern  an  d^n 
Besitz  bestimmter  Grundstücke  haftet,  deren  Werth  zum 
Theil  sehr  wesentlich  von  dem  Einkommen  aus  der 
Brauerei,  und  denmadb  auch  namentlich  von  einem  si- 
diem  Absatz  ihres  Erzeugnisses  abhängt.  Ist  auch  im 
Preufsischen  Staate  die  Befugnifs  zum  Bierbrauen,  wel- 
che Grundstücken  ausschliefslich  zustand,  in  denjenigen 
Lmdestheilen  au%ehoben,  worin  das  Gewerbesteuer- 
edikt vom  2.  Novbr.  1810  zur  Ausführung  kam:  so  ist 
doch  audi  daselbst  diese  Befugnifs  für  diejenigen  Land- 
güter, welche  dieselbe  bis  dahin  besessen  hatten,  durch 
das  vorhin  angeführte  Gewerbepolizeigesetz  wieder  her- 
gestellt worden.  Ueberhaupt  kann  auch  Besitzern  von 
Grundstücken,  welche  keinesweges  mit  ausschliefslicher 
Braugereditigkeit  beliehen  sind,  ein  Krugverlagsrecht 
als  wohlerworbenes  Eigenthum  zustehn.  Es  kann  nun 
zwar  nicht  daran  gedacht  werden,  ein  solches  Eigen- 
thum ohne  hinreidiende  Entschädigung  dafür  aufzuhe- 
ben: aber  es  ist  auch  abzusehen,  da£s  die  Auflösung  von 
Zwangsbereditigungen  dieser  Art  fast  niemals  erfolgen 
wird,  wenn  dieselbe  nicht  anders  ab  durch  freie  gegen- 
seitige Vereinigung  der  Berechtigten  und  Verpflichteten 
gesdiehen  kann.  Liefert  die  Brauerei  der  Schankstätte 
das  Bier  so  gut  und  so  wohlfeil,  als  es  bei  freier  Mii- 
bewerbung  nur  irgend  möglich  wäre:  so  hatderEigen- 
thümer  der  Schankstelle  ebensowenig  Veranlassung,  auf 
Ablösung  anzutragen,  als  der  Besitzer  der  Brauerei. 
Könnte  derselbe  dagegen  sich  besseres  oder  preiswür- 
digeres Bier  aus  andern  Brauereien  verschaffen,  so  wird 
er  zwar  eine  Entbindung  von  dem  bestehenden  Krug- 
veriagsrecht  sehnlidist  wünsdien,  und  selbst  bereit  sein, 
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dieselbe  dufdi  angemessene  Eatsdiftdigiiiig'  des  Zwangs- 
heredttigten  2a  erkaofto:    aber  4iie8er  wird  in  die  Ab- 
lösung um  so  weniger  wiltigen,  |e  gröfser  d^r  VorAeS 
ist,  den  er  ans  dem  Mi&braoche  smner  Zw^angsberediti- 
gung  zieht.     So  wie  jedoch- aas  Gründen    des  öSen&- 
<ien  Wohles  das  Ablösai  von  Zdhnten  und  Frohndieo- 
sten  auf  einseitigen  Antrag  des  Verpfliditeteii  gfestattd; 
und  der  Bereditigte  in  solchen  Fällen  genöthigt  ist,  sick 
auch  wider  seinen  Willen  eine  Ablösung   gefallen  zd 
lassen  7  sobald  die  von  der  Landesregierung-   dazu  b^ 
stellte  Behörde  die  gebotene  Entschädigung  fainreicheDd 
findet:   so  scheint  auch  in  Bezug  auf  den  Kragverbg 
das  Ablösen  auf  den   einseitigen  Antrag  des  Verpflich- 
teten statthaft.    Auf  gleichem  Grunde  scheineu  auch  Ver- 
träge, wodurch  der  Inhab^  einer  Schankstätte  diesdbe 
freiwillig  dem  Yerlagsrechte  einei"  Brauerei  unterwirft, 
nur  in  so  fern  zulässig,  als  sie'  auf  eine  bestimmte  mä- 
fsige  Reihe  von  Jahren  mit  der  Wirkung  gescUossen 
werden,   dafs  nach  deren  Ablauf  das  Yerlagsredit  wie- 
der erlischt,  sofern  dasselbe  nicht  in  Folge  gegenseiti- 
ger Vereinigung  wiederum    auf   eine   gleicbuiä£sig   be- 
stimmte Zeit  verlängert  wird.    Unzureichend  zum  Schutze 
g^en  Mifsbrauch  des  Verlagsrechts  sind  offenbar  Ge- 
setze, welche  dem  Verpflichteten  gestatten,   eine  Klage 
wegen  schlechter  Beschaffenheit  des  gelieferten  Getränks 
gegen  den  Berechtigten  gerichtlich  anzubrii^^i,  und  auf 
Verurtheilung  desselben  zur  Leistung  einer  Entschädi- 
gung oder  selbst  zum  Verluste  seines  Zwangsrechts  au- 
zutri^en:    deain  wegen  Mangel  an  freier  Mitbewerboog 
feUt  es  dem  Richter  an  einem  zuverlässigen  Maafsstabe, 
wie  gut  und  wie  wohlfeil  das  Bier  geliefert  werden 
Könnte.      Auch   das  gewäiirt  keine  hinreichende  Hülfe 
gegen  den  Mangel  einer  Schankstätte)  worin  gutes  und 
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prmwttrdiges.'  Bier  feil  gehalten  nird,  dab'  Von  Laades- 
pafizeiwegen  neben  der  anter  dem  Zwaogaredite  ste- 
henden, mit  schlechtem  oder  allzu  dieurem  Biere  fer-« 
sehenen  Schankstätte  eine  nreite  angelegt  ^ird,  welche 
solchem  Zwange  nicht  nnterworfen  ist  In  den  meisten 
Fällen  gestatten  sdbon  örtliche  Verhältnisse  nicht,  dies 
in  einer  isolchen  Nöhe  zu  thun,  daCs  keine  Beschwerde 
für  die  gewöhnlichen  Abnehmer  daraus  entsteht;  mehren- 
theik  behält  die  alte  Schankstätte  doch  einen  Theil  ih- 
rer Kunden,  und  ^r  Absatz  theilt  sich  so,  dafs  beide 
Schankstätten  ihren  Inhaber  nicht  genügend  nähren.  Je- 
denfalls wird  der  ohnehin  schon  leidende  Zwangspflicb^ 
tige  ohne  sein  Verschulden  noch  gröfserem  Verluste 
ausgesetzt,  und  überdies  die  Zahl  der  Sdiankstätten  ver- 
mehrt, während  doch  deren  Verminderung  vielmehr  zu 
wünschen  ist.  Auch  wenn  das  Ablösen  des  Krugver- 
lagsrechts auf  einseitigen  Antrag  des  Verpflichteten  zu- 
gelassen wird,  ist  eine  sehneUe  Veränderung  der  jetzt 
bestehenden  Wirthsdiaftsverhältnisse  kaum  zu  befürch- 
ten. Das  Ablös^i  wird  gemeinhih  .so  kostbar  und  des- 
wegen so  selten  bleiben,  dafs  in  der  That  eine  heilsa- 
mere Wirkung  von  der  Besorgnifs,  es  könne  bei  be- 
trächtlichem Mifdirauche  doch  endlich  zur  Ablösung  kom- 
men, als  von  der  Vollziehung  di^er  selbst  zu  gewär- 
tigen ist. 

Der  Verfall  der  Brauerei  hat  in  Deutschland  be- 
sonders schnelle  Fortschritte  gemacht,  sei^Klem  sich  der 
Betrieb  dieses  Gewerbes  aus  den  Städten  mehr  aufs 
Land  zog;  ursprünglich  waren  Städte  der  eigentliche 
Sitz  der  Brauerei,  und  noch  jetzt  kann  dieselbe  mit 
gröfseren  Vortheilen  in  grofsen  und  ansehnlichen  Mit- 
telstädten betrieben  werden,  als  auf  Landgütern.  Die 
grofke  Miföse.  Oberhefen ,  welche  bei  der  Gährung  des 
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Bieres  entstelity  fiadet  eine  sehr  bereite  und  loho^ide 
Abnabme  bei  den  städtischen  Bäckern,  weldie  täg^di 
Sammeln  und  anderes  Weizengebäck  zu  bereiten  haben. 
Das  Nachbier  erhält  den  sdmeUen  Absat^^  dessen  es  lie- 
gen seiner  geringen  Dauer  bedarf  ^  sehr  riel  sicherer  in 
der  zusammengedrängten  Bevölkerung  grofser  Städte,  als 
auf  dem  Lande.  Die  Treber  sind  ein  Torzfiglich  gedeih- 
liches Futter  f&r  Milchkühe,  und  da  Mildi  in  den  an- 
sehnlicheren Städten  ein  sehr  gesuchtes  und  gut  bezahl- 
*  tes  ErzeugniCs  ist,  so  sind  die  städtbchen  Brauer  einer 
sichern  und  lohnenden  Abnahme  derselben  gewifs.  Auf 
den  Erfolg  der  Brauerei  hat  die  Auswahl  des  dazu  be- 
stimmten Getreides  einen  sehr  entscheidenden  EinfluCs; 
der  städtische  Brauer  hat  dieselbe  auf  einem  stark  be- 
suchten Markte,  wäirend  der  ländliche  Gutsbesitzer  doch 
zunächst  eigenen  Erbau  rerbraut,  der  nicht  immer  zum 
Mälzen  gleich  geschickt  ist  Auch  in  kleinen  Sfödten, 
sofern  sie  nur  überhaupt  noc4i  durch  Bevölkerung,  Ge- 
werbsamkeit  und  Verkehr  dieses  Namens  würdig  sind, 
bleiben  die  vorstehend  bezeichneten  Yortheile  erheblich 
genug,  um  einer  verständig  betriebenen  Brauerei  leidi- 
tem  Erfolg  als  einer  ländlichen  von  gleichem  Umfange 
zu  versprechen.  Nur  die  widersinnigen  Einrichtungen, 
wodurch  die  städtischen  Brauerzünfte  allen  ihren  Mit- 
gliedern einen  gleichen  Antheil  an  den  Yortheilen  ihres 
Gewerbes  zu  sichern  versuchten,  die  daraus  hervorge- 
hende Zersplitterung  dieses  Gewerbes,  wodurch  es  gro- 
fsentheils  eine  blofse  Nebenbeschäftigung  der  zahlreichen 
Mitglieder  der  Braukommune  wurde,  und  der  hieraus 
entstandene  Verlust  aller  Anregung  zum  Wetteifer  ha- 
ben es  verschuldet,  dafs  die  landesherrlichen  Domainen, 
standesherrlichen  Wirtbschaftsämt^  und  andere  ansehn- 
liche Grundherrschaften  sidi  der  Brauerei  auf  Kosten 
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der  SiSdfe  bemiditigen  koonten«  Sciion  Tor  sechszig 
Jahren  klagte  GarTC  —  der  Ueberselzer  von  Adam 
Smith 's  Werk  fiber  den  Nationalreichdium  —  über 
den  Verfall  der  städtischen  Brauereien,  und  es  ist  seit- 
dem  in  dieser  Beziekong  nar  noch  schli»m.er  geworden. 
Im  Allgemeinen  ist  es  sehr  zu  wünschen,  daCs  die  Braae- 
rei  nirgend  in  den  Städten  als  blofses  Mebengewerbe 
von  sogenannten  Honoratioren  betrieben  werde,  son- 
dern überall  der  einzige,  oder  doch  wenigstens  der 
Hauptnahrungszweig  wohlhabender  Bürger  sei.  Zuläs- 
sig, obwohl  keinesweges  nothwendig,  kann  es  erschei- 
nen, dafs  die  Brauer  in  denjenigen  Städten  Korporatio- 
nen bilden,  worin  ihre  Zahl  und  ihr  Gewerbbetrieb  an- 
sehnlich genug  ist,  um  soldien  Verbindungen  einen  be- 
deutenden Antheil  an  der  öffendichen  Achtung  zu  si- 
diem;  aber  auf  das  Bestimmteste  bleibt  zu  Terhindem, 
dafs  Beschränkungen  in  dem  Umfange  und  der  Form 
des  Betriebes  in  der  Absidit  gemacht  werden,  um  ir- 
gend einem  Mitgliede  der  Korporation  gröfsere  Vor- 
theile  zu  verschaffen,  als  es  durch  eigenen  Fleib  und 
Einsicht  sich  zu  erwerben  vermag.  Eine  geschickte  Be« 
nutzung  örtlicher  und  persdnlicher  Verhältaisse  kann 
hauptsächlich  dazu  beitragen,  der  städtisdien  Brauerei 
wiederum  aufzuhelfen,  und  in  dieser  Beziehung  möchte 
die  Staatsgewalt  sehr  viel  weniger  durch  allgemeine  Vor- 
schriften, als  durch  belobende  Anerkennung  der  Erfolge 
wirken,  welche  die  Bemühungen  verständiger  Gemein- 
debehörden hervorbringen.  In  Grofsbritannien  kommt 
noch  heute  Porter  und  Ale  neben  den  köstlichsten  Wei- 
nen auf  die  Tafel  der  Grofsen,  und  wahrscheinlich  aucli 
noch  auf  die  königlidie  selbst^  es  ist  noch  nidit  aus 
Menschengedenken  versdiwunden,  dafs  Aebnlidies  auch 
in  Deutschland  geschah.    Wie  sehr  würde  der  Ellu-geiz 
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stifedtfseher  Korpditltioiien  «^re^  Wefdeii,  wesn  ihr 
Erzeugpoiüs  sitk  eines  gleich^a  Vorzugs  ifühmen  könnte! 
Nicht  4er  t%liche  Gennfs,  der  von  Neigung  \md  Gre- 
wdbnheit  abhängt,  sondern  das  Anerkennen,  dafs  ein 
des  Genusses  würdiges  €retränk  erzeugt  worden  sei,  eh- 
rende Yeröffentlichung  eines  solchen  Anerkenntnbses 
und  Beweise  eines  lohnenden  Wohlwollens  werden  hier 
wie  überall  Anstrengungen  erzeugen,  -welche  weitläufige 
Brauordnungen  und  poUzeiliche  Aufsicht  hervorzubrin- 
gen nicht  vermügen.  • 

Ueberhaupt  ist  es  die  stufenweise  wohlgeordnete 
Wirkung  Öffentlicher  Aeufserungen  durch  Wort  und 
That,  welche  von  den  hohen  Ständen  auf  die  mittlem, 
und  von  diesen  auf  die  niedem  ausgeht,  wotoq  ftir  Ent- 
wöbiung  vom  täglichen  häufigen  Brantweingenu£s  das 
Itfeiste  zu  hoffen  ist.  Kommt  es  hierdurch  wieder  da-' 
hin,  dafs  —  wie  zur  Zeit  unserer  Grofsväter  -^  die 
Neigung  zum  öftem  Brantweingenufs  schon  Cur  einen 
bedenklidien  Hang  zur  Lüderlichkeit  gilt:  so  wird  Europa 
sich  Glück  zur  Bückkehr  von  einer  Verirrung  zu  wün- 
schen haben,  welche. der  Mangel  an  einer  lebendigen 
ErkenntniCs  der  innigen  Verbindung  zwischen  den  so- 
genannten materiellen  und  geistigen  Interessen  erzeugte. 
Indern  die  Lösung  einer  ^r  höchsten  Aufgaben  —  die 
Veredlung  des  Bodens  —  nicht  auf  die  Veredlung  der 
Menschen,  deren  Schweifs  denselben  befnichtet,  sondern 
auf  die  Verwandlung  seiner  Früchte  in  ein  ihrer  Sitt- 
lichkeit verderblidies  G^nufsmittel  gegründet  wurde,  be- 
fand die  Staatswirthschaft  sich  in  einem  Irrthum,  dessen 
Gefahren  endlich  lebendig  genug  erkannt  zu  haben^  schon 
ein  bedeutender  Schritt  zur  Befreiung  von  seinen  schäd- 
lichen Folgen  ist.  Unverkömmert  bleibe  die  verdiente 
BelpbuDg  des  Mannes,    dessen  Namen   die  Geschichte 
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nicht  aufbewahrte,  "vrelcher  die  Kunst  erfiand/  den  Wein- 
geist, den  zufällige  oder  absiditlkh  die  Gähning  in  man^ 
nigfaltigen  Stoffen  erzeugt^  durch  Bestilliren  auszuschei- 
den.    Viele  Gesdienke  der  Natur  werden  dadurch  einer 
längern  Erhaltung  und  besseren  Benutzung  fähig,  und 
selbst  Abfälle,  welche  sonst  kaum  noch  benutzbar  schei- 
nen,   erhalten  hierdurch  einen  Werth.     Der  Gebrauch 
des  Spiritus  zum  Erwärmen  und  Beleuchten  und  als  Auf- 
lösungsmittel dient  bereits  vielfadi  zur  Beförderung  der 
Sequemlichkeit.und  Annehmlichkeit  des  menschlichen  Le- 
bens, und  verspricht  durch  seine  vermehrte  Verwendung 
bei  steigender  Wohlfeilheit  noch  eine  reichhaltigere  Be- 
nutzung.    Auch  geht  der  Weingeist  mannigfaltige  Ver- 
bindungen ein,  worin  er  nicht  nur  als  Arznei  heilsam 
wirken,  sondern  auch  als  C^nufsmittel  bd  mäfsigem  Ge- 
braudi  wohlthättge  Folgen  ohne  bedenklidie  Nachwehen 
hervoi'bringen  kann.     Sdner  Erzeugung  innerhalb  der 
Grenzen  dieses  Bediirfs  tritt  wahrlich  nichts  feindselig 
entgegen,  während  eine  Vennehrung  deiiselben  als  ge-* 
meinsefaädlich  bezi^hnet  werden  mufs,   die  sich  allein 
auf  Kosten  der  Gesundheit  und  Gesittung  lohnend  er- 
halten kann. 


Ueber   die  wahre  Natur   und  Bestimmung  der 
Renten  aus  Boden-  und  Kapital- Eigenthume. 


Was  so  viele  Blätter  der  G^chichte  mit  Wamiing 
und  Lehre  bezeichnet;  was  die  Zeitgenossen  aufregt  und 
entzweit;  was  der  Gegenwart  den  Frieden  und  d^r  Zu- 
kunft das  Vertrauen  raubt:  das  ist  das  Uebersehen  sdir 
einfacher  Wahrheiten,  leidit  einleuchtend  dem  unbefan- 
genen Verstände,  dpch  der  Selbstsudkt  ein  AergernidB, 
und  dem  anerzogenen  Vorurüieil  eine  Thorheit  Mag 
auch  Kassa ndra 's  Schicksal  derer  harren,  welche  ban^ 
ger  Ahnung  voll  mahnen  an  jene  Wahrheiten ;  mag  auch 
ihnen  die  Gabe  der  Weissagung  nur  verliehen  sein  mit 
dem  Fludie,  keinen  Glauben  zu  finden:  dennoch  wird 
es  immerdar  ein  Bedürfoifs  des  menschlichen  Geistes  blei- 
ben sich  Begriffe  zu  bewahren,  welche  die  Völker  als 
Wiegengeschenk  empfingen,  und  die,  tief  in  jedes  Men- 
schen Herz  gegraben,  tausendjähriger  Irrthum  nur  über- 
tünchen, nicht  vertilgen  konnte. 

Was  auch  der  eigentliche  Zweck  alles  dessen  sei, 
was  der  Mensch  durdi  seine  Sinne  wahrnimmt:  ihm  ist 
es  nur  ein  Stoff,   dessen  er  sidk  bemäditigeti  4arf  zur 
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Fristang  seines  Daseins,  znr  Yerbessemng  seines  Zar 
Standes,  zur  Entwickelung  seiner  Anlagen  —  überhaupt 
zum  Erfüllen  seiner  Bestimmung ,  so  weit  er  deren  sidi 
bewn&t  zu  werden  yermag.  Das  Geschlecht  ^npfing 
diese  Mitgift;  des  Einzelnen  Antheil  ward  ihm  zunädist 
durch  seine  Arbeit  besdueden;  der  Boden  ward  sein, 
weil  er  ihn  baute;  das  Thier  sein,  weil  er  es  zühmte. 
Was  die  Natur  erzengt  ohne  m^isddiches  Zuthun,  blieb 
noch  lange  Gemeingut.  Das  Andenken  dieses  Erstlings- 
zustandes lebt  noch  im  Volke.  Wer  sich  tief  gekränkt 
fühlen  würde  durch  die  Yermuthung,  er  sei  fähig,  eines 
Hellers  Werth  aus  eurem  Hause  zu  stehlen,  trägt  kein 
Bedenken,  Wild  auf  euren  Jagden  zu  schiefsen,  Holz 
in  euren  Forsten  zu  fkllen,  und  seine  Heerden  auf  eure 
Weiden  zu  treiben. 

War  es  Selbstsucht^  was  Eigaithum  schuf:  so  diente 
kleinliche  Leidensdiaft  auch  hier,  wie  tausendfältig,  der 
ewigen  Weisheit,  welche  das  Menschengeschlecht  erzieht. 
Aller  Yortibeil  fordert,  dafs  Alles  benutzt  werde,  was 
nutzbar  ist;  darum  erhält  mit  den  Fortschritten  der  Bil« 
düng  Alles  einen  Herrn,  was  menschliche  Kraft,  mensch- 
liche Pflege  zu  höherem  Nutzen  zu  bringen  vermag. 
Der  Eigner  ist  nur  der  Verwalter  anvertrauten  Gemein- 
guts. Sein  natürlidter  Lohn  ist  der  hödiste,  der  gc^bo- 
ten  werden  kann ,  nämlich  der  volle  Betrag  dessen,  was 
sein  Verstand  und  Fleifis  aus  dem  anvertrauten  Gute 
zieht.  Indem  hieraus  der  hüohste  Reiz  erwächst,  den 
vorhandenen  Stoff  auszubeuten,  schwillt  die  Masse  der 
entdeckten,  der  erzeugten,  der  aufbewahrten  Nutzungen 
ins  Unermefsliche.  Aus  ihr  entfalten  sich  hundertfältige 
Anstalten,  das  Leben  sichrer  und  leichter,  schöner  und 
edler  zu  machen,  Anstalten,  die  wieder  Gemeingut  wer-t 
den  mü^en,  wein  ihr  ^genthümer  ihrer  wahrhaft  frohi 
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werden  eoll.  Welche  Sicherheit  beai  ein  Leben  tmter 
re«^-  und  ehiiosem  Gesindel?  Welcher  Schmuck  ziert 
ein  Dasein  y  d^sen  Herrlichkeit  verwaist  unter  Uoig;e- 
bungen  steht,  die  das  Auge  beleidigen  nnd  das  Herz 
aefreifsen?  Wahriich,  wer  nidit  sein  nennen  kann  eine 
Stätte,  worauf  er  sein  müdes  Haupt  niederlege,  hat  darum 
nicht  minder  ein  Bedürfiiifs,  dafs  Eigenthum  bestehe  und 
heilig  gehalten  werde,  als  d»  mäditigste  Grundherr  und 
der  reichste  Rentner:  denn  dafs  eine  kräftige  Regierung 
audi  seines  Lebens,  seiner  Gesundheit,  Freiheit  und  Ehre 
wahrt;  dafs  auch  seine  Kindheit  Unterricht  und  Erzie- 
hung empfing;  dafs  soich  seines  Alters  milde  Pflege  harrt: 
das  ist  nur  inöglich  worden,,  weil  es  möglich  ward,  die 
Kosten  eines  solchen  Zustandes  aufzubringen,  und  nur 
vermöge  der  Yertheilung  zu  besonderm  Eigenthum  konnte 
der  Natur  so  viel  abgewonnen  werden. 

Wenn  Eigenthümer  und  Besitzlose  feindselig  sich 
en^egensteheh,  ist  es  nur  barer  Unverstand,  der  hier 
das  segensreiche  Band  des  gegenseitigen  Bedürfnisses 
löst,  das  Leben  im  Staate  durch  sckiddes  Blifstrauen 
vergällt,  und  Bildung  und  Wohlstand  im  Aufblühn  ver- 
giftet. Lähmt  in  solcher  Stellung  irgend  ein  Unglüdis- 
fall  die  Macht  der  Regierung,  welche  nocJi  miAsam 
beide  Theile  ziigelt:  so  zertrümmert  der  Tempel  des 
öffendichen  Wohls  und  das  Heiligthum  des  häuslichen 
Glücks  unter  den  Gewaltstreichen  dieser  Wahnsinnigen. 
So  darf  es  nicht  sein,  und  wäre  es  leider  schon  so, 
so  darf  es  nidit  bleiben.  Enthüllt  und  vertilgt  werde 
der  Wahn,  welcher  den  Eügenthümer  im  Besitzlosen, 
den  Besitzlosen  im  Eigenthümer  seinen  natürlichen  Feind 
erblicken  läfst 

Welchem  Unsinn  noch  in  unsem  Tagen  diese  Ver- 
dächtigung Glauben  zu  schaffen   vermodite,    wird   ^iit 
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Nachwelt  mit  Entsetzen  an  der  Aufreg^g  dös  Volis 
erkennen,  die  das  erste  Auftreten  der  Cholera  durch 
ganz  Europa  begleitete* 

Nicht  Ton  der  zufälligen  Yersehonung  mit  Mifsemd- 
ten,  Seuchen,  auswärtigen  Handelssperren,  überhaupt 
Unfällen,  die  keine  mensdiliche  Weisheit  und  Macht 
gänzlich  verhütet,  darf  die  Fortdauer,  die  Herrschaft  des 
Gesetzes  und  der  Sitten  abhängen.  Auch  das  Eigenthum 
mufs  —  gleich  allen  hohem  Gütern  des  Lebens  —  un^ 
ter  der  Gewähr  einer  ungetibeilten  Öffentlichen  Meinung 
stehn,  und  nur  des  richterlichen  Ansehns  wider  einzelne 
Frevler,  nicht  des  Schutzes  der  Waffen  wider  empörte 
Massen  bedürfen. 

Wo  jede  Familie  mit  eigner  Arbeit  auf  eignem  Bo-* 
den  nur  den  eignen  Unterhalt  erbaut;  wo  Jedermann 
nur  so  viel  Yorrath  sammelt  und  aufbewahrt,  als  der 
eigne  Haushalt  bedarf:  da  lebt  noch  Keiner,  auch  nur 
scheinbar,  von  den  Früchten  fremder  Arbeit;  da  wird 
noch  nirgend  Verlust  des  Einen  Gewinn  des  Andern^ 
da  besteht  Überall  zwischen  Stamm  ^  und  Staatsgenossen 
noch  kein  Kampf  um  Unterhalt  und  Genüsse  des  Le- 
bens. Der  Acker  der  Kranken,  der  Wittwen  und  Wai- 
sen wird  aus  Barmherzigkeit  von  den  Nachbarn  bestellt^ 
welche  dafür  keinen  andern  Lohn  erwarten,  als  gleiches 
Erbarmen  in  gleichen  Nöthen.  Entbehrlicher  Vorrath 
wird  bereitwillig  dem  Dürftigen  dargeliehen,  um  Ersatz 
zu  empfangen,  wenn  er  über  seinen  Bedarf  emdtet: 
Zinsen  für  solches  Darlehn  zu  bedingen  wäre  schamlo- 
ser Wudber;  das  Werk,  der  Milde  soll  nicht  geschän- 
det werden  durch  Versuche,  Vortheile  von  dem  Be- 
drängten zu  ziehen.  Der  tiefe  Frieden  eines  solchen 
Zustandes  erscheint  so  reizend,  dafs  die  reine  Gemüth- 
lichkeit  des  frühem  Alterthums  sich  gern  mit  der  Hoff^ 
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nung  schmeichelte,  er  könne  dauernd  sdn.  Die  mosai- 
sche G^esetzgebung  hat  es  yenudtt  ihn  festzuhalten  durch 
das  Halljahr,  und  durch  das  strenge  Verbot  aller  Yer- 
unsung.  Wo  die  Gesetze  schwiegen,  forderte  und  er- 
zwang die  Meinung  des  Volks  wiederholt  erneute  Ver- 
theilungen  der  Aecker,  um  der  eingeschlichenen  Ungleich- 
heit des  Besitzes  zu  steuern,  und  brandmarkte  mit  Ver- 
achtung alles  Ausleihen  auf  Zinsen,  das  noch  spät  für 
ein  unziemliches  Gewerbe  galt.  Als  auch  diese  Meinung 
Terklungen  war,  feierten  noch  die  Dichter  das  Anden- 
ken an  die  verlorene  Seligkeit  jenes  Zeitalters  der  Gleich- 
heit, welche  darum  nicht  minder  unvertiilglich  blieb  mit 
den  Fortschritten  der  Bildung.  Auch  die  Völker,  wie 
der  Einzelne,  erinnern  sich  gern  der  Unbefangenheit  ih- 
rer Kinderjahre,  ohne  dedialb  wiederum  Kinder  werden 
zu  wollen« 

Vielfach  sind  die  Wege,  worauf  grofse  Massen  nutz- 
baren Bodens  in  das  Eigenthum  Einzelner  übergingen. 
Vieles  kam  zusammen  durch  Erbschaft,  zumal  in  Jahr- 
hunderten, wo  Seuchen  noch  ungestörter  würgten,  und 
die  Blutrache,  vom  Vater  auf  Sohn  und  Enkel  vererbt, 
kaum  der  letzten  Sprossen  zahlreicher  Familien  schonte. 
Vieles  vereinigte  schonungslose  Benutzung  der  Noth  in 
einem  Zeitalter,  wo  die  Regierungen  noch  nicht  kräf- 
tige Sachwalter  der  Schwachen  und  Verlassnen  gewor- 
den waren.  Damals  galt  es  nodi  für  Weisheit,  dafs  Jo- 
seph die  Schrecken  einer  Reihe  von  sieben  Mi&emdten 
benutzte,  um  seinen  Pharao  zum  Grundherrn  des  gan- 
zen Aegjptens  zu  machen,  des  Aegjptens,  worin  noch 
heute  jeder  Fufsbreit  Landes  der  Regierung  gehört, 
und  jeder  Bauer  nur  ein  Pächter  des  Vicekönigs  ist. 
Das  Meiste  rafften  Eroberungen  auf  in  jenen  Kriegen, 
wo  das  Privat -Eigenthum  nidit  minder  als  das  öffent- 
liche 
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liehe  dem  Sieger  anheimfiel.  Das  alte  Völkerrecht  ist 
hierin  wesentlich  verschieden  von  dem  neuen.  Zwar 
bleibt  es  stets  nothwendig,  sich  selbst  der  Mittel  zur 
Fortsetzung  des  Krieges  zu  bemächtigen ,  und  sie  dem 
Feinde  zu  entziehen;  aber  aufser  dem  Bereiche  dieses 
Nothrechts  schützt  gegenwärtig  jede  Regierung  das  be- 
stehende Privat -Eigenthum,  auch  die  Regierung  des  Er- 
oberers, und  selbst  die,  welche  nur  auf  augenblicklidier 
Besetzung,  ohne  Hoffnung  oder  Absicht  zu  behalten,  be- 
Tvht.  Das  Preisgeben  beweglicher  Habe  zur  Plünde- 
rung, das  Einziehen  der  Grundstücke,  wird  nur  als  be- 
sonderes Strafinittel  gebraucht,  und  selbst  als  solches 
Ton  der  reineren  Gesinnung  der  edelsten  Zeitgenossen 
verabscheut. 

Jede  Benutzung  des  Bodens  erfordert  Arbeit;  selbst 
das  Einsammeln  und  Aneignen  dessen,  was  die  Natur 
ohne  menschliches  Zuthun  erzeugt.  Jedes  Anhäufen  von 
Grundeigenthum  müfste  daher  in  so  weit  nutzlos  blei- 
ben, als  seine  Benutzung  mehr  Arbeitskräfte  verlangt, 
als  der  Eigen thümer  in  seiner  Familie  selbst  besitzt,  es 
sei  denn,  dafs  er  die  Hülfe  fremder  Arbeitskräfte  für 
einen  Lohn  zu  gewinnen  vermöchte,  der  geringer  ist  als 
der  Werth  der  Frucht  dieser  Hülfe.  Sich  mit  einem 
Lohne  zu  begnügen,  der  nur  ein  Theil  der  vollen  Frucht 
der  Arbeit  ist,  kann  den  Menschen  nur  entweder  Zwang 
vermögen,  oder  Ueberzeugung,  dafs  er  bei  dieser  Thei- 
lung  dennoch  mehr  erhalte,  als  er  selbstständig  erwer- 
ben kann.  Ueberzeugung  solcher  Art  ist  jedoch  eben 
hier  am  schwersten  zu  schaffen.  Der  unverdrossene 
Fleifs,  die  rastlose  Sorgfalt  des  Eigenthümers  ringen 
einem  kleinen  leicht  übersehbaren  Räume  mehr  Erzeug- 
nifs  ab,  als  dieselbe  Fläche  hervorbringt,  wenn  sie  nur 
als  Theil  einer  groben  Besitzung  von  Miethlingen  an- 
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gebaut  wird.  Was  die  Fortschritte  der  Bildung  auch 
hierill  ändern,  ist  jedenfalls  eine  sehr  spSte  Folge  der- 
selben, und  beweist  nur,  daiJs  auch  die  Yertheilung  des 
Bodens  nach  Yersdiiedenheit  der  Zwecke  Grenzen  habe, 
jenseits  deren  sie  nicht  mehr  wohltfaätig  wirkt.  Es  ist 
deronaeh  in  der  Regel  Zwang,  was  die  Benutzung  des 
gröfsern  Grundeigenthums  möglich  macht.  Dieser  Zwang 
hat  mancherlei  Stufen.  Er  beginnt  mit  der  strengsten 
Sklaverei,  wo  der  Mensdi  allen  Anspruch  auf  Beach- 
tung seiner  persönlichen  Rechte  verliert,  und  nur  allein, 
wie  das  Rofs  oder  der  Stier,  aufgezogen  oder  angekauft 
und  ernährt  wird  wegen  der  Dienste,  die  er  seinem 
Herrn  leistet.  Die  wachsende  Kenntnifs  und  Einsicht 
belehrt  endlich  über  die  Rechtlosigkeit,  die  sittlichen  und 
wirthschaftlichen  Nachtheile  und  selbst  Gefahren  dieses 
Verhültnisses.  Die  Knechtschaft  wird  stufenweise  mil- 
der; auch  im  Leibeigpen  wird  der  menschlichen  Natur 
eine  Beachtung  zugestanden.  Sittliche  Bande  treten  end- 
lich überwiegend  an  die  Stelle  des  körperlichen  Zwan- 
ges. Die  grofse  Masse  wird  erzogen  zur  Unterwürfig- 
keit; das  Gefühl  der  Unterordnung,  der  Abhängigkeit 
von  erworbenem  Wohlwollen  geht  vom  Vater  auf  den 
Sohn,,  vom  Ahn  auf  den  Enkel  über,  und  wird  das  Erb- 
theil  zahlfdLcher  Geschlechter.  In  solcher  Stellung  em- 
pfängt die  Herrschaft  ihre  Sicherheit  und  Stärke  ducch 
die  Macht  der  Gewohnheit.  Das  Thun  und  Treiben  der 
Menschen  erscheint  durchaus  freiwillig,  und  die  Selten- 
heit vorkommender  Störungen  bestärkt  in  der  Meinung, 
dafs  dieses  Yerhältnifs  ein  naturgemäfses  sei.  Es  thut 
edlen  Gemüäiem  wohl,  da&  sidi  hierdurdi  ein  Zustand 
sittlicher  Ordnung  bildet,  welcher  der  Erhaltung  aller 
bereits  erworbenen  Güter  des  Lebens  eben  so  günstig 
erscheint,  als  einer  regelmSfsigen  stillen  Thätigkeit^  die 
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das  fernere  Wachsthura  an  Bildung  und  Wohlstand  ni&- 
fsig,  aber  sicher  fördert. 

Der  Fortdauer  dieses  Znstandes  widerstehen  in  der 
dienenden  Masse  selbst  selten  eriiebliche  Hindemisse. 
Ueberwältigt  in  einzelnen  Menschen  gereiztes  Gefühl 
und  aufbrausende  Leidenschaft  auch  zuweilen  die  Madit 
der  Gewohnheit,  und  erzeugt  Ungehorsam:  so  führen 
Zucht  und  Strafe  die  Widerspenstigen  doch  um  so  leich- 
ter zur  Ordnung  zurück,  je  kräftiger  der  Widerwillöi 
gegen  Störungen  des  gewohnten  Verhältnisses  im  gan^ 
zen  Volke  lebt.  Hat  die  Natur  auch  Günstlinge  unter 
den  Dienenden,  deren  seltene  Gaben  in  dieser  niedem 
Stellung  nur  störend  wirken  können,  weil  es  darin  an 
'ihrer  würdiger  Beschäftigung  mangelt:  so  könnte  dof^ 
nur  Blödsinn  übersehen,  wieviel  der  herrschenden  Klasse 
selbst  daran  liegt,  solche  Geister  zu  sich  heran  zu  zie- 
hen, und  ihr  Ansehn  durch  deren  Macht  zu  verstärken. 
Geschieht  dies  zeitig  genug,  um  den  Anschein  der  Frei- 
willigkeit zu  behalten,  so  fesseln  Ehrsudit  und  Dank- 
barkeit den  Emporkömmling  unwiderstehlich  an  sein  neues 
Verhältnifs. 

Sehr  viel  anders  steht  es  dagegen  im  Kreise  Derer, 
welche  gewohnt»!  Dienst  empfangen.  Auch  sie  sind 
einzelner  Uebereilung  fähig,  und  Erziehung  yermag  Auf- 
brüche niederer  Leidenschaften  nur  seltener,  aber  nicht 
unmöglich  zu  machen.  Wie  sehr  auch  solche  Verirrungen 
Einzelner  von  der  grofsen  Mehrheit  der  Stahdesgenos* 
sen  gemifsbilligt  werden,  so  wird  es  doch  mehrentheils 
menschlicher  und  klüger  erscheinen,  sie  zu  verschleiern, 
als  durch  Strenge  dawider  Aufsehn  zu  wecken.  So  frifst 
der  Krebs  im  Verborgenen  weiter.  Je  leichter  es  wird, 
zum  Gehorsam  gewöhnte  Massen  zu  leiten,  desto  leich- 
ter verliert  sich  in  dän  Urenkeln  das  Andenken,  dafs  e$ 
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der  Geist  und  die  Kraft,  dafs  es  die  persönliche  Ueber- 
legenheit  der  Ahnherren  war,  was  dies  Ansehn  gründete. 
Vererbt  auf.  Ehrsame  und  Wackere,  wenn  auch  viel- 
leicht minder  Begabte,  hat  die  Zeit  dasselbe  zwar  be- 
festigt, aber  auch  seine  Zerstöruri^  Torbereitet.  Es  ist 
der  Mangel  einer  Nöthigung,  Unreines  auszuscheiden, 
statt  es  zu  verhüllen;  es  ist  der  Mangel  einer  Nöthi- 
gung,  durch  Greist  und  Kraft  erworbenes  Ansehn  auch 
durch  Geist  und  Kraft  zu  behaupten,  statt  dessen  Fort- 
dauer von  der  Macht  der  Gewohnheit  zu  hoffen;  es  ist 
demnach  die  Milde,  die  schmeichelnde  Anrouth  des  Ver- 
hältnisses selbst,  was  es  unhaltbar  macht.  So  sieht  der 
verwöhnte  Mensch  sich  endlich  genöthig^  aus  den  lie9-^' 
liehen  Träumen  seiner  Selbstsucht  zu  der  Ueberzeugung* 
aufzuwachen,  dafs  kein  Zwang,  auch  nicht  der  durch 
sittliche  Beweggründe  veredelte,  durch  Gewöhnung  fast 
unmerklich  gewordene,  eine  dauerhafte  Grundlage  der 
Lebensverhältnisse  werden  könne,  welche  der  ungleiche 
Besitzstand  erzeugt. 

Ein  haltbarer  Zustand  wird  in  der  That  nur  ge- 
wonnen, wenn  aus  dieser  Ungleichheit  selbst  eine  solche 
Vermehrung  der  Arbeitsfrüchte  hervorgeht,  wodurdi  Alle 
mehr  empfangen,  als  sie  bei  gleicher  Vertheilung  des 
Grundbesitzes  sich  zu  verschaffen  vermöchten.  Diese 
Stellung  des  Lebens  ist  kein  unerreichbares  Ideal:  die 
Mittel,  dahin  zu  gelangen,  sind  in  allen  Staaten  gebil- 
deter Völker  vorhanden;  sie  besteht  sogar  theilweise, 
und  nur  unselige  Mifsverständnisse  hemmen  noch  ihre 
Verbreitung. 

Nicht  der  Schweifs  des  Arbeiters  allein  befruchtet 
den  Boden.  Ueber  der  Furche,  welche  der  Pflug  zieht, 
waltet  segnend  der  Geist  des  Menschen,  dessen  Ueber- 
legenheit  den  Nacken  des  Stiers  unter  sein  Joch  bog. 
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Nicht  der  Spaten  des  Tagelöhners  allein,  sondern  vor- 
nehmlich der  Geist  des  vermögenden  Landwirths,  wel- 
cher seinen  Arm  leitete,  schuf  aus  Sand  und  Sumpf  die 
Gärten  Flanderns,  wo  zwölf  Tausend  Menschen  auf  der 
geographischen  Quadratmeile  von  den  Erndten  ihrer  Hei- 
niath  leben,  Ueberall,  wo  der  Mensch  sich  den  Boden 
unterthan  machte,  mufsten  geistige  Kräfte  zunächst  Si- 
cherheit der  Person  und  des  Eigenthums  schaffen,  Men- 
schen zu  Fleifs  und  Ordnung  erziehen,  und  den  Sinn 
für  Erwerb  und  Wohlstand  wecken,  auf  dafs  ein  ver- 
edelnder Landbau  möglich  werde.  Wissenschafton  und 
Künste  mufsten  erst  neue  Mittel  entdecken,  wodurch  Er- 
zeugnisse des  Bodens  nutzbarer  gemacht  werden  könn- 
ten, ehe  der  Anbau  derselben  das  geringe  Bedürfhifs  des 
Eigners  tibersteigen  durfte.  Die  dürre  Haide  ward  in 
üppige  Weizenfeldier  verwandelt;  es  war  die  Scheide- 
kunst, welche  die  Kosten  dieser  Verbesserung  demSchoofse 
kahlen  Gebirges  abgewann;  der  Bergbau  mit  der  uner- 
mefslicheu  Fabrik  durch  ihn  begründet,  gab  einer  zahl- 
reichen Bevölkerung  die  Mittel,  ihre  Nahrung  von  dem 
Landwirthe  der  Ebene  zu  kaufen.  Schiffe  mit  Tausen- 
den von  Centnern  befrachtet  tragen  wohlfeil  und  schnell 
das  Erzeugnifs  deutschen  Flachses  und  Fleifses,  die  Lein- 
wand, nach  Westindien,  um  dort  den  Pflanzer  und  seine 
Neger  zu  kldden;  es  ist  die  Sternkunde,  welche  sie  si- 
eher  über  das  Weltmeer  geleitet.  Die  sümpfigen  Kü- 
sten Luisiana's,  noch  vor  fünfzig  Jahren  nur  von  Lur- 
chen*) bewohnt,  bedecken  sich  mit  Baumwollen-Pflan- 
zen ;  die  wüsten  Weideländereien  Australiens  bevölkern 
sich  mit  edlen  Schaafheerden ;  es  ist  die  Mechanik,  wel- 
che die  Spinnmaschinen  erbaute^  und  dem  Menschen  die 
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Riesenkraft  erhitzter  Wasserdämpfe  unterwarf,  was  den 
Gebrauch  wollener  Gewebe  yerhundertfachte.  Indem  ein 
Theil  der  Früchte  des  Bodens  an  Diejenigen  übergeht, 
welche  der  öffentlichen  Angelegenheiten,  der  Wissen- 
schaften und  Künste  pflegen,  bezahlt  der  Landbau  nur 
gerechten  Lohn  für  genossene  Dienste. 

Was  empfangen  in  den  seligen  Stunden  der  höch- 
sten Weihe,  geläutert  durch  Sdiarfsinn,  bewährt  durch 
Erfahrung,  aus  dem  Geiste  der  Edeln  und  W^eisen  in 
das  Leben  des  Volkes  übergeht,  und  dessen  Arbeiten 
befruchtet,  das  ist  kein  Tagelöhnerwerk,  das  in  Verding 
nach  Maafs  und  Gewicht  Terrichtet^  oder  nach  dem 
Glockenschlage  gelohnt  werden  mag.  In  diesem  Ge- 
biete waltet  nur  freie  Thätigkeit,  die  Wahrheit  sucht, 
nicht  Erwerb.  Daher  bedingen  die  Fortschritte  zur  hö- 
hern Bildung  das  Bestehen  einer  Menschenklasse,  die 
nicht  schafft  und  wirkt,  um  zu  leben,  sondern  lebt,  um 
zu  schaffen  und  zu  wirken.  Solche  Freiheit  von  Nah- 
rungssorgen verleiht  am  sichersten  ein  Eigenthum,  das 
Einkommen,  Rente  genannt,  abwirft,  indem  es  gegen  ei- 
nen Zins,  aus  den  Früchten  seiner  Benutzung  gewonnen, 
Gewerbsleuten  zum  Gebrauch  überlassen  wird.  '  Auch 
diese  Renten  sind  nur  ein  Lohn  für  Arbeiten,  und  zwar 
fiir  sehr  gemeinnützige:  denn  mit  ihrem  Empfange  ist 
wesentlich  und  vorzüglich  die  Verpflichtung  zu  freier 
Thätigkeit  für  öffentliche  Wohlfahrt,  für  Wissenschaft 
und  Knast,  für  Alles  verbunden,  was  das  menschliche 
Leben  erleichtert,  adelt  und  sdmiückt.  Der  Staat  schützt 
das  Eigenthum  des  Rentners  eben  so,  wie  das  Eigen- 
thum Dessen,  der  es  selbst  bearbeitet,  weil  Beide  den 
allgemeinen  Zwecken  des  Menschengeschlechts  dienen. 

Es  kann  entgegnet  werden,  dafs  die  Macht,  welche 
die  Schicksale  der  Menschen  ordnet,  das  Eigenthum  nach 
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eiiieiti  ganz  andern  Maafse  vertheilt,  als  diejenigen  Ei* 
genschaften,  ivelche  besoudern  Beruf  zu  freier  geistiger 
Thätigkeit  verliehen,  und  dafs  es  daher  widersinnig 
scheine,  die  Renten  als  Lohn  für  Arbeiten  zu  betrach^ 
ten,  welche  zu  verrichten  der  Empfänger  Viele  gänzlich 
unfähig  wären.  Aber  dieser  Einwand  verschwindet  vor 
einer  unbefangenen  Prüfung.  Wäre  die  Gefahr  wirk- 
lich grofs,  dafs  Renten  in  den  gewöhnlichsten  Fällen 
nicht  als  wohlverdienter  Lohn,  sondern  als  Gabe  zufäl- 
liger Gunst  gezahlt  würden:  so  hätte  der  Mensch  we- 
gen dieser  Vergeudung  der  Früchte  seiner  Arbeit  nicht 
die  sittliche  Weltordnung  anzuklagen,  sondern  die  blinde 
Selbstsucht,  womit  er  derselben  widerstrebt. 

Sind  auch  geistige  Vorzüge  so  wenig  unbedingt  ver* 
erblich,- als  körperliche:  so  scheint  doch  bei  jenen,  wie 
bei  diesen,  Familien -Aehnlichkeit  die  Regel,  Unähnlich^ 
keit  die  —  freilich  häufige  —  Ausnahme  zu  sein;  jeden- 
falls sind  die  mächtigsten  äufsern  .Ausbildungsmittel  — 
Vermögen  und  Verbindungen  —  vererblich.  Ererbten 
Reichthum  zu  bewahren  und  unverkürzt  auf  die  Nach- 
kommen zu  bringen,  erfordert  nicht  geringe  geistige  und 
sittliche.  Bildung.  Die  traurigen  Beispiele  verarmter  rei- 
cher Erben  lehren  warnend,  in  welchem  Maafse  nur  per- 
sönliche Tüchtigkeit  einen  dauernden  Besitz  solcher  Ga- 
ben des  Glückes  sichert.  Unveräufserlichkeit  der  Fa- 
miliengüter schützt  selbst  nicht  ihren  Inhaber  gegen  Be- 
schlagnahme seiner  Einkünfte,  und  die  Nachkommen  gegen 
die  Folgen  einer  langjährigen  Sequestrirung.  So  füllt 
die  Natur  der  menschlichen  Verfiältnisse  selbst  die  Kluft 
zwischen  dem  groCsen  Eigenthum  und  der  Fähigkeit,  es 
würdig  zu  geniefsen.  Ueberdies  hat  auch  der  minder 
begabte  Rentner  es  sehr  in  seiner  Gewalt,  dem  Gemein- 
wesen anständig  zu  vergelten,  was  er  von  ihm  empfängt. 
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Eis  bedarf  sehr  vieler  Dienste,  welche  wohl  volle  Frei- 
heit in  Verwendung  der  Zeit,  Unabhängig;keit  and  An- 
sehn ^  aber  auCserdem  nur  Eigenschaften  erfordern,  die 
)eder  körperlidi  und  geistig  gesunde  Mensch  bei  sol- 
chen Mitteln  erwerben  kann.  Hier  ist  der  Ehrenplatz 
jedes  Rentners,  der  die  Pflichten  seiner  Stellung  erkennt, 
und  den  Beruf  zu  höhern  Leistungen  für  Gemeinwohl, 
Wissenschaft  oder  Kunst  nicht  in  sieb  trägt. 

Enig'egnet  könnte  auch  wohl  werden,  dafs  die  Rente, 
wenn  sie  wirklich  nur  Lohn  für  verhoffte  Dienste  sein 
sollte,  doch  zuweilen  ein  ganz  übermäfsiger  Lohn  sein 
würde.  Aber  das  Vcrhältnifs  des  Lohnes  zur  Arbeit  be- 
ruht in  solchem  MaaCse  auf  Oertlichkeit,  Zeit,  Meinung 
und  Gunst,  dafs  es  unmöglich  bleibt,  allgemein  gültige 
Gesetze  dafür  aufzufinden.  Die  Parabel  von  den' Ar- 
beitern am  Weinberge,  die  für  sehr  verschiedene  Dauer 
ihrer  Leistungen  gleichen  Lohn  empfingen,  ist  ein  treues 
Bild  des  menschlichen  Lebens  in  Bezug  auf  Lohnver- 
theilung;  hier  wird  langsam  und  mühselig,  dort  schnell 
und  leicht  erworben.  Die  Natur  selbst  beachtet  kein 
festes  Verhältnifs  zwischen  Arbeit  und  Lohn;  hier  er- 
stattet sie  karg  die  Saat,  dort  überschüttet  sie  mit  der 
Fülle  ihres  Segens;  hier  erlangt  ausdauernder  Fleifs 
in  verständig  geführtem  Bergbaue  nicht  einmal  Erstat- 
tung der  Auslagen,  dort  bereichert  plötzlich  die  Gunst 
eines  glücklich  benutzten  Augenblicks.  Im  Gebiete  des 
geistigen  Lebens  waltet  nicht  minder  Ungleichheit  in 
der  Lohnvertheilung :  echte  Wissenschaft  und  Kunst  su- 
chen wohl  lauge  vergebens  Anerkennung,  und  verküm- 
mern endlich  trauernd;  aber  uiigeahnete  Belohnungen 
harren  auch  zuweilen  ihrer.  Auch  in  Bezug  auf  seine 
Folgen  hat  der  Lohn  kein  allgemein  gültiges  Maafs.  Kein 
Lohn  ist  zu  hoch,   keiner  zu   niedrig,  so  lange  jener 
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durch  Yerwöhnang,  dieser  durch  Entmudiig^uiig  den  Reiz 
zur  Arbeit  selbst  nicht  mindert,  welchen  zunächst  Pflicht- 
und  Ehrgefühl  erzeugt.  Der  Rentner,  welcher  viel  em- 
pfängt,  erhält  damit  auch  die  Verpflichtung,  viel  in  frder 
Thätigkeit  zu  leisten. 

Elndlich  könnte  wohl  ein  Mifsverhältnifs  besorgt  wer- 
den zwischen  der  Anzahl  der  Renten -Empfänger  und 
dem  Bedürfnisse  des  Staats  und  der  Gemeinden,  Dienste 
durch  freie  Thätigkeit  zu  erhalten.  Denn  allerdings  hat 
die  Verwendung  freier  Thätigkeit  zur  Förderung  wahr- 
haft wohlthätiger  Zwecke  ihr  Maafs  in  der  Bildungsstufe 
des  Volkes;  sie  verliert  sich  in  eitles  Treiben,  so  weit 
sie  dieses,  Maafs  überschreitet.  Keine  Richtung  freier 
Thätigkeit  ist  zwar  deshalb  schon  verwerflich,  weil  ihre 
Frucht  nicht  sogleich  in  das  Leben  des  Volkes  einwirkt, 
dessen  Arbeiten  erleichtert  und  fördert  oder  dessen  Ge- 
'nüsse  mehrt  uüd  adelt:  aber  dennoch  liegt  in  der  sicht- 
baren Gemeinnützigkeit  eine  Bürgschaft  dafür,  dafs  der 
Mensch  sich  seiner  würdig  beschäftige,  und  selbst  aus- 
gezeichnete Geisteskraft  sichert  nicht  immer  gegen  kläg- 
liche Verirrungen,  wenn  ihre  freie  Thätigkeit  diese  Bürg- 
schaft verschmäht.  Auch  der  Werth  des  geistigen  und 
sittlichen  Strebens  soll  erkannt  werden  an  seinen  Früch- 
ten. Echte  Wissenschaft  und  Kunst  offenbart  ihre  Ho- 
heit auch  im  geistreichen  Auffassen  der  Erscheinungen 
des  Lebens,  und  die  Heiligkeit  des  Gemüthes  verklärt 
auch  die  äufsern  Handlungen.  Der  Gegensatz  zwischen 
materiellen  und  geistigen  Interessen,  welcher  zuweilen 
mit  besonderm  Nachdruck  hervorgehoben  wird,  beruht 
doch  wesentlich  auf  Mifsverständnissen :  denn  die  Ver- 
bindung des  Menschen  mit  seinen  äufsern  Umgebungen 
ist  dergestalt  innig,  dafs  Alles,  was  seine  Herrschaft  über 
dieselben  wahrhaft  erweitert,  auch  seinem  Geiste  neue 
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Bildungsmittel  darreicht,  und  dafs  ein  Wachsthum  an 
Geistcsvermögen  kaum  erdacht  \7 erden  kann,  das  nicht 
früh  oder  spät  auch  eine  Verbesserung  seines  öufsem 
Zustandes  bewirkt 

Wie  fern  indessen  auch  jede  Beschränkung  von  der 
freien  Thätigkeit  bleibe,  so  wird  sie  dennoch  niemals 
ungestraft  eine  Richtung  wählen  dürfen,  welche  den  Zeit- 
genossen verächtlich  erscheint.  Anordnungen  der  Poli- 
zei, welche  Jedermann  unausführbar  findet;  Forschungen 
der  Wissenschaft,  welcher  die  Meinung*  des  Tages  spot- 
tet; Entwürfe  der  Kunst,  welche  selbst  das  Volk  ver- 
höhnt, schaden  jedenfalls  dem  Ansehn  der  Regierung, 
der  Wissenschaft,  der  Kunst  in  der  Gegenwart,  und  er- 
schweren auch  mehrentheils  die  Fortschritte  der  Bildung 
in  der  Zukunft.  Wie  günstig  über  solche  Bestrebun- 
gen auch  das  Urtheil  eines  spätem  Jahrhunderts,'  einer 
erleuchtetem  Zeit  dereinst  sprechen  möchte:  so  vermag 
ein  voreiliges  Hervortreten  derselben  doch  so  wenig  ei- 
nen guten  Erfolg  vorzubereiten,  dafs  es  vielmehr  nur 
Vorurtheile  dawider  aufregt,  die  später  erst  mühsam 
überwältigt  werden  müssen.  Wächst  die  Zahl  Derer, 
welche  sich  freier  Thätigkeit  hingeben  können,  über 
den  Bedarf  ihrer  Bildungsstufe :  so  bleibt  der  Ueberzahl 
nur  entweder  Unthätigkeit  oder  unzeitiges,  und  darum 
verächtliches  Treiben  belassen.  In  Beidem  können  sich 
Menschen  nicht  gefallen,  welche  den  edlen  Beruf  erken- 
nen, den  ihre  Stellung  ihnen  giebt.  Das  reine  Pflicht- 
gefühl nöthigt  sie,  aus  dem  Stande  der  Rentner  zur  ei- 
genen Benutzung  ihres  Eigenthums  zurückzukehren,  und 
als  Gewerbtreibende  der  öffentlichen  Wohlfahrt  zu  die- 
nen. Nur  wo  die  Rentner  ihre  Pflicht  verkennen,  kann 
demnach  ein  MiCsverhältnifs  zwischen  ihrer  Anzahl  und 
der  Möglichkeit,  üe  würdig  zu  beschäftigen,  bestehen. 
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Es  war  den  Menschen  nicht  vergönnt,  das  Anden- 
ken an  ihr  natürliches  Verhältnifis  gegen  die  Aufsenivelt 
ungetrübt  durch  Irrthum  und  Selbstsucht  aufzubewahren. 
Von  den  frühesten  Zeiten  an,  deren  Geschichte  wir  ken- 
nen, ward  es  im  Genufs  der  Früchte  des  Eigenthums 
leicht  vergessen,  dafs  sein  Besitz  nicht  nur  Rechte  gebe, 
sondern  auch  Pflichten  auflege.  Zwar  hat  die  reinste 
Sittenlehre  stets  daran  erinnert,  dafs  aller  Besitz  äufse- 
rer  Güter  nur  Theilnehmen  an  der  Verwaltung  einer 
gemeinsamen  Ausstattung  des  Menschengeschlechts  sei 
—  dafs  abgesondertes  Eigenthum  nur  bestehe,  damit  die 
fruchtbarste  Benutzung  dieser  Mitgift  kräftiger  gesichert 
werde  durch  den  mächtigen  Antrieb  der  Selbsterhaltung 
-^  dafs  die  Heiligkeit  des  Eigenthums  sich  nur  gründet 
auf  dessen  Unentbehrlichkeit  für  die  gemeinsame  Wohl- 
fahrt —  dafs  nur  der  lebendige  Glauben  an  diese  Wahr- 
heit durch  die  That  bewährt,  den  inneren  Frieden  der 
Staaten  und  Gemeinen  dauerhaft  zu  schirmen  vermöge. 
Die  Kraft  dieser  Lehre  —  verkündet  von  Männern,  de- 
ren Macht  im  Dulden,  deren  Reichthum  im  Entsagen, 
deren  AVeisheit  in  dem  treuen  Glauben  an  eine  höhere 
W"eltordnung  bestand  —  diese  Kraft  war  es,  welche  die 
Tempel  der  weltbeherrschenden  Roma  veröden,  die  Flam- 
men ihrer  Altäre  erlöschen,  den  Spruch  ihrer  Orakel 
verstummen  liefs.  Vermochte  sie  damals  auch  nicht,  dem 
verjährten  Frevel  seine  Strafe,  der  verrotteten  Herrschaft 
ihren  Untergang  zu  sparen:  so  gofs  sie  dennoch  Trost 
in  die  Leiden  der  Zeit,  zähmte  den  Uebermuth  siegtrun- 
kener Barbaren,  und  entrifs  ein  verwahrlostes  Geschlecht 
der  feigen  Verzweiflung. 

Inmitten  dieser  trüben  Zeit  dämmerte  das  begin- 
nende Licht  eines  neuen  Tages  über  Europa,  dessen  hei- 
fser  Sonnenstrahl  in  den  folgenden  Jahrhunderten  zwar 
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köstlidie  Blütheu  heirortrieb,  woraus  edle  Früchte  für 
die  späten  Nachkommen  reiften,  aber  auch  Seuchen  er- 
zeugte, deren  Gift  ein  Jahrtausend  noch  nicht  ganz  über- 
wältigen konnte. 

Als  den  Schaaren  der  aufgestörten  Völker  des  Nor- 
dens und  Ostens  das  unermefsliche  Besitzthum  der  hoch- 
angebauten  Länder  anheim  fiel,  welche  das  Mittelmeer 
umgürten,  war  keine  Benutzungsart  des  Bodens  günsti- 
ger den  Neigungen  und  dem  Vortheile  der  Sieger  wie 
der  Besiegten,  als  die  Verwandlung  der  alten  Eigenthü- 
mer  in  Erbzinsleute  der  neuen.  Wie  hart  die  Nothwen- 
digkeit  auch  fiel,  den  Ertrag  der  ländlichen  Arbeiten 
fortan  mit  einem  fremden  Herrn  zu  theilen,  schien  doch 
nicht  zu  theuer  damit  erkauft  die  Begünstigung,  das  Erb- 
gut, dessen  Fluren  schon  der  Fleifs  der  Ahnen  befruch- 
tete, femer  noch  bewohnen  und  bebauen  zu  dürfen. 
Das  arbeitsame,  mäfsige,  strenggeordnete  Leben  sorgsa- 
mer Landwirthe  lag  dagegen  weit  entfernt  von  den  Sit- 
ten und  Wünschen  der  neuen  Herren,  deren  Arbeit  und 
Erholung  Krieg  und  Jagd,  deren  Freude  gastliches  Um- 
herschwärmen mit  gleichgesinnten  Genossen  war.  Grund- 
besitz hatte  nur  Werth  für  sie,  sofern  er  Mittel  zu  sol- 
chen Genüssen  darbot.  Niemand  aber  vermochte  mehr 
daraus  zu  schaffen,  als  der  alte  Besitzer,  der  alle  Nutzun- 
gen kannte,  und  des  angestammten  Bodens  noch  immer 
mit  gewohnter  Liebe  pflegte.  Aber  auch  wo  die  blinde 
Habsucht  mit  Verwüstung  begann  und  mit  Reue  schlofs, 
wo  verödete  Ländereien  wieder  besetzt  werden  mufsten, 
um  einen  Ertrag  zu  bringen,  blieb  doch  mehrentheils 
räthlich,  die  Benutzung  gegen  einen  Zins  in  Früchten 
den  Ansiedlern  selbst  zu  belassen,  damit  ihr  eigener 
Vortheil  sie  treibe,  möglichst  viel  aus  dem  Boden  zu 
ziehen,  dessen  Anbau  für  eigene  Rechnung  zu  leiten,  die 
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neuen  Herren  weder  geneigt  noch  geschickt  waren.  In 
beiden  Fällen  standen  die  Boden -Inhaber  in  tiefer  per- 
sönlicher Abhängigkeit  gegen  den  Grundherrn;  er  er- 
hielt Zucht  und  Ordnung  unter  ihnen,  schlichtete  Strei- 
tigkeiten und  gewann  obrigkeitliches  Ansehn  um  so 
mehr,  als  die  neuen  Staaten  wesentlich  aus  dem  Ver- 
eine dieser  Grundherreu  bestanden,  und  die  Regierun- 
gen weder  Anlafs  noch  Mittel  hatten,  sie  bei  Benutzung 
ihres  Eigenthums  zu  beschränken.  So  ward  Bodeneigen- 
thum  nicht  nur  die  Quelle  mühelosen  Einkommens,  son- 
dern auch  die  Grundlage  der  Macht  und  des  Ansehns. 
Der  unterthänige  Bebauer  dieses  Bodens  hatte  nur  ei- 
nen Werth  für  den  Grundherrn  als  Werkzeug  zu  des- 
sen Benutzung,  und  war  als  solches  ein  Zubehör  des 
Bodens;  man  besafs  Land  und  Leute,  nicht  Leute  und 
Land. 

Wie  verschieden  sich  auch  die  Verhältnisse  gestal- 
teten ,  als  in  den  folgenden  Jahrhunderten  idie  Waffen 
der  Eroberer  sich  ge^en  Nordosten  wandten,  als  an  der 
Weser  die  Sachsen,  an  der  Saale  und  Elbe  die  Wen- 
den überwältigt  wurden;  als  Christenthum  und  Ober- 
herrlichkeit der  Deutschen  den  Oderstrom  erreichte  luid 
überschritt;  als  endlich  Deutsche  Ritter  und  Dänische 
Seefahrer  Preufsen,  Kurland  und  die  Wohnsitze  der 
Letten  und  Esthen  entdeckten  und  Deutscher  Herrschaft 
unterwarfen:  so  ward  doch  überall  Grundeigenthum  die 
Grundlage  dieser  Herrschaft  Zwar  mufste  hier  die  bes- 
sere Benutzung  des  Bodens  erst  von  den  Siegern  ein- 
geführt werden,  welche  nicht  blos  in  der  Kriegskunst, 
sondern  auch  in  den  Künsten  des  Friedens  den  Besieg- 
ten überlegen  waren ;  zwar  begann  eben  deshalb  die  Be- 
nutzung des  Bodens  nicht  nur  für  Rechnung  der  neuen 
Herren,  sondern  auch  zunächst  unter  deren  Leitung:  aber 
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doch  ward  es  bald  bequem  gefunden,  sich  von  der  Sorge 
für  den  Unterhalt  eines  zahlreichen  Gesindes  dadurch  zu 
entlasten,  dafs  dem  gröfsten  Theile  desselben  Ländereien 
und  Mittel  angewiesen  wurden,  den  eigenen  Unterhalt 
darauf  zu  gewinnen.  Solchergestalt  entstand  der  be- 
setzte Bauerhof,  ein  Eigeothum  des  Grundherrn,  das 
dem  Inhaber  übergeben  ward,  um  sich,  seine  Hausgenos> 
sen  und  das  anvertraute  Geräth  und  Gespann  zum  Dien- 
ste der  Herrschaft  bereit  zu  halten,  deren  vorbehaltenen 
Acker  damit  zu  bestellen,  und  überhaupt  allen  Spann- 
und  Hand-Dienst  zu  verriditen,  dessen  sie  für  ihre  Wirth- 
schaft  und  ihren  Haushalt  bedürfen  konnte.  In  den  Rus- 
sischen Ostseeprovinzen  heifst  deshalb  noch  heute  ein 
Bauerdorf  ein  Gesinde. 

Gewifs  entstand  das  AbhSngigkeits-Verhältnifs  zwi- 
schen kleinen  Landbesitzern  und  Obereigenthümern  nicht 
überall  auf  diese  Weise.  ^  Während  der  langen  Ohn- 
macht der  Regierungen  im  Mittelalter  unterwarfen  sich 
Viele  freiwillig  einem  Schutzherrn,  ^und  Vielen  ward  sol- 
dies  Unterwerfen  abgenötbigt. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  darauf  einzugehen,  wie 
verschieden  sich  gleich  anfänglich  diese  Verhältnisse  stell- 
ten, was  später  Gebote  der  wieder  erstarkten  Regierun- 
gen daran  verändert,  was  die  Fortschritte  der  Bildung 
selbst  umgewandelt  haben;  nur  übersichtlich  war  anzu- 
deuten, wie  Grundherrlichkeit  die  Grundlage  der 
Verfassung  des  romanischen  und  germanischen  Europa's 
wurde. 

Der  Grundherrlichkeit  darf  es  nicht  zum  Vorwurfe 
gereidien,  dafs  sie  nur  entstand  zum  Vortheile  der  Grund- 
herren. Alles  Eigenthum  wird  in  der  Regel  nur  erwor- 
ben zu  Gunsten  des  Eigners.  Auch  war  die  Grund- 
herrlichkeit gewifs  ein  zweckmäCsiges  Mittel,  festen  Be- 
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stand  und  Ordnung  in  Gemeinwesen  zu  bringen,  worin 
Sieger  und  Besiegte  auf  so  verschiedener  Bildungsstufe, 
i»it  solchem  Gegensatz  der  Gewohnheiten  und  Neigun- 
gen vereinigt  werden  sollten.  Auch  trägt  noch  heute 
die  Grundherrlichkeit  nicht  blos  dem  Grundherrn  Früchte* 
Verständigen  Grundherren  kann  nicht  entgehen,  wie  sehr 
eine  Verbesserung  des  Zustandes  der  Arbeiter,  Stärkung 
ihrer  Kräfte,  Vermehrung  ihrer  Kenntnisse,  Reinigung 
ihrer  Sitten  auch  ihre  Brauchbarkeit  erhöht,  und  wie- 
viel selbst  die  Zufriedenheit  mit  ihrer  Lage,  ihr  guter 
Wille,  ihre  Dankfoarkdit  und  Anhänglicbkeit  zur  Er* 
hdhung  des  Rein -Ertrages  ihres  Eigenthums  beiträgt. 
So  bewirkt  die  wachsende  Einsicht  der  Grundherren 
grofse  Fortschritte  der  Arbeiter  in  Bildung  und  WohU 
stand  zum  wesentlichen  Vortheile  Beider.  Endlich  mag 
auch  zur  Ehre  der  menschlichen  Natur  gern  anerkannt 
werden,  dafs  viele  Verbesserungen  des  Zustandes  der 
Arbeiter  wirklich  nur  aus  dem  reinen  Wohlwollen  edler 
Herren,  ganz  ohne  Rücksicht  auf  eigenen  Vortheil,  selbst 
anscheinend  gegen  denselben,  hervorgehen,  da  die  spä- 
ten Früchte  weiser  Milde  nicht  immer  anschaulich  vor- 
schweben. 

Vorrath  entsteht  aus  Früchten  der  Arbeit,  welche 
zum  künftigen  Gebrauche  verwahrt  werden.  Das  Eigen- 
thum  eines  Vorraths  enthält  nicht  allein  die  Macht  ihn 
zu  verbrauchen,  sondern  auch  die  Macht  ihn  zum  Tau- 
sche, zum  Erwerb  andern  Eigentibums  zu  verwenden* 
Durch  Einführung  des  Geldes  ist  an  die  Stelle  der  Madit 
zu  tauschen,  die  Macht  zu  kaufen,  getreten;  und  inso- 
fern ein  Vorrath  verkäuflich  ist,  kann  durch  seine  Vei^ 
äufserung  Geld,  das  ist:  eine  Macht  zu  kaufen  er* 
worben  werden,  die  viel  leichter  aufbewahrt  und  ver- 
sandt, viel  allgemeiner  angewandt,  und  besonders  9tacb 
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Tiel  bequemer  Andern  übertragen  werden  kann,  ails  je- 
der Vorrath  von  Gütern  anderer  Art.  Diese  Macht  zu 
kaufen  kann  auch  zur  Vermehrung  des  Ertrages  von 
Arbeiten  verwandt  werden,  und  zwar  namentlich  audi 
mit  der  Absicht,  dafs  sie,  wie  der  Boden,  Einkommen 
gewähren  soll,  ohne  durch  diese  Benutzung  selbst  auf- 
gezehrt zu  werden.  Bei  solcher  Verwendung  heifst  sie 
Kapital.  "Wäre  Boden  der  Urquell  alles  Einkommens, 
so  wären  auch  alle  Kapitale  nur  Ausflüsse  des  Bodens, 
und  die  vermögendsten  Grundherren  zunädist  zum  Ka- 
pitalbesitz berufen.  Ist  dagegen  alles  Einkommen  nur 
eine  Frucht  der  Arbeit,  so  kann  am  meisten  Kapital  ge- 
sammelt werden,  wo  mit  Verstand  und  Fleifs  am  frucht- 
barsten gearbeitet  wird,  und  dies  bestätigt  auch  ein  un- 
befangener Blick  auf  das  Leben. 

Kapital  kann  ebensowohl  zu  Förderung  eigener  als 
fremder  Arbeiten  verwandt  werden.  Im  letzten  Falle 
gebührt  dem  Eigenthüpier  eine  Miethe  dafür,  die  nur 
aus  der  Frucht  der  Arbeit  gezahlt  werden  kann.  Diese 
Miethe,  die  Zinsen,  hat  in  so  fern  die  Natur  der  Bo- 
denrente, als  sie,  gleich  dieser,  dem  Empfönger  aus  der 
Frucht  fremder  Arbeit  zufliefst.  Auch  für  den  Eigen- 
thümer  von  Kapital  ist,  wie  für  den  Grundeigenthümer, 
der  Arbeiter  zunächst  ein  Werkzeug,  wodurch  er  sein 
Eigenthum  nutzt.  Auch  den  Kapitalisten  leitet  sein  wohl- 
verstandener Vortheil  auf  Veredelung  des  Arbeiterstam- 
mes, und  auch  er  hat  Ansprüdie  auf  Vertrauen  in  seine 
^Vohlthätigkeit. 

Es  ist  ein  Unterschied  zwischen  Renten  aus  Boden 
und  Kapital  darin  gesucht  worden,  dafs  die  Masse  des 
vorhandenen  Bodens,  der  Raum  auf  der  Erdoberfläche, 
nicht  vergröfsert  werden  könne,  während  die  Vermeh- 
rung der  Kapitale  grenzenlos  sei.     Dieser  Unterschied 
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ist  indefsy  wo  nicht  blos  scheinbar ^  so  doch  ganz  un- 
wirksam« Der  vorhandene  Raum  kann  zwar  üicht  ver- 
mehrt  v^ erden,  aber  die  Benutzung^  seines  Inhalts,  seiner 
natürlichen  Erzeugnisse  und  Kräfte,  ist  eben  so  wenig 
begrenzt,  als  die  Kraft  des  menschlichen  Geistes,  wel- 
cher noch  unaufhi>iüch  die  bekannten  Nutzungen  ver- 
bessert und  neue  findet.  Noch  immer  mangelt  es  sehr 
viel  seltener  an  Naturfonds,  als  an  Mitteln,  ihn  zu  be- 
nutzen. Unermefsliche  Strecken  fruchtbaren  Bodens  har- 
ren noch  des  Anbaues.  Schaaren  kräftiger  Arbeiter 
schmachten  nach  besserm  Erwerb;  aber  das  ungeheuere 
Kapital,  welches  Ansiedelungen  in  solchem  Umfange  för- 
dern, wird  bis  jetzt  noch  vergebens  gesucht.  Eben  so 
wenig  erheblich  ist  der  Unterschied  beider  Renten,  der 
auf  der  Unzerstörbarkeit  des  Bodens  beruhen  soll.  Der 
Raum  ist  zwar  bleibend;  aber  die  Verhältnisse,  worauf 
seine  Nutzung  beruht,  sind  in  hohem  Maafse  wandelbar. 
Das  gelobte  Land,  worin  Milch  und  Honig  floCs,  ist  zur 
kahlen  Einöde  geworden,  und  am  Missuri  trägt  ein  Bo- 
den kostbare  Kaufaiannsgüter,  der  vor  dreiCsig  Jahren 
noch  eine  wüste  Steppe  war.  Verstand,  Fleits,  Ausdauer 
und  Mäfsigkeit  vermögen  eben  sowohl  verlorenes  Kapi* 
tal  wieder  zu  gewinnen,  als  verwilderten  Boden  wieder 
urbar  zu  machen. 

Ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  Renten  aus 
Boden  und  aus  Kapital  wird  nur  dadurch  begründet^ 
dafs  in  Bezug  auf  den  Ort  der  Benutzung  der  Boden 
unbedingt  unbeweglich,  das  Kapital  dagegen  bedingt  be- 
weglich ist.  Daraus  entsteht  eine  Verschiedenheit  der 
Verhältnisse,  worauf  der  Betrag  der  Rente  beruht,  wel- 
che fast  unermefslich  erscheint.  Ein  grofser  Theil  des 
vorhandenen  Kapitals  bewegt  sich  mit  grofser  Leichtig- 
keit von  Ort  zu  Ort,  von  Land  zu  Land,  bis  in  die 
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fernsten  Gegenden  des  Erdbodens,  überall  die  gemsmr 
reidiste  Terwendiing  suchend.    Britisdbes  KapU;aI,  viel- 
leicht am  Ganges  erworben^  ist  angelegt  in  der  StraCsenn 
Ißrleuchtung  Berlins,  und  der  Gewinn  aus  einer  sdiot- 
tischen    Baumwollenspinnerei    wandert    durch    zwanzig^ 
Qände  nach  Australien,  um  Ansiedelungen  ant  Schwa-* 
nenflusse  zu  gründen.     Durch  dieses  inisgedelmte  Be- 
werben   um  TortheiUofte  Beleg«ing  der  Kapitale  wird 
zunächst  erzeugt  eine  merkwürdige  GrleicUieit  des  Zins- 
fiifises,  selbst  in  den  entferntesten  Ländern.    Es  mangelt 
in  Europa  nicht  leicht  an  Gelegenheit,  Kapitale  zu  drei 
bis  Tier  vom  Hundert  )Shrlich  mit  Sicherheit  anzulegen  9 
aber  eine  Benutzung  durch  Ausleihen  auf  Zinsen,  die 
filnf  vcHn  Hundert  übersteigen,  entbehrt  in  der  Regel 
schon  des  gesetzlichen  Schutzes,  und  wird  in  yielen  Fäl- 
len als  verächtlicher,  selbst  wohl  als  strafbarer  Wucher 
betrachtet.     In  Ländern,  wo  die  Bildung  im  Allgemei- 
nen auf  einer  niedem  Stufe  steht,  sind  allerdings  höhere 
Zinsen  eriaubt:    doch   übersteigt  der  Zinsfufs  audi  ini 
Ostmdien  bei  hinreichender  Sicheriieit  nicht  leidit  zwölf 
vom  Hundert.    Die  höhere  Verzinsung,  weldie  Kapital 
in  gewagten  Geschäften  oder  in  gewerblichen  Anlagen 
zuweilen  bringt,  enthält  theils  eine  Versicherung  gegen 
Gefahr,  theils  einen  Lohn  für  den  erforderten  Aufvrand 
an  Kenntnifs  und  Thätigkeit,  und  widerlegt  daher  kei- 
nesweges  den  Sat2^  dafs  der  Zinsfufs  nur  innerhalb  ziem- 
lich beschränkter  Grenzen  auf  und  ab  schwanke.    Ganz 
anders  verhält  es  sich  mit  Bodenrente.     Eben  im  ein- 
£eichsten  Falle,  wo  blos  der  Raum  benutzt  wird,  ist  die 
Verschiedenheit  des  Rentesatzes  ungeheuer,  und  weder 
Meinung  nodi  Gesetz  begrenzt  dieselbe.    Grofse  Strek- 
ken  unfruchtbaren  Bodens  sind  selbst  in  den  angebaute- 
sten Ländern  Europa's  völlig  ertraglos  und  deshalb  au<^ 
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rt^Ug  vftrtiUoBy  weil  eie  kein  imtebares  ErzengiMfe  brin- 
gen^ mid  Niemand  da,  wo  sie  liegeo,  bloCgea  Raum  zu 
bflsitcm  begdirt:  ab€»r  vaA  der  unfruditbarsle  Boden 
erhslt  einen  Werifa,  wo  Raum  für  Wohnosg,  Gewerbe^ 
Verkehr  oder  Vergnügen  gestiebt  wird,  und  dieser  Werth 
ktfMi  sogar  sehr  viel  htther  steigen,  als  der  Nntxangs- 
wertfi  des  fruchtbarsten  Gartenlandes.  Ein  Morgen  Bau- 
stteile>  gttt  sdHm  in  lebhaften  Mtttelstädten  oft  mehre 
Hondert  Thaler;  dieser  Preis  steigt  in  groüsen  gewtfl>- 
rrieben  Stftdten  auf  mehre  Tausend,  und  im  Preulai- 
schen  .Staate  sdbet  erscheinen  Fälle^  worin  der  Qaadrair 
iah  Bauplatz  mit  einem  Thaler  beiaUt  wird,  was  26,920 
Thaler  auf  den  Morgen  betragt,  und  also  bei  irar  vier 
vom  Hundert,  eine  jährliche  Nutzimg  von  I036|  Thdiera 
voraossetst. 

Der  bei  weitem  grdfste  Theil  des  Bodens  wird  al-  ^ 
lerdtngs  nicht  als  blofser  Raum,  sondern  zur  Erzeugung 
von  Holz,  Gi^,  Getreide  und  andern  Früchten  gebraucht 
In  diesem  Falle  wird  zwar  der  Untersi&ied  der  Renten, 
welche  LSndereien-  von  gleicher  Fruchtbarkeit  bringen, 
bei  weitem  geringer,  dodi  immer  noch  sehr  viel  grölser, 
als  die  Versd^edenheit  des  Zmsfufees.  Die  Regierung 
der  nordamerikanischen  Freistaaten  verkauft  in  d^i  ent- 
fernten westlichen  Landestheilen  den  Acre  sehr  frucht- 
bal^e^  Bodens  zu  zwei  Dollars,  das  ist:  den  PreuCsischen 
Morgen  nodi  nicht  ganz  zu  zwei  Thalem:  dort  ist  die 
Rente  zu  fünf  vom  Hundert  fialglich  ein  Zehntheil  Tha- 
Ico*.  In  den  östlichsten  Gegenden  des  PreuCsischen  Staats 
werden  groCse  Güter  in  firuchtbaran  Boden  zu  Preisen 
verkauft,  die  gegen  fünfzehn  Thaler  für  den  Morgen 
betragen:  liier  ist  demnach  die  Bodenrente  das  Achte- 
halbfsche  des  vorig^i  Falles*  In  der  Nähe  der  groCsen 
Städte  wird  dagegen  die  jährliche  Nu^ung  eines  Mor- 
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ge&8  im  freien  FeMe  zum  Gemüsebaii  sd  z^ü  ondmekr 
Thalem  verpaditet;  hier  steigt  demnach  die  Bodenrente 
üb^r  das  Hundertfache  dessen-^  iiras  sie  westwärts  des 
Missisippi  betrögt,  während  die  Zinsen  von.  sicher  be^ 
legten  Kapitalen  nach  Yersefaiedenfaeit  der  Länder  unge- 
fähr zwischen  drei  und  zwölf  vom  Hundert  schwanlten« 

Es  wird  gemeinhin  angenommen,  der  Empfänger  von 
Bodenr^te  sei  mehr  betheiligt  bei  der  öffentlichen  WoU* 
fahrt,  als  der  Empfänger  von  Renten  aus  Kapitalbesitz. 
Aber  Beider  wahrer  Yortheil  scheint  hierin  nicht  wesent^ 
lieh  verschieden.  Der  schwunghafte  Betrieb  der  Gewerbe, 
die  Zunahme  des  Ertrags  der  Arbeiten  mdirt  eben  60*- 
wohl  £e  Nachfrage  nach  Boden -Elrzeugnissen,  als  nach 
Kapital.  Zwar  steigt  die  Bodenrente  dabei  schneller 
und  beträchtlicher,  als  die  Zinsen;  denn  die  Bodenerzeug- 
nisse femer  Gegenden  treten  nicht  mit  eben  der  Leich- 
tigkeit in  Mitbewerbung,  als  auswärtige  Kapitale;  aber 
^m  Kapitali^en  bleibt  doch  auch  die  Leichtigkeit  einer 
sichern  Belegung  sehr  viel  werth,  welche  jedenfalls  aus 
der  Blüthe  des  Gewerbes  hervorgeht.  Allerdings^  muCs 
der  Zinsfufs  sinken,  wenn  bei  dauerndem  Wohlstande 
die  Bildung  neuer  Kapitale  schneller  fortschreitet^  als 
der  Bedarf  neuer  Anleihen.  Allein  die  Verlegenheit  der 
Rentner,  welche  hieraus  entsteht,  hat  nur  die  Folge,  dafs 
es  schwerer  wird,  sich  einem  müfsigen  Leben  von  Zin- 
sen hinzugeben.  Das  ist  im  Allgemeinen  gewiCs  ein 
wohlthätiges  Ereignifs.  Selbst  milde  Stiftungen  werden 
sicherer  gefördert  durch  2kiwendung  neuer  Kapitale, 
wozu  der  Wohlstand  des  Landes  die  Mittel  gewähr^ 
als  durch  die  Fortdauer  eines  hohen  Zinsfufses  bei  stok- 
kendem  Gewerbe  und  schwankendem  Kredit. 

Nur  von  der  umlaufenden  Belegung  des  Kapitales 
gilt  £e  Bemerkung,  dafs  den  Kapitalisten  kein  festes 
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EigenAnm  an  sein  Vateriand  fessele.  Mit  der  öffentU^ 
eben  "WoUfahrt  wächst  die  Neigung,  Kapital  stebend  zu 
belegfea;  es  ist  selbst  das  untrüglicbste  Kennzeichen  ge- 
sieberten  Wohlstandes  ^  -wenn  Erspamifs  und  Grewinn 
sidi  bei  weitem  überwiegend  der  stehenden  Belegung 
zuwenden.  "Wer  aber  von  dem  Ertrage  seiner  Staats- 
scbuldseheine,  und  seiner  Aktien  in  grofsen  gemeinnützig 
gen  Anlagen  lebt,  der  hat  wahrlich  nicht  weniger  das 
Versiegen  der  Hülfequellen  des  Landes  und  die  Greuel 
rerwüstender  Kriege  zu  fürchten ,  als  der  Eigenthümer 
von  Landgütern.  Er  verliert  nicht  selten  aufeer  dem 
laufenden  Einkommen  selbst  das  Kapital  ^  woraus  es 
flofe»  während  dem  Grundbesitzer  dodb  der  wüste  Bo- 
deh,  und  darin  noch  einige  Müg^chkeit  bleibt ,  seiiken 
WohlßUod,  wenn  auch  spät  und  mühsam,  wieder  her-^ 
zustellen.  Sehr- verschieden  ist  jedoch  der  Einflufs  des 
Einkommens  aus  fremder  Arbeit  auf  die  "Wohlfahrt  der 
Völker,  je  nachdem  es  für  Benutzung  überlassenen  Bo- 
dens oder  dargeliehenen  Kapitals  erhoben  wird. 

Als  die  Grundherrlichkeit  über  Europa  zu  walten 
begann,  gewährte  sie  den  Untersassen  einen  Ersatz  für 
ihre  Leistungen  durch  Vörtheile,  welche  damals  auf  an- 
denn  "Wege  für  sie  nicht  erreichbar  waren:  Schutz  wi- 
der äufeere  Gewalt,  Aufredithalten  der  üfCentlidien  Ord- 
nung und  Sittlichkeit,  Anstalten  zur  Erleichterung  des 
Haushalts  und  Förderung  des  Landbaues.  Ritterliche 
^WehrhafÜgkeit,  Patrimonial- Justiz  und  Polizei  traten 
an  die  Stelle  der  bewaffneten  Macht,  der  allgemeinen 
Reditspflege  und  der  obrigkeitlichen  Fürsorge,  deren 
Unterhaltung  de|)  ohnmächtigen  Regierungen  jenes  Zeit- 
alters nur  in  gänzlich  unzureichendem  Mäafse  möglidi 
blieb.  Zwar  konnten  Vereine  selbstständiger  Hausväter 
vollkommener  leisten ,   was  die  Grundherriichkeit  meist 
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nur  mangaBiaft  gewSlurte,  vrenn  sie  zahlrddi,  wobBiaboid 
imd  durch  r^en  GemeiiBiim  ioBig  Terbanden  waren« 
Aber  sckhe  Yereiöe  konnten  nur  entstdien  in  den  didit- 
bewobdten  Mitt^nnkten  des  Verkehrs,  wo  Handwerk^ 
Knust  nnd  Ebndel  kräftige  nnd  Afttige  M^sdi^i  in  ge- 
ArMogten  Sdiaaren  nährte.  Der  Landbau,  weldier  Yer^ 
brdtong  der  Arbeiter  über  den  urbaren  Boden  erfor- 
dert, nuiCste  dieses  HüiCsmittds  entbehren. 

Au<^  jetzt  kann  ein  verständiger,  edefanüfiuger  Grund- 
herr noch  höchst  wohlthätig  auf  seine  CJntersassen  wir- 
ken; aber B^der Yerhältnifs  gegeneinander  ist  wesent- 
lich em  ganz  anderes  geworden.  Seitdem  <fie  Regie- 
nmgen  erstarkten,  und  allen  ihren  Unt^rthanen  gleidiol 
Schutz  und  gleiche  Rechts-  und  Polizei -Hälfe  zu  lei- 
sten rermögen,  ist  der  gmndherriiche  Beistand  nicht 
mehr  eine  nothwendige  Bedingung  des  Bestehens  der 
Öffentlichen  Sicherheit,  Ordnung  und  äufsern  Sittlichkdt. 
Weiland  mufste  der  Grundherr  sich  seiner  Untersas- 
sen annehmen,  w^m  sein  Besitzthum  überhaupt  erbalten 
werden  sollte:  jetzt  hängt  seine  Mitwirkung  Ton  seiner 
freien  Thätigkeit  ab;  sie  kann  sehr  nützlich  sein,  aber 
unentbehrlich  ist  sie  nicht  mehr.  Die  Pflichten,  welche 
dem  Grundherrn  Tormals  unerlSfslich  oblagen,  erforder- 
ten ein  ansehnliches  Maafs  von  körperlichen  und  geisti- 
gen Kräften;  wo  nicht  ungewöhnliche  Stärke  des  Arm^ 
so  dodi  Gewsmdtheit,  Rüst%keit  und  Ausdauer;  wo  nicht 
erlerntes  Wissen,  so  doch  schndlen  Blick  uodriditiges 
Urtheil.  Nur  eine  kräftige  Persöniidlikeit  verme^chte  sich 
un  Besitz  zu  behaupten;  der  Schwächling  en^agte  m, 
Gunsten  der  Agnaten,  und  zog  sich  gewöhnlich  in  den 
Sdioofs  der  Kirdbe  zurück.  Jetzt  besteht  fiir  die  G^rund- 
faerren  keine  so  gebietende  Nöthigung  mehr,''^ich  kiilf>- 
tig  zu  halten  an  Körper  und  Geist;  das  Gesetz*  isl^iiiäd^ 
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tig  g^enngy  auch  klägliches  Unvermögen  im  Besitze  zu 
schützen,  und  nur  gerichtlich  anerkannter  Blödsinn  oder 
an  Wahnwitz  grenzende  Verschwendung  bringen  den 
Volljährigen  unter  Vormundschaft 

Wie  dringend  nun  audi  Einsicht  und  sittliches  6e- 
fiihl  einen  würdigen  Gebrauch  des  grundherrlichen  An- 
sehns  empfehlen,  und  wie  gläubig  auch  den  Fortschrit- 
ten des  Zeitalters  in  echter  Bildung  vertraut  werden 
mag:  so  bleibt  do<^  oinverkennbar,  dafs  mit  dem  Erlö- 
schen des  Faustrechts  und  der  Wiederherstellung  der 
Herrsc^ft  des  Gesetzes  Verhältnisse  verschwanden,  wet 
die  den  Untersassen  eine  Vergeltung  für  ihre  Leistun- 
gen an  die  Grundberren  bestimmter  zusicherten,  als  es 
seitdan  mög^ch  wc^de.  ^ 

Allerdings  kann  die  natürliche  Fruchtbarkeit  des  Bo- 
dens durch  unverständiges  Aussaugen  erschöpft  werden; 
in  der  Regel  aber  verbessert  der  Anbau  das  Land  und 
macht  seinen  Ertrag  reicher  und  zuverlässiger.  Die 
fruchtbare  Ackerkrume,  der  reiche  Graswuchs  der  Wie- 
sen, der  üppig  tragbare  Boden  der  Gärten  sind  fast 
überall  die  Frucht  vieljährigen  Fleifses,  und  das  kost- 
barste Vermächtnifs,  das  in  jeder  Hand  weiter  veredelt 
von  Erben  zu  Erben  übergeht.  Je  länger  Boden  zum 
Anbauen  ausgethan  ist,  desto  gröfsem  Antheil  an  seiner 
jetzigen  Ertragsfähigkeit  hat  die  Reihefolge  seiner  Be- 
bauer.  Bei  Natural-Zehnten,  Laudemien,  Abscbofs,  über- 
haupt bei  grundherrHchen  Abgaben,  die  mit  dem  Ertrage 
oder  Kaufwerthe  des  Bodens  steigen,  wächst  aber  auch 
^s  Einkommen  des  Grundherrn,  wenn  auch  seine  Be- 
mühung nichts  zur  Erzeugung  des  höhern  Ertrages  bei- 
trug. Anstalten,  welche  der  Grundherr  in  frühem  Zei- 
ten zum  wirthschaftlichen  Gebrauche  seiner  Untersassen 
anlegte,  Mühlen,  Keltern,  Schmieden,  Backöfen,  Schän- 
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ken,  Wirthsbäusery  werden  einträglicher  mit  der  wach- 
senden Anzahl  und  Betriebsamkeit  der  Gutsbewohner. 
Der  Zwang  sich  ihrer  zu  bedienen ,  schien  bei  dünner 
und  armer  Bevölkerung  unentbehrlich,  um  eine  mä&ige 
Verzinsung  der  Änlagekosten  zu  sichern;  ab  Anbau, 
"Wohlstand  und  Verbrauch  sich  weit  über  Erwartung 
mehrten,  ward  dies  Bannrecht  eine  beträchtliche  Ein« 
kommensquelle. 

Was  einsichtsvolle  und  wohlwollende  Grundherren 
zur  Verbesserung  des  Unterrichts  in  Kirchen  und  Schu- 
len, der  Armen-  und  Krankenpflege,  der  Sicherheits- 
anstalten gegen  Brand  und  Diebstahl,  der.  Land-  und 
Dorfstrafsen,  der  Viehzucht,  des  Feld-  und  Gartenbaues 
und  der  ländlichen  Gewerbsamkeit  gethan  haben  und  in 
den  neuesten  Zeiten  thun,  verdient  gerechten  Beifair  und 
achtbare  Anerkennung.  Unverkennbar  ist  jedoch  auch, 
dafs  mit  den  Fortschritten  der  Bildung  und  des  Wohl- 
standes der  Antheil  wächst,  welchen  die  Regierungen 
und  die  Landgemeinden  selbst  an  diesen  Verbesserun- 
gen nehmen.  Besonders  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache 
selbst,  dafs  der  Bauernstand  in  eben  dem  Maafse  geneig- 
ter und  vermögender  wird,  gemeinnützige  Anstalten  zu 
seinem  eigenen  Vortheile  zu  verbessern ,  und  selbst  neu 
zu  stiften,  worin  er  an  Einsicht  und  Wohlhabenheit  zu- 
nimmt. 

Wenn  ein  Bestreben  der  Regierungen  wahrgenom- 
men wird,  das  Grundherrlichkeits-Verhältnifs  auf  recht- 
lichem Wege  durch  Auseinandersetzung  der  Grundberren 
mit  ihren  Untersassen  aufzulösen :  so  konnte  die  verstau-^ 
digen  Machthaber  und  Rathgeber  aus  der  Klasse  der 
angesehensten  Grundherren  selbst  nur  die  Wahnxehmung 
dazu  leiten,  dafs  es  mit  den  Fortschritten  der  Bilduiig 
und  des  Wohlstandes  den  Grundberren  immf^r  schwerer 
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wird  9  den  Pflichten  ihres  Berufs  zu  genügen.  Indem 
mit  diesen  Fortschritten  ihr  Einkommen  ans  der  Arbeit 
ihrer  Untersassen  wädus^  nimmt  gleichzdtig  das  Bedfirf- 
nifs  ihres  Beistandes  ab.  Je  mehr  der  Arbeitarstamm 
an  Einsicht  nnd  Sittlichkeit  gewinnt ,  desto  mehr  wird 
er  föhigy  denjenigen  Tlieil  der  Früchte  seines  FleiCses» 
der  nicht  zu  dringenden  Lebensbedürfnissen  erfordert 
wird,  verständig  tm  Verbesserung  seines  Zustandes  zn 
verwenden.  Die  Stadtgemeinden  gelai^en  grölstentheils 
sdbon.  sehr  viel  früher  zu  dieser  Bildungsstufe,  und  kauf^ 
ten  sidk  von  ihren  Grundherrn  los,  oder  erhielten  durdi 
landesherrliche  Gunst  für  sich  selbst  grunAerrliche 
Redhte;  nach  dieser  Befreiung,  erst  stiegen  sie  zu  soir 
chcm  Ansehn  und  Wohlstände,  wie  denselben  die  Me- 
diatstädte,  die  Grundberren  unt^geben  blieben,  niemals 
erreicht  haben. 

Der  Süden  und  ^Südwesten  Europa's  ist  verhältniCs* 
m^fsig  arm  und  zurückgeblieben,  aller  Gunst  ikß  Him- 
mels ungeachtet,  und  selbst  unter  dem  Zuflüsse  dar 
Schätze  des  neuen  Welttheils,  während  £e  Grundherr- 
liehkeit  daselbst  unbeschränkt  fortbestand.  Wenn  der 
Boden  der  alten  Handelsstaaten  Italiens,  wenn  Grofs- 
britannien  und  Belgien  nicht  dasselbe  Bild  der  Yerar* 
mung  des  Volkes  neben .  dem  Segen  einer  reichen  Natur 
darstellen:  so  verdiinken  sie  dies  der  Gegenwirkung  der 
groüsen  Kapitale,  welche  nicht  aus  aufgesparter  Baden«^ 
rente,  sondern  aus  d^  Betriebsamkeit  der  Kaufleute  und 
FabrikjunterndnUer  erwuchsen. 

Audi  wo  grundherrliche  Verhätnisse  nicht  einwirr 
ken,  bestätigt  es  sidb' durch  Erfahrung,  daCs  die  Bdden^ 
rente  zwar  mit  der  Wohlhabenheit  wächsl^.aber  keines;- 
weges  unbedingt  selbst  ein  Fdrderungsmittel  der  Wohl- 
habenbdt  ist.     Wenn  Bauplätze. mit  groiaeit  Summen 
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besaUt  iferden  könne»! ,  so  beweist  das  allerditigs  ftbr 
die  Fruchtbarkeit  der  Arbeiten,  wodurch  die  Mittel  tur 
Verziasiiiig  dieser  Sammen  gewonnen  werden.  Aber  die 
Theumng  der  Bauplätze  selbst  ist  ein  Uebel,  das  an 
dem  Marke  der  gewerbreichen  Ortschaften  zehrt.  Wer 
daselbst  bauen  will,  mirfs  aufser  den  Baukosten  selbst 
ein^  Kapitid  verwenden,  das  zur  Festigkeit,  Bequemlicb« 
keit  und  Schönheit  des  GebHudes  selbst  nichts  beiträgt 
Die  Kosdbarkdt  des  Raums  rdzt  zur  Ersparung  dessel- 
ben auf  Kosten  der  Bequemlichkeit,  Gesundheit  und  Sitt* 
lichkeit  der  Beweger.  Es  bedarf  hier  keiner  Sdiilde- 
rung  des  Elends  in  feuchten  Kellerwohnungen,  in  Dach« 
stoben,  welche  gleich  wenig  wider  Sonnenbrand  und 
Winterstürme  schützen,  in  Stuben,  weldie  mehre  Fami-^ 
lien  gemeinsdbaftHdi  bewohnen,  und  wo  der  Schamhafttg- 
keit  kein  Winkel  bleibt,  wohin  sie  flüchte.  Die  Polizei 
kann  scJdien  Mifsverhältnissen  nur  unvoUständig  steuern; 
Eigennutz  und  NoA  sind  unerschöpflich  in  Ausflüchten, 
und  endlich  wird  die  Strenge  der  polizeilichen  Aufi^M^ 
sdbst  ein  Uebel. 

Mit  dem  Bedürfnisse  gemeinnütziger  Allagen  für 
dn  veredeltes,  reidies  und  thätiges  Leben  wächst  die 
Sdbwierigkeit,  welche  die  Theurung  des  Raums  ihnen 
imtgegensetzt.  GresetzUcber  Zwasig,  soldhen  Raum  ge^ 
gcin  vollen  Ersatz  der  erweislich  verlorneu  Nutzung  ab^ 
mitreten,  hat  sciir  enge  Schranken,  wenn  er  den  ruhigen 
Besitz  mit  Liebe  gepflegten  Eig^tithums  nicht  schmerz« 
lieh  bedrohen  soll.  Der  ruhige  Besitz  ist  nicht  minder 
eine  Wohltihat  der  hohem  Bildung,  als  der  Genufs  aller 
Frücbte  jener  Anlagen,  und  es  bleibt  mensdUidier  Weis- 
heit fast  unmöglich,  zwischen  beiden  eine  Grenze  zu  zie« 
hen,  die  jede  Verletzung  hinreichend  vergütet. 

Die  Kostbarkeit  des  Räume  in  dichtbewohnten  Lte- 
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dern  nötihigt  die  Mensdben  neae  .Wolitifiilze  zu  sucken^ 
luid  befördert  ibre  Yerbreiltaigrüber  den  Er^odeii,  wtd 
£e  Spradbrerwirrang^  des  alten  BabeL  Erfilltt  das  Men* 
sdiengesclilecht  auch  hierdurch  seine  Bestimmang,  so 
verspätet  sieh  doch  das  Emporkonmen  der  Staaten  durdfi 
Alles,  was  die^Zunafame  der  kräftigen  und  tkdtigen  Be« 
Tölkerung  ihres  Bodens  faeromt.  Yerfessungen  mid  Ge- 
setze,  welche  das  Steigen  der  Bodenrente  vorzugsweke 
begünstige  wirken  daher  kemesweges  fördernd  auf  di# 
Macht  der  Staaten ,  worin  sie  be^ehm. 

Wer  Kapital  auf  Zmnen  ausleiht,  bemlAt  sidi  id^ 
'  lerdings  den  höchsten  Zinssatz  zu  bedingen;  der  bei  Tor- 
ausgesetzter  Sidierheit  erreidibar  ist*  Aber  sein  Bestre- 
ben wird  in  dem  Maafse  fruditloser^  worin  Bildung  und 
Wohlstand  fortsdireit^.  Die  Zunahme  der  Gewerbsam'^ 
kdt  mehrt  zwar  auch  cBe  Nachfrage  na<^  Kapital  >  Anlei- 
hen^ aber  das  Anerbieten  zu  dens^ben  mehrt  sidi  no^ 
sthndler:  d^m  es^wird  nicht  nur  neues  Kaj»tal  aius  er- 
spartem Erwerbe  gesammdt,  sondern  die  iScherbeit^  und 
mit  ihr  die  Neigung,  Erspamfese  zinsbar  zu  beleget, 
wachst  auch  mit  der  Verbesserung  des  NiJirungisstandes> 
der  Sitten  und  der  Rechtspflege.  Der  Zinsfufs  sinkt  da- 
her, indem  Bildung  und  Wohlstimd  steigen;  die  Beni^rtzun^ 
erborgter  Kapitale  wird  immer  woldfeiler,  und  es  wkd 
immer  leichter ,  kostbare  YeHiesserungen  des  gewerbli- 
eben  und  geselligen  Zustandes  auszufßbren.  Es  bedarf 
keines  Einsdbreitens  der  Regierung,  um  die  Fordenmgen 
der  Zinsempfänger  zu  beschränken:  dte  wadisende  Mit^ 
bewerbung  naher  und  f^ii^r  Kapitalbesitzer  mäfsigt  die- 
selben hinlänglich.  Wucherverbote  und  Yorschriften  für 
Pfendleiher  sollten  nidit  den  Zinsfufs  berabdrücken,  und 
haben  dieses  auch  nianals  -irermocht;  ^e  Bestimmung 
ist  es  nur,  Ekifah,  Unerfdirenbeit  und  LeiditsiBn  gegen 
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listy  Betrag  mid  Uebereilang  zu  sicfaern,  weldies  nkikt 
kk  Aoleihegesdbdften  ali^,  sondern  aucli  beim  Verpaß* 
ten  nnd  Auslban  von  LSndereien,  und  swist  im  Y^r 
lehr  durdi  die  beBtdbtende  Geset^ebung  gesciiebeii  kL 
I>er  eigentlidie  Rentoer  sieht  zunächst  auf  Sicherheit 
des  Kapitals  und  richtigen  Eingang  der  Zinsen,  und  treibt 
sdion  deshalb  kein  wucherliches  Gewerbe.  Mänaer,  irel- 
che  mit  d^n  Umsatz  ivon  Geld  und  zinsbaren  Papieren 
ein  Gewerbe  treiben«  sind  eben  so  wenig  Rentner^  als 
diejenigen  Agent^i  in  einigen  Ländern ,  welche  groise 
Güter  nicht  zur  eignen  Bewirthsc^aftung,  sondern  zur 
Yertheilung  an  Afterpäehter  in  Paeht  übernefameQ. 

Wer  endlidi  eigi^nes  Kapital  in  eigenem  Gewerbe 
kiutzt^  ist  eben  so  wenig  ein  Rentner,  als  derjenige^  der 
eignen  Boden  selbst  bewirthschaftet.  Die  sehr  gewöb»- 
licte  YoilsteUungy  dafs  jener  sein  eigener  Schuldner, 
dieser  sein  eigener  Pächter  sei,  jener  in  seinem  Eon- 
kommen  die  Zinsen  seines.  Kapitals,  dieser  die  Rente 
iron  seinem  Boden  erbalte«  filhrt  nur  zu  dem  Wahne, 
dafs  in  der  todten  Masse  des  Kapitals  oder  des  Bod^as 
erwerbende  Kräfte  wohnen.  Beide  sind  nur  Werkzeug 
zum  Erwerbe,  wie  die  Axt  und  der  Hobel.  Der  Hand* 
warker,  welcher  beide  nidit  selbst  besäfse,  würde  sie 
leäen,  und  dem  Eigner  für  deren  Gebrauch  eine  Mh- 
the  zahlen  müssen;  aber  Niemand  wird  desludb  wähneni 
dafs  der  Axt  odar.  dem  Hobel  selbst  erwerbende  Kräfte 
imvobnten.  D^  Zinsfufs,  der  Rentesatz  wird  aHein  da- 
durch besti^aoit,  daüs  Kapital  verliehen,  Boden  zur  Be^ 
nutzuiig  ausgethan  wird,^  und  beides. so  himfig  geschieh<^ 
dafe  sich  ein  übliches  MaaCs,  gleichsaul  ejtu  Marktpreis 
dafür  bildet  Benutzte  Jedermann  nur  eignes  Kapital 
und  eignen  Boden:  so  hätten  die  Begriffe  yon  Yerzin- 
sung  eines  Bett i^bfikapiials .  und  Bodenrente  gar  ni<^ 
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entsteken  können,  obi>in0fal  Handd,  E^brit  nn^  Landbao 
deshalb  nieht  minder  Einkoimnmi  ans  mensddicker  Ar- 
beit bervor^brachi  hatten.- 

Wenn  Ornndeigenthümer  die  BewirUiscbaftung  ihres 
Bod«[iSy  wohlhabende  Handfverker  den  Betrieb  ihres  Ge- 
werbes aofgeben^  und  si^h  zur  Rohe  setzen^  so  bltibt 
ihnen  nodi  der  Besitz  der  Mittel,  womit  sie  bisher  Ar 
Creschttft  betrieben.  Können  sie  diese  Mittel  verkaufen , 
so  bleibt  ihnen  nodi  das  Einkommen  aus  den  Zinsen 
des  Kaufjpreises,  obwohl  sie  nidit  mehr  arbeiten.  Aber 
diese  Mittel  haben  nur  einen  Kanfwerth,  so  fem  Andre 
sie  sudben,  um  Arbeit  damit  za  remcht^d.  Es  ist  da* 
h^  nicht  minder  Arbeit,  woraus  ihr  Einkommen  im  Rn^ 
bestände  ilieCst.  Dasselbe  gilt,  wenn  sie-  statt  zu  Ter- 
kaufen  blos  vermiethen;  nur  aus  dem  Ert3*ag-e  von  Ar* 
beit  kann  ihnen  Miethe  bezahlt  werden.  Der  Kaufpreis 
selbst  ist  nichts  anders,  als  Abfindung  für  die  Mtethe, 
die  sonst  zu  zahlen  wäre.  Die  Bodenrento  verwandelt 
sich  hier  in  Zinsen  toq  dem  Kaufpreise,  der  demnach 
von  dem  Zinsfufse  abhSngt. 

Der  Begriff,  dafs  Rente  von  Boden-  oder  Kapital* 
besitz  derjenige  Theil  des  Ertrages  der  Arbeiten  sei, 
welcher  nach  Abzug  des  Unterhalts  der  Ai^eit^r  übrig 
bleibt,  ist  gänzlich  gehaltlos.  Es  berechtigt  nichts,  die- 
sen Abzug  auf  das  herabzusetzen,  was  eben  hinreicht, 
den  Arbeiterstamm  in  dem  zur  Zeit  bestehenden  arbeite- 
fähigen Zustande  zu  erhalten.  Nicht  allein  hat  der  Ar- 
beiter selbst  eben  so  gegründeten  Anspruch  auf  Ver- 
besserung seines  Zustandes,  als  der  Besitzer  von  Boden 
oder  Kapital,  sondern  es  ist  auch  der  Beruf  des  Men-:^ 
schengesdilechts,  dafs  es  den  Erdboden  erfülle,  und  sich 
densellien  unterthan  mache;  das  aber  ist  nur  möglich 
durch  die  Fortsdititte  desArbeiterstammes  an  Zahl,  Kraft, 
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mid  Gerfttttng«     V^rkMmt  soU  und  darf  mckt 
werden,  ynmiA  auch  die  freie  ThStigieit  der  ReatB^r 
lierzct  beitragen  könne  und  müsse;  aber  es  ist  em  durchs 
aus  unwürdiger  Gedwke,  dais  der  Arbeiterstunoi  nur 
ein  Werkzeug  der  Reotda*  sei,  um  den  ihnen  zugeliö^ 
ngen  Stoff  ausznbenten;  ein  Werkzeug,  dessen  Wertb 
anf  dem  Betrage  des  Einkommens  bearlihe,  dsa  es  ib&en 
erarbeitet    Es  bt  eine  beUagenswerthe  Yerimmg,  ia^M 
ver^Sndige  und  wohlwollende  Männ^,  vesblendel  durch 
herrschend  gewordenen  Wahn,    ein  staatswirihschaftli^ 
ehes  Sjatem,  das  phjsiiikn^s^e,  weseadich  auf  diesen 
Gedanken  gründen  konnten.    Madi  ihrer  Ansicdit  erzeugt 
niebt  Arbeit,  auch  nidit  Kapital,  sondern  die  Kraft  d^ 
Natur  im  Boden  allein  edites  Einkommen,  welehes  den 
Eigentümern  des  Bodens  gehört,  die  daraus  de»  Ar- 
betterstamm,  und  überhaupt  die  ganze  Beyölkenmg,  nebst 
allen  Anstalten  zur  Sieherfaeit,  Bequemlichkeit  und  An- 
ndmilichkeit  des  Lebens  unterhalten.  Es  bezeichnet  einen 
Fortftdiritt  des  Zeitalters  an  Einsicht  und  Gefühl,  daCs 
der  Glauben  an  dieses  System  endlich  gan2  erlosdhen 
isty  nadidem  es  während  des  letzten  Drittheils  des  ver- 
flossenen Jahrhunderts  Staatnnänner  und  Geleinrte  leb- 
haft angeregt,  und  wemi  auch  zweifäUiaften  Beifalb, 
doch  ungetheilter  Aditung  genossen  hatte. 

Seitdem  es  möglich  ward,  ein.  sicheres  Einkommen 
miabhängig  von  eigner  Arbeit  zu  beziehen,  gsdb  audi 
diese  SteUni^  einen  willig  anerkannten  Anspruch  auf 
Ansehn  und  Auszeichnung.  Allen  Völkern  war  in  ihrer 
Kindheit  seliges  Nic^tsthun  das  höchste  Gut;  ihre  Göt- 
ter lebten  darin,  und  der  Beniner  konnte  dieser  Selig- 
keit gletchfeUs  thrilhaftig  werden;  sie  war  das  Ziel  der 
herkulischen  Arbeiten,  und  die  höchste  Belohnung  ^eder 
Tugend    Aber  audi  der  hohem  Btldui^  mn&  cKe  Frei^ 
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hdt  aditnng^swerth  ersdieinen^  womit  der  Reulaer,  TOtt 
Sorgea  für  seinen  Unierhalt  entbunden,  seine  ganze  Zeil 
und  Kraft  dem  Gemrinwesen,  der  "Wisseiiscliaft  und 
Kunst  widmen  darf. 

So  lange  das  Ausleihen  auf  Zmsen  in  der  4^EfentS^ 
cJien  Meinung  für  ein  unanständiges  Gewerbe  galtf  so 
lemge  dasselbe  bei  der  Unvdllkommenheit  der  LebeiM« 
TeiMltnisse  nur  ein  gewagtes  G^sdbäft  bBeb,  das  im-« 
ermüdliche  Wachsamkeit  und  schlaue  GewandAeit  er« 
forderte:  so  lange  Uieb  «s  auch  nnmdg^eh,  auf  Ren^ 
tenbezug  aus  verliehenem  Kapital  dnen  Ansprudk  auf 
Achtung  und  ehreidiafte  Unabhtogigkeit  zu  gründe».  Es 
war  viehnehr  der  Empfang  von  Bodenrenten  aUein,  dem 
dieser  Anspruch  um  so  vollständiger  zuksun,  ab  er  ge« 
meinhin  init  dem  Besitze  der  Gmndherrlic^eity  mit  der 
Macht,  über  Land  und  Leute  zu  verfügen,  verbunden 
war.  Das  Ansehn,  welches  die  Bodenrente  verlieh,  mu&te 
noch  fast  ins  Unermefsliche  wadisen,  als  aus  der  Grunde 
herrlichkeit  sich  die  Landeshoheit  des  neuern  Europa's^ 
entwickelte,  und  das  Oberhaupt  des  Staat»  selbst  al» 
der  mächtigste  Grundherr  erschien.  Wie  sehr  äudi  die 
wachsende  Einsicht  in  die  wahre  Natur  der  Staaten  diese 
Begriffe  berichtigte;  wie  sicher  auch  erkannt  wurde,  dafs 
die  Zwecke  der  Staatsregierung  von  den  Zwecken  der 
grundherrlichen  Verwaltung  gänzlich  verschiede]^  ja  fast 
denselben  entgegengesetzt  sind:  so  blieb  in  den  äuisem 
Formen  Vieles  zurück,  was  an  den  Ursprung  der  neuem 
Landeshoheit  erinnert  Die  Majestät  der  Landesherren 
erschdnt  im  höchsten  Glänze  ^  wenn  die  Huldigungen 
der  mäditigsten  Grundherren  sie  zunächst  umgeben. 

Der  Rentner,  dessen  Unabhängigkeit  sich  auf  den 
Empfang  von  Zinsen  aus  Kapitalen  gründet,  erprobt  in- 
defs  die  volle  Lästigkeit  eines  Mifsverhältnisses  zwischen 
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Macht  imd  Rang.  Je  mehr  die  Fortschritte  der  Bildung 
dea  Kredit  hefeatigen,  und  seinen  £inflii£s  auf  alle  Zweige 
der  Gewerbsanieit  und  auf  die  Verwendung  der  Staat»- 
krftfte  selbst  erweitem,  um  desto  sichtbarer  tritt  die 
Macht  hervor,  weldie  der  Besitz  groCser  Kapitale  ver- 
leiht Aber  diese  Macht  giebt  unmittelbar  keinen  äü* 
fsern  Rang,  und  ihr  Bes^^ben  sich  geltend  zu  machen, 
erscheint  dedialb  nur  zu  oft  als  widerliche  AnmaOsung. 
Auch  wmn  die  Regierungen  dieses  MiCsverhältnifs  aus- 
zureichen v^^udien,  erscheint  der  Kapitalist  mit  der 
Befangenheit  eines  Emporkömmlings,  welcher  durch  Her- 
vordrängen verletzt,  weil  er  stets  besorgt,  Übersehn  zu 
werden,  und  durch  steife  Förmlichkeit  belästigt,  weil  er 
immer  befürchtet,  sich  etwas  zu  vergeben. 

Der  wahre  Yorthdl  beider  Klassen  von  Rentnern 
erfordert  die  Tilgung  dieses  Uebelstandes,  wddie  nicht 
sidierer  erreicht  wird,  als  indem  beide  ihren  Beruf 
erkennend  in  edler  freier  Thätigkeit  für  die  höheren 
ZwedLe  des  Lebens  wetteifern,  und  dadurch  Anspruch 
auf  einen  Rang  unter  den  Wohltibätem  des  Menschen- 
geschlechts erwerben,  dem  Alles,  was  Bildung  besitzt, 
freudig  huldigt. 

Beideiiei  Rentenempfänger  waren  dagegen  in  einem 
grundverderblidien  Irrthume  befangen,  wenn  sie  wähn- 
ten, dafs  ihre  Stellung  ihnen  keine  weitere  Pflichten 
auflege,  als  die,  zur  Unterhaltung  der  öffentlidien  An- 
stalten des  Staats  und  der  Gemeinen  nach  Verhältnifs 
ihres  Einkonmuens  beizutragen,  gleich  jedem  andern  In- 
wohner des  Staats  und  der  Gemeine,  welcher  seinen 
Unterhalt  durch  Arbeiten,  sei  es  des  Körpers,  sei  es  des 
Geistes,  erwirbt;  denn  die  Frucht  dieser  Arbeit,  obwohl 
zunädist  für  Rechnung   des  Einzelnen   gewonnen,   ist 
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darum  nicht  minder  ein  Erwerb  für  die  Nation,  deren 
gesammtes  jährliches  Einkommen  nur  allein  aus  den  Er- 
zeugnissen aller  jährlichen  Arbeiten  besteht.  Die  Rent- 
ner haben  nicht  minder  die  Yerpflichtung,  zu  diesem  6e- 
sammteinkommen  durch  ihre  persönliche  Bemühung  bei- 
zutragen, weil  die  Gunst  ihrer  Stellung  ihnen  gestattet, 
Arbeiten  zu  verrichten,  welche  keinen  Ertrag  fiir  ihren 
Unterhalt  abwerfen.  Vielmehr  liegt  eben  in  dieser  eh- 
renhaften Stellung  nur  ein  höherer  Beruf,  dem  Gemein- 
wesen, der  Wissenschaft  und  der  Kunst  nach  Kräften 
in  freier  freudiger  Thätigkeit  und  durchaus  uneigen- 
nützig zu  dienen. 

Wer  das  wegen  körperlichen  oder  geistigen  Un- 
vermögens nicht  vermag,  der  verdankt  seinen  Unterhalt 
wesentlich  der  Mildthätigkeit,  welche  die  Nation  in  Folge 
der  öffentlichen  Ordnung  und  der  bestehenden  Gesetze 
übt  Diese  Mildthätigkeit  zahlt  einen  Ehrensold  an  Die- 
jenigen, deren  Kräfte  gemeinnützige  Thätigkeit  au^e- 
zehrt  hat.  Sie  zahlt  einen  Yorschufs  an  die  Kindheit 
und  Jugend,  welche  heranwächst,  um  die  Wirksamkeit 
der  Väter  fortzusetzen  und  wo  mögUch  zu  mehren  und 
zu  veredeln.  Sie  zahlt  einen  Pflichttheil  an  die  Schwä- 
che der  menschlichen  Natur,  indem  sie  noch  den  Un- 
terhalt derer  übernimmt,  welche  schuldlos  oder  durch 
Verschuldung  körperlich  oder  geistig  krank,  und  des- 
halb unvermögend  sind,  ihren  Unterhalt  durch  eigne 
Thätigkeit  zu  verdienen. 

Wer  keinen  Beruf  in  sich  fühlt,  seine  Kraft  nütz- 
lieh  zu  verwenden,  der  ist  geistig  krank.  Es  ist  mensch- 
lich anzunehmen,  dafs  er  nur  aus  Irrthum  fehle,  und  ei* 
bedarf  zunächst  Belehrung.  Dafs  der  Ernst  dieser  Lehre 
die  G^müther  durchdringe,  dafs  der  Leichtsinn  sie  nicht 
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überhöre,  die  Trägheit  sie  nicht  zurückweise ,  der  Ue* 
bemKoth  sie  nicht  verhöhne,  daran  kann  Niemand  mehr 
gelegen  sein,  als  den  Rentenempfängern  selbst:  denn 
nur  dadurch,  dafs  in  ihren  Reihen  die  wahre  Beschaf- 
fenheit ihres  Einkommens  und  die  damit  verbundene 
Verpflichtung  allgemein  anerkannt  ist,  wird  auch  ih- 
rem Eigenlhume  der  Schutz  der  öffentlichen  Meinung, 
ihrem  Leben  der  Schmuck  der  öffentlichen  Achtung  ge- 
sichert. 

Wie  freudig  und  ehrend  audi  jedes  Beispiel  wach- 
sender Einsicht  und  erwachenden  Pflichtgefühls  hervor- 
gehoben,  wie  viel  auch  in  der  Vergangenheit  «itschul- 
Ägt,  in  der  G^enwart  günstig  gedeutet,  von  der  Zu- 
kunft gehofft  werden  will,  es  kann  dennoch  nicht  ge- 
leugnet werden,  dafs  eine  bei  weitem  überwiegende 
Mehrheit  nicht,  nur  der  Rentner,  nicht  nur  der  Eigen- 
thümer  überhaupt,  sondern  auch  der  Besitzlosen  keinne 
andern  Begriff  von  dem  Zwecke  des  Eigetithumsrech- 
tes  hat,  als  dads  es  ausschlief slidi  tum  Vortheile  seiner 
Besitzer  bestehe.  Diese  Meinung  verwandelt  die  Ob^ 
liegenheit  Aller,  dasEigenthum  heilig  zu  halten,  in  eine 
gegenseitige  Gewährlei^ung  des  ungestörten  Besitzes 
zum  gemeiiisamen  Schutze  der  Eigner  gegen  die  Besitz- 
losen; die  Pflicht,  der  öffentlichen  Wohlfahrt  zu  die- 
nen, in  eine  Gnadenbezeigung,  die  Beiträge  zu  gemein- 
nützigen Anstalten  in  eine  Almosen -Spende,  und  das 
Bestreben  weiser  Regierungen,  dem  ßfifsbrauche  des  Ei- 
gentfaums  vorzubeugen,  in  eine  vermeintliche  Rechts- 
verletzung. Am  härtesten  trifft  der  unselige  Einflufs 
dieser  Meinung  die  Rentner,  indem  sie  dieselben  als 
Günstlinge  blinden  Glückes  dem  Neide  bloijBstellt,  und 
ihnen  den  kräftigsten  Antrieb  zur  edlen  Benutzung  ihres 
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ehrenvollen  Verhältnisses,  das  wohlthuende  Gefühl  er- 
füllter Pflichten,  entzieht. 

Der  Kampf  dieser  Meinung  mit  den  Ansichten, 
welche  die  Fortschritte  der  Zeitgenossen  in  Kenntnifs 
und  Gesittung  unaufhaltsam  entwickeln,  das  ist  es,  was 
das  Zeitalter  entzweit  und  verwirrt. 


Berichtigung. 
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im  Reg. -Be;s.  Posen, 


